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Die Krise der Biosphäre
Die Lebenswelt ist in eine tiefe Krise geraten:das na-
türliche Kapital unseres Planeten, die biologische
Vielfalt, erleidet drastische Verluste.Wir erleben ge-
genwärtig die 6.Auslöschung der Gen- und Artenviel-
falt. Sie könnte die letzte große Krise, bei der vor
65 Millionen Jahren u. a. die Saurier ausstarben, an
Geschwindigkeit sogar noch übertreffen. Mit dem
Verlust der Tier- und Pflanzenarten gehen ihre gene-
tischen und physiologischen Baupläne verloren, die
z.B.für die Medizinforschung von großem Wert sein
können.Im Bereich der Landwirtschaft stehen pflan-
zengenetische Ressourcen auf dem Spiel, die durch
traditionelle Bewirtschaftung in Jahrhunderten her-
angezüchtet wurden. Diese Gen- und Artenverluste
wiegen um so schwerer, als es sich um irreversible
Vorgänge handelt: Verlorenes bleibt verloren, ver-
paßte Chancen kehren niemals wieder.
Die wesentliche Ursache für das Artensterben ist
der Mensch, der die Landschaften und Ökosysteme
der Welt durch Raubbau an Wäldern, Flächenkon-
version für die Landwirtschaft, Urbanisierung usw.
verändert. Das Areal für Ackerbau ist um fast das
fünffache gewachsen, während die tropischen Re-
genwälder – ein „Hauptorgan“ der globalen Bio-
sphäre – flächenmäßig mehr als halbiert worden sind.
Der Eingriff in den globalen Metabolismus der
Biosphäre ist nicht weniger dramatisch: Nahezu die
Hälfte der weltweiten Photosyntheseleistung der
grünen Pflanzen wird heute durch den Menschen
manipuliert;die CO2-Konzentration der Atmosphäre
ist durch zivilisatorische Prozesse bereits fast um ein
Drittel erhöht worden. Bei der Stickstoffixierung
und beim Süßwasserverbrauch werden die natürli-
chen Kreisläufe inzwischen sogar von den menschli-
chen Aktivitäten dominiert. Insgesamt gesehen be-
deutet dies: der Mensch ist dabei, einen planlosen
Umbau des vorgefundenen Gebäudes der Biosphäre
vorzunehmen.
Diese Entwicklung beeinträchtigt unsere natürli-
chen Lebensgrundlagen und letztlich unseren Wohl-
stand und unser Wohlbefinden. Mit dem Verlust von
Genreserven ist die Nahrungsproduktion für eine
weiter wachsende Weltbevölkerung gefährdet.Wich-
tige Chancen für die Weiterentwicklung von For-
schung und Technologie drohen unwiderruflich ver-
loren zu gehen. Die Anpassungsfähigkeit der Le-
bensgemeinschaften an Störungen wie den Klima-
wandel wird durch das Artensterben vermindert.Die
Zerstörung der Vielfalt von Ökosystemen schmälert
nicht nur das Naturerbe der Menschheit,sondern un-
terhöhlt sogar die ökologische Leistungsfähigkeit
des „Systems Erde“.Ohne Biosphärenschutz sind le-
benswichtige Funktionen (Klimaschutz, Boden-
schutz,Küstenschutz usw.) gefährdet.Die Umgestal-
tung der Biosphäre ist für den Menschen bereits jetzt
– und vermehrt in der Zukunft – mit unwägbaren Ri-
siken und mit dem Verlust an Chancen und Lebens-
qualität verbunden.
Dringender Handlungsbedarf
Angesichts der dramatischen Lage der Biosphäre
besteht dringender Handlungsbedarf für die interna-
tionale Politik. Der Wissenschaftliche Beirat der
Bundesregierung Globale Umweltveränderungen
(WBGU) widmet sich daher in seinem Jahresgutach-
ten 1999 „Welt im Wandel: Erhaltung und nachhalti-
ge Nutzung der Biosphäre“ weniger der Beschrei-
bung des Status quo und der Trendanalyse. Es geht
vielmehr darum, aus seinem interdisziplinären An-
satz Antworten zum Umgang mit den akuten Proble-
men der Biosphäre im Sinn konkreter Politikbera-
tung abzuleiten.
Die empfohlenen Maßnahmen können allerdings
nur erfolgreich sein, wenn sie sich in die Logik eines
globalen Rahmenplans zur „Biosphere Governance“
einfügen. Die Staatengemeinschaft wird sich ent-
scheiden müssen, ob, wie und wo sie bewahren, pfle-
gen oder aktiv gestalten will. Diese „Biosphere Go-
vernance“ wird noch lange Jahre im Schatten einer
tiefen Unkenntnis über die Biosphäre stehen. Wäh-
rend z. B. im Klimabereich längst prognostische Fä-
higkeiten erworben worden sind, hat sich die Kom-
plexität der planetarischen Lebenswelt erst in Ansät-
zen dem wissenschaftlichen Verständnis erschlossen.
Es geht daher nicht nur um Handlungsempfehlun-
gen, sondern auch um den Ansatz zu einer For-
schungsstrategie zur Biosphäre.
Die Themen Biosphäre und biologische Vielfalt
müssen daher künftig an prominenter Stelle auf der
internationalen wie nationalen politischen Agenda
stehen – für die Politik wie für die Forschung.
Imperative für die Bewahrung und Gestaltung der
Biosphäre
Der Beirat hat in seinem Jahresgutachten 1999 fünf
„biologische Imperative“ formuliert, an denen sich
die Politik orientieren kann und mit denen die Werte
der Biosphäre für heutige und kommende Genera-
tionen erhalten und nachhaltig genutzt werden kön-
nen.4 A Zusammenfasssung für Entscheidungsträger
Erster Biologischer Imperativ: Integrität der
Bioregionen bewahren
Der Beirat empfiehlt hierfür eine Doppelstrategie:
Zum einen ist es sinnvoll,in den Regionen solche Zo-
nen mit Nutzungsbeschränkungen zu belegen, bei
denen die Erhaltung von regionalen Regelungsfunk-
tionen oder das Bereitstellen ökosystemarer Lei-
stungen im Vordergrund stehen sollte. Hinzu kom-
men die Schutzgebiete von überregionaler oder gar
globaler Bedeutung. Zum anderen sollten aber auch
in den Zonen, die sich für die extensive bzw. intensi-
ve Nutzung durch Land- und Forstwirtschaft eignen,
Nachhaltigkeitsgrenzen nicht überschritten werden.
Der Beirat hat für diese Zonen „Leitlinien“ defi-
niert, die in der Nutzungspraxis den Verbleib im Be-
reich der Nachhaltigkeit garantieren sollen.
Zweiter Biologischer Imperativ:Aktuelle
biologische Ressourcen sichern
Die biologischen Ressourcen,die für die ständig not-
wendige Anpassung und Weiterentwicklung der
Nutzpflanzen und -tiere erforderlich sind, dürfen
nicht gefährdet werden.Dazu gehören auch die wild-
verwandten Arten der genutzten Kulturpflanzen.
Hierbei ist besonders auf Zonen zu achten, in denen
wertvolle pflanzengenetische Ressourcen besonders
konzentriert vorkommen („Genzentren“).
Dritter Biologischer Imperativ: Biopotentiale für
die Zukunft erhalten
Die Biosphäre hält noch viele bislang unbekannte
Stoffe und Baupläne für den Menschen bereit,deren
Optionswerte im Hinblick auf eine künftige Nutzung
gesichert werden müssen.Besonders große Chancen
bestehen in Gebieten, in denen sich die biologische
Vielfalt in natürlichen Ökosystemen konzentriert
(z.B.tropische Wälder,Korallenriffe) und daher ver-
gleichsweise viele interessante „Lösungen“ bioche-
mischer oder struktureller Art zu finden sind. Diese
Brennpunkte der biologischen Vielfalt sind beson-
ders schützenswert.
Vierter Biologischer Imperativ: Das globale
Naturerbe bewahren
In der internationalen Gemeinschaft gibt es einen
globalen Konsens für den Erhalt des Naturerbes der
Schöpfung. Die Gründe dafür sind vielfältig: sie rei-
chen von konkreten „Überlebensargumenten“ bis zu
eher normativ geprägten Begründungen.Hierfür be-
nötigt man ein Netzwerk von Schutzgebieten, das re-
präsentative Beispiele aller natürlichen Ökosystem-
typen der Erde einschließt. Natürlich gehören nicht
nur bestimmte Ökosysteme und Landschaften zum
Naturerbe, sonderen auch die in ihnen lebenden Ar-
ten. Daher sind Artenschutzmaßnahmen notwendig,
wenn die Arten sonst keine Überlebenschance hät-
ten.
Fünfter Biologischer Imperativ:
Regelungsfunktionen der Biosphäre erhalten
Die großen biogeochemischen Kreisläufe des Erdsy-
stems werden derzeit vom Menschen massiv beein-
flußt. Die Kopplung zwischen Biosphäre und Klima-
system ist bereits heute betroffen, denn Klimaände-
rungen haben negative Auswirkungen auf die Bio-
sphäre wie auch umgekehrt. Folglich läßt sich die
globale „Leitplanke“, die der Beirat für den Klima-
schutz bereits entwickelt hat, auf die Biosphäre
übertragen und anwenden. Es gibt für den globalen
Regelungsmechanismus geographisch explizite
Brennpunkte der Kritikalität, die besondere Schutz-
maßnahmen erfordern. Hieraus lassen sich Mindest-
forderungen an einen flächenhaften Ökosystem-
schutz ableiten.
Die Wissensdefizite ausräumen
Der vielleicht wichtigste Aspekt beim Thema „Bio-
sphäre“ ist der eklatante Wissensmangel. Nur ein
kleiner Teil der Arten ist bislang beschrieben,die Ge-
samtzahl der Arten weltweit ist nicht einmal der Grö-
ßenordnung nach bekannt. Die wissenschaftliche
Aufklärung der ökologischen Funktionen nur einer
Art oder eines Ökosystems ist bereits anspruchsvoll
und schwierig:die Aufgabe,dies umfassend zu tun,ist
titanisch. Daher muß in der Biosphärenforschung
eine klare Prioritätensetzung vorgenommen werden.
Eine Forschungsstrategie zur Biodiversität kann
sich aber nicht auf biowissenschaftliche Forschung
im engeren Sinn – etwa Taxonomie oder Ökosystem-
forschung – beschränken. Sie muß auch die Integra-
tion mit der nachhaltigen Nutzung biologischer Viel-
falt zustande bringen (agrar-, forst-, fischereiwirt-
schaftliche Forschung).Dies erfordert einen interdis-
ziplinären Ansatz, der z. B. auch Ökonomie, Ethik,
Psychologie und Soziologie mit einbindet.
Die Biosphärenkrise erfordert dabei ein problem-
orientiertes, strategisches Vorgehen der Forschung.
Ausgangspunkt sollte die Kernfrage sein,welche der
Leistungen oder Produkte gefährdet sind, die die
Biosphäre für Mensch und Gesellschaft erbringt,und
wieviel natürliche Ökosysteme und biologische Viel-5 Zusammenfasssung für Entscheidungsträger A
falt lokal,regional und global notwendig sind,um die
Ökosystemgüter und -leistungen langfristig zu si-
chern.
Der Beirat stellt in seinem Jahresgutachten 1999
einen strategischen Rahmen zur Biosphärenfor-
schung vor,der als Grundlage für ein europäisch wie
international vernetztes Forschungsprogramm die-
nen kann. Die Eckpunkte bilden drei Forderungen:
(1) Priorität muß die Forschung zur Wissensbasis für
die Umsetzung der biologischen Imperative und
Leitplanken haben; (2) zusätzlich muß es Forschung
zu konkreten Methoden und Instrumenten geben;
(3) ist angesichts des Wissens- und Theoriedefizits
eine breite Grundlagenforschung notwendig, die so-
wohl biologisch-ökologische als auch sozioökonomi-
sche Elemente enthalten muß.
Die politischen Kernempfehlungen des WBGU
Eine Leitplanke für die Biosphäre: 10–20% der
Fläche schützen
Eine exakte, naturwissenschaftlich begründete Ab-
leitung einer Leitplanke für den Biosphärenschutz
im Sinne eines Flächenschutzanteils an der Gesamt-
fläche ist beim derzeitigen Kenntnisstand noch nicht
möglich. Überschlagsrechnungen zur Erhaltung je-
weils unterschiedlicher Bestandteile und Aspekte
der Biosphäre aus den unterschiedlichen Bewertun-
gen ihrer Funktion und ihres Wertes bieten bei aller
methodischer Unzulänglichkeit aber wichtige An-
haltspunkte zur Orientierung. Die verschiedenen
Ansätze kommen zu jeweils ähnlichen Größenord-
nungen: auf – repräsentativ ausgewählten – 10–20%
der weltweiten Landfläche sollte die „Naturschutz-
nutzung“ die prioritäre Landnutzungsform sein. Da-
her hält der Beirat die Konsolidierung und Weiter-
entwicklung des bestehenden weltweiten Systems
von Schutzgebieten für vordringlich.Neue Schutzge-
biete sollten nach ökologischen Kriterien ausgewie-
sen,die vorhandenen Schutzgebiete in einen Zusam-
menhang gebracht und in Richtung auf ein Schutzge-
bietssystem entwickelt werden. In Deutschland ist
der Stand der Umsetzung der entsprechenden euro-
päischen Richtlinien jedoch noch unbefriedigend.
Ein weltweites effektives Schutzgebietssystem ist
finanzierbar
Ein weltweites System von Schutzgebieten auf etwa
15% der Landfläche würde Mehrkosten von jährlich
rund 38 Milliarden Mark verursachen.Das Schließen
dieser Finanzierungslücke durch die internationale
Gemeinschaft ist keine unmögliche Aufgabe. Durch
Abbau von umweltschädlichen Subventionen, etwa
für die Landwirtschaft, könnten entsprechende Mit-
tel freigesetzt werden. Durch öffentliche Finanzie-
rung allein wird die biologische Vielfalt allerdings
global kaum geschützt werden können.Deshalb soll-
ten die Bemühungen um die Schaffung eines privat
betriebenen und steuerlich begünstigten „Biosphä-
ren-Fonds“ politisch unterstützt werden. Der Beirat
empfiehlt darüber hinaus, das Stiftungswesen in
Deutschland steuerlich attraktiver zu gestalten, bei-
spielsweise in Form eines novellierten Stiftungs-
rechts mit steuerlichen Begünstigungen für Umwelt-
stiftungen.
Biodiversitätskonvention entschlossener umsetzen
Die Biodiversitätskonvention ist heute das zentrale
internationale Regelwerk für die biologische Vielfalt
mit breiter Akzeptanz. Die Vertragsstaaten ver-
pflichten sich darin zur Erhaltung der biologischen
Vielfalt, zu einer nachhaltigen Nutzung ihrer Be-
standteile und zu einem ausgewogenen Ausgleich für
die sich aus der Nutzung genetischer Ressourcen er-
gebenden Vorteile. Die Umsetzung dieser Ziele
müßte in Deutschland energischer angegangen wer-
den. Sie sollten z. B. vermehrt Eingang in klassische
Ansätze des Natur- und Artenschutzes finden und
diese um nachhaltige Nutzungskonzepte für die Bio-
sphäre erweitern. Dabei geht es vor allem um die
Einbeziehung der Land-, Forst- und Fischereiwirt-
schaft, aber auch um die Felder Biotechnologie, For-
schungsförderung,Wirtschafts- und Finanzpolitik so-
wie Entwicklungszusammenarbeit. Daher hält der
Beirat die Erarbeitung einer nationalen Biodiversi-
tätsstrategie für Deutschland für sinnvoll. Eine enge
Zusammenarbeit der Bundesministerien ist dabei
eine wichtige Voraussetzung; daher empfiehlt der
Beirat die Einrichtung einer „Interministeriellen Ar-
beitsgruppe Biodiversitätspolitik“.
„Zwischenstaatlichen Ausschuß für biologische
Vielfalt“einrichten
Für die internationale Biosphärenpolitik fehlt es an
ausreichender wissenschaftlicher Beratung. So wur-
de zwar mit einem 1995 erstellten Globalbericht der
UN zur Lage der biologischen Vielfalt ein erster wis-
senschaftlicher Überblick vorgelegt, allerdings wur-
de diese Arbeit nicht kontinuierlich fortgeführt. Der
Beirat empfiehlt zunächst zu prüfen, inwieweit diese
Aufgaben durch eine engere Vernetzung vorhande-
ner Gremien erfüllt werden könnten.Es ist allerdings
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richtung eines wissenschaftlichen Expertengremi-
ums für Biodiversität notwendig ist,etwa in Form ei-
nes „Zwischenstaatlichen Ausschusses für biologi-
sche Vielfalt“ (Intergovernmental Panel on Biodi-
versity, IPBD). In einem solchen Gremium könnten
alle führenden Wissenschaftler zusammengeführt
werden, wie dies für das Klimaproblem bereits er-
reicht wurde. Die Beiträge eines IPBD würden dem
Biodiversitätsdiskurs mehr Objektivität verleihen.
Auch die Wissenschaft würde hiervon durch verbes-
serte Koordination und Vernetzung profitieren. Der
Beirat empfiehlt,bei der Einrichtung eines IPBD auf
den Erfahrungen des Global Biodiversity Assess-
ment und des IPCC aufzubauen,um eventuelle Kon-
struktionsschwächen von vornherein zu vermeiden.
MAB-Programm der UNESCO stärken
Das UNESCO-Programm „Mensch und Biosphäre“
(MAB) bietet gute Chancen für die regionale Um-
setzung der Biodiversitätskonvention. Insbesondere
begrüßt der Beirat den Trend zu größeren, besser
vernetzten und zunehmend länderübergreifenden
Biosphärenreservaten.Allerdings könnte das MAB-
Programm als Instrument in der internationalen Zu-
sammenarbeit zum Biosphärenschutz besser genutzt
werden. Da es keinen eigenen Finanzierungsmecha-
nismus hierfür gibt,sollten die Staaten ermutigt wer-
den,vermehrt die Möglichkeiten der GEF zu nutzen.
Schutz der Wälder verbindlich regeln
Der Raubbau an den Wäldern geht unvermindert
weiter, macht den Erfolg der Klimapolitik immer
schwieriger und zerstört wertvolle biologische Viel-
falt.Um den weltweiten Wälderschutz zu verbessern,
hat sich der Beirat in der Vergangenheit für ein Wald-
protokoll zur Biodiversitätskonvention ausgespro-
chen und hält diese Lösung auch weiterhin für die er-
folgversprechendste. Wichtiger als die äußere Form
der Vereinbarung ist allerdings ihre schnelle Verab-
schiedung und Verbindlichkeit.Auch private Aktivi-
täten sind eine wichtige Erfolgsbedingung für den
globalen Wälderschutz.Als positive Beispiele sollten
die Bemühungen zur Förderung einer nachhaltigen
Waldwirtschaft durch Zertifizierung gefördert wer-
den.
Vielfalt der Kulturpflanzen erhalten
Die Erhaltung der biologischen Vielfalt ist für die
globale Ernährungssicherheit von großer Bedeu-
tung.Der Beirat empfiehlt daher,eine möglichst viel-
fältige, multifunktionelle landwirtschaftliche Pro-
duktion zu fördern. Für gefährdete Kulturpflanzen
sollte eine Rote Liste erstellt werden,denn viele tra-
ditionelle Sorten drohen unwiederbringlich verloren
zu gehen. Weltweit gilt ein erheblicher Teil der Ex-
situ-Sammlungen seltener Pflanzenarten („Genban-
ken“) als gefährdet. Sie müssen daher gesichert, er-
gänzt und global vernetzt werden.
Chancen der Bioprospektierung nutzen
Die Entwicklung internationaler Standards für den
Zugang zu genetischen Ressourcen,ihre nachhaltige
Nutzung und der Vorteilsausgleich sollten im Rah-
men der Biodiversitätskonvention zügig vorangetrie-
ben werden. Dies bietet Chancen nicht nur für die
Erhaltung biologischer Vielfalt,sondern auch für die
Naturstoffindustrie.Eine wichtige Voraussetzung für
die Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern ist
allerdings ihre angemessene Beteiligung an den Er-
gebnissen der Forschung und die Förderung ihrer na-
tionalen Kapazitäten.Dabei müssen die geistigen Ei-
gentumsrechte indigener Völker gewahrt bleiben.
Für Naturstoffunternehmen wäre eine Anlaufstelle
bei der GTZ zur Kooperationsvermittlung und Ent-
wicklung von Beteiligungsstrategien sinnvoll. Der
Beirat möchte anregen,mit den Verbänden die Mög-
lichkeit der Entwicklung eines international über-
tragbaren Kennzeichnungssystems für nachhaltig
produzierte Pharmaka zu prüfen.
„Bioregionales Management“ anwenden
Eine erfolgreiche internationale „Biosphärenpoli-
tik“ weist aufgrund der Bezüge zum Klima- und Bo-
denschutz über die klassische Biodiversitätspolitik
hinaus. Da der Staat allein diese Aufgabe nicht be-
wältigen kann, sollten möglichst viele Akteure und
Institutionen eingebunden werden.Dabei geht es vor
allem darum,den Schutz von Gen-,Arten- und Öko-
systemvielfalt nicht getrennt von ihrer nachhaltigen
Nutzung zu betrachten. Der Beirat empfiehlt, ver-
stärkt die Strategie des „bioregionalen Manage-
ments“ für die Landnutzung anzuwenden,die sich an
den Kategorien „Schutz vor Nutzung“, „Schutz
durch Nutzung“ und „Schutz trotz Nutzung“ orien-
tiert und auf die Einbindung aller wichtigen Akteure
ausgerichtet ist.Dieses Konzept eignet sich insbeson-
dere für die Entwicklungszusammenarbeit; es sollte
aber auch geprüft werden, inwieweit dieser Ansatz
mit dem deutschen Planungssystem besser in Ein-
klang gebracht werden kann.7 Zusammenfasssung für Entscheidungsträger A
Bi- und multilaterale Zusammenarbeit
intensivieren
Die Bedeutung der Entwicklungszusammenarbeit
für den Biosphärenschutz ist kaum zu überschätzen,
da sie Möglichkeiten für die notwendige Krisenbe-
wältigung vor Ort bietet. Deutschland engagiert sich
in hohem Maß für den internationalen Biosphären-
schutz und ist drittgrößter Beitragszahler an die Glo-
bale Umweltfazilität (GEF).Auch beim naturschutz-
orientierten Schuldentauschhandel zählt die Bun-
desrepublik zu den Vorreitern. Die Initiative der
Bundesregierung zum Schuldenerlaß für die hoch-
verschuldeten armen Entwicklungsländer („Kölner
Schuldeninitiative“) wird vom Beirat ausdrücklich
begrüßt, weil sie den betroffenen Ländern mehr
Handlungsspielraum auch für Naturschutzmaßnah-
men einräumt. Dennoch ist ein höheres finanzielles
Engagement der Industrieländer unumgänglich. Mit
Besorgnis stellt der Beirat fest, daß auch Deutsch-
land weiter denn je vom 0,7%-Ziel entfernt ist.Einleitung:
Der zivilisatorische Umbau der
Biosphäre oder 
Die drei Säulen der Torheit
B11 Einleitung B
Im Frühjahr 1962 erschien das Buch „Der stumme
Frühling“ der amerikanischen Biologin Rachel Car-
son – ein schwarzes Zeichen an der scheinbar makel-
losen Fassade der agroindustriellen Revolution der
Nachkriegszeit,ein Buch,das der zaghaft aufkeimen-
den Umweltbewegung Kraft und Orientierung ver-
lieh und damit möglicherweise den Gang der moder-
nen Menschheitsgeschichte veränderte. Carsons
Werk zeigte in einer bezwingenden Verbindung von
Analyse und Poesie erstmals die Bedrohungen für
die natürliche Lebenswelt auf, welche vom gedan-
kenlosen Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel
ausgehen.
Fast vierzig Jahre später ist festzustellen,daß viele
der Schreckensvisionen vom „stummen Frühling“
(gemäß der Logik der „self-avoiding prophecy“?)
nicht Wirklichkeit geworden sind, daß jedoch man-
che Aspekte der ökologischen Realität des ausge-
henden 20. Jahrhunderts Carsons schlimmste Vorah-
nungen auf banal-bösartige Weise in den Schatten
stellen.In einer Kurzmeldung der FAZ vom 14.April
1999 heißt es lapidar:„Die Europäische Kommission
hat die Einfuhr von Fisch und Fischereiprodukten
aus dem ostafrikanischen Viktoriasee verboten.
Manche Fischer leiten angeblich bewußt Pestizide in
den See, um ihre Fangergebnisse zu verbessern. In
den Anrainerstaaten Uganda, Tansania und Kenia
waren in den vergangenen Wochen mehrere Perso-
nen an einer Vergiftung durch Rückstände von Pflan-
zenschutzmitteln in Fischen gestorben.“
Ist es nicht eine groteske Ironie des Schicksals der
Biosphäre,daß diejenigen Chemikalien,deren un-
gewollte Nebenwirkung im Zusammenhang mit
einer durchaus segensreichen Steigerung der Nah-
rungsmittelproduktion in den 60er Jahren ange-
prangert wurde, nun in den 90er Jahren gewollt
zweckentfremdet werden, um mit ihrer toxischen
Hauptwirkung höheres tierisches Leben unmittel-
bar zu vernichten? Diese Beobachtung macht in
bestürzender Weise klar, daß die Schlacht des
Menschen gegen die Schöpfung heute kaum mehr
in den Wohlstandsmetropolen der „westlichen Zi-
vilisation“ geschlagen wird, sondern hauptsäch-
lich in den am wenigsten entwickelten Ländern
der Erde, wo nackte Armut alle Skrupel und
Selbstschutzerwägungen bei der Ausplünderung
der verfügbaren Naturressourcen als schieren Lu-
xus erscheinen läßt. Entsprechend bedenkenlos
wird gegenwärtig in den meisten tropischen und
subtropischen Regionen der Raubbau an Fauna
und Flora vorangetrieben. Während in den Re-
genwäldern am Amazonas die Jagd auf die letzten
Hyazinth-Aras (Schwarzmarktstückpreis: 80.000
DM) stattfindet und die ökologische Integrität des
westafrikanischen Urwalds der Suche nach ver-
einzelten Edelholzbäumen geopfert wird, voll-
zieht sich die Zerstörung der Korallengärten des
indonesischen Archipels durch Zyanid- und Dy-
namitfischerei in atemberaubendem Tempo.
Damit strebt der totale Triumph einer einzelnen
Spezies über Millionen Arten in Koevolution der
Vollendung entgegen; als Triumphbogen wird sich
schließlich eine völlig umgebaute planetarische Bios-
phäre erheben.Dieses spektakulärste aller zivilisato-
rischen Denkmäler wird auf drei Hauptsäulen ruhen,
nämlich
1. der Reduktion der Gen- und Artenvielfalt,
2. der Funktionalisierung und Homogenisierung der
Ökosysteme und Landschaften,
3. der Modifikation der planetarischen Regelungs-
leistungen der Lebenswelt.
Arten,Landschaften,Kreisläufe – dies sind in der Tat
die drei Grundmengen, welche im hyperkomplexen
Zusammenspiel die Identität der prämodernen Bios-
phäre ausmachten (Kasten B-1). Der Mensch formt
die zugehörigen Elemente nicht nur nach seinen
kurzsichtigen Wünschen um, er reißt auch ihr Zu-
sammenspiel aus dem evolutionären raumzeitlichen
Zusammenhang und zwingt der Lebenswelt einen
künstlichen, hochgradig instabilen Metabolismus
auf.Beispielsweise werden essentielle Nährstoffe für
das Pflanzenwachstum heute in größerem Maß
durch die Maschinerie des Welthandels transportiert
und verteilt als durch natürliche Prozesse.
Wieweit der Umbau der Biosphäre durch ihre mo-
derne Leitart bereits fortgeschritten ist,belegen dür-
re Zahlen, aber vielleicht noch nachdrücklicher eini-
ge aktuelle, wahllos herausgegriffene Beispiele, wel-
che ein grelles Licht auf die begrenzte Weisheit der
„Baumeister“ werfen:
In Großbritannien wird seit Beginn des Jahres
1999 eine erbitterte Debatte über die ökologischen
Risiken gentechnisch veränderter Nutzpflanzen ge-
führt. Insbesondere die Auswirkungen freigesetzter
Getreidesorten mit künstlicher Herbizidresistenz auf
das natürliche Artengefüge einer gewachsenen Kul-
turlandschaft sind Gegenstand außerordentlich kon-
troverser Einschätzungen. Angesichts des be-
schränkten theoretischen Wissens und der fast voll-
ständigen empirischen Ignoranz mancher Fachleute
ist eine solche Debatte nicht nur verständlich, son-
dern auch notwendig (WBGU,1998a).Sie wird aller-
dings unglaubwürdig und sogar kontraproduktiv,
wenn sie die öffentliche Aufmerksamkeit von der
Tatsache ablenkt,daß – jenseits aller Spekulationen –
ein Schuldspruch über die ganz normale,„ordnungs-
gemäße“ Landwirtschaft in Sachen Artenvernich-
tung längst gefällt werden kann: Wie die Zeitschrift
New Scientist in ihrer Ausgabe vom 27.Februar 1999
berichtet, sind in den Jahren 1971–1995 die Popula-
tionen der früher dominierenden britischen Vogelar-
ten um bis zu 90% geschrumpft. „Das Problem ist12 B Einleitung
durch den alltäglichen Gebrauch hochtoxischer
Sprühmittel, das Niederreißen von Hecken und die
unbarmherzige Ausweitung von Agrarpraktiken ver-
ursacht worden,denen wir weder mit kollektiver En-
ergie noch kollektivem Willen entgegengewirkt ha-
ben.“
Einen fast rührenden Kontrapunkt zur zerstöreri-
schen Alltagspraxis versucht ein zoologisches Pro-
jekt im Hai-Bar-Naturreservat nahe der israelischen
Hafenstadt Eilat zu setzen: Dort, inmitten der Ne-
gev-Wüste,sollen alle Tierarten,von denen die Heili-
ge Schrift berichtet,auf einem begrenzten Areal wie-
der zusammengebracht werden. Trotz guter Erfolge
bei der Rückführung von Oryxantilopen, Wildeseln
und Straußen wird das Vorhaben sein Ziel nicht er-
reichen können, denn mindestens zwölf Großtierar-
ten der vorchristlichen Zeit sind inzwischen weltweit
ausgestorben.Noah kommt diesmal zu spät ...
Nach den tödlichen Lawinen, die der Winter 1999
den Ländern Österreich,Schweiz und Frankreich ge-
bracht hat,war auch die Diskussion über den „natur-
gerechten“ Umgang mit einer der faszinierendsten
Großlandschaften dieses Planeten kurz wieder auf-
geflammt. Dabei ist die Umwandlung des Ökosy-
stems Alpen in einen totalen Freizeitpark bereits na-
hezu abgeschlossen, die „Ischglisierung“ des schön-
sten verbliebenen Naturraums Europas hat zweifel-
hafte Maßstäbe auch für andere Gebirgslandschaf-
ten der Erde gesetzt.
Jährlich drängen 120 Mio.Touristen in die Alpen-
region und verbuchen dabei 370 Mio. Übernachtun-
gen.90 Mio.,also drei Viertel der „Erholungssuchen-
den“, kommen mit dem Auto. „Sie reisen nach einer
schon 1994 von der Alpenschutzkommission CIPRA
vorgenommenen Zählung über 4.000 km Autobah-
nen, 16.000 km Fern- und Hauptverkehrsstraßen,
80.000 km Nebenstraßen und 300.000 km Wirt-
schaftswege und Erschließungsstraßen. Es gibt
12.000 Seilbahnen und Liftanlagen, 3.400 km2 Skige-
biete; zwischen 1990 und 1995 hat sich die Zahl der
Beschneiungsanlagen verdoppelt.Bedenkt man,daß
nur 20% des Alpenraums für die Menschen nutzbar
sind, wird erst richtig deutlich, wie sehr sich inzwi-
schen hier Infrastruktur zusammendrängt und fast
zwangsläufig die Polarisierung zwischen dem Schutz
von Restflächen und Erschließungsgebieten immer
mehr zunimmt.“ (T. Geus in der FAZ vom 18. März
1999).
Dies ist der Status Quo,der aber so rasch wie mög-
lich mittels einer ultimativen Ausbauphase „über-
holt“ werden soll. „Vorgesehen sind 45 Bergbahnen,
Skigebiete oder Skigebietserweiterungen – davon 30
in der Schweiz und 11 in Tirol – samt den dafür not-
wendigen Lawinenverbauungen, um in ungeschütz-
tem Gebiet operieren zu können.Darüber hinaus 22
Wasserkraftwerke und Stauseen,49 Fernstraßenpro-
jekte, 5 Stromfernleitungstraßen und 18 thematisch
gebundene Freizeitparks, zahllose Hotelkomplexe,
weitere Beschneiungsanlagen und Golfplätze“ (T.
Geus,siehe oben).Damit scheint die kurze Phase der
Besinnung, in der die Umweltverbände etwas mehr
Gehör fanden und das Bundesland Salzburg sogar
ein Ausbau-Moratorium beschloß,ohne größere Be-
teiligung der Öffentlichkeit zu Ende zu gehen – das
mediale Strohfeuer zum Lawinenwinter 1999 wird
daran kaum etwas ändern. Die Versiegelung natur-
naher Flächen, die Fragmentierung der Biotope und
die Abdrängung bzw. Dezimierung endemischer Ar-
ten wird also in beschleunigter Weise vorangetrieben
werden. Erst in einigen Jahrzehnten, wenn das Na-
turkapital weitgehend aufgezehrt ist und folglich kei-
ne Dividende für die Tourismusindustrie mehr ab-
Kasten B-1
Biosphäre und biologische Vielfalt
Zwei Kernbegriffe dieses Gutachtens, „Biosphäre“ und
„biologische Vielfalt“, werden vom Beirat im Sinn der fol-
genden Definitionen verwendet:
Biosphäre
Die Biosphäre ist der von Leben erfüllte Raum der Erde,
von der belebten Schicht der Erdkruste (inklusive der Seen
und Ozeane) bis hin zur unteren Schicht der Atmosphäre.
Die Biosphäre bildet ein nahezu ausschließlich von der
Sonnenenergie angetriebenes globales Ökosystem, das aus
Organismen und dem Teil der unbelebten Materie besteht,
die mit den Organismen in Wechselwirkung steht.Sie ist ge-
kennzeichnet durch komplexe, weltumspannende Stoff-
kreisläufe. Die Menschen (und ihre wirtschaftlichen Akti-
vitäten) sind als Lebewesen ebenfalls Bestandteile der
Biosphäre. Die Biosphäre ist funktional eng mit den ande-
ren Sphären der Welt, der Atmo-, Pedo- und Hydrosphäre
vernetzt (WBGU,1993).
Biologische Vielfalt
Biologische Vielfalt (oder Biodiversität) steht für die Viel-
falt der Lebensformen in allen ihren Ausprägungen und Be-
ziehungen untereinander (WBGU, 1996b). Eingeschlossen
ist die gesamte Bandbreite an Variation in und Variabilität
zwischen Systemen und Organismenauf den verschiedenen
Ebenen sowie die strukturellen und funktionellen Bezie-
hungen zwischen diesen Ebenen, einschließlich des
menschlichen Einwirkens:
– Ökologische Diversität (Vielfalt von Biomen, Land-
schaften und Ökosystemen bis hin zu ökologischen Ni-
schen),
– Diversität zwischen Organismen(Vielfalt zwischen taxo-
nomischen Gruppen wie Stämmen,Familien,Gattungen
bis hin zu Arten),
– Genetische Diversität (Vielfalt von Populationen über
Individuen bis hin zu Genen und Nukleotidsequenzen).13 Einleitung B
wirft,werden die Architekten der schönen neuen Al-
penwelt erkennen, daß auch die ökologischen Servi-
celeistungen dieser Großlandschaft (z. B. die vegeta-
tionsbestimmte Regelung vieler hydrologischer Pro-
zesse) mit der Unberührtheit dieses einzigartigen
Naturraums verlorengegangen sind.
Und damit ist eine Hauptfunktion der Biosphäre
angesprochen, welche weit über die Landschaftsska-
la hinausweist: Gemeint ist die Fähigkeit des terre-
strischen und marinen Lebens,die großen Kreisläufe
im System Erde (Wasser, klimawirksame Substan-
zen, Nährstoffe, Spurenelemente) in Gang zu halten
und gegen extrinsische und intrinsische Störungen
abzufedern.Das Leben ganz allein hält den Planeten
in einem quasi-stationären Zustand fern vom ther-
modynamischen Gleichgewicht und schafft damit die
Grundlage seiner eigenen Fortentwicklung zu For-
men immer höherer Komplexität. Dieser Gesamt-
prozeß ist so verwickelt und vielgestaltig, daß die
Wissenschaft erst heute in der Lage ist,die ersten,zö-
gernden Schritte in Richtung eines rudimentären Be-
greifens auszuführen. Die überragende Bedeutung
der Biosphäre für die Stabilität des Weltklimas ist da-
bei allerdings längst erkannt, auch wenn noch
schwierige Rätsel zu lösen sind.Wie ist es beispiels-
weise dem Leben auf der Erde gelungen,den Sauer-
stoffgehalt der Atmosphäre über Hunderte von Jahr-
millionen bei exakt 21% einzuregeln?
Das über Äonen ausbalancierte Fließgleichge-
wicht der Ökosphäre steht nun zum ersten Mal auf
dem Spiel – durch den massiven Eingriff der mensch-
lichen Zivilisation in Zusammensetzung und Struk-
tur der planetarischen Lebenswelt. Ein Beispiel ist
das „Hauptorgan“ der Biosphäre, die Gesamtheit
der tropischen Regenwälder. Seit Beginn des eu-
ropäischen Kolonialismus sind diese flächenmäßig
um mehr als 50% reduziert worden, wobei die Rest-
bestände zumeist in ihrer inneren Funktionsfähigkeit
geschwächt sind.Wie in der Zeitschrift Nature kürz-
lich berichtet wurde (Nepstad et al., 1999), schreitet
die Vernichtung gegenwärtig mit einem doppelt so
hohen Tempo voran,wie aufgrund der Satellitenfern-
erkundung zu vermuten war.Dies bedeutet konkret,
daß allein in Amazonien jährlich rund 10.000–
15.000 km2 Regenwald verschwinden – in El-Niño-
Jahren kann sich diese Rate durch gewolltes und un-
gewolltes Feuer nochmals verdoppeln. Indessen
spucken die Höchstleistungsrechner der führenden
Klimamodellzentren ein neues Worst-Case-Szenario
aus: Bei ungebremstem Klimawandel durch anthro-
pogene Treibhausgasemissionen könnten die verblie-
benen tropischen Regenwälder zur Mitte des näch-
sten Jahrhunderts großflächig zusammenbrechen
und damit eine weitere Runde bei der galoppieren-
den Destabilisierung der Erdatmosphäre einläuten
(Cramer et al.,1999a).
Dies ist glücklicherweise hypothetische, wenn-
gleich beklemmende Zukunftsmusik, aber eine Zu-
sammenschau der gegenwärtigen Trends beim zivili-
satorischen Umbau der Biosphäre wirkt kaum weni-
ger bedrückend: Die natürliche Artensterberate be-
trägt schätzungsweise 1–3 Spezies pro Jahr (May et
al., 1995). Dieser Extinktionsprozeß dürfte durch
menschliche Eingriffe inzwischen auf das Tausendfa-
che gesteigert worden sein. Die in der Literatur ge-
nannten Abschätzungskorridore für das anthropoge-
ne Artensterben reichen von 1–130 Spezies pro Tag
bzw.von 1–9% des Grundbestands pro Dekade.
Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen,daß bisher
1,75 Mio.Arten gezählt wurden,tatsächlich aber viel
mehr (20 Millionen?) in der Biosphäre existier(t)en.
Explizit dokumentiert sind seit dem Jahre 1600 ledig-
lich ca. 1.000 Artenauslöschungen. Diese Zahl stellt
aber mit Sicherheit eine grobe Unterschätzung der
wahren Extinktionsdynamik dar, die lediglich be-
weist, wie wenig wir über unsere Mitgeschöpfe wis-
sen.
Es ist deshalb durchaus legitim, den zivilisatori-
schen Druck auf die Artenvielfalt als die „6. Auslö-
schung“ in der Geschichte der irdischen Lebenswelt
zu bezeichnen. Die fünf großen Lebenskrisen der
Vergangenheit (vor 440 Mio., 365 Mio., 225 Mio.,
210 Mio. und 65 Mio. Jahren) haben den Gang der
planetarischen Evolution entscheidend geprägt.
Über die Ursache der „Großen Fünf“ streiten noch
die Gelehrten – der Grund für die 6. Auslöschung,
welche an Wucht und Geschwindigkeit ihre Vorgän-
ger sogar noch übertreffen könnte, liegt dagegen al-
lein in der Dominanz einer einzigen Spezies.
Nicht nur die anthropogene Artenreduktion trägt
zum rapiden Verlust genetischer Vielfalt bei,sondern
auch die systematische Ausmusterung natürlicher
Spielarten vererbbarer Grundprogramme. Diese
Feststellung trifft vor allem auf die Minderung pflan-
zengenetischer Ressourcen im Bereich der Land-
wirtschaft zu. Beispielsweise sind in Indonesien in
den letzten 15 Jahren etwa 1.500 lokal angepaßte
Reissorten ausgestorben; in Sri Lanka stammen in-
zwischen 75% aller agrarrelevanten Reissorten von
einer Mutterpflanze ab (WRI et al., 1992). Diese
Gen- und Artenverluste wiegen um so schwerer, als
es sich um irreversible Vorgänge handelt:Verlorenes
bleibt verloren, verpaßte Chancen kehren niemals
wieder.
Was die Landschaften der Erde angeht, so findet
bei allen funktionalen Typen eine tiefgreifende Kon-
version bzw. Degradation statt. Als Illustration mag
der Hinweis dienen, daß in Kalifornien bereits 90%
aller präkolumbianischen Feuchtgebiete verlorenge-
gangen sind und die entsprechende Bilanz sieht welt-
weit nicht viel besser aus. Während die Wälder des
Planeten in der Zeit von 1700–1980 flächenmäßig um14 B Einleitung
fast 20% schrumpften,ist das Areal für Ackerbau um
fast 500% gewachsen!
Der Eingriff in den globalen Metabolismus der
Lebenswelt ist nicht weniger dramatisch: Etwa 40%
der Photosyntheseleistung der grünen Pflanzen wer-
den heute durch den Menschen manipuliert; die
CO2-Konzentration der Atmosphäre als Leitparame-
ter für die Biosphäre ist durch zivilisatorische Pro-
zesse bereits um über 30% erhöht worden; bei der
Stickstoffixierung und beim Süßwasserverbrauch do-
minieren die Aktivitäten der Anthroposphäre sogar
inzwischen die natürlichen Kreisläufe. Dies ist eine
Rekonstruktion des vorgefundenen Gebäudes, keine
Schönheitsreparatur.
Der Beirat versucht im vorliegenden Gutachten,
den Umbau der Biosphäre als „Projekt der Moder-
ne“ zu beschreiben und zu erklären. Dabei wird sich
die Untersuchung an der Umgestaltung der drei
Hauptsäulen – Arten,Landschaften,Kreisläufe – ori-
entieren,darüber hinaus aber auch die funktionellen
Zusammenhänge aufzeigen, welche diese Säulen
(und damit die unterschiedlichen raumzeitlichen
Skalen) miteinander verknüpfen. Um das letztge-
nannte Ziel zu erreichen,greift der Beirat auf sein er-
probtes Instrumentarium systemar-transdisziplinä-
rer Ansätze zurück.
WBGU-Gutachten stellen den Versuch einer
Ganzheitsbetrachtung des jeweiligen Gegenstands
dar.Es geht dabei aber weniger um eine reine Status-
und Bedrohungsanalyse, die in der wissenschaftli-
chen Literatur bereits gut dokumentiert ist – und im
Falle der Biosphäre allein mehrere Bände füllen
müßte. Der Beirat bemüht sich vor allem um Ant-
worten auf die Frage,welche nationalen und interna-
tionalen Maßnahmen adäquate Reaktionen auf den
objektiven Befund darstellen. Im Fall der modernen
Transformation der Lebenswelt sind solche Maßnah-
men überfällig – sie können allerdings nur erfolg-
reich sein, wenn sie sich in die Logik eines globalen
Rahmenplans zur „Biosphere Governance“einfügen.
Was damit (nicht) gemeint ist, wird im Gutachten in
Kap.I ausführlich erläutert.Vorab sei aber schon auf
zwei ganz wesentliche Aspekte hingewiesen:Zum ei-
nen kann es nicht mehr darum gehen,ob „Biosphere
Governance“ erfolgen soll (diese ist auf erratisch-zu-
sammenhanglose Weise ja längst Realität), sondern
allein wie diese aussehen soll. Dabei wird sich die
Staatengemeinschaft entscheiden müssen, ob, wie
und wo sie bewahren,pflegenoder aktivgestaltenwill.
Natürlich sind Kombinationen dieser Strategien in
raumzeitlicher Differenzierung denkbar. Zum ande-
ren wird „Biosphere Governance“ noch lange Jahre
im Schatten einer tiefen Unkenntnis  über die ge-
naueren Mechanismen der Biosphärendynamik ste-
hen. Während z. B. im Klimabereich längst solide
prognostische Fähigkeiten erworben worden sind,
hat sich die Komplexität der planetarischen Lebens-
welt erst in Ansätzen dem wissenschaftlichen Ver-
ständnis erschlossen.
Kasten B-2 
Nachhaltigkeit – was ist das?
Die Begriffe „Nachhaltigkeit“ bzw.„nachhaltig“ tauchen in
der globalen Umweltdebatte zunächst in der Wortkombina-
tion „Nachhaltige Entwicklung“ (englisch:„sustainable de-
velopment“ auf (World Commission on Environment and
Development, 1987). Damit ist, bei strenger Auslegung,
nichts anderes gemeint als eine Zukunft der Weltgemein-
schaft, die von immerwährendem Fortschritt hinsichtlich
Lebensbedingungen und -qualitäten geprägt ist. Versucht
wird inzwischen auch,das Adjektiv „nachhaltig“ für sich al-
leine zu verwenden: nachhaltig wirtschaften, nachhaltig
konsumieren,nachhaltig schützen usw.
Wichtig ist dabei, daß etwa “nachhaltig wirtschaften“ in
der erweiterten Interpretation von „dauerhaft umweltge-
recht und sozialverträglich wirtschaften“ erscheint. Dazu
soll offensichtlich die Komplementarität ökologischer,öko-
nomischer und soziopolitischer Aspekte betont werden.Al-
lerdings ist diese Begriffsdeutung redundant, denn Um-
welt- und Sozialverträglichkeit sind die Grundvorausset-
zung für eine langfristig erfolgreiche Bewirtschaftung des
Planeten Erde – diese Einsicht bildet ja geradezu das Cre-
do des Rio-Prozesses.
Hinsichtlich der Operationalisierung des Begriffs
„Nachhaltigkeit“ zerfällt die relevante Literatur in ein Ge-
menge von Schulmeinungen, die durch teilweise disjunkte
Paradigmen gekennzeichnet sind (Schellnhuber und Wen-
zel,1998;Knaus und Renn,1998).Das relativ banalste Leit-
bild ist dabei die Vorstellung, daß eine planetarische Ent-
wicklung langfristig so vorgeplant werden könnte, daß sie
alle Kriterien der Nachhaltigkeit erfüllen würde.Diese (im
systemanalytischen Sinn) „globale“ Steuerung setzt erheb-
liches Wissen über alle Zukünfte voraus und muß deshalb
eine Illusion bleiben.
Dagegen bieten sich realistische Paradigmen im Sinn ei-
ner Lokalsteuerung an, etwa die Beachtung aggregierter
Indikatorensysteme zur Bewertung und Steuerung des
Mensch-Umwelt-Systems in einem stabileren und nachhal-
tigeren Zustand oder die Bewahrung gewisser Handlungs-
optionen für die jeweils nachfolgende Generation.
Das am wenigsten ambitionierte und deshalb vom Bei-
rat als am ehesten umsetzbar eingestufte Leitbild ist das
Prinzip der Vermeidung sicher nichtnachhaltiger Bewegun-
gen im Optionsraum,also das Leitplankenprinzip (WBGU,
1998a, 1999a). Es gründet sich auf die Identifizierung kurz-
oder mittelfristiger Entwicklungspfade,die zu irreversiblen
und/oder intolerablen Veränderungen des Status quo (z. B.
des globalen Atmosphäre-Ozean-Zirkulationsmusters)
führen. Diese Pfade sind zu vermeiden. Auf diese Weise
wird Dauerhaftigkeit als Chance bewahrt,die Optimierung
des verbleibenden Spielraums aber in die Verantwortung
der jeweiligen Generationen gestellt.15 Einleitung B
Aber der Globale Wandel schreitet beschleunigt
voran und gewährt uns keine Denkpause. Wer die
Weichen für eine global nachhaltige Entwicklung
(Kasten B-2) dennoch stellen will,der muß heute vor
allem tiefgreifende Entscheidungen über das weitere
Schicksal der Biosphäre treffen – auch wenn nicht
alle dieser Entscheidungen „korrekt“ sein werden.
Als Alternative verbliebe uns nur die Torheit,mit der
gegenwärtig die drei Säulen der Lebenswelt ge-
schleift werden.Die Biosphäre im Zentrum der 
Mensch-Umwelt-Beziehung
CC 1 Das biosphärenzentrierte Beziehungsgeflecht
Die Biosphäre dürfte wohl die am stärksten vom
Globalen Wandel betroffene Umweltsphäre sein.
Der Beirat versteht unter dem Globalen Wandel die
Veränderung der Leitparameter des Systems Erde
(z. B. die Temperatur der Atmosphäre oder die Be-
völkerungszahl), die Verschiebung großräumiger
Strukturen, Prozesse und Muster, die Abnahme von
Naturgütern mit strategischer Funktion sowie die
Modifikation der Zusammenhänge im System Erde
(WBGU, 1993). Von allen diesen Veränderungen ist
die Biosphäre direkt und indirekt betroffen; sie
prägt, modifiziert und stabilisiert die menschliche
Umwelt in einem Ausmaß, das durch eine einfache
reduktionistische Beschreibungsweise nicht ausrei-
chend darstellbar ist.
Eingriffe des Menschen in die Biosphäre betref-
fen nicht nur die Biosphäre selbst, sondern immer
auch mittelbar die Pedo-, Hydro- und Atmosphäre.
Sie lösen komplexe Wirkungskaskaden aus,die nicht
nur den Menschen direkt, sondern Biosphäre und
Umwelt auch über indirekte, vermittelte Wirkungs-
pfade betreffen, deren Dynamik sich unserem Ver-
ständnis noch weitgehend entzieht.
Modulare, analytische Systemansätze können im-
mer nur Teilaspekte des ganzen Problemkreises er-
fassen.Daher hat der Beirat eine Methodik der phä-
nomenologischen Systemerfassung entwickelt, die
den Globalen Wandel als Gesamtphänomen erfaßt
und für weitergehende Analysen problemzentrierte
Beziehungsgeflechte zur Verfügung stellt (WBGU,
1996b).
Im Vordergrund steht dabei die Beschreibung der
Veränderungen im System Erde als qualitative Mu-
ster,den sog.Trends des Globalen Wandels,und ihrer
Wechselwirkungen in Form von Beziehungsgeflech-
ten.
Es ist offensichtlich,daß ein biosphärenzentriertes
Beziehungsgeflecht nicht in einem Schritt erstellt
werden kann.Die Anwendung dieser Vorgehenswei-
se verlangt zunächst die Identifikation der wichtig-
sten Trends.Die Biosphäre selbst ist bereits von einer
Reihe interner Veränderungen geprägt, die sich
wechselseitig beeinflussen (Kap. C 1.2). Im nächsten
Schritt wird diese Analyse auf alle mit der Biosphäre
zusammenhängenden Trends erweitert. Hierbei be-
steht selbst bei der gewählten hochaggregierten Be-
trachtungsweise das Problem, die Übersichtlichkeit
und Nachvollziehbarkeit der Darstellung zu wahren.
Um dieser Anforderung zu genügen, ist eine Zerle-
gung des biosphärenzentrierten Beziehungsgeflech-
tes in drei Problemgruppen sinnvoll. Dies sind die
Wechselwirkungen,die mit 
1. der Reduktion der Gen- und Artenvielfalt,
2. der Funktionalisierung und Homogenisierung von
Ökosystemen und Landschaften,
3. der Modifikation der planetarischen Regelungs-
leistungen der Lebenswelt 
in Verbindung stehen.
Diese Aufteilung erscheint auf den ersten Blick
willkürlich.Die Analyse wird zeigen,daß damit typi-
sche Wirkungsketten erkennbar werden, die die Dy-
namik und Ausprägung der Schadensbilder wider-
spiegeln. Wirkungsketten oder -schleifen lassen sich
zudem regional wiedererkennen. Der Beirat hat
hierzu das sog.Syndromkonzept entwickelt,das eine
Zerlegung des Globalen Wandels in regionale Scha-
densbilder ermöglicht (WBGU, 1994). Die oben ge-
nannten Wirkungsketten, die nach den wichtigsten
Problemfeldern geordnet sind, lassen sich als Kern-
elemente der Syndrome kennzeichnen. Dieser Zu-
sammenhang wird im letzten Teil des Kapitels darge-
stellt.
C 1.1
Die Trends des Globalen Wandels in der Biosphäre
Versetzt man sich in die Rolle eines globalen Beob-
achters, der mit einem „Verkleinerungsglas“ den
weltweiten Wandel in der Biosphäre betrachtet, las-
sen sich globale Trends identifizieren, welche die
Biosphäre als Folge ihrer Wechselwirkung mit der
Anthroposphäre gefährden. Im folgenden werden
jene biosphärischen Trends identifiziert und be-
schrieben,die der Beirat als besonders wesentlich für
den Globalen Wandel ansieht. Diese Trends stehen
teilweise untereinander oder mit Trends aus anderen
Sphären (z. B. Hydrosphäre,Wirtschaft) in Wechsel-20 C Die Biosphäre im Zentrum der Mensch-Umwelt-Beziehung
wirkung. Diese Verkettungen zu Wechselwirkungs-
geflechten werden in den Kap. C 1.2 und C 1.3 ge-
nauer beschrieben.
Konversion natürlicher Ökosysteme
Der auffälligste Trend ist die Konversion natürlicher
Ökosysteme. Hiermit ist die Umwandlung natürli-
cher oder naturnaher Ökosysteme in stark anthropo-
gen geprägte gemeint. Dieser Vorgang ist auf abseh-
bare Zeit irreversibel. So werden z. B. Wälder in
Äcker, Weiden oder Plantagen umgewandelt, aber
auch natürliche Wasserläufe in Kanäle. Diese Form
der Landnutzungsänderung ist ein wesentlicher Fak-
tor des Globalen Wandels und die vielleicht wichtig-
ste Ursache für den Verlust biologischer Vielfalt
(UNEP,1995).So wird z.B.der Flächenverlust durch
Konversion für die indomalaiischen Länder mit 68%
und für die tropischen Länder Afrikas mit 65% an-
gegeben (MacKinnon und MacKinnon,1986).Heute
gelten nur noch 27% der mit Vegetation bedeckten
Erdoberfläche als vom Menschen nicht gestört (Tab.
C 1.1-1).
Dieser Trend läßt sich vom Trend Degradation
natürlicher Ökosysteme unterscheiden, bei der keine
direkte Zerstörung natürlicher Strukturen stattfin-
det, sondern eine meist schleichende, anthropogene
Beeinflussung, die sich durch allmählichen Struktur-
oder Funktionsverlust auszeichnet (UNEP, 1995).
Um eine genauere Differenzierung zu ermöglichen,
wird der Trend Degradation natürlicher Ökosysteme
in die drei folgenden Trends untergliedert.
Fragmentierung natürlicher Ökosysteme
Mit Fragmentierung ist die räumliche Zergliederung
einst flächendeckender natürlicher Ökosysteme in
kleinere,isolierte Teilgebiete gemeint,die z.B.durch
Bau von Verkehrsinfrastruktur oder durch Konversi-
on entsteht (Noss und Csuti, 1997). Hierdurch wer-
den die Lebensräume einzelner Arten verkleinert
und die Populationen voneinander isoliert.Die Frag-
mentierung verlangsamt den genetischen Austausch
zwischen Populationen oder kann ihn sogar zum Er-
liegen bringen,so daß ein schleichender Artenverlust
in den Fragmenten auftreten kann. Fragmentierung
ist häufig nach einer großflächiger Konversion zu be-
obachten,z.B.bilden die bei der Rodung von Primär-
wald ausgenommenen Flächen einzelne „Inseln“ in-
mitten von Ackerflächen,Weiden oder Sekundärve-
getation, die vielfach zu klein sind, um ein längerfri-
stiges Funktionieren der Teilökosysteme zu
gewährleisten. Sowohl global als auch regional ist
Fragmentierung eine der großen Bedrohungen für
die biologische Vielfalt (WRI et al.,1992).
Schädigung von Ökosystemstruktur und
-funktion
Hiermit ist der Verlust funktioneller Einheiten in ei-
nem Ökosystem angesprochen, der z. B. durch Aus-
rottung dominanter Arten oder von Schlüsselarten
(Kap. D 2), durch Einwanderung nichtheimischer
Arten (Kap.E 3.6) oder durch stoffliche Überlastung
(Kap. E 3.2) ausgelöst werden kann. Hierdurch kön-
nen die funktionellen Wechselwirkungen zwischen
den Arten (z. B. Nahrungsnetze) so modifiziert wer-
den,daß sich das Ökosystem stark verändert (Auslö-
sung von Sukzession) oder die ursprünglichen ökolo-
gischen Leistungen nur noch eingeschränkt erbracht
werden können (UNEP,1995).
Stoffliche Überlastung natürlicher
Ökosysteme
Es gibt eine Vielzahl von Substanzen, die negative
Einflüsse auf Ökosysteme ausüben.Übermäßige Be-
lastung durch organische (abbaubare) Stoffe und
Nährsalze (z. B. Nitrat, Phosphat) können eine Eu-
trophierung in Seen, Fließ- und Küstengewässern
auslösen und das Grundwasser gefährden. Schad-
stoffeinträge aus der Luft (z. B. SO2,N O x) und da-
durch verursachter „saurer Regen“ schädigen Wäl-
der und Seen. Biologisch schwer abbaubare (persi-
Kontinent Fläche Ungestört Teilweise Vom  Menschen
gestört dominiert
[km2] [%]
Europa 5.759.321 15,6 19,6 64,9
Asien 53.311.557 42,2 29,1 28,7
Afrika 33.985.316 48,9 35,8 15,4
Nordamerika 26.179.907 56,3 18,8 24,9
Südamerika 20.120.346 62,5 22,5 15,1
Australasien 9.487.262 62,3 25,8 12,0
Antarktis 13.208.983 100,0 0,0 0,0
Welt gesamt 162.052.691 51,9 24,2 23,9
Welt gesamt  134.904.471 27,0 36,7 36,3
(ohne Fels- und Eisgebiete
sowie unfruchtbares Land)
Tabelle C 1.1-1
Menschliche Beeinflussung
von Ökosystemen weltweit.
Als Kriterien wurden die
Vegetation (primär,
sekundär,Art der Land- und
Forstwirtschaft),die
Bevölkerungsdichte,
menschliche Besiedlung und
Landdegradation (z.B.
Desertifikation)
berücksichtigt.
Quelle:nach Hannah et al.,
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stente) Organochlorpestizide (z. B. DDT oder Lin-
dan) aus Land- und Forstwirtschaft können direkte
Schäden verursachen, aber auch indirekt über die
Anreicherung in Nahrungsketten wirken. Nicht zu-
letzt gelangt aus vielerlei Quellen eine große Vielfalt
toxischer Stoffe in die Biosphäre: z. B. belastet
Quecksilber südamerikanische Fließgewässer als
Folge von Goldgewinnung, Zyanide werden in süd-
ostasiatischen Riffen für die Lebendfischerei ver-
wendet (Kap.E 2.4),Dioxin gelangt aus industriellen
Prozessen in die Umwelt oder radioaktiver Abfall
wird im Meer entsorgt (Strahlenbelastung). Die Fol-
ge dieser Stoffdeposition ist, daß heute kein Fleck
der Erde mehr als frei von anthropogenen stofflichen
Belastungen angesehen werden kann.
Gen- und Artenverlust
Der Gen- und Artenverlust ist eine einschneidende
Folge der oben angesprochenen Ökosystemtrends
(WBGU, 1996a; Stork, 1997). Die Erde befindet sich
derzeit mitten in der „6.Auslöschung“ (Leakey und
Lewin, 1996), also eines drastischen Zusammen-
bruchs der Artenzahlen (Kap. D 1.2). Es wird ge-
schätzt, daß die heutige Aussterberate von Arten
1.000–10.000mal höher liegt als die natürliche Hin-
tergrundrate (May und Tregonning,1998).Das heute
zu beobachtende Artensterben ist in Größenord-
nung und Geschwindigkeit durchaus mit der 5.Aus-
löschung am Übergang von der Kreidezeit zum Ter-
tiär vergleichbar (Wilson,1995).Auch die genetische
Verarmung der wildlebenden Arten, das Aussterben
der traditionellen Kulturpflanzensorten und ihrer
wildverwandten Arten (Generosion) sind in den letz-
ten Jahrzehnten zu besorgniserregenden Merkmalen
des Globalen Wandels geworden (FAO, 1996b; Mey-
er et al.,1998;Kap.D 3.4 und I 2).
Resistenzbildung
Die Resistenzbildung beschreibt die Anpassungs-
fähigkeit von Parasiten oder Krankheitserregern bei
Menschen,Tieren und Kulturpflanzen auf anthropo-
gene Eingriffe, wie z. B. die zunehmende Wider-
standsfähigkeit gegen Antibiotika oder Biozide.Die-
ser Trend ist der Grund, warum sich der Mensch bei
der Bekämpfung von Krankheiten ständig in einem
Wettlauf mit der Natur befindet: die Forschung muß
gegen resistente Stämme neue Medikamente ent-
wickeln und immer neue Gene in Nutzpflanzen ein-
kreuzen (WBGU,1999a;Kap.D 3.4).Dieser fortlau-
fende Entwicklungsprozeß ist seinerseits auf immer
neues biologisches Material bzw. biologische Infor-
mation aus der Natur angewiesen (Kap. D 3.3). Die
erneute Verbreitung von Krankheiten, die man be-
reits unter Kontrolle glaubte,ist ein Indiz für die Be-
deutung dieses globalen Trends (WHO, 1998;
WBGU,1999a).
Zunahme anthropogener
Artenverschleppung
Dieser Trend bezeichnet die Verschleppung von Ar-
ten in andere Regionen, z. B. unbeabsichtigt durch
das Ballastwasser von Schiffen oder beabsichtigt
durch gezielte Ansiedlung (Sandlund et al., 1996).
Auch die zunehmende Freisetzung genetisch modifi-
zierter Arten kann unter diesem Begriff gefaßt wer-
den. Dieser Trend ist eine der für die Biosphäre auf-
fälligsten Folgen der Globalisierung und des zuneh-
menden internationalen Verkehrs und Handels. Er
hat erhebliche Auswirkungen auf die biologische
Vielfalt und gilt neben Ökosystemkonversion als
wichtigste Ursache für die bislang dokumentierten
Verluste von Tierarten (WCMC,1992).In Kap.E 3.6
wird der Trend eingehend behandelt.
Zunehmende Übernutzung natürlicher
Ressourcen
Mit diesem Trend ist die nichtnachhaltige anthropo-
gene Nutzung biologischer Ressourcen z. B. durch
Jagd,Fischerei,Weide- oder Waldwirtschaft gemeint.
Sie kann für die genutzte Art und häufig auch für das
gesamte Ökosystem schwerwiegende Folgen haben
und zu einer wesentlichen Ursache für den Arten-
verlust werden.Dieser Trend ist z.B.für 23% der bis-
lang dokumentierten Verluste von Tierarten verant-
wortlich (WCMC,1992).Damit ist das bewußte oder
unbewußte Überschreiten der Grenze der Nachhal-
tigkeit im engeren Sinn gemeint:es wird mehr geern-
tet als nachwächst.Ein klassisches Beispiel ist die ge-
genwärtige Hochseefischerei (Kap.E 3.4).Die Folge
ist im Extremfall die Ausrottung der „Zielart“,häufi-
ger die Schädigung der Ökosystemstruktur und
-funktion. Der Trend muß gegen die Konversion
natürlicher Ökosysteme abgegrenzt werden: wenn
z. B. ein Wald abgebrannt oder gerodet wird, dann
wird die biologische Ressource nicht nur genutzt,
sondern vollständig entfernt. Genutzt wird danach
vor allem der Standort,z.B.für Ackerbau oder Sied-
lungen. Im Gegensatz hierzu steht die Übernutzung,
z. B. der selektive Einschlag einer wertvollen Baum-
art,so daß der Wald bestehen bleibt,aber die Baum-
art aus dem Wald verschwindet.
Biosphärische Quellen und Senken
Von besonderer Bedeutung sind die Wirkungen der
Biosphäre auf das Klima und den Wasserkreislauf
(WBGU, 1998b). Durch den Trend Verlust bio-
sphärischer Senken können beispielsweise anthropo-
gene Einträge in die Atmosphäre eine größere Wir-
kung entfalten, weil die Biosphäre eine aktive Rolle
in den Stoffkreisläufen spielt. Sie ist einerseits eine
direkte Senke, beispielsweise für klimarelevante
Spurengase.Andererseits wirkt sie als „Katalysator“
in den biogeochemischen Kreisläufen. Sie beschleu-22 C Die Biosphäre im Zentrum der Mensch-Umwelt-Beziehung
nigt und intensiviert den Transfer von Kohlendioxid
aus der Atmosphäre in den Boden, stabilisiert ein
Konzentrationsungleichgewicht zwischen den Um-
weltkompartimenten (Atmosphäre – Boden, Atmo-
sphäre – Wasser,Wasser – Boden) und intensiviert so
auch über Verwitterungprozesse die Stoffsenken.
Neben dem Verlust von Senken ist auch die Ver-
stärkung biosphärischer Quellen nicht unerheblich.
Die Biosphäre kann eine Reihe umwelt- und auch
klimarelevanter Substanzen direkt emittieren. Ne-
ben der Beeinflussung des lokalen Wasserkreislaufs
werden zunehmend auch komplexere Kontrollme-
chanismen diskutiert. Die Emission von Dimethyl-
sulfid (DMS) durch manche Meeresalgen führt z. B.
zu verstärkter Wolkenbildungund damit über die Al-
bedo der Wolken zu einer homöostatischen Beein-
flussung des Klimas (Kap.F 1).Weitere Aspekte sind
die Emission von CO2 durch Bodenlebewesen oder
die Freisetzung von Nährstoffen durch biogene Ver-
witterung von Mineralien.
C 1.2
Direkte Wirkungsmechanismen innerhalb der
Biosphäre
Die in Kap.C 1.1 beschriebenen Trends der Biosphä-
re sind nicht isoliert voneinander zu betrachten, sie
stehen teilweise unmittelbar in Wechselwirkung.Da-
bei sollte der Begriff „Wechselwirkung“ nicht rein
mechanistisch verstanden werden, vielmehr sind fol-
gende Muster gemeint:Trend A und Trend B treten
gemeinsam in einer Region auf, in der eine Umwelt-
degradation erkennbar ist.Dieses ist in vielen Fällen
durch eine nachvollziehbare kausale Beziehung zwi-
schen Ursache und Wirkung begründet, kann aber
auch eine nur schwache indirekte Kopplung sein,die
lediglich auf eine tiefer liegende Ursache für die Ko-
inzidenz schließen läßt.
Abb. C 1.2-1 veranschaulicht diese dynamische
Vernetzung. Besonders wichtige Wechselwirkungen
betreffen vor allem die beiden Trends Schädigung
von Ökosystemstruktur und -funktion sowie  Gen-
und Artenverlust.Beide Trends korrelieren miteinan-
der und können sich wechselseitig soweit verstärken,
daß im Extremfall das Ökosystem kollabiert und
durch einen anderen Ökosystemtyp ersetzt wird
(Kap.D 2.4).Direkte Einwirkungen auf beide Trends
gehen von den „primären“ Verursachern aus: Kon-
version, Fragmentierung und stoffliche Überlastung
natürlicher Ökosysteme, Artenverschleppung und
Übernutzung. Die Konversion ist besonders schwer-
wiegend, da sie nicht nur Artenverlust zur Folge hat,
sondern auch die Senkenwirkung der natürlichen
Ökosysteme verringert und außerdem biosphärische
Quellen (z. B. CO2,C H 4) verstärkt werden (WBGU,
1998b).Der bereits oben erwähnte enge Zusammen-
hang zwischen Konversion und Fragmentierung wird
durch eine entsprechend starke Wechselwirkung ab-
gebildet. Fragmentierung und Isolierung haben
durch populationsbiologische Prozesse in der Regel
Gen- und Artverlust des natürlichen Ökosystems zur
Folge (Loeschke et al., 1994). Die sich nach Konver-
sion und Fragmentierung entwickelnde Kul-
turlandschaft kann unter Umständen infolge des
höheren Angebots an Ökosystemtypen sogar an Ar-
tenreichtum zunehmen, die biologische Vielfalt der
ursprünglichen Ökosysteme nimmt allerdings ab
Abbildung C 1.2-1
Trends und ihre
Wechselwirkungen
innerhalb der Biosphäre.
Dicke Pfeile beschreiben
besonders wichtige
Wechselwirkungen.
Quelle:WBGU
Konversion
natürlicher Ökosysteme
Fragmentierung
natürlicher Ökosysteme
Stoffliche Überlastung
natürlicher Ökosysteme
Schädigung von Ökosystem-
struktur und -funktion
Zunahme anthropogener
Artenverschleppung
Resistenzbildung
Verlust von
biosphärischen Senken
Verstärkung von
biosphärischen Quellen
Zunehmende Übernutzung
biologischer Ressourcen
Gen- und Artenverlust
BIOSPHÄRE23 Wirkungsschleifen im biosphärischen Beziehungsgeflecht C 1.3
(dies gilt z. B. für das nacheiszeitliche Mitteleuropa;
Kap. E 2.1). Die Zunahme anthropogener Artenver-
schleppung kann einen verheerenden Einfluß auf die
Struktur der betroffenen natürlichen Ökosysteme
ausüben, wenn die eingeschleppte Art auf ein hohes
Ressourcenangebot bei nur wenigen biologischen
„Gegenspielern“ (z. B. Konkurrenten, Räuber, Para-
siten) trifft. Direkter oder indirekter Gen- und Art-
verlust kann die Folge sein (Kap.E 3.6).
C 1.3 
Wirkungsschleifen im biosphärenzentrierten
Beziehungsgeflecht des Globalen Wandels
Die oben dargestellten Beziehungen innerhalb der
Biosphäre prägen einen großen Teil ihrer Dynamik.
Die Biosphäre ist aber auch mit den anderen
Sphären des Globalen Wandels vernetzt:Trends z.B.
aus der Hydrosphäre oder der Wirtschaft wirken in
die Biosphäre hinein und lösen dort Wirkungsketten
aus,die die Degradationstrends in der Biosphäre ver-
stärken können. Diese tieferliegenden Triebkräfte
sollen hier beschrieben werden.
Wenn man sich die Fülle der weltweiten Verände-
rungen im Rahmen des Globalen Wandels vergegen-
wärtigt,dann sind es überraschenderweise nur relativ
wenige, allerdings wichtige Trends, die von „außen“
auf die Biosphäre einwirken. Man kann versuchen,
die Komplexität einzelner Biosphärenschädigungen
zu erfassen, indem diese wichtigen Trends markiert
und ihre Zusammenhänge mittels verstärkender
oder abschwächender Pfeile verdeutlicht werden.
Dabei sind charakteristische Wirkungsketten zu er-
kennen, d. h. über Pfeile verbundene Trends, die Se-
quenzen in einer größeren,geschlossenen Wirkungs-
schleife darstellen. Solche Wirkungsschleifen weisen
spezifische Degradationsmuster auf und identifizie-
ren die wesentlichen Probleme in der Biosphäre.
Natürlich läßt eine Wirkungsschleife nicht alle Ursa-
chen und Folgen erkennen,das könnte nur eine voll-
ständige Syndromanalyse leisten, bei der einzelne
Sequenzen oder Wirkungsketten der Wirkungs-
schleife einem oder mehreren Syndromen zugeord-
net werden (z. B. Raubbau-Syndrom; Kap. G). Den-
noch verdeutlichen die Wirkungsschleifen die Ein-
bettung der Biosphärenschädigungen in die Dyna-
mik des Globalen Wandels. Im folgenden werden
beispielhaft 7 dieser typischen Wirkungsschleifen
vorgestellt,die wesentlichen Einfluß auf die weltweit
zu beobachtende Degradation der Biosphäre haben.
C 1.3.1
Gefährdung der Gen- und Artenvielfalt
Für die Beschreibung von Wirkungsschleifen, in de-
nen die Auswirkungen des Trends Gen- und Arten-
verlustim Mittelpunkt stehen,wurden zwei global re-
levante Beispiele ausgewählt, die für die Funktion
der biologischen Vielfalt als „Überlebensversiche-
rung“ typisch sind (Abb.C 1.3-1):
1. Gefährdung der Ernährungssicherheit durch Ver-
lust von Gen- und Artenvielfalt
2. Gefährdung der Gewinnung von Natur- und Wirk-
stoffen durch Verlust von Gen- und Artenvielfalt.
Gefährdung der Ernährungssicherheit
Wie stark die Sicherung der Ernährung und die dafür
notwendige Gen- und Artenvielfalt durch den Glo-
balen Wandel beeinflußt werden, wurde vom Beirat
bereits mehrfach dargestellt (WBGU, 1998a, b) und
wird in diesem Gutachten weiter vertieft (Kap.
D 3.4).Die globale Bedeutung dieses Themas wurde
1997 durch die Behandlung auf dem UN-Wel-
ternährungsgipfel und der FAO-Konferenz zu pflan-
zengenetischen Ressourcen deutlich (BML und
ZADI,1997).
Zwei Trends führen direkt zu Gen- und Artenver-
lust: die Intensivierung der Landwirtschaft und der
Rückgang der traditionellen Landwirtschaft. Beide
Trends bewirken, daß traditionelle Kulturpflanzen-
sorten und seltene Nutztierrassen durch Hochlei-
stungssorten bzw.-rassen verdrängt werden.Die tra-
ditionellen Landsorten bilden ein wertvolles Genre-
servoir, um für die Welternährung wichtige Kultur-
pflanzen durch Züchtung oder Gentransfer an
veränderte Umweltbedingungen oder neue Krank-
heitserreger anzupassen (Kap. D 3.4; Kap. I 1.2). So-
mit können Gen- und Artenverluste den Fortschritt
in der Bio- und Gentechnologie blockieren bzw.ver-
langsamen und letztlich die Steigerung der Nah-
rungsproduktion behindern.Als Folge kann sich der
Zwang erhöhen, die landwirtschaftliche Fläche aus-
zuweiten oder zu intensivieren, was den selbstver-
stärkenden Wirkungskreis schließt. Diese Wirkungs-
schleife motiviert eine der biosphärischen Imperati-
ve des Beirats: die Bewahrung der Ressourcen für
Ernährungssicherung (Kap.I 1.2).
Der Verlust von Natur- und Wirkstoffen
Der Gen- und Artenverlust behindert die Entwick-
lung neuer Wirkstoffe, die stoffliche Substitution,
Fortschritte in der Medizin und in der Bio- und Gen-
technologie dadurch,daß der Vorrat an biologischem
Material mit Vorbildcharakter kleiner wird. Es sind
bereits Fälle bekannt geworden, in denen eine Art,
die im Labortest wertvolle Eigenschaften zeigte, bei24 C Die Biosphäre im Zentrum der Mensch-Umwelt-Beziehung
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U25 Wirkungsschleifen im biosphärischen Beziehungsgeflecht C 1.3
erneuter Feldforschung infolge Ökosystemkonversi-
on nicht mehr gefunden werden konnte. Diese Ent-
wicklung wird dadurch verstärkt,daß der Verlust tra-
ditioneller gesellschaftlicher Strukturen und Lebens-
stile auch mit dem Verlust des traditionellen Wissens
der Bevölkerung mit ihren Schamanen und Medizin-
männern und -frauen über die verschiedenen Arten,
ihre Eigenschaften und Anwendungsmöglichkeiten
(z. B. traditionelle Heil- oder Nutzpflanzen) verbun-
den ist (Kap. D 3.3 und E 3.5). Der medizinischen
und technologischen Forschung geht hier ein leben-
diger und wertvoller Wissensvorrat verloren. Eine
positive Rückkopplungsschleife ist die folgende:
Pharmakonzerne oder andere auf Naturstoffe ange-
wiesene Unternehmen haben ein Interesse daran,die
Gen- und Artenvielfalt in den von ihnen genutzten
Ökosystemen zu schützen,damit auch in Zukunft auf
diese Quellen zurückgegriffen werden kann.Ein Bei-
spiel für diesen Zusammenhang bietet der Vertrag
zwischen INBio, Costa Rica und der Firma Merck
(WBGU, 1996a; Kap. D 3.3), der als Zunahme um-
weltverträglicher Wirtschaftsweisen interpretiert
werden kann.
C 1.3.2
Fehlentwicklungen in Natur- und
Kulturlandschaften 
Die Zerstörung natürlicher Ökosysteme
Das Drängen vor allem vieler Entwicklungsländer
nach rascher wirtschaftlicher Entwicklung, das oft
mit einer Vernachlässigung der Langfristfolgen ver-
bunden ist, ist eine wesentliche Triebkraft für die
Konversion natürlicher Ökosysteme (Abb. C 1.3-2).
Es geht dabei vor allem – aber nicht ausschließlich –
um die Ernte von Primärwäldern (Kap. E 2.2) und
die Erwirtschaftung von Devisen aus dem Verkauf
von z. B. Stammholz oder daraus im Lande gefertig-
ten Produkten.Der zunehmende Verbrauch von En-
ergie und Rohstoffen und die „nachgeschalteten“
Trends  Industrialisierung, Globalisierung und  Zu-
nahme von Welthandelsströmen sind hier indirekte
Triebkräfte. Auch die internationale Verschuldung
kann zur Konversion beitragen, da hierdurch der
Zwang zur Devisenerwirtschaftung weiter verstärkt
wird. Konversion verläuft in gegenseitiger Verstär-
kung parallel mit der Ausweitung von Verkehrswe-
gen, denn sie sind die Voraussetzung für den Ab-
transport der Stämme und öffnen den Weg für ein-
wandernde Bevölkerung. Die gerodeten – oder, im
Fall der Konversion von Feuchtgebieten, entwässer-
ten – Flächen werden häufig direkt im Anschluß
landwirtschaftlich genutzt (Ausweitung landwirt-
schaftlich genutzter Fläche),um der wachsenden Be-
völkerung eine Lebensgrundlage zu bieten. Dieser
Zusammenhang bietet eine zweite, wichtige Motiva-
tion für die Konversion, die auch auf Flächen statt-
findet,auf denen die Holzernte allein nicht lohnt.
Die Auswirkungen der Konversion sind je nach
Region und natürlichen Gegebenheiten (Boden,Kli-
ma) unterschiedlich. Es lassen sich dennoch einige
Wechselbeziehungen identifizieren, die immer wie-
der zu finden sind.So ist z.B.die Konversion natürli-
cher Ökosysteme gleichbedeutend mit einer Freile-
gung des Bodens gegenüber der Witterung,was Ero-
sion und Ausschwemmung von Nährstoffen und Hu-
mus zur Folge hat. Die Bodendegradation hat vor
allem in Bergregionen häufig die Verödung und Ver-
karstung großer Flächen zur Folge.
In tropischen Regionen ist die landwirtschaftliche
Nutzung nach der Rodung des Primärwalds wegen
der Auslaugung der Böden nicht lange aufrechtzuer-
halten (Fertilitätsverlust): am Ende der Sukzession
steht bereits nach wenigen Jahren ein unfruchtbares
Grasland,das nicht genutzt werden kann und nur mit
sehr hohem Aufwand rekultivierbar ist. Der Kreis
schließt sich schnell, da die sinkenden Erträge zu ei-
ner erneuten Ausweitung der Ackerflächen zwingen.
Die erneute Rodung und nachfolgende Bewirtschaf-
tung zerstört wiederum naturnahe Flächen.Die Kon-
version hat in der Biosphäre die in Kap. C 1.2 und
E 2.2 beschriebenen Folgen: die biologische Vielfalt
geht im Wechselspiel von Fragmentierung und Schä-
digung der Ökosystemstruktur und -funktion verlo-
ren.
Die Schädigung von Ökosystemleistungen
Wenn sich diese Entwicklung auf großen Flächen
oder in besonders empfindlichen Regionen vollzieht,
dann gibt es eine „Seitenschleife“, die die Vorgänge
weiter beschleunigt und verschlimmert. Die
großflächige Konversion von Wald verändert auch
immer den lokalen Wasserhaushalt. Wälder erbrin-
gen hier besonders wichtige Ökosystemleistungen
(Kap. D 2; Kasten D 2.5-1): Niederschlag und direk-
ter Abfluß werden abgebremst, der Wald speichert
erhebliche Mengen des Niederschlags und gibt ihn
nur allmählich wieder an die Umwelt ab. Dadurch
gelangt ein weit größerer Anteil durch die Evapo-
transpiration der Pflanzen wieder in die Atmosphäre
und fördert so die lokale Niederschlagstätigkeit.Der
Wasserkreislauf ist also lokal kurzgeschlossen, und
die Verweilzeit des Wassers in der Region wird ver-
längert. Durch die Rodung von Wäldern, insbeson-
dere bei Bergwäldern mit Hangneigung,werden die-
se Ökosystemleistungen gefährdet. Unmittelbare
Auswirkungen sind Bodenerosion sowie Nährstoff-
und Humusausschwemmung. Diese Bodendegrada-
tion verstärkt damit die oben beschriebene Wir-
kungsschleife. Indirekt wird diese Schleife durch die
Änderung des lokalen und regionalen Klimas weiter26 C Die Biosphäre im Zentrum der Mensch-Umwelt-Beziehung
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U27 Wirkungsschleifen im biosphärischen Beziehungsgeflecht C 1.3
vorangetrieben:die Verringerung der Niederschlags-
neigung kann für die verbliebenen naturnahen Öko-
systeme eine hohe zusätzliche Belastung bedeuten.
Es gibt zusätzlich eine weitere indirekte Folge der
verstärkten Erosion. Der ausgeschwemmte Boden
verstärkt die Sediment- und Nährstofffrachten der
Fließgewässer,wodurch Süßwasser- und Küstenöko-
systeme stofflich überlastet werden können. Ande-
rerseits wird aber auch das Gleichgewicht in Fließge-
wässern direkt verschoben, so daß beispielsweise
Ufererosion oder verstärkte Sedimentation in den
Flußdeltas naturnahe Ökosysteme bedrohen können
(Kap.E 2.4).
Einbringung nichtheimischer Arten
Seit dem Mittelalter führt die stark gewachsene Rei-
se- und Handelsaktivität dazu, daß Organismen zu-
nehmend biogeographische Barrieren überwinden.
Es kann sich zwar nur ein geringer Bruchteil der ver-
schleppten Arten im neuen Lebensraum etablieren,
dieser aber oftmals mit erheblichen Auswirkungen
für die heimischen Ökosysteme (Kap.E 3.6).
Es gibt weltweit viele Beispiele für die Schädigung
von Ökosystemstruktur und -funktion durch nicht-
heimische Arten (Bright, 1998). Da sich neue Arten
in vorgeschädigten Systemen offenbar leichter eta-
blieren können bzw. sich konkurrenzstarke heimi-
sche Arten ausbreiten können, führen solche Trends
indirekt vermutlich auch zu einer Zunahme gebiets-
fremder Arten. Als Konkurrenten, Parasiten oder
Räuber heimischer Flora und Fauna können gebiets-
fremde Arten direkt oder indirekt zu Gen- und Ar-
tenverlust führen, daher zählt dieser Trend zu einer
wichtigen direkten Ursache für den Verlust biologi-
scher Vielfalt (Sandlund et al., 1996). Ökosysteme
mit Inselcharakter, die eine geographisch isolierte
Evolution durchlaufen haben und daher oft über
eine große Zahl endemischer Arten verfügen, sind
davon besonders betroffen. Neben dem Gen- und
Artenverlust kann es allerdings im regionalen Maß-
stab auch zu einer Erhöhung der Artenvielfalt kom-
men, wenn die Zahl vernichteter Arten durch die
hinzugekommenen übertroffen wird, wie es z. B. in
Mitteleuropa der Fall ist (Kap. E 2.1). Global gese-
hen führt aber die Einschleppung zu Artenverlust
und zu einer Homogenisierung des Arteninventars,
die ökosystemare,regionale und lokale Besonderhei-
ten einebnet.
Die anthropogene Artenverschleppung betrifft
auch den Menschen direkt, denn die Einschleppung
von Krankheitserregern wie Bakterien oder Viren
kann zu erheblichen Gesundheitsgefährdungen
führen (z.B.Pest,Aids,Cholera).
C 1.3.3
Beeinträchtigung der biosphärischen
Regelungsfunktionen
Die Rolle der Biosphäre im Erdsystem beschränkt
sich nicht auf eine passive Einbettung in die physika-
lischen Rahmenbedingungen des Planeten Erde.Die
Biosphäre ist in bestimmten Grenzen auch aktiv an
der Kontrolle der Umweltbedingungen beteiligt
(Kap.F1).Da die Natur keine Soll-Ist-Regler mit de-
finierten Regelparametern kennt, kommt hier das
homöostatische Prinzip zum Tragen: Durch eine ne-
gative Rückkopplung zwischen entgegengesetzt wir-
kenden Prozessen organisiert sich ein Fließgleichge-
wicht von Stoffen, das z. B. nicht nur die klimawirk-
same Zusammensetzung der Atmosphäre, sondern
auch die Bodenfruchtbarkeit oder den Wasserkreis-
lauf maßgeblich beeinflußt.Letztlich dürften fast alle
stofflichen Zusammensetzungen der Umweltmedien
(Boden, Wasser, Atmosphäre) durch die Biosphäre
stark beeinflußt und möglicherweise sogar über ne-
gative Rückkopplungen „geregelt“ werden (Kap.
F 5). Entscheidend hierfür sind die Intensitäten der
biologisch moderierten Stoffsenken und -quellen,
die sich im Laufe der Evolution in nahezu stabilen
Fließgleichgewichten organisiert haben. Diese Rolle
der Biosphäre wird durch zivilisatorische Eingriffe
zunehmend gestört (Kap. F 3). Hier stehen die bei-
den Trends Verlust biosphärischer Senken und Ver-
stärkung biosphärischer Quellen im Zentrum der Be-
trachtung (Abb.C 1.3-3).
Veränderung der biosphärischen
Klimaregelung
Ein wichtiger biosphärischer Regelungskreislauf ist
die Klimawirkungskaskade, in die der Mensch über
die Konversion natürlicher Ökosysteme und eine zu-
nehmende Übernutzung biologischer Ressourcen
eingreift. Dadurch gehen einerseits biologische Sen-
ken für anthropogene Kohlendioxidemissionen ver-
loren,andererseits wird der im Boden (Humus,abge-
storbene Biomasse) gespeicherte Kohlenstoff und
das ebenfalls klimawirksame Methan freigesetzt
(Verstärkung biosphärischer Quellen). In Verbin-
dung mit dem weltweiten Trend eines zunehmenden
Verbrauchs von fossiler Energie und der dadurch be-
dingten Zunahme von Spurengasen in der Atmos-
phäre wird der Treibhauseffekt weiter verstärkt.
Diese Veränderung des Wärmehaushalts der At-
mosphäre,die den Trend globaler und regionaler Kli-
mawandel verstärkt, führt einerseits zu einer Verän-
derung der lokalen Wasserbilanz, andererseits sind
direkte schädigende Wirkungen in der Biosphäre zu
beobachten. Eine Veränderung der Lufttemperatur,
aber auch der Wasserbilanz und damit des Grund-28 C Die Biosphäre im Zentrum der Mensch-Umwelt-Beziehung
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U29 Wirkungsschleifen im biosphärischen Beziehungsgeflecht C 1.3
wasserspiegels, führt zu einer Schädigung von Öko-
systemstruktur und -funktion, wenn das betroffene
Ökosystem nur eine geringe Anpassungsfähigkeit
besitzt. Diese augenfälligen Umweltschädigungen
besitzen eine große Medienwirksamkeit und bewir-
ken oft verstärkte Anstrengungen zum Schutz und
zur Erhaltung der Natur (Kap. C 1.3.4). Ein wach-
sendes Umweltbewußtsein, auch in Verbindung mit
einer Sensibilisierung für globale Probleme, steht
hierbei allerdings in starkem Kontrast zu der An-
spruchssteigerung und der weiter zunehmenden Aus-
breitung westlicher Konsum- und Lebensstile. Diese
Trends stehen in enger Anbindung an die weltweit
bedeutsamen Entwicklungen wie zunehmender Tou-
rismus (Kap. E 3.7),Ausweitung der Landwirtschaft,
wachsendes Verkehrsaufkommen sowie Globalisie-
rung in der Wirtschaft (Abb. C 1.3-4), die in der Re-
gel mit einem starken Ressourcen- und Energiever-
brauch gekoppelt sind. Damit verstärken sie durch
den weltweiten Flächenverbrauch den Verlust bio-
sphärischer Senken und modifizieren so die bio-
sphärische Klimaregelung.
Die Störung der Rolle der Biosphäre im
Wasserkreislauf
Auch der hydrologische Kreislauf wird von der Bio-
sphäre weitgehend beeinflußt. Neben einer zusätzli-
chen Klimawirkung über den großen Energietrans-
port in Richtung der Pole, die Reduktion der Ein-
strahlung durch Wolken oder die Treibhausgaswir-
kung des Wasserdampfs in der Atmosphäre hat der
Wasserkreislauf wichtige zusätzliche Aspekte: Er
transportiert Nährstoffe, schafft die Voraussetzung
für die Reduktion hoher Sonneneinstrahlung durch
Wolkenbildung und hat bedeutenden Anteil am glo-
balen Energieausgleich. Durch eine Konversion
natürlicher Ökosysteme und eine stoffliche Überla-
stung natürlicher Ökosysteme wird dieses fragile
Gleichgewicht gestört. Dadurch wird die Wasser-
rückhaltefähigkeit bzw. die Speicherfähigkeit erheb-
lich beeinträchtigt. Im größeren Maßstab entsteht
ein Verlust biosphärischer Senken (Wasser),der Ero-
sionsprozesse und morphologische Veränderungen
fördert.Dies verändert wiederum die lokale Wasser-
bilanz und damit z.B.auch den Grundwasserspiegel.
Bei Überschreitung bestimmter Grenzen kann diese
Wirkungsschleife positiv rückkoppeln. Ein Beispiel
hierfür ist der Prozeß der sich selbst verstärkenden
Desertifikation. Eine Übernutzung möglicherweise
schon marginaler Böden beeinflußt nicht nur direkt
die Biosphäre, sondern, zunächst kaum bemerkbar,
auch die speziellen Funktionen der Flora für den lo-
kalen Wasserkreislauf.Wenn dann die biologisch mo-
difizierte Wasserrückhaltefähigkeit reduziert ist,ver-
ringert sich die Stabilität des Ökosystems und mini-
male Veränderungen des Klimas oder der Nutzung
können zur Katastrophe führen.
C 1.3.4 
Der Mensch als Bewahrer von Natur 
Die weltweit zu beobachtenden negativen Ökosy-
stemtrends wie z. B. das Artensterben, erlangen in
der Öffentlichkeit zunehmend Aufmerksamkeit
(Kap. E 3.1 und I 2.5). Hierdurch wird das Umwelt-
bewußtsein gestärkt, und in den letzten Jahren
nimmt auch die Sensiblisierung für globale Probleme
zu: der grenzüberschreitende Charakter vieler Um-
weltveränderungen (z. B. Klimawandel) wird immer
deutlicher.Diese Sorgen manifestieren sich in der zu-
nehmenden Bedeutung von Umweltverbänden und
in zunehmendem Druck auf die politischen Ent-
scheidungsträger. Diese reagieren sowohl durch ver-
stärkte nationale Umweltschutzpolitik (z. B. Um-
weltministerien), aber auch auf internationaler Ebe-
ne haben diese Befürchtungen und Einsichten mitt-
lerweile zu einer Reihe von Institutionen und
Umweltabkommen geführt (WBGU, 1996a; Kap.
I 3).
Die Arbeit der Umweltinstitutionen ist immer
auch auf die Bewußtseinsbildung der Gesellschaft
gerichtet: es kann also eine Rückwirkung auf das
Umweltbewußtsein geben.Es sind aber auch direkte
Erfolge in der Umwelt zu verzeichnen: die Umwelt-
politik hat auf die Trends zum Verlust biologischer
Vielfalt sicherlich eine abschwächende Wirkung.Ein
Beispiel ist der Schutz von Feuchtgebieten,der durch
entsprechende Regelungen (nationale Naturschutz-
gesetzgebung,Ramsar-Konvention) den Ökosystem-
und Artenschwund zumindest verlangsamt hat.Auch
das Washingtoner Artenschutzabkommen (CITES,
Kap. D 3.1) hat Erfolge vorzuweisen: durch interna-
tionale Handelsverbote konnten sich Bestände ein-
zelner bedrohter Tier- und Pflanzenarten teilweise
wieder erholen. Damit schließt sich der Kreis einer
positiven,selbstverstärkenden Rückkopplung.
Auf diesen Druck durch Politik, NRO und Medi-
en reagiert auch die Wirtschaft durch die Zunahme
umweltverträglicher Wirtschaftsweisen. Beispiele
hierfür sind die Bemühungen um die Zertifizierung
von Holzprodukten aus nachhaltiger Waldwirtschaft
oder die freiwilligen Verpflichtungen der Industrie
für den Umweltschutz.
Diese „Bewahrungsschleife“ macht deutlich, daß
Mensch und Gesellschaft den negativen Entwicklun-
gen in der Biosphäre nicht hilflos ausgeliefert sind,
sondern es durchaus ein Reaktions- und Anpas-
sungspotential gibt.Diese Prozesse zu erkennen und
bewußt zu fördern,ist daher Bestandteil der nationa-
len wie der internationalen Umweltpolitik.Diese po-30 C Die Biosphäre im Zentrum der Mensch-Umwelt-Beziehung
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U31 Wirkungsschleifen im biosphärischen Beziehungsgeflecht C 1.3
sitiven Ansätze dürfen allerdings nicht darüber hin-
weg täuschen, daß die Konversion und Degradation
von Ökosystemen durch die beobachteten gesell-
schaftlichen Reaktionen bislang nur unwesentlich
aufgehalten werden konnte.Die Wirkungsschleifen als Kernelemente der Syndrome C 2
Die in den letzten Kapiteln dargestellten globalen
Wirkungsschleifen ,d.h.geschlossenen Wirkungsket-
ten im biosphärenzentrierten Beziehungsgeflecht,
verdeutlichen, warum eine schädliche Veränderung
innerhalb der Biosphäre nicht losgelöst von den mit
ihr verknüpften Trends betrachtet werden kann.Wir-
kungsschleifen illustrieren des weiteren in besonde-
rer Weise die Eigendynamik dieser sich oft selbst ver-
stärkenden Entwicklungen.
In einer regionalen Betrachtung wird erkennbar,
daß die globalen Wirkungsschleifen als Ganzes oder
als wesentliche Sequenzen Bestandteile von Syndro-
men sind (Kasten C 2-1). Syndrome verknüpfen be-
stimmte regionale Formen von Umweltschädigun-
gen mit ihren spezifischen Ursachen.Sie spiegeln ty-
pische Kombinationen schädigender Mensch-Um-
welt-Wechselwirkungen wider, die weltweit erkenn-
bar sind und in ihrer Gesamtheit die wesentlichen
Muster des Globalen Wandels bilden (WBGU, 1993,
1996b). Syndrome zeichnen sich durch ihren trans-
sektoralen Charakter aus, d. h. die Probleme greifen
über einzelne Sektoren (z. B. Wirtschaft, Biosphäre,
Bevölkerung) oder Umweltmedien (z. B. Boden,
Wasser) hinaus, haben aber immer einen direkten
oder indirekten Bezug zu Naturressourcen. Globale
Relevanz erhalten die Syndrome, wenn sie in ihrer
Gesamtheit den Charakter des Systems Erde modifi-
zieren und damit direkt oder indirekt die Lebens-
grundlagen für einen Großteil der Menschheit spür-
bar beeinflussen, oder wenn für die Bewältigung der
Probleme eine globale Kraftanstrengung erforder-
lich ist.
Jedes einzelne dieser Syndrome oder globalen
Krankheitsbilder stellt also einen anthropogen ver-
ursachten Wirkungszusammenhang mit ganz spezifi-
schen Umweltbelastungen dar und bildet somit ein
eigenständiges, d. h. weitgehend von den anderen
Syndromen entkoppeltes Umweltdegradationsmu-
ster. Syndrome sind durch eine geographische
Fleckenstruktur gekennzeichnet. Weist man jedem
Kasten C 2-1
Übersicht über die Syndrome des Globalen
Wandels
Übernutzungssyndrome
1. Landwirtschaftliche Übernutzung marginaler Standor-
te:Sahel-Syndrom.
2. Raubbau an natürlichen Ökosystemen: Raubbau-Syn-
drom.
3. Umweltdegradation durch Strukturwandel traditionel-
ler Anbaumethoden:Landflucht-Syndrom.
4. Nichtnachhaltige industrielle Bewirtschaftung von Bö-
den und Gewässern:Dust-Bowl-Syndrom.
5. Umweltdegradation infolge Extraktion nichterneuerba-
rer Ressourcen:Katanga-Syndrom
6. Umweltdegradation durch Erschließung und Umgestal-
tung von Naturregionen für Tourismus: Tourismus-Syn-
drom.
7. Umweltdegradation durch militärische Nutzung: Ver-
brannte-Erde-Syndrom.
Entwicklungssyndrome
8. Fehlgeleitete oder gescheiterte Großprojekte mit ziel-
gerichteter Umgestaltung der Umwelt: Aralsee-Syn-
drom.
9. Umweltdegradation durch Transfer standortfremder
landwirtschaftlicher Produktionsmethoden: Grüne-Re-
volution-Syndrom.
10.Umweltdegradation durch Wirtschaftswachstum mit
hoher Eigendynamik:Kleine-Tiger-Syndrom.
11.Urbanisierung und umweltgefährdendes Verhalten in
menschlichen Siedlungen:Favela-Syndrom.
12.Zersiedlung und Ausweitung von Infrastruktur als
Kennzeichen umweltbelastender Agglomerationen:
Suburbia-Syndrom.
13.Lokale, singuläre Industriekatastrophen mit längerfri-
stigen Auswirkungen:Havarie-Syndrom
Entsorgungssyndrome
14.Umweltdegradation infolge Entsorgung durch Verdün-
nung von Schadstoffen in Luft und Wasser: Hohe-
Schornstein-Syndrom
15.Umweltprobleme bei Entsorgung durch Verdichtung
und Deponierung von Abfallstoffen: Müllkippen-Syn-
drom
16.Umweltdegradation durch lokale Kontamination, Ab-
fallakkumulation und Altlasten:Altlasten-Syndrom.Syndrom eine spezifische Farbe mit mehreren Inten-
sitätsstufen zu, dann zeichnet die Überlagerung der
Syndrome ein aussagekräftiges Bild vom Umwelt-
und Entwicklungszustand der Erde.
C 2.1
Wirkungsketten als Teil eines Syndroms
Am Beispiel des Raubbau-Syndroms, das die
großflächige,mit hohem Kapital- und Technikeinsatz
betriebene Ausbeutung biologischer Ressourcen be-
schreibt und in Kap. G detailliert dargestellt wird,
läßt sich zeigen, wie einzelne Wirkungsketten Be-
standteile eines Syndroms sein können. In Tab.
C 2.1-1 ist diese Zuordnung anhand einiger Beispie-
le dargestellt. Der Mechanismus des Raubbau-Syn-
droms läßt sich ebenfalls in Form eines Beziehungs-
geflechtes abbilden (Abb.G 2.2-1).Auf der Basis der
in Tab.C 2.1-1 dargestellten Zuordnungen könnte je-
doch ein Syndrombeziehungsgeflecht auch durch die
Überlagerung der Wirkungsschleifen erstellt wer-
den. Dieser Forschungsaspekt verdient weitere Be-
achtung, da die Abweichung dieser Überlagerung
von dem durch die Integration von Expertenwissen
und Fallstudien gewonnenen Beziehungsgeflecht di-
rekt die Identifikation der antreibenden Trends im
Sinn von „driving forces“ des Raubbaus ermöglicht.
C 2.2 
Wirkungsketten als Bestandteil mehrerer
Syndrome 
In der Regel werden einzelne Wirkungsketten aller-
dings gemeinsamer Bestandteil mehrerer Syndrome
sein, die in einer Region wirken. Eine einzelne Wir-
kungskette kann beispielsweise Trends enthalten,die
die Verknüpfungspunkte zwischen mehreren in einer
Region aktiven Syndromen bilden.In Tab.C 2.2-1 ist
dies am Beispiel der Störung der Rolle der Biosphä-
re im Wasserkreislauf veranschaulicht.
Der gemeinsame Verknüpfungspunkt ist hier der
Eingriff in die subtile Verbindung zwischen Boden,
Biosphäre und Hydrosphäre.Treffen mehrere Schä-
digungen in Form einer gleichzeitigen Wirkung ver-
schiedener problematischer Umweltnutzungen zu-
sammen,können die Wirkungen sich gegenseitig ver-
stärken und eine Region auf lange Sicht irreparabel
degradieren. Eine Vielzahl systematischer Zusam-
menhänge zwischen den charakteristischen Formen
von Mensch-Umwelt-Wechselwirkungen und den
Schädigungen der Biosphäre wird in den nachfolgen-
den Kapiteln angesprochen und vertieft.
33 Wirkungsketten als Teil eines Syndroms C 2.1
Tabelle C 2.2-1
Mechanismen,mit denen
einzelne Syndrome an der
Störung der Rolle der
Biosphäre im
Wasserkreislauf beteiligt
sind.
Quelle:WBGU
Syndrom Mechanismus
Raubbau-Syndrom Verlust biologischer Quellen
Sahel-Syndrom Verringerung der Speicherfähigkeit des Bodens für 
Niederschläge
Suburbia-Syndrom Hoher Wasserverbrauch und Verringerung der
Grundwasserneubildung durch Versiegelung 
Dust-Bowl-Syndrom Hohe Grundwasserentnahmen für Bewässerung und
erhöhte Transpirationsraten 
Aralsee-Syndrom und  Strukturelle Veränderung der Wasserbilanz
Katanga-Syndrom
Tabelle C 2.1-1
Bedeutung einzelner
Wirkungsschleifen aus Kap.
C 1 für das Raubbau-
Syndrom (Kap.G).
Quelle:WBGU
Identifizierte Wirkungsketten Einschätzung für das Raubbau-Syndrom 
Bedeutung Beispiel
Gefährdung der Ernährungssicherheit hoch Überfischung der Meere
Verlust von Natur- und Wirkstoffen hoch Rodung tropischer Wälder
Zerstörung natürlicher Ökosysteme hoch Rodung tropischer Wälder
Schädigung von Ökosystemleistungen hoch Rodung tropischer Wälder
Einbringung nichtheimischer Arten  keine
Der Mensch als Bewahrer der Natur zunehmend Biodiversitätskonvention
Veränderung der biosphärischen 
Klimaregelung hoch Rodung borealer Wälder
Störung der Rolle der Biosphäre  hoch Rodung von Bergwäldern
im WasserkreislaufGenetische Vielfalt und Artenvielfalt DD 1 Die Nutzung von Gen- und Artenvielfalt am Beispiel höherer Pflanzen
D 1.1
Einführung
Die Problematik, die dem Schutz der Artenvielfalt
zugrundeliegt, kann am Beispiel der Nadelbäume
und der Orchideen anschaulich gemacht werden:Die
Familie der Pinaceae besteht weltweit aus nur etwa
250 Arten (WCMC, 1992), die auf 19 Mio. km2 der
Landoberfläche die Vegetation dominant bestim-
men,wie z.B.im borealen Nadelwald.Im Gegensatz
dazu gibt es 25.000–35.000 Orchideenarten (WCMC,
1992), aber an keiner Stelle der Erde wird die Vege-
tation in ihrer Struktur oder in deren biogeochemi-
schen Kreisläufen durch Orchideengeprägt.Die Fra-
ge liegt daher nahe: Braucht die Menschheit die
35.000ste Orchidee, und – sofern kein unmittelbarer
Bedarf besteht – welche Gründe führen weltweit
dazu,sich zu bemühen,auch diese Art in Zukunft zu
erhalten?
Das folgende Kapitel gibt einen Überblick über
die biologische Vielfalt der Erde auf der Ebene der
Gen- und Artenvielfalt.Es wird die Nutzung der Ar-
tenvielfalt am Beispiel der höheren Pflanzen disku-
tiert, wobei eine Reihe von Problemen in an-
schließenden Teilkapiteln selektiv und ausführlicher
besprochen werden.
D 1.2
Grundlagen der Gen- und Artenvielfalt und deren
geographische Verbreitung
Jede Differenzierung in Arten beginnt mit einer Mu-
tation auf der Ebene der DNA, die nur in seltenen
Fällen unmittelbar, weit häufiger erst nach längerer
Zeit bzw. mit veränderten Umweltbedingungen, sich
evolutiv als vorteilhaft erweist (Präadaptation). Die
Etablierung von Kreuzungsbarrieren markiert dann
den Übergang von einer Population zu einer eigen-
ständigen neuen Art (Kasten D 1.2-1). Genetische
Vielfalt ist kaum zu messen.Daher werden meist ver-
schiedene molekularbiologische Indikatoren heran-
gezogen, um eine Aussage diesbezüglich zu treffen
(ausführliche Darstellungen in Bisby, 1995 und Mal-
let,1996).
Die Ursprünge des Lebens liegen ca.4 Mrd.Jahre
zurück. Seitdem hat sich die Anzahl der Arten stän-
dig erhöht, auch wenn es im Lauf der Erdgeschichte
zu massiven Aussterbeereignissen gekommen ist
(Abb. D 1.2-1). Die heutige, durch den Menschen
verursachte Aussterberate ist allerdings 1.000–
10.000fach höher als die natürliche Hintergrundrate
(Barbault und Sastrapradja, 1995; May und Tregon-
ning,1998).
Kasten D 1.2-1
Mechanismen, die zu Artenreichtum führen,
erläutert am Beispiel der Wirkung von Feuer
Im Gebiet der Republik Südafrika kommen ca. 23.500
Pflanzenarten vor, von denen etwa 80% endemisch sind.
Dies gilt insbesondere für die Kap-Halbinsel, die als eige-
nes Florenreich, die Capensis, berühmt ist.Aber auch dort
findet man an keiner Stelle 23.000 Arten auf einer Unter-
suchungsfläche (z.B.1ha).Die lokale Diversität (die sog.α-
Diversität)ist relativ niedrig und konstant (5–30 Artenm-2).
Wohl aber findet man auf jedem Berg eine völlig neue Flora
(es gibt also eine hohe β-Diversität, die die regionale Viel-
falt beschreibt).Der Grund liegt in der Differenzierung der
Landschaft durch Feuer als natürlichem Standortfaktor.
Brände treten auf begrenzter Fläche auf, nämlich dann,
wenn sich in der Vegetation ausreichend Biomasse ange-
sammelt hat (alle 30–40 Jahre). Nach einem Brand keimen
die meisten der an Feuer angepaßten Arten.Die Keimlinge
haben relativ wenig Konkurrenz, d. h. jede Mutation hat
eine Überlebenschance. Wenn nach einigen Jahren die
Pflanzen dieser Brandfläche blühen, besteht dann für die
Population einer jeden Fläche ein verminderter Genaus-
tausch mit Nachbarpopulationen und damit die Möglich-
keit der Stabilisierung von Mutationen durch Inzucht.Dies
führt über längere Zeit zur genetischen Isolation und Art-
bildung begrenzter Populationen, d. h. zu Endemismen
(Bond,1983).Ähnliche Mechanismen führen in Trockenge-
bieten zur Bildung neuer Arten,da jedes Regenereignis iso-
lierte Populationen nach sich zieht, und diese zeitlich von
Nachbarpopulationen isoliert sind.38 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
Weltweit sind derzeit ca.1,75 Mio.Arten beschrie-
ben worden (Tab. 1.2-1). Dies sind vermutlich nur
14% der gesamten Artenzahl der Erde, die man auf
ca. 13,6 Mio. Arten schätzt. Relativ gut beschrieben
sind die Pflanzen und die Wirbeltiere. Besonders
große Wissenslücken gibt es bei den Mikroorganis-
men und bei den Gliedertieren.Vor allem die Insek-
ten dominieren die Artenvielfalt der Erde. Zwei
Drittel aller zur Zeit bekannten Arten stammen aus
dieser Gruppe. Es gibt allein unter den Käfern etwa
doppelt so viele Arten wie bei den Pflanzen, und
10mal so viele Arten wie bei den Wirbeltieren.
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Abbildung D 1.2-1
Änderung der globalen
Artenvielfalt,dargestellt am
Beispiel mariner
Tierfamilien.
Aussterbereignisse:
1.Ende Ordovizium
2.Ober-Devon
3.Ende Perm
4.Ende Trias
5.Kreide-Tertiär
Quelle:Barbault und
Sastrapradja,1995
Tabelle D 1.2-1
Abschätzungen der weltweiten Artenzahl.Die Abschätzungssicherheit wurde wie folgt kategorisiert:gut = innerhalb eines
Faktors 2;mäßig = innerhalb eines Faktors 5;gering = innerhalb eines Faktors 10;sehr gering = nicht innerhalb derselben
Größenordnung.
Quelle:nach Heywood,1997
Gruppe Beschriebene  Geschätzte Anzahl von Arten [in 1.000] Anteil  Abschätzungs-
Arten [%  der  sicherheit
[in 1.000] Untergrenze Arbeits- Obergrenze Arbeits-
schätzung schätzung]
Viren 4 50 400 1.000 2,9 sehr gering
Bakterien 4 50 1.000 3000 7,3 sehr gering
Pilze 72 200 1.500 2.000 11,0 mäßig
Einzeller 40 60 200 200 1,5 sehr gering
Algen 40 150 400 1.000 2,9 sehr gering
Gefäßpflanzen 270 300 320 500 2,3 gut
Fadenwürmer 25 100 400 1.000 2,9 gering
Krebstiere 40 75 150 200 1,1 mäßig
Spinnentiere 75 300 750 1.000 5,5 mäßig
Insekten 950 2.000 8.000 100.000 58,7 mäßig
Mollusken 70 100 200 200 1,5 mäßig
Wirbeltiere 45 50 50 55 0,4 gut
Andere 115 200 250 800 1,8 mäßig
Gesamt 1.750 3.635 13.620 110.955 100,0 sehr gering39 Grundlagen der Gen- und Artenvielfalt D 1.2
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.40 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
Im folgenden sollen die Pflanzen als Beispiel die-
nen, da diese Gruppe relativ vollständig erfaßt ist
und damit das Problem der Bewertung unbekannter
Arten relativ klein ist.
Die Pflanzenarten sind keineswegs statistisch
gleichmäßig über die Erde verteilt, sondern es gibt
Regionen, in denen die Artenzahl weitaus höher ist
als im Durchschnitt (Barthlott et al., 1996; Abb.
D 1.2-2) . Im allgemeinen nimmt die Artenzahl von
den Tropen zu den Polen hin ab.Aber auch innerhalb
der gleichen Klimazone gibt es große geographische
Unterschiede im Artenreichtum.Die nördlichen An-
den und der Indonesische Archipel sind die arten-
reichsten Gebiete der Erde. In der außertropischen
Region sind es die Winterregengebiete (Capensis)
und Ostasien, die bezüglich ihres Artenreichtums
hervorstechen.
Die 10 Länder mit der höchsten Zahl an Pflanzen-
arten sind in Tab. D 1.2-2 aufgeführt. Diese Länder
haben um eine Größenordnung mehr Pflanzenarten
als z. B. Deutschland. Neben der Artenzahl ist die
Zahl der Arten mit begrenzter Verbreitung (sog.En-
demiten) ein zusätzliches wichtiges Merkmal zur
Kennzeichnung einer Flora. Es besteht ein loser Zu-
sammenhang zwischen der Artenzahl und der Zahl
der Endemismen,aber es gibt auch einige Länder,in
denen die Zahl der endemischen Arten ungewöhn-
lich hoch ist (z. B.Australien oder Madagaskar). Die
Zahl der endemischen Arten in den artenreichen
Ländern ist sogar um den Faktor 1.000 größer als in
Deutschland.
Die Rote Liste der weltweit gefährdeten Pflan-
zenarten führt 34.000 Arten aus über 200 Ländern
auf,die vom Aussterbenbedroht sind (IUCN,1998a).
91% dieser Arten kommen dabei jeweils nur in ei-
nem Land vor. Unsere Kenntnis über die Zahl der
gefährdeten Arten ist dennoch selbst bei den höhe-
ren Pflanzen extrem lückenhaft.Die vergleichsweise
hohe Zahl gefährdeter Arten in Australien und USA
ist eher ein Ausdruck besseren Wissens als ein ver-
gleichbares Maß für den Grad der Gefährdung.
Die großen Unterschiede im Floren- und Ende-
mismenreichtum liegen in einer Vielzahl von Fakto-
ren begründet. Diese liegen in der Florengeschichte
Artenvielfalt: höhere Pflanzen
270.000
genutzte Arten
> 70.000
Nahrungspflanzen
3.000
Medizinalpflanzen
25.000
Holznutzung
> 10.000
Faserpflanzen u.ä.
5.000
weiche Nachhaltigkeit
10.000
Zierpflanzen
> 15.000
Wissenschaft
2.000
Artenschutz (CITES)
25.000
Bioprospektierung
> 30.000
Medizinalpflanzen
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Nahrungspflanzen
> 10.000
"schädliche Arten"
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verbleibende Arten
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nicht genutzte Arten
< 200.000
Abbildung D 1.3-1
Nutzung der globalen Pflanzenvielfalt durch den Menschen.
Quellen:WRI,1997;WCMC,1999b oder geschätzt
Land Artenzahl Anzahl % Anzahl %
gesamt Endemismen Endemismen gefährdet gefährdet
Brasilien 56.215 ? ? 1.358 2,4
Kolumbien 51.220 1.500 2,9 712 1,4
China 32.200 18.000 55,9 312 1,0
Indonesien 29.375 15.000 51,1 264 0,9
Mexiko 26.071 3.600 13,8 1.593 6,1
Südafrika 23.420 ? bis 80% 2.215 9,5
GUS Staaten 22.000 ? ? 214 1,0
Venezuela 21.073 8.000 38,0 426 2,0
USA 19.473 4.000 20,5 4.669 24,0
Ecuador 19.362 4.000 20,7 824 4,3
Peru 18.245 ? ? 906 5,0
Bolivien 17.367 ? ? 227 1,3
Indien 16.000 5.000 31,3 1.236 7,7
Australien 15.638 12.000 76,7 2.245 14,4
Malaysia 15.000 ? ? 490 3,2
Deutschland 2.682 6 0,2 900 33,6
Tabelle D 1.2-2
Höhere Pflanzen in den 15
artenreichsten Ländern der
Erde und in Deutschland.
Zu beachten ist,daß die
Angabe der gefährdeten
Arten extrem unsicher ist.
Quellen:IUCN,1998a;
WCMC,199241 Nutzung der Arten durch den Menschen D 1.3
(Deutschland: Artenarmut durch Eiszeit), in dem
Reichtum an Habitaten und Klimaten in einem Land
(und damit indirekt der Flächengröße:USA), an der
Art und Frequenz der Störung des Sukzessionsver-
laufs (z. B. durch Feuer), und an dem biologischen
Umfeld, das eine Etablierung von Mutationen und
Artbildungen fördert (z. B. spezielle Bestäubungs-
mechanismen der Orchideen). Nicht zuletzt spielt
natürlich auch der Kenntnisstand eine große Rolle.
D 1.3
Nutzung der Arten durch den Menschen:
Beispiel höhere Pflanzen
Geht man von den ca. 270.000 weltweit beschriebe-
nen Pflanzenarten aus, so haben diese sehr unter-
schiedliche Bedeutung für den Menschen.Sofern die
Pflanzen nutzbar sind, ist dies ein wesentlicher An-
reiz für Anstrengungen, diese Arten in einer ver-
stärkt vom Menschen genutzten Welt zu erhalten.Es
soll daher im folgenden am Beispiel der Pflanzen
eine Zuordnung zu verschiedenen Nutzungsformen
versucht werden (Abb.D 1.3-1).
D 1.3.1
Genutzte Pflanzenarten
D 1.3.1.1
Nahrungspflanzen
Ein großer Teil der etwa 3.000 Pflanzenarten, die
weltweit für die menschliche Ernährung genutzt wer-
den, sind vom Menschen kultiviert worden. Davon
haben 150 Bedeutung im Welthandel erreicht, aber
nur 20 Arten bestreiten ca. 90% der gesamten Welt-
ernährung. Allein die drei wichtigsten Nutzpflanzen
Weizen, Reis und Mais decken dabei 60% des Be-
darfs an Kalorien und Proteinen (Hawksworth und
Kalin-Arroyo, 1995). Eßbar sind aber vermutlich
75.000 Arten (Myers,1997).
Jede dieser Arten enthält einen Schwarm unter-
schiedlicher Sorten, die in unterschiedlicher Weise
wiederum mit Wildarten verwandt sind. Beim Reis
werden zwei Arten kultiviert (Oryza sativa und O.
glaberrima),wobei allein von der ersten rund 100.000
Sorten bekannt sind,hinzu kommen 20 eng verwand-
te Wildformen aus der gleichen Gattung und weitere
71 nah verwandte Grasarten (Vaughan und Chang,
1995). Die Sortensicherung muß daher ein vordring-
liches Anliegen sein, um diesen Genpool, aus dem
man bei der Züchtung schöpfen kann,für zukünftige
Nutzungen zu erhalten (Kap.D1.3.3.2 und I1.2).Da-
bei lassen sich diese genetischen Ressourcen langfri-
stig am besten in situ schützen.Denn durch das Sam-
meln und Konservieren in Genbanken wird nur ein
äußerst geringer Teil der gesamten genetischen Va-
riabilität erfaßt – auf Dauer eine zu riskante Strate-
gie.Dieses wichtige Thema wird im Kap.D 3.4 einge-
hend behandelt.Eng damit verknüpft sind rechtliche
Fragen,die im Rahmen internationaler Vereinbarun-
gen geklärt werden müssen (Kap.I 3).
D 1.3.1.2
Medizinal- und Giftpflanzen sowie Drogen
Etwa 120 Wirkstoffe aus 90 Pflanzenarten werden
weltweit in der Medizin verwendet (WCMC, 1992).
Dies repräsentiert aber lediglich die Nutzung pflanz-
licher Inhaltsstoffe für medizinische Zwecke in Indu-
strieländern: in Entwicklungsländern mit hohem
Stellenwert der traditionellen Medizin sind diese
Zahlen weit höher. Die pharmazeutischen Wirkstof-
fe sind in den seltensten Fällen noch mit dem einsti-
gen Naturstoff identisch, sondern stellen Derivate
dar, die unter In-vitro-Situationen (organische Syn-
these,Fermentation) und in der weit überwiegenden
Zahl der Fälle ohne dauernden Rückgriff auf natür-
liche Ausgangsbiomasse erzeugt werden. Insgesamt
werden weltweit vermutlich 25.000 Pflanzenarten für
Heilzwecke genutzt,d.h.75% aller Arzneimittel sind
pflanzlichen Ursprungs (Hawksworth und Kalin-Ar-
royo, 1995). Die Nutzung kann allerdings auch das
Artensterbenfördern:Allein in Mitteleuropa sind bis
zu 150 Pflanzenarten durch intensives Sammeln in
ihrem Bestand bedroht (Hansen,1999).
D 1.3.1.3
Bau-, Möbel-, Industrie- und Brennholz
Hier ist der Übergang zu nicht genutzten Arten
fließend, denn aus fast jedem Holzgewächs läßt sich
eine „Hütte“ zimmern, bzw. Spanplatten herstellen.
Dabei war die Vielfalt der Nutzung von Holzgewäch-
sen in früheren Jahrhunderten deutlich reicher (Ka-
sten D 1.3-1). Eine Abschätzung ist schwierig und
wird fast unmöglich, wenn man Brennholz und die
sog. „non timber forest products“ miteinbezieht. In
Deutschland sind 112 Holzarten im Handel erhält-
lich (Sell, 1997). Die Nomenklatur der bekannten
Nutzhölzer von Bärner (1942) führt sogar rund
13.000 Nutzholzarten auf.Bei einem Mangel an Holz
könnten aber weitere Arten in die Nutzung einbezo-
gen werden.Nicht zu vergessen sind die rund 600 Ar-
ten, die für die Herstellung von Rattanmöbeln ge-
nutzt werden, wobei nahezu ausschließlich natürli-
che Bestände exploitiert werden (WCMC, 1992;
WBGU,1998a).42 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
D 1.3.1.4
Faserpflanzen, Färbepflanzen, Industriepflanzen
Trotz der Synthese vieler Kunststoffe ist die Mensch-
heit nach wie vor auf eine Reihe von Pflanzen zur
Herstellung von Fasern angewiesen. Die Bedeutung
von Fasern für Gewebe hat dabei deutlich abgenom-
men,und es sind nur wenige Arten,die in dieser Hin-
sicht eine Rolle spielen (Baumwolle, Kokos, Sisal-
agave,Hanf,Lein,Jute).Viel wichtiger ist die Gewin-
nung von Zellulose aus Holz als Grundstoff für Pa-
pier und Pappe. Grundsätzlich kann Zellulose aus
fast allen Pflanzenarten gewonnen werden, dennoch
sind es nur wenige Dutzend der 30.000 global vor-
kommenden Holzarten,die weltweit bei der industri-
ellen Zellstoffgewinnung eine Rolle spielen.
Hinzu kommen Arten, die als Färbepflanzen, zur
Gewinnung von Ölen, Fetten, Harzen und Gummi,
für Duftstoffe, biogene Pestizide oder andere Pro-
dukte eine Rolle spielen. Beispielsweise werden von
den 600–700 Eucalyptus-Arten allein 50 zur Gewin-
nung ätherischer Öle kultiviert (Groeteke, 1998). In
Deutschland sind ätherische Öle von über 150 Arten
im Handel (Primavera Life,1999).
Weltweit betrifft dies in der Summe vermutlich
mehr als 5.000 Arten. Diese Abschätzung bleibt al-
lerdings fraglich, da die meisten Produkte nur lokal
eine Rolle spielen und nicht in den internationalen
Handel einfließen.
D 1.3.1.5
Arten zur Unterstützung einer „weichen“
Nachhaltigkeit
Es ist im Pflanzenbau bekannt, daß Monokulturen
Risiken hinsichtlich der Nachhaltigkeit in sich ber-
gen. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Nutzung be-
stimmter Ressourcen aus dem Boden, als auch hin-
sichtlich des Schädlingsbefalls. Nur mit erheblichem
Aufwand an Energie für Düngung und Schädlings-
bekämpfung lassen sich intensiv bewirtschaftete
Monokulturen aufrechterhalten, ansonsten kommt
es nach einer absehbaren Zeit zu Ertragsverlusten
und teilweise sogar zur Aufgabe der Standorte (Kap.
E 3.3.4).So gesehen sind Mischkulturen nachhaltiger
als Monokulturen,auch wenn nur ein kleiner Teil der
Arten letztendlich genutzt wird. In diesem Sinn soll
hier der Begriff „weiche“ Nachhaltigkeit verwendet
werden.
In der intensiven Landwirtschaft sind Mischarten
nicht erwünscht („Unkräuter“), da diese im allge-
meinen den Ertrag senken.In der Weidewirtschaft ist
eine Artenvielfalt z.T. erwünscht, da die Verdaulich-
keit des Futters für Wiederkäuer bei artenreichen
Beständen günstiger ist. Ein hoher Proteingehalt in
Kombination mit einem hohen Faseranteil läßt sich
aber heute auch durch Mischung des Kunstfutters er-
zeugen (Faseranteil: Silage aus Mais, Proteinanteil:
Soja), wobei der Zusatz bestimmter Aminosäuren
die Verdaulichkeit und die Futternutzung erhöht. In
diesem Falle wird der Vorteil der Artenvielfalt durch
technische Maßnahmen und den Anbau geeigneter
Kasten D 1.3-1
Verwendung und Substitution von
Holzgewächsen innerhalb der letzten 120 Jahre
Die folgende Auswertung über die Verwendung und Susti-
tution von Holzgewächsen basiert auf der Auswertung ei-
nes italienischen Buchs aus dem Jahre 1877,in dem die Nut-
zung der Holzgewächse in den Provinzen Belluno und
Trient ausführlich beschrieben wurde (Soravia, 1877). In
dem Buch werden 63 Gehölzarten bzw. -gattungen behan-
delt.Es handelt sich um Bäume,Sträucher und Zwergsträu-
cher, wobei bei vielen Gattungen eine Auftrennung in Ar-
ten nicht erfolgte (z. B. bei Ahorn, Linde, Rose, Brombee-
re).Man kann davon ausgehen,daß dieses Buch die gesam-
te Gehölzflora des Gebiets untersucht. Die heutigen
Nutzungen sind aus vielfältigeren Quellen zusammenge-
stellt: Sell, 1997; Frohne und Jensen, 1998; Teuscher, 1997
und Reif, 1983. Zu beachten ist, daß sie nicht auf das lokal
begrenzte Gebiet der Untersuchung von 1877 beschränkt
sind.Somit werden die heutigen Nutzungen überbewertet.
Im Jahr 1877 gab es 94 Nutzungsformen für die 63 Ge-
hölze, wobei die Arzneimittelgewinnung (52 Arten) domi-
nierte, gefolgt von Färben (35 Arten) und Brennholz (32
Arten). Für Drechseln, Möbelbau, Viehfutter und Ernäh-
rung nutzte man 20 bis 30 Arten,für Ascheherstellung,Bie-
nenfutter, Faßdauben, Gerben, Hausbau, Holzkohle,
Schiffsbau, Schnitzerei, Schuhsohlen, Vogelfang, Wagenrä-
der und Zahnräder verwendete man 10 bis 20 Arten. Für
die restlichen Arten gab es spezialisierte Nutzungen, so
wurde z.B.die Wünschelrute nur aus Hasel gefertigt.
Von den 94 Nutzungsformen blieben im Jahr 1999 nur
27 Nutzungen (25%) erhalten, 14 weitere Nutzungen sind
lokal gegeben,wobei nicht berücksichtigt wird,daß in abge-
legenen Tälern des Trentino die Nutzung der Holzgewäch-
se auch heute noch vielfältiger ist. 72 Nutzungsarten wur-
den im Laufe der letzten 100 Jahre durch die Verwendung
von Metall, Plastik oder anderen Materialien substituiert.
20 Arten (19%) erfuhren einen Nutzungswandel, sie wer-
den heute als Zierpflanzen genutzt, wobei aber im Handel
nicht die Wildformen sondern Zuchtformen verbreitet wer-
den. Immerhin 30 der 52 früheren Medizinalpflanzen wer-
den noch heute in der Allgemeinmedizin und Naturheil-
kunde verwendet.6 Arten stehen heute in Deutschland un-
ter dem Schutz der Roten Liste,ca.25 Arten finden teilwei-
se im Landschaftsschutz und der Flurbereinigung eine
Wiederverwendung für den Anbau von Naturhecken. Der
legendäre „Ötzi“ hatte übrigens insgesamt 17 Holzgewäch-
se in Form von Werkzeug,Brennholz und Nahrung bei sich,
als er vor mehr als 5.000 Jahren starb (Spindler,1993).43 Nutzung der Arten durch den Menschen D 1.3
Monokulturen substituiert. Der Handel mit Futter-
produkten spielt dabei eine nicht unbedeutende Rol-
le.Auf die Probleme bei der Nutzung tierischer Pro-
dukte als Futter für Wiederkäuer wurde im Risiko-
gutachten von 1998 eingegangen (WBGU,1998a).
Bei mehrjährigen Kulturen von Holzgewächsen
(Forst) gewinnt die Beimischung von Nichtnutzarten
eine höhere Bedeutung. Nach allem, was über die
Stoffkreisläufe in Waldökosystemen bekannt ist, hat
ein Laubmischwald mit mehreren Baumarten und ei-
ner entsprechenden Bodenflora eine größere Nach-
haltigkeit als eine Monokultur. In entsprechender
Weise spielen in tropischen Kakao- und Kaffeeplan-
tagen Schattenspender eine wichtige Rolle. Es gibt
aber auch Beispiele, wo sehr artenarme Bestände
über lange Zeiträume nachhaltig wachsen. So wird
der boreale Nadelwald des Kanadischen Schildes
über weite Flächen von nur einer Baumart (Picea
mariana) dominiert,die mit nur wenigen Arten in der
Bodenflora gemischt ist (Archibold, 1995). Monoty-
pische Bestände sind auch bei der Kiefer keine Sel-
tenheit.
Es ist sehr schwierig, für diese Gruppe eine welt-
weit benötigte Artenzahl abzuschätzen,zumal in den
Tropen Mischkulturen mit Nutzpflanzen (Kokos und
Mango als Schattenspender,Gewürz und Fruchtbäu-
me als Straucharten, und Alocasia als Kohlenhydra-
te) eine alte Tradition haben.Andererseits ist durch
das Bestreben,in der Agroforstwirtschaft gezielt eine
Mischung von nutzbaren Holzgewächsen und krauti-
gen Nutzarten anzubauen,die Zahl der nicht nutzba-
ren Wildarten,die für das Ziel einer „weichen“ Nach-
haltigkeit eingesetzt werden,vermutlich eher gering.
Immerhin sind weltweit über 2.000 Baumarten be-
kannt, die in Agrowaldbausystemen eingesetzt wer-
den (Lundgren, 1989). Es wird daher vermutet, daß
weltweit nicht mehr als 10.000 Arten für diesen
Zweck (oft unbeabsichtigt) Verwendung finden.
D 1.3.1.6
Zierpflanzen
Viele Pflanzen werden vom Menschen in allen Län-
dern allein ihrer Schönheit wegen geschätzt.Oft han-
delt es sich um Elemente der lokalen Flora oder um
exotische Arten – unabhängig davon, ob die Arten
dauerhaft im Freiland oder im Garten zu halten sind.
Allein in Großbritannien werden 25.000 Pflanzenar-
ten in botanischen Gärten gehalten, und 14.000 Ar-
ten sind dort kommerziell als Zier- oder Sammlerart
erhältlich (z.B.Lithops,Kakteen;Crawley,1997).
Obgleich die Zahl der Arten hoch ist, bedeutet
dies nur für eine verhältnismäßig kleine Untergrup-
pe einen Schutz, da weniger die Wildsorten als
Zuchtsorten auf den Markt kommen (Rosen,
Tulpen).Für seltene oder endemische Arten,die von
kommerziellen Sammlern exploitiert werden, kann
diese Nutzung sogar eine Gefährdung bedeuten.
D 1.3.1.7
Pflanzenarten in Wissenschaft und Technologie
Für einen klassischen Forschungszweig innerhalb der
Biologie,der Systematik,ist die Vielfalt auf Gen- und
Artebene der Untersuchungsgegenstand schlecht-
hin.Seit den Artbeschreibungen der frühen Naturhi-
storiker und der Einführung des binomialen Systems
durch Linnaeus (Systema Naturae, 1735; Species
Plantarum, 1753), bis hin zur modernen Taxonomie
auf Grundlage molekularbiologischer Techniken ist
es gelungen,die Verwandtschaftsverhältnisse der Or-
ganismen immer weiter aufzuklären. Dabei fungie-
ren die Arten als Dokumente der Geschichte des Le-
bens. Zusätzlich werden in den Biowissenschaften
seit langem „Modellpflanzen“ zu Versuchszwecken
eingesetzt, wobei das bekannteste Beispiel der
Kreuzblütler  Arabidopsis thaliana ist (Kasten
D 1.3-2). Für die Bioindikation zum Nachweis von
Schadstoffen werden ebenfalls eine Reihe von Pflan-
zenarten verwendet,in Zukunft könnten sie auch im
Umweltmonitoring verstärkt eingesetzt werden
(Hampicke,1991;Kasten D 1.3-3).
Ein in den letzten Jahrzehnten aufstrebendes Feld
in der Technologieforschung ist die Bionik, die sich
mit der technischen Umsetzung von in der Natur vor-
handenen Prozessen und Strukturen beschäftigt (Ka-
sten D 3.3-4). Die Palette an natürlichen Vorbildern
reicht dabei von Löwenzahnsamen bis hin zur Ober-
flächenstruktur von Lotusblättern für die Entwick-
lung von Fallschirmen bzw.von schmutzabweisenden
Lacken.
Trotz der Fülle an Anwendungsmöglichkeiten
wird in Wissenschaft und Technologie nur eine gerin-
ge Anzahl an Pflanzenarten direkt verwendet. Diese
Zahl dürfte vermutlich bei ca. 2.000 Arten liegen,
zukünftig jedoch erheblich steigen.
D 1.3.1.8
Zusammenfassung: Nutzpflanzen 
In der Summe nutzt der Mensch vermutlich mehr als
70.000 Pflanzenarten, das ist etwa ein Viertel der be-
schriebenen Artenvielfalt des Pflanzenreichs.
Heywood (1993) hat allein für die Tropen eine Zahl
von bis zu 30.000 Arten genannt.
Nicht berücksichtigt ist dabei die indirekte Nut-
zung der Pflanzenwelt über die Beweidung durch
Nutztiere. Ziege, Schaf, Rind und Pferd fressen fast
alle krautigen Gewächse. Zusätzlich beweidet die44 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
Ziege auch Holzgewächse, und nicht grundlos war
die Waldweide mit Ziegen im Mittelalter verboten.
Da Dauerweideland ca. 25% der Erdoberfläche be-
deckt – in allen Kontinenten und von den Savannen
bis in die Arktis – ist davon ein großer Teil der Pflan-
zenwelt betroffen.
Des weiteren kann für die ästhetische und emo-
tionale „Nutzung“ der Pflanzenvielfalt natürlich kei-
ne Zahl ermittelt werden;zur Bedeutung dieser Viel-
falt sei auf Kap.E 3.1 und H verwiesen.
D 1.3.2
Gefährdete Pflanzenarten
Ein Teil dieser Nicht-Nutzpflanzen unterliegt dem
Washingtoner Artenschutzabkommen (CITES). Es
handelt sich dabei vor allem um die seltenen Arten
der „Roten Listen“.Weltweit betrifft dies 25.200 Ar-
ten oder knapp 10% der globalen Flora (CITES,
1997). Dabei ist allerdings zu beachten, daß dieses
Abkommen lediglich den Handel mit diesen Arten
unterbindet und daher keinen umfassenden Schutz
bieten kann (Kap. D 3.4). Weltweit gefährdet sind
mindestens 34.000 Arten (WCMC, 1992), die nur
zum Teil durch nationale Schutzbestimmungen er-
faßt sind.Andere internationale Naturschutzabkom-
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Arabidopsis: Die Geschichte vom
Mauerblümchen, das zur Königin wurde
Arabidopsis thaliana, auf deutsch Acker-Schmalwand, ist
eine von 141 Kreuzblütlern der deutschen Flora, klein, un-
scheinbar blühend und auf armen und trockenen Sandbö-
den vorkommend. Arabidopsis ist weder besonders schön
noch selten, es ist eine unter vielen Pionierpflanzen auf of-
fenen Böden.
Die Karriere von Arabidopsis begann mit der Ent-
deckung des Frankfurter Botanikers Laibach (1943), daß
diese Art eine ungewöhnliche Vielfalt der Wuchsformen
zeigt, die offensichtlich genetisch fixiert sind. Es gibt hohe
und niedrige Blütenrispen, die mehr oder weniger ver-
zweigt sind, früh und spät blühende Individuen, solche mit
und ohne Haare.Wegen der kurzen Zeit von der Keimung
zur Samenbildung und wegen der hohen Variabilität in der
Struktur eignete sich Arabidopsis vor allem für genetische
Untersuchungen, zu einer Zeit, als der genetische Code
noch nicht gefunden war. Etwa 20 Jahre später begannen
Dr. Röbbelen (Göttingen) und Dr. Kranz (Frankfurt) mit
dem Aufbau einer Samensammlung (1963), die zunächst
nur als Basis für Kreuzungsversuche, später als Ausgangs-
punkt für physiologische und molekulare Versuche diente.
Der Aufstieg in die Molekularbiologie bedeutete geringer
werdendes Interesse an der in der Natur auftretenden Viel-
falt. Die meisten Versuche werden heute an ganz wenigen
Wildtypgenotypen durchgeführt.
Die molekulare Karriere begann in den 80er Jahren,als
Koornneef et al. (1983) eine erste genetische Karte von
Arabidopsis erstellten.Als sich zusätzlich herausstellte,daß
das Genom von Arabidopsis durch Agrobakterien transfor-
miert werden konnte und daß diese Art das kleinste Genom
aller bekannten Pflanzenarten hatte, begann der Siegeszug
über alle anderen Modellpflanzen.Hierbei kam es nicht nur
zu neuen physiologischen Versuchen, wie z. B. zu Experi-
menten mit verändertem Zuckerhaushalt (Schulze et al.,
1991), sondern auch zu futuristischen Versuchen, in denen
der biologisch abbaubare Plastikrohstoff Polyhydroxybut-
tersäure in den Chloroplasten von Arabidopsis syntheti-
siert wurde (Nawrath et al., 1994). Zur Zeit wird versucht,
das Genom durch Mutationen aufgrund von Insertionen
von  Agrobakterium-T-DNA zu sättigen. Dies ermöglicht
das rasche Identifizieren der Gene,die an bestimmten phy-
siologischen Prozessen beteiligt sind (Walden et al.,1991).
Diese physiologischen Untersuchungen führten schließ-
lich im Jahr 1996 zur Arabidopsis-Genom-Initiative, in der
beschlossen wurde, das Gesamtgenom von Arabidopsis bis
zum Jahr 2000 zu sequenzieren und die Daten in einer öf-
fentlichen Datenbank zu hinterlegen. Damit wäre Arabi-
dopsis die erste Blütenpflanze, für die das gesamte Genom
bekannt ist.Nach vielen molekularen Vorarbeiten über die
Feinstruktur des Genoms wurde im Oktober 1998 bereits
die vollständige Karte des 4. Chromosoms veröffentlicht
(Meinke et al., 1998). Innerhalb von 20 Jahren stieg diese
Art somit von einem obskuren Unkraut zu einem Mitglied
der „Modern Genetic Model Organisms“ auf.
Wieso ist das so wichtig? Mit der Kenntnis des Genoms
einer überlebenstüchtigen Art liegen alle Informationen
über die Gene offen, die zur Funktion einer Pflanze nötig
sind.Durch bisherige Erfahrungen an anderen Organismen
sind große Ähnlichkeiten mit anderen Pflanzenarten zu er-
warten. Durch die Forschung an Arabidopsis kennt man
also die Gene, die bestimmte Prozesse wie Trocken-, Salz-,
und Schwermetallresistenz verursachen. Dies wäre ein
Durchbruch in der Züchtungsforschung. Neben den Resi-
stenzen geht es aber auch um den Hormonstoffwechsel,
wobei den Steroiden besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt wird.Viele dieser Pflanzenhormone ähneln denen,
die auch im Menschen vorkommen. Damit wird Arabidop-
sis auch medizinisch wichtig. Ein Wehmutstropfen bleibt:
Inzwischen hat ein großer Pharmakonzern sich das im In-
ternet veröffentlichte Wissen über die Genstruktur von
Arabidopsis zu eigen gemacht und in einer Blitzaktion den
Rest des Genoms zu großen Teilen sequenziert – wohl mit
dem Ziel der Patentierung.Damit ist der Erfolg und der Er-
trag aus der Vorarbeit den Wissenschaftlern entgangen.
Aus ökologischer Sicht ist Arabidopsis vermutlich nur
eine „Königin auf Zeit“,denn es stellt sich bereits jetzt her-
aus,daß die Art keineswegs alle Pflanzenfunktionen in sich
vereinigt.Es ist ein verhältnismäßig spezialisierter Organis-
mus,der beispielsweise keine Mykorrhiza aufweist und we-
gen seiner kurzen Lebensdauer auch ohne viele Mechanis-
men zur Abwehr von Feinden und Krankheiten auskommt.
Die Art ist ein Überlebenskünstler, der auf schnelle Muta-
tion und hohe Reproduktion setzt, wobei die vielen Muta-
tionen an den konkurrenzschwachen Sandstandorten über-
leben. Somit ist bereits jetzt offensichtlich, daß zum Ver-
ständnis von Interaktion mit Pathogenen und Mykorrhiza
weitere Arten zu sequenzieren sind.45 Nutzung der Arten durch den Menschen D 1.3
Kasten D 1.3-3
Die Bedeutung der Orchideen als Indikatoren
von Umweltveränderungen
In Kap.D 1.1 wurden die Orchideen als extrem artenreiche
Familie hervorgehoben, bei der man den Eindruck gewin-
nen könnte,daß der Verlust an Artenvielfalt zunächst kaum
eine Bedeutung für die Funktion der Ökosysteme hat. Im
folgenden wird am Beispiel der Orchideenflora in Thürin-
gen gezeigt, daß diese artenreiche Pflanzengruppe aller-
dings ein sehr empfindlicher Anzeiger für Umweltverände-
rungen ist.
Thüringen besitzt mit 51 Arten die artenreichste Orchi-
deenflora in Deutschland, wobei 5 ehemals nachgewiesene
Arten bereits ausgestorben sind (Arbeitskreis Heimische
Orchideen Thüringen e. V., 1997). Die Verbreitung jeder
einzelnen Art ist in Anfängen seit 1577 und intensiver seit
der Mitte des 19.Jahrhunderts äußerst detailliert dokumen-
tiert worden,so daß heute Karten zur Verfügung stehen,an-
hand derer die zeitliche Entwicklung der Orchideenvor-
kommen nachvollzogen werden kann.Als Basis für die Ver-
breitungskarten dienen Meßtischblattquadranten.
Die Verbreitung und Vielfalt der jemals in Thüringen
vorgefundenen Orchideen war überwältigend, es gab fast
keinen Kartenquadranten ohne Orchideen. Spitzenwerte
von 43 Arten sind aus der Umgebung von Jena dokumen-
tiert.Ein Vergleich mit den seit 1990 nachgewiesenen Arten
zeigt,daß auf fast 16% aller Quadranten heute keine Orchi-
deen mehr auffindbar sind, und auch die Gesamtartenzahl
hat deutlich abgenommen. Dieser Rückgang erfolgte so-
wohl bei weitverbreiteten als auch bei seltenen Arten. In
Abb. D 1.3-2 ist für jede Art das Vorkommen in allen
Meßtischblattquadranten Thüringens für den Zeitraum vor
1990 gegenüber dem Vorkommen nach 1990 dargestellt.
Arten, die auf weniger als 100 Quadranten vorkamen, sind
ausgestorben bzw. auf weniger als 10% der Standorte
zurückgedrängt worden (unterer Teil der Kurve).Arten,die
auf 100–200 Quadranten vorkamen,besiedeln nur noch die
Hälfte der Standorte. Selbst Arten mit weit verbreiteten
Vorkommen (>200 Quadranten) haben im Durchschnitt
40% der Standorte verloren.Abb.D 1.3-3 zeigt am Beispiel
des Kleinen Knabenkrauts (Orchis morio) den dramati-
schen Rückgang dieser markanten Artengruppe (Arbeits-
kreis Heimische Orchideen Thüringen e.V., 1997). Dies ist
um so bemerkenswerter, als Orchideen unter Naturschutz
stehen, und damit höheren Schutz genießen als andere Ar-
ten.
Ursachen für die Abnahme der Orchideendiversität
sind die veränderte Landnutzung – dazu gehören die Ent-
wässerung von Feuchtwiesen,die Intensivierung der Grün-
land- und der Forstwirtschaft, die fortschreitende Bebau-
ung insbesondere in der Umgebung der großen Städte und
die zunehmende Eutrophierung durch den Eintrag von
Stickstoffverbindungen aus der Luft.
Das Verschwinden der Orchideen ist also ein Maß für
den Eingriff des Menschen in den Naturhaushalt, wobei
vermutlich nicht immer ein Rückgang der Gesamtartenzahl
pro Fläche erfolgte, sondern empfindliche, konkurrenz-
schwache Arten einer Gruppe robuster, gegen Störungen
des Menschen unempfindlicher Arten weichen mußte. Da-
mit wird eine Gruppe von Pflanzen, die außer ihrer Schön-
heit keine unmittelbare „Funktion“ für den Menschen hat,
zu einem hochempfindlichen Umweltindikator.
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Vorkommen aller Orchideenarten in allen
Meßtischblattquadranten Thüringens,dargestellt für den
Zeitraum vor 1990 und nach 1990.
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Nachweise des Kleinen
Knabenkrauts (Orchis
morio) in Thüringen.Zu
beachten ist,daß in früheren
Florenwerken oft keine
Fundortangaben gemacht
wurden,da die Art zu
verbreitet war und auch als
„Gemeines Knabenkraut“
bezeichnet wurde.Derzeit
existieren nur noch wenige
individuenarme Standorte,
und die Art ist akut vom
Aussterben bedroht.
Quelle:Arbeitskreis
Heimische Orchideen
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men,wie beispielsweise die Ramsar-Konvention zum
Schutz der Feuchtgebiete,zielen andererseits nur auf
bestimmte Lebensräume ab. Hier könnte die Biodi-
versitätskonvention eine wichtige Brücke bauen
(Kap.I 3).
D 1.3.3
Momentan nicht genutzte Arten: Genetische
Ressourcen für die Zukunft
Nach Abzug der Nutzpflanzen,der eigentlichen Zier-
pflanzen und der geschützten Arten bleiben etwa
175.000 Arten, die keiner Nutzung durch den Men-
schen unterliegen oder die durch bereits bestehende
Schutzbemühungen Aufmerksamkeit erhalten.Es ist
diese Gruppe von Arten, für die die Biodiversitäts-
konvention von besonderer Bedeutung ist (Kap.I 3).
D 1.3.3.1
Medizinalpflanzen
Ein Teil der Arten,die der relativ großen Restgruppe
ohne momentane Nutzung zugeordnet sind, werden
mit gewisser Wahrscheinlichkeit in Zukunft als gene-
tische Ressource z. B. zur Gewinnung bestimmter
Drogen genutzt werden (Kap. D 3.3). Bislang sind
nur etwa 5.000 Pflanzenarten systematisch auf po-
tentielle Wirkstoffe hin untersucht worden, doch
deutet sich an, daß sich mit neuen biotechnologi-
schen Verfahren die Abhängigkeit von Naturstoffen
bei der Entwicklung von Medikamenten reduzieren
könnte (Gettkant et al.,1997).
Potentiell ist jede Pflanzenart für derartige Unter-
suchungen interessant, da alle Pflanzen chemische
Abwehrstoffe gegen Herbivore oder Pathogene ent-
wickelt haben,die sich wiederum als pharmazeutisch
wirksam herausstellen könnten. Mendelsohn und
Balick (1995) haben auf dieser Überlegung aufbau-
end berechnet, daß sich aus den ca. 125.000 Blüten-
pflanzen der Tropen vermutlich mindestens 375 po-
tentielle Medikamente entwickeln ließen, die einen
Verkaufswert von bis zu 4 Mrd. US-$ erbringen
könnten. Betrachtet man die Verwandtschaftsver-
hältnisse der bislang bekannten Arzneipflanzen, so
fällt auf,daß die Mehrzahl aus relativ wenigen Fami-
lien stammen (Frohne und Jensen, 1998), die welt-
weit allerdings ein Drittel aller Arten stellen. Sollte
sich aus nur der Hälfte dieser Arten ein Wirkstoff
entwickeln lassen,so wären abzüglich der bereits be-
kannten Arzneipflanzen weitere 20.000 Arten hin-
sichtlich des Sekundärstoffwechsels interessant.
Nach der Gewinnung bestimmter Gene zur Produk-
tion solcher Stoffe, und der Exprimierung dieser
Gene in anderen Organismen (v. a. Mikroorganis-
men) für die industrielle Produktion, könnte der
„Genspender“ allerdings wieder in die Bedeutungs-
losigkeit zurückfallen (Miller et al., 1995). Die Pro-
bleme und Möglichkeiten der Bioprospektierung
werden in Kap.D 3.3 ausführlich diskutiert.
D 1.3.3.2
Nahrungspflanzen
Ähnlich wie bei den Medizinalpflanzen ist eine Bio-
prospektierung auch vorstellbar bei Pflanzen,die be-
stimmte Resistenzeigenschaften besitzen,die für den
Kulturpflanzenbau von Bedeutung wären.Es geht in
diesem Fall weniger um die Resistenz gegen Schad-
organismen, da es hier meist um spezifische Interak-
tionen zwischen Wirt und Schädling geht, die gezielt
durch molekulare Veränderung im Erkennungssy-
stem von Wirt und Schädling bekämpfbar sind.Kom-
plexe Resistenzen betreffen vor allem die Streßtole-
ranz gegen Trockenheit, Salz und Schwermetalle, die
in Zukunft durch die Ausweitung der Landwirtschaft
auf Sonderstandorte bzw. durch die zunehmenden
Versalzungsprobleme im Bewässerungsfeldbau an
Bedeutung gewinnen könnten (Flowers und Yeo,
1995;WBGU,1994).Im Bereich der Schwermetallre-
sistenz wurden große Fortschritte durch Selektion in-
nerhalb der Nutzpflanzenart erzielt und nicht durch
Übertragung genetischer Information aus verwand-
ten Arten. Dies kann sich aber mit zunehmendem
Wissen über die molekularen Grundlagen der Resi-
stenz schnell ändern. Beim Reis werden allerdings
die meisten der nah verwandten Arten systematisch
gesammelt, um bestimmte wünschenswerte Eigen-
schaften in Zukunft einkreuzen zu können (Vaug-
han,1994).
Sicher ist die Artenbasis bei den einzelnen Nutz-
pflanzen sehr unterschiedlich. Dennoch sind gerade
diese Wildformen wichtig,wenn es um die Züchtung
von Resistenzen gegen biotische und abiotische Fak-
toren geht (Cleveland et al.,1994).Diese Ressourcen
sind nicht nur wegen der Intensivierung der Land-
nutzung,sondern auch wegen der Konzentration des
Anbaus auf wenige Hochleistungssorten akut ge-
fährdet. Dies wird dadurch verstärkt, daß die indu-
striellen Hochleistungssorten nicht fertil sind, und
damit eine genetische Weiterentwicklung unterbun-
den ist. So beruht beispielsweise die gesamte Soja-
Produktion in den USA auf nur sechs Pflanzenindi-
viduen eines Standorts in Asien (Zedan, 1995). Der
Bauer ist nicht mehr in der Lage, eigenes Saatgut zu
erzeugen. Damit entsteht ein enormes Versorgungs-
risiko unter variablen Witterungsbedingungen und in
Krisengebieten. Mit dem Trend eines Anbaus gene-
tisch gezielt veränderter Arten, die nicht steril sind
und die nicht – z. B. durch Polyploidisierung – gene-47 Nutzung der Arten durch den Menschen D 1.3
tisch von den Wildsorten getrennt wurden, besteht
zusätzlich die Gefahr der Auskreuzung von Eigen-
schaften in die Wildpopulation und des potentiellen
Verlustes von genetischer Information in diesen Po-
pulationen (WBGU,1999a).Das Biosafety-Protokoll
(Kap. D 3.2) soll unter anderem dieser Gefahr be-
gegnen.
Es ist auch vorstellbar,daß aus dem Pool der rund
75.000 eßbaren Arten neue Nahrungspflanzen rekru-
tiert werden und auf den Markt gelangen.Besonders
interessant sind dabei Früchte tropischer Gewächse,
sowie stärke- oder eiweißspeichernde Knollen.Aber
auch Pflanzen von Extremstandorten,auf denen mo-
mentan keine landwirtschaftliche Nutzung möglich
ist (z. B. Salzstandorte) könnten in Frage kommen
(Myers, 1997). Ob diese dann auch domestizierbar
sind – d. h. ob sie durch gezielte Züchtung für die
Nahrungsmittelproduktion verbessert werden kön-
nen und sich ihr Erbgut dann von dem ihrer Wildfor-
men unterscheidet – muß allerdings fraglich bleiben
(Diamond,1998).
In der Summe sind es vermutlich mehr als 10.000
Arten,die als neue Nahrungspflanzen in Frage kom-
men oder die bestimmte Streßmerkmale haben, die
potentiell als Genressource für den Pflanzenbau von
Interesse sind.Vermutlich ist in diesem Falle aber die
Suche nach Resistenzeigenschaften im Verwandt-
schaftskreis der Nutzpflanzenart erfolgversprechen-
der, so daß diese Zahl nach unten korrigiert werden
muß. Nach Gewinnung der Geneigenschaften könn-
ten die Wildarten allerdings wiederum in den Kreis
der Bedeutungslosen zurückfallen.
D 1.3.4
Schädliche Arten
Im Gegensatz zu bestimmten Tierarten und zu
Krankheitserregern gibt es unter den Pflanzen keine
schädliche Art,die eine gezielte Ausrottung rechtfer-
tigen würde (dies ist in der Vergangenheit auch nicht
geglückt).Auch Giftpflanzen zeichnen sich durch ei-
nen sehr hohen Nutzen vor allem im Bereich der
Arzneimittelwirkstoffe aus (z. B. Fingerhut, Tollkir-
sche). Landwirtschaftliche „Unkräuter“ oder Pro-
blempflanzen können ihrerseits wiederum als Ne-
benprodukt (z. B. als Viehfutter) oder in ihrem ur-
sprünglichen Habitat genutzt werden.
D 1.3.5
Bewertung nicht nutzbarer Arten
Nach der bisherigen Rechnung bleiben ca. 145.000
Arten (>50%), für die im Augenblick oder in der
näheren Zukunft keine ökonomische Funktion für
den Menschen abgeschätzt werden kann und die
nicht durch internationale Abkommen geschützt
sind. Sucht man nach einer Rechtfertigung zur Er-
haltung bzw.Ausrottung dieser Arten,so gibt es dazu
folgende Überlegungen:
• Die Arten sind redundant zu bereits genutzten
oder nutzbaren Arten. Es entsteht kein nennens-
werter „Schaden“ wenn diese Arten ausgerottet
werden (vgl.aber Kap.D 2).
• Es geht um eine Vorsorge für die Nutzung durch
zukünftige Generationen, wobei nicht absehbar
ist, welche Produkte zukünftige Generationen
nutzen können,auch wenn diese zur Zeit nicht ge-
nutzt werden (Optionswerte,Kap.H).
• Es gibt ethische Gründe,Arten nicht auszurotten
(Existenzwerte,Kap.H)
• Ästhetische Aspekte sprechen dafür,Arten zu er-
halten. Lawton (1991) hat dies treffend umschrie-
ben, indem er Arten mit mittelalterlichen Kathe-
dralen oder Kompositionen Mozarts vergleicht:
sie werden erhalten,weil sie schön sind und unser
Leben bereichern (Symbolwerte,Kap.H).
Im Augenblick weiß man über diese Arten zu wenig,
um eine Klassifizierung vorzunehmen. Man kann ei-
gentlich nur in Analogie zu anderen Prozessen argu-
mentieren. Der Mensch „nutzt“ nur 5–10% seiner
DNA aktiv, für >90% der DNA sind im Augenblick
keine Funktion bekannt,und man würde (auch wenn
man dies könnte) nach dem Vorsorgeprinzip nicht
90% der DNA entfernen.Analoge Bedingungen sind
aus der Physiologie bekannt, wo die meisten enzy-
matischen Prozesse nicht an der Kapazität der Lei-
stungsfähigkeit operieren, sondern in vielen Fällen
der Umsatz bei <50% dieser Kapazität stattfindet.Es
konnte gezeigt werden, daß in diesem Fall eine hohe
Kapazität einen Schutz gegen Überlastung bei varia-
blen Umweltbedingungen darstellt (Stitt und Schul-
ze,1994).
Offensichtlich ist die Artenvielfalt nicht nur eine
Option für zukünftige Generationen, sondern auch
eine Sicherheit für eine sich ändernde Umwelt. Das
Prinzip der Präadaptation ist in der Evolution der
Arten von herausragender Wichtigkeit. So haben
z. B. die C4-Gräser im Pleistozän eine mächtige Art-
entwicklung erfahren. Sie besiedelten bei der niedri-
gen CO2-Konzentration in der Atmosphäre weite
Bereiche der subtropischen Grasländer.Die Evoluti-
on dieses Stoffwechselwegs der Photosynthese reicht
aber bis in das späte Miozän zurück, d. h. der Stoff-
wechselweg war vorhanden,bevor es zur Absenkung
des CO2 kam,und wurde bedeutsam in Reaktion auf
die sich ändernde Umwelt im Pleistozän (Ehleringer
et al., 1997). Der Mais als C4-Gras ist heute eine der
wichtigsten Nahrungspflanzen der Welt.
Sofern es das anthropogene Ziel ist, eine mög-
lichst hohe Pflanzenproduktion nachhaltig zu erzie-48 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
len, kann dies unter optimalen und konstanten Be-
dingungen mit Monokulturen erreicht werden. So-
fern aber diese Produktion auf unterschiedlichen
Standorten und in Jahren mit unterschiedlicher Wit-
terung erreicht werden soll, steigt die Zahl der not-
wendigen Arten (oder Sorten) deutlich an. Sofern
zusätzlich für eine Entwicklung in der Zukunft Vor-
sorge getragen wird, steigt der für die Erhaltung ho-
her Produktivität notwendige Pool von Arten weiter
deutlich an.D.h.,die im Augenblick anscheinend re-
dundanten Arten („die 30.Grasart auf einer Wiese“)
gewinnen langfristig als Sicherheit für die Erhaltung
der Produktivität Bedeutung (Insurance-Hypothese,
Kap. D 2). Die Einrichtung internationaler Genzen-
tren für die wichtigsten Nutzpflanzen trägt dieser
Grundüberlegung Rechnung.
Die Bewertung der 53% nicht genutzter Arten
entzieht sich einer direkten Beurteilung,denn
• es gibt ein zeitliches Auseinanderklaffen zwischen
derzeitigem Kostenträger (jetzige Generation)
und zukünftigen potentiellen Nutzern (zukünftige
Generationen), die bei einem derzeitigen Verlust
von Optionen potentiell in ihrem Überleben ge-
fährdet sind,
• es gibt ein räumliches Auseinanderklaffen zwi-
schen Anbietern genetischer Ressourcen (tropi-
sche Länder) und den potentiellen Nutzern
(Industrieländer),
• es gibt institutionelle Defizite zum Schutze eines
herrenlosen Gutes (seltene in freier Natur vor-
kommende Arten), die bestimmte Rechte erhal-
ten müssen, die den Handel, die Haftung und das
Eigentum regeln.
In Analogie zu physiologischen und genetischen
Grundlagen erscheint ein Anteil von 53% nicht ge-
nutzter Arten als Sicherung der Zukunft der
Menschheit eher gering als hoch zu sein. Obgleich
damit nicht gesagt werden kann,daß alle Arten nötig
sind und auf welche Art verzichtet werden kann.
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Nutzung von Tieren und Mikroorganismen
Eine Untersuchung der Tiere und Mikroorganismen
in analoger Weise, wie dies für die Pflanzen darge-
stellt wurde,wird im wesentlichen kompliziert durch
die Tatsache, daß die Beschreibung der Arten nicht
annähernd abgeschlossen ist und die Beurteilung
sich auf Arten bezieht,die nicht bekannt sind.
Vermutlich wäre bei einer Beurteilung der Tier-
welt der Anteil derzeitig genutzterArten geringer als
bei Pflanzen und damit der nicht genutzte Anteil
höher. Dies bezieht sich auch auf den ökologisch
wichtigen Anteil von Arten für eine „weiche“ Nach-
haltigkeit (Räuber/Beutesysteme, Schädlingsbekäm-
pfung).
Bei den Mikroorganismen ist vermutlich der An-
teil nutzbarer Arten bedeutend höher als bei Pflan-
zen, und ein großer Teil der Bioprospektierung ist
darauf ausgerichtet, neue Naturstoffe aus dieser
Gruppe von Organismen zu analysieren.D 2 Ökologische Funktionen von Arten
Die Untersuchung der Pflanzenwelt hinsichtlich ih-
rer Nutzbarkeit durch den Menschen (Kap. D 1)
kommt zu dem Schluß, daß ein erheblicher Anteil
der Arten im Augenblick nicht direkt vom Menschen
genutzt wird.Keineswegs darf aus dieser Feststellung
der Umkehrschluß gezogen werden, daß auf diese
Arten ohne Schaden für die Umwelt verzichtet wer-
den könnte. Im folgenden Kapitel soll daher darge-
stellt werden, welche Bedeutung Arten und Arten-
vielfalt unabhängig von einer direkten menschlichen
Nutzung haben. Ausgehend von der Rolle geneti-
scher Vielfalt für die Anpassungsfähigkeit von Orga-
nismen werden die „Funktionen“ der Arten in den
Ökosystemen beschrieben.Anschließend sollen öko-
systemare Prozesse geschildert werden, die auf die
vielfältigen Wechselbeziehungen der Organismen
untereinander und mit ihrer abiotischen Umwelt zu-
rückzuführen sind. Schließlich werden – aus anthro-
pozentrischer Sicht – aus diesen Ökosystemprozes-
sen Produkte und Leistungen, die die Menschheit
von der Biosphäre bezieht. Auf die ökologischen
Funktionen biologischer Vielfalt für die Landwirt-
schaft wird in Kap.E 3.3.4 gesondert eingegangen.
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Gene, Populationen und Arten
Die erkennbare Variabilität zwischen Individuen der
selben Art (Phänotyp) beruht auf dem Zusammen-
spiel zwischen vererblichen genetischen Unterschie-
den (Genotyp) und der Umwelt. Genetische Vielfalt
und Umweltbedingungen bilden somit Bindeglieder
zwischen den biologischen Eigenschaften des Indivi-
duums und denen der Art und sind letzlich auch die
Grundlage für Arten- und Ökosystemvielfalt (Bar-
bault und Sastrapradja,1995;Abb.D 2.1-1).
Der Erfolg eines Individuums hängt in wesentli-
chem Maß vom „Zusammenpassen“ seiner geneti-
schen Ausstattung (und den davon mitbeeinflußten
äußeren und physiologischen Merkmalen) mit der
vorgefundenen Umwelt ab, er kann an der Verbrei-
tung dieser Ausstattung in den folgenden Generatio-
nen gemessen werden (Fitneß; Darwin, 1859). Die
Selektion aus dem Überangebot von Nachkommen
setzt am Individuum an, hat aber erhebliche Rück-
wirkungen auf die genetische Ausstattung der Popu-
lation, denn sie verändert die Häufigkeitsverteilung
der Gene (genauer:Allele) innerhalb der Population.
Je höher die genetische Vielfalt innerhalb einer Po-
pulation ist, desto besser ist sie gerüstet, um sich zu
einem späteren Zeitpunkt an Veränderungen der
Umwelt anpassen zu können,weil sich in einem brei-
ten genetischen Spektrum leichter Individuen mit
guter Anpassung finden. Bei der klassischen Ent-
wicklung von Nutzpflanzen und -tieren durch Züch-
tung gilt diese Regel ebenfalls: der Zugriff auf mög-
lichst breite genetische Diversität ist Voraussetzung
für optimalen Züchtungserfolg.
Dabei ist die Größe der Population mit der gene-
tischen Vielfalt korreliert:wenn eine Population dra-
stisch schrumpft, dann geht auch genetische Vielfalt
und damit Fitneß und Anpassungsfähigkeit verloren,
was letztlich zum Aussterben der Population führen
kann (Meffe und Carroll, 1994). Die Aufrechterhal-
tung der genetischen Diversität in Populationen und
die Mechanismen zu ihrer Veränderung (z. B. durch
Mutationen oder genetische Drift) sind daher hoch-
aktuelle wissenschaftliche Fragestellungen auch für
den Artenschutz (Loeschke et al.,1994).
Da Arten meist als Fortpflanzungsgemeinschaft
oder Genpool aufgefaßt werden, stehen genetische
Abbildung D 2.1-1
Die drei Ebenen des Konzepts „biologische Vielfalt“.Der
Populationsbegriff verbindet die drei Ebenen.
Quelle:Heywood und Watson,1995
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Prozesse im Zentrum der Artenbildung.Veränderun-
gen der genetischen Ausstattung von Populationenin
Rückkopplung mit ökologischen Wechselwirkungen
von Individuen mit ihrer Umwelt sind die Triebkräf-
te der Evolution,die letztlich zur Erzeugung von Ar-
tenvielfalt führt. Auf die verschiedenen Mechanis-
men zur Artenbildung (z. B. durch lineare Fortent-
wicklung oder durch Isolation von Teilpopulationen)
kann hier aus Platzgründen nicht näher eingegangen
werden (siehe z.B.Barbault und Sastrapradja,1995).
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Die Rolle von Arten innerhalb eines Ökosystems
Jeder Organismus ist durch ein System von Wechsel-
wirkungen mit seiner Umwelt verknüpft. Zum einen
sind dies seine Beziehungen zur unbelebten Umwelt:
Lebewesen sind z. B. auf Licht, Wasser, Nährstoffe
oder strukturelle Eigenschaften der Umwelt ange-
wiesen.Durch seine Aktivitäten beeinflußt jeder Or-
ganismus seine Umwelt,indem er etwa die Standort-
bedingungen verändert, Ressourcen nutzt oder
selbst für andere Organismen zur Verfügung stellt.
Zum andern ist jede Art in ein Geflecht von Wechsel-
wirkungen mit der belebten Umwelt eingewoben,
also mit anderen Individuen,die derselben Art ange-
hören können oder anderen Arten. Die beteiligten
Organismen lassen sich nach dem Charakter dieser
Beziehungen in folgende Rollen einteilen (Begon et
al., 1996): Konkurrenten (innerhalb und zwischen
Arten), Prädatoren (Räuber-Beute-Beziehung), De-
struenten (Abbau toter organischer Materie),Mutu-
alisten und Symbionten (gegenseitig förderliche Be-
ziehung) sowie Parasiten und Krankheitserreger.
Dabei können Organismen in der Regel mehrere
Rollen gleichzeitig oder im Verlauf des Lebenszyklus
einnehmen.
Diese Wechselwirkungen zwischen Organismen
sind eine Voraussetzung für die Evolutionund tragen
so langfristig zur Artenbildung bei, weil sie Prozesse
wie z.B.die Vermeidung von zwischenartlicher Kon-
kurrenz durch Nischendifferenzierung oder die sich
gegenseitig „aufschaukelnden“ Anpassungen bei
Koevolution von Arten antreiben. So entwickelte
sich beispielsweise die Länge von Blütenkelchen und
die der Saugrüssel der bestäubenden Schmetterlinge
parallel.Kurzfristig ist es aber durchaus möglich,daß
die biotischen Interaktionen zur Verminderung der
Artenzahl eines Gebietes führen,wenn beispielswei-
se zwei Arten um dieselbe Ressource konkurrieren
und daraufhin eine der beiden verdrängt wird.
Zusätzlich verbinden eine Reihe indirekter Inter-
aktionen die Organismen eines Ökosystems mitein-
ander, so daß ein komplexes Netzwerk entsteht, in
dem einzelne Organismen bzw.Arten sich gegensei-
tig in sehr spezifischer Weise beeinflussen.Aus dieser
vielfältigen Verflechtung der abiotischen wie bioti-
schen Wechselwirkungen setzen sich komplexe Sy-
steme zusammen, die Ökosysteme. Diese sind durch
Nichtlinearitäten gekennzeichnet und besitzen die
Fähigkeit zur Selbstorganisation.
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Ökosystemprozesse
Unter einem Ökosystem versteht man das Wirkungs-
gefüge von Lebensgemeinschaft und unbelebter
Umwelt.In der ersten Formulierung des Begriffs von
Tansley (1935) wird darunter zudem eine diskrete,
also abgrenzbare Einheit mit erkennbarem Charak-
ter verstanden. Die Definition hat also einen deutli-
chen räumlichen Bezug. Die Grundkomponenten
sind die Produzenten (meist grüne Pflanzen, aber
auch Mikroorganismen), Konsumenten (Tiere und
Mikroorganismen, die sich von lebenden Organis-
men ernähren) und Destruenten (Mikroorganismen
und Tiere, die organische Substanz abbauen). Sie
sind durch Nahrungsketten und -netze miteinander
verbunden,mit deren Hilfe die von den Produzenten
aufgenommene Energie weitergegeben wird. Dieser
Energiefluß ist nicht gleichmäßig verteilt. Entspre-
chend den Umweltbedingungen wird mal der eine,
mal der andere Pfad stärker belastet (Zwölfer,1994),
ähnlich wie das Straßensystem einer Stadt, das je
nach Tageszeit und Wochentag unterschiedlich ge-
nutzt wird. Ein weiteres wesentliches Merkmal von
Ökosystemen ist die Umsetzung von Nährelementen
und anderen Stoffen in biogeochemischen Kreisläu-
fen.
Wenn sich die Umweltbedingungen ändern, wird
das Gefüge von Wechselwirkungen im Ökosystem
darauf reagieren:Ressourcen werden übernutzt oder
bleiben ungenutzt, daraufhin werden sich Arten neu
gruppieren, Nahrungsnetze sich neu ordnen. Ökosy-
steme sind anpassungsfähig, können aber auch z. B.
durch menschlichen Einfluß degradieren, d. h. ihre
Struktur und die im System ablaufenden Prozesse
können sich schleichend, qualitativ und quantitativ
dahingehend verändern,daß biologische Vielfalt und
Ressourcen verloren gehen oder das System anfälli-
ger wird.
Die Erläuterung von Stoffkreisläufen gibt den er-
sten Zugang zum Verständnis der Rolle verschiede-
ner Organismen innerhalb von Ökosystemprozes-
sen.Abb.D2.3-1 zeigt den Umsatz von Stickstoff (N)
in einem terrestrischen Ökosystem. Organismen
brauchen Stickstoff für den Aufbau der Amino- und
Ribonukleinsäuren, er ist daher ein essentielles
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An allen Schritten innerhalb des Kreislaufs sind
eine Vielzahl von Organismen beteiligt. Ökologisch
wichtig ist,daß die Umsetzungen in sehr unterschied-
lichen Zeiträumen erfolgen. So kann im Boden Am-
monium-N und Nitrat-N innerhalb eines Tages den
ganzen Kreislauf über Amino-N der Mikroorganis-
men und deren Ausscheidungen durchlaufen. Der
Umsatz über die Pflanzen hat eine Zeitkonstante
von etwa 1–10 Jahren. Mehr als 1.000 Jahre dauert
der Umsatz, wenn eine Denitrifikation in N2-Gas er-
folgt. Weiterhin ist wichtig, daß der Kreislauf eine
Vielzahl von Abkürzungen nehmen kann. Falls die
Mykorrhizapilze Proteine direkt abbauen,sind ande-
re Mikroorganismen nicht beteiligt. Ebenso können
die Pflanzen mit den Mikroorganismen um das freie
Ammonium oder Nitrat konkurrieren – mit unter-
schiedlichen physiologischen Konsequenzen.
Diese idealisierende Darstellung des Stickstoff-
kreislaufs klärt noch nicht die Rolle der biologischen
Vielfalt,denn im Prinzip könnte ein solcher Kreislauf
auch mit sehr wenigen Partnern in Gang gehalten
werden,wie z.B.in Kläranlagen,wo das Nährstoffan-
gebot permanent hoch ist und die abiotischen Bedin-
gungen relativ konstant bleiben. Tatsächlich sind in
natürlichen Ökosystemen diese Bedingungen aber
keineswegs konstant und meist nicht optimal. Dies
führt dazu, daß in natürlichen Ökosystemen eine
Vielzahl von Organismen und Organismengruppen
an diesem Kreislauf beteiligt sind, die eine effektive
räumliche und zeitliche Teilung des Ressourcenange-
bots zur Folge hat. Beispielsweise wird die Umset-
zung von Nitrat in elementaren Stickstoff (Denitrifi-
kation) unter bestimmten Bedingungen nicht in
einem Schritt vollzogen, sondern über mehrere Zwi-
Abbildung D 2.3-1
Umsatz von Stickstoff (N) in einem terrestrischen Ökosystem.Bei der Zersetzung oder Mineralisierung pflanzlicher Streu und
tierischer Reste wird im Boden bei der Ammonifikation Ammonium (NH4
+) gebildet,das bei der Nitrifikation weiter zu Nitrat
(NO3
-) oxidiert wird.Pflanzenwurzeln nehmen diese beiden Stickstoffverbindungen auf,und die Pflanze nutzt sie zum Aufbau
von Amino- und Ribonukleinsäuren.Zusätzlich können Mykorrhizapilze Aminosäuren aufnehmen und an die Pflanzen
weiterleiten.Zugänge zu diesem Zyklus erfolgen über die Fixierung elementaren Luftstickstoffs durch Mikroorganismen und
über anthropogene Einträge.Denitrifikation oder Auswaschung von Nitrat entfernen den Stickstoff aus dem System.C =
Kohlenstoff.Weitere Erklärungen im Text.
Quelle:Schulze,im Druck 
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schenprodukte,die dann jeweils von anderen Bakte-
rien weiterverarbeitet werden. Die Vergesellschaf-
tung von Arten verschiedener Organisationsformen
(trophische Ebene) oder funktioneller Gruppen ist
somit die Voraussetzung dafür, daß die Ressourcen
eines Standortes möglichst quantitativ genutzt wer-
den.
Dabei ist zu beachten, daß es hinsichtlich der
Stoffkreisläufe zu Unterschieden zwischen offenen
und geschlossenen Systemen kommt.Offenen Syste-
men, wie beispielsweise Agrarökosystemen, werden
ständig Nährstoffe entzogen, die durch Düngung
dem System wieder zugeführt werden müssen (Kap.
E 3.2.4).
Die Wechselwirkungen zwischen Organismen und
ihrer Umwelt haben eine Reihe systemarer Effekte:
Ressourcenwerden genutzt und umgewandelt,Ener-
gieflüsse werden aufgebaut und gesteuert, Informa-
tionen werden ausgetauscht und verarbeitet. Diese
Energie-, Stoff- und Informationsflüsse sind Ökosy-
stemprozesse, die sich nicht auf einfache Weise auf
das Wirken einzelner Organismen oder Arten zu-
rückführen lassen,sondern sich als emergente Eigen-
schaften des Systems entwickeln. Gerade die vielfäl-
tigen Interaktionen zwischen den Individuen bewir-
ken, daß ein Ökosystem mehr ist als die Summe sei-
ner Teile.
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Zusammenhang zwischen biologischer Vielfalt und
Ökosystemprozessen
Das Artengefüge ist für die eben geschilderten öko-
systemaren Prozesse verantwortlich. Der Arten-
reichtum ist aber in den verschiedenen Ökosystemen
äußerst unterschiedlich: Es gibt Ökosysteme mit ei-
ner unübersehbaren Vielfalt an Arten und Wechsel-
wirkungen, z. B. in tropischen Wäldern oder Koral-
lenriffen, andererseits aber extrem artenarme Syste-
me, die es noch mit einer Handvoll Arten schaffen,
einen Großteil der oben beschriebenen Ökosystem-
prozesse aufrechtzuerhalten. Das legt die Frage
nahe: Wie ist der Zusammenhang zwischen biologi-
scher Vielfalt und der Aufrechterhaltung der Ökosy-
stemprozesse?
Eine Möglichkeit, diesen Zusammenhang zu un-
tersuchen, ist die schrittweise Entfernung einzelner
Arten aus dem System. Da alle Arten Wechselwir-
kungen mit anderen Arten und der unbelebten Um-
welt aufweisen, bedeutet der Ausfall selbst nur einer
Art eine strukturelle Veränderung des Ökosystems.
Das verbliebene Netzwerk orientiert und organisiert
sich neu, manchmal mit kaum merklichen Folgen
(z. B. der Verlust von Ulmen in mitteleuropäischen
Auenwäldern), manchmal mit gravierenden Folgen
(z. B.Verschwinden der nordpazifischen Großalgen-
bestände durch das Bejagen des Seeotters und der
nachfolgenden Vermehrung algenfressender Seeigel;
Bond,1993).
Der Grund für diese unterschiedlichen Folgen
liegt darin, daß Arten in Ökosystemen nicht gleich
„wichtig“ sind – einzelne Arten können entscheiden-
den Einfluß auf Struktur und Stabilität von Ökosy-
stemen haben. Andere, redundante Arten können
aus dem Ökosystem verschwinden,ohne daß die Fol-
gen spürbar sind (siehe auch Kasten D 2.4-1).
In einem Ökosystem sind Arten also nicht belie-
big austauschbar.Dies gilt insbesondere für die hete-
rotrophen (auf organische Nahrung angewiesene)
Organismen, die sich über eine lange Evolution an
bestimmte chemische Eigenschaften des Wirtes bzw.
des Nahrungssubstrats anpassen konnten.Dabei ent-
wickelte der Wirt evolutiv immer neue Möglichkei-
ten des Schutzes,um sich der Nutzung durch Fraß zu
entziehen. Solche im Verlauf von Koevolution ent-
wickelten Spezialisierungen auf die Nutzung be-
stimmter Ressourcen bedeuten eine enge Kopplung
der Arten untereinander in Nahrungsketten und so-
mit eine hohe gegenseitige Abhängigkeit. So hat der
Ausfall einer Pflanzenart (also die drastische Reduk-
tion der Bestandsdichte oder das lokale Aussterben)
auch den Zusammenbruch der an diese Pflanze spe-
ziell angepaßten Arten zu Folge.Viele pflanzenfres-
sende Insekten etwa sind auf ihre Wirtspflanzen
hochspezialisiert, so daß der Ausfall des Wirts nicht
durch den Wechsel auf eine andere Pflanzenart kom-
pensiert werden kann.
Die Ökologie kann die Reaktionen auf Artenver-
lust bislang kaum vorhersagen, weil die Eigenschaf-
ten und Ansprüche der einzelnen Arten und ihre
Einbindung in das ökologische System in der Regel
unbekannt sind. Immerhin sind die Grundlagen für
das Verständnis solcher Wechselwirkungen gelegt.Es
gibt einige wenige Modellorganismen und Ökosy-
stemtypen,bei denen sich die Konkurrenzverhältnis-
se aus den Vorlieben und Eigenschaften der einzel-
nen Arten richtig vorhersagen lassen (Tilman, 1977;
Rothhaupt, 1988). Umgekehrt ist es ebenso schwie-
rig, artenreiche Ökosysteme künstlich wiederherzu-
stellen, wie die anfänglichen Rückschläge in der Re-
staurationsökologie zeigen (Kasten D 2.4-2).
Aus diesen Gründen gibt es bislang noch keine
umfassende Theorie ökologischer Systeme, die den
Zusammenhang zwischen biologischer Vielfalt und
Ökoystemeigenschaften und -prozessen eindeutig
erklären könnte.Allerdings gibt es eine Reihe gut be-
gründeter theoretischer Überlegungen zum Zusam-
menhang von Vielfalt und ökologischen Prozessen
(Lawton, 1994; Mooney et al., 1995), über die plausi-
ble Hypothesen gebildet werden können. Fünf Hy-
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Kasten D 2.4-1
Stabilität, Redundanz, Schlüsselarten
Stabilität
Der Begriff der Stabilität von Ökosystemen wird oft unter-
schiedlich definiert (Grimm und Wissel, 1997). Es lassen
sich drei Typen unterscheiden, wobei die Frage, ob ein Sy-
stem als stabil einzustufen ist, selbstverständlich vom be-
trachteten Zeitmaßstab abhängt. Zudem ist der gewählte
Parameter der Lebensgemeinschaft von Bedeutung, an-
hand dessen Stabilität bewertet werden soll. Meistens ste-
hen dabei die Identität und die Häufigkeitsverteilung der
Arten eines Systems im Vordergrund.Aber auch andere Ei-
genschaften wie die Biomasseproduktion oder die Größe
von Nährstoffpools sind mögliche Aspekte bei der Be-
schreibung der Stabilität von Ökosystemen (Pimm, 1991;
Tokeshi,1999).Folgende Begriffe sind dabei zu unterschei-
den:
• Persistenz: die Tendenz eines Systems, in Abwesenheit
von äußeren Störungen bestimmte Zeiträume in gleich-
bleibendem Zustand zu überdauern. Dies wird im ein-
fachsten Fall durch diejenige Zeitspanne dargestellt, in
der es zu keinen Veränderungen im System kommt.
• Resistenz: die Fähigkeit eines Systems,unter dem spezi-
ellen Fall einer exogenen Störung in seinem Ausgangs-
stadium zu verharren.
• Resilienz, Elastizität: die Fähigkeit eines Systems, sich
von Veränderungen aufgrund einer exogenen Störung
zu erholen und in den Ausgangszustand zurückzukeh-
ren. Resilienz wird meist als Zeitspanne zwischen dem
Auftreten der Störung und dem erneuten Erreichen des
ursprünglichen Zustands verstanden.
Eine Zunahme der Artenzahl durch Invasion ist beispiels-
weise ein Zeichen für destabilisierende Prozesse im Sy-
stem,d.h.es gibt ungenutzte Ressourcen oder Nischen,die
eine Invasion möglich machen.Neuere theoretische Unter-
suchungen untermauern,daß komplex verknüpfte Systeme
mit hohem Anteil schwacher Interaktionen größere Resili-
enz gegenüber Veränderungen aufweisen können (McCann
et al.,1998).Dies steht im Widerspruch zu früheren Model-
lierungen,nach denen eher einfachere Systeme stabiler sein
sollten (May, 1973). Diesen frühen Modellen ist allerdings
gemeinsam,daß ihnen eine Reihe recht unrealistischer An-
nahmen zugrunde lagen (Polis, 1998). Einfache Modellbe-
trachtungen berücksichtigen nicht, daß die Arten der ver-
schiedenen trophischen Ebenen nicht zufällig in einem
Ökosystem verteilt sind. Zudem sind funktionelle Kopp-
lungen von Arten nicht ausreichend berücksichtigt worden
(Kaunzinger und Morin,1998).Mathematische Modellezur
Stabilität von Lebensgemeinschaften sind daher zwar nütz-
liche Instrumente zur Identifizierung stabilisierender Be-
dingungen,empirisch jedoch kaum zu verifizieren.
Redundanz
Bei der Analyse der Funktion von Arten in artenreichen
Ökosystemen stößt man immer wieder auf den Begriff der
Redundanz.Arten,die offensichtlich keine Funktion für ei-
nen bestimmten Ökosystemprozeß besitzen,werden als re-
dundant oder „überflüssig“ angesehen. Dieser Vorstellung
folgend wurde auch die Redundant Species Hypothesis for-
muliert (Walker,1992;Lawton und Brown,1993).Das Auf-
spüren von redundanten Arten ist problematisch,vor allem
in Anbetracht der äußerst begrenzten Möglichkeiten der
experimentellen Ökologie, den Einfluß der Artenzahl auf
mehrere Ökosystemprozesse gleichzeitig, auf verschiede-
nen räumlichen Skalen und über längere Zeiträume hinweg
zu untersuchen (Gitay et al., 1996). So wird eine Heu-
schreckenart in einem Bestäubungsexperiment keinen Ein-
fluß auf die Bestäubungsrate haben, da sie mit dem beob-
achteten Prozeß nicht interagiert (Martinez, 1996). Ein
Plantagenwald (Nutzholzmonokultur) wird über Jahrzehn-
te oder gar Jahrhunderte viele Ökosystemprozesse aufrech-
terhalten können, aber er könnte angesichts extremer, ka-
tastrophenartiger Ereignisse wie Schädlingsbefall oder
Windwurf weniger resilient sein als der ursprüngliche ar-
tenreiche Wald, in dem andere Arten die ausgefallenen er-
setzen können (Mooney et al., 1995). Um eine Art also als
redundant zu bezeichnen, müßten alle ihre möglichen
Funktionen unter allen möglichen Umweltbedingungen
über lange Zeiträume hinweg untersucht werden - eine
theoretisch und praktisch nicht zu lösende Aufgabe (Gitay
et al., 1996). Aufgrund solcher Überlegungen haben ver-
schiedene Autoren die Verwendung spezifizierender Zusät-
ze („Am untersuchten Standort ist die Art x bezüglich des
Prozesses y im Untersuchungszeitraum z als redundant zu
bezeichnen.“) oder anderer Begriffe vorgeschlagen: funk-
tional kompensierend oder komplementär, funktional
gleichwertig,ähnlich oder repetitiv (Martinez,1996).Solche
Bezeichnungen spiegeln unser beschränktes Wissen über
die Komplexität ökologischer Systeme auch eher wider.
Schlüsselarten, dominante Arten,
Ingenieursarten
Der Beirat hat bereits ausgeführt, daß eine Abnahme der
Artenzahl sehr unterschiedliche Auswirkungen auf Ökosy-
stemprozesse haben kann (WBGU, 1999a). Dominante Ar-
ten wirken sich auf Stabilität und Dynamik anders aus als
seltene Arten, wobei wiederum die seltenen Arten für den
Fall wichtig werden, daß dominante Arten geschädigt wer-
den.
Es gibt für einzelne Prozesse Schlüsselarten (keystone
species),deren Ausfall einen überproportionalen Effekt auf
das Gesamtsystem hat. Dabei muß es sich durchaus nicht
immer um große oder auffällige Arten handeln,die etwa ei-
nen hohen Anteil an Stoff- oder Energieumsätzen haben.
Sie sind daher nicht immer leicht im Artengefüge zu ent-
decken. In einer inzwischen klassisch gewordenen Studie
der Lebensgemeinschaften pazifischer Felsküsten führte
das Entfernen eines räuberischen Seesterns (Pisaster
ochraceus) zur absoluten Dominanz einer einzigen Mu-
schelart (Mytilus californianus).Der Wegfall ihres Räubers
ermöglichte der Muschel, alle weiteren 15 Arten konkur-
rierender makroskopischer Algen und Invertebraten, die
zuvor die Felsoberfläche besiedelt hatten, vollständig zu
verdrängen (Paine,1966,1974).Dieser dramatische Einfluß
des Seesterns war anhand seiner relativen Häufigkeit im
System im voraus nicht abzusehen.
Eine weitere Kategorie von Arten mit überproportiona-
lem Einfluß auf Ökosystemprozesse sind die sog. Inge-
nieursarten(ecosystem engineers;Lawton,1994).Sie modu-
lieren direkt oder indirekt die Verfügbarkeit von Ressour-
cen für andere Organismen, indem sie den physikalischen
Zustand von belebten oder unbelebten Substanzen ändern.
Dabei modifizieren oder erhalten sie Habitate oder schaf-
fen neue. Dies kann über ihre eigenen Strukturen gesche-
hen,wie beispielsweise über die tote oder lebende Biomas-
se bei Bäumen oder Korallen, oder indirekt über die me-
chanische oder chemische Veränderung ihrer Umgebung,
z. B. durch das Aufstauen von Fließgewässern durch Biber.
Die Auswirkungen auf das Ökosystem durch den Verlust
solcher Arten ist meist leichter vorherzusagen als derjenige
von Schlüsselarten im engeren Sinn, in beiden Fällen sind
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Artenverlusten auf Ökosystemprozesse zusammen
(Abb.D 2.4-1):
1. Redundant Species Hypothesis: Diese Hypothese
ordnet Arten funktionellen Gruppen zu, in denen
die verschiedenen Arten eine ähnliche Funktion
bezüglich eines bestimmten Prozesses haben (z.B.
die Fähigkeit zur Stickstoffixierung). Man geht
nun davon aus, daß zur Erhaltung der Funktions-
fähigkeit eines Ökosystems eine minimale Diver-
sität vorhanden sein muß, daß darüber hinaus
aber die meisten anderen Arten in ihrer Funktion
redundant, also überflüssig sind (Walker, 1992;
Lawton und Brown, 1993). Die „minimale Diver-
sität“ ist dabei erreicht, wenn Repräsentanten al-
ler funktionellen Typen vertreten sind und es nicht
zur Akkumulation gar nicht oder unvollständig
genutzter Ressourcen kommt.
2. Insurance Hypothesis: Darauf aufbauend auf wur-
de die Insurance Hypothesis formuliert. Diese
Vorstellung geht davon aus, daß das Netzwerk
ökologischer Interaktionen in einem artenreichen
System enger gespannt ist und somit eine „Versi-
cherung“ gegenüber unvorhersehbaren Störun-
gen bildet und damit fehlerfreundlicher ist (Moo-
ney et al., 1996, Yachi und Loreau, 1998). Ändert
sich beispielsweise das Klima von warm zu kalt,
dann werden einige thermophile Arten mitsamt
der mit ihnen gekoppelten Arten benachteiligt,
während die kälteliebenden Arten konkurrenzfä-
higer werden. Arten, die zuvor wenig zum Ge-
samtumsatz des Systems beigetragen haben, kön-
nen den Verlust der vormals wichtigeren Arten
kompensieren. Dies kann sich in einem langsa-
men, stetigen Wandel abspielen. Es kann aber
auch eine äußerlich kaum merkliche,zunehmende
Belastung der bestehenden ökosystemaren Struk-
tur zu einem plötzlichen Systemumschwung oder
Zusammenbruch eskalieren,dem dann eine völlig
andere Ökosystemstruktur folgt.
3. Rivet Hypothesis: Auf eine Analogie zwischen
Schrauben und Nieten, die ein Flugzeug zusam-
menhalten,und den Arten eines Ökosystems geht
die Rivet Hypothesis zurück. Sie postuliert, daß
mit jedem Verlust einer Art Ökosystemprozesse
beeinträchtigt werden,wie etwa die Tragfläche des
Flugzeugs bei Ausfall von Nieten immer weniger
fest am Rumpf sitzt. Nach Unterschreiten einer
kritischen Schwelle kommt es zum Zusammen-
bruch des Systems, die Tragfläche bricht und die
Maschine stürzt ab (Ehrlich und Ehrlich, 1981).
Die Beziehung zwischen Artenreichtum und Öko-
systemprozessen ist somit nicht linear und kann
eine Reihe möglicher Verläufe annehmen.
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Restaurationsökologie: Die Wiederherstellung
degradierter Ökosysteme
Neben dem Schutz und der Erhaltung weitgehend intakter
natürlicher oder naturnaher Ökosysteme wird durch die zu-
nehmende Zerstörung dieser Systeme die Restauration
oder Wiederherstellung degradierter Flächen in Zukunft
wichtiger werden, wie sie z. B. bei der Rekultivierung von
Bergbaufolgelandschaften praktiziert wird.Je nach Zielset-
zung kann dabei die Wiederherstellung grundsätzlich funk-
tionierender Ökosysteme mit ihren Stoffkreisläufen, oder
aber die Schaffung eines möglichst ursprünglichen Zu-
stands mit der früher vorhandenen Artenausstattung erfol-
gen (Meffe und Carroll,1994;Dobson et al.,1997).
In einem Langzeitexperiment an der University of Wi-
sconsin wurde versucht, die ehemals typischen Hochgras-
prärien des mittleren Westens der USA auf degradierten
Flächen wiederherzustellen (Jordan III, 1992). Nach über
40 Jahren Untersuchungszeitraum läßt sich feststellen, daß
die ursprüngliche Pflanzenwelt zumindest in Teilgebieten
erfolgreich aufgebaut wurde, obwohl die ständige Invasion
ökosystemfremder Arten zeigt, daß nicht alle Nischen wie-
der erfolgreich besetzt werden konnten.Der ursprüngliche
Besatz mit Tierarten hat sich nicht eingestellt und wird an-
gesichts zu kleiner Areale für Großtiere wie das Bison nie
eintreten.
Noch schwieriger gestaltet sich die Restauration degra-
dierter Weideflächen in Regenwaldgebieten (Uhl, 1992).
Natürliche Verbreitungsmechanismen der Pflanzensamen
durch Vögel und Fledermäuse sind nicht nutzbar, da diese
Tiere das Offenland meiden.Zufällig auf die Weide gerate-
ne Samen werden von Nagern und anderen Tieren stärker
gefressen als im geschlossenen Wald. Die wenigen Samen,
die dennoch keimen,sterben schließlich aufgrund ungünsti-
ger kleinklimatischer Bedingungen am ungeschützten Bo-
den ab.Somit muß der Mensch durch die Förderung fraßre-
sistenter, streßtoleranter Baumarten erst einmal die
Grundvoraussetzungen für die Wiederbesiedlung solcher
Flächen schaffen,bevor natürliche Prozesse der Sukzession
zu stabilen und artenreichen Ökosystemen führen. Ob da-
mit in mittelfristigen Zeiträumen mehr als eine „Grundaus-
stattung“ anspruchsloser Arten erreicht werden kann, ist
noch unklar.
Die Restauration zerstörter oder degradierter Ökosy-
steme ist also ein außerordentlich schwieriges Unterfangen.
Noch ist über die komplexen Wechselwirkungen zwischen
Organismen untereinander und ihrer unbelebten Umwelt
so wenig bekannt, daß Rückschläge bei der Wiederherstel-
lung unvermeidlich sind. Hier bietet sich ein Vergleich mit
der Reparatur komplizierter Maschinen an:auch wenn alle
Einzelteile eines komplett zerlegten Verbrennungsmotors
vorhanden wären, würde ein Laie ihn kaum wieder zum
Funktionieren bringen. Zusätzlich ist zu beachten, daß Be-
mühungen zur Wiederherstellung von Ökosystemen in den
meisten Fällen weit höhere Kosten verursachen als Präven-
tivmaßnahmen zum Schutz dieser Gebiete.
Restauration ist also keinesfalls als Alternative zu
Schutzbemühungen zu sehen, sie kann und muß aber dort
eine wichtige Ergänzung darstellen, wo die Degradation
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4. Diversity-Stability Hypothesis: Diese Hypothese
besagt, daß sich mit zunehmendem Artenverlust
die Fähigkeit von Ökosystemen verringert, Stö-
rungen zu überstehen und eine hohe Energieeffi-
zienz oder Produktivität aufrechtzuerhalten
(Johnson et al.,1996).Dabei wird von einer linea-
ren Beziehung zwischen Artenzahl und Ökosy-
stemprozeß ausgegangen,was sie letztlich von der
Rivet Hypothesis unterscheidet.
5. Idiosyncratic Response Hypothesis: Schließlich
geht die Idiosyncratic Response Hypothesis da-
von aus, daß es zwar eine Abhängigkeit zwischen
Biodiversität und Ökosystemprozessen gibt, daß
die Rollen der einzelnen Arten aber so vielfältig
und komplex sind, daß eine Größenordnung und
Richtungsabgabe der systemaren Wechselwirkun-
gen nicht vorhersagbar sind (Lawton,1994).
Zwischen diesen hypothetischen Beziehungen von
Diversität auf der einen und der Ausbildung von
Ökosystemprozessen auf der anderen Seite gibt es
natürlich beliebig viele Übergänge.Dies spiegelt sich
auch in der Genese dieser Hypothesen wider. So ist
die Insurance Hypothesis die logische Fortführung
der Redundant Species Hypothesis unter Einbezie-
hung von Umweltschwankungen über längere Zeit-
räume. Die experimentelle Überprüfung dieser Hy-
pothesen hat vor allem in den letzten Jahren zu ver-
mehrten Anstrengungen in der ökologischen For-
schung geführt (z. B. Ewel et al., 1991; Naeem et al.,
1994;Tilman und Downing, 1994;Tilman et al., 1996;
Hooper und Vitousek,1997).In Modellökosystemen
im Labor und im Freiland wurde etwa die Artenzahl
experimentell manipuliert. In allen Versuchen ergab
sich eine positive Beziehung zwischen Biodiversität
und verschiedenen Ökosystemprozessen, allerdings
in unterschiedlicher Ausprägung (siehe aber auch
Huston,1997).Eine erste allgemeinere Formulierung
der Zusammenhänge gelang im europäischen For-
schungsprojekt BIODEPTH (Biodiversity and Eco-
system Processes in Terrestrial Herbaceous Ecosy-
stems), bei dem sich auf acht europäischen Wiesen-
standorten unter höchst unterschiedlichen Boden-
und Klimaverhältnissen eine signifikant positive Be-
ziehung zwischen Anzahl an Pflanzenarten und der
Biomasseproduktion zeigte (Hector et al., 1999).Al-
len Versuchen ist ebenfalls gemeinsam, daß sie die
Bedeutung bestimmter Eigenschaften von Arten
bzw. ihre Zugehörigkeit zu funktionellen Gruppen
unterstreichen. Solche funktionellen Eigenschaften
dominanter Arten können erheblich mehr Einfluß
auf die Ökosystemprozesse haben als die Artenviel-
falt per se (Grime,1997;Tilman et al.,1997;Wardle et
al.,1997).Neben der Artenzahl und der funktionalen
Diversität ist auch die Häufigkeitsverteilung der Ar-
ten einer Lebensgemeinschaft für Ökosystemprozes-
se von Bedeutung.Problematisch bleibt die Übertra-
gung der Ergebnisse auf andere Systeme oder Ska-
len.Festzuhalten bleibt:es gibt bisher keinen experi-
mentellen Hinweis darauf, daß Artenverlust die
Ökosystemprozesse nicht negativ beeinflußt.
Bei Beobachtungen und Experimenten gibt es
ähnlich wie bei der Klimaforschung große Probleme,
das Signal vom Rauschen zu unterscheiden. Ökosy-
steme sind groß,komplex und vielfältigen Einflüssen
unterworfen,die nicht unter der Kontrolle des Beob-
achters stehen. Das modellhafte Verständnis der
ökologischen Systeme reichte bislang meist nicht aus,
um Systemantworten auf den Verlust von biologi-
scher Vielfalt richtig zu prognostizieren, ganz zu
schweigen von den Schwierigkeiten, diese Um-
schwünge mechanistisch mit den Eigenschaften und
Fähigkeiten einzelner Arten in Zusammenhang zu
bringen. Bis zur Analyse der vollen Komplexität
selbst eines vergleichsweise einfachen Ökosystems,
z. B. eines Kleingewässers, ist der Weg noch weit.
Dennoch lassen sich die Konsequenzen einer Ände-
rung der Artenvielfalt schon jetzt folgendermaßen
verallgemeinern (Mooney et al.,1995;Baskin,1997):
• Die Anzahl der Arten in einem Ökosystem beein-
flußt zweifellos eine Reihe von Ökosystemprozes-
sen; der Verlauf der Beziehung zwischen Arten-
vielfalt und Prozeßrate sowie die Lage eines mög-
lichen Sättigungspunkts variieren je nach unter-
suchtem System und Prozeß. Artenverluste oder
-zunahmen (durch Invasion) zeigen die größten
Effekte,wenn die Gesamtzahl an Arten gering ist.
Abbildung D 2.4-1
Mögliche Beziehungen zwischen Ökosystemprozessen und
Artenzahl in Gemeinschaften (communities) nach der 
(a) Diversity-Stability Hypothesis,(b) Rivet Hypothesis,
(c) Redundant Species Hypothesis und (d) Idiosyncratic
Response Hypothesis
Quelle:Gaston und Spicer,1998;nach Johnson et al.,1996
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• Die  häufigsten Arten einer Lebensgemeinschaft
tragen typischerweise am stärksten zur Bestands-
produktivität oder zum Nährstoffumsatz bei. Der
Verlust solcher dominanten Arten wirkt sich da-
her stärker auf diese Prozesse aus als der Verlust
kleiner und/oder seltener Arten.
• Der Einfluß des Verlustes oder des Hinzufügens
einer bestimmten Art hängt von deren funktiona-
ler Ähnlichkeit zu den anderen Arten des Systems
ab. Weist sie deutlich verschiedenartige Eigen-
schaften auf (z.B.die Fähigkeit zur Stickstoffixie-
rung), gehört sie also einer anderen funktionellen
Gruppe an,so wird sich dieser Einfluß stärker ma-
nifestieren, als wenn die Art den anderen sehr
ähnlich ist.
• Bestimmte funktionale Eigenschaften von Orga-
nismen führen zu stärkeren Auswirkungen auf
Ökosystemprozesse als andere.Diese Eigenschaf-
ten betreffen vor allem die Einflüsse auf die Res-
sourcenverfügbarkeit, auf die Rate der Ressour-
cennutzung und auf das Störungsregime.Als Bei-
spiele seien Organismen genannt, die an der Spit-
ze der Nahrungspyramide stehen (Raubkatzen,
top down control), die die Verfügbarkeit von Bo-
dennährstoffen ändern (Stickstoffixierer, bottom
up control) oder die Störungen initiieren (z.B.Bi-
ber). Solche Arten sind meistens Schlüsselarten
(keystone species) oder Ingenieursarten (ecosy-
stem engineers) für das System – d. h., ihr Effekt
ist im Vergleich zu ihrer Häufigkeit oder Biomas-
se überproportional groß (Kasten D 2.4-2). Der
Verlust solcher Arten hat daher große und oft un-
vorhersagbare Systemveränderungen zur Folge.
Ändert sich dagegen die Zusammensetzung von
Arten an der Basis der Nahrungspyramide oder
von Arten, die sich untereinander funktional äh-
neln, so treten kompensatorische Effekte auf, die
sich aber auf die Quantität des Ressourcenver-
brauchs des Systems nicht so deutlich auswirken.
• Arten, die ihrerseits kaum nennenswerte Effekte
auf gewisse Ökosystemprozesse haben, können
sehr große indirekte Effekte bewirken, wenn sie
das Vorkommen anderer Arten beeinflussen.Bei-
spielsweise hat ein bestäubendes Insekt direkt
keinen Einfluß auf die Bestandsproduktivität,
kann aber in seiner Eigenschaft als „Informations-
träger“ für das Überleben einer hochproduktiven
oder das System dominierenden Pflanzenart es-
sentiell sein.
• Nach dem drastischen Artenverlust,der durch an-
thropogene Konversion von Ökosystemen (z. B.
Landnutzungsänderung für die folgende agrari-
sche Nutzung) herbeigeführt wird, bleiben meist
Ökosysteme mit geringer biologischer Vielfalt
übrig. Diese setzen sich überwiegend aus Arten
zusammen, die kurzfristige, extreme Störungen
bzw. Umwandlungen überleben können. Sie sind
aber nicht unbedingt daran angepaßt, über lange
Zeiträume Ökosystemleistungen zu erbringen.
Solche Systeme sind nicht mit natürlichen, über
lange Zeiträume entstandenen artenarmen Öko-
systemen vergleichbar.
Die ökologische Forschung steht bei der Frage nach
den ökologischen Konsequenzen von Artenverlusten
weiterhin vor großen Herausforderungen. Die
Schwierigkeit der Verallgemeinerung von an be-
stimmten Systemen beobachteten Zusammenhän-
gen, die Probleme bei experimentellen Ansätzen
(vor allem bei langlebigen Organismen: ein Eichen-
wald überlebt mehr als 10 Generationen von För-
stern) und die Komplexität und Verifikationsproble-
me bei Modellen – um nur einige Probleme zu nen-
nen – sind Gründe dafür,daß auf diesem Forschungs-
feld nicht mit schnellen, bahnbrechenden Erfolgen
gerechnet werden kann.Allerdings gibt es kaum eine
Alternative zur schrittweisen ökologischen Grundla-
genforschung: das enorme Wissensdefizit über das
Funktionieren ökologischer Systeme läßt sich nicht
anders füllen. Dies ist ein Forschungsfeld, das die
Bundesregierung verstärkt fördern sollte (Kap.
J 3.1), zumal die praktischen Konsequenzen der
möglichen Erkenntnisse von großer Bedeutung sein
können. Die Anwendung ökologischer Forschungs-
ergebnisse hat bereits jetzt großen, und zunehmend
stärkeren Einfluß auf unsere Wahrnehmung und
Wertschätzung ökologischer Systeme und der Lei-
stungen, die sie für Mensch und Gesellschaft erbrin-
gen.
D 2.5
Ökosystemprodukte und -leistungen
In diesem Kapitel wurde bisher aus der Sicht der
ökologischen Grundlagenforschung versucht, Licht
auf den Aufbau und auf die Funktionsweise von
Ökosystemen zu werfen, ohne dabei auf die Einflüs-
se oder die Anforderungen von Mensch und Gesell-
schaft auf Ökosysteme einzugehen.Wie in Kap.B be-
reits beschrieben wurde, gibt es aber heute auf der
Erde kaum noch eine Fläche oder einen Ökosystem-
typ, der nicht vom Menschen beeinflußt oder direkt
und indirekt von ihm genutzt wird. Dabei gibt es ei-
nen engen Zusammenhang zwischen Struktur,Funk-
tion und Prozessen von Ökosystemen und der
menschlichen Nutzung: mit der In-Wert-Setzung be-
stimmter Eigenschaften verwandeln sich ursprüng-
lich wertfreie ökologische Prozesse in Produkte und
Dienstleistungen (Kap. H), ähnlich wie dies bei der
Patentierung von Genen der Fall ist. Dies geschieht
aber nicht von selbst: ein großer Teil der Probleme,
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sphäre entstehen, liegen eben darin begründet, daß
sich Preise für Ökosystemprodukte und -leistungen
nicht auf einem Markt einstellen, sondern durch be-
wußte Setzung in die Wirtschaftlichkeitsberechnun-
gen zu integrieren sind.
Die Eigenschaften und Prozesse, die natürliche
oder naturnahe Ökosysteme aufweisen, liefern eine
Vielzahl von Produkten und Leistungen, auf die die
Menschheit angewiesen ist und die nicht durch tech-
nische Mittel ersetzbar sind.An dieser Stelle soll eine
Aufzählung genügen,die bereits auf den ersten Blick
verdeutlicht,daß sich der Nutzen biologischer Syste-
me für den Menschen nicht auf die marktfähigen
Produkte aus Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft
reduzieren lassen (Kasten D 2.5-1).
Trotz der vielen Wissenslücken und grundsätzli-
chen Unsicherheiten lassen sich aus dem Stand der
ökologischen Forschung einige grundlegende Leit-
sätze oder Regeln ableiten,die für ein sinnvolles Ma-
nagement von ökologischen Systemen und die Er-
haltung der biologischen Vielfalt den Rahmen bilden
können (Mooney et al.,1996):
• Der Verlust genetischer Vielfalt innerhalb einer
Art ist riskant,da das Anpassungspotential an Stö-
rungen (Klima, Schädlinge, Stoffe usw.) geringer
wird (Kap.D 3.4).
• Niedrige Artenvielfalt im System ist ebenfalls ris-
kant, da vermutlich Resilienz und Resistenz von
Ökosystemen gegenüber Störungen positiv mit
der Artenvielfalt korrelieren (Bolker et al.,1995).
Die Vereinfachung von Ökosystemen hin zu Mo-
nokulturen und Intensivproduktion geht auf je-
den Fall zu Lasten der Stabilität.Solche verarmten
Systeme können nur einen Bruchteil der Ökosy-
stemleistungen erbringen, die artenreiche Syste-
me liefern.Die Schaffung dauerhaft stabiler Öko-
systeme wäre ein wichtiges Wirtschaftsziel. Die
Erfahrungen aus der Landwirtschaft zeigen aber,
daß ein permanenter Export von Ressourcen
(Ernte für menschlichen Bedarf) ohne dauerhaf-
ten Ersatz (Düngung) oder Pflegemaßnahmen
nicht möglich ist.
• Der Verlust oder das Hinzufügen einzelner Arten
kann große Auswirkungen auf die Ökosystempro-
zesse haben. Die Vorhersage, welche Arten eine
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Systematik der ökosystemaren Leistungen und
Produkte und der dazugehörigen
Wertkategorien
Funktionswert
1. Regelungsleistungen:Klima und Wasser
– Erhalt der atmosphärischen Gaszusammensetzung
– Schutz vor ultravioletter Strahlung durch Sauerstoff-
produktion und nachfolgender Ozonbildung in der
Stratosphäre
– Partielle Stabilisierung des Klimas
– Minderung von Temperaturextremen und starken
Winden
– Erhalt biologisch notwendiger Feuchtigkeitsbedin-
gungen
– Kontrolle des Wasserkreislaufs
2. Globale biogeochemische Kreisläufe
– Kohlenstoff,Stickstoff,Phosphor,Schwefel
3. Strukturbildung und -schutz (Boden,Hänge,Küsten)
– Bildung und Erhalt der Böden
– Verwitterung von Ausgangsgestein, Umwandlung
von Stickstoff, Phosphor und Schwefel in pflanzen-
verfügbare Verbindungen
– Erosionsschutz 
– Hochwasserschutz (Auwälder, Überflutungswiesen
usw.)
– Küstenschutz durch Bildung von Korallenriffen und
Dünensystemen
– Hangschutz:Erdrutsche usw.
Übergang Funktions- zu Nutzwert
1. Senkenleistungen 
– Zersetzung und Umwandlung von Gift- und Nähr-
stoffen,Biodegradation
2. Schädlingsbekämpfung und Bestäubung
– Schädlings- und Krankheitsbekämpfung
– Bestäubung wichtiger Nutz- und Wildpflanzen
Nutzwert
1. Biomasseproduktion 
– Fischerei, land- und forstwirtschaftliche Produkte,
Gewinnung von Naturstoffen
2. Technik und Forschung
– Natur als Vorbild für Technik: fehlerfreundliche Sy-
steme, Bionik,Anregungen für Ingenieure: Baustof-
fe, Fasern und Industrieprodukte, Natur als Vorbild
für Medizinforschung
3. Tourismus und Naherholung
– Natur als Ziel für Erholungssuche, Ökotourismus,
Zoos,botanische Gärten,Parks
Symbolwert
1. Ökosysteme als Kulturträger
– Enger Zusammenhang von Ökosystemen und be-
stimmten Kulturtypen (Kap.E 3.5)
2. Biologische Vielfalt als Quelle für Lebensqualität 
– Erlebnis und Anregung:Ästhetik,Kunst
– Erlebnis vonWildnis als Urerfahrung 
– Freizeitgestaltung vom Bergsteigen bis zum Tauchen
(teilweise auch Nutzwert)
– Erholung und Entspannung,Ruhe und Meditation
– Bildung,Wissensvermittlung
Optionswert
1. Informationsleistungen
– In-situ-Erhaltung des genetischen Erbes der Evoluti-
on: Erhalt einer universellen „genetischen Biblio-
thek“, aus der der Mensch die Grundlagen seiner
Existenz in Form von Nutzpflanzen und -tieren, me-
dizinischen Wirkstoffen usw.bezieht.
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Schlüsselrolle im System spielen, ist sehr schwie-
rig, aber prinzipiell möglich. An dieser Stelle hat
die Grundlagenforschung direkte Relevanz für
die Erfassung der Gestaltungsbedingungen und
-grenzen menschlicher Eingriffe in die Natur.
• Es gibt besonders empfindliche Ökosysteme wie
zum Beispiel Inseln, aride und arktische Zonen,
die Störungen nur schlecht abpuffern können.
Diese Systeme zeichnen sich durch geringe Red-
undanz bei funktionellen Typen aus.
• Fragmentierung und vermehrte Störung natürli-
cher oder naturnaher Ökosysteme ziehen tiefgrei-
fende Änderungen in den Systemeigenschaften
nach sich. Langlebige, große Organismen (z. B.
Waldbäume) werden durch kleine, kurzlebige
(z. B. Ruderalflora) ersetzt, was die Fähigkeit des
Systems verringert, Kohlenstoff oder Nährstoffe
zu speichern.
• Niedrige Ökosystemvielfalt in der Landschaft hat
ebenfalls Nachteile: die Kosten für Bewirtschaf-
tung und die Anfälligkeit der Region gegenüber
Störungen werden erhöht. So müssen beispiels-
weise Landwirte in heckenreichen Gebieten weni-
ger Pestizide einsetzen,da viele Nützlinge von den
Hecken auf die Felder wandern und dort die
Schadorganismen reduzieren (Schulze und Gerst-
berger, 1993) Außerdem sind die gewünschten
Ökosystemleistungen und -produkte mit mono-
strukturellen Landschaften nicht zu erzielen. Da-
her ist die Betrachtung der Landschaftsebene not-
wendig, um nicht wichtige Ökosystemleistungen
aus dem Blick zu verlieren (z.B.Hangschutz,Ero-
sionsschutz, Trinkwasser, Erholung; Kasten
D 2.5-1;Kap.E 3.9 und H).
• Die Bemühungen im Rahmen der Restaurations-
ökologie zeigen, daß viele Eingriffe in die Bio-
sphäre nicht reversibel sind (Kasten D 2.4-1).Das
gilt nicht nur auf der Artebene (eine ausgestorbe-
ne Art ist unwiederbringlich verloren), sondern
auch für Populationen (die durch Evolution gene-
tisch an eine bestimmte Region angepaßt sind)
und für bestimmte Ökosystemtypen. Manage-
mententscheidungen, die nicht rückgängig zu ma-
chen sind,müssen mit besonderer Sorgfalt getrof-
fen werden. In Zweifelsfällen sollte hier das Vor-
sorgeprinzip gelten.
Biologische Vielfalt ist nicht nur um ihrer selbst wil-
len, sondern vor allem auch zur Gewährleistung zu-
künftiger wirtschaftlicher, aber auch kulturelle Ent-
wicklungen unbedingt zu erhalten. Daher muß es im
Interesse aller Staaten sein,einen bestimmten Anteil
der terrestrischen, limnischen und marinen Ökosy-
steme in ihrem natürlichen Zustand zu erhalten
(Kap. I 1). Solche+ in regionale Nutzungsstrategien
eingebundene Kernzonen sollten ohne jegliche kom-
merzielle Nutzung verbleiben (Kap.E3.3.2).Sie kön-
nen zusätzlich als Monitoring- und Kontrollflächen
dienen, mit deren Hilfe menschliche Eingriffe in
Ökosysteme abgeschätzt werden können.D 3 Schwerpunktthemen
D 3.1
Der Handel mit bedrohten Arten
Neben der Bedrohung der Ökosysteme aufgrund zu-
nehmender Konversion und Fragmentierung bildet
auch die wirtschaftliche Nutzung eine nicht unerheb-
liche Ursache für den Rückgang oder sogar das Aus-
sterbenvon Arten.So macht z.B.der Anteil des Han-
dels an der Bedrohung der Wirbeltiere nach Schät-
zungen ca. 40% aus (Hunter et al., 1998). Die Nach-
frage nach seltenen Tier- oder Pflanzenprodukten
wie Elfenbein, Rhinozeroshorn, Tigerknochen, Le-
derartikeln, Pelzen oder Tropenholz, aber auch das
Verlangen nach lebenden Arten wie beispielsweise
seltenen tropischen Zierpflanzen, Kakteen, Orchi-
deen, exotischen Vögeln oder Napoleonfischen ist
beträchtlich. Sie werden für Mode- und Nahrungs-
mittelindustrie sowie für medizinische und pharma-
zeutische Forschungszwecke, Ausstellungen und
Sammlungen in den Industrieländern verwendet
(Sand, 1997). Zum Schutz wildlebender Tier- und
Pflanzenarten vor einer übermäßigen Ausbeutung
durch den globalen Handel wurde 1973 das Überein-
kommen über den internationalen Handel mit ge-
fährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen
(Kasten D 3.1-1; Washingtoner Artenschutzabkom-
Kasten D 3.1-1
Convention on International Trade in
Endangered Species of Wild Fauna and Flora
(CITES)
Die Bestimmungen von CITES ermöglichen eine Regulie-
rung des internationalen Handels mit bedrohten Arten
durch ein weltweites System von Ein- und Ausfuhrkontrol-
len und Genehmigungserfordernissen. Die Voraussetzung
dafür ist die Aufnahme der jeweils in Frage stehenden Art
in einen der 3 Anhänge der Konvention,die abgestuft nach
dem Grad der Bedrohung unterschiedliche Restriktionen
für den internationalen Handel (bis hin zum Handelsver-
bot) vorsehen. Die Anhänge umfassen z. Z. zusammen ca.
34.000 Pflanzen- und Tierarten. Die Entscheidung über die
Aufnahme oder Umlistung einer Art wird auf den alle 2–3
Jahre stattfindenden Vertragsstaatenkonferenzen getroffen
und erfordert eine 2/3-Mehrheit der Mitgliedstaaten. Die
11. Vertragsstaatenkonferenz ist für April 2000 in Nairobi
geplant.
In Anhang I sind akut durch Ausrottung bedrohte Arten
aufgenommen, die durch den Handel beeinträchtigt wer-
den oder werden können. Ein Import oder Export eines
Exemplars einer solchen Art wird nur unter strengsten Be-
dingungen zugelassen, so daß eine Aufnahme in Anhang I
faktisch einen Handelsstop für diese Art bedeutet.Anhang
II enthält Arten, deren Bestand potentiell gefährdet ist,
wenn der Handel mit ihnen nicht reglementiert wird.In An-
hang III werden Arten aufgenommen, deren Ausbeutung
ein Mitgliedstaat auf seinem Hoheitsgebiet verhindern
oder beschränken will und bei denen die Mitarbeit anderer
Vertragsparteien bezüglich der Kontrolle des Handels er-
forderlich ist.
Die Umsetzung von CITES erfordert eine Reihe von
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf legislativer und admi-
nistrativer Ebene. So sind die Mindestanforderungen für
ein effektives Schutzsystem die Einrichtung entsprechen-
der Behörden, ein nationales Verbot des der Konvention
zuwiderlaufenden Handels, das Vorsehen geeigneter Stra-
fen für illegalen Handel oder Besitz eines Exemplars einer
bedrohten Art sowie die Möglichkeit zur Beschlagnahme il-
legal erlangter Exemplare.Das CITES-Sekretariat in Genf
überwacht und betreut die Umsetzung auf internationaler
Ebene; neben organisatorischen Aufgaben kommt ihm bei
der Informationssammlung und -verbreitung sowie bei der
Erarbeitung von wissenschaftlichen und technischen Un-
tersuchungen, Normen und Mitteln zur Durchführung des
Übereinkommens eine große Rolle zu.Hierbei kann es von
qualifizierten NRO unterstützt werden.Ein Beispiel für die
wertvolle Mitarbeit von NRO ist TRAFFIC (Trade Re-
cords Analysis of Flora and Fauna in Commerce), das als
gemeinsame Initiative von WWF und IUCN eine Schlüssel-
stellung bei Forschung, Überwachung, Initiativmaßnah-
men,Trainingsprogrammen und Durchsetzung auf nationa-
ler, regionaler und internationaler Ebene innehat.Auf der
Vertragsstaatenkonferenz 1987 sind außerdem permanente
Ausschüsse eingesetzt worden, die jeweils in ihren spezifi-
schen Bereichen eine regelmäßige Überprüfung und Be-
wertung des biologischen und handelsbezogenen Status
von Arten aus den Anhängen vornehmen und den noch be-
stehenden Datenlücken abhelfen sollen.Sie arbeiten in Ko-
operation mit externen wissenschaftlichen Gremien und
haben eine beratende Funktion (Sand,1997).60 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
men) geschlossen, das derzeit von 144 Staaten ratifi-
ziert ist.
D 3.1.1 
Lücken und Schwachpunkte der CITES-
Bestimmungen
Durch den sektoralen Ansatzpunkt Handel kann nur
ein Ausschnitt innerhalb des internationalen Schutz-
systems für die Artenvielfalt abgedeckt werden, da
andere Gefährdungsfaktoren,wie beispielsweise De-
gradation oder Fragmentierung der natürlichen Le-
bensräume, außer Betracht bleiben. Selbst im Be-
reich des Handels greifen die Bestimmungen erst,
wenn Exemplare oder Produkte bedrohter Arten in
den internationalen Handel eintreten. Eine weitere
Lücke offenbart das Beispiel der Seeschildkröten:
Sie sind zwar in Anhang I von CITES aufgelistet und
unterliegen damit strengen internationalen Handels-
reglementierungen.Diese können aber nicht verhin-
dern, daß das Überleben der Seeschildkröten auch
durch wirtschaftliche Aktivitäten mit einer anderen
Art (Garnelen),bei deren Fang sie als Beifang in die
Netze geraten,bedroht ist.
Die Kategorien der Anhänge haben sich ange-
sichts der Komplexität der unterschiedlichen Ge-
fährdungsgrade als zu grob erwiesen.Wie der Beirat
im Gutachten 1994 beschrieben hat,besteht dadurch
und wegen der notwendigen 2/3-Mehrheit unter den
Mitgliedstaaten die Gefahr, daß Entscheidungen
über die Aufnahme oder Umlistung einer Art nicht
immer den Bedrohungsstatus widerspiegeln,sondern
auch durch politisch oder wirtschaftlich orientierte
Überlegungen beeinflußt sind (WBGU,1994).
Trotz der relativ langen Geltungsdauer des Ab-
kommens sind zudem national und lokal noch immer
wesentliche Umsetzungsdefizite zu erkennen. So
stellte sich im Rahmen einer Untersuchung heraus,
daß fast 20 Jahre nach Abschluß des Übereinkom-
mens in einem Großteil der Mitgliedstaaten nicht
einmal der oben erwähnte Mindeststandard umge-
setzt worden ist (Sand,1997;Resolution 8.4).Als we-
sentliche Vollzugsprobleme sind insbesondere die
Kontrolle des legalen internationalen Handels mit
Arten aus Anhang II, die Eindämmung und Verfol-
gung von illegalen Transaktionen mit bedrohten Ar-
ten sowie Identifikationsschwierigkeiten der in den
Anhängen geführten Arten bei den Zollbeamten zu
nennen (WBGU, 1994; Tierney, 1998). Die fortge-
setzte späte und teilweise unvollständige Übermitt-
lung der jährlichen Nationalberichte erschwert die
Aufgaben des Sekretariats.Die Gründe für die man-
gelhafte Umsetzung sind z. T. fehlende Erfahrung,
aber auch unzureichende personelle, institutionelle,
technische sowie finanzielle Ausstattung. Insbeson-
dere in Entwicklungsländern, den wesentlichen Trä-
gern der biologischen Vielfalt, bestehen spezifische
Probleme, deren Lösung eine verstärkte Koopera-
tion unter den Mitgliedstaaten erfordert (de Klemm,
1993;WBGU,1994).
D 3.1.2
Konzept „Schutz durch nachhaltige Nutzung“
Angesichts solcher Schwierigkeiten stellt auf den
Vertragsstaatenkonferenzen eine wachsende Zahl
von Mitgliedstaaten die CITES zugrundeliegende
Prämisse in Frage, nach der der Bedrohung der Ar-
ten aufgrund kommerzieller Ausbeutung nur durch
eine strenge Reglementierung des Handels (bis hin
zum Handelsverbot) entgegengewirkt werden kann
(Dickson, 1997). In einigen Fällen hatte die Regle-
mentierung lediglich den Effekt,den legalen Handel
in den illegalen Bereich zu verlagern (Tierney,1998).
Unter dem Stichwort nachhaltiger Nutzung wird da-
her argumentiert, daß begrenzter, kontrollierter
Handel unter gegebenen Umständen auch ein wirk-
sames Instrument der Erhaltung darstellen könnte.
Die auf der 9. Vertragsstaatenkonferenz 1994 ange-
nommene Neufassung der Einstufungskriterien be-
rücksichtigt diesen Gedanken für Entscheidungen
über den Transfer einer Art von Anhang I in Anhang
II (Resolution 9.24).Unter Rückgriff auf diese Krite-
rien ist auf der Vertragsstaatenkonferenz 1997 für
den afrikanischen Elefanten der Transfer in Anhang
II und die damit verbundene begrenzte Wiederauf-
nahme des Handels mit unbehandeltem Elfenbein
ab dem 18.3.1999 beschlossen worden. Die Areal-
staaten verpflichten sich im Gegenzug u.a.zur Besei-
tigung von Schwächen bei der Rechtsdurchsetzung
und Kontrolle, zur Reinvestition des Gewinns in die
Erhaltung der Elefantenbestände und zur Einhal-
tung von Vorsorgemaßnahmen (Exportquoten,
Kennzeichnung der Herkunft,Handel mit nur einem
Importstaat (Japan), Verkauf des Elfenbeins nur
durch eine einzige, staatlich kontrollierte Stelle, Er-
laubnis unabhängiger Überwachung des Verkaufs,
Verpackens und Transportprozesses). Zusätzlich
muß ein Antrag auf erneute Hochstufung vorbereitet
werden, der im Fall eines Überhandnehmens illega-
len Handels oder bei Nichterfüllung der Bedingun-
gen auf Verlangen des Ständigen Ausschusses einge-
reicht werden soll (Entscheidung 10.1; Dickson,
1997). Die weitere Entwicklung der Elefantenpopu-
lationen in den betreffenden Ländern sowie die Ein-
haltung der eingegangenen Verpflichtungen werden
zu einem Prüfstein für das Konzept der nachhaltigen
Nutzung im Rahmen von CITES werden.
Über diesen Ansatz hinaus wird ferner die Zulas-
sung eines beschränkten Handels mit Arten aus An-61 Der Handel mit bedrohten Arten D 3.1
hang I gefordert,sofern der Handel zur Finanzierung
der Erhaltung beitrüge und keine negativen Effekte
auf den Bestand der betreffenden Art hätte (Gray,
1998).
D 3.1.3 
Bewertung und Empfehlungen
Schutz durch nachhaltige Nutzung
Der Beirat ist der Ansicht, daß die neuen Bedingun-
gen für einen Transfer einer Art von Anhang I in An-
hang II bei angemessener Umsetzung eine adäquate
Möglichkeit darstellen, sowohl dem Artenschutz als
auch den unterschiedlichen sozialen, ökonomischen
und rechtlichen Gegebenheiten der Arealstaaten
Rechnung zu tragen. Eine begrenzte Wiederaufnah-
me des Handels verwischt zwar die klare Trennungs-
möglichkeit zwischen legal und illegal erlangten
Exemplaren oder Produkten,wodurch Kontrollmaß-
nahmen erschwert und der moralische Druck auf
Nachfrager verringert werden.Die Berücksichtigung
spezifischer Belange der Arealstaaten sowie ver-
stärkte Kooperation fördern aber die Chance auf er-
höhte Akzeptanz und bessere Umsetzung von Kon-
troll- und Schutzmaßnahmen. Die Entwicklung und
Durchsetzung adäquater Überwachungsmechanis-
men, Zertifikatsysteme und Erkennungsmethoden
(z. B. Gentests) für die Unterscheidung bleibt daher
für Arten aus Anhang II eine wichtige Aufgabe.
Bei den in Anhang I aufgenommenen Arten hin-
gegen erfordert die akute Gefahr der Ausrottung
weiterhin strikte Handelsreglementierungen. Hier-
durch wird die Zahl der sich (aufgrund von Ausnah-
meregelungen) legal im internationalen Handel be-
findlichen Exemplare und Produkte drastisch verrin-
gert,was die Kontrolle durch die zuständigen Behör-
den erleichtert und eventuellen Fälschungen
erforderlicher Dokumente vorbeugen kann. Zu be-
denken ist allerdings, daß die strikten Regelungen
für Arten aus Anhang I in den Arealstaaten (insbe-
sondere in Entwicklungsländern) wichtige Einkom-
mensquellen beschneiden. Ein entsprechender Aus-
gleich sollte aber wegen der akuten Gefahr der Aus-
rottung nicht durch eine Lockerung des Handelsver-
bots, sondern eher durch finanzielle Hilfen,
Ausgleichszahlungen, Schuldenerlaß und Entwick-
lungshilfeprojekte geleistet werden (Kap.I 3.5).
Exportquotenregelungen und
Managementpläne
Bei den für Arten des Anhang II getroffenen Quo-
tenregelungen ist zu kritisieren, daß sie nicht die ab-
solute Anzahl der zu entnehmenden Exemplare fest-
setzen, sondern nur die Anzahl der für den interna-
tionalen Handel erlaubten (Sand, 1997). Dieser
durch den sektoralen Ansatz von CITES bedingte
Mangel verdeutlicht die Notwendigkeit eines Inein-
andergreifens aller Instrumente und Übereinkom-
men für ein globales Schutzsystem beim Erhalt von
Arten und Artenvielfalt (Kap.I).Dennoch können in
den Ursprungsländern jährlich festgelegte Export-
quoten für Arten aus Anhang II eine gewisse Kon-
trolle über den Umfang des internationalen Handels
gewährleisten. Wie der Beirat schon im Gutachten
1994 empfohlen hat, müßten sie für einen effektiven
Schutz jeweils auf der Basis neuester wissenschaftli-
cher Erkenntnisse biologische Eckdaten (z. B. Popu-
lationsdynamik und Reproduktionsverhalten) sowie
Ausmaß der Gefährdung durch Handel, Habitatzer-
störung und Umweltbelastung berücksichtigen. Es
wäre sinnvoll, die Rolle der entsprechenden Aus-
schüsse (Animals Committee,Plants Committee) auf
diesem Gebiet erheblich zu stärken und ihren Emp-
fehlungen mehr Gewicht zu verleihen. Wie bei der
Entscheidung bezüglich des afrikanischen Elefanten
sollten Exportquotenregelungen durch Manage-
mentpläne zu Nutzung, Reinvestition in und Erhal-
tung der nationalen Populationen ergänzt werden,
was gleichzeitig den Erhalt der Habitate indirekt för-
dern kann.
Die Bundesregierung sollte sich außerdem dafür
einsetzen, daß bei Entscheidungen über die Aufnah-
me einer Art in Anhang II gleichzeitig eine Resolu-
tion beschlossen wird, die notwendige Forschungs-,
Schutz-,Erhaltungs- und Kontrollmaßnahmen in den
Areal- und Nachfragestaaten anspricht. Ein Beispiel
dafür ist die Resolution über den Erhalt des Stör
(Resolution 10.12).
Mechanismus für die Einstufung von Arten
Um der Gefahr primär politisch oder wirtschaftlich
motivierter Einstufungsentscheidungen zu begeg-
nen,wird schon seit einiger Zeit der Einsatz oder zu-
mindest die Beteiligung eines unabhängigen und wis-
senschaftlich orientierten Entscheidungsgremiums
gefordert. Bezüglich des Personenkreises kämen
hierfür ein unabhängiges Expertengremium (mögli-
cherweise ein Intergovernmental Panel on Biodiver-
sity, Kap. I 3.2.1.1) oder die schon bestehenden Aus-
schüsse (Animals und Plants Committees) in Be-
tracht. Zu bedenken ist allerdings, daß die Entschei-
dungen über die Aufnahme oder Umlistung von
Arten quasilegislative Akte darstellen,die nicht ohne
weiteres Wissenschaftlern übertragen werden kön-
nen. Sowohl bei der Delegation der Entscheidungen
an Sachverständige als auch bei einer stimmberech-
tigten Beteiligung von Sachverständigen an den Ent-
scheidungen stellt sich das Problem ihrer demokrati-
schen Legitimation.
Sinnvoller erscheint es deshalb, die Kompetenzen
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tern, daß die Sichtung und Bewertung von biologi-
schen und handelsbezogenen Daten sowie die Abga-
be entsprechender Empfehlungen nicht nur für
schon in den Anhängen aufgeführte Arten, sondern
auch für aufnahmewürdige Arten erfolgen kann.
Hierfür empfiehlt sich eine Zusammenarbeit mit in
diesen Bereichen qualifizierten externen Institutio-
nen (IUCN, Rote Listen). Weiterhin könnte durch
eine Veröffentlichung den wissenschaftlichen Emp-
fehlungen der Ausschüsse mehr Gewicht verliehen
werden.
Effektiver Durchsetzungsmechanismus bei
Verstößen oder Nichtumsetzung
Bei Verstößen gegen das Übereinkommen hat das
Sekretariat die Aufgabe,sich mit den Vollzugsbehör-
den der betreffenden Mitgliedstaaten in Verbindung
zu setzen. Die darauf folgenden Maßnahmen und
Untersuchungen des Sachverhalts stehen aber unter
dem Vorbehalt der Übereinstimmung mit nationalen
Rechtsvorschriften sowie einem „Initiativrecht“ des
betroffenen Mitgliedstaats (Art. 13 CITES). Hier
wäre es notwendig,neben unterstützenden Anreizen
und Empfehlungen zur Durchführung des Überein-
kommens entsprechende Untersuchungen, Abhilfe-
maßnahmen und auch Sanktionen verbindlich fest-
zuschreiben.In der Vergangenheit hat das Sekretari-
at in solchen Fällen z.T.den Ständigen Ausschuß ein-
geschaltet, der in einer Resolution empfahl, Art. 14
Abs. 1 CITES kollektiv anzuwenden und jeglichen
Handel mit bedrohten Arten mit dem betreffenden
Staat zu verbieten (Sand, 1997). Beispiele dafür sind
Maßnahmen gegen die Vereinten Arabischen Emira-
te,Thailand und Italien,die daraufhin Gesetzgebung
und Vollzug verbesserten und somit die Aufhebung
der Sanktionen erreichten (Birnie, 1996). Der Weg
für solche Maßnahmen sollte weiterhin beschritten,
eventuell sogar verbindlich festgelegt werden. Um
einer abgestuften Intensität der Verstöße gerecht zu
werden, käme als mildere Maßnahme eine erhöhte
Überwachung der Produkte aus dem betroffenen
Land in Betracht. Zu bedenken ist bei solchen Han-
delsrestriktionen ein potentieller Konflikt mit dem
Handelsregime von WTO/GATT. Der dort einge-
richtete Ausschuß über Handel und Umwelt weist
aber darauf hin, daß eventuelle Streitigkeiten zwi-
schen Mitgliedstaaten eines multilateralen Umwelt-
schutzabkommens, das explizit Handelsmaßnahmen
vorsieht (so CITES), auch in diesem Rahmen und
nicht beim WTO-Streitschlichtungsverfahren gelöst
werden sollen (WTO,1996).
Öffentlichkeitswirkung und -arbeit
Das Konzept von CITES hat sich nicht in allen Fäl-
len als erfolgreich erwiesen (WBGU,1994).Trotz sei-
nes begrenzten Ansatzes und der Umsetzungs-
schwierigkeiten stellt es aber einen wichtigen Beitrag
zum globalen Schutzsystem der Artenvielfalt dar,
und seine Möglichkeiten sollten weiterhin genutzt
und ausgebaut werden. Insbesondere durch die Ein-
stufung verschiedener Arten in Anhang I wurde eine
erhebliche Sensibilisierung der Öffentlichkeit für das
Problem des Artensterbens erreicht. Das Handels-
verbot für Elfenbein wurde in der Presse ausführlich
besprochen, und vielfach konnte eine Substitution
verschiedener Produkte realisiert werden, so z. B.
synthetische Stoffe statt Leopardenfelle für Mäntel
oder Ersatzmaterialien für Elfenbein (Sand, 1997).
Eine solche Öffentlichkeitswirkung könnte durch ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit und verstärkte Transpa-
renz gefördert werden.Eine sinnvolle Ergänzung,die
wirtschaftliche Nutzung der Arten außerhalb des
Schutzansatzes von CITES in eine sanftere Richtung
zu lenken, ist nachhaltiger Tourismus (z. B. entspre-
chende Safaris, Nationalparks; Kap. E 3.7). Die Er-
haltung der Arten kann hier mit ökonomischem Nut-
zen für lokale Gemeinschaften verbunden werden.
D 3.2 
Regelungen zur biologischen Sicherheit
D 3.2.1 
Warum eine internationale Regelung für
Biosafety?
An die Gentechnik sind – insbesondere im Agrar-
und Ernährungsbereich – große Erwartungen ge-
knüpft: Von dem neuen Wirtschaftszweig erhofft
man sich die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze
und die Sicherung wirtschaftlichen Wachstums. Ent-
wicklungsländern soll die neue Technologie als Be-
standteil wirksamer Armutsminderungsstrategien
zugute kommen,Ertragssteigerungen durch gentech-
nisch erlangte Herbizidresistenzen oder Salz- und
Trockenheitstoleranzen werden erwartet (Henning-
sen, 1998a). Die Biotechnologie, insbesondere Frei-
setzungsexperimente mit genetisch veränderten Or-
ganismen (living modified organisms, LMOs) sind
aber auch mit gewissen Risiken verbunden (Verwil-
derung transgener Pflanzen und deren unkontrollier-
te Ausbreitung, negative Sekundäreffekte, Auswir-
kungen in Lebensmitteln). In seinem Risikogutach-
ten hat der Beirat bestimmte transgene Pflanzen die-
ses Anwendungsbereichs der Gentechnik dem
Risikotyp Pythia zugeordnet (WBGU,1999a).Kenn-
zeichnend für diesen Risikotyp ist die hohe Unge-
wißheit sowohl im Bereich der Eintrittswahrschein-
lichkeit als auch des Schadensausmaßes. In beiden
Fällen fehlt bisher ein ausreichender Grad an Ab-
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Das Risikobewußtsein hat sich zunächst in den In-
dustrieländern entwickelt. Dort sind die neuen bio-
technologischen Methoden entwickelt worden, dort
gab es den ersten Bedarf für Freisetzungsexperimen-
te und folgend die ersten politischen Debatten und
Gesetzgebungsverfahren. Die nationalen Regelun-
gen sind dabei im einzelnen sehr unterschiedlich aus-
gefallen; gemeinsam ist ihnen jedoch ein vorgeschal-
tetes bürokratisches Verfahren mit einer Beschaf-
fungspflicht von Informationen,die unter hohem Ko-
stenaufwand als Genehmigungsvoraussetzung beige-
bracht werden müssen (Dederer,1998).
Es besteht daher ein gewisser Anreiz, diese Art
von Experimenten und Tests in Ländern durchzufüh-
ren,in denen entsprechende Regeln nicht vorhanden
sind. In einigen Fällen führten manche Firmen teils
ohne hinreichende Aufklärung der betroffenen Staa-
ten Freisetzungsexperimente durch und „exportier-
ten“ gleichsam die damit verbundenen Risiken.
Meist waren hiervon Länder betroffen, die aufgrund
des Fehlens einer eigenen Industrie im Bereich der
Biotechnologie keinen Handlungsbedarf für Rege-
lungen sahen.Es fand also ein Risikoexport von den
Industrienationen zu den Entwicklungs- und Schwel-
lenländern statt, ohne daß diese hinreichend am Er-
kenntnisgewinn neuer, patentgeschützter Produkte
beteiligt wurden. Die Gefahr der Insertion transge-
ner Elemente in die Umwelt ist insbesondere in Re-
gionen, in denen artverwandte Wildpflanzen vor-
kommen, hoch. Mehrere Kulturpflanzen wie z. B.
Mais, Kartoffeln und Tomaten, aber auch bestimmte
Baumwollarten haben ihren Ursprung in den Län-
dern Süd- und Mittelamerikas.Trotzdem wurden u.a.
insektenresistente und herbizidunempfindliche
Baumwolle in Bolivien und Argentinien durch die
Firma Calgene (1991) oder genmanipulierte Toma-
ten, die ihren Reifeprozeß verzögern (Flavr Savr) in
Chile und Mexico (1990 und 1991) getestet (Shiva et
al.,1996;GRAIN,1994).
Anderseits zählen die Bio- und Gentechnologie
zu den Schlüsseltechnologien der kommenden Jahr-
zehnte. Innerhalb der Industriestaaten entsteht da-
her eine Konkurrenz um den besten Standort für bio-
und gentechnologische Forschung. Die rechtlichen
Rahmenbedingungen stellen dabei einen der maß-
geblichen Wettbewerbsfaktoren dar (Dederer,1998).
Insoweit besteht die Gefahr, wegen des (noch) man-
gelnden Wissens über mögliche Schadensabläufe Ri-
siken zu unterschätzen, um der eigenen Industrie im
Bereich der Biotechnologie keinen Wettbewerbs-
nachteil zu schaffen oder eine drohende Abwande-
rung zu verhindern.Einen Überblick über bestehen-
de internationale Regelungen, die biologische Si-
cherheit berühren,gibt Kasten D 3.2-1.
Ein völkerrechtlich bindendes Protokoll über
Biosafety ist daher aus folgenden Gründen notwen-
dig:
• Ein Protokoll hätte den Vorteil, bisher existieren-
de nationale Gesetzgebungen zu harmonisieren
und so insbesondere bei den Prüfungsverfahren
einen einheitlichen, für die Industrie leicht über-
schaubaren Mindeststandard zu schaffen, der
Standortvorteile auf Kosten der biologischen Viel-
falt und der menschlichen Gesundheit ausschließt.
• Entwicklungsländer könnten gegen das Risiko ge-
schützt werden, ohne hinreichende Sicherungs-
vorkehrungen Test- und Experimentierfeld von
neuen, genmanipulierten Sorten aus den Indu-
strieländern zu sein (Graziano,1996;Hunter et al.,
1998).
• Die Auswirkungen einer Freisetzung lassen sich
oft nicht auf ein Staatsgebiet einschränken,ein in-
ternationales Abkommen mit gemeinsamem
Schutzstandard böte den Nachbarstaaten größere
Sicherheit.
• Des weiteren würde die Kodifizierung durch ein
bindendes völkerrechtliches Dokument eine poli-
tische Signalwirkung in bezug auf die Wichtigkeit
der behandelten Materie haben (vgl. Montreal
Protokoll zum Schutz der Ozonschicht).
D 3.2.2 
Das Biosafety-Protokoll
Seit Juli 1996 finden internationale Verhandlungen
zur Ausarbeitung eines Biosafety-Protokolls statt,
die im Februar 1999 abgeschlossen werden sollten.
Da ein Konsens zu diesem Datum nicht erreichbar
war,wurde die Verabschiedung verschoben.Ein neu-
er Verhandlungstermin steht noch nicht fest; sicher
ist nur, daß er vor Mai 2000 gelegt werden soll. Ziel
des Protokolls ist es,Regelungen zu treffen,die einen
internationalen Mindestsicherheitsstandard für bio-
technologische Aktivitäten garantieren. Das Proto-
koll wäre auf diesem Gebiet das erste (völkerrecht-
lich verbindliche) Abkommen.
D 3.2.2.1
Überblick
Rechtlicher Ausgangspunkt des Protokolls ist das
Übereinkommen über die biologische Vielfalt (Kap.
I 3).Art.19 Abs.3 des Übereinkommens verpflichtet
die Vertragsstaaten, „die Notwendigkeit und die nä-
heren Einzelheiten eines Protokolls über geeignete
Verfahren, [...] die nachteilige Auswirkungen auf die
Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen
Vielfalt haben können“ zu prüfen. Nach Prüfung64 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
durch eine Expertengruppe beschloß die Konferenz
der Vertragsstaaten auf ihrem zweiten Treffen 1995
durch Entscheidung II/5 eine Arbeitsgruppe einzu-
setzen,die einen Protokollentwurf erarbeitete,der in
Cartagena im Februar 1999 angenommen (CBD/
BSWG/6/L.2/Rev.2), aber von der Sondervertrags-
staatenkonferenz noch nicht verabschiedet wurde.
Inhaltlich umstritten war auf der dann unterbroche-
nen Konferenz bis zuletzt, ob und in welchem Um-
fang die folgenden Bereiche oder Prinzipien auch
Teil bzw.Grundlage des Protokolls werden sollen:
– die Einbeziehung der menschlichen Gesundheit
als Schutzgut,
– die Anwendung der Schutzmechanismen des Pro-
tokolls,
– Die Einbeziehung sozioökonomischer Auswir-
kungen in eine Risikoanalyse; die Zugrundele-
gung des Vorsorgeprinzips bei der Risikoabschät-
zung,
– die inhaltliche Ausgestaltung des AIA-Verfah-
rens.
Kasten D 3.2-1
Biologische Sicherheit im existierenden
Völkerrecht
Soft-law-Regelungen
Umfassende völkerrechtliche Regelungen,die sich mit dem
Themenkomplex Biosafetybefassen,gibt es bisher nicht;al-
lerdings existieren bereits von unterschiedlichen internatio-
nalen Organisationen initiierte „guidelines“,die auf freiwil-
liger Basis Teilaspekte aus dem Bereich Biosafety regeln.
• Codex Alimentarius: Die Codex-Alimentarius-Kommis-
sion (CAC) wurde 1962 von FAO und WHO ins Leben
gerufen,um ein Programm zur Festsetzung von Lebens-
mittelstandards zu schaffen. Der Kommission gehören
mittlerweile 162 Staaten an. Ziel des Programms ist die
Gewährleistung des Verbraucherschutzes im Lebens-
mittelbereich und die Schaffung fairer Standards im
Handel mit Lebensmitteln (Art. 1 a CAC). Zur Erfül-
lung dieser Aufgaben soll die CAC die Ausarbeitung von
Standardentwürfen durch geeignete Organisationen
bzw. mit deren Hilfe veranlassen und leiten (Art. 1 c).
Diese ausgearbeiteten Lebensmittelstandards sind in ei-
ner Sammlung,dem Codex Alimentarius,zu veröffentli-
chen und den jeweiligen Entwicklungen anzupassen
(Art.1 d,e).Sie haben für die Mitgliedstaaten keine bin-
dende Wirkung, gelten jedoch als international aner-
kannte Empfehlungen (Beschluß der Vollversammlung
39/248). Unter diesem Gesichtspunkt fallen auch gen-
technisch behandelte Lebensmittel unter das allgemei-
ne Schutzregime des Codex, spezifisch gentechnische
Regelungen enthält er jedoch nicht.Für viele Regierun-
gen ist der Codex Alimentarius vornehmlich als Instru-
ment zum Abbau nicht tarifärer Handelshemmnisse in-
teressant;folgerichtig ist die Reduzierung von Handels-
beschränkungen in den letzten Jahren immer weiter in
den Vordergrund der Kommissionsarbeit gerückt (Mer-
kle,1994).
• UNIDO (United Nations Industrial Development Orga-
nisation) Voluntary Code of Conduct: Das Sekretariat
von UNIDO entwickelte einen Code of Conduct für die
Aussetzung von Organismen in die Umwelt. Der Code
beinhaltet die Empfehlung an den nationalen Gesetzge-
ber,Regelungen zu schaffen,nach denen bei Aussetzung
von GMOs die zuständigen nationalen Behörden mit-
einbezogen werden sollen. Dem kann aber schon durch
bloße Inkenntnissetzung genügt werden, eine Billigung
ist nicht erforderlich (Shiva et al.,1996).
• Code of Conduct für Biotechnologie: Die 1983 während
der FAO-Konferenz gebildete und inzwischen 158 Mit-
glieder starke Kommission für Genetische Ressourcen
bei Pflanzen im Bereich der Lebensmittel erarbeitete ei-
nen Code of Conduct für den Umgang mit Biotechnolo-
gie. Ein vorläufiger Entwurf war in vier Kapitel aufge-
teilt, Kapitel 3 beschäftigte sich unter anderem mit Be-
langen zur Biosafety-Problematik.1993 stellte die Kom-
mission ihre Arbeit an diesem Bereich des Codes jedoch
ein, da Fragen zu Biosafety eher unter die Regie der
CBD fallen würden. Es wurde die Empfehlung ausge-
sprochen, die bisherigen Entwürfe als Anregung für zu-
künftige Regelungen zu sehen (Shiva et al. 1996; FAO
CL 103/Rep).
• UNEP International Technical Guidelines for Safety in
Biotechnology: Im Rahmen der Entscheidung II/5, in
der die 2. Vertragsstaatenkonferenz der CBD 1995 eine
Arbeitsgruppe zur Ausfertigung eines Biosafetyproto-
kolls beauftragte,wurde auf die Dringlichkeit hingewie-
sen, umgehend unverbindliche Richtlinien für einen si-
cheren Umgang mit der Biotechnologie zu schaffen.
Diese Richtlinien sollten bis zum Erlaß des Protokolls
als Orientierungshilfe dienen. Ihr Inhalt setzt sich aus
den Vorgaben bisher bestehender Schutzvorschriften
zusammen und regelt vor allem Bereiche des Risikoma-
nagements,des Informationsaustauschs und des Capaci-
ty Building.
• Kapitel 16 der AGENDA 21 widmet sich dem umweltver-
träglichen Umgang mit Biotechnologie und fordert vor
allem die Entwicklung von Risikoabschätzungs- und 
-managementregeln für jeden Bereich der Biotechnolo-
gie.
Völkerrechtlich bindende Regelungen
• Art. 19 Abs. 4 CBD: Diese Vorschrift des Übereinkom-
mens über die biologische Vielfalt, die den exportieren-
den Vertragsstaaten eine Informationspflicht über mög-
liche nachteilige Auswirkungen beim Umgang mit le-
benden modifizierten Organismen (LMO) vorschreibt,
ist völkerrechtlich verbindlich.
• Die Internationale Konvention zum Pflanzenschutz
(IPPC): Dieses Übereinkommen trat 1952 in Kraft,
zählt gegenwärtig 106 Mitglieder und wurde 1979, 1983
und 1997 überarbeitet.Ziel des Übereinkommens ist die
Verhinderung und Eindämmung von epidemischen
Pflanzenkrankheiten.In diesem Zusammenhang dürfen
die Mitgliedsstaaten gem. Art. 4 Einfuhrbeschränkun-
gen und -verbote über bestimmte Pflanzensorten ver-
hängen.Im Rahmen dieses Schutzbereiches ist die Kon-
vention auch auf gentechnisch veränderte Pflanzen,also
auch auf Saatgut, anwendbar. Da der Zweck der IPPC
jedoch ist,die Ausbreitung von Pflanzenseuchen zu ver-
hindern, können die oben erwähnten Maßnahmen nur
ergriffen werden, wenn eben diese Gefahr von einer
gentechnisch veränderten Pflanze droht (Shiva et al.,
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Auch über Art und Umfang eines Haftungsregimes
im Rahmen des Protokolls konnte kein Konsens ge-
funden werden. Die Erfahrung aus anderen völker-
rechtlichen Abkommen hat gezeigt, daß die Rege-
lung von Haftungsfragen schwierig, verhandlungs-
und zeitintensiv ist. So ist es im Rahmen des Basler
Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und
ihrer Entsorgung von 1989 bis heute nicht gelungen,
ein von allen Vertragsstaaten getragenes Haftungsre-
gime auszuarbeiten. Zur Förderung eines baldigen
Abschlusses der Protokollverhandlungen wurde auf
dem letzten, 6. Treffen der BSWG daher insoweit
Konsens erzielt, daß mit der Ausarbeitung von Haf-
tungsregelungen erst beim 1. Treffen der Protokoll-
parteien begonnen werden soll und diese dann inner-
halb von 4 Jahren abzuschließen ist. Hochumstritte-
ne Einzelfragen wurden so aus den Protokollver-
handlungen ausgegliedert und verschoben. Der
Beirat weist in diesem Zusammenhang darauf hin,
daß ein ausdifferenziertes Haftungssystem – insbe-
sondere im Hinblick auf die ihm innewohnende Prä-
ventivfunktion – wesentlicher Bestandteil eines
wirksamen Biosafety-Regimes sein sollte. Die im
Sinn einer zügigen Konsensfindung zweckmäßige
Ausgliederung darf nicht dazu verleiten, diesen Re-
gelungsbereich zu vernachlässigen.
Zwar konnte auch auf dem 6.Treffen der BSWG
und der sich unmittelbar anschließenden 1. außeror-
dentlichen Vertragsstaatenkonferenz der CBD in
vielen Bereichen keine Annäherung erreicht wer-
den. Im Gegensatz zu den vorhergehenden Sitzun-
gen wandelte sich jedoch die Zusammensetzung der
Interessengruppen.Standen sich bisher einmal mehr
die Gruppe der Industriestaaten und die Entwick-
lungsländer (G77-Staaten und China) gegenüber, so
scheiterte die Einigung auf ein von der EU vorge-
schlagenes und mit vielen Kompromißformulierun-
gen durchzogenes Protokoll letztlich an einigen gro-
ßen Agrarexporteuren (Argentinien, Australien,
Chile, Kanada, Uruguay und – obwohl nicht abstim-
mungsberechtigt – den USA). Dabei kam der Vor-
schlag den besonderen Interessen dieser Länder ent-
gegen. So sollten LMOs, die unmittelbar zum Ver-
zehr oder als Futter bestimmt sind, von dem AIA-
Verfahren ausgenommen werden (Bai et al., 1999).
Weiterhin wurde auf jene Vorschrift verzichtet,die es
Importstaaten auch bei fehlender wissenschaftlicher
Gewißheit ermöglichte, die Einfuhr zu verweigern
(Art.8 Abs.7 des Protokollentwurfs).
Bemerkenswert bleibt, daß sich Entwicklungs-
und Schwellenländer bei den Ausarbeitungen des
Protokolls mehrheitlich (Ausnahme: Argentinien,
Chile, Uruguay) für ein ausgeprägtes Biosafety-Re-
gime einsetzten.
D 3.2.2.2 
Die weiterhin stark umstrittenen Regelungen im
einzelnen
Die Einbeziehung der menschlichen
Gesundheit als Schutzgut des Protokolls
In enger Anlehnung an Art. 19 Abs. 3 und den aus-
drücklichen Schutzzweck der CBD wird vertreten,
daß durch das Protokoll nur nachteilige Auswirkun-
gen auf die biologische Vielfalt, nicht aber auch auf
die menschliche Gesundheit verhindert werden sol-
len. Auch die unmittelbare Rechtsgrundlage für die
Ausarbeitung des Protokolls, der operative Teil der
Entscheidung II/5 der 2. Vertragsstaatenkonferenz
der CBD, bezieht sich nur auf die biologische Viel-
falt. Jedoch zeigen die in II/5 geäußerten Erwägun-
gen ausdrücklich,daß auch die menschliche Gesund-
heit eine durch das Protokoll zu bewältigende Be-
sorgnis der Mehrheit der Vertragsstaaten war. Zu-
dem sollte Art. 19 Abs. 3 mit Art. 8(g) CBD im
Zusammenhang gelesen werden.Letztgenannte Vor-
schrift fordert bei der Nutzung oder Freisetzung der
durch Biotechnologie hervorgebrachten LMOs von
den Mitgliedstaaten eine innerstaatlich ausgestaltete
Risikokontrolle,die auch die Risiken für die mensch-
liche Gesundheit berücksichtigt.
Aus europäischer Sicht ist darauf hinzuweisen,
daß Art. 4 der Richtlinie über die absichtliche Frei-
setzung genetisch veränderter Organismen in die
Umwelt (90/220/EWG) die Mitgliedstaaten dazu
verpflichtet, Sorge zu tragen, „daß alle geeigneten
Maßnahmen getroffen werden, damit die absichtli-
che Freisetzung oder das Inverkehrbringen von
GVO [Genetisch veränderte Organismen] keine Ge-
fährdung der menschlichen Gesundheit und der Um-
welt zur Folge hat“.Weiterhin ist es auch auf Grund-
lage bisherigen Völkerrechts unter gewissen Voraus-
setzungen denkbar, die Einfuhr gentechnisch verän-
derter Produkte mit möglichen gefährdenden
Auswirkungen für die menschliche Gesundheit
durch nationale Gesetzgebung zu untersagen, ohne
dabei gegen das GATT zu verstoßen.Denn nach des-
sen Art. XX(b) bleibt es den Mitgliedstaaten grund-
sätzlich unbenommen, zum Schutz des Lebens und
der Gesundheit von Menschen,Tieren und Pflanzen
innerhalb des eigenen Territoriums Regelungen zu
erlassen, die sich auch handelsbeschränkend auswir-
ken können.In dem Bewußtsein,daß so weit gefaßte
Begriffe zu verschleierten Beschränkungen des in-
ternationalen Handels einladen, wurde 1994 das
Übereinkommen über die Anwendung sanitärer und
phytosanitärer Maßnahmen (SPS) beschlossen.Nach
Art.2 Abs.2 SPS dürfen die ergriffenen Maßnahmen
nur in einem für den Schutz notwendigen Ausmaß
angewandt werden und müssen „auf wissenschaftli-
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ausreichende wissenschaftliche Beweise aufrecht er-
halten werden“. Gemäß Art. 5 Abs. 7 kann ein Mit-
glied aber in Fällen, in denen der diesbezügliche wis-
senschaftliche Beweis unzureichend ist, [...] vorüber-
gehend sanitäre oder phytosanitäre Maßnahmen tref-
fen [...]. Ein unter diese Ausnahmeregelung zur
Handelsfreiheit fallendes Beispiel könnte die – aller-
dings nicht unmittelbar vor der Marktzulassung ste-
hende – „Genkartoffel“ sein. In einem Aufsehen
erregenden Versuch wurde Kartoffeln ein Gen ein-
gesetzt, das normalerweise Schneeglöckchen vor In-
sektenfraß schützt und sich in toxikologischen Un-
tersuchungen als relativ ungiftig erwies. Zeitintensi-
ve Experimente,die in den bisherigen Versuchen für
eine Marktzulassung nicht erforderlich sind, zeigten
jedoch, daß die verfütterte, gentechnisch veränderte
Kartoffel signifikante Wirkungen auf die Organent-
wicklung, den Stoffwechsel und das Immunsystem
von Versuchstieren hat (Puztai, 1998; Sentker, 1999;
Coghlan et al.,1999).Zwar kann ein einzelnes Expe-
riment wohl noch nicht als ausreichender wissen-
schaftlicher Beweis im Sinn von Art.2 Abs.2 SPS ge-
würdigt werden, doch erlaubt Art. 5 Abs. 7 SPS in
Fällen eines erkannten, wissenschaftlich aber noch
nicht sicher zu belegenden Risikopotentials nationa-
le Vorsichtsmaßnahmen.
Anwendungsbereich der
Schutzmechanismen des Protokolls
Zum einen gehen die Ansichten auseinander, inwie-
weit neben „lebenden“ modifizierten Organismen
auch Endprodukte (insbesondere Lebensmittel), in
denen LMOs verarbeitet wurden, in das Protokoll
einbezogen werden sollen. Staaten, die dem Proto-
koll nur eine geringe Tragweite zukommen lassen
wollen,stützen ihre Argumentation auf den Wortlaut
von Art. 8(g) und 19 Abs. 3 CBD. Diese Vorschriften
beziehen sich nur auf LMOs,also auf lebende modifi-
zierte Organismen. Die Gegenseite fordert einen ef-
fektiven, den umfassenden Zielen des Rio-Gipfels
Rechnung tragenden Ansatz. Gestützt wird dieser
auf eine Reihe wissenschaftlicher Studien, nach de-
nen eine schädigende Wirkung für die Artenvielfalt
und die menschliche Gesundheit auch in solchen Fäl-
len nicht ausschlossen ist (Henningsen,1998b).
Weiterhin sei erwähnt, daß sowohl die EU-Richt-
linie 90/220 als auch die deutsche Gesetzgebung ge-
netisch veränderte Organismen und deren Produkte
gleich behandeln (Art. 1 Abs. 1, 2. Spiegelstrich; §2 I
Abs.1 Nr.4 GenTG).
Uneinigkeit besteht auch in der Frage, inwieweit
noch  lebende landwirtschaftliche Massengüter, die
zum Verkehr,als Futter oder zur Weiterverarbeitung
dienen, unter den Anwendungsbereich des Proto-
kolls fallen sollen. Der Ausschluß dieser Güter wur-
de vehement von den Agrarexporteuren gefordert.
Im gegenwärtigen Protokollentwurf sind die land-
wirtschaftlichen Massengüter (agricultural commo-
dities) lediglich vom AIA-Verfahren ausgenommen.
Ausgeschlossen werden sollen also danach nicht nur
die weiterverarbeiteten Lebensmittelprodukte (z. B.
Cornflakes, Sojaöl), sondern auch die (noch leben-
den) Erzeugnisse selbst (Mais, Sojasprossen). Die
Gefahr für die Biodiversität wird zum Teil als gering
angesehen, da die Lebensmittel in der Regel nicht
gezielt in die Umwelt gelangen würden. Die erhebli-
che Gefahr einer unbeabsichtigten Freisetzung
spricht jedoch ausschlaggebend für ihre Einbezie-
hung.
Eine weitere Frage ist,ob die agricultural commo-
dities nicht eine Gefahr für die menschliche Gesund-
heit darstellen. Insoweit muß die Diskussion im Zu-
sammenhang mit der Streitfrage gesehen werden,ob
die menschliche Gesundheit auch Schutzziel des Pro-
tokolls sein soll.Wird dies – wie in dem Protokollent-
wurf – bejaht, wäre es unstimmig, gentechnisch ver-
änderte Lebensmittel als eine der potentiellen Ge-
fahrenquellen für die menschliche Gesundheit aus-
zuschließen.
Einbeziehung sozioökonomischer Kriterien
in die Risikoanalyse und -bewertung
Kontrovers wird auch diskutiert, ob sozioökonomi-
sche Folgen, die durch die Verwendung von LMOs
auftreten können,Teil einer Risikoabschätzung sein
sollen. Eine Seite verlangt, daß Importländer von
LMOs mögliche Folgen wie „genetische Erosion so-
wie damit verbundenen Einkommensverlust und
Verdrängung traditioneller Farmer und Farmpro-
dukte“ mit berücksichtigen sollen (CBD/BSWG/5/
Inf.1). Die Gegenseite hält eine solche Regelung in
einem Biosafety-Protokoll für deplaziert und sieht in
solchen Aspekten ein Einfallstor zur Rechtfertigung
willkürlicher Handelsbarrieren (Miller und Huttner,
1998).
Dort,wo ausschließlich sozioökonomische Aspek-
te einem Import entgegengehalten werden, erhebt
sich die Frage, ob und inwieweit ein Recht auf nach-
haltige Entwicklung durch Gentechnologie gefähr-
dete traditionelle Agrarstrukturen schützen könnte.
Weiterhin fragt sich, ob der Handel aus solchen
Gründen einschränkbar sein sollte.
Das Vorsorgeprinzip
Uneinigkeit herrscht darüber, ob bei der Nutzung
oder Freisetzung von LMOs für die Beurteilung der
Sicherheit auf das Vorsorgeprinzip zurückgegriffen
werden soll.Die Grundaussage des Vorsorgeprinzips
ist,daß beim Erkennen einer möglichen Gefahr „das
Fehlen einer völligen wissenschaftlichen Gewißheit
nicht als Grund für das Aufschieben von Maßnahmen
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te“ (Präambel der CBD;Birnie und Boyle,1992).Das
Vorsorgeprinzip ist Völkergewohnheitsrecht in statu
nascendi, obgleich seine konkreten Anforderungen
oft nicht präzise erfaßbar sind. Jedenfalls steigen die
Sicherheitsanforderungen mit dem Ausmaß und der
Irreversibilität des potentiellen Schadens. Weiterhin
kann wohl angenommen werden, daß ein völker-
rechtliches Vorsorgeprinzip im allgemeinen geringe-
re Sicherheitsanforderungen stellt als das gegenwär-
tig im deutschen Gefahrenabwehr- und Anlagenge-
nehmigungsrecht ausgeprägte Vorsorgeprinzip.
Die Notwendigkeit einer Aufnahme des Vorsorge-
prinzips in das Biosafety-Protokoll wurde vornehm-
lich von Agrarmassengüter exportierenden Staaten
verneint,die bei den Verhandlungen generell von der
Unbedenklichkeit genmanipulierter Organismen
ausgehen. Im Ergebnis soll dieser Streit die Frage
entscheiden, ob das Import- oder Exportland von
LMOs die Beweislast (und die damit verbundenen
Forschungskosten) über deren Gefährlichkeit zu tra-
gen hat. Bei Zugrundelegung des Vorsorgeprinzips
wäre es demnach die Pflicht der exportierenden
Staaten nachzuweisen,daß von den LMOs keine Ge-
fahr für die biologische Vielfalt und menschliche Ge-
sundheit zu erwarten ist. Geht das Protokoll hinge-
gen von einer generellen Ungefährlichkeit der
LMOs aus, müssen die Importstaaten darlegen, daß
im konkreten Fall eine Gefährdung droht;ansonsten
könnte deren Weigerung ein ungerechtfertigtes Han-
delshemmnis darstellen.
Der Rahmen, in den das Biosafety-Protokoll ein-
gebettet ist, drängt auf eine Berücksichtigung des
Vorsorgeprinzips: Die Präambel der CBD und der
15. Grundsatz der Rio-Deklaration von 1992 erwäh-
nen es ausdrücklich.Auch läßt die Praxis einiger EU-
Staaten deren erhebliche Bedenken gegen die Unge-
fährlichkeit von LMOs vermuten. Obgleich die Zu-
stimmung von der zuständigen Behörde – bei Be-
rücksichtigung des Vorsorgeprinzips – erteilt wurde,
verboten die Regierungen Österreichs und Luxem-
burgs den Einsatz des Novartis-Bt-Mais,der über die
französische Zweigstelle des Schweizer Unterneh-
mens auf den EU-Markt eingeführt werden sollte.
Denn nach Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 90/220
kann ein Mitgliedstaat den Einsatz und/oder Verkauf
eines Produkts verhindern,soweit für ihn die berech-
tigte Annahme vorliegt, daß es „eine Gefahr für die
menschliche Gesundheit darstellt“. Auch Griechen-
land berief sich auf diese Vorschrift, um den Einsatz
von genmanipuliertem Raps zu verhindern. In
Frankreich und Großbritannien ist der Anbau des
„Genmais“ zumindest vorübergehend nicht zulässig
(in Frankreich durch verwaltungsgerichtliches Ur-
teil, in Großbritannien durch ein von der Regierung
angeordnetes 3jähriges Moratorium (Whyndham
und Evansa, 1988)). Das Umweltkomitee des Euro-
päischen Parlaments drängte die Kommission, ein
Moratorium über weitere Zustimmungen zum An-
bau von GVOs anzuordnen. Das zuständige Wissen-
schaftskomitee der EU, das Empfehlungen für die
Genehmigung neuer Sorten ausspricht,äußerte erst-
mals ernsthafte Bedenken über die Sicherheit einer
genmanipulierten Kartoffelsorte der niederländi-
schen Firma Avebe und verweigerte seine Zustim-
mung (Notification C/NL/ 96/10). Schließlich hat die
Kommission im Februar 1998 bei ihrem Vorschlag
für eine Änderung der Richtlinie 90/220 ein intensi-
veres Risikobewertungssystem und eine erhöhte
Kontrolle des Produktionszyklus vorgesehen
(98/0072 (COD)).
Dennoch fand das Vorsorgeprinzip nur Eingang in
die Präambel,nicht in den operativen Teil des Biosa-
fety-Protokollentwurfs in der Fassung des zuletzt von
der EU vorgeschlagenen Kompromisses.Die Kontu-
renlosigkeit des Vorsorgeprinzips mag unbegründete
Ängste schüren.Doch ist auch in diesem Zusammen-
hang auf das SPS-Übereinkommen zu verweisen,das
dem Vorsorgegedanken (ohne das Vorsorgeprinzip
ausdrücklich zu erwähnen) mit seiner Ausnahmevor-
schrift in Art. 5 Abs. 7 Rechnung trägt, der auch im
Bereich der „Grünen Gentechnik“ anwendbar ist:So
besitzt z. B. gentechnisch manipulierter Bt-Mais die
Fähigkeit, selbst ein aus Bakterien (Bacillus thurin-
giensis) stammendes Gift zu produzieren und sich so
vor dem Befall von Schädlingen, vor allem Larven
des Maiszünslers, zu schützen. Erste unabhängige
Versuche nähren den Verdacht, daß als Nebenfolge
auch unverhältnismäßig viele Nützlinge sterben, ins-
besondere die natürlichen Feinde des Schädlings,die
die mit Toxinen angereicherten Larven fressen. Ein
natürlicher Stoffkreislauf droht so aus dem Gleich-
gewicht zu geraten (Concar,1999).Bedenklich ist vor
allem, daß in der erwähnten Versuchsreihe mehr
Nützlinge durch den Verzehr vergifteter Maiszünsler
starben als in den Fällen, in denen ihnen die gleiche
Ausgangsmenge des Bt-Gifts direkt zugeführt wur-
de.
Der Beirat empfiehlt daher, bei künftigen Ver-
handlungen am Vorsorgeprinzip als Grundlage des
Biosafety-Protokolls festzuhalten. Dies gebietet
nicht nur der Kontext des Protokolls, sondern auch
die Tatsache, daß die Freisetzung von LMOs eine so
gut wie irreversible Handlung ist,eine „Rückholung“
der freigesetzten Organismen und das Verhindern
der Verbreitung ihrer Gene in Wildpopulationen
kaum garantiert werden kann.Gleichzeitig sollte der
Begriff des völkerrechtlichen Vorsorgeprinzips be-
reichsspezifisch präzisiert werden,um weder als hoh-
les Schlagwort noch als unlauteres Handelshemmnis
benutzt werden zu können.
Der Beirat weist darauf hin,daß ein zuverlässiger,
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der Einschätzung potentieller Risiken der Gentech-
nologie der Versicherungssektor ist. In ihrer Veröf-
fentlichung „Gentechnik und Haftpflichtversiche-
rung“ räumt die Schweizer Rück ein,daß das Risiko-
profil der Gentechnik sowohl im Hinblick auf die un-
sichere Rechtslage als auch auf das Ausmaß
möglicher (Langzeit-)Schäden „äußerst facetten-
reich und kaum antizipierbar“ sei (Epprecht, 1998).
Anhand dieser Stellungnahme wird deutlich,daß die
Umsetzung eines Vorsorgegedankens nicht zwangs-
läufig durch ordnungsrechtliche Instrumente erfol-
gen muß, sondern auch durch ein Haftungsregime
mit seinen präventiven Elementen erreicht werden
kann (WBGU, 1999a). Läßt sich das Risiko wegen
mangelnder Vorhersehbarkeit von Schadensausmaß
und -eintritt auch durch noch so hohe Prämien nicht
versichern, kann hiervon eine verbotsgleiche Wir-
kung ausgehen.Ist die riskante Tätigkeit dennoch er-
wünscht, kann das Haftungsrecht durch die Einfüh-
rung von Haftungsgrenzen seine Steuerwirkung ent-
falten.
Inhaltliche Ausgestaltung des AIA-
Verfahrens (advance informed agreement)
In den vorgesehenen Regelungen des Protokolls
nimmt das Instrument der „vorherigen Zustimmung
in Kenntnis der Sachlage“ einen breiten Raum ein.
Der Staat,in den die LMOs verbracht werden sollen,
muß von dem Exportland Informationen erhalten,
die es ihm ermöglichen,seine Zustimmungsentschei-
dung in voller Kenntnis der Sachlage zu treffen.Über
den genaueren Anwendungsbereich dieses Verfah-
rens herrscht im Hinblick auf die Handelsfreiheit
noch Streit. Im einzelnen umstritten ist unter ande-
rem,ob das AIA-Verfahren uneingeschränkt für alle
LMOs gelten soll, ein Import ohne ausdrückliche
vorherige Zustimmung grundsätzlich auszuschließen
ist (keine Zustimmungsfiktion) und inwieweit die In-
formation der Nachbarstaaten erforderlich ist. Wei-
terhin ungeklärt ist, ob eine vorherige Risikoanalyse
im Exportland auf dessen Kosten vorgenommen
werden muß (Gündling,1998) oder welcher Zeitrah-
men dem Importland für die Risikoanalyse zugestan-
den werden soll.In dem gegenwärtigen Protokollent-
wurf sind die landwirtschaftlichen Massengüter von
der Verpflichtung, ein AIA-Verfahren zu durchlau-
fen, ausgenommen. Der Beirat weist darauf hin, daß
bereits Art.8(g) der CBD die Mitgliedstaaten zu Ri-
sikokontrollen bei LMOs auf nationaler Ebene auf-
fordert. Die aus Art. 8(g) hervorgehende Verpflich-
tung der Nationalstaaten legt somit die Anwendbar-
keit des AIA-Verfahrens für landwirtschaftliche
Massengüter durchaus nahe. Im Ergebnis wurde
durch den Ausschluß landwirtschaftlicher Massengü-
ter aus dem AIA-Verfahren innerhalb des angestreb-
ten Biosafety-Protokolls nur die Schaffung eines ge-
meinsamen Mindeststandards auf internationaler
Ebene unterlassen.
An dieser Diskussion hat sich ein weiterer Streit-
punkt entzündet. Die Kennzeichnung der landwirt-
schaftlichen Massengüter in den Transportbegleitpa-
pieren soll nach Ansicht der Exportstaaten von
Agrarmassengütern entfallen, da sie als Importgut
nicht AIA-pflichtig seien und insoweit eine Kenn-
zeichnung irreführend sei. Dem ist jedoch entgegen-
zuhalten, daß eine Kennzeichnung nicht nur für ein
AIA-Verfahren sinnvoll ist,sondern auch für ein Ri-
sikomanagement außerhalb des AIA-Verfahrens.
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Bleiben Chancen für ein Protokoll?
Offiziell sind die Verhandlungen zur Verabschiedung
eines Biosafety-Protokolls durch Beschluß der 1.au-
ßerordentlichen Vertragsstaatenkonferenz der CBD
verschoben worden. Die Verhandlungen befinden
sich jedoch in einer Sackgasse.Der Graben fehlender
Übereinstimmungen verläuft seit den letzten Ver-
handlungen im Februar 1999 gegenwärtig weniger
zwischen Entwicklungsländern und Industriestaaten
als zwischen einigen Exporteuren von Agrarmassen-
gütern und den übrigen Staaten.Erstgenannte sehen
in einem möglichen Protokoll ein Handelsabkom-
men,das sich als Umweltabkommen maskiert.
Die Wiederaufnahme der Verhandlungen könnte
dennoch erfolgversprechend verlaufen, wenn den
Protokollgegnern zu vermitteln wäre, daß die be-
fürchteten Einbußen durch das Protokoll geringer
sind als von ihnen angenommen.Die obigen Ausfüh-
rungen haben gezeigt, daß es auch auf der Grundla-
ge bisherigen Völkerrechts unter gewissen Voraus-
setzungen bereits denkbar wäre, die Einfuhr gen-
technisch veränderter Produkte durch nationale Ge-
setzgebung zu untersagen, ohne dabei gegen das
GATT zu verstoßen. Mit dieser Aussage soll jedoch
nicht auf die fehlende Notwendigkeit eines Proto-
kolls hingewiesen werden, sondern dessen eigentli-
cher Standort hervorgehoben werden: Eine opti-
mierte, den Besonderheiten von LMOs Rechnung
tragende Regelung zu schaffen und die in Art. 8(g)
CBD bereits geforderte Implementierung eines Risi-
komanagements auf internationaler Ebene zu eta-
blieren.
D 3.2.2.4 
Empfehlungen
Der Beirat unterstützt den von Deutschland einge-
nommenen Standpunkt zu einem Biosafety-Proto-
koll, der die Einbeziehung der menschlichen Ge-69 Bioprospektierung D 3.3
sundheit und des Vorsorgeprinzips mit umfaßt. Die
Notwendigkeit eines Protokolls bleibt bestehen und
erfordert weiterhin ein starkes Engagement der be-
fürwortenden Staaten. Die Gründe des Scheiterns
liegen in den Exportinteressen einiger Staaten an
Agrarmassengütern. Der Beirat hat ausgeführt, daß
es bereits heute Mechanismen gibt, um sich im Ein-
klang mit bestehenden internationalen Handelsab-
kommen vor schädlichen Auswirkungen der Gen-
technologie im Agrar- und Lebensmittelbereich zu
schützen und rät,dies bei den anstehenden Verhand-
lungen bisherigen Protokollgegnern deutlich zu ma-
chen und die positiven Wirkungsweisen einer inter-
national abgestimmten Regelung hervorzuheben.
Weiterhin ist trotz Ausgliederung der Haftungsfrage
aus dem Protokollentwurf die Steuerungsfunktion
eines weiterhin anzustrebenden Haftungsregimes zu
berücksichtigen.
Unzureichende wissenschaftliche Erkenntnis
über Gefahrenpotentiale im Bereich der „Grünen
Gentechnik“ ist ein Grund fehlender Konsensfin-
dung im Vergleich zu anderen Schutzregimen (Base-
ler Konvention von 1989, PIC-Konvention von 1998,
Verhandlungen über eine POPs-Konvention (Persi-
stente organische Schadstoffe)). In diesem Bereich
besteht daher intensiver Forschungsbedarf. Da es
sich bei der „Grünen Gentechnik“ um eine Technik
mit großen wirtschaftlichen Erwartungen handelt,
muß in besonderer Weise eine interessenunabhängi-
ge Forschung gewährleistet sein.
D 3.3 
Bioprospektierung
D 3.3.1
Einleitung
Zahlreiche staatliche Institutionen und private Un-
ternehmen sammeln, erfassen und analysieren gene-
tische Ressourcen.Die Erkundung biologischen Ma-
terials zum Zweck der Aufbereitung für eine poten-
tielle industrielle Nutzung wird als „Prospektierung
biologischer Vielfalt“ bezeichnet (WBGU, 1996a; im
folgenden „Bioprospektierung“). Aufgrund des hö-
heren Erfolgsgrads wird dies vornehmlich in Län-
dern mit hoher biologischer Vielfalt betrieben (Ba-
lick et al.,1996).
In diesem Kapitel können nur wenige Beispiele
der Naturstoffnutzung aus dem umfangreichen An-
wendungsgebiet der Bioprospektierung herausge-
griffen werden,und das angrenzende Gebiet der Bio-
nik mit der Entwicklung technischer Neuerungen
nach dem Vorbild der Natur kann schließlich nur ge-
streift werden. Diese Beispiele sollen sowohl Chan-
cen einer zukunftsträchtigen nachhaltigen Nutzung
biologischer Vielfalt als auch mögliche Risiken ihrer
Beeinträchtigung (z.B.durch Übernutzung) verdeut-
lichen.
Neben der konventionellen Synthesechemie hat
es gerade in Deutschland immer auch eine hochent-
wickelte Naturstoffchemie gegeben. Mit der Ent-
wicklung fermentationsbasierter Naturstoffprodukte
in den 40er Jahren und den zunehmend verbesserten
Techniken der organischen Synthesechemie hatte
das Interesse an der Entdeckung neuer Naturpro-
dukte als Prototypen für pharmazeutische und agro-
chemische Produkte in den 60er und 70er Jahren al-
lerdings vorübergehend nachgelassen.Durch moder-
ne chemische, molekularbiologische und physikali-
sche Verfahren hat die Naturstoffchemie in jüngerer
Zeit jedoch eine Renaissance erfahren, die letztend-
lich auch zum derzeitigen Interesse an der Biopro-
spektierung geführt hat. Erfolgreiche Medizinpro-
dukte auf der Basis neuer Wirkstoffe sind ein ein-
drucksvolles Beispiel dieser Entwicklung. Insbeson-
dere ist das wichtige Potential höherer Pflanzen,aber
zunehmend auch von Mikroorganismen erkannt
worden,Prototypen für neue Pharmaka,Agrochemi-
kalien und andere Verbrauchsgüter zu liefern (Fein-
silver, 1996). Zu den Faktoren, die zu dieser Renais-
sance der Naturstofforschung und -produktent-
wicklung beigetragen haben, gehören insbesondere
molekularbiologisch verbesserte Testsysteme zur Er-
fassung biologischer Funktionen (Bioassays). Wei-
terhin haben die Fortschritte bei den chemischen Se-
parationsmethoden zur Herstellung von Reinsub-
stanzen und bei der Strukturaufklärung von Molekü-
len sowie die weltweite Zunahme des Wettbewerbs
die Entwicklung der Naturstoffchemie gefördert.
Nicht zu unterschätzen ist auch die veränderte Wahr-
nehmung und Bewertung von Natur und biologi-
scher Vielfalt für das Wohlergehen des Menschen.
Konsequenterweise wächst das Interesse an natur-
medizinischen Praktiken aus allen Regionen der
Erde.
Die Suche nach neuen, natürlichen Wirkstoffen
beinhaltet verschiedene Vorgehensweisen.Bei Pflan-
zen bietet es sich an,in den Regionen mit hoher bio-
logischer Vielfalt mit Hilfe des Wissens indigener
Völker ethnobotanische Untersuchungen durchzu-
führen,um die Trefferquote für die Entdeckung einer
neuen Leitsubstanz zu steigern (Teuscher, 1997). Ei-
nige große Pharmaunternehmen wie Pfizer, die In-
ternational Plant Medicine Corporation (Kalifor-
nien) sowie Merck & Co.,Sharp und Dome,Shaman
Pharmaceuticals (USA) u. a. verfolgen diesen Weg
und suchen in „Megadiversityländern“ wie Ecuador,
Costa Rica, Mexico, Kolumbien, Peru und Brasilien
neue Wirkstoffe. Ein frühes Beispiel für diese Art
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Syntex,die 1944 in Mexico gegründet wurde.Sie deu-
tet bereits die politische Dimension der internationa-
len Bioprospektierung an (Kasten D 3.3-1).
D 3.3.2
Ökologische Grundlagen der Bioprospektierung
Unter biologischer Vielfalt wird gemeinhin die Viel-
falt der Gene, Arten und Ökosysteme verstanden
(Kasten B-1). Sie stellt sich aber auch als biochemi-
sche Vielfalt dar (Harborne,1995).Diese Erkenntnis
hat zweifellos das Bewußtsein von Ökologen dafür
geschärft, daß hochwirksamen chemischen Substan-
zen,z.B.in Form der Signalstoffe,bei den komplexen
Wechselbeziehungen zwischen Tieren und Pflanzen
eine bedeutende Rolle zukommt. So existiert eine
riesige Zahl sog.Sekundärstoffwechselprodukte (Se-
kundärmetabolite), die von lebenden Organismen
als Antwort auf sich verändernde Umweltbedingun-
gen und zur Abwehr gegen Feinde entwickelt wur-
den.Sie können eingeteilt werden in:
• Chemische Substanzen,die Schutz gegen extreme
Kälte und Wärme sowie Überflutung oder Trok-
kenheit vermitteln,
• Biochemische Anpassung an Bodeneigenschaften
(Schwermetalle,Salzgehalt),
• Anpassung an Schadstoffbelastungen:z.B.Entgif-
tung von Schwefeldioxid, Phenolen oder Fungizi-
den und Herbiziden,
• Abwehrmechanismen gegen Fraß durch Substan-
zen,die toxisch auf die Räuber wirken,
• Signal- und Botenstoffe, die Informationen zwi-
schen Organismen vermitteln (z. B. Pheromone,
Kairomone).
Diese durch die Evolution für ihre spezifischen bio-
chemischen Funktionen optimierten Sekundärmeta-
bolite können für den Menschen von großem Nutzen
sein. Die Erforschung funktioneller Beziehungen
von Organismen dürfte daher eine größere Chance
für die Entdeckung neuer pharmazeutisch erfolgrei-
cher Naturprodukte bieten als ein zufälliges Wirk-
stoffscreening. Die Entwicklung dieses neuen Ge-
biets ist der Anwendung neuer molekularer Untersu-
chungstechniken zu verdanken, die in biologischen
Systemen immer erfolgreicher organische Moleküle
in kleinsten Mengen identifizieren können. Beson-
ders in der Medizin spielen eine Reihe hochwirksa-
mer Gifte eine große Rolle, die meist Produkte der
biochemischen Evolution von Abwehrmechanismen
sind. Auch die Evolution biochemischer Produkte
durch die fressenden oder auf andere Art in Wechsel-
wirkung tretenden Organismen ist für die Biopro-
spektierung interessant. Allein die Anzahl der
Kasten D 3.3-1
Die Firma Syntex - ein historisches Beispiel für
Bioprospektierung mit globaler Auswirkung
Bioprospektierung hat nicht erst mit der Wahrnehmung ei-
nes globalen Verlusts biologischer Vielfalt begonnen. Älte-
re Beispiele erlauben bereits eine retrospektive Analyse,
die die Rolle der multinationalen pharmazeutischen Indu-
strie, der nationalen Entscheidungsstrategien und der
Rechte an geistigem Eigentum umfaßt (Gereffi,1983).
Steroidhormone konnten bis 1940 für den medizinischen
Bedarf in Form von Hormonersatztherapien ausschließlich
aus tierischen Quellen gewonnen werden. Bei der Suche
nach Alternativen entdeckte der amerikanische Chemiker
Russell Marker die Yamswurzel (Dioscorea mexicana) als
Quelle für Steroide.Da es ihm nicht gelang,die amerikani-
sche Industrie zu interessieren,siedelte er nach Mexiko um
und begann dort aus D. mexicana das Diosgenin, ein Inter-
mediärprodukt im Synthesestoffwechsel vieler Steroide, zu
produzieren. Diosgenin ließ sich leicht in Progesteron, ein
weibliches Sexualhormon,umwandeln.Marker entwickelte
geschäftliche Beziehungen mit Einheimischen und gründe-
te 1944 die Firma Syntex.
Ein Großteil der Originalforschung der Steroidchemie
betrieb die Firma Syntex selbst, mit der Konsequenz, daß
sie ein Jahrzehnt lang der führende Produzent von Steroi-
den war. Mit der Synthese von Norethindron, einem modi-
fizierten Progesteron,legte Synthex den Grundstein für das
erste orale Contrazeptivum (Djerassi, 1990). Die Firma 
Searle in Chicago brachte 1960 mit Enovid® die erste Anti-
babypille auf den Markt. Searle, Upjohn, Merck & Co. und
Schering leisteten weitere Pionierarbeit, und es wurden in
den folgenden Jahren eine Reihe hochwirksamer Steroide
für unterschiedliche Erkrankungen entwickelt. Merck &
Co.halten heute den Großteil der bestehenden 30 Patente.
Das Syntex-Beispiel verdeutlicht bereits die folgenden
Merkmale moderner Bioprospektierung und erfolgreicher
Zusammenarbeit.
• Der Erfolg von Syntex gründete sich wahrscheinlich ur-
sprünglich auf ein ethnobotanisches Prinzip.Die Einhei-
mischen in Mexiko benutzten eine andere Dioscorea-
Art zur Vergiftung von Fischen, was durch den Gehalt
an Diosgenin erreicht wurde.
• Es handelte sich um ein multinationales Unternehmen,
das sich Kenntnisse der indigenen Bevölkerung nutzbar
machte und den aus der Naturstoffentwicklung resultie-
renden Kapitalfluß zurück in das Herkunftsland der na-
türlichen Ressource lenkte.
• Syntex konnte der sich schnell entwickelnden Konkur-
renz über einen längeren Zeitraum aufgrund seines Zu-
gangs zu der ersten pflanzlichen Steroidquelle standhal-
ten.
• Ein wesentliches Erfolgskriterium war die unmittelbare
und frühe Beteiligung der mexikanischen Regierung,
die in kritischen Phasen die Entwicklung der Firma un-
terstützte. Der direkte Kontakt zwischen dem Unter-
nehmen und den lokalen bäuerlichen Gemeinschaften
verhalf zu erfolgreichen Anbaupraktiken der Diosgenin
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pflanzlichen Sekundärstoffe,die teilweise auch über-
lappend von Pilzen, Tieren und Mikroorganismen
produziert werden, wird auf etwa 500.000 geschätzt,
ca. 100.000 von ihnen sind z. Zt. bekannt (Teuscher,
1997).Ein eindrucksvolles Beispiel für die Sekundär-
stoffvielfalt im Tierreich bilden die Conotoxine der
Kegelschnecken (Olivera et al., 1991). Jede der etwa
500 Kegelschneckenarten hat einen arttypischen
Satz von 50-200 individuellen Toxinen, die an ver-
schiedenen Stellen im Nervensystem angreifen kön-
nen und deshalb in der Therapie von neurologischen
Erkrankungen sehr erfolgversprechend sind.
Die Vielzahl möglicherweise noch existierender
Arten im Vergleich zur Anzahl bisher beschriebener
Arten ist besonders für die Bioprospektierung neuer
Sekundärmetabolite von großer Bedeutung (Tab.
D 1.2-1).
D 3.3.3
Die Nutzung biologischer Vielfalt am Beispiel der
Medizin
D 3.3.3.1
Naturstoffe in der Medikamentenentwicklung
Das neue Interesse der Pharmaindustrie an Natur-
stoffen erwächst aus der Erkenntnis,daß weniger als
1% der bekannten Naturstoffverbindungen z. Zt.
überhaupt als Medikamente genutzt werden. Den-
noch betraf der Naturstoffanteil bei den zwischen
1992 und 1996 neu auf den Markt gebrachten Präpa-
raten immerhin 34%. Aus den USA kommen 44%
der neuen Naturstoffpräparate, Japan liefert 27%,
und 29% verteilen sich auf andere Regionen der
Erde (Müller, 1998). Zwischen 1989 und 1995 haben
in der Krebstherapie mehr Naturstoffe den langwie-
rigen Gang durch die präklinischen und klinischen
Untersuchungen angetreten als gentechnisch herge-
stellte Produkte, und 62% aller zugelassenen Krebs-
medikamente lassen sich auf natürliche Substanzen
zurückführen (SAG,1997).Die Naturstoff- und Syn-
thesechemie ergänzen sich in idealer Weise,da neben
den originären Naturprodukten Substanzen semi-
synthetisch aus Naturstoffen z. B. durch Derivatisie-
rung hergestellt, in anderen Fällen aber auch voll-
ständig nach einem Naturproduktvorbild syntheti-
siert werden können.Von den 520 Arzneistoffen,die
zwischen 1983 und 1994 entwickelt wurden,stammen
5,3% aus Material von Säugetieren (z. B. Antikör-
per), 5,8% sind Naturprodukte, 24,4% sind modifi-
zierte (semisynthetische) Naturprodukte,8,8% stam-
men aus nach Naturproduktvorbild entwickelten
Synthesen und 55,6% sind rein synthetisch entwik-
kelte Stoffe (Cragg et al.,1997).
In der Synthesechemie müssen 10.000–100.000
Syntheseprodukte geprüft werden, um eine einzige
neue chemische Leitstruktur zu finden.Die Entwick-
lung eines solchen Medikaments kostet rund
150–400 Mio. US-$. Dieser Betrag muß in einer Pa-
tentlaufzeit von höchstens 15 Jahren wieder erwirt-
schaftet werden. Aufgrund der vielen negativen
„Screening“-Ergebnisse ist es deshalb nicht überra-
schend, daß derzeit jährlich kaum mehr als eine
grundlegend neue Leitstruktur durch die Synthese-
chemie entwickelt wird. Interessant ist, daß nur die
Hälfte der Naturstoffe eine mit den Syntheseproduk-
ten überlappende Strukturverwandtschaft hat (Mül-
ler, 1998), und daß Naturstoffe folglich eine große
Quelle neuer potentieller Prototypen bieten. Ande-
rerseits darf nicht übersehen werden,daß die Identi-
fikation einer Leitstruktur aus einem Naturprodukt
meist nur der Ausgangspunkt für eine weitere inten-
sive chemische Optimierungsarbeit dieser Leitstruk-
tur ist.Beispielsweise hat die Strukturaufklärung des
Calicheamycins (Micromonospora echinospora ssp.
calichensis), einem in der klinischen Prüfung befind-
lichen Krebstherapeutikum, ein ganz neues Feld für
die Synthesechemie mit dem Ziel funktionsoptimie-
render Strukturmodifikationen eröffnet.
Neue Prototypen aus Naturstoffen sind vor allen
Dingen in der Infektionsbekämpfung (WBGU,
1998a) und in der Krebstherapie und -diagnostik
dringend notwendig. Es überrascht deshalb nicht,
daß z. B. im Förderschwerpunkt „Technik zur Ent-
schlüsselung und Nutzung biologischer Baupläne“
des BMBF 24 der 44 geförderten Industrieunterneh-
men Pharma- und Biochemikalienunternehmen
sind.Eine wichtige Basis für Naturstoffentdeckungs-
programme bilden moderne biologische und mole-
kularbiologische Techniken, einschließlich Testsyste-
men (Bioassays),mit denen die gesuchte biologische
Aktivität nachgewiesen wird. So kann z. B. durch
Zellkultur- oder Zellrezeptorfunktionstests nach ei-
ner Wachstumshemmung von Krebszellen oder nach
der Hemmung von Entzündungsmediatoren des Im-
munsystems gesucht werden. Dabei sollen Informa-
tionen über die generelle Toxizität der untersuchten
Substanzen, ihre Wirkmechanismen,Abbaurate usw.
gewonnen werden. Eine durch solche Bioassays ge-
leitete Isolierung von Naturprodukten (Abb.
D 3.3-1) testet nach jedem Aufarbeitungsschritt des
Rohmaterials auf die gesuchte Aktivität,und nur die-
jenigen Fraktionen werden weiterverarbeitet, in de-
nen die gewünschte Aktivität nachgewiesen wurde.
Durch chemisch-analytische Prozesse wird anschlie-
ßend die aktive Reinsubstanz isoliert und die Struk-
tur durch physikalische und molekulare Nachweis-
verfahren identifiziert.
Der Einsatz von Bioassays zum Nachweis von Na-
turstoffen erlaubt es, oft schon Substanzkonzentra-72 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
tionen von wenigen Nanogramm (10-9 gl -1) zu erfas-
sen. Dies macht sie zu idealen Instrumenten, denn
Naturprodukte befinden sich meist nur in geringsten
Mengen im Rohmaterial.Substanzen,die mit 0,001%
und weniger im Trockengewicht der Pflanze vorhan-
den sind, können detektiert werden. Rund 50 mg
Reinsubstanz genügen zur Aufklärung einer Struk-
tur;bis zum ersten Test im Säugerorganismus werden
ca. 500 mg benötigt (McChesney, 1996). Diese Ent-
wicklungsphase eines Medikaments nimmt rund
1,5 Jahre in Anspruch,die durchschnittliche Gesamt-
entwicklungszeit beträgt 10 Jahre.Die direkten klini-
schen Kosten (ohne das Wirkstoffscreening von
10.000–100.000 Substanzen) belaufen sich auf
24 Mio.US-$ (Abb.D 3.3-2;Tab.D 3.3-1),die Kosten
der gesamten Entwicklung eines Medikamentes be-
tragen das 10fache (McChesney,1996).
D 3.3.3.2
Pflanzen
China und Zentraleuropa haben die älteste Tradition
in der heilkundlichen Nutzung von Pflanzen.Der er-
ste europäische Bericht über Eigenschaften und Nut-
zen von Medizinalpflanzen stammt aus dem 1. Jahr-
hundert vor Christus aus Griechenland (Grünwald,
1998). Heute werden in Industrieländern etwa 500
der weltweit ca. 300.000 geschätzten Pflanzenarten
als Ausgangsmaterial für die Produktion von Medi-
kamenten genutzt (Grünwald, 1998). Als Beispiele
seien die Alkaloide(z.B.schmerzstillend,betäubend,
Zellwachstum hemmend, fiebersenkend) und die
große Gruppe der Steroide (z. B. herzwirksam, hor-
monell aktiv, Serumfette senkend) genannt. Etwa
40% aller Medikamente,die in Deutschland zugelas-
sen sind,stammen von Pflanzenmaterial ab.
Als Phytotherapeutika werden solche Medika-
mente bezeichnet,die ausschließlich pflanzlicher Na-
tur sind und entweder aus der gesamten Pflanze oder
ihrem Extrakt bestehen. Europa hat den höchsten
Anteil am internationalen Phytomedizinmarkt mit
einem Verkaufsvolumen von 6 Mrd.US-$,verglichen
mit 2,1 Mrd. US-$ in Japan und 1,5 Mrd. US-$ in
Nordamerika.Deutschlandführt den Markt mit jähr-
lichen Verkaufszahlen von 2,5 Mrd. US-$ und deckt
damit ca. 41% des Markts der Europäischen Union
ab. Dies entspricht der höchsten Pro-Kopf-Ausgabe
in Europa (Grünwald, 1998). Eine der Ursachen des
großen Phytotherapeutikamarkts liegt sicher in der
durch höhere Lebenserwartung bedingten Zunahme
chronischer Erkrankungen, die Unzufriedenheit mit
konventionellen Therapien erzeugen. Eine emotio-
nal begründete Ablehnung von „rein chemischen“
Medikamenten und eine Nachfrage nach „natürli-
chen biologischen“ Alternativen kommt hinzu.
Phytotherapeutika machen in Deutschland 30%
aller nicht rezeptpflichtigen Medikamente aus, und
nur in Deutschland werden von den Krankenkassen
Kosten in größerem Umfang (1,1Mio.US-$ pro Jahr)
übernommen (Grünwald, 1998). In der EU wird
künftig eine rechtliche Harmonisierung mit erhebli-
chen Konsequenzen für den Phytotherapiemarkt an-
gestrebt. Ähnlich wie bei anderen Medikamenten
sollen auch pflanzliche Präparate zukünftig nur zu-
gelassen werden, nachdem ihre Sicherheit, ihre Ef-
fektivität und Qualität nachgewiesen ist (Grünwald,
1998).Die European Scientific Cooperative for Phy-
totherapy (ESCOP) entwickelt Beurteilungsgrund-
lagen für die Zulassung von pflanzlichen Produkten
in Europa. Multinationale Firmen zeigen Interesse
an diesem sich schnell entwickelnden Marktsegment
(z. B. verkaufen Ciba und Bayer Produkte des
Schweizer Phytomedizinunternehmens Zeller AG;
Boehringer Mannheim verkauft Produkte von Bio-
norica).
Noch heute soll etwa die Hälfte der benötigten
Menge an Arzneipflanzen aus Wildvorkommen
stammen (Teuscher, 1997). Die Gewinnung ausrei-
chender Mengen pflanzlicher Naturstoffe stellt oft
einen limitierenden Faktor sowohl für die Herstel-
Rohmaterial
Extraktion
Rohextrakt
Screening
Aktiver Extrakt
Fraktionierung Bioassay
Reine, aktive Substanz
Bedarfsadaptierte
Strukturmodifizierung
(Tests in vivo bzw. in vitro)
Neuartigkeit der 
Leitstruktur nachweisen
Abbildung D 3.3-1
Strategie für die bioassaygeleitete Isolierung von
Naturprodukten.
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lung phytomedizinischer Produkte aber auch für die
Gewinnung von Reinsubstanzen dar. Um 50 mg ei-
nes pflanzlichen Stoffes für die Strukturaufklärung
zu gewinnen, benötigt man 20–50 kg frisches Pflan-
zenmaterial. Für die Phase der präliminären Toxizi-
tätsbestimmung und weiterer Bioassays werden wei-
tere 400–500 mg Reinsubstanz benötigt.Weitere 2 kg
werden benötigt,um das Medikament in die präklini-
sche Evaluation und die sich anschließenden klini-
schen Studien zu geben. Für ein Medikament, von
dem einmalig 2 g eingenommen werden und das ca.
10.000 Patienten erhalten sollen,müssen 20 kg Rein-
substanz hergestellt werden. Dies kann bereits den
Bedarf von rund 20.000 t Biomasse bedeuten. Bei
täglich einzunehmenden Medikamenten liegen diese
Werte noch um 1–2 Zehnerpotenzen höher. Das
Sammeln von Wildpflanzen ist demnach ökologisch
oft nicht vertretbar,ganz abgesehen von den erhebli-
chen Wirkstoffschwankungen innerhalb einer Wild-
population (McChesney, 1996). Eine Alternative ist
die Medikamentenproduktion durch Kultivierung
der Wildpflanze.Weltweit wurden bisher etwa 3.000
Wildpflanzenarten als Kulturpflanzen etabliert, und
es sind Zeitspannen von bis zu 5 Jahren für krautige
Pflanzen und über 10 Jahren für Holzgewächse für
die Umwandlung in eine Kulturpflanze zu veran-
schlagen. Ein sehr effektives Beispiel für die Dome-
stizierung einer Wildpflanze in großem Umfang ist
Erythroxylum coca, die z. B. 1990 weltweit minde-
stens 1.000 t Kokain produzierte (McChesney,1996).
Alternativ kann im Rahmen eines Bioprospektie-
rungsprogramms eine bereits existierende Kultur-
pflanze gesucht werden,die die gewünschte Substanz
oder eine ihrer Vorstufen in ausreichender Menge
Entwicklungs- Zeitlicher Durchschnitt- Direkte  klinische
stadien Rahmen liche Dauer Kosten
[Jahre] [Jahre] [1.000 US-$]
1. Projektdesign
bis IND-Entwicklung 0,5–2,5 1,5 400
2. Klinische Phase I 0,5–1,5 1,0 2.600
3. Klinische Phase II 1,0–5,0 2,5 11.400
4. Klinische Phase III 1,0–5,0 2,5 7.400
FDA-Prüfung des NDA 1,0–5,0 2,5 2.200
Gesamtentwicklung 4,0–19,0 10,0 24.000
Tabelle D 3.3-1
Typische benötigte
Zeiträume zur Entwicklung
neuer Medikamente.Die
Zahlen beziehen sich auf die
in Abb.D 3.3.-2 darge-
stellten Entwicklungs-
stadien.
Quelle:McChesney,1996
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synthetisieren kann, um den Substanzbedarf dann
über Kulturpflanzenplantagen zu decken.
Von den höheren Pflanzen sind bisher nur 5–15%
auf mögliche bioaktive Stoffe hin untersucht worden
(Balandrin et al., 1993). Dem breit angelegten Wirk-
stoffscreening von Pflanzen steht die Ethnobotanik
gegenüber,die gezielt das traditionelle heilkundliche
Wissen (z. B. der Schamanen) nutzt. So versuchen
manche Firmen in Zusammenarbeit mit indigenen
Fachleuten, aus den Heilkräutern der Dritten Welt
neue Substanzen zu extrahieren.Bereits heute basie-
ren rund 10% aller Pharmazeutika der westlichen
Medizin auf Heilpflanzen aus der Dritten Welt.Wäh-
rend 10.000–100.000 synthetische Substanzen gete-
stet werden müssen, um eine neues Medikament auf
den Markt zu bringen, gelingt mit der gleichen An-
zahl zufällig gesammelter Pflanzen die Entwicklung
von durchschnittlich fünf neuen Arzneimitteln. Die
Erfolgsquote der Ethnobotanik dürfte noch höher
liegen, da hier die Wirkung der traditionellen Heil-
kräuter bereits bewiesen ist (SAG,1997).
Im Gegensatz zu der langen Entwicklungsge-
schichte von Aspirin® (Kasten D 3.3-2) repräsentiert
die Entwicklung von Taxol® den modernen Biopro-
spektierungsansatz (Kasten D 3.3-3).Im Falle des Ta-
xol® hat wahrscheinlich ein horizontaler Genaus-
tausch mit einem Pilz in der Eibenrinde dazu geführt,
daß Taxol® zukünftig nicht mehr aus Eibenplantagen
sondern aus Kulturen dieses Pilzes produziert wer-
den kann. Durch eine Identifizierung des Gens für
die interessierende Substanz, z. B. durch neuartige
molekulare Diagnostik (z.B.differential display) und
hocheffektive Sequenzierungstechniken, ergeben
sich weitere Perspektiven.Wie in Kap.D3.3.4 an Bei-
spielen erläutert wird, kann das erwünschte Gen in
eine Kulturpflanze, aber auch in einen leicht kulti-
vierbaren Mikroorganismus künstlich eingebracht
(transfiziert) werden. Mit einer derartigen Maßnah-
me läßt sich die wirtschaftliche Nutzbarkeit oft deut-
lich steigern.
D 3.3.3.3
Terrestrische Mikroorganismen
Terrestrische Bakterien und Pilze sind zu Produzen-
ten von Sekundärmetaboliten prädestiniert,da sie in
der Regel symbiotisch oder parasitisch leben.Wie am
Beispiel von Taxol® dargestellt, werden zunehmend
Mikroorganismen als eigentliche Quelle von Wirk-
Kasten D 3.3-2
Aspirin – eine 100jährige Geschichte
Schon um 400 v.Chr.verordnete Hippokrates einen Aufguß
aus der Rinde der Silberweide (Salix alba) gegen Gelenk-
entzündungen.Die Anhänger der Signaturenlehre des Mit-
telalters benutzten Weidenrindentee zur Behandlung
steifer Gelenke und rheumatischer Schmerzen, weil die
Weide biegsame Zweige besitzt. Nachdem das natürliche
Schmerzmittel eine Weile in Vergessenheit geraten war,be-
schrieb der Engländer Stone 1763 die fiebersenkende Wir-
kung der Weidenrinde. Diese Erkenntnis machte man sich
1806 zur Zeit der Kontinentalsperre in Deutschland zunut-
ze,als dringend Ersatz für die aus dem Ausland stammende
Chinarinde benötigt wurde. Folgende Schritte führten zur
Reinherstellung der Acetylsalicylsäure, der Wirksubstanz
der Weidenrinde:
• 1828 isolierte J.A.Buchner eine gelbliche Masse aus der
Weidenrinde,der er den Namen Salicin gab.
• 1829 isolierte der französische Apotheker Leroux den
Stoff Salicin in Kristallform.
• 1838 stellte R.Piria aus dem Salicin die Salicylsäure her.
Etwa gleichzeitig destillierte der Schweizer Apotheker
Pagenstecher aus den Blüten des krautigen Mädesüß
(Filipendula ulmaria; syn. Spiraea ulmaria) Salicylalde-
hyd;die Oxidation zur Salicylsäure folgte.
• 1853 gelang es dem Chemiker C. F. Gerhardt erstmals
eine,wenn auch wenig haltbare,verunreinigte Acetylsa-
licylsäure zu synthetisieren.
• 1874 wurde nach Aufklärung der chemischen Struktur
der Salicylsäure durch H. Kolbe mit ihrer industriellen
Produktion begonnen.
• 1876 wiesen Ries und Stricker nach, daß die syntheti-
sche Salicylsäure sich für die Behandlung des rheumati-
schen Fiebers eignet, ihr Preis war 10fach geringer als
der der natürlichen Substanz.
Die Chemische Fabrik Friedrich von Heydens (Radebeul-
Dresden) und die Elberfelder Farbenfabrik vormals Frie-
drich Bayer & Co.versuchten,eine magenverträgliche Vari-
ante zu entwickeln. Im August 1897 berichtete der Chemi-
ker Dr. Felix Hoffmann (Friedrich Bayer & Compagnon)
erstmals über die durch Acetylierung gewonnene,chemisch
reine und haltbare Acetylsalicylsäure (ASS). Die Anmel-
dung des Präparates unter dem Namen Aspirin® und die
Patentierung erfolgten 1899. Der erste Weltkrieg mit sei-
nem immensen Bedarf an Schmerz- und Fiebermitteln, die
erneute und nun totale Importblockade für Chinin und
schließlich die große Grippepandemie von 1918/19 förder-
ten den Erfolg des Aspirins®. Der britische Pharmakologe
John R.Vane erhielt 1982 für die Aufklärung des Wirkme-
chanismus der ASS den Nobelpreis für Medizin. Derzeit
werden neue Formen von ASS mit längerer Wirkung und
geringeren Nebenwirkungen entwickelt,wie das ab 1999 in
den USA zugelassene Celebrex® und Vioxx®.Der ASS wer-
den laufend neue Indikationen zugeschrieben,z.B.die Sen-
kung des Herzinfarktrisikos oder die Minderung des Risi-
kos für bestimmte Krebserkrankungen. Die Bayer AG hat
lange Zeit benötigt,bis sie Aspirin®,das seit langem keinen
Patentschutz mehr genießt, im Pharmamarkt richtig pla-
ziert hatte.Heute werden in Bitterfeld jährlich 785 t Acetyl-
salicylsäure zu Aspirin®-Tabletten (1,8 Mio.h-1) verarbeitet
– das ist ein Drittel der weltweiten Aspirin®-Produktion mit
einem jährlichen Umsatz von 850 Mio.DM.Aspirin® ist auf
allen Kontinenten eines der meist verkauften Medikamen-
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stoffen identifiziert,die ursprünglich fälschlicherwei-
se einer parasitierten oder in Symbiose lebenden
Pflanze (oder einem Tier) zugeschrieben wurden.
Die giftigen Mutterkornalkaloide, die von auf Ge-
treide lebenden Schlauchpilzen (Ascomyceten der
Gattung Claviceps) produziert werden, können als
klassisches Beispiel gelten.Entsprechend wächst das
Interesse an der Bioprospektierung von Mikroorga-
nismen, zumal bisher nur ein Bruchteil von ihnen
identifiziert und untersucht ist (Tab.D 1.2-1).
So haben ca. 50% einzelner im BMBF Förder-
schwerpunkt „Biotechnologie 2000“ unterstützten
Vorhaben die Anwendung von Mikroorganismen
und ihren Produkten zum Thema. Eine große Zahl
hochwirksamer antibiotisch und zytostatisch (zell-
wachstumshemmend) oder immunsuppressiv wir-
kender Substanzen verschiedener Mikroorganismen
werden seit Jahren genutzt. Allein von den Strepto-
myces-Arten werden über 20 verschiedene Antibio-
tika hergestellt. Diese Familie produziert auch eine
größere Zahl krebshemmender Zytostatika und ein-
zelne Immunsuppressiva. Die Entdeckung immun-
suppressiver Substanzen wie dem Cyclosporin (Pro-
dukt der Pilze Tolypocladum inflatum und Cylindro-
carpum lucidum) oder des Tacrolimus (Streptomyces
tsukubaensis) haben die Organtransplantation revo-
lutioniert. Neuere Antibiotika wie Vancomycin aus
Streptomyces orientalis sind zur Zeit die einzig noch
verbleibende Waffe gegen bestimmte multiresistente
Stämme von Staphylococcus aureus, einem Eiter-
erreger.
Infektionen mit Pilzen (Mykosen) gewinnen in
den letzten zwei Jahrzehnten zunehmend an medizi-
nischer Bedeutung. Bedingt durch die Möglichkeit
aggressiver Therapien, die eine starke Unterdrük-
kung des Immunsystems nach sich ziehen (z.B.Che-
motherapie, Organtransplantation), oder durch eine
HIV-Infektion breiten sich Haut- und Schleimhaut-
infektionen von Schimmel- und Fadenpilzen oft auf
die inneren Organe der Patienten aus.Die Geschich-
te der Entwicklung antimykotisch wirkender Medi-
kamente ist ein typisches Beispiel für die Parallelent-
wicklung von natürlichen Wirkstoffen und Synthese-
produkten. Ende der 50er Jahre wurden auch die
Grundsteine für die Entwicklung einer chemischen
Synthese von Fungistatika gelegt. Die heute beim
Menschen angewandten neueren Substanzen ent-
standen durch eine chemische Forschung, die nach
Fungiziden für Gemüse und Getreidepflanzen such-
te. Die erste synthetisierte Substanz war Chlormida-
zol der Firma Grünenthal (1958), das allerdings kei-
nen großen wirtschaftlichen Erfolg brachte. Die Fir-
ma Janssen erkannte die antimykotische Wirkung
von Etomidat und des Herbizids R10100 und modifi-
zierte die Herbizide chemisch zu Imidazolen. Durch
eine 30jährige Weiterentwicklung der Imidazolderi-
vate sind die hochwirksamen modernen Fungistatika
entstanden.
Kasten D 3.3-3
Die Taxol-Story – ein Beispiel moderner
Bioprospektierung
1958 begann das National Cancer Institute (NCI) in den
USA ein Programm zur Untersuchung von 35.000 Pflanzen
auf Aktivität gegen Tumoren.Als Teil des Programms sam-
melte die Forstbehörde der USA 1963 Material der Pazifi-
schen Eibe (Taxus brevifolia). Im Extrakt wurde Antitu-
moraktivität nachgewiesen und als aktive Substanz Paclit-
axel identifiziert (Wani et al.,1971).Der Wirkmechanismus
von Paclitaxel, eine Hemmung der Zellteilung durch Stö-
rung der Organisation von Zellskelettstrukturen, wurde
1979 von Schiff et al. aufgeklärt. 1983 begann das NCI mit
Phase-I- und 1985 die Phase-II-Untersuchungen.1989 wur-
de über Erfolge bei der Therapie von Eierstockkrebs be-
richtet (McGuire et al.,1989;Thigpen et al.,1989).Aufgrund
von Etatkürzungen bemühte sich das NCI um eine Partner-
schaft bei der kommerziellen Entwicklung. Von 20 ur-
sprünglich interessierten Firmen bewarben sich vier um die
Partnerschaft. 1990 startete das NCI mit der Phase III und
1991 wurde Bristol-Myers Squibb (BMS) vom NCI als
kommerzieller Partner bei der Entwicklung von Paclitaxel
(Taxol®) gewählt. BMS machte Taxol® zu einem Hauptfor-
schungsgebiet,und 1992 wurde es zur Therapie des metasta-
sierenden Ovarialkarzinoms zugelassen.BMS beendete das
unter ökologischen Gesichtspunkten bedenkliche Ernten
der natürlichen Bestände der Pazifischen Eibe und begann
erneuerbare Quellen für die Substanz zu entwickeln. 1995
wurde eine semisynthetische Form von Taxol® hergestellt
und 1997 wurde semisynthetisches Taxol® als Second-Line-
Behandlung des Aids-assoziierten Kaposisarkoms, des
nichtkleinzelligen Lungenkarzinoms und des Ovarialkarzi-
noms zugelassen.
Paclitaxel ist ein chemisch kompliziert aufgebauter Na-
turstoff, der im inneren Bereich der Rinde der Pazifischen
Eibe mit nur 0,01–0,03% vorkommt.Auch wenn es mittler-
weile möglich ist, die Substanz mit großem Aufwand aus
Vorstufen (Baccatin) zu synthetisieren, die in der Europäi-
schen Eibe (Taxus baccata) vorkommen, bleibt das Krebs-
therapeutikum knapp und mit Behandlungskosten von
rund 13.000 US-$ pro Patient für eine breite Anwendung zu
teuer. Eine mögliche Lösung stellt die Produktion durch
Mikroorganismen dar.Stierle et al.(1993,1995) entdeckten
einen in der Eibenrinde lebenden Pilz (Taxomyces andrea-
nae),der Paclitaxel synthetisiert.Noch ist die mit Hilfe die-
ses Pilzes gewonnene Menge gering (24–50 ng l-1 Kulturlö-
sung). Es ist zu erwarten, daß sich die Ausbeute durch Kul-
turverfahren und gentechnische Änderungen des Pilzes zu-
künftig entscheidend verbessern läßt.Andererseits scheint
die Suche nach effizienten Mikroorganismen kürzlich in
Nepal erfolgreich gewesen zu sein.Pestalotiopsis microspo-
ra, isoliert aus Taxus wallachiana produziert kommerziell
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Eine zunehmende Resistenzentwicklung der He-
fepilze (die glücklicherweise langsamer als die der
Bakterien verläuft) macht die Entwicklung neuer
Antimykotika notwendig.Zur Zeit konzentriert sich
die Industrie bei ihrer intensiven Suche nach neuen
Fungistatika auf Derivate natürlich vorkommender,
von Mikroorganismen produzierter antimikrobieller
Substanzen, so daß sich hier molekularbiologische,
chemische und pragmatische biologische Untersu-
chungsstrategien in der Fungistatikaforschung die
Waage halten (Clark,1992;Odds,1995).Die Bildung
von Fungistatika,z.B.in Form der von Leguminosen
gebildeten Phytoalexine, gehört auch zu den Grund-
lagen der Krankheitsresistenz von Pflanzen. Die Fä-
higkeit eines Pilzes, eine bestimmte Pflanze zu para-
sitieren, hängt zum einen von der genetisch fixierten
Geschwindigkeit der Phytoalexinbildung der Pflanze
ab. Zum anderen vermögen manche Pilze ihrerseits
die von der Pflanze produzierten Phytoalexinen zu
entgiften. Eine detaillierte Kenntnis dieser vielfälti-
gen und komplexen Prozesse dürfte große Chancen
für die industrielle Entwicklung natürlicher Fungi-
statika zur Nutzung bei Kulturpflanzen eröffnen
(Harborne,1995).
D 3.3.3.4
Marine Mikroorganismen
In der terrestrischen Naturstoffchemie wird bereits
erkennbar, daß mit zunehmender Zahl an Untersu-
chungen die Trefferquote für wirklich neue chemi-
sche Leitstrukturen abnimmt. Die Firma Pfizer fand
z. B. bei der Durchmusterung von 20.000 Bakterien-
stämmen bis 1980 zwei potentiell marktfähige Sub-
stanzen, von denen schließlich nur eine in die Ent-
wicklung ging. Die Trefferquote läßt sich durch das
automatisierte „Massenscreening“ mithilfe der er-
wähnten Bioassays erhöhen. Ein gezielteres Vorge-
hen ist die Untersuchungen seltener Organismen,
d. h. Lebensformen aus ökologischen Nischen oder
bisher wenig untersuchten Lebensräumen.
Ein solcher Lebensraum ist das Meer.Von 79 Tier-
klassen sind 72 im Meer vertreten, über die Hälfte
von ihnen kommt dort endemisch vor. Nach Mei-
nung maßgeblicher Wissenschaftler wurde der Che-
mie der niedrigmolekularen marinen Wirkstoffe in
Deutschland lange nicht die notwendige Aufmerk-
samkeit gewidmet.Die in der Vergangenheit zögerli-
che Entwicklung der marinen Forschungsaktivitäten
an den deutschen Universitäten ist aber sicher nicht
auf eine fehlende Bedeutung der marinen Wirkstoffe
zurückzuführen, denn in den vergangenen 25 Jahren
wurden aus Meeresorganismen Substanzen isoliert,
die keinen Gegenpart vergleichbarer Komplexität
besitzen. In den 70er Jahren waren es z. B. Halogen-
verbindungen aus Rotalgen, danach die zum Teil
komplizierten und in der Medizin interessanten Di-
terpene aus Braunalgen. In den 80er Jahren wandte
sich das Interesse den pharmakologisch aktiven Ver-
bindungen aus Wirbellosen, insbesondere den
Schwämmen und Manteltieren (Tunikaten) zu. Bei-
spielsweise ist das aus Tunikaten gewonnene Didem-
nin B zur Behandlung von Gehirntumoren und Tu-
moren der Lymphdrüsen bereits in Phase-II-Studien
eingesetzt worden.Dehydrodidemnin B,ein weiteres
Produkt von Tunikaten, gilt als potentielles Thera-
peutikum für Dickdarm- und andere Tumoren (Ja-
cob, 1995). Bryostatin 1 aus Bulgula neritans, einem
marinen Moostierchen, hemmt das Wachstum tu-
morernährender Blutgefäße. Der Entwicklung von
Substanzen diesen Typs wird zur Zeit in der krebs-
therapeutischen Forschung ein großes Entwicklungs-
potential zugeschrieben.
Schwämme und Tunikaten stellen bisher noch ein
Problem für die Züchtung dar und das Sammeln grö-
ßerer Mengen ist ökologisch unvertretbar. In dieser
Situation wirkt sich die zunehmende Erkenntnis
günstig aus, daß eine Vielzahl interessanter Metabo-
lite nicht von den Tunikaten und Schwämmen selbst,
sondern von Mikroorganismen gebildet werden, die
mit ihnen in Symbiose leben.Ein bekanntes Beispiel
ist Tetrodotoxin (TTX), ein depolarisierendes Mu-
skelrelaxans. Es wird von Alteromonas-Arten, den
Symbiontendes Kugelfisches und des blaugestreiften
Zwergkraken,gebildet.
Den umständlichen und aufwendigen Gewin-
nungs- und Aufarbeitungsprozeduren ist es zuzu-
schreiben, daß im Vergleich zu den 110.000 terrestri-
schen bisher nur 7.000 marine Metabolite bekannt
sind. Die Metabolitengewinnung aus marinen Mi-
kroorganismen ist allerdings wie bei Schwämmen
und Tunikaten durch Probleme bei der Isolation und
Kultivierung gekennzeichnet. Es besteht daher auf
dem Gebiet der Kultivierungs- und Züchtungsme-
thoden von Mikroorganismen großer Forschungsbe-
darf.Es ist zu erwarten,daß entsprechende Verbesse-
rungen zu einer erheblichen Ausweitung der Anwen-
dungsfelder in der Wirtschaft führen werden.Von 106
Bakterien ml-1 Meerwasser wachsen unter den übli-
chen Kulturbedingungen meist nur 100 Kolonien.Da
die modernen molekularbiologischen und analyti-
schen Methoden aber bereits eine sichere Charakte-
risierung aus sehr geringen Substanzmengen ermög-
lichen, erhöhen sich die Chancen z. Z. ständig, neue
marine Naturstoffe zu identifizieren. Die ersten mi-
krobiellen Inhaltsstoffe wurden aus marinen Frei-
wasserbakterien isoliert. Es handelte sich dabei um
Borverbindungen, die antibiotisch wirken und im
Organismus auch eine gute Wirkung gegen Malaria-
Erreger zeigen. Aplasmomycin war lange Jahre der
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sind weitere gefolgt (Sato et al., 1978).Auch Jodver-
bindungen sind typische Produkte mariner Mikroor-
ganismen und damit Kandidaten mariner Wirkstoffe.
D 3.3.4
Andere Nutzungsfelder 
Naturstoffe werden in den unterschiedlichsten Indu-
striezweigen benötigt,wobei derzeit pflanzliche Pro-
dukte und in geringerem Umfang auch mikrobielle
Komponenten eine herausragende Stellung einneh-
men. Es seien hier nur einzelne, wichtige Bereiche
herausgegriffen,wie die industrielle Nutzung pflanz-
licher Öle für den Bedarf an speziellen Fettsäuren,
von Proteinen, Kohlehydraten wie Stärke (z. B. zur
Erzeugung von Polymeren) und von Zuckern als
Grundstoffe für industrielle Fermentation oder zur
Produktion neuartiger Kunststoffe. Zu den ökono-
misch sehr wichtigen Biomolekülen gehören Enzy-
me, die eine Vielzahl von biochemischen zellulären
Reaktionen katalysieren und, industriell für chemi-
sche Reaktionen eingesetzt, dort energiesparend
wirken können. Die kosmetische Industrie und die
Lebensmittelindustrie mit ihrem Bedarf an Lebens-
mittelzusatzstoffen wie Pigmenten oder Aromen
sind ebenfalls bedeutende Abnehmer von Naturstof-
fen und fungieren damit als Prospektoren für die Er-
schließung neuer Nutzungsformen. In der deutschen
chemischen Industrie werden zur Zeit knapp
20Mio. t kohlenstoffhaltige Rohstoffe eingesetzt,da-
von 51% Fette und Öle, 43% Kohlenhydrate (wie
Stärke und Zucker) und 6% Proteine bzw. Protein-
hydrolysate (Behler,1997).In allen diesen Bereichen
sind Ansätze zu erkennen, über biotechnologische
Methoden die Produktionsmöglichkeiten zu mani-
pulieren, z. B. indem Gene nichtheimischer Pflanzen
in Industriepflanzen eingesetzt werden, um deren
Produkte zu modifizieren.Die Gewinnung hochwer-
tiger Grundstoffe für die Oleochemie mit der Maxi-
mierung einzelner Fettsäuren in den produzierenden
Kulturpflanzen stellt ein wichtiges Beispiel dar.
Neben der unmittelbaren Nutzung von Naturstof-
fen oder ihrer prospektierten Gene stößt die Ent-
wicklung technischer Neuerungen nach dem Vorbild
der belebten Natur auf zunehmendes Interesse.Die-
ses als Bionik bezeichnete Gebiet befaßt sich syste-
matisch mit der technischen Umsetzung und Anwen-
dung von Konstruktions-,Verfahrens- und Entwick-
lungsprinzipien biologischer Systeme (Kasten
D 3.3-4). Bionische Prinzipien, die sowohl direkt als
auch modifiziert eingesetzt werden können,verspre-
chen für technische Problemstellungen Lösungen auf
molekularer Ebene.
D 3.3.5
Zukünftige Entwicklung der Naturstoffchemie und
Nutzung der biologischen Vielfalt
Der hohe Durchsatz beim Screening von Substanzen
mit dem Ziel, medizinisch oder industriell nutzbare
Substanzen zu identifizieren, führt dazu, daß in kur-
zer Zeit eine große Zahl potentiell interessanter
Wirkstoffe anfällt, die strukturell aufgeklärt werden
müssen. In neuester Zeit addieren sich zu dieser
Sammlung potentieller Wirkstoffe zunehmend auch
Substanzen aus Synthesen der sog.kombinatorischen
Chemie. Hierbei handelt es sich um chemische Prä-
parate, die in einem gesteuerten Zufallsprozeß um
eine Kernstruktur erzeugt werden. Die Stärken die-
ser Techniken liegen insbesondere in der Optimie-
rung von bereits bekannten Leitstrukturen und einer
eindeutigen Patentrechtslage. Die in der Synthese-
chemie entstehenden Bibliotheken werden durch
Naturstoffextrakte ergänzt, die in der Regel eine
hohe Diversität an Sekundärmetaboliten aufweisen
und sich zur Suche neuer Leitstrukturen eignen.
Das Augenmerk ist vermehrt auf unerschlossene
Naturstoffquellen zu richten, wie die tropischen Re-
genwälder, heiße Quellen, die Tiefsee und andere
Extrembereiche. Die Bearbeitung von Symbionten
und assoziierten Lebensgemeinschaften wird oft als
vorrangig angesehen und gilt als reizvolles, aber
schwieriges und präferentiell interdisziplinär zwi-
schen Chemikern, Mikrobiologen, Biotechnologen
und Medizinern abzuhandelndes Arbeitsgebiet
(Kap. J 1.3). Diese Kooperation dürfte vorzugsweise
in universitären Forschungseinrichtungen realisiert
werden können.Die Entwicklung und Durchführung
von Verfahren für das Hochleistungsscreening von
Substanzen für den Aufbau von Substanzbibliothe-
ken wird hingegen,aufgrund der erforderlichen Stra-
tegien und Kosten, zunehmend zur Domäne der in-
dustriellen Entwicklung und Forschung. Ziel solcher
Screeningprogramme ist es, über die Wirkstoffsuche
zur Identifizierung einer chemischen Leitstruktur
und letztendlich zur Identifizierung interessanter
Gene zu gelangen.Eine Leitstruktur und ihre chemi-
schen Variationen dienen in der Regel als Vorlage für
die chemische Massensynthese. Die identifizierten
Gene, in Organismen (z. B. Zellkulturen, Bakterien,
Pflanzen) transferiert, können zur Produktion der
Substanz oder zur Nutzung der neu erworbenen
Stoffwechselleistungen für weitere Anwendungen
eingesetzt werden. Die zur Realisierung dieser Ziele
notwendige Vernetzung von Forschungseinrichtun-
gen und Industrie war ein erklärtes Ziel einzelner
Förderschwerpunkte von „Biotechnologie 2000“
(BMBF).Dies trifft sowohl für das Projekt „Moleku-
lare Naturstoffe“ zu, als auch für das stark auf wirt-78 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
Kasten D 3.3-4
Bionik
Bionik ist die Strategie zur Entwicklung technischer Neue-
rungen nach dem Vorbild der belebten Natur. Sie befaßt
sich systematisch mit der technischen Umsetzung, Weiter-
entwicklung und Anwendung von Konstruktionen,Verfah-
ren und Entwicklungsprinzipien biologischer Systeme
(Plän, 1999). Auch wenn sich eine biologische Lösung nur
selten direkt übernehmen läßt, so kann sie entscheidende
Impulse geben und damit zu neuen Lösungen führen
(Nachtigall,1998).
Konstruktionsbionik 
Dieses Teilgebiet der Bionik steht für die Analyse und den
Vergleich von Konstruktionselementen und Mechanismen
aus der Biologie und der Technik.Es finden sich oft verblüf-
fende Gemeinsamkeiten, so beispielsweise bei Pumpkon-
struktionen (Speichelpumpen bei Insekten, Wirbeltier-
herz).Bei natürlichen Konstruktionen übernehmen Einzel-
elemente oft mehrere Aufgaben:dieses Prinzip der integra-
tiven Konstruktion kann als Vorbild genutzt werden.In der
Materialbionik werden unkonventionelle biologische
Strukturelemente auf ihre Eignung für technische Anwen-
dungen untersucht (z.B.pneumatische Strukturen,flächen-
überspannende Membranen, natürliche Formbildungspro-
zesse). Beispiele für Vorbilder der materialbionischen For-
schung sind:
• Spinnenseide: Material für schußsichere Westen und
bessere Fallschirme,
• Byssusfäden der Miesmuscheln: Modell eines Dreikom-
ponenten-Unterwasserklebers auf Proteinbasis,
• Bauchschuppen der amerikanische Schlange Leimador-
phys:Vorbild für die Entwicklung und Patentierung ei-
ner technischen Folie für Langlaufskier,
• Haischuppen:Vorbild für die Ribletfolien, die den Rei-
bungswiderstand der Luft bei Flugzeugen um 2–4% ver-
ringern,
• Selbstreinigende Oberflächen nach dem Vorbild von
Pflanzenblättern (Barthlott und Neinhuis,1997).
Der große Fortschritt im Verständnis der molekularen Ba-
sis biologischer Phänomene hat für die Materialforschung
völlig neue Bereiche erschlossen.Die biomolekulare Mate-
rialsynthese umfaßt die Synthese von Biomolekülen, die
Erzeugung neuer Biopolymere – wie etwa Proteine mit be-
sonderen physikalischen oder chemischen Eigenschaften –
oder die Herstellung von Funktions- und Strukturwerkstof-
fen durch Biomineralisation, Faserbildung oder Beschich-
tung. Die Gerätebionik entwickelt technische Geräte nach
Vorbildern der Natur. Besonders im Bereich der Pumpen-
und Fördertechnik, der Hydraulik und Pneumatik finden
sich vielfältige Anregungsmöglichkeiten.
Verfahrensbionik 
Auch Verfahren, mit denen die Natur die Vorgänge und
Umsätze steuert, werden auf ihre technische Verwertbar-
keit geprüft.Prominentes Vorbild ist die Photosynthese mit
ihrer möglichen Bedeutung für die zukünftige Wasserstoff-
technologie.Beispiele für effektiven ökologischen Stoffum-
satz und die natürlichen Methoden des Rezyklierens
werden auf ihre Übertragbarkeit für die kybernetische Be-
einflussung komplexer industrieller und wirtschaftlicher
Prozesse untersucht.Aus dem Studium biologischer Leicht-
baukonstruktionen (Schalen und Panzer, Spinnennetze)
gewinnt die Baubionik Anregungen für technische Leicht-
bauten. Auf biomolekularer Ebene rückt zunehmend die
biologische Energiewandlung in das Zentrum der Entwick-
lung (Energiebionik). Es werden z. B. bereits einige Enzy-
me des zellulären Energiestoffwechsels (verschiedene Hy-
drogenasen) für die biologische Wasserstoffgewinnung un-
tersucht. Die Entwicklung von bioelektrochemischen
Brennstoffzellen hat den Einsatz von künstlichen Elektro-
nenakzeptoren für einen Elektronenaustausch zwischen
biologischen Systemen und einer Elektrodenoberflächen
stark beschleunigt. Fluidmechanisch interessante Interak-
tionen zwischen Bewegungsorganen und umgebendem Me-
dium finden sich im Bereich kleiner wie mittlerer Rey-
noldszahlen (Mikroorganismen, Insekten) ebenso wie in
der Region sehr hoher Reynoldszahlen (Wale),die z.B.für
die Minderung des Bewegungswiderstands im Wasser inter-
essant sein können (Bewegungsbionik). Auch biologische
Lösungen der funktionsmorphologischen Gestaltung kön-
nen Anregungen geben: so etwa die Oberflächenstruktur
von Vogelflügeln, die infolge der Eigenrauhigkeit des Ge-
fieders in bestimmten Bereichen positive Grenzschichtef-
fekte nach sich zieht. Sensoren der Natur (z. B. für Ortung,
Orientierung oder Messung), die für alle nur denkbaren
chemischen und physikalischen Reize ausgelegt sind, wer-
den verstärkt auf Übertragungsmöglichkeiten für die Tech-
nik untersucht (z.B.Biosensoren).Auch für die Mikroakto-
rik untersucht man im zunehmenden Maß biologische Vor-
bilder. Dieser Trend wird sich beim gegenwärtig stattfin-
denden Übergang der Mikro- zur Nanotechnik rasant
verstärken. Ein Beispiel ist der aus nur wenigen Proteinen
bestehende „Geißelmotor“ einiger flagellentragender Bak-
terien. Photooptisch aktive Biopolymere (z. B. Bakterio-
rhodopsine) werden derzeit für die optische Informations-
speicherung und -verarbeitung weiterentwickelt.
Informationsbionik 
Die Entwicklung von Parallelrechnern und „neuronalen
Schaltkreisen“ hat entscheidende Anregungen aus der
Neurobiologie und der Biokybernetik erhalten. In den
nächsten Jahren ist mit einer verstärkten Kooperation zum
Nutzen beider Disziplinen zu rechnen.Die Evolutionstech-
nik versucht, die Verfahren der natürlichen Evolution der
Technik nutzbar zu machen.Insbesondere bei hochkomple-
xen Systemen bietet die experimentelle Entwicklung per
Evolutionsbionik (trial and error) eine interessante Alter-
native. Die moderne Biowissenschaft könnte auch neue
Ansatzpunkte zur Überwindung absehbarer Leistungs-
grenzen in der Informationstechnik bieten. Biomolekulare
Bau- und Funktionsprinzipien der Natur werden mit Bau-
steinen und Technologien der Mikroelektronik kombiniert,
was zur Entwicklung neuer Bauelemente geführt hat. Bei-
spiele hierfür sind DNA-Chips für die Genomanalyse,Pep-
tidchips für die Proteomanalyse, Neurochips oder Neuron-
Silizium-Bauelemente.
Die Fülle an Beispielen über Prinzipien der Natur, die
für Ingenieure von Interesse sind, machen bereits deutlich,
welchen Wert die biologische Vielfalt auch für unsere mo-
derne Technologieentwicklung hat. Dieser Wert wird aller-
dings in der Regel unterschätzt bzw. erst gar nicht berück-
sichtigt,da er nur sehr schwer in Geldbeträgen ausdrückbar
ist. Die Entwicklung ökonomischer Methoden für die Er-
fassung dieser Werte ist daher eine wichtige Forschungsauf-
gabe (Kap. J 3.2.3), um die biologische Vielfalt besser „in
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schaftliche Anwendungsfelder ausgerichtete Projekt
„Technik zur Entschlüsselung und Nutzung biologi-
scher Baupläne“. Es ist zu erwarten, daß die derzeit
laufende Ergebnisevaluation der vergangenen 5jäh-
rigen Förderperiode positiv ausfällt und eine Emp-
fehlung für eine grundsätzliche Fortsetzung darstel-
len sollte.
D 3.3.6
Rechtliche Rahmenbedingungen und
sozioökonomische Aspekte der Bioprospektierung 
Das Konfliktpotential zwischen den Naturstoffe lie-
fernden Entwicklungsländern und global agierenden
Unternehmen, die ein Interesse an diesen Ressour-
cen haben,ist erheblich.Verschiedene Konventionen
befassen sich direkt oder indirekt mit der Koopera-
tion zwischen den Herkunftsländern biologischer
Vielfalt und den Industrieländern bzw. den jeweili-
gen an der Nutzung interessierten Akteuren.
Mit der Biodiversitätskonvention (CBD) wurde
der völkerrechtliche Rahmen für die nachhaltige
Nutzung genetischer Ressourcen geschaffen
(WBGU,1996a;Kap.I 3).Die Souveränität der Staa-
ten über die biologische Vielfalt als natürliche
Ressource wird explizit bestätigt, gleichzeitig aber
soll der Zugang zur biologischen Vielfalt grundsätz-
lich erleichtert werden.Um beides zu erreichen,wird
die Nutzung genetischer Ressourcen an allgemeine
Auflagen (vorherige Information und Zustimmung
des Herkunftslandes:PIC – Prior Informed Consent,
MAT – Mutually Agreed Terms) gebunden.Die kon-
krete Ausgestaltung der Kooperationsvorhaben
bleibt den Anbietern und Nutzern der biologischen
Vielfalt überlassen. Seit Inkrafttreten der CBD wur-
den eine Reihe nationaler und regionaler Bestim-
mungen in den Herkunftsländern genetischer Res-
sourcen entwickelt, die eine generell hohe Erwar-
tungshaltung in den neuen Markt der Bioprospektie-
rung widerspiegeln und die darüber hinaus die
Erforschung und Verwertung biologischer Vielfalt an
komplexe administrative Prozeduren binden. Vor
diesem Hintergrund und aufgrund der Tatsache, daß
Bioprospektierung zur Erhaltung biologischer Viel-
falt und zu ihrer nachhaltigen Nutzung beitragen
kann, ist die gegenwärtige Verhandlung von Richtli-
nien (guidelines, best practices) für den Zugang zu
genetischen Ressourcen und Ausgleichsmaßnahmen
im Rahmen der CBD eine begrüßenswerte Entwick-
lung.Ziel ist es,eine allgemeine,von Herkunfts- und
Nutzerländern gleichermaßen akzeptierte Basis für
die Vertragsgestaltung der Prospektierungsvorhaben
zu vereinbaren, die Anreize für Investitionen in die
Biodiversitätsforschung und für umfassende Erhal-
tungsprogramme schafft.Hierbei muß berücksichtigt
werden, daß Bioprospektierung ein sehr dynami-
sches Entwicklungsfeld ist und die Anforderungen,
sowohl an die Naturstoffe anbietenden als auch die
nachfragenden Parteien, in Abhängigkeit von dem
jeweiligen Vorhaben, sehr unterschiedlich sein kön-
nen.In den vorgesehenen Rahmenrichtlinien ist des-
halb ein ausreichender Gestaltungsspielraum für die
Kooperationspartner vorzuhalten.
Costa Ricas Nationales Institut für Biodiversität
(INBio,gegründet 1989) erfüllt die genannten Krite-
rien für eine nachhaltige Strategie der Bioprospek-
tierung zur Zeit relativ gut und gilt als erfolgreiches
Projekt eines biodiversitätsreichen Landes, aktiv am
Ausbau des Marktes für die biologische Vielfalt teil-
zunehmen (WBGU,1996a).INBio ist eine halbstaat-
liche Non-Profit-Organisation, die Naturschätze des
Landes erforschen, bewahren und ihre nachhaltige
Nutzung fördern soll (Chapela,1994).INBio betreibt
Kooperationsprojekte mit Pharmaunternehmen aus
Industrieländern (Merck & Co., Sharp, Dohme;
WBGU,1996a),wobei Naturstoffproben nicht nur an
die Interessenten weitergeleitet, sondern von INBio
bereits klassifiziert und einem ersten Wirkstoffscree-
ning zugeführt werden. Die Information über die je-
weilige genetische Ressource und weiteres Material
werden kodifiziert,um einer späteren Nachfrage ent-
sprechen zu können. Für die komplexen Interaktio-
nen von Bioprospektierungsprogrammen, insbeson-
dere zwischen technologisch unterschiedlich entwik-
kelten Ländern, kann das Programm von INBio in
mancher Hinsicht als beispielhaft angesehen werden.
Die Arbeit von INBio verläuft in enger Absti-
mung mit den für den Naturschutz verantwortlichen
Behörden Costa Ricas.INBio verpflichtet sich,einen
Teil der finanziellen Rückflüsse aus den Forschungs-
und Entwicklungskooperationen direkt für Natur-
schutzvorhaben abzuführen.Transparenz und die di-
rekte Kopplung des Vorteilsausgleichs an die natio-
nale Kapazitätenförderung und den Biosphären-
schutz – in Form von Technologietransfer und finan-
zieller Teilhabe – sind wichtige Voraussetzungen für
den langfristigen Erfolg von Bioprospektierung und
Zugangsregelungen.
Ein weiteres Projekt, das insbesondere Latein-
amerika betrifft, ist das International Cooperative
Biodiversity Group Programme (ICBG), das in ein
vom US-amerikanischen National Institute of He-
alth (NIH) gefördertes Entwicklungsprogramm inte-
griert ist und sich mit der Erhaltung biologischer
Vielfalt,nachhaltiger Entwicklung und menschlicher
Gesundheit befaßt. Das ICBG setzt den Schwer-
punkt auf die Prospektierung medizinischer Pflan-
zen, insbesondere unter Berücksichtigung traditio-
nellen Wissens indigener und lokaler Gemeinschaf-
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Von den vielen weltweit initiierten Projekten
seien einige Bioprospektierungsprogramme er-
wähnt, die ausschließlich biologische Ressourcen im
nordamerikanischen Yellowstone-Park als Untersu-
chungsziel haben. Sie können als Beispiel dafür gel-
ten,daß Bioprospektierung auch in den entwickelten
Ländern erfolgen kann und dort teilweise mit ähnli-
chen Problemem konfrontiert ist wie in den Entwick-
lungsländern. Dies betrifft die politischen Aspekte
und insbesondere die juristische Regelung der Ab-
läufe. Beispielhaft ist die Geschichte von Thermus
aquaticus, einem thermophilen Bakterium, das 1966
in einer der vielen heißen Quellen des Yellowstone-
Parks entdeckt wurde. 1980 machte Th. aquaticus
Schlagzeilen, als die US-amerikanische Firma Cetus
eine neue molekularbiologische Nachweismethode
von genetischem Material, die sog. Polymeraseket-
tenreaktion (PCR), entwickelte. Die Hitzestabilität
dieses Bakteriums und seiner Enzyme (Taq-Polyme-
rase) prädestinieren es für den Einsatz bei den unter
höheren Temperaturen ablaufenden Polymerisie-
rungszyklen der PCR. Zur Zeit hält die Firma Hof-
mann La Roche die Patente und verdient an der
PCR pro Jahr in der Größenordnung von mehreren
Mio.US-$.Die Firma erwartet für das Jahr 2000 Ein-
nahmen von ca.1 Mrd.US-$.
Fazit und Ausblick
Die Debatte um die Entwicklungschancen sowie die
ökologischen Auswirkungen der Nutzung biologi-
scher Vielfalt auf die Natur ist inzwischen stark pola-
risiert. Entsprechend verschieden bis widersprüch-
lich sind die Argumente der interessierten Akteure.
Viele Herkunftsländer haben z.B.eine generell hohe
und in mancher Hinsicht ungerechtfertigte Erwar-
tung an die Entwicklungschancen durch Bioprospek-
tierung. Um die Diskussion zu versachlichen und ei-
nen langfristigen Interessenausgleich zu fördern,der
sowohl die Entwicklungschancen der Nachfrager als
auch der Anbieter biologischer Vielfalt berücksich-
tigt, sollten differenzierte Markt- und Industriestu-
dien und die Auswertung repräsentativer Projekte
gefördert werden. Dies könnte zur Klärung der vom
angeblichen „Bioprospektierungsboom“ ausgehen-
den Erwartungen und Folgen beitragen und wichtige
Voraussetzung für die Entwicklung differenzierter
Erhaltungsstrategien schaffen.
Die Bioprospektierung biologischer Vielfalt bie-
tet nicht nur für die Pharmazie,sondern auch für an-
dere Industriezweige wie z.B.die Landwirtschaft,die
chemische Industrie und für ingenieurtechnische An-
wendungen große Potentiale. Neben dieser Unter-
scheidung nach Anwendungsfeldern ist eine getrenn-
te Betrachtung der Produktionsverfahren notwen-
dig. Es muß klar unterschieden werden, ob die Pro-
spektierung sich auf Biomasse,auf Biomoleküle und
deren Gene oder auf Konstruktionsprinzipien rich-
tet, da die ökologischen Auswirkungen der jeweili-
gen Bioprospektierungsprojekte sehr unterschied-
lich sein können.
Diese notwendige Differenzierung und die daraus
folgenden Implikationen lassen ein wichtiges Defizit
der politikrelevanten Forschung deutlich werden: In
der Literatur wird vielfach nur recht allgemein auf
den neuen Aufschwung der Naturstofforschung hin-
gewiesen.Ob diese generelle Prognose zutrifft und in
welchen Industriezweigen ein besonderer Nutzen zu
erwarten ist, läßt sich zur Zeit nicht klar bestimmen.
Gleichzeitig ist für eine Bewertung der Bioprospek-
tierung hinsichtlich ihrer ökologischen Auswirkung,
der künftigen ökonomischen Bedeutung und der
Durchsetzungsfähigkeit gegenüber anderen Nut-
zungsformen (z.B.Holznutzung in tropischen Regio-
nen) grundlegende Forschung notwendig, vor allem
angesichts des konkurrierenden Nutzungsdrucks
und der Loslösung der biotechnologischen Verfah-
ren in der Naturstofforschung vom Rohstoff der Bio-
masse. Auf den z. T. erheblichen Forschungsbedarf
wird in Kap.J 1.3 näher eingegangen.
Für einen verantwortungsvollen Umgang mit Bio-
prospektierung sind folgende Punkte von besonde-
rer Bedeutung:
• Durch geeignete Bestimmungen über den Zugang
zu und die Nutzung von biologischen Ressourcen
sowie Vereinbarung von Maßnahmen des Vor-
teilsausgleichs (benefit sharing) kann Bioprospek-
tierung wirtschaftliche Entwicklungsinteressen
sowohl in den Herkunfts-,als auch in den Nutzer-
ländern fördern. Gleichzeitig bietet der Rückfluß
von Gewinnen in die Herkunftsländer eine große
Chance zur Erhaltung der biosphärischen Potenti-
ale und ihrer fortgesetzten, nachhaltigen Nutzung
in den Herkunftsländern.Um diese Chancen opti-
mal nutzen zu können ist eine Integration vor Ort
im Sinn des bioregionalen Managements zu befür-
worten (Kap.E 3.9).
• Aufgrund der langen Entwicklungszeiträume, der
hohen Investitionskosten und der damit verbun-
denen wirtschaftlichen Unsicherheiten von pro-
spektierenden Unternehmen sollten die Erwar-
tungen der Herkunftsländer aber weniger auf
kurzfristige finanzielle Vorteile, als vielmehr den
Ausbau des Technologietransfers und die generel-
le Stärkung nationaler Kapazitäten ausgerichtet
sein.Dabei sind in den Herkunftsländern transpa-
rente, politisch stabile Strukturen für die Investo-
ren – insbesondere für junge Unternehmen – zum
Aufbau langfristig erfolgreicher Kooperationsvor-
haben unverzichtbar.
• In den bioprospektierenden Ländern könnte es
hilfreich sein, Institutionen zu fördern, die die In-
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der Bioprospektierung und die Anbahnung von
Kooperationen mit privaten Nutzern betreiben.In
Deutschland bietet sich an,über das entsprechen-
de Sektorvorhaben der GTZ einen Schwerpunkt
„Bioprospektierung“ zu unterstützen.
Die Bioprospektierung steht derzeit im Zentrum ei-
ner lebendigen und teilweise polarisierten öffentli-
chen Debatte. Die wichtigen politischen Implikatio-
nen der Bioprospektierung und die diesbezügliche
Umsetzung der CBD werden in Kap. I 3.2 näher be-
trachtet. Im Vordergrund stehen dabei zur Zeit Fra-
gen der Ausgestaltung des Vorteilsausgleichs und
eine mögliche Vereinbarung von Rahmenrichtlinien,
die die bilateralen Kooperationsverträge ergänzen
sollen.
D 3.4
Agrarbiodiversität: Funktion und Bedrohung im
globalen Wandel
D 3.4.1 
Landwirtschaft und biologische Vielfalt – ein
Widerspruch in sich? 
Die Erfolgsgeschichte moderner Landwirtschaft,be-
legt durch eine enorme Steigerung der Erträge, be-
ruht auf vier Faktoren:(1) der Dominanz einiger we-
niger Arten im Agrarsystem; (2) der Dominanz von
wenigen, leistungsfähigen Genotypen innerhalb der
Arten; (3) der Schaffung optimaler Bedingungen für
die gewählten Arten und Genotypen und (4) der im-
mer weiteren Verbreitung von Agrarsystemen, für
die die Punkte (1) bis (3) charakteristisch sind.
Die großen Ertragssteigerungen in der Landwirt-
schaft beruhen zu einem erheblichen Teil darauf,daß
die Biomasseproduktion bestimmter Komponenten
auf Kosten anderer erhöht werden konnte.So wurde
zum Beispiel in der Getreidezüchtung das Verhältnis
von Korn zu Stroh stark zugunsten des Kornertrages
verschoben. Das Anbausystem wird so gelenkt, daß
ein Großteil der Photosyntheseaktivität pro
Flächeneinheit ebenfalls der Kornbildung des Wei-
zens zugute kommt (durch die Ausschaltung von
Konkurrenz um Licht, Wasser und Nährstoffe). Von
Kritikern wird allerdings angeführt,daß die Systeme
bezüglich des Kalorienertrags pro Flächeneinheit oft
nicht produktiver geworden sind (z.B.Shiva,1992).
Man kann diese Vorgänge auch anders beschrei-
ben: durch aktive Verringerung der biologische Viel-
falt auf der Fläche (Bodenbearbeitung,Ansaat, Un-
krautvernichtung, Schädlingsbekämpfung) wird eine
einzelne Komponente gezielt gefördert. Damit wird
deutlich, daß die Landbewirtschaftung grundsätzlich
in einem gewissen Spannnungsverhältnis zu dem An-
liegen steht, biologische Vielfalt zu erhalten. Ande-
rerseits haben 10.000 Jahre Landwirtschaft auch
Vielfalt hervorgebracht, die sonst nicht existieren
würde:die sog.Agrarbiodiversität.Darunter versteht
man die Vielfalt aller Organismen in Agrarökosyste-
men und die Vielfalt dieser Systeme selbst.
In der Diskussion über biologische Vielfalt wer-
den in der Regel drei Ebenen unterschieden: die ge-
netische Vielfalt (d.h.die Vielfalt innerhalb der Art),
die Artenvielfalt und die Vielfalt der Ökosysteme
(Kasten B-1).In diesem Kapitel werden die Funktio-
nen, die Gefährdung und Erhaltungsstrategien von
Gen- und Artenvielfalt in der Landwirtschaft disku-
tiert. Agrarbiodiversität auf der Ökosystem- und
Landschaftsebene wird in Kap. E 3.3.4 am Beispiel
intensiv genutzter Agrarökosysteme behandelt.
Während die Landwirtschaft die Anzahl der Ar-
ten pro Flächeneinheit gegenüber einer unbearbeite-
ten Referenzfläche fast immer reduziert (und damit
massiv zum Artensterben beiträgt) hat sie anderer-
seits eine erstaunliche genetische Vielfalt hervorge-
bracht (mit zum Teil >100.000 verschiedenen Sorten
pro Art). Ein Dilemma besteht nun darin, daß die
„moderne“ Landwirtschaft in Gefahr ist, eine ihrer
Erfolgsgrundlagen zu vernichten nämlich die reich-
haltige Vielfalt existierender Kulturpflanzen und
Haustiere (Miller et al.,1995).
Obwohl es Diskussionen über das tatsächliche
Ausmaß dieser Gefahr gibt, ist der Trend ungebro-
chen: die Agrarbiodiversität nimmt ab. Daher gilt es,
folgende Fragen zu beantworten:
• Welche Faktoren beeinflussen die Agrarbiodiver-
sität?
• In welchem Ausmaß ist Agrarbiodiversität gefähr-
det?
• Welche Funktionen hat Biodiversität in landwirt-
schaftlichen Systemen ?
• Welche Maßnahmen müssen gegebenenfalls er-
griffen werden, um Agrarbiodiversität zu erhal-
ten?
• Wo besteht Forschungs- und Handlungsbedarf?
Einige weitere Definitionen sind hier notwendig:
Unter agrargenetischen Ressourcen ist der Teil der
biologischen Vielfalt zu verstehen, der „die Men-
schen nährt und gleichzeitig durch die Menschen ge-
pflegt wird“ (FAO,1996b).Diese Definition ist nicht
nur von akademischer, sondern vor allem von politi-
scher Bedeutung: agrargenetische Ressourcen wer-
den in den relevanten internationalen Abkommen
anders behandelt als die übrigen Komponenten der
Biodiversität (Biodiversitätskonvention, Kap. I 3.1;
IUPGR der FAO, Kap. I 3.3.2.2). Aus diesem Ver-
ständnis von agrargenetischen Ressourcen leitet sich
für die FAO die Priorität von Erhaltungsmaßnahmen
ab.Dafür gibt es drei Möglichkeiten:in der Natur (in82 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
situ), auf dem Acker (on farm) und in Samen- oder
Genbanken (ex situ).
Gollin und Smale (1999) fassen agrargenetischen
Ressourcen als „latente Biodiversität“ auf und wei-
sen ihnen damit eine Funktion als Reserve zu,auf die
im Bedarfsfall zurückgegriffen werden kann. Sie er-
gänzt damit diejenigen Komponenten von Vielfalt,
die im Agrarsystem aufgrund ihrer ökologischen
oder ihrer Produkteigenschaften tatsächlich genutzt
werden (aktuelle Agrarbiodiversität). Die Diskussi-
on über Funktionen, Wert und Gefährdung von
Agrarbiodiversität muß die Verschiedenheit dieser
Ansätze berücksichtigen.Im folgenden wird deshalb
unterschieden zwischen genetischen Ressourcen (la-
tenter Agrarbiodiversität) und genutzter (aktueller)
Agrarbiodiversität.
Entwicklung genetischer Vielfalt in Raum
und Zeit
Die Abb. D 3.4-1 veranschaulicht das Standardmo-
dell der Entwicklung der genetischen Vielfalt inner-
halb einer Art vom Beginn der Domestikation (die
einen ersten „Flaschenhals“ darstellt und genetische
Vielfalt sehr stark einschränkt) über die maximale
genetische Vielfalt (sehr viele lokal adaptierte Land-
rassen) bis hin zur Minimierung genetischer Vielfalt
in der industriellen Landwirtschaft. Die heutigen
Agrarsysteme befinden sich auf unterschiedlichen
Niveaus der Entwicklungsskala.
Die im Standardmodell dargestellte Entwicklung
dominiert die Diskussion,seit Frankel (1970) und an-
dere darauf aufmerksam gemacht haben, daß Land-
sorten und -rassen mit alarmierender Geschwindig-
keit verloren gehen. Grundlinien der Diskussion um
diese Entwicklung sind:
• Läuft der Prozeß von Entstehung und Verlust ge-
netischer Vielfalt tatsächlich so ab? Das Modell
wurde im wesentlichen aus Beobachtungen in Eu-
ropa und den USA abgeleitet; hier beschreibt es
die Prozesse dementsprechend präzise. Brush
(1995) fand aber zum Beispiel bei drei Fallstudien
in Diversitätszentren (für Mais, Kartoffeln und
Weizen), daß die Adoption moderner Sorten so-
wie die Anwendung von mineralischem Dünger
und Pestiziden nicht mit dem Verlust alter Land-
sorten einhergeht. Die traditionellen Sorten wer-
den weiter erhalten,weil sie Eigenschaften aufwe-
sen,die den modernen Sorten fehlen.
• Stellt der Verlust von aktueller Diversität im Feld
ein Problem dar oder nicht ?
• Wird mit der Anzahl von morphologisch unter-
scheidbaren Landsorten überhaupt das angemes-
sene Diversitätsmaß verwendet? Es wird vielfach
argumentiert, daß die systematische Pflanzen-
züchtung in einer einzigen Sorte die günstigen Al-
lele aus sehr vielen Landsorten kombiniert hat.
• Ist die Erhaltung der gesamten genetischen Viel-
falt (als Ressource) ein finanzierungswürdiges
Ziel ? 
Um diese Fragen im Hinblick auf die genetische Viel-
falt und Artenvielfalt als Bestandteile der Agrarbi-
odiversität zu diskutieren und Maßnahmen zu deren
Erhaltung abzuleiten, werden die Funktionen und
der Zustand von Agrarbiodiversität der Gefährdung
von Agrarbiodiversität im Rahmen von global be-
deutsamen Problemkomplexen gegenübergestellt.
D 3.4.2
Funktionen und Bedeutung von Agrarbiodiversität
Die Komponenten biologischer Vielfalt in den
Agrarökosystemen verhalten sich nicht grundsätz-
lich anders als in anderen Ökosystemen (Kap. D 2).
Die Schwierigkeit bei der Untersuchung der „Funk-
tionen“ von Agrarbiodiversität besteht darin, daß
bisher den Funktionen einzelner Komponenten von
Vielfalt im Agrarökosystem nur dann eine Bedeu-
tung zugestanden wurde (Kap E 3.3.4), wenn sie die
Produktivität des agrarischen Systems beeinflussen.
So wird beispielsweise die Fähigkeit eines Hyperpa-
rasiten X, die Anzahl des Parasiten Z zu begrenzen,
im Agrarökosystem als positiver Beitrag der Viel-
faltskomponente X gewertet („biologische Kontrol-
le“). Hingegen wird die Eigenschaft von der Pflanze
A („Unkraut“),die Anzahl der angebauten Kulturart
B zu vermindern, als Ursache für Ertragsverlust
Abbildung D 3.4-1
Modell des Zustands der genetischen Diversität einer Art im
Zeitverlauf der Entwicklung.Landsorten werden durch
„moderne“ Sorten ersetzt.Sie fallen aus dem Anbau heraus
und werden zur „latenten“ Biodiversität,wenn sie als
genetische Ressourcen erhalten werden (schraffierte Fläche).
Quelle:WBGU,1999a
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wahrgenommen und A damit nicht als Komponente
mit „Funktion“,sondern als Störung aufgefaßt.
Daraus ergibt sich,daß aktuelle Biodiversität teil-
weise bewußt eliminiert oder substituiert wird. Für
die Nichtnutzung von Agrarbiodiversität gibt es
demnach drei Erklärungen:
1. der Beitrag der Komponente ist negativ,
2. der mögliche positive Beitrag der Komponente ist
nicht bekannt,
3. auf den positiven Beitrag der Komponente wird
verzichtet, weil er zu teuer ist oder billiger ersetzt
werden kann (Kap.D 3.4.4).
Um diese „Funktionen“ besser analysieren zu kön-
nen, schlagen Vandermeer und Perfecto (1995) vor,
Agrarbiodiversität in geplante (planned biodiversi-
ty) und assoziierte Diversität (associated biodiversi-
ty) zu unterteilen.Als geplante Biodiversität werden
diejenigen Komponenten bezeichnet, die bewußt in
ein Agrarökosystem eingebracht und dort gepflegt
werden. Unter dem Begriff assoziierte Diversität
faßt man dagegen alle anderen Arten zusammen,die
das System besiedeln (z. B. die Vielfalt der Bodenle-
bewesen).Eine Beschreibung sämtlicher Wechselbe-
ziehungen innerhalb von Agrarökosystemen auf der
Artenebene ist nicht möglich,so daß das Konzept der
funktionellen Gruppen entwickelt wurde. Darunter
versteht man:
• Gruppen von Arten, die ökologisch ähnliche
Funktionen haben (z.B.Nitrifizierer oder Destru-
enten),
• Interaktionen zwischen Arten (z. B. Wirt-Parasit-
Beziehungen),die als „Community Processes“ be-
trachtet werden.
Ökologische Funktion von
Agrobiodiversität 
Geplante Biodiversität
In den meisten Anbausystemen werden verschiede-
ne Kulturpflanzenarten gezielt kombiniert, d. h. sie
werden entweder nacheinander oder nebeneinander
angebaut.Dieses geschieht einerseits,um verschiede-
ne Produkte zu erzeugen, andererseits sollen ver-
schiedene ökologische Effekte erzielt werden, bei-
spielsweise Erosionsschutz, Bodenlockerung durch
Anbau von Tiefwurzlern,Unterdrückung von Patho-
genen oder Stickstoffakkumulation (Vandermeer,
1989).Es ist sehr wahrscheinlich,daß die ökologische
Stabilität und die Nachhaltigkeit der Nutzung deut-
lich erhöht werden könnte, wenn Anbausysteme mit
einer größeren geplanten Biodiversität entwickelt
würden (Olson et al.,1995;Piper,1999).
Assoziierte Biodiversität
In Agrarökosystemen versucht man, den bewußt ge-
nutzten Vielfaltskomponenten optimale Bedingun-
gen zu schaffen.Die Eingriffe ins System,die zu die-
sem Zweck vorgenommen werden,haben fast immer
auch Auswirkungen auf die assoziierte Biodiversität.
So führt zum Beispiel die Gabe von löslichem Phos-
phor zu Weizen zu einem Rückgang der Besiedlung
mit Mycorrhiza um das zwei- bis dreifache (Rooper
und Ophel-Keller,1997).Sehr häufig sind es die spe-
zifischen ackerbaulichen Eingriffe, die den größten
Einfluß auf die assoziierte Biodiversität haben, wie
der Einsatz des Pflugs auf die Bodentiere oder der
Einsatz von Agrochemikalien auf Mikroorganismen
und Begleitpflanzen. Man könnte vermuten, daß es
ausreichend ist,wenn pro „Aufgabe“ eine Art vertre-
ten ist, da es zunächst darauf ankommt, daß diejeni-
gen „community processes“ ablaufen können,die zur
agrarischen Produktivität beitragen. Aufgrund der
Heterogenität des Systems, der wechselnden Um-
weltbedingungen und der Substratvielfalt ist es aber
kaum denkbar, daß ein solches System dauerhaft
funktioniert (Kap. D 2). Natürliche Systeme mit
Monokulturen sind eher die Ausnahme. Dennoch
können für Agrarökosysteme bis jetzt keine allge-
meinen Aussagen darüber getroffen werden, ob ein
hoher Grad an Biodiversität das System stabilisiert
oder destabilisiert (Kennedy, 1999). Es gibt jedoch
viele Beispiele dafür, daß Komponenten von assozi-
ierter Biodiversität systemstabilisierende Beiträge
liefern.
Infraspezifische bzw. genetische Vielfalt
(Sortenebene)
Die Nutzung von identischen Genotypen über Jahre
oder auf großen Flächen sowie große Zahlen von
Haustieren auf kleinem Raum machen Ökosysteme
anfällig für Schädlinge und Krankheiten. Mit dem
Ausbruch der Krankheit „Southern Corn Leaf
Blight“ auf Maishybriden in den USA 1969/70 (Ka-
sten D 3.4-1; WBGU, 1998a) erfolgte erstmals eine
öffentliche Diskussion außerhalb von Expertenkrei-
sen und die Problematik der „genetischen Anfällig-
keit“ (genetic vulnerability) drang ins öffentliche Be-
wußtsein. Von genetischer Anfälligkeit spricht man,
wenn in einer Region ein Genotyp vorherrscht, der
anfällig für eine Krankheit,einen Erreger oder abio-
tischen Streß ist und wenn dieses in seiner geneti-
schen Konstitution begründet liegt (NRC,1993).
Eine wichtige ökologische Funktion der Vielfalt
auf Sortenebene ist es, diese Anfälligkeit geringzu-
halten. In diesem Zusammenhang wird immer wie-
der auf die Vorteile alter Landsorten verwiesen. Es
liegen allerdings nur wenige Informationen über die
Genetik von Landsorten vor (Zeven,1998).Am Bei-
spiel der Gerste läßt sich zeigen, daß die Ergebnisse
von der jeweiligen Wahl des Materials und der Me-
thode abhängen.So fanden Petersen et al.(1994) mit
molekularen Markern zwar bei Wildgersten (ssp.84 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
spontaneum) eine größere genetische Vielfalt als im
untersuchten Sortiment moderner Sorten(ssp.vulga-
re), die Vielfalt im Landsortensortiment war aber
eher geringer als bei den aktuellen Sorten. Nevo et
al. (1986) fanden dagegen bei angebauten Gersten-
sorten des mittleren Ostens einen höheren Grad an
Diversität von morphologischen Merkmalen als bei
wilder Gerste.Tatsächlich aber hat die genetische Di-
versität innerhalb einzelner Sorten oder zwischen
den Sorten einer Region an sich keinen Einfluß auf
die genetische Anfälligkeit.Entscheidend sind die je-
weiligen Eigenschaften, nicht der „Verwandschaft-
grad“. Nicht morphologische oder molekulare Mar-
ker,Verwandschaftsgrade oder Heterogenitätsdaten
sind von Bedeutung, sondern die jeweiligen Merk-
male, z. B. Resistenzeigenschaften. Genetische Viel-
falt, wie sie in und zwischen alten Landsorten vor-
liegt, bedeutet nicht per se verbesserte Resistenz
oder Toleranz.Da aber Landsorten durch fortgesetz-
te Selektion über lange Zeiträume an die spezifi-
schen Verhältnisse des jeweiligen Standortes ange-
paßt wurden, besitzen sie oft entsprechende Resi-
stenzen und Toleranzen.
In Ländern mit hochentwickeltem Saatgutsystem
ersetzte die sog. zeitliche Diversität die genetische
Vielfalt auf der Fläche (Duvick, 1984). Eine Sorte
wird nach einigen Jahren,z.B.wenn ihre Resistenzen
nicht mehr wirksam sind, durch eine andere ersetzt.
Die räumliche Biodiversität wird durch eine zeitliche
Biodiversität ersetzt.
Der Stellenwert genetischer Vielfalt im Agraröko-
system hat sich im Laufe dieses Prozesses geändert.
Systematische Pflanzenzüchtung kombiniert die
wertvollsten Eigenschaften aus genetisch diversem
Material und erreicht damit meist deutlich höhere
Resistenzniveaus (z. B. über Genpyramidisierung).
Genetische Vielfalt erfüllt dann ihre agrarsystemare
Funktion, nämlich die Verminderung von Krankhei-
ten und Streßanfälligkeit,nicht mehr im zeitgleichen,
räumlich verteilten Anbau. Statt dessen wird sie zu
einem Reservoir für einzelne wertvolle Eigenschaf-
ten, die immer wieder neu kombiniert werden kön-
nen,also zur genetischen Ressource.
Wie das Beispiel der Southern Corn Leaf Blight
(Kasten D 3.4-1) zeigt, kann die geringe genetische
Diversität zum vermehrten Auftreten von Krankhei-
ten und der massenhaften Verbreitung von Schader-
regern führen. Daher ist auch heute zur Ertragssi-
cherung die räumliche Anordnung mehrerer Sorten
notwendig.
Folgerungen
Es gibt drei verschiedene Kategorien von Funktio-
nen, die die einzelnen Komponenten von Agrarbi-
odiversität erfüllen können,nämlich 
1. ökologische Funktionen am Standort (aktuelle
Biodiversität),
2. Funktionen als Lieferanten verschiedenartiger
Produkte oder Leistungen (aktuelle Biodiversi-
tät) 
3. Funktionen als genetische Ressourcen,d.h.als In-
formationsspeicher bzw. als „Rohstoff“, z. B. für
den Züchtungsprozeß (latente Biodiversität).
Während aktuelle Agrarbiodiversität unmittelbar
positive Beiträge zur Produktivität des Systems lie-
fert und deshalb vom Landwirt gepflegt wird,ist dies
bei der latenten Agrarbiodiversität in der Regel nicht
der Fall (es sei denn,der Landwirt ist auch Züchter).
Je mehr Agrarbiodiversität aus der aktiven Nutzung
herausfällt, desto größer wird der Aufwand, der für
die Erhaltung der dann zur genetischen Ressource
gewordenen Agrarbiodiversität getrieben werden
muß. Gleichzeitig müssen auch die nunmehr fehlen-
den ökosystemaren Leistungen der Biodiversität er-
setzt werden.Auf der Ebene der landwirtschaftlichen
Produktion geschieht dies durch sog. „externe
Inputs“ wie zum Beispiel Pestizide, die letztlich erst
dadurch notwendig werden, daß große Flächen von
wenigen Sorten nur einiger Kulturarten bestanden
sind.Auf der Ebene der verarbeitenden Industrie gilt
entsprechendes: je mehr Nahrungsmittel nicht frisch
verzehrt, sondern industriell verarbeitet werden, de-
sto mehr werden große einheitliche Chargen „Roh-
materials“ nachgefragt.Fehlende geschmackliche In-
tensität beispielsweise, die oft eine Folge der Züch-
tung auf Höchsterträge ist, kann bei industrieller
Kasten D 3.4-1
Genetische Anfälligkeit (genetic vulnerability)
In der 50er und 60er Jahren begann in den USA der
großflächige Anbau von Maishybridsorten, wobei 85% der
Hybriden das sog.Texascytoplasma enthielten. Dieses ver-
leiht der Trägerpflanze die männliche Sterilität, welche zur
Erzeugung der Hybriden notwendig ist. 1969/1970 kam es
bei den Sorten mit Texascytoplasma zur epidemieartigen
Ausbreitung der Krankheit Southern Corn Leaf Blight,von
der Maissorten mit normalem Plasma nicht betroffen wa-
ren.Es stellte sich heraus,daß männliche Sterilität und An-
fälligkeit gegenüber dem Erreger Bipolaris maydis, Rasse
T, beide auf das Produkt eines Mitochondriengens,Turf 13,
zurückgehen.
In diesem Beispiel war das Problem weder die Hybrid-
technologie per se noch die Uniformität oder geringe gene-
tische Distanz der Hybriden,sondern die weite Verbreitung
von Turf 13. Die genetische Disposition der Maishybriden
war hier in der „genetischen Monokultur“ in bezug auf An-
fälligkeit gegenüber Southern Corn Leaf Blight begründet.85 Agrarbiodiversität: Funktion und Bedrohung D 3.4
Weiterverarbeitung durch Zusatzstoffe ersetzt wer-
den.
Je weniger Vielfalt wiederum es in der industriel-
len Struktur der aufnehmenden Hand gibt,desto ge-
ringer ist in der Regel die Diversität an Verfahrens-
weisen und Produktionsmethoden, was wiederum
die Nachfrage nach diversen Qualitäten verringert.
Maßnahmen zur Verminderung der negativen ex-
ternen Effekte der Landwirtschaft sowie Initiativen
des Handels mit dem Ziel, hochwertige Frischpro-
dukte anzubieten,wirken sich deshalb oft ganz direkt
auf die Nutzung von Agrarbiodiversität aus. So sind
Systeme des biologischen Landbaus fast ausnahms-
los deutlich vielfältiger als konventionelle Systeme.
Der Biolebensmittelhandel bietet häufig mehrere
Sorten von Getreide- oder Leguminosenarten an,wo
normale Supermärkte nur je eine Variante führen.
Dort,wo Landwirtschaft und Gartenbau kein ori-
ginäres Interesse mehr an einer Sorte oder Art ha-
ben, besteht akute Verlustgefahr. Die nunmehr zur
„latenten Agrarbiodiversität“ gewordene Kompo-
nente muß in situ, on farm oder ex situ erhalten wer-
den, wenn sie nicht unwiederbringlich verloren ge-
hen soll. Die Diskussion über Agrarbiodiversität
konzentriert sich derzeit auf zwei Fragen,nämlich 
1. ob In-situ- bzw. On-farm-Erhaltung oder Ex-situ-
Konservierung vorzuziehen sei,und 
2. wie die Erträge aus der Nutzung genetischer Res-
sourcen zu verteilen seien (Kap.I 3.1).
Es muß aber bedacht werden, daß die Erhaltung ge-
netischer Ressourcen auch bei optimaler Organisati-
on immer nur den Charakter einer Vorsorgemaßnah-
me hat. Die größte Herausforderung liegt in folgen-
der Frage:
Wie kommt eine möglichst vielfältige agrarische
Produktion zustande, die die ökologischen Funktio-
nen von Agrarbiodiversität aktiv nutzt und damit so-
wohl die negativen Umweltauswirkungen der Land-
wirtschaft minimiert als auch hochwertige und viel-
fältige Produkte liefert? 
D 3.4.3 
Zustand der Agrarbiodiversität
Wie steht es um die Agrarbiodiversität? In den mei-
sten untersuchten Agrarökosystemen ist nur ein sehr
kleiner Prozentsatz der beteiligten Arten bekannt.
Insbesondere über die Zusammensetzung der Bo-
denmikroorganismen liegen meist nur dürftige Infor-
mationen vor. Auch die nichtdomestizierten Pflan-
zen- und Tierarten bzw.ihre Vielfalt sind oft nicht er-
faßt. Am besten ist der Informationsstand über do-
mestizierte Tier- und Pflanzenarten und ihre
genetische Vielfalt, aber auch hier ist das Wissen
noch lückenhaft.
Mikroorganismen
Hier kann zwischen domestizierten und nicht dome-
stizierten Mikroorganismen unterschieden werden.
Nicht domestizierte Mikroorganismen werden oft
nicht auf Artniveau erfaßt, sondern in Form von
Funktionsgruppen (z.B.Stickstoffixierer).Ein Groß-
teil der existierenden Arten,besonders der bodenbe-
wohnenden, ist bisher nicht beschrieben. Die Arten-
zusammensetzung im Agrarökosystem und das Ver-
hältnis der Funktionsgruppen zueinander wird durch
landwirtschaftliche Eingriffe verschoben. So wurden
z. B. im Boden eines abgeernteten Feldes bis zu 44-
fach erhöhte Zahlen an Denitrifikanten gegenüber
nicht bearbeiteten Böden gefunden (Rooper und
Ophel-Keller, 1997). Durch den Einsatz von Agro-
chemikalien können bestimmte Funktionsgruppen
in ihrer Diversität stark eingeschränkt werden. Es
besteht allerdings in der Regel nicht die Gefahr, daß
ganze Funktionen (z. B. Dekomposition) ausfallen,
wenn sich das Artenverhältnis ändert (Mooney et al.,
1995).Ausnahmen bilden z. B. hochspezifische Sym-
biosen von Rhizobium trifolii mit Klee (Marschner,
1990). Über die genetische Vielfalt von Mikroorga-
nismen in Agrarökosystemen gibt es wenige Infor-
mationen (Kennedy, 1995). Ausnahmen sind aller-
dings einzelne Kulturpflanzenpathogene,die teilwei-
se sehr gut untersucht wurden.
Mikroorganismen werden auch direkt zur Nah-
rungsgewinnung eingesetzt. Aber nur ein geringer
Anteil der vermutlich 1,5 Mio. Pilzarten wird von
Menschen genutzt (Hawksworth und Kalin-Arroyo,
1995), wie die Hefe-, Schimmel-, und eßbaren Pilze.
Mikroorganismen werden darüberhinaus intensiv in
der Veredlung von Milch und in der Herstellung von
Wein und Bier eingesetzt,so z.B.Bakterien wie Lac-
tobacillus oder Schimmelpilze wie Penicillium ca-
membertii. Zunehmend wichtig ist auch die biotech-
nologische Herstellung von Produkten aus dem Le-
bensmittelbereich durch Bakterien oder Pilze u.a.in
Bioreaktoren.Es besteht auch ein gewisses Potential,
bisher nicht verwertbare Pflanzenabfälle mit Hilfe
von Mikroorganismen in Futter- oder Nahrungsmit-
tel zu verwandeln.
Tiere
Insgesamt gibt es 50.000 Wirbeltierarten,davon spie-
len ca.40 domestizierte Arten eine Rolle in Agrarsy-
stemen (WCMC, 1992; Hawksworth, 1995).Weltweit
verbreitet sind Rind (Bos indicus und Bos taurus),
Schaf,Schwein und Huhn sowie domestizierte Büffel
(Bos bubalus) und Ziegen. Die meisten anderen Ar-
ten sind nur von lokaler oder regionaler Bedeutung
(z. B. Kamel). Auch wenn man die domestizierten
Tierarten um die „genutzten Wildarten“ (z. B. Ele-
fant, Falke) erweitert, bleibt die Zahl der genutzten
Wirbeltierarten gering, wobei es allerdings eine sehr86 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
große Rassenvielfalt bei den einzelnen Arten gibt
(Hawksworth und Kalin-Arroyo, 1995). Eine Über-
sichtsliste der weltweit vorhandenen und gefährde-
ten Haustierrassen ist in der Tab.D 3.4-1 dargestellt.
Pflanzen
Es wird angenommen, daß weltweit ca. 300.000–
500.000 Arten höherer Pflanzen existieren, von de-
nen etwa 250.000 beschrieben sind (FAO, 1996b) .
Ungefähr 30.000 dieser Pflanzenarten sind eßbar und
7.000 Arten gelten als Kulturpflanzen (ohne Zier-
und Forstpflanzen) (Abb. D 3.4-2). Hinzu kommen
die nicht kultivierten Anteile der Agrarbiodiversität
wie Wildkräuter, Unkräuter und verwandte Wildar-
ten der Kulturarten. Von den 7.000 Kulturpflanzen-
arten gelten lediglich 30 als „crops that feed the
world“ (Tab. D 3.4-2). Nur drei Arten, Reis, Weizen
und Mais liefern fast 50% des Weltenergiebedarfs an
Kalorien. Mit weiteren sechs Arten (Sorghum, Mil-
let, Kartoffel, Süßkartoffel, Soja, Zuckerrohr und
Zuckerrübe werden 75% des weltweiten Energiebe-
darfs abgedeckt (Abb. D 3.4-3). Neben diesen
„Hauptarten“ gibt es zahlreiche ausschließlich regio-
nal wichtige Kulturpflanzenarten. So ist z. B. Tef
(Eragrostis tef) in Äthiopien von großer, aber inter-
national nur von marginaler Bedeutung (Rehm
1989).Weiterhin gibt es den Komplex der sog.„minor
species“, „neglected crops“ oder „underutilized
crops“, die an spezielle, oft extreme Standorte ange-
paßt sind und die lokal oder regional eine wichtige
Bedeutung für die menschliche Ernährung haben.
„Neglected crops“ sind von der Forschung und Pflan-
zenzüchtung vernachlässigte Kulturpflanzen, z. B.
Koriander (Diederichsen, 1996) oder Yam, während
man unter „underutilized species“ landwirtschaftlich
wenig genutzte Arten versteht, wie z. B. Lupinus al-
bus im Mittelmeergebiet.
Genzentren
Von dem russischen Wissenschaftler Vavilov (1926)
wurde die Theorie der Genzentren der Kulturpflan-
zen entwickelt. Als Genzentrum einer Art wird die
Region bezeichnet,in der eine große genetische Viel-
falt innerhalb dieser Art vorkommt.Vavilov hielt die
Genzentren zunächst für identisch mit dem Entste-
hungszentrum für eine Art. Die Theorie wurde u. a.
von Harlan (1971) weiterentwickelt,der Zentren und
Nichtzentren definiert, um Regionen ursprünglicher
Herkunft („regions of origin“) von Regionen mit
„sekundärer“, d. h. späterer Besiedlung mit der Art
zu differenzieren (Abb. D 3.4-4). Ein Genzentrum
kann also, muß aber nach neueren Erkenntnissen
nicht mit der Entstehungsregion dieser Art über-
einstimmen (Hammer,1998;Becker,1993).So findet
sich in Äthiopien ein breites Spektrum an Landsor-
ten der Gerste,aber keine einzige Wildform(Zohary,
1970),so daß die Gerste nicht dort domestiziert wor-
den sein kann (tatsächlich liegt ihre Region ur-
Tabelle D 3.4-1
Übersicht über weltweit erfaßte Haustierrassen und ihr
Gefährdungspotential.
Quelle:Loftus und Scherf,1993
Art Anzahl Rassen Davon gefährdet
Rind 783 112
Schaf 863 101
Ziege 313 32
Schwein 263 53
Büffel 62 1
Pferd 357 81
Esel 78 11
Reis
26%
Weizen
23%
Mais 7%
Kartoffel 2%
S￿§kartoffel
2%
Zucker
9%
Soja￿l
3%
Weitere
pflanzliche
￿le 6%
Weitere
18%
Hirse 4%
Abbildung D 3.4-3
Wichtigste Kulturpflanzenarten der Welternährung.
Quelle:FAO,1996b
Abbildung D 3.4-2
Geschätzte Anzahl Kulturpflanzenarten (global).
Quelle:FAO,1996b
7.000
120
30
von lokaler/regionaler
Bedeutung
90 % des weltweiten
Kalorienverbrauchs
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sprünglicher Herkunft weit entfernt im Mittleren
Osten). Genzentren wurden in der Hauptsache für
Kulturpflanzen definiert,sie waren und sind wichtige
Quellen bei der Suche nach genetischer Variabilität
für diese Arten und häufiges Ziel von Sammelreisen
und Erhebungen.
Im Genzentrum von Mais (Zea mays L.) in Mexi-
ko gibt es Regionen,in denen ein Ursprungselter des
Mais,Teosinte,immer noch zusammen mit Mais vor-
kommt. Damit ist Introgression in das Maismaterial
möglich und damit eine weitere Evolution des Mai-
ses (Miller et al.,1995).Dieser Typ der Introgression
von genetischem Material ist allerdings nur eine
Möglichkeit der weiteren Evolution von Kultur-
pflanzenarten. Andere Möglichkeiten sind z. B. Re-
kombination,Epistasie und Mutationen (Rasmusson
und Phillips,1997).
Regionen mit hoher genetischer Variabilität einer
Art liegen meist in Gegenden,in denen aufgrund na-
turräumlicher Vielfalt seit langer Zeit eine kleinräu-
mige Landwirtschaft üblich war. Oftmals sind dies
isolierte,vielfältige Landschaften,hügelig,mit margi-
nalen,sehr heterogenen Böden und Klimabedingun-
gen, wo jeweils verschiedene Landsorten für die lo-
kal herrschenden Bedingungen selektiert wurden
(Brush, 1995; Zohary, 1970). Noch heute halten sich
dort traditionelle Anbausysteme,da sich eine moder-
ne Intensivlandwirtschaft aufgrund der naturräumli-
chen Bedingungen vielfach nicht lohnt.
Verlust von Gen- und Artenvielfalt
Der Verlust pflanzengenetischer Ressourcen auf
Art- oder Sortenniveau (Generosion) läßt sich nur
exemplarisch verfolgen, da eine vollständige Über-
1,2
3,4,5,6,7,8
20,21
14,15
16,17,18,19
24,25,26
27,28
36,37,38,39
29,30
31,32,33,34,35
22,23
9,10,11,12,13
Abbildung D 3.4-4
Regionen ursprünglicher Herkunft wichtiger Kulturpflanzen.
1 Sonnenblume,2 Teparybohne,3 Avocado,4 Kakao,5 Süßkartoffel,6 Mais,7 Stangenbohne,8 Tomate,9 Baumwolle,10
Limabohne,11 Erdnuss,12 Pfeffer,13 Kartoffel,14 Ananas,15 Yamswurzel,16 Traube,17 Gerste,18 Olive,19 Roggen,20
Yamswurzel,21 Wassermelone,22 Afrikanische Hirse,23 Sorghum,24 Luzerne,25 Hirse,26 Hanf,27 Kolbenhirse,28
Sojabohne,29 Kokosnuß,30 Brotfrucht,31 Gerste,32 Dattel,33 Zwiebel,34 Erbse,35 Weizen,36 Banane,37 Yamswurzel,38
Reis,39 Tee
Quelle:verändert nach McNeely et al.,1995
Kulturart Anzahl Kulturart Anzahl Kulturart Anzahl
Weizen 784.500 Tomate 78.000 Zuckerrübe 24.000
Gerste 485.000 Kichererbse 67.500 Ölpalme 21.000
Reis 420.500 Baumwolle 49.000 Kaffee 21.000
Mais 277.000 Süßkartoffel 32.000 Zuckerrohr 19.000
Bohnen 268.500 Kartoffel 31.000 Yamswurzel 11.500
Soja 174.500 Ackerbohne 29.500 (Koch-)/Banane 10.500
Millet/Sorghum 168.500 Maniok 28.000 Tabak 9.705
Kohl 109.000 Kautschuk 27.500 Kakao 9.500
Erbse 85.500 Linse 26.000 Taro 6.000
Erdnuß 81.000 Knoblauch/Zwiebel 25.500 Kokosnuß 1.000
Tabelle D 3.4-2
Die 30 wichtigsten
Kulturpflanzen der Welt
(„crops that feed the
world“) und ihr
Sammlungsbestand ex situ.
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sicht nicht existiert (Kasten D 3.4-2). So beschreibt
Hammer (1998) den Verlust der Arten Anacylus offi-
cinarum und Bromus mango.Ähnliche Beispiele gibt
es für die Generosion und den Verlust auf Sortene-
bene.Aus diesen Entwicklungen lassen sich Abschät-
zungen für andere Regionen ableiten (FAO, 1996b;
Hammer 1998). Der tatsächliche Verlust an geneti-
scher Diversität über einen definierten Zeitraum
kann berechnet werden, indem die Ergebnisse von
Erhebungen früherer Jahre und kürzliche Aufnah-
men verglichen werden. Für Albanien ergaben sich
Verluste von 72,4% zwischen 1941 und 1993, für Sü-
ditalien solche von 72,8% zwischen 1950 und 1985
(Hammer,1998).
Folgerungen
Der Verlust genetischer Vielfalt ist in vielen Regio-
nen gravierend. Ein Grund hierfür ist der Übergang
von traditioneller Landwirtschaft zur intensiven oder
industriellen Landwirtschaft . Hierbei fallen Land-
sorten (und auch Kulturpflanzenarten) aus der Nut-
zung im Agrarsystem heraus. Ihr Totalverlust läßt
sich nur verhindern, indem man sie als „genetische
Ressource“ konserviert.
Eine genaue Einschätzung des Zustands der
Agrarbiodiversität ist mangels systematischer ver-
gleichender Untersuchungen nicht möglich. Um-
fangreichere Untersuchungen gibt es nur zum
Zustand der Ex-situ-Bestände tier- und pflanzenge-
netischer Ressourcen und hier auch nur für die
Hauptarten (FAO,1996b).Zur Verbesserung der Zu-
standsbeschreibungen und der Verlustprognosen
sollte eine weltweite Inventarisierung und Katalogi-
sierung rasch erfolgen (Kap.J 1.2).
Die genetische Diversität innerhalb der Kultur-
pflanzenarten ist regional sehr unterschiedlich ver-
teilt. Da sowohl die Generierung als auch die Erhal-
tung dieser Vielfalt auf menschliche Intervention an-
gewiesen ist, ergeben sich aus diesem Umstand eini-
ge wichtige politische bzw. ökonomische Fragen
bezüglich der Gerechtigkeit in der Verteilung von
Aufgaben und Lasten (Kap.I 3 und J)
D 3.4.4
Gefährdung von Agrarbiodiversität 
Die Landwirtschaft nutzt als geplante Biodiversität
nur einen kleinen Teil des gesamten Artenspektrums,
hat aber in den rund 10.000 Jahren ihrer Entstehung
innerhalb der jeweiligen genutzten Arten eine enor-
me Sorten- und Rassenvielfalt hervorgebracht.
Für die Abnahme der vom Menschen erzeugten
Agrarbiodiversität gibt es sehr unterschiedliche
Gründe.Die FAO (1996b) führt insbesondere Bevöl-
kerungswachstum, Kriege, extreme Witterung (vor
allem Trockenheit), Umweltverschmutzung, nicht-
nachhaltige Landwirtschaft, gesetzliche Regulierun-
gen und wirtschaftliche Faktoren an.Hammer (1998)
ermittelte als Hauptursachen für den Verlust land-
wirtschaftlich genutzter Arten Übernutzung, Nicht-
nutzung und Vergessen,Irrtümer bei der Determina-
tion und Verdrängung durch andere Arten.
Aus dieser Aufzählung lassen sich folgende Pro-
blemkomplexe zusammenfassen, die unmittelbaren
Einfluß auf die Agrarbiodiversität haben:
1. Wandel im Anspruch an die Produkte aus der
Landwirtschaft,
2. landwirtschaftliches Management,
3. Technologieentwicklung in der Pflanzenzüchtung,
4. Agrar- und Wirtschaftspolitik (die sich wiederum
auf die ersten drei Punkte auswirkt).
Problemkomplex 1:Wandel im Anspruch an
die Produkte aus der Landwirtschaft
Agrarökosysteme sind definiert als Systeme, die ge-
schaffen wurden, um bestimmte Waren und Dienst-
leistungen zu produzieren. Die Nachfrage nach den
Produkten und Leistungen eines Agrarökosystems
hat damit den entscheidenden Einfluß auf die Ge-
staltung dieses Systems.
Obwohl sich von Anfang an prinzipiell nur relativ
wenige  Arten für die landwirtschaftliche Nutzung
eigneten (Diamond, 1998), werden auch diese bei
weitem nicht alle genutzt, jedenfalls nicht in nen-
nenswertem Umfang (Abb. D 3.4-2). Ein Haupt-
Kasten D 3.4-2
Genetische Variabilität auf Sortenniveau in
ausgewählten Regionen
In einer Region werden oft nur sehr wenige Sorten inner-
halb einer Kulturpflanzenart angebaut, d. h. die tatsächlich
angebaute genetische Diversität innerhalb dieser Art ist
sehr gering.Hierzu einige Beispiele:
• 1983/84 wurde in Bangladesch auf 67% und in Indien
auf 30% der Weizenanbaufläche nur eine Sorte,die Sor-
te Sonalika,angebaut.
• 1972 und 1991 in den USA durchgeführte Erhebungen
zeigten,daß bei den 8 Hauptkulturarten jeweils weniger
als 9 Sorten auf 50–75% der Fläche angebaut wurden.
• Eine Untersuchung in den Niederlanden ergab,daß von
den 9 Hauptkulturarten nur je 3 Sorten auf 80–100% der
Fläche angebaut wurden (FAO,1996b).
• 1985 wurden auf 60% der Winterweizenanbaufläche in
Deutschland 5 Sorten angebaut, die alle die Sorte Ca-
pelle als Elter oder Großelter hatten (Becker,1993).89 Agrarbiodiversität: Funktion und Bedrohung D 3.4
grund dafür ist, daß viele Arten ähnliche Produkte
liefern, z. B. Kohlenhydrate, Fett, Protein, Milch,
Fleisch, Wolle, Einstreu, Brennmaterial usw. In den
meisten Regionen herrscht aber eine – oft die unter
den jeweiligen Umständen ertragreichste – Art als
Hauptlieferant für eine solche Produktgruppe vor;so
werden z. B. in einer Region in der Regel entweder
Weizen,Mais oder Reis als Hauptkohlenhydratliefe-
rant angebaut (FAO,1996b).
Neue technologische Entwicklungen erlauben es,
landwirtschaftliche Produkte im Zuge der Aufberei-
tung der Nahrungsmittel nachträglich so stark zu ver-
ändern, daß nur noch wenige Grundrohstoffe ge-
braucht werden. So ist es mittels biotechnologischer
Methoden möglich, aus Stärke Isoglukose herzustel-
len. Derzeit deckt die Nahrungsmittelindustrie in
den USA einen großen Teil ihres Zuckerbedarfs mit
Isoglukose aus Maisstärke.Dies hat zu einem starken
Rückgang der Bedeutung von Rohrzucker geführt
(Knerr,1991).
Ein anderer Ansatz versucht, mit einer regional
gut angepaßten Art unterschiedlichste Produktqua-
litäten zu liefern.So sollen z.B.verschiedene Ölqua-
litäten von Raps (Brassica napus L.) produziert wer-
den,um auf den Anbau anderer Ölpflanzen oder auf
den Import von Ölen verzichten zu können.Transge-
ner Raps mit einem hohem Laurinsäureanteil im Öl
könnte in Zukunft Kokos- und Ölpalmen als
Laurinsäurelieferanten ablösen (Sovero, 1996), und
die Nachfrage in den Industrieländern vermindern.
Auch Sorten werden oft nicht in erster Linie ange-
baut,weil sie ökologisch optimal an die vorliegenden
Verhältnisse angepaßt sind,sondern weil sie eine be-
stimmte Produktqualität liefern. Mit den steigenden
Anforderungen an Haltbarkeit, Lager- und Trans-
porteignung ging bei Obst- und Gemüse eine deutli-
che Verarmung des Sortenspektrums einher.Ein Bei-
spiel sind die Erdbeeren,wo etliche besonders wohl-
schmeckende Sorten völlig aus dem Anbau ver-
schwunden sind, weil sie nach der Ernte schnell
verderben.
Die Nachfrage des Handels und der verarbeiten-
den Industrie nach großen Chargen einheitlicher
Ware trägt ebenfalls zu einem Rückgang der Vielfalt
auf Sortenebene bei. So decken im Augenblick nur
ca. 5 Braugerstensorten weltweit einen erheblichen
Anteil des Bedarfes der Mälzereien. Zwar stehen in
den verschiedenen Regionen der Erde weitere geeig-
nete Genotypen (evtl. auch agronomisch bessere)
zur Verfügung, aber eine geringe Anzahl Sorten
senkt die Kosten im Erfassungshandel und für die
Mälzereien (P. Franck, persönl. Information), so daß
an einer Erhöhung der Diversität auf der Nachfrage-
seite geringes Interesse besteht.
Häufig führen auch agrarpolitische Maßnahmen
zu deutlichen Reduktionen der Vielfalt im Angebot.
Abnahmegarantien und Mindestpreise entkoppeln
das Angebot von der Nachfrage und verhindern da-
mit den Transfer von Information über gewünschte
und neue Produktqualitäten.
Problemkomplex 2: Landwirtschaftliches
Management
Oft liegen zwischen den ökologischen Funktionen
der Agrarbiodiversitätund den externen Inputs (z.B.
Düngemittel, Pestizide) Substitutionsbeziehungen
vor, d. h. externe Inputs können Funktionen der
Agrarbiodiversität übernehmen und vice versa.
In homogenen Systemen der High-Input-Land-
wirtschaft werden die aufgrund geringer Agrarbiodi-
versität fehlenden ökosystemaren Funktionen durch
intensiveres Management und externe Inputs ausge-
glichen. Dies passiert (unvollständig) in intensiven
Getreidemonokulturen ohne Fruchtfolge; hier wer-
den die meisten Funktionen, die in vielfältigeren Sy-
stemen von diversen Arten übernommen werden,
durch externe Inputs wie beispielsweise der mecha-
nischen Bodenlockerung,oder der Zufuhr von Stick-
stoff über Düngemittel ersetzt.
Infolgedessen sind besonders diejenigen Kompo-
nenten von Agrarbiodiversität gefährdet, deren
Funktionen kostengünstiger ersetzt werden können.
Der Einfluß dieser Maßnahmen auf die Artenvielfalt
im Agrarsystem ist eindeutig.Wurden beispielsweise
in der deutschen Landwirtschaft früher viele ver-
schiedene Futterpflanzen angebaut (z.B.Hafer,Ger-
ste, Bohnen, Kleegras, Luzerne, Futterrüben und
Kartoffeln),so ist heute in vielen Betrieben Mais die
alleinige Futtergrundlage, möglicherweise ergänzt
durch den Zukauf von Sojamehl als Proteinkompo-
nente.Von der „ersetzten“ Art scheitert jede auf ihre
Weise.Beispielsweise wird die Vorfruchtwirkung der
Stickstoff fixierenden Luzerne inzwischen chemisch-
technisch substituiert, während Futterrüben durch
die gestiegenen Arbeitskosten unrentabel geworden
sind.
Auch auf Sortenebene gibt es viele Beispiele für
den Verlust von Vielfalt aufgrund veränderter Mana-
gementintensität. So erlaubt zum Beispiel die Ver-
wendung von Getreidesorten mit kürzerem Stroh
deutlich höhere Gaben von Stickstoff (NRC, 1993;
Becker,1993).Kurzstrohige Sorten waren den länge-
ren Sorten derart überlegen, daß letztere innerhalb
weniger Jahre fast völlig zurückgedrängt wurden –
jedenfalls dort, wo der Düngereinsatz möglich und
lohnend war.
Viele Funktionen und Wechselwirkungen substi-
tierter Agrarbiodiversität sind uns jedoch nicht be-
kannt.Das hat zur Folge,daß man weder abschätzen
kann, wie gut eine Substitution langfristig ist, noch
welche Folgen die Entfernung einer Vielfaltskompo-
nente aus dem System tatsächlich haben wird.90 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
Problemkomplex 3:Technologieentwicklung
in der Pflanzenzüchtung
Auf der Artenebene lohnt sich Pflanzenzüchtung
umso mehr,je größer der Anbauumfang der bearbei-
teten Kulturart ist; gleichzeitig wird die Art im An-
bau in der Regel um so wettbewerbsfähiger,je inten-
siver sie züchterisch bearbeitet wird.
Weltweit konzentriert sich daher sowohl die pri-
vat als auch die öffentlich finanzierte Pflanzenzüch-
tung auf relativ wenige Arten. Die Korrelation zwi-
schen der Investition in Züchtungsforschung und
dem Anstieg des Ertrages der jeweiligen Art ist posi-
tiv und in der Regel eng.Die Produktion des intensiv
bearbeiteten Weizens stieg in den Entwicklungslän-
dern von 1963–1986 jährlich um 5%, diejenige von
Hirse jedoch nur um 1% (Becker,1993).
Bio- und Gentechnologie scheinen diesen Trend
eher noch zu verstärken. Die Investitionen konzen-
trieren sich weltweit auf Mais, Reis, Soja und Raps.
Andere wichtige Arten wie Weizen,Gerste und Son-
nenblumen folgen bereits mit deutlichem Abstand.
Es gibt zwar (meist öffentlich finanzierte) Aktivitä-
ten auch bei den wichtigeren „minor crops“, aber in
sehr viel geringerem Umfang. Viele Arten, die
Grundnahrungsmittel besonders in landwirtschaft-
lich wenig produktiven Regionen sind,werden nahe-
zu nicht bearbeitet und auch nicht systematisch kon-
serviert (Brown et al.,1989).
Auf der Sortenebene wird als Hauptgrund für den
Verlust genetischer Vielfalt praktisch weltweit der
Ersatz lokaler Sorten durch Neuzüchtungen genannt
(FAO,1996b).Zu diesem Schluß kamen mit Ausnah-
me von Afrika alle Regionalberichte.Die Grüne Re-
volution trug und trägt demnach zweifelsfrei zum
Verlust genetischer Vielfalt bei,auch wenn man nach
Wood und Lenne (1997) nicht die einfache Glei-
chung aufstellen kann:„Grüne Revolution = Verlust
von genetischer Vielfalt“. Es sind nicht nur die Ho-
chertragssorten aus der ersten oder zweiten Grünen
Revolution, die diese Verluste verursachen. Gerade
Gebiete,in denen die Sorten der Grünen Revolution
den größten Erfolg hatten und haben, sind nach
Wood und Lenne (1997) in der Regel landwirtschaft-
liche Gunststandorte und waren meistens keine Di-
versitätszentren.
Die Landsorten verschiedener Arten sind oft nur
unter schlechteren ökoklimatischen Bedingungen
überlegen oder zumindest wettbewerbsfähig. Die
meisten diesbezüglichen Untersuchungen ergeben,
daß der Ertrag (bzw. das Ertragspotential) neben
dem Ernteprodukt aus Sicht der Landwirte das wich-
tigste Kriterium für die Wahl einer Sorte ist (Heisey
und Brennan, 1991). Allerdings fand Brush (1995),
daß viele Landwirte ertragreiche Sorten anbauen,
ohne die traditionellen Landsorten deshalb vollstän-
dig aufzugeben; meist weil sie von besonders hoher
Qualität (Proteingehalt,Geschmack) sind.
Trotzdem ist anzunehmen, daß sich der Ersatz al-
ter Sorten durch neue fortsetzen wird. Entscheidend
ist, daß der fortwährende Ersatz alter Sorten durch
neue nicht zum Verlust der genetischen Vielfalt
führen muß, wenn man sich rechtzeitig und nachhal-
tig um Konservierungsmaßnahmen für die dann zur
„genetischen Ressource“ gewordenen Genotypen
kümmert (Heisey et al.,1997)
Problemkomplex 4:Agrar- und
Wirtschaftspolitik
Hinter den unmittelbaren Ursachen für die Verände-
rung von Agrarbiodiversität (Problemkomplexe 1–3)
stehen die in der Einführung zu diesem Abschnitt ge-
nannten Ursachen wie
– Witterungsextreme und Klimaschwankungen,
– Ressourcenverknappung und -degradation,
– Umweltverschmutzung,
– Bevölkerungswachstum,
– politische Unruhen und Kriege.
Verschiedene Politikbereiche greifen hier regulie-
rend ein. Agrar- und Wirtschaftspolitik setzen die
Rahmenbedingungen für Marktgeschehen und Tech-
nologieentwicklung im Agrarsektor. Handlungs-
felder sind unter anderem der Schutz geistiger
Eigentumsrechte (beispielsweise Sortenschutz, Pa-
tentrechte), die Forschungsförderung, die landwirt-
schaftliche Preispolitik,Subventionierungen,das Le-
bensmittelrecht oder die Außenhandelspolitik). Der
Agrarsektor ist somit ein Wirtschaftsbereich, in den
die meisten Staaten der Erde in besonderem Maß re-
gulierend eingreifen. Angesichts der Vielfalt mögli-
cher Instrumente der Agrar- und Wirtschaftspolitik
ist es offensichtlich,daß der Einfluß dieser Politikbe-
reiche auf die Agrarbiodiversität sehr komplex ist.
Es scheint in diesem Zusammenhang notwendig
zu sein, künftig die agrar- und wirtschaftspolitischen
Maßnahmen darauf hin zu prüfen,ob und wie sie 
– die Managementintensität in der Landwirtschaft,
– die Vielfalt der züchterisch bearbeiteten Arten,
– die Vielfalt in Erfassung und Handel und
– die Höhe und Verwendung öffentlicher Gelder in
der Agrarforschung 
beeinflussen.
Allgemein kann festgestellt werden, daß es eine
vordringliche Aufgabe der Agrarwissenschaft sein
muß, politische Entscheidungsträger darüber zu in-
formieren, welche Einzelmaßnahmen sich potentiell
wie auf die Agrarbiodiversität auswirken. Hier be-
steht in vielen Bereichen originärer Forschungsbe-
darf, da selbst die Erfassung der Agrarbiodiversität
erst am Anfang steht.
Das größte Problem ist aber, daß die biologische
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einzelnen Landwirtes und selten ein Ziel der Agrar-
politik ist. Das gilt ganz besonders dort, wo Elemen-
te der Agrarbiodiversität keine (heute) bekannte
„Funktion“ haben, oder wo sie nicht zur Steigerung
oder Stabilisierung der Agrarproduktion beitragen.
Die Erhaltung der aktuellen und latenten Agrarbi-
odiversität muß zu einem besonderen Politikziel ge-
macht werden, wie es in der Biodiversitätskonven-
tion für die biologische Vielfalt im allgemeinen ge-
fordert wird.
D 3.4.5
Maßnahmen zur Erhaltung von Agrarbiodiversität
Strategien der Erhaltung agrargenetischer
Ressourcen
Die moderne Landwirtschaft hat enorm von der Di-
versität profitiert,die im Zuge der Landnutzung ent-
standen ist (Kasten D 3.4-3).Ihr Erfolg hat aber auch
wesentlich zum Verlust dieser Vielfalt beigetragen
(Miller et al.,1995).Um sich verändernden Umwelt-
bedingungen anpassen zu können und nachhaltige
Produktionssteigerungen zu erreichen (Kap E 3.3.4),
sind und bleiben landwirtschaftliche Systeme auf
biologische Vielfalt angewiesen. Strategien, die die
ökologischen Funktionen von Agrarbiodiversität ak-
tiv nutzen, sind mit Vorrang zu verfolgen, da Maß-
nahmen zur Erhaltung genetischer Ressourcen auch
bei optimaler Organisation immer nur Vorsorgecha-
rakter haben können. Wenn die aktuelle Biodiver-
sität nicht erhalten werden kann,muß durch Konser-
vierungsmaßnahmen versucht werden, die biologi-
sche Vielfalt von Pflanzen,Tieren und Mikroorganis-
men zu erhalten.
Nach Frankel (1983) gibt es in der Frage, welche
Strategie für die Erhaltung einer Art angebracht ist,
zwei Optionen:
1. Einrichtung oder Erhaltung eines Habitats,in wel-
chem die Art überleben kann und sich evolutiv
weiterentwickelt, ohne hierin aktiv beeinflußt zu
werden.Diese Möglichkeit gibt es für Komponen-
ten von Agrarbiodiversität nur selten. Sie wird in
Zukunft weiter eingeschränkt werden (Brush,
1995).
2. Stehen diese Habitate nicht zur Verfügung und
sollen die Arten oder Varietäten (Sorten, Rassen)
nicht dennoch aussterben, müssen sie in Samm-
lungen wie z. B. botanischen Gärten, Genbanken
übersiedelt werden.
Theoretisch lassen sich daraus folgende Strategien
ableiten (Tab.D 3.4-3):
1. In-situ-Erhaltung ist bei landwirtschaftlichen
Nutzpflanzen ein mehr oder weniger intensiv be-
treuter Anbau. Es gibt graduelle Unterschiede
von „keinem Management“ (z. B. Kernzone eines
Nationalparks) über „wenig Management“ bis zu
„intensivem Management“ (wenn Konservierung
nur bei gleichzeitiger Erhaltung des inzwischen
erreichten anthropogen beeinflußten Zustand
ist). In-situ- bzw. On-farm-Erhaltung beziehen
sich auf die Erhaltung von genetischen Ressour-
cen im landwirtschaftlichen oder Gartenanbau
wie beispielsweise in traditionellen Hausgärten
(„Conuco“).
2. Ex-situ-Erhaltung findet in Genbanken, botani-
schen und zoologischen Gärten und Aquarien
statt. Für die Erhaltung von Pflanzen stehen zahl-
reiche Maßnahmen zur Verfügung. Hierzu zählen
Samenkollektionen, Feldkollektionen, In-vitro-
Gewebekulturen, Pollenkonservierung, Protopla-
stenkultur und Kryokonservierung. Tiere werden
in Populationen in Zoos gehalten; Sperma, Eizel-
len und Embryos können kryokonserviert wer-
den.
Im Hinblick auf die Erhaltungsstrategie unterschei-
den sich Kulturpflanzen und Nutztiere auf der einen
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Das Genpoolkonzept
Die Idee der Genpools wurde von Harlan und de Wet
(1971) vorgestellt. Das Konzept teilt Kulturpflanzen und
ihre Verwandten und Wildarten in einen primären, sekun-
dären und tertiären Genpool ein. Maß der Verwandtschaft
ist die mögliche Kreuzbarkeit der Arten:
• Der primäre Genpool enthält alle Vertreter der Kultur-
pflanzenart.
• Pflanzen des sekundären Genpools können mit der be-
trachteten Kulturpflanzenart gekreuzt werden und er-
geben fertile Hybriden;die Pflanzen gehören aber nicht
zur betrachteten Kulturpflanzenart.
• Der tertiäre Genpool umfaßt Arten, die mit der Kultur-
art nicht mehr klassisch kreuzbar sind,nur noch mit Hil-
fe von In-vitro-Techniken wie Embryo-Rescue oder
Protoplastenfusion.
Durch die Möglichkeit der Übertragung von Genen über
Artgrenzen hinweg mit gentechnischen Methoden wird das
Genpoolkonzept „aufgeweicht“. Die Kreuzbarkeit der Ar-
ten ist nicht mehr auschließlich das Kriterium dafür,ob ein
Gentransfer möglich ist. Callow et al. (1997) diskutieren
deshalb, ob die Kreuzbarkeit mit „Kulturarten“ noch ein
geeignetes Kriterium ist, eine Art als genetische Ressource
zu betrachten, denn die Methoden der Gentechnik erlau-
ben es prinzipiell, jeden Organismus als Quelle wertvoller
Gene anzusehen.Das Genpoolkonzept bietet sich dennoch
auch weiterhin als Grundlage an, um Sammlungs- und Er-
haltungsstrategien für genetische Ressourcen zu konzipie-
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Seite und der wildlebende Teil der Agrarbiodiver-
sität auf der anderen Seite. Während letztere in situ
erhalten werden müssen,ist dieser Ansatz bei dome-
stizierten Tieren und Pflanzen nur in Ausnahmefäl-
len möglich,da diese zum Überleben in der Regel auf
menschliche Hilfe angewiesen sind. Ihre dauerhafte
Erhaltung ist in situ, on farm oder ex situ möglich
(Kosak, 1996). Die On-farm-Erhaltung erfolgt meist
nur in der „traditionellen“ Landwirtschaft,in der sich
die Landwirtschaft die durch Diversität im Anbau
auszeichnet.In der „modernen“ oder „industriellen“
Landwirtschaft, die durch genetisch homogene
Hochleistungs- Pflanzensorten und Tierrassen je-
weils nur einiger weniger Arten charakterisiert ist,
muß die Diversität ex situ erhalten werden.
Brush (1995) schlägt vor, in isolierten Arealen in
den Domestikationszentren,in denen auch weiterhin
nur kleinräumige Landwirtschaft möglich ist, syste-
matische In-situ- und On-farm-Erhaltung als Ergän-
zung zur Ex-situ-Konservierung einzuführen. Dabei
handelt es sich nicht um die bloße Konservierung des
status quo, sondern es wird das Fortwirken evolu-
tionärer Prozesse ermöglicht.
Beispiele für Erhaltungsstrategien
bestimmer Kulturpflanzenarten
• Weizen:Weltweit werden fast 800.000 Weizen (Tri-
ticum) Akzessionen ex situ erhalten (FAO,1996b).
Bei einem großen Teil der Akzessionen handelt es
sich um alte Landsorten. Obwohl sich unter den
800.000 Akzessionen mit Sicherheit Duplikate be-
finden, macht alleine die Zahl deutlich, daß eine
systematische  In-situ- bzw. On-farm-Erhaltung
dieser Vielfalt organisatorisch unmöglich wäre.
Zwei biologische Eigenschaften prädestinieren
den Weizen für eine Ex-situ-Erhaltungsstrategie:
1. Weizen ist ein Selbstbefruchter, d. h. aufwendi-
ge Maßnahmen zum Bestäubungsmanagement
bzw.zur Parzellenisolation entfallen,
2. die Muster müssen nur alle 25 Jahre zur Rege-
neration angebaut werden müssen.Das genügt,
um die Keimfähigkeit zu erhalten.
Tabelle D 3.4-3
Vor- und Nachteile von Erhaltungsmaßnahmen.
Quellen:Frankel,1970;Brush,1995;Miller et al.,1995;FAO,1996b;Hammer,1998
Erhaltungs- Vorteile Nachteile
maßnahme
In situ • Interaktion mit anderen Spezies und  • Viel Platz zur Erhaltung nötig
Organismen möglich • Nur eine kleine Anzahl Genotypen ist so
• Inter- und intraspezifische Variation  zu managen.Kein guter Schutz vor Seuchen,
können kombiniert werden Krankheiten usw.möglich,Verlust möglich
• Auch für nur vegetativ vermehrbare Arten  • Organisation der Erhaltung über Netzwerk usw.
oder solche mit rekalzitrantem Saatgut nötig
(Charakterisierung,Eigentumsrechte) • Zugriff auf das Material ist schwierig
In situ bzw. • Weitere Evolution durch natürliche • Keine Status-quo-Erhaltung,sondern Selektion
On farm Evolution und Sortenwahl • Generosion ist möglich
Ex situ
Samen- • Saatgut (Akzession) steht immer zur • Keine evolutionäre Weiterentwicklung in 
Banken Verfügung Abhängigkeit von der umgebenden Umwelt 
• Katalog • Probleme bei der Erhaltung recalzitranter und 
• Wenig Platz nötig (kleine Samen) vegetativ vermehrbarer Arten
• Genetischer Status quo des  • Viel Platz zur Lagerung nötig (große Samen)
eingelagerten Saatguts kann bei  • Es wird nicht die ursprüngliche umgebende
entsprechender Vermehrungs- Flora mitkonserviert
strategie erhalten werden. • Regeneration braucht Platz und kostet viel Zeit und 
• Es wird immer nur ein beschränkter  Geld
Ausschnitt der Variabilität gesammelt
und erhalten.
• Änderung der Populationsstruktur bei der 
Regeneration zu kleiner Populationsumfänge
Gewebe- • Wenig Platz • Hoher technischer Aufwand
Kultur • Gut für vegetativ vermehrbare und  • Somaklonale Variation
rekalzitrante Arten • Verwandte Arten werden nicht miterhalten
• Krankheitsbefall minimiert
DNA • Wenig Platz benötigt • Keine Germplasmkonservierungs-Methode per se
• Überall anzuwenden 
• Zukünftige Methode zur „letzten Rettung“
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• Cassava: Bei Cassava (Manihot) handelt es sich
um eine vegetativ vermehrbare Art.Weltweit lie-
gen 28.000 Akzessionen in Ex-situ-Sammlungen
vor, 23% davon als Landrassen bzw. Alte Sorten
und 9% als Sorten bzw. Zuchtstämme (FAO,
1996b). Es ist anzunehmen, daß die Kollektionen
mehr eine zufällige Auswahl als eine vollständige
Sammlung darstellen. Darüberhinaus müssen die
Cassavaklone jährlich angebaut werden. Die Er-
haltung von Habitaten, in denen in denen eine
große Vielfalt von Cassava im Anbau gefunden
wird,ist deshalb die beste Erhaltungsstrategie.
Die zwei Beispiele deuten an, wie man vorgehen
kann,um für einzelne Arten die jeweils optimale Er-
haltungsstrategie zu definieren.
Evaluierung, Prebreeding und Nutzung
Um das in Genbanken oder anderen Sammlungen ex
situ erhaltene Material sinnvoll nutzen zu können,ist
eine Charakterisierung und Evaluierung notwendig:
Das heißt, es werden bei der Charakterisierung die
Paßportdaten einer Akzession (Herkunft, Bezeich-
nung,Taxonomie) erfaßt und in der sekundären Eva-
luierung Daten über Resistenzen, Inhaltsstoffe oder
besondere Merkmale erfaßt.Hinweise zur Erfassung
der Merkmale geben z.B.die IPGRI-Deskriptorenli-
sten. Da die Evaluierung des gesamten Materials
sehr aufwendig ist, wurden von den Genbanken tra-
ditionell bestimmte Ausschnitte der gesamten
Sammlung intensiver untersucht. Von Frankel und
Brown (1984) wurde dafür das Konzept der „Core-
Collection“ vorgeschlagen (Kasten D 3.4-4).Bei An-
wendung dieses Modell ist es wichtig, daß Akzessio-
nen,welche nicht Teil der Core-Collection sind,nicht
vernachlässigt werden.Ihre Berechtigung haben die-
se oft umfangreichen „Reste“, oder großen Kollek-
tionen, immer dann, wenn Eigenschaften (z. B. Resi-
stenzen) in der Core-Collection nicht vorhanden
sind. Ein klassisches Beispiel hierfür ist das Scree-
ning auf eine Resistenz gegen den „Grassy Stunt Vi-
rus“ beim Reis am International Rice Research In-
stitute (IRRI) auf den Philippinen: fand sich unter
30.000 untersuchten Akzessionen (Sorten,alte Land-
sorten, Wildreis) nur eine einzige Wildreisherkunft
(Oryza nivara) die die dringend benötigte Resistenz
enthielt (Khush und Beachell, 1972). Es gibt einige
weitere solche Beispiele (Chang, 1989), die deutlich
die Notwendigkeit zur Erhaltung ausreichend großer
Sammlungen aufzeigen.
Je weiter sich Hochleistungssorten entwickeln,um
so größer ist die Distanz in vielen Eigenschaften zu
alten Landsorten und erst recht zu Wildarten. Da
man bei Einkreuzungen in Elitematerial nicht nur in-
teressante, sondern auch viele weniger erwünschte
Eigenschaften überträgt, wird die Verwendung von
Genbankmaterial problematisch, wenn es zu weit
vom aktuellen Sortenspektrum entfernt ist. In die-
sem Fall sind Prebreedingprogramme essentiell. Ein
berühmtes Beispiel für erfolgreiches Prebreeding ge-
ben Harlan und Martini (1938). Sie stellten fest, daß
die 5.000 Gerstenakzessionen, die damals in US-
amerikanischen Genbanken lagerten, nicht sehr
brauchbar für damalige Züchtungszwecke waren.Sie
selektierten deshalb 28 Extremtypen (outstanding
accessions) aus den Gerstenhauptanbaugebieten der
Welt und verkreuzten diese untereinander. Saatgut
der F2-Generation aller Kreuzungen wurde gemischt
und als spaltende Population namens Composite
Cross II weltweit angebaut.Aus der Population wur-
den etliche überlegene Sorten entwickelt (NRC,
1993). Die Tatsache, daß Genbankmaterial häufig
erst durch Prebreeding für die aktuelle Züchtung
verfügbar gemacht werden muß, läßt sich allerdings
in keiner Weise als Argument gegen das „Arche-
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Das Prinzip der Core-Collection
Das Konzept der Core-Collection wurde von Frankel et al.
(1995) formuliert.Danach sollen in großen Genbanksamm-
lungen „Core-Subsets“ gebildet werden, die die genetische
Diversität der Kulturpflanzenarten und ihrer verwandten
Wildarten umfassen. Die Basiskollektion dieser Kultur-
pflanzenart umfaßt dann das Core-Subset und alle anderen
zugehörigen Akzessionen.
Für die Erstellung von Core-Subsets werden, um die
zeitaufwendige und kostenintensive Evaluierung und Cha-
rakterisierung zu minimieren, repräsentative Auszüge aus
der gesamten Sammlung einer Art gemacht. (NRC, 1993).
Probleme bei der Erstellung liegen in der Definition der an-
gemesssenen Größe. Eine ungefähre Richtlinie sind 10%
der gesamten Sammlung (Brown, 1989). Zur Strategie der
Zusammensetzung von Core-Subsets gibt es verschiedene
Ansätze: Nicht überlappend, nach Herkunft, besonderen
Eigenschaften (Resistenz,Inhaltsstoff usw.).
Der Nachteil dieses Ansatzes wird vom NRC (1993) so
beschrieben: „Ein Nachteil des Core-Concept ist die Mög-
lichkeit oder die Wahrscheinlichkeit, daß die übrigen Be-
standteile der Basiskollektion,die in Reserve gehalten wer-
den, dennoch erodieren und durch Vernachlässigung ver-
schwinden würden.“ Außerdem könnten sie von einigen
Entscheidungsträgern als weniger wertvoll und daher im
Interesse der Wirtschaft als entbehrlich angesehen werden.
Um diesen Nachteil so klein wie möglich zu halten, haben
Frankel et al.(1995) betonen,daß diese Reserve ein wichti-
ger und integraler Bestandteil der Basiskollektion bleiben
muß.Dabei haben diese „Reserven“ wenigstens zwei Funk-
tionen:
1 als Alternative,wenn das gesuchte Merkmal sich nicht in
der erfaßten Variation des Core-Subsets befindet,
2. als Quelle von Vielfalt für weitere Allele eines schon im
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Noah-Prinzip“ verwenden,wie dies teilweise der Fall
ist:das Beispiel der Grassy-Stunt-Resistenz zeigt dies
deutlich.
D 3.4.6 
Schlußfolgerungen
In Kap. D 3.4.2 (Funktionen) und Kap. D 3.4.4 (Ge-
fährdung) wird deutlich,daß im Laufe der Agrarent-
wicklung alte Sorten immer wieder durch neue ver-
drängt werden, da diese den Anforderungen besser
entsprechen. Durch die inzwischen in Europa und
Nordamerika in großen Bereichen erreichte Unifor-
mität der Landwirtschaft ist auch die assoziierte Bio-
diversität auf Pflanzen- und Tierniveau immer weiter
zurückgedrängt worden.Am Beispiel des Grassy St-
unt Virus bei Reis ist dargestellt worden, wie schnell
eine bestimmte Eigenschaft einer einzelnen Her-
kunft oder Akzession wichtig und wertvoll werden
kann.
Das Vorsorgeprinzip legt nahe,soviel Material wie
möglich zu erhalten.Es gibt derzeit – außer der Iden-
tifizierung von Duplikaten – keine wissenschaftliche
Methode, die eine Aussage darüber erlauben würde,
auf welche Teile einer Sammlung man mit Sicherheit
verzichten kann.
Während in der politischen Diskussion (Gobal
Plan of Action der FAO, Leipzig 1996) sowie seitens
der Wissenschaft (Brush, 1995) eine verstärkte Akti-
vität auf dem Gebiet der In-situ-Erhaltung gefordert
wird, zeigen schon die großen Zahlen in den Samm-
lungen (Kap. D 3.4.5), daß die In-situ-Erhaltung al-
leine häufig nicht die Haupterhaltungsmaßnahme
sein kann. Virchow (1999) kommt für pflanzengene-
tische Ressourcen zu dem Schluß, daß „In-situ-Kon-
servierungsprogramme nur eingeschränkt gefördert
werden sollten“ und begründet dies mit den relativ
hohen Kosten der In-situ-Erhaltung.
Bei der Diskussion um die geeignete Erhaltungs-
strategie sollten daher (1) die Reproduktionsbiolo-
gie der jeweiligen Art,(2) die Zuverlässigkeit der je-
weiligen Konservierungsmethode bzw. Institution
(einschließlich der Nachhaltigkeit ihrer Finanzierung
sowie die Qualität des Zuganges für Nachfrager) zur
Grundlage der Entscheidung gemacht werden.
Bei einer Entscheidung zugunsten einer In-situ-
Konservierung muß beachtet werden, daß der even-
tuelle Nutzen, den die Erhaltung der genetischen
Ressource bringt, nicht ohne weiteres demjenigen
zukommt, der in die Erhaltung investiert. Daher
müssen gezielte Anreizsysteme für den In-situ-Erhal-
ter geschaffen werden. Außerdem müssen gezielte
Erhaltungsstrategien sowie Monitoring-Systeme ent-
wickelt werden.
Insgesamt muß aber bedacht werden,daß die För-
derung von In-situ- oder On-farm-Erhaltungsmaß-
nahmen für genetische Ressourcen, also für latente,
aktuell nicht mehr gewünschte Biodiversität, kein
Ersatz für vielfältige Landwirtschaft ist. Die Erhal-
tung oder Schaffung nachhaltiger agrarischer Syste-
me, die möglichst „viel Biodiversität“ aktiv nutzen,
muß den Schwerpunkt der Bemühungen bilden. Zu-
dem sichert aktive Nutzung von Agrarbiodiversität
die mutifunktionale Landnutzung (Kap.E 3.3.4) und
erleichtert die In-situ-Erhaltung der genutzten Kom-
ponenten. Entsprechend können ökosystemare Lei-
stungen biologischer Vielfalt in agrarischen Syste-
men dazu beitragen, Landwirtschaft möglichst um-
weltgerecht und nachhaltig zu gestalten.
D 3.4.6.1
Forschungsbedarf
Erfassung der Funktionen von
Agrarbiodiversität
Externe Inputs in der Landwirtschaft stehen teilwei-
se in Substitutionsbeziehungen zu Biodiversitätslei-
stungen. Ausgehend von der Überlegung, daß der
Schutz der Agrarbiodiversität am besten durch ihre
nachhaltige Nutzung gewährleistet werden kann, er-
gibt sich folgender vordringlicher Forschungsbedarf:
• Die Erfassung des potentiellen und tatsächlichen
Beitrages von Agrarbiodiversität zur Produkti-
vität,Stabilität und Nachhaltigkeit von Agraröko-
systemen.
• Der gezielte Beitrag oder Einsatz von Biodiver-
sität als „Betriebsmittel“ bedarf der dringenden
Untersuchung.Dazu gehört in diesem Bereich die
Methodenentwicklung zur Erfassung der ökologi-
schen Leistungen von Agrarbiodiversität und zur
Erfassung des ökonomischen Wertes von Agrarbi-
odiversität.
Erfassung und Charakterisierung von
Agrarbiodiversität
Die Erfassung der Agrarbiodiversität on farm muß
weltweit in Angriff genommen bzw. vorangetrieben
werden. Vordringlich sollen hierbei domestizierte
Pflanzen und Tiere auf Arten und Sortenniveau so-
wie Mikroorganismen, besonders Bodenbewohner,
berücksichtigt werden.Insbesondere sollten auch die
Nutzpflanzen einbezogen werden, die nicht zu den
„Top 30“ (Kap.D 3.4.2) gehören.
Die systematische Untersuchung und Evaluierung
der Bestände an genetischen Ressourcen in Ex-situ-
Sammlungen ist ebenfalls von grundlegender Bedeu-
tung und bedarf der Förderung. Wichtige Einzelfra-
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• Untersuchungen zur genetischen Diversität an-
hand molekularer- und morphologischer Marker
beruhen oft auf weniger als 100 Genloci (bei
durchschnittlich ca. 10.000–100.000 Genen in
höheren Organismen).Notwendig ist die Untersu-
chung der genetischen Variation in den Loci, die
die agronomisch wichtigen Merkmale steuern.
• Für die Konservierung und Nutzung der Diver-
sität innerhalb der besonders reichgegliederten
Kulturpflanzenarten ist die Weiterentwicklung
der klassischen morphologisch-systematischen
Ansätze unbedingt erforderlich.
Optimierung von Konservierungsstrategien
Der auf der 4. Internationalen Technischen Konfe-
renz der FAO in Leipzig 1996 verabschiedete globa-
le Aktionsplan gibt der In-situ-Erhaltung von Agrar-
biodiversität den Vorzug vor Ex-situ-Maßnahmen.
Die Entwicklung optimaler Konservierungsstrategi-
en muß aber artspezifisch erfolgen und erfordert die
Berücksichtigung einer Vielzahl von Faktoren. Vor-
dringlich behandelt werden sollten:
• Die Untersuchung der Eignung und Zuverlässig-
keit von In-situ-Ansätzen zur Erhaltung geneti-
scher Vielfalt unter verschiedenen ökologischen
Bedingungen muß vorangetrieben werden.
• Untersuchung von Kosten und Nutzen verschie-
dener Konservierungsansätze unter Berücksichti-
gung der Tatsache, daß Agrarbiodiversität zumin-
dest partiell den Charakter eines öffentlichen
Gutes hat. Die sollte auch die Analyse der Vertei-
lung von Kosten und Nutzen, sowohl geogra-
phisch als auch innerhalb der Gesellschaft umfas-
sen.
Drei Einzelfragen im Bereich „Optimierung von
Konservierungsstrategien“ sollten prioritär behan-
delt werden:
1. Die Entwicklung effizienter Transfermechanis-
men zur Finanzierung der Erhaltung und zum
„benefit sharing“ bei der Nutzung von agrargene-
tischen Ressourcen.
2. Die Etablierung von handhabbaren,kostengünsti-
gen Reproduktionsmethoden.
3. Die Ermittlung notwendiger Populationsumfänge
in Ex-situ- und In-situ-Erhaltungsansätzen,um ge-
netische Drift weitgehend zu vermeiden.
Analyse der sozialen, ökonomischen und
politischen Rahmenbedingungen.
Der Agrarsektor ist in den meisten Volkswirtschaf-
ten hochgradig reguliert. Auch international gibt es
bereits einige Regelungswerke, die die Erhaltung
und Nutzung von Agrarbiodiversität berühren. Vor-
dringlich zu ermitteln sind:
• Untersuchungen der sozialen und ökonomischen
Faktoren, die den Umgang der relevanten Akteu-
re mit der Agrarbiodiversität beeinflussen.
• Analysen der (national und international) beste-
henden rechtlichen Rahmenbedingungen für den
Schutz und die Nutzung von Agrarbiodiversität
und den daraus resultierenden langfristigen Kon-
sequenzen.
Wichtige Teilbereiche sind:
• Die Auswirkung der zunehmenden Konzentration
bei den Life-Science-Industrien auf die Agrarbi-
odiversität. Kann die züchterische Bearbeitung
von „minor crops“ zukünftig weiterhin sicherge-
stellt werden ?
• Die Frage, inwieweit sich verschiedene Systeme
zum Schutz des geistigen Eigentums auf die Ver-
fügbarkeit von genetischen Ressourcen auswir-
ken.
• Die internationalen Regelungswerke (vor allem
die Biodiversitätskonvention und die IUPGR der
FAO;Kap.I 3),gewährleisten sie einen effektiven
Schutz von Agrarbiodiversität? Wie könnten sie
verbessert werden? 
D 3.4.6.2
Handlungsbedarf
Nachhaltige Nutzung von
Agrarbiodiversität als vorrangiges
Politikziel
Die immense Bedeutung der Agrarbiodiversität für
die Ernährungssicherheit künftiger Generationen,
für die Nachhaltigkeit und Stabilität der Agrarökosy-
steme der Erde sowie als Ausgangsmaterial für Inno-
vationen in Züchtung und Biotechnologie muß einen
angemessenen Ausdruck finden, indem ihre Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung als vorrangiges Ziel in
allen einschlägigen Politikbereichen formuliert wird
(Kap. I 1.2). Dabei muß die aktive Nutzung von
Agrarbiodiversität als erste Option für die Erhaltung
im Vordergrund stehen und über eine möglichst viel-
fältige agrarische Produktion umgesetzt werden.Be-
sonderes Augenmerk soll auf die verläßliche, nach-
haltige Finanzierung von Nutzungs- und Erhaltungs-
strategien gelegt werden. Zeitliche Verzögerungen
oder Unterbrechungen können zu irreversiblen Ver-
lusten führen,wenn z.B.notwendige Regenerations-
maßnahmen nicht durchgeführt werden können und
Akzessionen ihre Keimfähigkeit verlieren oder wenn
Ökosysteme zerstört werden, die Habitat für seltene
Komponenten von Agrarbiodiversität sind.Die Irre-
versibilität im Falle von Verlusten unterscheidet den
Bereich „biologische Vielfalt“ grundsätzlich von den
meisten anderen Umweltproblemen und bedarf der
besonderen Berücksichtigung bei den Maßnahmen.96 D Genetische Vielfalt und Artenvielfalt
Frühwarnsystemen, wie sie das CGRFA (Commissi-
on on Genetic Resources for Food and Agriculture)
für pflanzengenetische Ressourcen einführen will,
kommt hier eine besondere Bedeutung zu.
Die Leistungen sowie die große Bedrohung der
Vielfalt in den agrarischen Systemen der Erde muß
zum zentralen Aspekt in den praktischen und akade-
mischen Ausbildungsgängen werden. Im akademi-
schen Bereich besteht insbesondere Bedarf an quali-
tativ hochwertiger Ausbildung in Taxonomie und
Agrarökologie und Genetik.
Erhaltung von Agrarbiodiversität
Weltweit gilt die Erhaltung eines erheblichen Teils
der  Ex-situ-Sammlungen als gefährdet. Daraus er-
gibt sich als vordringliche Aufgabe die Sicherung und
finanzielle Unterstützung schon bestehender Samm-
lungen. Insbesondere muß die Durchführung regel-
mäßiger Regenerationsmaßnahmen ermöglicht wer-
den.
In die Förderung einbezogen werden sollen
Sammlungen,die verschiedene nicht staatliche Orga-
nisationen aufgebaut haben (z. B. community gene-
banks in Entwicklungsländern, Sammlungen von
NRO in Industrie- und Entwicklungsländern), dazu
zählen auch die Genbanken an den Forschungszen-
tren der CGIAR (Consultative Group of Internatio-
nal Agricultural Research).Die Sammlungen sollten
aus Effizienz und Kooperationsgründen in einem
globalen Netzwerk zusammengeschlossen werden.
Die bestehenden Sammlungen müssen nach dem
Vorsorgeprinzip ergänzt werden.Vordringlich ist die
Vervollständigung der Sammlungen in den Diver-
sitätszentren der jeweiligen Arten.Die Erstellung ei-
ner Roten Liste für gefährdete Kulturpflanzenarten
als Grundlage für die Schaffung entsprechender Er-
haltungsmaßnahmen und ihrer Finanzierung soll an-
gestrebt werden. Die Erhaltung gefährdeter Haus-
tierarten und -rassen muß ein weiterer Schwerpunkt
der Bemühungen um Agrarbiodiversität werden.
Da in vielen Fällen In-situ- bzw.On-farm-Konser-
vierung die einzige Möglichkeit ist, dem Totalverlust
bestimmter Komponenten der Agrarbiodiversität
vorzubeugen, müssen diese Maßnahmen unterstützt
werden. Aufgrund ihrer dezentralen Verteilung
kommt es besonders auf die Umsetzung des politi-
schen Willens an.In vielen Fällen ist es notwendig,lo-
kal organisierte In-situ- bzw.On-farm-Erhaltung und
-Nutzung von Agrarbiodiversität nicht zu stören. In
der Vergangenheit ist dies durch restriktive Vor-
schriften zum Saatgutverkehr oder durch eine einsei-
tig auf „Modernisierung“ ausgerichtete Agrarbera-
tung häufig geschehen.
Im Bereich der Nutzbarmachung von Agrarbiodi-
versität ist die Finanzierung der sekundären Eva-
luierung von genetischen Ressourcen oder die Cha-
rakterisierung aktuell genutzter Agrarbiodiversität
vordringlich. Insbesondere die Untersuchung von
Resistenzen und spezifischen Qualitätsmerkmalen
bedarf der Beachtung.
Um wertvolle Gene aus genetischen Ressourcen
in Elitematerial einzubringen und dessen genetische
Basis zu erweitern, ist neben grundlegender Eva-
luierungsarbeit auch ein umfangreiches,öffentlich fi-
nanziertes Prebreeding (womöglich mit Genbankan-
bindung) nötig.Vielfalt der Landschaften und
Ökosysteme
EE 1 Natur- und Kulturlandschaften
E 1.1
Räumliche und funktionale Untergliederung von
Landschaften
Ökosysteme, also Wirkungsgefüge von Organismen-
gesellschaften und unbelebter Umwelt (Kap. D 2.3),
lassen sich als dreidimensionale Naturräume (Leser,
1997) unterschiedlichen Aggregationsniveaus be-
schreiben,deren Grenzen durch den Menschen defi-
niert werden und nicht – wie bei den Organismen –
scharf bestimmbar sind. Sie reichen von Ökotopen
über Ökotopengefüge (Landschaften) und Ökore-
gionen (Biome) bis hin zu Kontinenten, dem Ozean
und dem Globus.Wie Organismen verfügen sie über
Strukturen sowie über Fähigkeiten zur Reproduk-
tion und Mutabilität (Kap.D 2).
Landschaften werden hier als Ökosysteme auf hö-
herer Aggregationsstufe betrachtet, d. h. als Mosaik
oder Gefüge verschiedener Ökotope, die unter-
schiedliche Größen,Strukturen,Funktionen und An-
ordnungen haben können. Landschaften lassen sich
grob als räumlich abgrenzbare, weitgehend vonein-
ander unabhängige Einheiten auffassen, sind aber
immer über die Atmo-, Bio- und Hydrosphäre mit-
einander verbunden. Eine scharfe Abgrenzung ist
hier nicht möglich, da längerfristig auch scheinbar
unbedeutende mittelbare Interaktionen zwischen
den Einheiten zu einschneidenden Veränderungen
führen können.
Ökosysteme mit ihren vielfältigen Organismenge-
sellschaften aus Pflanzen, Tieren, Pilzen und Bakte-
rien (Kasten E 1.1-1) sind in einem Anpassungspro-
zeß unter dem Einfluß klimatischer, geochemischer
und biologischer Gegebenheiten eines jeweiligen
Standorts entstanden (Abb.E 1.1-1).Umgekehrt ver-
ändern die Organismengesellschaften jedoch auch
ihre Umwelt. Betrachtet man die Mannigfaltigkeit
der weltweiten Standortbedingungen,d.h.die klima-
tische und geogene Vielfalt, so verwundert es nicht,
daß sich eine Vielzahl von Ökosystemtypen auswei-
sen läßt,innerhalb derer sich charakteristische Orga-
nismengesellschaften gebildet haben.
Ein Beispiel für eine solche größflächige, globale
Typisierung ist die Einteilung in Biome, wie sie bei-
spielsweise von Prentice und Kaplan (1999) vorge-
nommen wurde (Abb. F 2.1-1). Hierbei handelt es
sich um eine Gruppierung terrestrischer Ökosysteme
nach den jeweils dominanten Pflanzentypen, die auf
der alten Beobachtung beruht, daß es eine große
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Struktur und Funktion von
Standortfaktoren,die
natürliche Ökosysteme
prägen.
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Übereinstimmung in der räumlichen Verteilung der
Pflanzen und Klimate gibt. Das Ergebnis ist eine
hochaggregierte Einteilung in 28 Biome,die geeignet
ist,die unterschiedliche Heterogenität bzw.Homoge-
nität der globalen Verteilung von Ökosystemen dar-
zustellen.
Diese Ökosysteme werden intern durch variieren-
de geologische, bodenkundliche und orographische
Standortfaktoren sowie den Eingriff des Menschen
stark modifiziert. Welches Aggregationsniveau je-
weils herangezogen wird, ist durch die Fragestellung
bestimmt. Fragen zu globalen biogeochemischen
Kreisläufen werden beispielsweise auf der Biomebe-
ne behandelt,während Untersuchungen zur ß-Diver-
sität von Pflanzen (Änderung der Artenzahl in einem
Habitat) auf der Ebene von Ökotopen durchgeführt
werden. In Deutschland wurden z. B. für die Fragen
des Biotopschutzes und der Flächenplanung 509 Bio-
toptypen ausgewiesen (UBA, 1997a), während die
obengenannte globale Einteilung nach Prentice und
Kaplan für Deutschland nur wenige Biome benennt.
Die Betrachtung von Landschaften als räumliche
oder funktionale Einheiten läßt sich auf unterschied-
lichen hierarchischen Ebenen durchführen.Nachfol-
gend werden landschaftsbildende Elemente in ihrer
hierarchischen Organisationsform kurz dargestellt.
E 1.2
Von der Natur- zur Kulturlandschaft
In die natürliche landschaftliche Vielfalt hat der
Mensch über Jahrtausende zunehmend stärker ein-
gegriffen und dabei seinen Lebensraum zufällig ver-
ändert oder bewußt umgestaltet. In den letzten De-
kaden hat sich der Mensch zu einem Umweltfaktor
entwickelt, der den biotischen und stofflichen Aus-
tausch zwischen den Ökotopen, Landschaften, Bio-
men und Kontinenten in bisher unbekannter Weise
beschleunigt. Dadurch treten große Veränderungen
der biologischen Vielfalt auf Arten-, Populations-
und Ökosystemniveau ein,die schwer zu quantifizie-
ren und deren Folgen nicht sicher abschätzbar sind
(WBGU,1998a).
Ökologisch betrachtet ist der Mensch ein äußerst
wettbewerbsstarker, heterotropher Konsument. Mit
Hilfe seiner intellektuellen Fähigkeiten hat er seine
biologischen Eigenschaften in erheblichem Umfang
weiterentwickelt und kulturell bereichert. Als ver-
nunftbegabtem Wesen ist es ihm möglich, Ereignisse
vorherzusehen und seine Umwelt zu gestalten. Mit
diesen im Verlauf der biologischen Evolution hervor-
gebrachten menschlichen Fähigkeiten ist die „Kul-
tur“ als eine neue Wirkungsgröße in der Biosphäre
aufgetaucht. Seither hat die kulturelle Evolution die
biologische Evolution begleitet und bisweilen über-
prägt,aber keinesfalls ausgeschaltet oder ersetzt.Die
kulturelle Evolution läßt sich aus dem Bedürfnis der
Menschen ableiten, sich von den Zwängen zu be-
freien, die die Natur ihm auferlegte. Betrachtet man
die Entwicklung der kulturellen Evolution, so lassen
sich in grober Einteilung fünf Stadien unterscheiden,
die in unterschiedlicher Ausprägung und zeitlicher
Abfolge in allen menschlichen Lebensräumen er-
kennbar sind:
1. Jäger- und Sammlerstadium,
2. Stadium der landwirtschaftlichen und forstlichen
Landnutzung,
3. Stadium der Stadtkulturen,
4. Industrie- und Hochenergiestadium,
5. Informations- und Kommunikationsstadium.
Diese fünf Stadien sind in unterschiedlichen Zeiten
entstanden und prägen die nach ihnen benannten
Zeitabschnitte, sie haben aber einander nicht voll-
ständig abgelöst.Vielmehr findet man sie nebenein-
ander oder miteinander verknüpft in unterschiedli-
cher Ausprägung vor,und alle wirken sich vereint auf
die biologische Vielfalt von Ökosystemen aus. Noch
heute wird gejagt und gesammelt,wenn auch mit an-
deren Geräten und Techniken. Ebenso treten Land-
und Forstwirtschaft neben Industrie und Informa-
tionstechnologien auf. Die natürliche Umwelt des
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Organismen
Organismensind durch vier Eigenschaften gekennzeichnet.
Sie weisen eine spezifische Struktur auf, d. h. sie haben äu-
ßere Begrenzungen,die sie von der Außenwelt deutlich ab-
heben. Sie verfügen über einen Stoffwechsel, der Energie
und Nährstoffe für die Aufrechterhaltung der Lebensfunk-
tionen bereitstellt. Sie können sich reproduzieren, d. h. sie
sind in der Lage, durch Teilung oder die Erzeugung von
Nachwuchs dafür zu sorgen,daß alternde oder absterbende
Organismen durch jüngere und vitalere ersetzt werden.
Weiter sind Organismen durch Mutabilität (Veränderung
der genetischen Information) in der Lage,sich wandelnden
Umweltbedingungen anzupassen (Kap.D 2).Höhere Orga-
nismen sind darüber hinaus lernfähig. Durch neuronal ge-
speicherte individuelle Informationen verfügen sie über ei-
nen weiteren sehr effektiven Mechanismus der Anpassung.
Zur Aufrechterhaltung ihrer Strukturen und Lebens-
funktionen müssen Organismen permanent verwertbare
Energie in Form von Strahlung oder chemisch gebundener
Energie sowie Nährstoffe zugeführt werden. Ausschei-
dungsprodukte von Organismen,die als Abwärme und Ab-
fälle in die Umwelt abgegeben werden, sind von derselben
Spezies nicht weiter zu verwerten.Bei Organismen handelt
es sich somit um „Durchsatzsysteme“, deren Existenz nur
durch die fortwährende Zufuhr verwertbarer Energie und
Stoffe von außen sichergestellt ist.101 Anthropogene Beeinflussung der Biosphäre auf der Landschaftsebene E 1.3
Menschen wurde während dieser Entwicklung weit-
gehend in eine Kulturlandschaft verwandelt. Selbst-
organisation, Reproduktion und Evolution wurden
dabei in unterschiedlichem Maß durch die gezielte
Steuerung und Kontrolle des Menschen ersetzt.Häu-
fig wurden dabei die vorhandenen Strukturen und
internen Kreisläufe zerstört und entkoppelt. Von
Menschen gestaltete Ökosysteme gleichen daher oft
den Durchsatzsystemen,wie sie bei Organismen auf-
treten. Es genügte den Menschen nicht, ihre Bedürf-
nisse und Wünsche allein der natürlichen Produktivi-
tät und Nutzbarkeit ihres Lebensraumes anzupassen.
Um den naturgegebenen Zwängen zu entgehen,ent-
wickelten sie Sammlungs-, Konzentrierungs-, Ver-
stärkungs- und Verteilungsprozesse und schufen die
dazugehörenden Systeme. Die Perfektionierung von
Jagd- und Fangmethoden, die Haltung und Pflege
gleichartiger Tierbestände (Haustiere) hoher Nutz-
barkeit, der Anbau hochertragreicher Pflanzen zur
Nährstoff- oder Rohstoffgewinnung, der Eingriff in
den Wasserhaushalt zur Wasserversorgung,Bewässe-
rung, Fischzucht oder zum Hochwasserschutz sowie
die Gewinnung von Energie aus der Sammlung nach-
wachsender Biomassen (Holz, Torf) sind Beispiele
solcher Eingriffe in die Ökosphäre. Durch Rückgrif-
fe auf fossile Energieträger und Rohstoffe sowie
durch die mit Bevölkerungswachstum und -verdich-
tung in Ballungsgebieten verbundenen raum-zeitli-
che Trennung der Stoffumsatzprozesse wurden diese
Eingriffe in den letzten zwei Jahrhunderten enorm
gesteigert.Dabei entstanden Ökosysteme,die unter-
schiedlich vom Menschen beeinflußt werden (Tab.E
1.2-1). Hier wird ein erweiterter Ökosystembegriff
zugrundegelegt, der auch die sich nicht selbst erhal-
tenden oder selbst regelnden Ökosysteme ein-
schließt. Will man Landschaften in ihren funktiona-
len Zusammenhängen betrachten,so erscheint es fol-
gerichtig, die Verkopplung von natürlichen, anthro-
pogen beeinflußten und technischen Ökosystemen
zu erfassen.
Ökosysteme treten nicht vollständig getrennt von-
einander auf, sondern durchdringen sich in Raum
und Zeit mit unterschiedlicher Intensität und prägen
auf diese Weise das Erscheinungsbild der jeweiligen
Kulturlandschaften (Kap. E 3.9). Bei weiter zuneh-
mender Zahl und zunehmenden Ansprüchen der
Menschen werden sich die Kulturlandschaften weiter
zu Lasten der noch bestehenden Naturlandschaften
ausdehnen. Soll dies in tolerierbarem Umfang erfol-
gen, müssen für die Kulturlandschaften nachhaltige
Nutzungsformen entwickelt werden (Kap.E 3.3).
Die Wechselwirkungen, die in unterschiedlicher
Weise zwischen den biologisch und technisch gepräg-
ten Ökosystemen in Landschaften bestehen,sind für
das Verständnis ihrer Strukturen und Funktionen
von großer Bedeutung. Die Nichtberücksichtigung
dieser Abhängigkeiten kann zu gravierenden Feh-
lern bei einer nachhaltigen Entwicklung von Land-
schaften führen und die dafür erforderlichen Maß-
nahmen maßgeblich erschweren. Insbesondere sind
es die Einflüsse der ständig wachsenden anthropoge-
nen Ökosysteme,die dringend einer weitergehenden
Analyse bedürfen, da von ihnen der größte Teil der
Emissionen ausgeht und die Entkopplung der Stoff-
kreisläufe maßgeblich beeinflußt wird.
E 1.3
Anthropogene Beeinflussung der Biosphäre auf
der Landschaftsebene – Fallbeispiele
Zur Illustration der vom Menschen verursachten
biologischen Veränderungen wurden aus der Viel-
zahl der existierenden Ökosysteme (Abb. F 2.1-1)
vier Beispiele aus dem terrestrischen und aquati-
schen Bereich ausgewählt,die zum einen verschiede-
ne Standortfaktoren (Abb.E1.1-1) und zum anderen
eine unterschiedliche Nutzungsdauer sowie -intensi-
tät aufweisen.Mitteleuropa(Kap.E 2.1) dient als Bei-
spiel für eine alte Kulturlandschaft mit wechselnder
Nutzungsgeschichte unter temperaten, für die Land-
schaftsentwicklung günstigen Klimabedingungen.
Industrielle Entwicklung und hohe Bevölkerungs-
dichten haben dazu geführt, daß der mitteleuropäi-
sche Raum weitgehend durch den Menschen geprägt
wird und die Naturlandschaft einer intensiv genutz-
ten Kulturlandschaft gewichen ist, deren biologische
Vielfalt nach einem vom Menschen verursachten
Anstieg heute stark rückläufig ist. In weiten Berei-
chen durch die letzte Eiszeit geprägt, verfügt Mittel-
europa über nährstoffreiche Böden und ist aufgrund
kleinräumlich wechselnder geogener Ausgangssitua-
tion mit einer hohen landschaftlichen Diversität aus-
gestattet. Im Gegensatz zur verhältnismäßig hohen
landschaftlichen Diversität ist die natürliche biologi-
sche Vielfalt eher gering.
Amazonien, das größte tropische Regenwaldge-
biet der Erde, gibt ein Beispiel für eine alte Natur-
landschaft auf weitgehend nährstoffarmen Böden,
aber mit einer sehr hohen Artenvielfalt (Kap.E 2.2).
Nach Jahrtausenden lediglich marginaler Beeinflus-
sung durch den Menschen erfährt diese Region in
den letzten Jahrzehnten eine revolutionäre Wand-
lung. Das ehemals weitgehend geschlossene Primär-
waldgebiet ist durch Einwanderung, Bevölkerungs-
druck sowie Erschließungsmaßnahmen, die nur zu
einem geringen Teil staatlich geregelt sind,in seinem
Bestand bedroht.Die rasante Zerstörung der noch in
weiten Teilen unerforschten fragilen Ökosysteme
hält unvermindert an.
Als drittgrößter Binnensee der Welt repräsentiert
der Viktoriasee ein isoliertes,artenreiches limnisches102 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
Ökosystem,das jahrhundertelang nur äußerst exten-
siv genutzt wurde.In den letzten Jahrzehnten erfährt
dieser See einen drastischen Wandel durch anthropo-
gene Eingriffe (Kap. E 2.3). Er dient als Beispiel da-
für, wie Nährstoffstatus und Artenvielfalt innerhalb
sehr kurzer Zeit durch Intensivierung der Landnut-
zung und Einbringung fremder Arten verändert bzw.
zerstört werden können.
Die  Javasee als warmes tropisches Flachmeer
stellt ein für Schelfgebiete typisches, überaus arten-
reiches Ökosystem dar, das aufgrund seiner hohen
Produktivität und der großen Bevölkerungsdichte
der umgebenden Küstenregionen einem hohen Nut-
zungsdruck ausgesetzt ist (Kap.E 2.4).Tourismus,un-
geregelte und unangepaßte Nutzung der Fischbe-
stände und Korallenriffe sowie die Intensivierung
der Landnutzung, der Aquakulturen und der fort-
schreitenden Urbanisierung im Küstenbereich ge-
fährden diesen Lebensraum.
Tabelle E 1.2-1
Die wichtigsten Ökosystemtypen geordnet nach zunehmender menschlicher Beeinflussung.
Quelle:Haber,1993 in Anlehnung an SRU,1987
A.Biologisch geprägte Ökosysteme Überwiegend aus natürlichen Bestandteilen zusammengesetzte und durch biologi-
sche Vorgänge gekennzeichnete Ökosysteme:
1. Natürliche Ökosysteme
Vom Menschen nicht oder kaum beeinflußt,selbstregelungsfähig.
Beispiel:Tropischer Regenwald,Meer,Flüsse,Seen.
2. Naturnahe Ökosysteme
Vom Menschen zwar beeinflußt,doch Typ 1 ähnlich;ändern sich bei Aufhören des
Einflusses kaum,selbstregelungsfähig.
Beispiele:Viele mitteleuropäische Laubwälder,Hochmoore,Flachmeere,Flüsse,
Seen.
3. Halbnatürliche Ökosysteme
Durch menschliche Nutzungen aus Typ 1 oder 2 hervorgegangen,aber nicht 
bewußt geschaffen;ändern sich bei Aufhören der Nutzung.begrenzt selbst-
regelungsfähig;Pflege erforderlich.
Beispiele:Heiden,Trockenrasen,Streuwiesen,Niederwälder,Stauseen,Teiche,
Grenze zwischen naturbetonten Kanäle und kanalisierte Flüsse.
und anthropogenen Ökosystemen 4. Agrar- und Forstökosysteme,Aquakultur 
Vom Menschen bewußt für Erzeugung biologischer Nahrungs- und Rohstoffe 
geschaffene „Nutzökosysteme“ aus Nutzpflanzen und -tieren;völlig von 
menschlicher Pflege abhängig; Selbstregelung unerwünscht; Funktionen werden
von außen gesteuert.
Beispiele:Felder,Forste,Weinberge,Plantagen,Wiesen,Weiden,Fischteiche,
Aquakulturen.
B.Technisch geprägte Ökosysteme 5. Technische Ökosysteme
Vom Menschen bewußt für kulturell-zivilisatorisch-technische Aktivitäten 
geschaffen;nicht selbstregelungsfähig,sondern völlig von Außensteuerung (mit 
hoher Energie- und Stoffzufuhr) und von umgebenden und sie durchdringenden
biologisch geprägten Ökosystemen (Typ A) abhängig.Gekennzeichnet durch:
- Bautechnische,Gebrauchs- und Verbrauchsobjekte,
- Gewinnungs-,Herstellungs- und Verwendungsprozesse,
- Emissionen,
- Rauminanspruchnahme.
Beispiele:Dörfer,Städte,IndustriegebieteE 2 Entwicklung von Landschaften unter menschlichem Einfluß
E 2.1
Entwicklung der Kulturlandschaft in Mitteleuropa
Über Deutschland hat sich ein stabiles Hoch ausge-
bildet. Der Wetterbericht im Fernsehen sagt warme
und sonnige Spätsommertage voraus, den Zuschau-
ern wird ein erholsames Wochenende gewünscht.
Zur Untermalung werden Bilder der blühenden Hei-
de am Wilseder Berg mit weidenden Schafherden ge-
zeigt.Am folgenden Tag setzen sich viele Menschen
in den Ballungsgebieten um Hamburg, Bremen,
Hannover und sogar im Ruhrgebiet in ihre Autos,um
nach 1- bis 3stündiger Fahrt über die Autobahnen das
„Naturschauspiel“ der Heideblüte in Deutschlands
ältestem Naturschutzgebiet zu erleben. Bei der
anschließenden Wanderung auf sandigen Wegen zwi-
schen blühendem Heidekraut und dunkelgrünen
Wacholderbüschen ist nur wenigen bewußt, daß es
sich bei der unter Schutz gestellten Landschaft nicht
um eine Naturlandschaft handelt, sondern um die
Reste einer noch vor 150–200 Jahren in Nordwesteu-
ropa weit verbreiteten Kulturlandschaft, die auf-
grund einer Jahrhunderte bis Jahrtausende währen-
den Wirtschaftsweise – der Heidebauernwirtschaft –
entstanden war.Kern dieser Wirtschaft auf den nähr-
stoffarmen Böden der eiszeitlichen Ablagerungen
war es, die im Humus angereicherten Nährstoffe auf
großen Flächen abzutragen,um sie nach der Nutzung
als Einstreu im Viehstall auf den kleinen hofnahen
Ackerflächen zur Düngung auszubringen.Auf diese
Weise war es möglich, langfristig einen Subsistenz-
ackerbau auf armen Böden zu betreiben. Dies ging
allerdings zu Lasten der im Vergleich zu den Acker-
flächen um 10–30mal größeren Entnahmeflächen,
die an Nährstoffen verarmten und versauerten, so
daß dort schließlich nur noch die anspruchslose Cal-
luna-Heide und einige Wacholderbüsche wuchsen.
Die Heide war die Weidegrundlage für die Heid-
schnucken und Bienen, welche die Hauptprodukte
dieser Wirtschaft lieferten:Wolle,Fleisch,Honig und
Wachs. Diese durch den Menschen geschaffenen
Landschaftsformen, die weite Teile Europas einnah-
men, verschwanden, nachdem Honig durch Rüben-
zucker, Wachs durch petrochemische Produkte er-
setzt und feinere importierte Wolle die grobe
Schnuckenwolle verdrängte.
Mit diesem Beispiel soll auf verschiedene Aspek-
te hingewiesen werden.Zum einen wird sichtbar,daß
der Mensch in der Lage ist, Landschaften tiefgrei-
fend zu verändern und dies nicht erst in jüngster Zeit.
Zum anderen zeigt sich,daß nutzungsbedingte Land-
schaftsformen und die sie prägenden Organismenge-
sellschaften nur dann erhalten werden können,wenn
die Nutzung, die sie entstehen ließ, auch weiter auf-
rechterhalten wird.Aber nicht nur die Nutzung muß
fortgesetzt werden, auch die klimatischen Randbe-
dingungen müssen weiter bestehen. So muß für den
Erhalt dieser Standorte auch die Eutrophierung
durch Stickstoffdepositionen vermieden werden, an
denen auch die anreisenden Besucher mit ihren Au-
tos beteiligt sind. Landschaften und ihre Organis-
mengesellschaften erweisen sich somit als reaktive
Ökosysteme, die sich wechselnden Umweltbedin-
gungen rasch anpassen können. In diesem Gesche-
hen stellte der Mensch seit Jahrtausenden eine prä-
gende Größe dar.
E 2.1.1
Ausgangssituation
Am Ende des Tertiärs,d.h.vor etwa 2,5 Mio.Jahren,
hatte sich in weiten Teilen Europas eine außeror-
dentlich artenreiche, warmgemäßigte Gehölzflora
entwickelt, die aus einer Vielzahl sommergrüner
Laub- und zahlreichen Nadelhölzern bestand. Im
Mittelmeergebiet wuchsen Hartlaubgewächse und in
den neugebildeten Hochgebirgen hatte sich eine al-
pine Flora gebildet. Für die Tierwelt des Tertiärs ist
vor allem die Entfaltung der Säugetiere zu nennen,
darunter auch das Auftreten von Vorfahren der Men-
schen. Mit der Eiszeit, dem Pleistozän, vor 2,3–2,5
Mio. Jahren und dem damit verbundenen Tempera-
turrückgang traten für die Pflanzen- und Tiergesell-
schaften einschneidende Veränderungen ein.In meh-
reren zyklisch verlaufenden Kalt- und Warmzeiten104
(Glaziale und Interglaziale) vollzog sich ein lang an-
haltender Anpassungsprozeß der Biosphäre.
Während der Kaltphasen kam es zu großflächigen
Vergletscherungen besonders in Skandinavien und
auf den britischen Inseln.Die von West nach Ost ver-
laufenden, jungen Hochgebirge (Pyrenäen, Alpen,
Karpaten) trugen mächtige Gletscher und bildeten
im Süden zeitweise unüberwindbare Hindernisse,die
der Wanderung von Pflanzen und Tieren im Wege
waren und nach dem Abschmelzen des Eises die
Rückwanderung aus den südlich oder südöstlich ge-
legenen Refugien erschwerten.
Die Vielfalt der Baumarten des Tertiärs wurde da-
bei stark eingeschränkt.Wenige Arten überdauerten
in sehr kleinen, isolierten Populationen. Von diesen
Refugien erfolgte die Rückwanderung der genetisch
verarmten Organismen. Wie die Vegetation, so war
auch die Tierwelt von dem tiefgreifenden Wandel be-
troffen.Die Kaltzeiten waren von Steppen- und Tun-
drenfaunen geprägt.Mammut,Steppenelefant,Woll-
nashorn, Moschusochse, Steppenwisent, Pferd, Rie-
senhirsch und Rentier waren die charakteristischen
Vertreter dieser Tiergesellschaften. In den Warmzei-
ten waren Waldfaunen vorherrschend mit Waldele-
fant, Auerochse, Wasserbüffel, Rothirsch, Reh und
Wildschwein.
Vor 30.000–40.000 Jahren erreichte der moderne
Mensch (Homo sapiens sapiens),wahrscheinlich von
Osten kommend, Europa. Die auf dem Kulturstadi-
um der Jäger und Sammler der Altsteinzeit stehen-
den Menschen traten nur in sehr kleinen Gruppen
auf und hatten zunächst wohl noch keinen merkli-
chen Einfluß auf die Vegetation und die Tiergesell-
schaften.Zu Beginn des Spätglazials der Weichseleis-
zeit vor 15.000 Jahren lagen große Teile Skandina-
viens und der britischen Inseln unter gewaltigen Eis-
massen, denen Tundren, Steppentundren und Step-
pen vorgelagert waren.Mitteleuropa war fast entwal-
det. Am Ende des Spätglazials, vor mehr als 11.000
Jahren, wurden in weiten Teilen die Steppen und
Steppentundren von einem Birken-Kiefern-Wald
abgelöst. Nach einigen klimatischen Rückschlägen
setzte vor 11.000 Jahren eine bleibende Erwärmung
ein,die heutige Warmzeit,das Holozän,begann.Abb.
E 2.1-1 macht deutlich, daß es im Verlauf des Holo-
zäns zu erheblichen Temperaturschwankungen kam,
die sich maßgeblich auf Verbreitung und Struktur der
Ökosysteme auswirkten.
Mit der zunehmenden Erwärmung während des
holozänen Klimaoptimums breiteten sich über große
Teile Europas sommergrüne Laubgehölze über ihre
heutigen Verbreitungsgebiete nordwärts aus.Es han-
delte sich um Hasel und Ulme, gefolgt von Eichen,
Linden und Ahorn. In den Auen wuchsen Erle und
Esche. Von Südosteuropa wanderten Buchen und
Tannen ein, die in der 2. Hälfte des Holozäns die be-
herrschenden Baumarten wurden.Sehr spät trat von
Südosten kommend auch die Hainbuche auf. Lärche
und Fichte besetzten Gebirgsstandorte. Letztere
drang über Rußland bis nach Skandinavien vor. Die
Ausbreitung der Baumarten führte in den verschie-
denen Landschaften zu charakteristisch und häufig
zeitverschobenen Ausprägungen von Waldökosyste-
men (Pott, 1993; Lang, 1994). Ihre Modifikation
durch die gleichzeitig ablaufende Veränderung der
Standortbedingungen hat z. B. Ulrich (1996) heraus-
gestellt.
Nicht nur die Wälder,auch die Moore erfuhren im
Verlauf des Holozäns weitgehende Veränderungen.
Beim Abschmelzen des Eises bildeten sich im Nor-
den und im Umkreis der südlichen Gebirge zahlrei-
che Seen. Anfänglich nährstoff- und artenarm, ent-
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Abbildung E 2.1-1
Temperaturschwankungen
der bodennahen
Lufttemperatur im Holozän
mit Kalt-/Warmzeit-
Übergang (vor ca.11.000
Jahren) und prognostizierter
Erwärmung (anthropogene
Intensivierung des
„Treibhauseffekts“).
Quelle:WBGU,verändert
nach Enquete Kommission,
1990;IPCC,1992;
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wickelte sich eine Wasservegetation,die teilweise zur
Verlandung der flachen Gewässer führte.Es bildeten
sich Nieder- und Bruchmoore.In staunassen Mulden
entstanden Versumpfungsmoore mit Seggen und
Braunmoosen. Ombrogene, d. h. vom Niederschlag
abhängige Hochmoore mit Torfmoosen (Sphagnum
sp.), entstanden erst im mittleren Holozän und sind
an bestimmte klimatische Regionen gebunden. Ihre
Ausdehnung wurde bereits deutlich vom Menschen
beeinflußt (Moore,1975;O’Connel,1990).
Der Mensch lebte noch über zehntausende von
Jahren als Jäger und Sammler.Die Bevölkerungszahl
war sehr gering und betrug für Europa schätzungs-
weise 10.000–100.000 Menschen.
E 2.1.2
Einfluß des Menschen
Während des Holozäns nimmt der Einfluß des Men-
schen auf die Ökosysteme zu. In der ersten Hälfte
breiteten sich bäuerliche Nutzungsformen,die durch
Seßhaftigkeit, Ackerbau und Tierhaltung gekenn-
zeichnet sind,von Kleinasien und Südeuropa allmäh-
lich über den ganzen Kontinent aus (Abb. E 2.1-2)
Mit der „neolithischen Revolution“ begann die
Landnahme in Form von Waldrodungen,Weidewirt-
schaft und Ackerbau.
Die Landnahme wies eine charakteristische Ab-
folge auf.Während der Rodungsphase gingen zuerst
die Ulmen, Linden und Eschen zurück, Gras- und
Getreideflächen nahmen zu. Während der Acker-
bauphase setzte sich der Rückgang der Linden,
Eschen und Eichen weiter fort, während Weiden,
Pappeln und Birken zunahmen, was auf Brandro-
dung schließen läßt. Nach einigen Jahrzehnten bis
Jahrhunderten wurden die Siedlungen aufgegeben.
Es folgte eine Regenerationsphase, wobei sich die
Ausgangssituation wieder einstellte.
Als Getreidearten wurden im mitteleuropäischen
Neolithikum hauptsächlich Emmer (Triticum dicoc-
cum) und Einkorn (Triticum monococcum), später
auch Nacktweizen (Triticum aestivum/durum) an-
gebaut, seltener dagegen Gerste (Hordeum vulga-
re). Nur im nördlichen Alpenvorland und im östli-
chen Mitteleuropa erfolgte der Anbau von Rispen-
hirse (Panicum miliaceum) und Kolbenhirse (Seta-
ria italica). Andere verbreitete Kulturpflanzen
dieser Zeit waren die Hülsenfrüchte Erbse (Pisum
sativum) und Linse (Lens culinaris) sowie die Öl-
pflanzen Lein/Flachs (Linum usitatissimum) und
Schlafmohn (Papaver somniferum). Mit dem Be-
ginn der Bronzezeit kam als Getreide Dinkel (Triti-
cum spelta) und als Hülsenfrucht die Ackerbohne
(Vicia faba) hinzu.
In den küstennahen Gebieten Westeuropas ent-
standen unter dem Einfluß des Menschen ausge-
dehnte Heiden und Deckenmoore.Schon der vorge-
schichtliche Mensch griff nicht nur in das Vegeta-
tionsgefüge ein, sondern er veränderte auch den Ar-
tenbestand der Flora und Fauna. Mit dem Ackerbau
kamen neben fremden Kulturpflanzen zahlreiche
„Unkräuter“ als Begleiter nach Europa, die sich als
Archäophyten in der Kulturlandschaft einbürgerten.
Waren die Eingriffe während des Neolithikums auf
relativ kleine Siedlungskammern beschränkt, so ist
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Zeitversetzte Entwicklung
der Kulturphasen während
des Holozäns in Europa und
im Mittelmeerraum.
Quelle:WBGU,1999a106
der Einfluß des Menschen seit der Bronze- und Ei-
senzeit deutlicher. Dies dürfte einerseits mit der Be-
völkerungszunahme, andererseits mit der techni-
schen Weiterentwicklung der Arbeitsgeräte zusam-
menhängen. Im südeuropäischen Raum tritt auf-
grund des Bevölkerungswachstums im Verlauf der
vorrömischen Eisenzeit eine zunehmende Entwal-
dung auf, auch in den Gebirgen. In der römischen
Kaiserzeit setzte sich diese Entwicklung weiter fort.
Aus dem vorderasiatischen Raum stammende
Fruchtgehölze wurden von den Römern im gesamten
Mittelmeerraum und später auch nördlich der Alpen
verbreitet. Dies gilt auch für den Weinbau.Während
der Römerzeit wurden innerhalb der besetzten Ge-
biete vorzugsweise Nacktweizen, Dinkel, Einkorn
und Gerste angebaut. In größerem Umfang trat nun
aber auch Roggen (Secale cereale) auf. Im nichtbe-
setzten Bereich wurde an den Küsten auch Hafer
(Avena sativa) angebaut. Im Mittelmeerraum trat
aufgrund der Aufgabe der bäuerlichen Landwirt-
schaft zugunsten der großflächigen Latifundien und
Weidewirtschaft, die die Bedürfnisse Roms und der
anderen Ballungszentren besser befriedigte, eine
massive Umgestaltung der Ökosysteme ein.Entkop-
pelungsprozesse der Stoffhaushalte (Kap.E 3.2) und
Erosion führten zu großflächiger Degradation der
Böden, die eine ständige Ausdehnung der Landnut-
zung auf neue Flächen notwendig machte.
Auch während der Völkerwanderungszeit blieb
Mitteleuropa besiedelt, die Wiederbewaldung voll-
zog sich jedoch nicht vollständig. Die Bevölkerungs-
dichte nahm allerdings erheblich ab und die Restbe-
völkerung war meist nicht ortsfest, sondern verlegte
ihre Siedlungen von Zeit zu Zeit. Dieses Verhalten
wandelte sich erst zu Beginn des Mittelalters
(800–1500), wenngleich auch danach immer wieder
Siedlungen gegründet und wieder aufgegeben wur-
den (Wüstungen). Mit der Entstehung ortsfester
ländlicher Siedlungen war ein grundlegender Wandel
der Struktur und Funktion der Kulturlandschaften
verbunden. Durch die feste Siedlung entwickelten
sich um diese herum dauerhafte Landnutzungssyste-
me mit fest eingeteilter Flur, die sog. Dreifelderwirt-
schaft, bei der sich Sommer- und Wintergetreidebau
mit einer Brache ablösten. Bei letzterer wurde der
Acker zur Erholung sich selbst überlassen, diente
aber auch als Weidefläche für das Vieh und in Teilen
zum Anbau von Hülsenfrüchten.Auch der Waldwur-
de von den ortsfesten Siedlungen grundsätzlich an-
ders bewirtschaftet. Brennholz wurde nun immer an
denselben Stellen und erneut nach dem Nachwach-
sen geschlagen. Einzelne Baumarten wie die Buche
vertrugen diese Behandlung nicht und wurden zu-
rückgedrängt. Andere wie die vorher seltene Hain-
buche breiteten sich aus,es bildeten sich die Eichen-
Hainbuchenwälder anstelle der Buchen- oder Bu-
chen-Eichen-Wälder. Durch die Waldweide wurde
ebenfalls stark in die Zusammensetzung der Bestän-
de und Lebensgemeinschaften eingegriffen, indem
besonders Buche und Eiche als Mastbäume geför-
dert wurden. Mit dem mittelalterlichen Wärmeopti-
mum etwa 1150–1300 (Abb.E 2.1-1) entstanden und
wuchsen auch die Städte. Im 13. Jahrhundert gab es
bereits mehr als 2.000 solcher Siedlungen, in denen
zur Zeit des Hochmittelalters rund 20% der Men-
schen lebten.Dies war die Zeit mit der größten Aus-
dehnung der Ackerflächen (Bork et al., 1998). Nach
den großen Pestepidemien in der Mitte des 14. Jahr-
hunderts nahm der Druck auf die Landschaften
deutlich ab (Rösener, 1993). Später mußte klimabe-
dingt (Kleine Eiszeit, 1550–1700) auch die Nutzung
der höher gelegenen Flächen aufgegeben werden.
Ungefähr 1/3 der Landfläche blieb dem Wald über-
lassen. Es waren überwiegend die am wenigsten be-
günstigten Standorte. Diese waren entweder zu naß,
zu steinig und flachgründig, zu nährstoffarm, zu steil
oder klimatisch für die Landnutzungungeeignet.Der
Nutzungsdruck auf die verbliebenen Wälder ließ
aber nicht nach (Tab. E 2.1-1). Neben die landwirt-
schaftliche Nutzung traten nun die erhöhten Bau-
und Brennholzentnahmen für die wachsenden Sied-
lungen.Hinzu kam der steigende gewerbliche Bedarf
an Holzkohle und Holz für die Salzsiederei,das Hüt-
tenwesen, den Bergbau, die Glashütten, aber auch
für Töpfereien, Ziegeleien und Kalköfen. Laub-
aschebrennerei und Pottaschegewinnung ebenso wie
die sich seit 1750 stark ausbreitende Streunutzung
durch die Bauern waren weitere Gründe, daß es vie-
lerorts zur Waldzerstörung kam, wie sie für das 17.
und 18.Jahrhundert belegt ist.
Der Anstieg der Bevölkerung und der Siedlungs-
konzentration war eng mit technischen Verbesserun-
gen bei der Landnutzung verknüpft. Das Stirnjoch
beim Rind und das Kummet beim Pferd erlaubten
ebenso wie der Gebrauch des Hufeisens eine bessere
Ausnutzung der Arbeitskraft. Durch diese Maßnah-
men konnte der leichte Schälpflug durch den schwe-
reren Räderpflug ersetzt werden. Damit konnte
nicht nur tiefer gepflügt werden,sondern es konnten
auch nährstoffreichere Lehm- und Tonböden kulti-
viert werden, wodurch die Erträge deutlich anstie-
gen. Die Egge als neues Instrument zur Saatbeetbe-
reitung erlaubte darüber hinaus eine intensivere Be-
kämpfung der als Konkurrenten der Kulturpflanzen
auftretenden Unkräuter. Alle diese Maßnahmen
wirkten sich nicht nur positiv auf die Erträge aus, sie
beeinflußten maßgeblich auch die Entwicklung der
Flora und Fauna in den Kulturlandschaften. Diese
fast 1.000jährige Form der Landnutzung hat zu einer
sehr starken Differenzierung der Kulturlandschaften
geführt,und es kann festgestellt werden,daß die bio-
logische Vielfalt Mitte des 19. Jahrhunderts einen
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Höchstwert erreicht hat (z. B. Kretschmer et al.,
1997).Stoffliche Entkopplungen und Eingriffe in die
Organismengesellschaften fragiler Ökosystemeführ-
ten dazu, daß sich in vielen Fällen eine „Stabilität“
auf einem sehr niedrigen Produktionsniveau einstell-
te, die nur erhalten werden konnte, indem ständig
Nährstoffe aus Nachbarsystemen (Wald, Grünland)
zugeführt wurden. Dabei zeigte sich, daß eine fort-
schreitende Degradation der „Entnahmegebiete“
durchaus mit einer Zunahme der biologischen Viel-
falt einhergehen konnte. Als typische Ökosysteme
dieser Periode sind zu nennen:
Durch Zwergsträucher geprägte, atlantische Hei-
den. In engem Kontakt mit den atlantischen Heiden
finden sich im nordwesteuropäischen Küstenbereich
bei Niederschlagshöhen von mehr als 1.200 mm Jahr-1
landschaftsbildende  Moore, die aus Sphagnum-
Moosen gebildet wurden. Es handelt sich dabei um
Tabelle E 2.1-1
Landnutzungssysteme und biologische Vielfalt in Mitteleuropa.
Quelle:nach Kretschmer et al.,1997
Zeitraum Landnutzungs- Kennzeichen der Biotopvielfalt Artenvielfalt
system Landnutzung
Nacheiszeit bis Naturlandschaften Große Urwälder sowie Großräumig sehr Großräumig sehr hoch;
Mittelalter ohne bzw.mit  Moore und Sümpfe hoch; kleinräumig in der
geringer Nutzung dominierend;groß- kleinräumig je nach Regel auf Waldarten
flächige Nutzung nur Landschaftstyp und beschränkt;Offenland-
durch Jagd; natürlicher Dynamik arten nur auf Sonder-
punktuell beginnende mehr oder weniger standorten (Moore,
Viehwirtschaft und hoch Flußauen,Felsen u.a.)
Ackerbau
ca.9.Jahrhundert Mittelalterliches Großflächige Waldrodun- Großräumig sehr  Klein- und großräumig
bis ca.1750 Agrarsystem gen; Dreifelder- und  hoch; kleinräumig sehr hoch;Zurück-
Hutewirtschaft (sehr Zunahme durch Ent- drängung vieler Wald-
extensiv).Oligotrophierung stehung vielfältiger arten (Verlust von 
ganzer Landschaften,sehr oligotropher Offenland- Großsäugern),starke
geringe Produktivität und und Sukzessionsbiotope Ausbreitung von
z. T.rückläufige Boden- (Weiden,Trockenrasen, Offenlandarten,Ein-
fruchtbarkeit Hutewälder u.a.); Verlust wanderung von 
vieler Urwaldtypen Archäotypen und 
ersten Neophyten
ca.1750 bis 1950 Neuzeitliche Trennung von Land- und Groß- und kleinräumig Kleinräumig z.T.
bäuerlich-extensive Forstwirtschaft und groß- noch hohes Biotopmosaik; einsetzender Rück-
Landwirtschaft und flächige Aufforstungen; weitere Vernichtung  gang; großräumig
geregelte Forstwirt- Ablösung der Dreifelder- natürlicher Biotope (Moore, weiterhin sehr hoch;
schaft wirtschaft durch vielfältige Sümpfe u.a.); starke Ein- Gefährdung von 
Fruchtfolgen; ausge- schränkung mittelalterlicher Arten bisher unge-
glichenere Nährstoff- Offenlandbiotope,z.T. nutzter Biotope
Salden (Leguminosen- Ersatz durch Extensivwiesen (z.B.Moore);
anbau und Stallmisteinsatz), und Forste beginnende Zurück-
mäßige Produktivität bei  drängung von Arten
verbesserter Boden- oligotropher Stand-
fruchtbarkeit orte; verstärkte Ein-
wanderung von
Neophyten
1950 bis 1990 Industrialisierte, Technisierung von Land- Vielfach Verlust des Klein- und großräumig
intensive Land- und Forstwirtschaft; hoher kleinräumigen Biotop- starker Rückgang 
und Forstwirt- Einsatz von Betriebsmitteln mosaiks im Agrarraum; indigener Arten;
schaft (Dünger,Pflanzenschutz- großräumige Vernichtung länderspezifisch stehen
mittel,Melioration); groß- ganzer Biotoptypen (z.B. 30–70% aller Pflanzen-
flächige Eutrophierung  Hoch- und Niedermoore, und Tierarten auf den
durch Mineraldüngung und Flußauen u.a.); nur noch Roten Listen; größte
z.T.überhöhten Viehbesatz; kleine Reste mittelalter- Verluste bei den Arten
sehr hohe Produktivität in licher Offenlandbiotope; oligotropher Stand-
Ackerbau und Viehwirt- großflächige Nivellierung orte; Neophyten ver-
schaft bei hoher Boden- der Wasser- und Nährstoff- drängen z.T.indigene
fruchtbarkeit verhältnisse Arten
Ab 1990 s.o. bodengemäße Bewirt- weitere Verluste genetisch veränderte
schaftung;„Schadschwellen- Kulturpflanzen
konzepte“;multifunktionale
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eine natürliche Vegetation, die jedoch schon früh
durch Entwaldung eine beschleunigte Ausbreitung
erfahren hat.
Wald als Weide. Anfänglich standen den Men-
schen zur Versorgung ihres Viehs nur geringe Gras-
flächen zur Verfügung, daher wurde der Wald als
Weide benutzt. Durch die Gewinnung von Laubfut-
ter (Schneitel-Wirtschaft) wurden bestimmte Baum-
arten indirekt gefördert. Im Mittelalter entwickelte
sich eine geregelte extensive landwirtschaftliche
Waldnutzung mit Mast im Wald und Laubstreu-Ge-
winnung für die Stallhaltung. Dabei entstanden Kul-
turlandschaften mit Waldresten (Hutewälder),in de-
nen die bevorzugten Baumarten (Eiche, Buche) do-
minierten. Sie enthielten auch Mantel- und Saumge-
sellschaften sowie Magerrasen, die den Eindruck
einer artenreichen Naturlandschaft vortäuschen.
Wiesen und Weiden.Sie wären als natürliche Vege-
tation in Mitteleuropa nur an wenigen baumfeindli-
chen Standorten, an Seeufern und Moorrändern so-
wie im Küstenbereich anzutreffen.Die heute existie-
renden Wiesen und Weiden sind durch Beweidung
und Mahd entstanden. Über sehr lange Zeiträume
handelte es sich dabei um extensiv genutzte, unge-
düngte Magerwiesen, die einer fortschreitenden
Nährstoffverarmung und Versauerung unterlagen.
Erst im ausgehenden Mittelalter, insbesondere in
den vergangenen zwei Jahrhunderten,entstanden in-
tensiv gedüngte und bewirtschaftete Fettwiesen.
Acker-Unkraut-Gesellschaften. Mit dem Beginn
der menschlichen Besiedlung im Neolithikum vor
8.000 Jahren und dem sich entwickelnden Ackerbau
wurden nicht nur Kulturpflanzen, sondern unbeab-
sichtigt auch zahlreiche Begleitpflanzen aus Süd-
und Südosteuropa eingeschleppt (Abb. E 2.1-3). In
Abhängigkeit von der Nutzungsstrategie entwickel-
ten sich typische Acker-Unkraut-Gesellschaften, die
die Ackerfluren prägten. Im Bereich menschlicher
Siedlungen kam es zu Nährstoffanreicherungen und
zu Störungen der natürlichen Vegetation. Hier ent-
wickelten sich Ruderalgesellschaften, z. B. Beifuß-
und Eseldistel-Gesellschaften. Von 1500 an, mit Be-
ginn der Neuzeit,wurden Pflanzen nach Europa ver-
schleppt. Ihre Herkunftsgebiete umfassen alle Teile
des Globus und ihr Erscheinen ist direkt an die In-
tensivierung des Handels gebunden (Kap.E 3.6).Nur
wenige Arten konnten sich allerdings dauerhaft in
den natürlichen Ökosystemen etablieren. Obwohl
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Abbildung E 2.1-3
Änderung der
Pflanzenvielfalt in
Deutschland.
Quelle:Scherer-Lorenzen et
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insgesamt 57 Pflanzenarten nachweislich in Deutsch-
land ausgestorben sind, hat sich die Artenvielfalt
bislang in der Summe stetig erhöht.Manche der ein-
geschleppten Pflanzen haben sich jedoch explosions-
artig ausgebreitet und werden teilweise wieder be-
kämpft,da sie naturnahe oder artenreiche Ökosyste-
me gefährden bzw. eine Beeinträchtigung für die
Land- und Forstwirtschaft – teilweise auch für die
menschliche Gesundheit – darstellen (WBGU,
1999a;Kap.E 3.6).
Mit der Vegetation änderte sich auch die Zusam-
mensetzung der Tierwelt grundlegend. Die großen
Waldbewohner wie Auerochs und Wisent starben
fast oder ganz aus, das Waldwildpferd verschwand.
Elch, Braunbär, Luchs und Wolf zogen sich in unzu-
gängliche Gebiete zurück. Die großen Beutegreifer
nutzten auch die Haustiere und wurden daher inten-
siv verfolgt. Die Schwund der natürlichen Lebens-
räume beschleunigte die Verdrängung. Besonders
die Vögel reagierten auf die Öffnung der Wälder und
die starke Strukturierung der Feldfluren positiv.
Rebhuhn,Wachtel und Feldlerche sind hier beispiel-
haft zu nennen.Ohne die Kulturlandschaft würde 1/3
der heutigen Tierarten fehlen.
Viele Arten der offenen Landschaft stehen nun
auf der roten Liste der bedrohten Arten. Ursachen
dafür sind weniger die direkten Wirkungen von
Agrochemikalien als vielmehr die mit der Nutzungs-
änderung und -intensivierung verbundenen Zerstö-
rungen der Lebensräume und der Nahrungsgrundla-
gen.Die Landnutzungen des Mittelalters und der er-
sten Hälfte der Neuzeit haben zu einer diversen
Landschaftsausprägung in Mitteleuropa geführt,
dennoch wiesen sie klare Symptome der Überla-
stung der Landschaften auf.Auf den Äckern gingen
die Erträge zurück, die aus Südamerika eingeführte
Kartoffel und der später verbreitete Anbau von Rü-
ben konnte die Defizite nur zum Teil ausgleichen.
Die industrielle Revolution war die Antwort der
Menschen auf die desolate Situation. Aufgrund der
Nutzung fossiler Energieträger konnte der Zugriff
auf Holz als Energieträger reduziert werden, wo-
durch eine Entlastung für die übernutzten Wälder
eintrat. Die zu Beginn des 19. Jahrhunderts einset-
zende Entwicklung einer modernen Landwirtschaft
mit geschlossenen Fruchtfolgen und dem Anbau von
Leguminosen verbesserte die Erträge deutlich. Zu-
sätzlich ertragssteigernd wirkte seit der Mitte des 19.
Jahrhunderts der zunehmende Einsatz von Mineral-
düngern und die verbesserte Pflanzenzüchtung. Da-
mit setzte sich auch die Stallhaltung mit innerbe-
trieblich erzeugten Futtermitteln (Kartoffeln, Rü-
ben, Heu) und hofeigener Streu aus Getreidestroh
durch. Diese Entwicklungen führten zu einer Entla-
stung der Wälder und zu einer Verbesserung der
Nährstoffausstattung der Agrarökosysteme.
Die verbesserten Bewirtschaftungsmethoden in
der Landwirtschaft änderten vorerst relativ wenig an
der biologischen Ausstattung der Agrarlandschaften,
wenngleich der vermehrte Anbau von Hackfrüchten
(Kartoffel, Zuckerrübe und Mais) die Intensität der
Bodenbearbeitung erheblich steigerte.Zwar wurden
zunehmend Maschinen eingesetzt, dennoch blieben
die überwiegend kleinbäuerlichen Strukturen erhal-
ten,und die Arbeit wurde bis auf wenige Ausnahmen
von Menschen und Tieren geleistet. Kleine Felder,
abwechslungsreiche Fruchtfolgen, über das gesamte
Jahr verteilte Arbeitsgänge, Hecken und Raine, un-
befestigte Feldwege, moderate Düngung und Drai-
nage kennzeichneten das Bild. Die Pflanzen- und
Tierproduktion waren in den Betrieben noch weitge-
hend miteinander verkoppelt. Daneben war der An-
teil der sog. Ödländer wie Heiden, Moore, Brüche
usw.noch relativ groß.
Ein grundlegender Wandel trat erst nach 1950 ein,
mit der zunehmenden Technisierung und Chemisie-
rung der Landwirtschaft.In der Folgezeit,d.h.in nur
40 Jahren, wurde die tierische und menschliche Ar-
beitskraft weitgehend durch Maschinen ersetzt. Der
rationelle Einsatz dieser Geräte erforderte größere
Felder. Störende Hecken und Raine wurden besei-
tigt, zur gleichmäßigeren Austrocknung der Felder
wurden Drainagen gebaut und Gräben vertieft.„Öd-
länder“ wurden kultiviert, Moore entwässert und
mittels Dünger fruchtbar gemacht. Bei Sandböden
dagegen wurde die Fruchtbarkeit mittels Bewässe-
rung erhöht.Fruchtfolgen wurden vereinfacht bis hin
zur Monokultur,die Bestellung und Ernte findet nun
an wenigen Tagen im Jahr flächendeckend statt.Her-
bizide vernichten Unkräuter,Fungizide die Pilze und
Insektizide die tierischen Schädlinge.Die Verkoppe-
lung von Ackerbau und Tierproduktion wurde viel-
fach aufgehoben. Betonierte oder asphaltierte Feld-
wege und stark befahrene Autostraßen durchziehen
die Flur.
Diese Maßnahmen haben die Produktivität der
Böden auf ein nicht für möglich gehaltenes Niveau
angehoben.Nicht Mangel kennzeichnet die Situation
in Europa wie lange Zeiten davor, sondern Über-
schüsse. Die Sicherheit der Nahrungsmittelversor-
gung wurde allerdings mit einem starken Rückgang
der biologischen Vielfalt und anderen Umweltverän-
derungen erkauft. Durch die Anwendung genetisch
veränderter Kulturpflanzen kommt ein völlig neuer
Faktor ins Spiel, dessen ökologische Risiken noch
nicht vollständig abzuschätzen sind (WBGU,1999a).
Durch die Verwendung moderner Techniken las-
sen sich abiotische Umweltbelastungen dagegen
heute weitgehend vermeiden. Zu einer Entlastung
der Waldböden oder gar zu deren Regradation kam
es durch die seit 200 Jahren gezielt durchgeführten
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Landwirtschaft jedoch nicht, weil bei der Verbren-
nung der fossilen Energieträger in zunehmendem
Maß Säurebildner und auch Schwermetalle emittiert
wurden,die sich in den Waldböden anreicherten.
Besonders Nadelbäume erwiesen sich bei der
Ausfilterung der Luftschadstoffe als wirkungsvoll.
Schon in der 2.Hälfte des vorigen Jahrhunderts wur-
den Säuremengen pro ha und Jahr emittiert,die über
den mittleren bodeninternen Pufferraten durch die
Verwitterung von Silikaten lagen.Nur dort,wo kalk-
haltige Substrate vorlagen oder wo im Nahbereich
von Emittenten Flugaschen deponiert wurden,konn-
ten die eingetragenen Säuren ohne die Freisetzung
von ökotoxischen Kationensäuren wie Al3+,M n 2+
und Fe3+ kompensiert werden (Godbold und Hütter-
mann,1994;Beese,1997).
In der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts ist es der
Stickstoff, normalerweise ein Mangelnährstoff in
Wald- und anderen natürlichen Ökosystemen,der in
großen Mengen freigesetzt und deponiert wird. Im
Mittel liegen heute die Depositionsraten bei 20–40
kg N ha-1 Jahr-1 (UBA, 1997a). Rund 40% des Stick-
stoffs stammt aus dem Verkehr, wo bei der Verbren-
nung bei hohen Temperaturen NOx entsteht, das in
der Atmosphäre in Salpetersäure (HNO3) umgewan-
delt wird. Weitere 40% des emittierten Stickstoffs
stammen aus der Landwirtschaft, wo der Stickstoff
im Zusammenhang mit der Tierhaltung und der Gül-
leanwendung als Ammoniak entweicht,in der Atmo-
sphäre überwiegend zu NH4
+ umgewandelt und an-
schließend deponiert wird (Lammel und Flessa,
1998). Diese Depositionen führen zu einer großflä-
chigen Nährstoffverarmung und Versauerung bei
gleichzeitiger N-Eutrophierung. Beide Prozesse wir-
ken der biologischen Vielfalt entgegen, da sie stand-
örtliche oder vom Menschen erzeugte Unterschiede
in der Landschaft aufheben. So sind heute rund 2/3
der Waldböden als stark versauert anzusprechen
(BMELF, 1997) und erhalten gleichzeitig überhöhte
Stickstoffdepositionen.
Dieser Exkurs über die Entwicklung der Ökosy-
steme in Mitteleuropa verdeutlicht, daß dieser öko-
logische „Gunstraum“,der sich in Bereichen mit jun-
gen, wenig verwitterten Substraten und temperatem
Klima entwickelte,in den vergangenen 11.000 Jahren
eine äußerst dynamische Entwicklung durchlaufen
hat. Natürliche Veränderungen des Klimas und der
Böden führten zu ständigen Anpassungen von Le-
bensgemeinschaften.Besonders gravierend machten
sich jedoch die Eingriffe des Menschen bemerkbar,
der über Jahrtausende eine gezielte Umgestaltung
der Landschaft betrieben hat und dabei eine Kultur-
landschaft schuf.In der eher artenarmen Region Mit-
teleuropas führten die vom Menschen verursachten
„Störungen“ zunächst zu einer Erhöhung der biolo-
gischen Vielfalt,die vor ca.100–200 Jahren ihr Maxi-
mum erreichte. Heute gibt es in Deutschland 509
Biotoptypen.Von diesen sind 69% als gefährdet ein-
zustufen, sei es durch die Umgestaltung von Land-
schaften während der wirtschaftlichen Intensivie-
rung oder durch die Aufgabe herkömmlicher Nut-
zungsformen (UBA,1997a).Daneben sind ganz neue
Ökosysteme entstanden, die sich noch in einem An-
passungsprozeß befinden. In diesem Umfeld ist die
Herausforderung des Biotop- und Artenschutzes nur
durch das Miteinander von Schutz und Nutzung zu
lösen (Kap. E 3.9). Alleiniger Prozeßschutz würde
diese Landschaft in eine fast reine Waldlandschaft
überführen mit einem entsprechenden Diversitäts-
verlust. Wer dagegen die Kulturlandschaft von ge-
stern erhalten will, muß gleichzeitig die dazugehö-
rende Nutzung aufrechterhalten. Alle anderen Lö-
sungen führen zu biologischen Veränderungen, de-
ren Resultat nicht immer genau vorhergesagt
werden kann,deren Abschätzung aber notwendig ist,
wenn die Kulturlandschaft nachhaltig und umwelt-
schonend entwickelt werden soll.
E 2.2
Amazonien: Revolution in einem fragilen
Ökosystem
Feiner Rauch streicht durch den Regenwald,läßt die
Konturen unter einem blaugrauen Schleier ver-
schwimmen und die Sonne als milchige Scheibe er-
scheinen. Vor mehreren Wochen hat es begonnen,
sich verstärkt, abgeschwächt und wieder verstärkt,
aber immer war der Rauch vorhanden,der die Augen
tränen läßt und die Atemwege reizt. Das Feuer, mit
dem die Kleinbauern wie üblich ihre Parzelle von
Unkraut, Holz, Strauchwerk und Schädlingen reini-
gen wollten, ist in diesem Jahr davongelaufen. Eine
ungewöhnliche Trockenperiode hat den Regen aus-
bleiben lassen, der sonst die Feuer unter Kontrolle
hält und so brennt der Wald auf großen Flächen, an
vielen Stellen und seit Wochen. Doch wer kümmert
sich schon um diese Brände in den weit von den Zen-
tren entfernten Teilen Amazoniens.Der Gouverneur
hat zwar den Notstand ausgerufen,es fehlen aber die
Mittel zum Einsatz von Löschhubschraubern und
-flugzeugen. Da keine Großstädte, keine internatio-
nalen Verkehrswege oder gar Touristenzentren vom
Rauch betroffen sind,zeigt die Zentralregierung we-
nig Interesse an den Bränden,und die internationale
Öffentlichkeit nimmt erst recht keine Notiz von der
Katastrophe.
Jährlich brennen weltweit 300–500 Mio. ha Wald
ab, und nur in Ausnahmefällen wird in den Medien
darüber berichtet. Feuer im Wald ist etwas Natürli-
ches und hat in bestimmten Abständen immer wie-
der große Waldflächen zerstört.Klimatische Ausnah-
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mesituationen verstärken die Waldbrandgefahr er-
heblich, schon ein Blitz, der einen trockenen Baum
trifft, kann einen Flächenbrand auslösen. Wälder
können sich aber regenerieren und die Ausgangszu-
stände vor dem Brand wieder erreichen, allerdings
dauert dies Jahrzehnte bis Jahrhunderte. Auch die
Menschen haben sich über Jahrtausende des Feuers
bedient, um ihre Siedlungsplätze vom Bewuchs zu
befreien oder um den Wald zum Anbau von Feld-
früchten aufzulichten. Das Abbrennen brachte aber
auch noch andere Vorteile, die Asche düngt den Bo-
den und neutralisiert die in ihm gespeicherte Säure,
wodurch das Wachstum der Kulturpflanzen deutlich
verbessert wird. Dies wissen auch die Indianer des
Amazonasbeckens,und sie verwenden diese Technik,
den Wanderfeldbau, seit sie vor etwa 8.000 Jahren in
dieses Gebiet eingewandert sind. Sie wissen aber
auch,wann sie brennen dürfen,damit die Feuer nicht
außer Kontrolle geraten. Dabei wählten sie die Flä-
chen so klein,daß die Eingriffe nicht zu langfristigen
Veränderungen des Gesamtökosystems führten.
Denn nach ca.3 Jahren sind die Nährstoffvorräte des
Bodens erschöpft,so daß sich ein Anbau von Kultur-
pflanzen nicht mehr lohnt. Der Wald überwächst die
Rodungsfläche, und die Siedler wandern zu einem
anderen Platz,um nach 30–100 Jahren erneut zurück-
zukommen. Dieser Rhythmus hat sich jedoch verän-
dert. Erst langsam mit dem Auftreten der ersten Er-
oberer und Kolonisten zu Beginn der Neuzeit, dann
aber mit zunehmendem Tempo. Heute greifen Kon-
zessionäre, Großgrundbesitzer, Goldsucher und
Kleinbauern weitgehend unkontrolliert in die Wäl-
der ein. Die dabei induzierten Veränderungen durch
die Waldnutzung bis hin zur Konversion des Waldes
in Grasland oder in Acker- und Plantagenflächen lie-
gen außerhalb des Regenerationsvermögens der
Wälder, mit der Folge, daß auf großen Arealen der
Urwald verschwindet.
E 2.2.1
Geologische und klimatische Ausstattung des
Amazonasbeckens
Was unterscheidet die Eingriffe in den tropischen
Regenwald von den Eingriffen in die temperaten
Wälder Europas, Nordamerikas und Asiens, die ja
ebenfalls großflächig gerodet wurden? Was macht
die Verluste der Regenwälder für den Globus so ge-
fährlich? Zur Beantwortung ist ein kurzer Rückblick
notwendig.Vom Flugzeug aus gesehen erscheint das
riesige Gebiet des Amazonasbeckens wie ein großes
grünes Blatt, Flüsse durchziehen die Fläche wie die
Adern des Blatts und münden in den Amazonas.Sein
Einzugsgebiet umfaßt 7,2 Mio.km2,das sind 40% der
Fläche Südamerikas. Das Amazonas-Tiefland, der
Kernbereich, nimmt davon 50% ein und liegt unter
200 m über dem Meeresspiegel. Das 5 Mio. km2 gro-
ße Regenwaldgebiet reicht weit über diesen Tief-
landbereich hinaus und bedeckt auch die Bereiche
des zentralbrasilianischen Berg- und Tafellands im
Süden sowie Teile des Guayana-Massivs, des Guaya-
na-Küstenlands und des Orinoco-Beckens (Kohl-
hepp,1987).
Das Amazonasbecken ist eine alte Senkungszone,
die sich zwischen den alten kristallinen Schilden von
Guayana und Brasilien bis zu 3.500 km in ostwestli-
cher und bis zu 2.000 km in nordsüdlicher Richtung
erstreckt.Nach der Heraushebung der Anden wurde
die Senke im Westen abgeriegelt und es entstand ein
riesiger Binnensee,der anschließend nach Osten zum
Atlantik hin entwässerte.Den Boden bildeten tonige
und sandige jungtertiäre Sedimente, die „terra fir-
me“,in die sich das Flußsystem eintiefte.Als im Plei-
stozän der Meeresspiegel anstieg, bildeten sich ent-
lang der Flüsse breite Überschwemmungsauen, die
„Várzeas“ (Sioli,1984).Die aus der Luft erkennbare
Homogenität ist also nur vorgetäuscht. Bei genauer
Betrachtung zeigt sich eine große naturräumliche
Vielfalt.
Das Amazonasgebiet ist aber auch klimatisch
nicht homogen.Die Jahresmitteltemperaturen liegen
bei 25–27 °C, die täglichen Schwankungen können
aber durchaus 10 °C betragen. Im Süden und Süd-
westen kann es zu Kaltlufteinbrüchen kommen, die
die Temperaturen auf 15 °C absinken lassen.Die Nie-
derschläge sind weder zeitlich noch räumlich gleich-
mäßig verteilt. Sie liegen im Nordwesten bei 3.600
mm Jahr-1, sinken im zentralen Teil auf 1.800 mm ab,
um an der Atlantikküste wieder auf 2.500 mm anzu-
steigen. Die Niederschläge fallen in kurzen Wärme-
gewittern am Nachmittag oder in gewaltigen Men-
gen als Zenitalregen.Von West nach Ost ist eine Zu-
nahme einer schwach ausgeprägten Trockenzeit fest-
stellbar, die bis zu 2 Monate dauert und nach Süden
bis auf 4 Monate zunimmt.
Je nach Herkunftsgebiet unterscheidet man Weiß-,
Schwarz- und Klarwasserflüsse. Weißwasserflüsse
kommen aus dem Andengebiet und führen große
Mengen nährstoffreicher Sedimente mit sich. Nach
der Ablagerung bauen sie den größten Teil der
Várzeas auf, die als Überschwemmungsaue ein gro-
ßes Potential für die landwirtschaftliche Nutzung
aufweist.Die Schwarzwasserflüsse führen sehr wenig
Sedimente mit sich und bilden keine Aue aus. Die
schwarze Farbe stammt von Huminstoffen, aus den
Auflagen nährstoffarmer Böden und den sie bilden-
den Vegetationstypen. Aus dem bereits sehr stark
verwitterten und abgetragenen kristallinen Massiven
stammen die Klarwasserflüsse, die ebenfalls extrem
arm an Sedimentfrachten sind.Während der Regen-
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Jahr für die Dauer von 6–7 Monaten über die Ufer.
Dabei überschwemmen sie die Wälder bis zu einer
Höhe von 10 m.Bodenvegetation und kleine Bäume
versinken vollständig in den Wassermassen. Obwohl
nur ca. 3% des Regenwalds zu den Überschwem-
mungswäldern zählen, tragen diese doch erheblich
zur biologischen Vielfalt bei (Goulding, 1990, 1993).
Abb. E 2.2-1 zeigt einen schematischen Querschnitt
durch das untere Amazonas-Gebiet, in dem die ver-
schiedenen, vom Standort abhängigen Vegetations-
typen und Kulturen verzeichnet sind.
E 2.2.2
Entstehung der biologischen Vielfalt im
Amazonasbecken
Der Regenwald Amazoniens gilt als eines der kom-
plexesten und artenreichsten Ökosysteme der Erde.
Die vorangegangenen Ausführungen zeigen, daß ein
Teil der Komplexität und Diversität auf standörtliche
Vielfalt zurückzuführen ist.Mit Ausnahme der nähr-
stoffreichen Várzeas hat sich diese biologische Viel-
falt auf meist nährstoffarmen und sauren Böden ent-
wickelt,auf denen Humusauflagen als Zersetzerrefu-
gien entstanden.Durch die Ausbildung fast geschlos-
sener interner Nährstoffkreisläufe,an der eine große
Zahl von Organismen beteiligt ist, wird eine sehr
hohe Produktivität der Ökosysteme erreicht. Diese
ist auf die Aufrechterhaltung der Stoffkreisläufe an-
gewiesen. Störungen dieser Kreisläufe können zu
katastrophalen Folgen führen, die nur über extrem
lange Zeiträume wieder ausgeglichen werden kön-
nen.
Lange Zeit ging man davon aus,daß diese Vielfalt
das Resultat eines Millionen Jahre währenden An-
passungsprozesses ist. Diese Vorstellung ist aber in
den letzten Jahren revidiert worden, weil die Kon-
stanz des Klimas nicht gegeben war und es immer
wieder zu lokalen oder regionalen Katastrophen
kam.So wurde während der Eiszeit auch in den Tro-
pen das Klima kälter, gelegentliche Brände und
Überschwemmungen führten zu temporären, lokal
begrenzten Zerstörungen der Wälder.Diese Erschei-
nungen zerstörten allerdings nicht wie die Eiszeiten
in Europa oder Nordamerika die Tier- und Pflanzen-
welt, sondern führten durch die Störungen zu einer
Erhöhung der biologischen Vielfalt. Das gesamte
Ökosystem ist, wie gezeigt wurde, keineswegs ein-
heitlich. Unterschiede in den Böden, den Nieder-
schlägen, den Überschwemmungen und den Stoff-
einträgen,verbunden mit unterschiedlich ausgepräg-
ten Trockenzeiten,bewirken eine örtlich stark unter-
schiedliche Evolution. Dies alles hat zur Folge, daß
das Amazonasbecken ein buntes Mosaik verschie-
denster Ökotope mit Organismengesellschaften in
unterschiedlichsten Sukzessionsstufen darstellt, das
in seinen vielfältigen Strukturen und Funktionen bis-
her aber kaum erforscht ist.
Die Frage, warum es zu einer so hohen Diversität
in den Tropen kommt, ist letztlich nicht vollständig
geklärt. Diese Tatsache macht es schwierig, Strate-
gien zu entwickeln, um die Diversität zu erhalten. In
die ökologische Größe „Diversität“ geht nicht nur
die Anzahl der Arten eines Ökotops, sondern auch
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Schematisches Profil durch das untere Amazonas-Gebiet.
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die relative Häufigkeit mit ein.Diese Diversität wird
als α-Diversität bezeichnet. Man unterscheidet da-
von die β-Diversität, ein Maß für die Unterschiede
der Artenzusammensetzungen von Lebensgemein-
schaften benachbarter und ähnlicher Habitate sowie
die  γ-Diversität großer Regionen mit sehr unter-
schiedlichen Habitaten und Ökosystemen. Die herr-
schende Meinung ist, daß in den Tropen neben gün-
stigen Bedingungen für die Artbildung v.a.auch gün-
stige Verhältnisse für die Erhaltung von Arten gege-
ben sind. Die Frage ist, warum die vielen Arten, die
meistens sehr selten sind,nicht aussterben oder war-
um einzelne Arten auf Kosten anderer nicht konkur-
renzüberlegen werden.
In diesem Zusammenhang werden zwei Grundhy-
pothesen diskutiert (König und Linsenmair, 1996).
Bei den deterministischen Gleichgewichtsmodellen
wird angenommen, daß die verfügbaren Ressourcen
über die Konkurrenz zwischen Arten mit ähnlichen
Ansprüchen aufgeteilt werden. Bei den stochasti-
schen Modellen wird davon ausgegangen, daß das
Vorkommen und auch die Häufigkeit einzelner Ar-
ten durch Zufallsprozesse bestimmt werden. Freie
Plätze in den Ökosystemen entstehen durch in Raum
und Zeit nicht vorhersehbare Störungen.Die letztge-
nannten Modelle erweitern das Erklärungsspek-
trum,doch scheinen auch die erstgenannten Modelle
ihre Berechtigung zu haben. Zu den diversitätsför-
dernden Faktoren gehört in jedem Fall der Habitat-
reichtum und die Heterogenität in den Ökosyste-
men.Die verschiedenen Stockwerke der Wälder und
die Bodenvielfalt bieten viele strukturell und mikro-
klimatisch differenzierte Nischen. Auch die Größe
der Fläche und das Alter des Systems korrelieren po-
sitiv mit der biologischen Vielfalt. Diversität ist aber
auch durch die Etablierung vielfältiger Beziehungen
zwischen den Artencharakterisiert.Hierfür gibt es in
den Tropen eine Vielzahl von Beispielen. Die Nähr-
stoffarmut vieler tropischer Bödenfördert die Diver-
sität der Primärproduzenten, d. h. der grünen Pflan-
zen. Diese Vielfalt fördert wiederum die Vielfalt der
Konsumenten und Destruenten in den nachfolgen-
den trophischen Ebenen.Es gibt eine große Zahl von
Faktoren,die die große Diversität in tropischen Öko-
systemen fördern, dennoch ist es gegenwärtig nicht
möglich, die auftretende Vielfalt der unterschiedli-
chen Ökosysteme befriedigend zu erklären.
E 2.2.3
Eingriffe des Menschen
Das Amazonasbecken ist ein Ökosystem, das einem
fortwährenden Wandel unterworfen war. Allerdings
waren die Störungen so, daß immer große Teile der
Ökotope aufgrund der räumlichen Differenzierung
bestehen blieben und sich nachfolgend mit den in
den Störzonen entwickelnden Systemen verzahnten.
Das Auftreten der Waldindianer vor etwa 8.000 Jah-
ren ist ein Beispiel für Störungen in historischer Zeit,
die im Bereich interner „Reparaturmöglichkeiten“
lagen. Kulturtechniken und Jagdmöglichkeiten wa-
ren derart eingeschränkt, daß von den Ureinwoh-
nern keine Gefahr für den Bestand der Ökosysteme
ausging. 1500 begann die Kolonisation des Amazo-
nasgebietes. Der östliche Teil wurde durch den
Schiedsspruch des Papstes Alexander VI. den Portu-
giesen zugesprochen, der westliche Teil den Spa-
niern. Später wurde das gesamte Gebiet portugiesi-
sche Kolonie. Während im östlichen Teil der Wald
schon bald aufgelichtet wurde und Siedlungen ent-
standen, in denen die Landwirtschaft dominierte, er-
folgte entlang des Amazonas und seiner größeren
Nebenflüsse die Anlage von Siedlungen zur militäri-
schen Sicherung des Gebiets und zur Missionierung
der Indianer. Diese Form der „Erschließung“ hatte
sehr geringen Einfluß auf die Ökosysteme und zog
sich über Jahrhunderte hin. Das Amazonasgebiet
galt als lebensfeindlich,als „Grüne Hölle“.
Dies änderte sich im 19. Jahrhundert. Man hatte
entdeckt, daß der Saft eines Baumes (Hevea brasi-
liensis), der als Kautschuk bezeichnet wurde, zum
Imprägnieren von Stoffen und zur Gummiherstel-
lung geeignet war. Die Erfindung des Gummireifens
durch Dunlop im Jahr 1888 führte zu einem wahren
Boom des Gummizapfens, infolge dessen ca. 500.000
Zapfer aus den Dürregebieten im Nordosten Brasi-
liens in das Amazonasgebiet einwanderten. Nach-
dem das brasilianische Kautschukmonopol gebro-
chen war, kam es um 1910 zu einer Stagnation der
Entwicklung, die erst in der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts durchbrochen wurde,als Amazonien in
den Mittelpunkt staatlicher Entwicklungsstrategien
gestellt wurde, um die natürlichen Ressourcen der
Regenwaldregion in Wert zu setzen. Die Verlegung
der Hauptstadt in das neugegründete Brasilia sowie
der Bau der Transamazonica und anderer Straßen
sind Ausdruck dieser Absicht.
Die sozialen Spannungen im bevölkerungsreichen
Nordosten des Landes trieben die Erschließung vor-
an. Damit verbunden waren eine Verbesserung der
Infrastruktur,große Projekte der Agrarkolonisation,
die Förderung der Holznutzung,die Ausdehnung der
Rinderproduktion und Plantagenwirtschaft sowie
die Nutzung von Bodenschätzen.Waren während des
Kautschukbooms die Eingriffe in den Regenwald
schon aufgrund der verhältnismäßig kleinen Zahl
der Kautschuksammler noch gering, haben die neu
ergriffenen Maßnahmen eine andere Qualität, die
auf großen Flächen zu einer Zerstörung des Regen-
waldes führen.Die Straßen und selbst Schneisen,die
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len dabei das geringere Problem dar, nehmen sie
doch eine verhältnismäßig kleine Fläche ein.Sie sind
aber Voraussetzung für den nachfolgenden forstli-
chen Eingriff, d. h. die Entnahme weniger wertvoller
Stämme, bei Verursachung großer Schäden an den
verbleibenden Beständen. Zwar gibt es Regeln für
eine nachhaltige Nutzung des Waldes,es besteht auch
eine Exportregelung für Tropenholz, doch es wird
vermutet, daß 80% der im Regenwald geschlagenen
Edelhölzer außer Landes geschmuggelt werden
(Raubbau-Syndrom;Kap.G).
Schäden verursachen auch nicht nur die Minenge-
sellschaften,die die großen Bodenschätze dieser Re-
gion ausbeuten, sondern auch die „garimpeiros“, die
Goldsucher,die mit schweren Geräten den Wald ver-
wüsten oder Böden und Flüsse mit Quecksilber ver-
seuchen, das sie zur Gewinnung des Goldes verwen-
den. Straßen und Schneisen sind auch die Eingangs-
pforten in den Regenwald. Während Großgrundbe-
sitzer den Wald vernichten, um großflächig
Weidewirtschaft und Plantagen zu betreiben, wobei
momentan der Sojaanbau für den Export favorisiert
wird,roden die Kleinbauern den Wald,um zu überle-
ben.
Der größte Teil der geplanten Agrarreform wird
im Amazonasgebiet realisiert.Dabei erhalten die Fa-
milien ein Stück Land zugewiesen. Um es bestellen
zu können, legen sie Feuer. Der größte Teil der Ur-
waldböden ist jedoch extrem nährstoffarm, so daß
der Anbau von Kulturpflanzen nur 3–5 Jahre möglich
ist. Dadurch sind die Bauern gezwungen, weiterzu-
ziehen und neue Flächen zu roden,während die alten
Flächen entweder in Weideland überführt werden
oder verbuschen und sich in Jahrzehnten in einen Se-
kundärwald umwandeln. Wie eingangs gezeigt wur-
de,können diese Brandrodungen,die offiziell verbo-
ten sind, außer Kontrolle geraten und zu verheeren-
den Urwaldbränden führen, die ganze Landschaften
großflächig verändern. Die „Bewegung der Landlo-
sen“ spielt aufgrund der wachsenden Bevölkerung
eine zunehmende Rolle bei der Zerstörung des Re-
genwaldes. Einerseits wird mit dem Argument der
Armutsbekämpfung die Konversion des Regenwal-
des legitimiert,andererseits wird die Bewegung auch
als Argument benutzt, um gegen Schutzgebiete oder
Reservate für die indigene Bevölkerung zu opponie-
ren. Insgesamt wurden bisher weit mehr als 500.000
km2 durch Rodung und Feuer entwaldet, das sind
mehr als 15% des ursprünglichen Bestands.
Neue Untersuchungen aus dem Amazonasgebiet
zeigen, daß außerdem erhebliche Flächen durch
Waldbrände vorgeschädigt sind, die bislang mit her-
kömmlichen Satellitenauswertungen nicht festge-
stellt werden konnten.Diese sehr langsam fortschrei-
tenden Kleinbrände unterhalb des Kronendachs füh-
ren zum Absterben der Bodenvegetation und der
jüngeren Bäume. Die zurückbleibende tote Biomas-
se dient als Brandherd für nachfolgende Waldbrän-
de. Untersuchungen zeigen, daß so innerhalb weni-
ger Jahre erhebliche Flächen zerstört werden kön-
nen.Dabei wird die Brandgefahr durch die El-Niño-
Effekte zusätzlich verstärkt. Etwa 980.000 km2 sind
auf diese Weise stark gefährdet (Cochrane und
Schulze,1999).
Häufig bleiben degradierte Böden zurück,auf de-
nen sich die ursprüngliche Vegetation nicht mehr
oder nur in sehr langen Zeiträumen wieder ent-
wickeln kann. Die von den Kleinbauern gerodeten
und dann verlassenen Flächen werden anschließend
oft von Großgrundbesitzern übernommen, die diese
in Weideland für die Rinderhaltung umwandeln.
Arme, verdichtete Weideflächen entstehen, bei de-
nen das Niederschlagswasser nicht in den Boden ein-
dringen kann, sondern auf der Oberfläche abfließt,
was zu Erosion führt. Dadurch schreitet der begon-
nene Degradationsprozeß weiter fort, mit der Folge,
daß ständig neues Acker- und Weideland benötigt
wird.Ein Teufelskreis,der nur durchbrochen werden
kann,wenn die notwendige Entwicklung sich auf die
tragfähigeren „Gunstgebiete“ Amazoniens konzen-
trieren würde und die bereits vorhandenen Kennt-
nisse hinsichtlich einer nachhaltigen multifunktio-
nalen Landnutzung (Kap. E 3.3.4) zur Anwendung
kämen.
E 2.2.4
Vergleich der Eingriffe in tropische und temperate
Wälder
Was ist nun die Ursache für das unterschiedliche Ver-
halten tropischer und temperater Wälder nach Ein-
griffen durch den Menschen? Sieht man von den Bö-
den in den Überschwemmungsgebieten ab,deren Se-
dimente überwiegend aus den westlichen Gebirgsre-
gionen stammen,handelt es sich,wie oben dargelegt,
vielfach um sehr alte und stark verwitterte Böden,
die kaum in der Lage sind, Nährstoffe zu speichern
oder aus Mineralen nachzuliefern. Die für die Pflan-
zenbestände benötigten Nährstoffe stammen aus
dem Humus, der in relativ kurzen Zeiträumen bei
hohen Temperaturen und hoher Bodenfeuchte zer-
setzt wird,sich aber immer wieder aus den Bestands-
abfällen neu bildet.Die biologische Vielfalt der Öko-
systeme hat dazu geführt,daß sich ein interner Nähr-
stoffkreislauf aufbauen konnte, obwohl die sehr ho-
hen und intensiven Niederschläge, die hohen
Umsatzgeschwindigkeiten und die extreme Flach-
gründigkeit der Böden der Aufrechterhaltung der
Stoffkreisläufe entgegenwirken. Greift der Mensch
in diese komplexe Prozeßkette ein, so entkoppelt er
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waschen und es kommt zu einem dramatischen Fort-
schreiten der Bodenerosion und der Erosion von Or-
ganismengesellschaften.
Die weitaus jüngeren Böden des temperaten Be-
reichs sind dagegen häufig sehr viel unempfindlicher
gegen Eingriffe.Sie verfügen über verwitterbare Mi-
nerale, die bei Störungen Nährstoffe nachliefern
können, und sind damit stärker gegen äußere Bela-
stungen gepuffert. Durch die Saisonalität kommt es
aufgrund niedriger Temperaturen zur Vegetationsru-
he und zu Phasen mit sehr stark reduzierten Umset-
zungsraten. Während dieser Zeit sind Eingriffe des
Menschen weitgehend unschädlich. Weiter sind
Höhe und Intensität der Niederschläge wesentlich
geringer, so daß Nährstoffauswaschung und Erosion
geringer sind.
Wie an der vorangehenden Fallstudie für Mittel-
europa (Kap. E 2.1) gezeigt wurde, haben sich die
Eingriffe des Menschen über einen Zeitraum von
6.000 Jahren erstreckt, während der starke Eingriff
im Amazonasgebiet erst seit 50 Jahren erfolgt. Den-
noch kann die dort gegenwärtig ablaufende Phase
ursächlich durchaus mit der Rodungsphase des Mit-
telalters in Europa verglichen werden,wenn auch die
Intensität der Änderung heute wesentlich größer ist.
Die Folgen für die biologische Vielfalt sind jedoch
vollständig verschieden. In Mitteleuropa führte die
Landnutzung in jungen artenarmen Ökosystemen zu
einer Erhöhung der Diversität aufgrund der Schaf-
fung von Störzonen und Nährstoffverarmungen. Im
alten Amazonasgebiet mit seiner großen Vielfalt und
den seltenen Arten wird der umgekehrte Effekt er-
zielt (Kasten E 2.2-1)
Viele Wissenschaftler sehen für den Regenwald
keine Zukunft mehr. Noch bevor der biologische
Reichtum dieser Region erfaßt worden ist, wird der
größte Teil verschwunden sein. Daß man sich insbe-
sondere um die Wälder Amazoniens sorgt, liegt dar-
an, daß dieses die Region mit der höchsten Arten-
vielfalt der Welt ist und daß „erst“ 15% der Fläche
vernichtet sind, so daß hier die Möglichkeit des Er-
halts gegeben ist.In einem Land mit raschem Bevöl-
kerungswachstum muß jedoch jeder Versuch,die Na-
tur zu retten, scheitern, wenn nicht gleichzeitig die
wirtschaftliche und soziale Situation der Menschen
verbessert wird. Dazu ist es erforderlich, angepaßte
Kasten E 2.2-1
Bedeutung der Art-Areal-Beziehung für
unterschiedliche Lebensräume
Die Artenzahl pro Flächeneinheit wird als Artendiversi-
tät bezeichnet. Diese Diversität ist für ein Ökosystem
jedoch keine feste Größe,sondern hängt stark von der Flä-
chengröße ab.Je größer die Fläche,umso größer die Arten-
zahl und umgekehrt.MacArthur und Wilson (1967) erkann-
ten als erste diese Beziehung,die für alle Organismengrup-
pen gültig ist.Sie läßt sich mit der Gleichung 
S = C A
z
darstellen.
Die Beziehung ist exponentiell,S ist die Zahl der Arten,
A ist die Flächengröße,z ein Exponent,der auch als „Expo-
nent der Verinselung“ bezeichnet wird und C ist ein Faktor,
der vom Artenreichtum der jeweiligen Tier- oder Pflanzen-
gruppe abhängt.Abb. E 2.2-2 zeigt am Beispiel der mittel-
europäischen Brutvögel den Verlauf der Arten-Areal-Be-
ziehung für großflächige Landgebiete. Die Funktion dieser
Beziehung ist bei logarithmischer Auftragung durch eine
ansteigende Gerade zwischen den Punkten G und Ü reprä-
sentiert. Unterhalb des Punkts G, der den Grenzwert der
Arealgröße von etwa 1 km-2 für mitteleuropäische Brutvö-
gel markiert, zeigen Untersuchungsergebnisse die expo-
nentielle Abnahme der Artenvielfalt bei kleineren Arealen.
Tritt in den Untersuchungsergebnissen ein überproportio-
naler Anstieg der Artenzahlen in Relation zur Art-Areal-
Beziehung auf,wie sie der Punkt Ü markiert,so ist dies ein
Hinweis darauf, daß Arealgrenzen überschritten wurden
und ein anderer Arealtyp mit einbezogen wurde. Es lassen
sich mit den Art-Areal-Beziehungen sowohl Mindestgrö-
ßen von Flächen ermitteln, die für bestimmte Tier- oder
Pflanzengruppen notwendig sind, als auch Biotopabgren-
zungen überprüfen.
Ebenso läßt sich feststellen, ob Verbundsysteme noch
als Einheit wirken oder nicht. Mit Hilfe von Art-Areal-Be-
ziehungen lassen sich „Erwartungswerte“ ableiten, wenn
der Faktor C und der Exponent z bekannt sind.
Anhand der Erwartungswerte kann der Ist-Zustand be-
wertet werden,d.h.dessen Abweichungen nach unten oder
oben im Vergleich zum Erwartungswert.
Vergleicht man die Situation in Mitteleuropa und in
Amazonien,läßt sich feststellen,daß die Artenzahl mit stei-
gender Fläche in Europa erheblich weniger ansteigt als in
Amazonien, bei den Brutvogelarten z. B. um den Faktor 5
(Reichholf, 1998), was in dem stärker insulären Vorkom-
men begründet ist. Dies hat weitreichende Konsequenzen.
Während in Europa einige Prozente geschützter Flächen
ausreichen, um den Artenbestand weitgehend zu sichern,
müssen die Flächen in den Tropen sehr viel größer sein,um
den gleichen Effekt zu erzielen. Die europäischen Lebens-
gemeinschaften sind durch ein stärkeres Miteinander, die-
jenigen der Tropen durch ein stärkeres Nebeneinander ge-
prägt.
Abbildung E 2.2-2
Funktion der Art-Areal-Beziehung.
Quelle:Reichholf,1998
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Strategien der Landnutzung zu entwickeln und diese
in die Praxis umzusetzen (Kap.E 3.3).
Je eher damit begonnen wird, durch ein bioregio-
nales Management (Kap E 3.9) die Nutzung mit dem
Schutz der Ökosysteme zu verknüpfen,um so größer
sind die Chancen,große Teile der unersetzlichen und
für das Klimageschehen wichtigen Region zu erhal-
ten.
E 2.3
Die Einführung des Nilbarsches in den Viktoriasee:
Ein volkswirtschaftlicher Pyrrhussieg?
Vor rund 35 Jahren wurde ein Eimer voller Nilbar-
sche aus dem nahen Albertsee in den Viktoriasee ge-
schüttet, um der Bevölkerung eine neue Nahrungs-
quelle zu erschließen. Dies ist, zumindest einstwei-
len, geglückt. Aber der Inhalt dieses Eimers wirkte
wie ein Geist aus der Flasche. Denn er hat ausge-
reicht, um innerhalb von rund zwei Jahrzehnten von
den ca.400 nur hier heimischen (endemischen) Bunt-
barscharten (Cichliden) weit über die Hälfte auszu-
löschen (Goldschmidt, 1997). Ihre Biomasse nahm
um 99% auf unter 1% der gesamten Fischbiomasse
im Viktoriasee ab (Stiasny und Meyer, 1999). Der
Nilbarsch (Lates niloticus) wurde zu einer der wich-
tigsten Ernährungs- und Einkommensgrundlagen
für die Bevölkerung von Kenia, Uganda und Tansa-
nia.Im Jahr 1994 wurden fast 400.000 t Nilbarsch ge-
fischt und verkauft,wahrscheinlich sogar mehr.Aber
seit diesem Rekordjahr sind die Erträge rückläufig
und die Wasserqualität des Viktoriasees hat sich dra-
stisch verschlechtert. Die jüngere Geschichte des
Viktoriasees ist ein Lehrstück über den Konflikt zwi-
schen den Überlebensbedürfnissen der lokalen Be-
völkerung und der Erhaltung eines Weltnaturerbes.
Die Veränderungen des Viktoriasee-Ökosystems
können auf natürliche und auf vom Menschen ausge-
löste Effekte zurückgeführt werden,wobei keine Ei-
nigkeit über die relative Bedeutung der einzelnen
Faktoren besteht:
– Überdüngung durch Landnutzungsänderungen
und Abwasser,
– Veränderung der Lebensgemeinschaften durch
die Einführung einer exotischen Art,
– kurzfristige natürliche Klimaschwankungen.
E 2.3.1
Die Eutrophierung des Viktoriasees
Mit einer Fläche von 68.460 km2 ist der Viktoriasee
der drittgrößte Binnensee der Erde und der größte in
Afrika (Herdendorf,1990).Unterschiede in den Nie-
derschlägen führten in der Vergangenheit zu erhebli-
chen Schwankungen des Seespiegels (Nicholson,
1998).Seit 1960 ist der See angestiegen und die Ober-
flächenwassertemperaturen haben sich um 0,5 °C er-
höht. Während Anfang der 60er Jahre das Wasser
stets bis in Tiefen von 55 m durchlüftet war, nimmt
nun der Sauerstoffgehalt des Wassers bereits unter-
halb von 30 m Tiefe stark ab (Hecky,1993).Zwei Fak-
toren werden für den Sauerstoffschwund in der Tiefe
verantwortlich gemacht: Die Überdüngung und die
Stabilisierung der Wassersäule durch stärkere Er-
wärmung des Oberflächenwassers.
Der Wasserspiegelanstieg der letzen Jahre führt
zur Auswaschung der nunmehr überfluteten Böden
in unmittelbarer Umgebung des Sees.Da diese reich
an Apatit sind,gelangt viel Phosphor in den See.Dies
hat zur Folge,daß im Gegensatz zu den meisten übri-
gen Seen Stickstoff der produktionsbegrenzende
Nährstoff ist (Holtzman und Lehman, 1998). Der
Stickstoff stammt vor allem aus diffusen Einträgen
der umgebenden Landflächen infolge der Verdich-
tung der Bevölkerung in Ufernähe und der Intensi-
vierung der Viehhaltung. Das weitverbreitete Ab-
brennen von Wäldern und Savannen, auch in der
weiteren Umgebung des Sees,hat zusätzlich einen er-
heblichen Nährstoffeintrag über die Niederschläge
zur Folge (Hecky, 1993). Anfang der 60er Jahre be-
stand das Algenplankton vor allem aus Kieselalgen
(Aulacoseira [Melosira] nyassensis var.victoriae,Kil-
ham, 1990). Heute dominiert das stickstoffbindende
Cyanobacterium Anabaena. Das Verschwinden der
wenig schwebefähigen großen Kieselalgen ist mögli-
cherweise eine Folge der Stabilisierung der Wasser-
säule durch die Erwärmung der Wasseroberfläche.
Das Auftreten von Anabaena ist dagegen ein deutli-
ches Indiz für die Eutrophierung des Viktoriasees.
Gleichzeitig erhöhte sich die Primärproduktion er-
heblich (Hecky, 1993). Pro Jahr werden heute etwa
20 kg organische Substanz pro m2 produziert (zum
Vergleich: im Bodensee sind es 3 kg). Infolge seiner
geringen Wassertiefe (im Mittel 40 m) und der langen
Wasseraufenthaltszeit (ca. 100 Jahre) ist der See ge-
gen Überdüngung besonders empfindlich (Vollen-
weider,1968).
E 2.3.2
Die Artbildung der Buntbarsche als Schulbeispiel
für die Evolutionstheorie
MacArthur und Wilson (1963) erklärten die Arten-
zahl auf Inseln durch die Einstellung eines Gleichge-
wichts zwischen Invasion neuer Arten und Auslö-
schung vorhandener Arten, wobei sich die resultie-
rende Anzahl der Arten mit der Größe der Insel er-
höht. Barbour und Brown (1974), Magnuson (1976)
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Analyse zahlreicher Seen zeigen, daß diese Gesetz-
mäßigkeit auch auf Seen angewandt werden kann
und die Artenzahl von Fischen tatsächlich mit der
Größe der untersuchten Seen zunimmt.Für den Vik-
toriasee ergäbe sich danach eine theoretische Zahl
von etwa 100 Fischarten (Magnuson, 1976).Tatsäch-
lich befinden sich hier aber fast 400 Cichlidenarten.
Aus der molekularbiologischen Analyse ihrer Erb-
substanz kann man schließen, daß alle Buntbarsche
des Viktoriasees von einer einzigen Urform abstam-
men, die aus dem Tanganyikasee eingewandert ist
(Barel et al.,1977;Meyer et al.,1990).Diese Buntbar-
sche sind ein Schulbeispiel für den Prozeß der sog.
adaptiven Radiation, vergleichbar mit den Darwin-
finken auf den Galápagos Inseln.Die adaptive Radi-
ation beschreibt einen Prozeß,bei dem sich nach Be-
siedlung eines Lebensraums durch Anpassung an die
vielfältigen Lebensbedingungen neue Formen aus ei-
ner Stammform herausbilden. Im Falle der Buntbar-
sche wurde dieser Prozeß durch geringe Populations-
größen, intensive Brutpflege und die genetische Iso-
lation einzelner Populationen begünstigt (Stiasny
und Meyer, 1999). Da es wahrscheinlich ist, daß der
Viktoriasee vor ca.12.000 Jahren fast vollständig aus-
getrocknet war, ist anzunehmen, daß sich diese Ar-
tenvielfalt in der für einen Artbildungsprozeß ex-
trem kurzen Zeit entwickelt hat (Stiasny und Meyer,
1999). Im Gegensatz dazu wird etwa im Baikalsee in
Sibirien die große Anzahl endemischer Arten (etwa
2.000) auf das hohe Alter dieses Sees (ca.35 Mio.Jah-
re) zurückgeführt (WBGU,1998a).
E 2.3.3
Das Viktoriasee-Ökosystem verändert sein Gesicht
Die Bevölkerung im Einzugsgebiet des Viktoriasees
lebte früher überwiegend von Subsistenzackerbau
und Tierhaltung, Fischerei spielte eine nur unterge-
ordnete Rolle. Im Jahr 1962 wurde bei Entebbe der
Nilbarsch aus dem Albertsee eingesetzt,ein weiterer
Besatz erfolgte 1963 (Lowe-McConnell et al., 1992).
Der Nilbarsch ist ein raschwüchsiger Raubfisch, der
ein Gewicht von bis zu 200 kg erreicht.Einer der be-
sten Kenner der ostafrikanischen Seen hatte vor der-
artigen Besatzmaßnahmen gewarnt (Fryer, 1960).
Tatsächlich breitete sich der Nilbarsch im Viktoria-
see rapide aus und sorgte für die Auslöschung zahllo-
ser Buntbarscharten. Im Freiwasser wurden 93% al-
ler Buntbarscharten eliminiert, an Felsküsten etwa
70% und an seichten Stellen 30% (Goldschmidt,
1997).Verschont blieben lediglich Formen,die in Be-
reichen leben, die vom Nilbarsch nicht aufgesucht
werden können (Kaufmann, 1992). Zunächst geäu-
ßerte Vermutungen,die Nilbarschpopulation könnte
nach Elimination der Buntbarsche,die zunächst ihre
Nahrungsgrundlage bildeten,zusammenbrechen,ha-
ben sich nicht bestätigt. Im einzelnen ergaben sich
folgende Veränderungen im Nahrungsgefüge des
Viktoriasees (Goldschmidt et al.,1990):
• Der Nilbarsch hat die meisten fischfressenden
Buntbarsche sowie die sich von Buntbarschen er-
nährenden Welse (Bagus dokmae und Clarias ga-
riepinus) ersetzt.
• Die Garnele Cardinia nilotica ist an die Stelle der
früher massenhaften, partikelfressenden Cichli-
den getreten und dient als wichtigste Nahrungs-
grundlage für junge Nilbarsche.30% der Nahrung
des Nilbarsches bilden ferner Mückenlarven der
Gattung Chaoborus.Beide Arten fliehen während
des Tages in sauerstoffarme Tiefenwasserschich-
ten, in die der Nilbarsch wegen seines hohen Sau-
erstoffbedarfs nicht vordringen kann (Branstrator
und Mwebaza-Ndawula,1998).
• Einige der früher von Buntbarschen besetzten
ökologischen Nischen sind nicht wieder von ande-
ren Arten besetzt worden. Damit fehlen im heuti-
gen Ökosystem vor allem phytoplanktonfressen-
de Arten.In der Folge nahm die Biomasse des Al-
genplanktons stark zu. Insektenlarven fressende
Buntbarsche wurden ebenfalls nicht ersetzt, so
daß sich vor allem Mückenlarven sprunghaft ver-
mehrten (Goldschmidt, 1997; Lehman et al.,
1998).
E 2.3.4
Ist der Wandel des Viktoriasees ein Segen für die
Bevölkerung? 
Der Nilbarsch mit seinen hohen Fischereierträgen
hat um den Viktoriasee herum zu einer tiefgreifen-
den Umstellung der Wirtschaft geführt. Seit 1980 ist
der Jahresfischfang an Nilbarsch auf 362.000 t ange-
stiegen, davon werden 29% in Kenia, 27% in Ugan-
da und 44% in Tansania gefischt. Die Einkünfte der
drei Anliegerstaaten aus dem Export des Nilbarschs
(vermarktet als „Viktoriabarsch“) liegen heute bei
rund 140 Mio.US-$ jährlich.Für Uganda und Tansa-
nia ist der Nilbarsch zu einem der wichtigsten Ex-
portartikel überhaupt geworden.Wichtigste Abneh-
mer sind Europa, Israel und Australien. Im Bereich
der EU stieg der Import von Nilbarsch allein zwi-
schen 1990 und 1994 von 4.000 auf 18.000 t (Megape-
sca,1999).Die Fischerei wurde zunächst von kleinen
Booten aus betrieben. Die stürmische Entwicklung
der Nilbarschfischerei seit 1990 war im wesentlichen
durch verbesserte Fangmethoden möglich. Infolge
der fortschreitenden Zentralisierung der Fischwirt-
schaft Ostafrikas kommt es nun aber zu einem Ver-
lust an Arbeitsplätzen, die lokale Fischereiwirtschaft
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stellt sich daher aus sozioökonomischer Sicht die
Frage nach der zukünftigen Entwicklung. Die sich
abzeichnenden ökologischen Probleme sind aber
möglicherweise längerfristig noch schwerwiegender:
• Überfischung: Nur auf den ersten Blick erscheint
die Zukunftsprognose für die Fischerei am Vikto-
riasee günstig. Die seit 1994 leicht rückgängigen
Fischerträge deuten darauf hin, daß die Bestände
bereits überfischt werden. Die Anlandungen aus
kleinen Booten nahmen von 50 kg auf 10 kg pro
Boot ab. Die erst jüngst bekannt gewordene Pra-
xis,Nilbarsche mit Hilfe von Pestiziden zu fangen,
könnte ein Hinweis auf bereits drastisch zurück-
gehende Fangerträge sein (Kap. B). Trotz der ex-
trem hohen Primärproduktion des Viktoriasees ist
die Fischproduktion vergleichsweise gering.
• Ökosystemdegradation und Überdüngung:Die ra-
sante Überdüngung des Viktoriasees ist ein weite-
rer Unsicherheitsfaktor für die Zukunft der Nil-
barschfischerei. Durch die Einschleppung der
Wasserhyazinthe (Eichhornia crassipes) im Jahre
1990, die sich infolge des hohen Nährstoffgehalts
des Sees rasch ausbreitet (Twongo, 1993), hat sich
die Situation der Fischerei weiter verschlechtert.
Die Wasserhyazinthe bewirkt eine Abschattung
des darunter liegenden Wassers,wodurch die Pho-
tosynthese des Phytoplanktons durch Lichtman-
gel stark eingeschränkt wird oder völlig zum Erlie-
gen kommt.Als Folge überwiegen bereits in Ober-
flächennähe sauerstoffzehrende Prozesse.Bei den
hohen Wassertemperaturen kann es unter diesen
Bedingungen innerhalb kürzester Zeit zu einer
Aufzehrung des Sauerstoffs kommen. In den letz-
ten Jahren ist es deshalb bereits mehrfach zu
Fischsterben gekommen.
• Destabilisierung der trophischen Struktur: Durch
die Zerstörung der endemischen Buntbarschpo-
pulationen wurde nicht nur eine einmalige, über-
aus artenreiche Lebensgemeinschaft ausgelöscht.
Es wurde auch ein komplexes und fein ausbalan-
ciertes Nahrungsnetz durch eine einfache,von nur
wenigen Arten dominierte Nahrungskette ersetzt.
Durch den Sauerstoffschwund infolge der starken
Überdüngung kommt es zu einer wachsenden
Einschränkung des Lebensraums des Nilbarsches.
Die Buntbarsche glichen ihre geringe Nachkom-
menzahl durch ausgeprägtes Brutpflegeverhalten
aus (K-Selektion) und besaßen ein differenziertes
und ressourcenschonendes Nahrungsspektrum.
Im Gegensatz dazu wird das Nahrungsgefüge nun-
mehr durch den rasch reproduzierenden Nil-
barsch (r-Selektion) dominiert. Ökologen be-
fürchten, daß dieses Nahrungsgefüge, das durch
eine einzige Schlüsselart dominiert wird, instabil
ist, insbesondere wenn der Fortbestand dieser ei-
nen Art gefährdet ist.
E 2.3.5
Verlust eines Weltnaturerbes: Zerstörung
heimischer Fischpopulationen zugunsten einer
nichtheimischen Art
Durch die Einführung des Nilbarsches in den Vikto-
riasee wurden die Ernährungssicherung und die
Volkswirtschaft der Anliegerstaaten Kenia,Tanzania
und Uganda innerhalb von weniger als 20 Jahren auf
eine neue Basis gestellt.Dieses erfolgte um den Preis
der Auslöschung eines signifikanten Teils der nur
hier lebenden Buntbarscharten.Ein einmaliges Welt-
naturerbe wurde auf diese Weise zerstört. Es ist je-
doch zu vermuten, daß zumindest ein Teil der ver-
schwundenen Buntbarscharten auch ohne die Ein-
führung des Nilbarsches als Folge der Überdüngung
des Viktoriasees ausgestorben wäre. Die Zerstörung
der heimischen Fischpopulationen hat eine drasti-
sche Umstellung des Nahrungsgefüges bewirkt, das
nun durch eine einzige Art dominiert wird. Durch
starke Überfischung und die anhaltende Überdün-
gung des Sees und den damit verbundenen Sauer-
stoffschwund könnte es jedoch zu einem Zusammen-
bruch oder doch einer starken Beeinträchtigung der
Fischerei kommen.Was als Erfolgsgeschichte auf Ko-
sten eines einmaligen Naturerbes begonnen hatte,
könnte sich schon in wenigen Jahren als Pyrrhussieg
erweisen.
E 2.4
Das indonesische Flachmeer:
Ökosystemzerstörung durch Übernutzung und
Mißmanagement
Wie an jedem Abend sind die eleganten Restaurants
von Hong Kong überfüllt. Reiche Geschäftsleute
wollen ihren Handelspartnern aus Übersee heute et-
was ganz Besonderes bieten:Die Lippen des Napole-
onfischs (Cheilinus undulatus). Bis zu 300 US-$ pro
Gast ist ihnen dieser Genuß wert, aber erst muß der
noch lebende, bis zu 30 kg schwere und farbenfrohe
Fisch im Aquarium des Restaurants bewundert wer-
den.Der Napoleonfisch ist der Kaiser unter den Ko-
rallenfischen,und sein exorbitanter Preis erklärt sich
nicht zuletzt aus den rasch schwindenden Beständen.
Ob die Gäste aus Chicago,Düsseldorf oder Tokio ihr
Dinner auch so genießen würden, wenn sie wüßten,
auf welche Weise der Fisch gefangen worden ist? Vor
wenigen Stunden wurde der Fisch in einem der aus-
gedehnten Korallenriffe an der Küste Indonesiens
durch einen Taucher mit Zyanidlauge betäubt. Da
sich der Fisch in eine der zahllosen Spalten im Riff
verkrochen hatte,mußte dieses erst mit einer Brech-
stange zerstört werden.Erst dann konnte das betäub-
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te Tier gefangen werden. Viele andere, kleinere Or-
ganismen starben an der Zyaniddosis.
Die Zyanidfischereiist erst in den späten 50er Jah-
ren auf den Philippinen eingeführt worden, hat aber
heute in der gesamten indopazifischen Region er-
hebliche wirtschaftliche Bedeutung erlangt. 20.000–
25.000 t Jahr-1 werden vor allem nach Hong Kong ex-
portiert, in erster Linie aus Indonesien. Aber viele
der gefangenen Fische kommen nie auf den Markt,
weil sie vorher verenden,da die Zyaniddosis zu hoch
war. Die Fangzahlen übersteigen daher die Export-
mengen.Jährlich werden im Indopazifik etwa 1 Mrd.
US-$ im Handel mit den kostbarsten Speisefischen
umgesetzt und weitere 200 Mio. US-$ für Aquarien-
fische,die vor allem an Kunden in den USA und Eu-
ropa verkauft werden (Tomascik et al.,1997).Es wird
geschätzt, daß es insgesamt nicht mehr als 20.000
Zyanidfischer gibt;eine kleine Zunft also,die gefähr-
lich lebt:Viele Stunden täglich gehen sie in 15–20 m
Tiefe ihrer harten Arbeit nach, ausgerüstet mit einer
Spritzflasche mit Zyanidlauge, durch einen Preßluft-
schlauch mit Atemluft versorgt, die stark nach Aus-
puffgasen riecht. Die Zyanidfischer verdienen ver-
gleichsweise gut; die wahren Geschäfte werden aber
von anderen gemacht:den lokalen Händlern und de-
nen im fernen Hong Kong.
Die Zyanidfischerei ist nur eine der zahlreichen
Bedrohungen der Küstenökosysteme Indonesiens.
45% der Küstenlinie Indonesiens werden von Koral-
lenriffen eingenommen, entsprechend einer Fläche
von 86.000 km2 (größer als die Fläche Österreichs).
Mangrovenwälder bedecken eine Gesamtfläche von
25.000–38.000 km2 (Tomascik et al.,1997).Durch die
rücksichtslose Ausbeutung seiner marinen Ressour-
cen werden in ganz Indonesien nicht nur kostbare
Ökosysteme zerstört,mittelfristig wird auf diese Wei-
se eine wichtige Lebensgrundlage der Bevölkerung
in Frage gestellt. Im folgenden werden die Brenn-
punkte dieses Problems dargestellt:die Übernutzung
und Zerstörung der Korallenriffe und Mangroven
sowie die indonesische Fischerei.
E 2.4.1
Korallenriffe 
Wegen ihrer hohen Temperaturansprüche sind Ko-
rallenauf die Tropen und Subtropenbeschränkt.Ihre
weltweite Ausdehnung wird nach neueren Analysen
in seichtem Wasser auf 255.000 km2 geschätzt (Spal-
ding und Grenfell, 1997). Mit einem Anteil von ca.
15% an der weltweit von Korallenriffen bedeckten
Fläche stellen die indonesischen Korallenriffe die
ausgedehntesten der Erde dar. Korallen sind typisch
für produktionsarme (oligotrophe) Meere. Das Vor-
kommen von Riffen in relativ produktiven Gewäs-
sern wie in Indonesien ist eher die Ausnahme. Mit
700–4.500 g C m-2Jahr-1(Tomascik et al.,1997) ist ihre
Produktivität fast doppelt so hoch wie jene des um-
gebenden Flachmeeres (180–2.600 g C m-2 Jahr-1;
Gieskes et al., 1990). Ihre auf geschlossenen Stoff-
kreisläufen beruhende biologische Produktivität
zählt zu den höchsten in marinen Lebensräumen und
ist die Grundlage für die hohen hier zu erzielenden
Fischerträge. Neben den tropischen Regenwäldern
gehören Korallenriffe zu den artenreichsten Ökosy-
stemen der Erde.Bisher wurden allein 800 riffbilden-
de Korallenarten beschrieben.Riffe beherbergen zu-
dem eine charakteristische artenreiche Lebensge-
meinschaft,z.B.etwa 4.000 Fischarten (Paulay,1997).
Insgesamt werden 1–9 Mio. mit Korallenriffen asso-
ziierte Arten vermutet (Norse, 1993). Allein im Be-
reich zwischen Südostasien und dem Großen Barrie-
reriff wurden über 700 Korallen-, 1.500 Fisch- und
4.000 Molluskenarten beschrieben. Es wird vermu-
tet, daß die Artenvielfalt von Korallenriffen tatsäch-
lich noch wesentlich größer ist (Wilkinson und Bud-
demeier,1994).
Wirtschaftliche Bedeutung von
Korallenriffen
Die jährliche Wertschöpfung aus Korallenriffen wird
weltweit auf rund 375 Mrd. US-$ geschätzt (Costan-
za et al., 1997). Etwa 25% der Fischerei in Entwick-
lungsländern beruht auf Korallenfischen mit einem
Gesamtwert von 50–100 Mrd. US-$ (Kaufmann und
Dayton, 1997). Durch Überfischung und destruktive
Fischereipraktiken entsteht allein in Indonesien ein
jährlicher Schaden von 10 Mio. US-$. Bei sorgfälti-
gem Management könnten in diesem Land 320 Mio.
US-$ Gewinn erzielt und 10.000 Fischer beschäftigt
werden. Pro km2 Korallenriff können jährlich etwa
15 t Fisch und andere Meerestiere gewonnen werden
(Cesar, 1996). Organismen in Korallenriffen werden
als aussichtsreiche Quelle von Naturstoffen für die
Erzeugung von Medikamenten angesehen (Birke-
land, 1997). Eine weitere wichtige Funktion von Ko-
rallenriffen besteht im Küstenschutz (Erosion und
Hochwasserschutz).
Die Bedrohung von Korallenriffen
Korallenriffe werden direkt durch Baumaßnahmen
und Trittschäden mit Taucherflossen beeinträchtigt
(Jameson und Smith, 1997). Hinzu kommen Schädi-
gungen durch Sedimentablagerungen und die Eutro-
phierung küstennaher Flachwasserbereiche durch
landseitige Einleitungen (Düngung, Abwässer). Als
Folge werden Korallen durch das sich entwickelnde
Algenplankton beschattet. Ähnlich schwerwiegend
ist die gelegentliche massenhafte Entwicklung von
Algen, die die Riffe überziehen und abtöten (Du-
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schung wird häufig die Struktur der Rifflebensge-
meinschaft entscheidend verändert, insbesondere
wenn Schlüsselarten (Kasten D 2.4-1) eliminiert wer-
den. So nehmen z. B. Seeigel durch Abfischen ihrer
natürlichen Feinde überhand und zerstören große
Korallenbestände. Destruktive Fischereipraktiken
(Zyanid- und Dynamitfischerei) zerstören fast alle
Organismen in Korallenriff-Ökosystemen. Eine see-
seitige Umweltverschmutzung erfolgt durch die Ab-
gabe ölhaltigen Ballastwassers durch Schiffe sowie
durch Ölunfälle.Als Folge dieser negativen Einflüsse
ist nicht nur die biologische Vielfalt der Lebensge-
meinschaften bedroht, es kommt auch zur Beein-
trächtigung wichtiger Nutzungsfunktionen (Bryant
et al.,1998).
Erhöhte Wassertemperaturen führen zu dramati-
schen Veränderungen der Korallenriffe, dem Aus-
bleichen der Korallen. Dabei verlieren die Korallen
60–90% ihrer mit ihnen in Symbiose lebenden ein-
zelligen Algen. Über diesen Mechanismus kann sich
ein Klimawandel unmittelbat auf die weltweite Exi-
stenz von Korallenriffen auswirken. Dieser wichtige
Zusammenhang wird ausführlich in Kap. F 4.2.4 be-
handelt.
Eine weltweite Analyse über die Gefährdungssi-
tuation der Riffe, bei der nicht ihr Zustand, sondern
in einem kombinierten Indikator u.a.ihre Nutzungs-
intensität zugrunde gelegt wurde,ergab,daß weltweit
27% der Riffe als stark gefährdet,31% als gefährdet
und 42% als wenig gefährdet eingestuft werden kön-
nen (Tab. E 2.4-1). Diese Bewertung korreliert in
etwa 80% aller Fälle mit dem tatsächlichen Zustand
der Riffe.Weltweit sind 36% aller Riffe durch Über-
nutzung bedroht, 30% durch Küstenentwicklung,
22% durch landseitige Umweltverschmutzung und
Erosion und 12% durch Meeresverschmutzung (Bry-
ant et al.,1998).
Neben der Kenntnis der Gefährdungspotentiale
ist die Analyse des tatsächlichen Zustands der Koral-
lenriffe (Monitoring) eine entscheidende Vorausset-
zung für wirkungsvolle Schutzmaßnahmen.Indirekte
land- und seeseitige Einflüsse sind in der Regel
schwerer zu erkennen und zu kontrollieren als direk-
te Beeinträchtigungen durch Übernutzung,mechani-
schen Streß und Biotopkonversion. Zur Quantifizie-
rung der tatsächlichen Beeinträchtigung von Riffen
wird dabei häufig der Flächenanteil der Bedeckung
mit Korallentieren innerhalb der Riffe herangezo-
gen, da dieser relativ leicht erhoben werden kann
(Tab.E 2.4-2).Die Bewertung von Korallenriffen auf
Grund ihres Bedeckungsgrads ist allerdings proble-
matisch: Hohe Bedeckungsgrade werden in der Re-
gel auch in Gebieten erreicht,in denen wenige Arten
dominieren (geringe biologische Vielfalt). Demge-
genüber weisen artenreiche und daher als besonders
wertvoll einzustufende Korallenriffe mitunter Be-
deckungsgrade von nur 50% oder weniger auf.
Erhaltung und Nutzung von Riffen
Voraussetzung für die Erhaltung von Korallenriff-
Ökosystemen „ist die Begrenzung und Aufrechter-
haltung aller Nutzungen und Einflüsse auf einem Ni-
veau, das die Fähigkeit des Systems zur Produktion
und Regeneration nicht überschreitet“ (Internatio-
nal Coral Reef Initiative Framework for Action,
1995).Für Korallenriffe könnte analog zu den Land-
schaften ein System abgestufter Nutzungsintensitä-
ten (Kap. E 3.3.1) angestrebt werden. Dieses Kon-
zept ist am Großen Barriereriff in Australien bereits
verwirklicht (Kasten E 3.9-3). Entsprechend den in
Kap. E 3.3.1 entwickelten Grundsätzen müssen aber
Region/Meeresgebiet Geringes Mittleres Hohes
Gefährdungs- Gefährdungs- Gefährdungs-
potential potential potential 
[%] [%] [%]
Naher Osten 39 46 15
Karibik 39 32 29
Übriger Atlantik 13 32 55
Indischer Ozean 46 29 25
Südostasien 18 26 56
Pazifischer Ozean 59 31 10
Tabelle E 2.4-1
Gefährdung der
Korallenriffe.
Quelle:Bryant et al.,1998
Zustand Bedeckungsgrad mit  Anteil an Gesamtfläche
lebenden Korallen  indonesischer Korallenriffe 
[%] [%]
Intakt 75–100 7
Gut 50–75 22
Mittelmäßig 25–50 28
Stark geschädigt <25 43
Tabelle E 2.4-2
Zustandsbewertung
indonesischer Korallenriffe.
Quelle:Tomascik et al.,1997121 Das indonesische Flachmeer E 2.4
auch in den intensiv genutzten Riffen die Prinzipien
der Nachhaltigkeit berücksichtigt werden:
• Typ N („Naturschutz“): Um die biologische Viel-
falt zu erhalten, wird jede Nutzung ausgeschlos-
sen.Am Großen Barriereriff sind 20% der Rifflä-
che unter vollständigen Schutz gestellt (Kasten
E 3.9-3).Nur Forschung ist in diesem Bereich ein-
geschränkt erlaubt.
• Typ W („Wirtschaftliche Nutzung“): Hier handelt
es sich um Bereiche, in denen eine kontrollierte
wirtschaftliche Nutzung erlaubt ist.Voraussetzung
für die Nutzung lebender Ressourcen, vor allem
durch die Korallenriffischerei, muß die Vermei-
dung destruktiver Praktiken (z. B. Zyanid- und
Dynamitfischerei) sein. Gefährdete Fischarten
sind auch hier unter vollständigen Schutz zu stel-
len.
• Typ M („Mittleres Schutzerfordernis“): Diese
Nutzungsform sollte ausschließlich die Nutzung
für Forschung,Tourismus und Erholung zulassen,
Fischerei jedoch verbieten.Insbesondere der Tou-
rismus bietet den Vorteil einer umweltbildenden
Funktion.Ansonsten müssen für die Auswahl der
Riffe die gleichen Kriterien wie für Nutzungstyp
N gelten. Die Einrichtung von fischereifreien Zo-
nen (also Typen „N“ und „M“) dient neben der
Erhaltung der biologischen Vielfalt auch der Be-
standssicherung anderer wirtschaftlich nutzbaren
Ressourcen durch Schaffung von Rückzugs- und
Brutgebieten.
E 2.4.2
Mangroven
Unter Mangroven versteht man Waldökosysteme in
der tropischen Gezeitenzone. Mangrovenwälder er-
strecken sich über den Gezeitenbereich flacher Kü-
stenareale und können bis 30 km landeinwärts rei-
chen. Trotz der schwierigen Umweltbedingungen
sind Mangroven überaus produktiv. Ihre Nettopri-
märproduktionbeträgt 300–1.250 g C m-2 Jahr-1.Man-
groven stellen komplexe und fein ausbalancierte
Ökosysteme mit hoher biologischer Vielfalt dar.Hier
treffen terrestrische und marine Lebensgemein-
schaften zusammen. Sowohl die hohe Produktivität
als auch die große biologische Vielfalt sind für den
hohen Nutzungswert von Mangroven verantwortlich
(Lalli und Parsons, 1997). Die ökologische und wirt-
schaftliche Bedeutung von Mangroven wurde bis vor
kurzem als relativ gering eingestuft. Erst in jüngerer
Zeit wurde ihre Wichtigkeit erkannt.Mangroven tra-
gen durch ihre sedimentakkumulierende Wirkung
zur Stabilisierung von Ufern und Küsten im Gezei-
tenbereich bei und sind somit ein wichtiger Faktor im
Küstenschutz. Durch die wellenabschwächende Wir-
kung wird die Küste vor Erosion durch Wellenschlag
und Sturmschäden geschützt. In Gebieten, wo Man-
groven zerstört werden, findet eine schnelle Rück-
verlagerung der Küstenlinie statt.Neben Nigeria und
Mexiko gehören die indonesischen Küsten zu den
mangrovenreichsten Gebieten der Erde.Die Angabe
über die Gesamtausdehnung der Mangroven ist al-
lerdings mit noch größeren Unsicherheiten behaftet
als im Fall der Korallenriffe (Tomascik et al., 1997).
Obwohl quantitative Angaben auch hier sehr unge-
nau sind, ist davon auszugehen, daß in Indonesien in
den vergangenen 15–20 Jahren viele Mangroven zer-
stört worden sind,allein für Java wird der Verlust auf
98% geschätzt. Die ausgedehntesten und noch am
wenigsten beeinträchtigten Mangroven sind an den
Küsten von Irian Jaya zu finden.
Der Bau von Siedlungen und Industrieanlagen so-
wie die Errichtung von Fischzuchtteichen (Tambaks)
werden als die wichtigsten Faktoren für die Zerstö-
rung der Mangroven angesehen. (Tomascik et al.,
1997; Kap. E 3.4). Neben der Biotopzerstörung stellt
die nichtnachhaltige Nutzung das größte Gefähr-
dungspotential für die indonesischen Mangroven
dar. So erzielte die Garnelenfischerei 1973–1979 ei-
nen Ertrag von 29.000–133.000 t Jahr-1. Bis 1996 war
dieser Wert noch geringfügig auf 144.000 t angestie-
gen, entsprechend einem Handelswert von 597 Mio.
US-$. Eine weitere Steigerung ist jedoch nicht mehr
zu erwarten.Daneben wird das Holzder Mangroven-
bäume für den Bau von Booten, Häusern sowie für
die Zellstoffproduktion und als Brennmaterial
(Holzkohle) genutzt. Aus Hölzern für die Zellstoff-
produktion wird ein jährlicher Gewinn von etwa 20
Mio.US-$ erzielt (Tomascik et al.,1997).Auch die lo-
kale Bevölkerung hat die Mangroven seit langer Zeit
genutzt. Aus diesen Nutzungsformen wird mit einer
jährlichen Wertschöpfung von etwa 10 Mio.US-$ ge-
rechnet.Neben Holz werden durch die lokale Bevöl-
kerung auch Honig sowie pflanzliche Naturstoffe mit
Heilwirkung aus den Mangroven gewonnen (Toma-
scik et al.,1997).
E 2.4.3
Fischerei 
Die vergleichsweise hohe Produktivität des indonesi-
schen Flachmeeres sowie die leichte Zugänglichkeit
und die meist günstigen Witterungsbedingungen
schaffen gute Voraussetzungen für die Fischerei.Zur
Zeit wird etwa 60% des Proteinbedarfs der indonesi-
schen Bevölkerung aus der Fischerei gedeckt. Mit
der Korallenriffischerei werden in einigen Teilen In-
donesiens bis zu 22% (Riopelle,1995) des Proteinbe-
darfs gedeckt, bei den ASEAN-Staaten sind es im
Mittel 6%.Von 1969–1995 haben sich die Fischerträ-122 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
ge Indonesiens annähernd vervierfacht. Mit einer
weiteren Steigerung ist allerdings kaum zu rechnen.
Der Großteil der Fänge dient der Deckung des Ei-
genbedarfs (FAO, 1993). Der Anteil des Landes an
den Weltfangerträgen beträgt heute etwa 3%.
E 2.4.4
Konfliktfeld zwischen wirtschaftlicher Nutzung
sowie Biotop- und Arterhaltung 
Im Hinblick auf die Gesamtlänge der Küsten, aber
auch auf die biologische Vielfalt an Land und im
Wasser ist Indonesien weltweit einzigartig.In diesem
Land gibt es aber auch eine Vielzahl drängender
Umweltprobleme,insbesondere auch die Verschmut-
zung und Zerstörung bzw. Degradation mariner
Ökosysteme vorwiegend in den küstennahen Regio-
nen.Umso wichtiger ist die Förderung einer nachhal-
tigen Nutzung der Küstenzone und der Interessen-
ausgleich zwischen ökologischen und sozioökonomi-
schen Anforderungen (Yong,1989).Das Land besitzt
eines der umfangreichsten Gesetzeswerke zur Be-
wahrung der Umwelt und zum nachhaltigen Ma-
nagement der natürlichen Ressourcen. Es ist das er-
klärte Ziel der Regierung, landesweit eine Gesamt-
fläche von 10 Mio.ha als marine Schutzgebiete in ins-
gesamt 85 Naturreservaten auszuweisen. Diesem
Ziel steht aber eine ernüchternde Realität gegenü-
ber: Das Reservat Kepuluauan Seribu in Westjava
wurde bereits 1982 als Schutzgebiet eingerichtet,
dennoch schritt dort die Zerstörung der Biotopewei-
ter voran. Generell werden Pläne zur Ausweisung
von Schutzgebieten nicht umgesetzt. Ein wesentli-
cher Grund ist die Finanzknappheit des Staates und
der Verwaltungen der Hafenstädte seit der massiven
Wirtschafts- und Währungskrise,das Fehlen von Ma-
nagementplänen, das Fehlen von Infrastruktur und
Know-how für die Durchführung eines wirkungsvol-
len Umweltmanagements,unzureichendes Wissen in
der lokalen Bevölkerung und bei Entscheidungsträ-
gern sowie eine mangelhafte Informationsbasis über
die marinen lebenden Ressourcen. Hinzu kommen
das Fehlen von Monitoringprogrammen und die be-
stehenden Unsicherheiten im Hinblick auf objekti-
vierbare Bewertungskriterien des ökologischen Zu-
stands ausgewiesener Schutzgebiete.
E 2.4.5
Ausblick
Die Verdichtung der Bevölkerung im Küstenbereich
Indonesiens wird voraussichtlich in den nächsten
Jahrzehnten noch erheblich zunehmen.Kurzfristig ist
daher damit zu rechnen,daß sich die bereits jetzt be-
stehenden Nutzungskonflikte der Küstenzone weiter
verschärfen werden. Auf der einen Seite ist die Kü-
stenzone ein Bereich, in welchem sich Ökosysteme
von höchster Artenvielfalt befinden. Diese stellen
eben nicht nur schützenswerte Naturräume von glo-
baler Bedeutung dar, sie bergen auch ein immenses
Potential für wirtschaftliche Nutzung.Auf der ande-
ren Seite ist der Küstenbereich aber bereits jetzt eine
bevorzugte Region für Industrie, Handel, Landwirt-
schaft und Stadtentwicklung. Nur wenn sich die Er-
kenntnis durchsetzt,daß eine ausgewogene Strategie
für Nutzung und Schutz (Kap. E 3.9) dieser wertvol-
len Naturräume ihre nachhaltige Nutzung auch in
der Zukunft sicherstellen kann, besteht die Chance,
einen ökologischen Kollaps zu verhindern, der not-
wendigerweise einen ökonomischen Zusammen-
bruch nach sich ziehen würde.E 3 Schwerpunktthemen
E 3.1 Wahrnehmung und Bewertung
E 3.1.1
Einleitung
Der Mensch gestaltet seit Jahrtausenden seine Um-
welt und verändert natürliche Gegebenheiten nach
seinen Bedürfnissen und Interessen. Wenn es ange-
sichts der Forderung nach einer nachhaltigen Ent-
wicklung um eine Reflexion und Veränderung des
aktuellen Naturverhältnisses des Menschen geht, ist
es notwendig, die Faktoren, die dieses Verhältnis be-
stimmen, genauer zu analysieren. Dabei zeigen sich
zwei Dinge, die bei den Schutzbemühungen um die
Biosphäre auf jeden Fall beachtet werden müssen:
• Es gibt kein einheitliches, universell geltendes
Mensch-Natur-Verhältnis, sondern dieses ist re-
gional und kulturspezifisch unterschiedlich ausge-
prägt.
• Nicht nur (monetäre) Nutzungsinteressen spielen
eine Rolle, sondern auch ideelle, symbolische und
ästhetische Aspekte,die durch kulturelle Faktoren
bestimmt werden.
E 3.1.2
Mensch-Natur-Schnittstellen
Menschen sind in vielfältiger Weise mit der Natur
verwoben. Aus diesen Beziehungen lassen sich drei
elementare Grundfunktionen herauskristallisieren
(Markl,1986):
• Menschen sind Produkte der natürlichen Evolu-
tion.
• Sie sind auf die Natur und ihre Produkte angewie-
sen, um sich selbst am Leben zu erhalten: die Na-
tur ist die Lebensgrundlage des Menschen.
• Menschen nutzen die Natur; sie schaffen große
Veränderungen, in vielen Fällen mit zerstöreri-
scher Kraft.
In welcher Weise die Natur als Lebensgrundlage ge-
nutzt wird,wird sowohl durch die natürlichen Bedin-
gungen als auch durch kulturelle Faktoren bestimmt
(Fischer-Kowalski und Weisz, 1998). Beide stehen in
einem wechselseitigen dynamischen Austausch. An
der Schnittstelle zwischen Kultur und Natur finden
menschliche Handlungen statt, die sich sehr unter-
schiedlich auf die biologische Vielfalt auswirken.
Die Beschaffenheit der natürlichen Umwelt, die
den Menschen umgibt, stellt die Rahmenbedingun-
gen für Umgangsweisen mit der Natur dar.Verschie-
dene Landschaftseinheiten, wie tropische Wälder,
die Arktis, Steppen, Savannen, immergrüne Laub-
wälder,Ozeane,Wüsten usw.bedeuten für den Men-
schen verschiedene Entwicklungsangebote und spe-
zielle Herausforderungen, die er bestehen muß,
wenn er dort überleben will (Bargatzky, 1986). Der
Mensch ist in seiner Entwicklung jedoch nicht aus-
schließlich durch das natürliche Habitat determi-
niert, sondern hat vielfältige Möglichkeiten, mit sei-
ner Umwelt zu interagieren.Aus diesem Grund wird
hier zur Charakterisierung des Mensch-Umwelt-Ver-
hältnisses nicht von „Anpassung“ gesprochen, son-
dern von kulturell bedingten Mensch-Umwelt-Inter-
aktionen. Der Mensch kann seine Umwelt gravie-
rend verändern und die Umwelt somit an seine Be-
dürfnisse anpassen. Dies belegen historische
Beispiele, wie die Umwandlung von Wald- in Acker-
und Weidelandschaften in Mitteleuropa seit dem 10.
Jahrhundert (Gleitsmann,1989;Kap.E2.1).Auch ak-
tuelle Beispiele, wie die Umwandlung von Regen-
wäldern in Savanne (Primack,1993) oder die Umlei-
tung oder Trockenlegung von Flüssen und Seen mit
den entsprechenden Folgen für die Landschaft
(WBGU, 1994) belegen diesen wechselseitigen Ein-
fluß.Aber auch weniger drastische Beispiele von kul-
tureller Landschaftsgestaltung lassen sich anführen.
Die dem Westeuropäer „wild“ erscheinenden Land-
schaften in Amazonien weisen viele menschliche
Prägungen auf, die auf die Anbaumethoden z. B. der
brasilianischen Kayapó-Indianer zurückzuführen
sind: Sie erweitern die Vegetation sowohl durch das
Pflanzen von Nuß- und Fruchtbäumen in den ver-
schiedenen ökologischen Zonen des Walds als auch
durch das Anlegen neuer Waldinseln in Savannen
(Posey,1982).124 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
Der bedeutsame Einfluß kultureller Faktoren
wird auch am Beispiel der Meo und Karen sichtbar,
zweier im Bergland Nordwestthailands ansässiger
Bevölkerungsgruppen.Beide Gruppen leben im glei-
chen Biom (immergrüne Primärwälder), pflegen
aber unterschiedliche Lebensweisen (Anbautechni-
ken, Wohnformen). Die Meo betreiben Feldbau auf
der Grundlage der Rodung von Primärwald, indem
sie zunächst Flächenbrände legen und dann durch
tiefes Aufhacken des Bodens alle Reste der Baumbe-
stände entfernen.Der Boden wird mehrjährig bis zur
vollständigen Verarmung genutzt. Auf Grund der
daraus resultierenden Bodenerosion sind die Meo
gezwungen, ihre Siedlungen immer wieder zu verle-
gen.
Die Karen dagegen erhalten die ihre Siedlungen
umgebende Natur und beschränken sich auf Rodun-
gen des Sekundärwalds. Die ebenfalls durch Brand-
rodung angelegten Felder werden nur ein Jahr ge-
nutzt und liegen anschließend so lange brach,bis der
nachgewachsene Sekundärwald wieder ohne Ver-
schlechterung des Bodens bewirtschaftet werden
kann. Der so erhaltene umliegende Primärwald bie-
tet Schutz vor Erosion und dient gleichzeitig als
„Saatspeicher“ für den sich regenerierenden Sekun-
därwald. Die Karen behalten ihren Siedlungsstand-
ort in der Regel bei.Diese unterschiedlichen Lebens-
weisen werden durch kulturelle Faktoren verursacht:
Für die Karen sind Vorstellungen lokaler Harmonie
von zentraler Bedeutung. Sie wollen seßhaft bleiben
und halten deswegen trotz eines höheren Arbeitsauf-
wands und schlechterer Erträge an dieser Anbauwei-
se fest (Bargatzky,1986).
Kulturelle Faktoren können sowohl zur Erhaltung
als auch zur Zerstörung biologischer Vielfalt beitra-
gen. Besonders bei traditionalen (vorindustriellen
und vorkolonialen) Gesellschaften, die in enge
Rückkopplungsschleifen mit der Natur eingebunden
sind, ist das Verhältnis zwischen Weltanschauung,
Religion,Wirtschaftsweise und Umgang mit der Na-
tur deutlich ausgeprägt (Kap. E 3.5.2.). Bei komple-
xeren Industriegesellschaften hingegen sind die kul-
turellen Einflußfaktoren vielfältig und zum Teil wi-
dersprüchlich. Dem Christentum als wichtigem kul-
turellen Baustein vieler westlicher Gesellschaften
werden sowohl positive Einflüsse auf Naturverhält-
nisse (Respekt vor der Schöpfung Gottes und vor Le-
bewesen) als auch negative Konsequenzen zuge-
schrieben („Machet Euch die Erde untertan“; Gard-
ner und Stern, 1996). Der Hinduismus mit der Ein-
heitsvorstellung von Mensch, Natur und Gott
(Krieger und Jäggi, 1997) hat dazu beigetragen, daß
viele als heilig angesehene Habitate unberührt blie-
ben und heute Orte hoher biologischer Vielfalt sind
(Sinha, 1995). Das hat jedoch nicht in ganz Indien
oder anderen hinduistischen Ländern zu einem scho-
nenden Umgang mit Natur geführt, da auch andere
Faktoren wie wirtschaftliche Interessen eine Rolle
spielen.
Die von Dasmann (1988) getroffene Unterschei-
dung in „Ökosystemmenschen“,deren Wohlergehen
von der Langzeitverfügbarkeit der natürlichen Res-
sourcen in ihrer unmittelbaren Umgebung stark ab-
hängt, und in „Biosphärenmenschen“, die ihre Res-
sourcen aus der Ferne und oftmals transformiert
durch industrielle Prozesse beziehen, kann die Un-
terschiedlichkeit der Mensch-Umwelt-Schnittstellen
zwischen industriellen und nichtindustriellen Gesell-
schaften treffend veranschaulichen.
E 3.1.3
Traditionale Gesellschaften
(„Ökosystemmenschen“)
Bei vielen sog. Naturvölkern haben sich ihre Natur-
beziehungen über lange Zeit kaum verändert.Sie ha-
ben nicht die technologischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Umbrüche der westlichen Welt
miterlebt und wurden deswegen von westlichen Er-
oberern oder Beobachtern vielfach für „primitiv“ ge-
halten.Erst die westlichen Eroberungs- und Vernich-
tungszüge seit dem späten Mittelalter brachten Ver-
änderungen, die nicht selten ganze Völker ausrotte-
ten oder die Überlebenden ihrer Kulturen und
Lebensart beraubten und ihre traditionellen Sied-
lungsgebiete zerstörten. Den heute noch existieren-
den sog. indigenen Völkern (Kasten E 3.1-1) kommt
auf Grund ihres speziellen Naturverhältnisses für die
Erhaltung der biologischen Vielfalt eine zentrale
Stellung zu.Dies erkennt auch die Biodiversitätskon-
vention explizit an (Art.8 j CBD;Kap.I 3.2).Für die
Bemühungen um die Erhaltung biologischer Vielfalt
kann viel von den seit Jahrtausenden mit diesem An-
liegen vertrauten Völkern gelernt werden.Das histo-
rische Beispiel zweier indigener Völker zeigt, wel-
ches die kulturellen Steuerungsmechanismen sind,
die es erlauben, die natürlichen Ressourcen erfolg-
reich zu nutzen, ohne sie dabei zu zerstören (Kasten
E 3.1-1).
Aus Fallstudien dieser Art lassen sich im wesentli-
chen vier Prinzipien ableiten,die in vielen traditiona-
len und indigenen Gesellschaften in Form von sozia-
len Regeln und Beschränkungen zum nachhaltigen
Umgang mit Natur und damit zum Schutz biologi-
scher Vielfalt führen (Berkes et al.,1995):
• Die Bestimmung spezifischer total geschützter
Habitate oder Ökosysteme: Beispiele dafür sind
als heilig deklarierte Berge,Wiesen,Wälder, Flüs-
se oder Seen.
• Die Bestimmung spezifischer Arten, die nicht
oder nur eingeschränkt genutzt werden dürfen:125 Wahrnehmung und Bewertung E 3.1
Kasten E 3.1-1
Fallbeispiele indigener Völker
Nordwestamerikanische Indianerstämme 
Die traditionale Lebensweise der alten an den Küsten
Nordwestamerikas siedelnden Indianerstämme ist durch
ethnologische Studien recht gut dokumentiert. Sie waren
Jäger- und Sammlergesellschaften, deren Hauptnahrungs-
basis aus den Lachsen der küstennahen Flüsse bestand.
Dieses labile Ökosystem kann leicht gestört werden, wenn
es den Fischen auf Grund unüberwindbarer Hindernisse
nicht möglich ist, ihre Laichgebiete zu erreichen oder sie
bereits vorher gefangen werden.
Die diese Ressource nutzenden Indianerstämme haben
ein religiös begründetes Vorratshaltungssystem entwickelt
und zudem durch Jagdtabus und -rituale die Überfischung
vermieden. Der Zeitaufwand zur Nahrungskonservierung
war erheblich höher als zum Fang der Fische selbst,bedurf-
te einer entwickelten Technologie (Trocknung, Räuchern,
Kochen,Dämpfen usw.) und erforderte eine starke Arbeits-
teilung.Produktionsmittel (z.B.Rauchhäuser) und Arbeits-
produkte waren in individuellem Besitz, Überflußproduk-
tion und die Anhäufung privaten Eigentums waren als hohe
kulturelle Werte angesehen: Besitzvermehrung bedeutet
Prestigegewinn und Erhöhung des sozialen Rangs.Die Vor-
ratshaltung war nicht als Anpassungsstrategie zur Verhin-
derung möglicher Nahrungsknappheiten definiert,sondern
als Bestandteil des Kultursystems, als religiöse Vorschrift,
deren Einhaltung durch Rituale sichergestellt war.Daß die-
se dem westlichen kapitalistischen Kultursystem nicht un-
ähnlichen Faktoren dennoch nicht zur Übernutzung der
Fischbestände führten,ist darin begründet,daß gleichzeitig
in dem religiösen Wertesystem die Dauer der Fangzeit und
die Fangmenge vorgeschrieben waren.Der Fang wurde von
einem Zeremonienmeister geleitet,der die Menge und den
Zeitpunkt des Fangs bestimmte.Der Winter war als die Jah-
reszeit definiert,in der es verboten ist,Nahrung zu beschaf-
fen. Diese Zeit war dem Festefeiern gewidmet. So wurden
die im Winter heranwachsenden und flußabwärts ziehen-
den Jungfische sehr effizient geschützt.Durch diese mit re-
ligiösen Werten und als religiöser Zweck motivierte Be-
schränkung der Fangmenge und Begrenzung der Fangzeit
wurde eine Ausbeutung der Ressourcen über die natürliche
Regenerationsfähigkeit des Ökosystems hinaus verhindert.
(Weichhart,1989).Das Wertesystem regelte auch die sozia-
len Beziehungen: Die Norm zur Vermehrung des privaten
Besitzes wurde durch die sog. Potlach-Zeremonie in Gren-
zen gewiesen. Potlach ist eine feierliche Geschenkevertei-
lung, mit der auf unblutige Weise Konflikte um soziale
Rangstellungen ausgefochten wurden.
Tschembas aus Neuguinea 
Ein anderes Beispiel, an dem die Steuerung des Mensch-
Umweltsystems durch kulturelle Werte und Vorschriften
deutlich wird, ist das der Tschembas, eines Eingeborenen-
stamms auf Neuguinea, der ebenfalls in einem hoch sensi-
blen und störungsanfälligen Ökosystem lebt: dem tropi-
schen Bergwald.Zur Produktion ihrer Lebensmittel bauen
die Tschembas auf der Basis eines Brandrodungswander-
hackbaus verschiedene Nutzpflanzen an und halten
Schweine.Die Ernährung wird durch Jagdund Fallenstellen
ergänzt. Die Nutzung der natürlichen Ressourcen wird
auch bei den Tschembas durch ein ausgeklügeltes System
ritueller Bestimmungen geregelt.Es wird nur ein Bruchteil
des verfügbaren Stammesterritoriums zur Bebauung ge-
nutzt. Durch lange Bracheperioden (bis zu 45 Jahre) sowie
schonende Anbaumethoden, wie das Belassen junger
Baumpflanzen in den Feldern oder eine bestimmte Anord-
nung der gerodeten Baumstämme, kann die Bodenerosion
wirkungsvoll vermieden werden.Zudem wird die Bevölke-
rungsdichte durch kulturelle Normen stabil und gering ge-
halten.Zentraler Bestandteil des Ritualzyklus der Tschem-
bas sind regelmäßige,in langen Abständen auseinander lie-
gende Kampfhandlungen – in denen es hauptsächlich um
die Verfügbarkeit über Land geht –, die zwischen den ein-
zelnen Stämmen ausgetragen werden. Eine wichtige Rolle
dabei spielen die Schweineherden,die zum Höhepunkt des
Zyklus, dem Schweinefest, in großen Mengen geschlachtet
werden.Mit dem Ausbruch der Kriegshandlungen tritt eine
Reihe strenger Tabus in Kraft,wie das Verbot des Genusses
bestimmter Nahrungsmittel, Trinkverbot, Verbot sexueller
Beziehungen usw. Durch diese Tabus wird das Ausmaß an
Kämpfen reduziert und der Verlust an Menschenleben sehr
gering gehalten. Insgesamt wird nur wenige Wochen und
nur an wenigen Stunden des Tages gekämpft,dann sucht die
besiegte Gruppe Zuflucht bei benachbarten Stämmen.Die
Sieger zerstören die Wohnstätten der Besiegten und ziehen
sich zurück. Nach den Kampfhandlungen wird die ganze
Schweineherde bis auf die Jungtiere geschlachtet. Das
Fleisch wird zubereitet und den Vorfahren geweiht, denen
damit für den Sieg gedankt wird. Nur ein geringer Teil des
Fleisches wird selbst verzehrt, der größte Teil wird an be-
freundete Gruppen verschenkt. In der dann folgenden Pe-
riode gilt wiederum eine Reihe von Tabus: das eroberte
Land darf nicht betreten werden;der Fang von sonst belieb-
ten Beutetieren ist ebenfalls untersagt. In dieser Phase ist
man den Vorfahren noch zu Dank verpflichtet, und es ist
von jeder weiteren Kriegshandlung abzusehen. Erst wenn
das Schweinefest gefeiert werden kann, könnten neue
Kämpfe geführt werden. Dazu müssen jedoch zunächst
wieder genügend Schweine vorhanden sein.Die Regenerie-
rung der Herde hängt vom Nahrungsangebot des Territori-
ums ab und kann 5 bis 10 Jahre dauern.Zudem wird die Re-
generationszeit noch künstlich verlängert, indem die Eber
kastriert werden – Befruchtungen sind nur noch durch
nichtdomestizierte Eber möglich – und die Ferkel nicht in
Stallungen,sondern im Wald geboren werden,wodurch ihre
Überlebenschancen erheblich verringert werden. Wenn
also der Schweinebestand nach der ersten rituellen
Schlachtung wieder als genügend groß angesehen wird,
werden die Tiere im Rahmen des Schweinefestes – mit Aus-
nahme der Jungtiere – geschlachtet. Mit dem Fest, das ins-
gesamt etwa ein Jahr dauert, werden auch die Tabus gegen
das Fangen bestimmter Tierarten sowie gegen das Betreten
des eroberten Landes aufgehoben. Sowohl das Land als
auch die Tierbestände konnten sich in der Tabuzeit regene-
rieren. In der Zeit des Schweinefestes werden intensive
Kontakte mit anderen Gruppen gepflegt (Handel, Heirat,
Feste). Wieder wird der größte Teil des Schweinefleisches
an befreundete Gruppen verschenkt. Erst jetzt endet der
Zyklus und nun könnten wieder neue kriegerische Hand-
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Zum Beispiel sind in weiten Teilen der Alten Welt
Ficus-Bäume durch Tabus geschützt. Im Amazo-
nasgebiet sind bestimmte Fische,die für die medi-
zinische Versorgung als wichtig angesehen wer-
den,nicht als Nahrung erlaubt.
• Die Verpflichtung zum Schutz von Tieren in be-
stimmten kritischen Phasen, wie der Brut- und
Fortpflanzungszeit.
• Die Organisation der Ressourcennutzung unter
der Aufsicht und Kontrolle lokaler Experten.
Viele indigene und traditionale Gesellschaften,die in
hohem Maß auf die langfristige Funktionsfähigkeit
ihrer unmittelbaren Umgebung angewiesen sind,ha-
ben – im Gegensatz zu westlichen Kulturen – einen
Lebensstil entwickelt, der dem Gedanken der Nach-
haltigkeit aus ökologischer Perspektive gerecht wird.
Bei dieser Feststellung dürfen zwei wichtige Aspekte
nicht übersehen werden: Zum einen sind indigene
oder traditionale Gesellschaften damit nicht von
vorn herein „gut und edel“.Auch diese naturverbun-
denen und -gebundenen Gesellschaften haben in ih-
rer Geschichte zur Ausrottung von Tierarten beige-
tragen,haben ganze Landstriche verwüstet (McNee-
ly et al., 1995). Manche hatten und haben aus heuti-
ger westlicher Sicht völlig inakzeptable soziale
gesellschaftliche Strukturen und Praktiken entwik-
kelt, wie Menschenhandel und andere gravierende
Verletzungen der Menschenrechte. Die einseitige
Verklärung der Ureinwohner als „edle Wilde“ mag
Ausdruck der Sehnsucht nach einer besseren Welt
oder dem Naturparadies sein, hat aber in der Regel
mit dem Lebensalltag indigener Gesellschaften nicht
viel gemeinsam. Zum anderen kann die indigene
oder traditionale Form von nachhaltigen,biologische
Vielfalt bewahrenden Lebensstilen nicht ohne weite-
res als zu kopierendes Vorbild für westliche Gesell-
schaften gelten, da dafür weder die kulturellen noch
die natürlichen Voraussetzungen gegeben sind. Vor
allem sind indigene Lebensstile in der Regel auf Ge-
sellschaften mit geringer Bevölkerungsdichte und
niedriger Mobilität angelegt.Diese Voraussetzungen
sind aber heute kaum irgendwo mehr gegeben.
E 3.1.4
Industrielle Gesellschaften
(„Biosphärenmenschen“)
Das Verhältnis zu Natur und Biosphäre hat in Indu-
striegesellschaften im Verlauf der Jahrhunderte
einen starken Wandel erfahren und ist heute von gra-
vierenden, zum Teil unwiederbringlichen Zerstörun-
gen durch den Menschen gekennzeichnet.Es ist dies-
mal eine anthropogen verursachte Welle der Auslö-
schung biologischer Vielfalt zu beobachten, die Fra-
gen nach den Folgen für den gesamten Planeten auf-
wirft (Kap.B).
Die historische Entwicklung der Wahrnehmungs-
und Bewertungsmuster sowie der Umgangsweisen in
bezug auf die Natur ist zum Verständnis für das heu-
tige Naturverhältnis wesentlich. Da erst in jüngster
Zeit empirische Forschungen zu diesen Fragen
durchgeführt werden, können zunächst vor allem
Analysen der Umweltgeschichte, Naturphilosophie
und Ethik, Landschaftsmalerei sowie literarische
Zeugnisse weiterhelfen (Kasten E 3.1-2). Seit dem
Mittelalter haben westliche Gesellschaften im Zuge
ihrer Ausdifferenzierung und technologischen Ent-
wicklung „feindliche Natur“, die es zu besiegen galt,
systematisch als Ressource genutzt und dabei neue
Landschaftsformen geschaffen, die uns heute ver-
traut und natürlich erscheinen.Nur „gezähmte“,von
Menschenhand gestaltete Natur galt als annehmbar,
Wildnis als häßlich. Erst im frühen 19. Jahrhundert
wurde Natur durch den auch heute vertrauten „ro-
mantischen Blick“ betrachtet.Die Schönheit der Na-
tur und das Landschaftsgefühl waren neue Themen.
Auch die Etablierung des „touristischen Blicks“,
heute zugleich Chance und Risiko für die Erhaltung
biologischer Vielfalt (Kap. E 3.7), war erst nach der
Entdeckung der Vollkommenheit von Natur (etwa
seit dem 16. Jahrhundert) möglich. Im späten 19.
Jahrhundert galt dann Industrialisierung nicht mehr
uneingeschränkt als Fortschritt.„Freiheit“ und Erho-
lung gab es nur noch in der Natur und zwar beson-
ders in den als unproduktiv angesehenen Teilen,z.B.
in der Heide oder im Hochgebirge. Der Schutz von
Natur und Tieren wurde zum Thema, beispielsweise
sichtbar an der Einschränkung des lange üblichen
Vogelfangs (Ritter et al.,1995).Die einschneidenden
Veränderungen von Technik und Gesellschaft des 20.
Jahrhunderts bringen die Entdeckung von „Umwelt“
mit sich. Die gegenwärtige Thematisierung von Um-
welt und Umweltzerstörung hat jedoch erst in den
letzten 30 Jahren stattgefunden.Die Auseinanderset-
zung mit der weltweiten Vernetzung von Ursachen
und Wirkungen und die Erkenntnis, daß Umwelt-
schäden als unbeabsichtigte Nebenwirkungen des
technologischen und wirtschaftlichen Fortschritts an-
fallen, sind die zentralen Elemente in der heutigen
Natur- und Umweltdebatte. Bisher hat die Themati-
sierung der Umweltschäden die anhaltende Zerstö-
rung biologischer Vielfalt nicht stoppen können.
Gefragt ist daher – in Analogie und Ergänzung des
„romantischen Blicks“ – die Entwicklung eines „bio-
sphärischen Blicks“ (Kap.E 3.1.4.2),der die Notwen-
digkeit des Erhalts biologischer Vielfalt „sieht“ und
das Handeln der Menschen entsprechend leitet.
Was Natur ist und bedeutet,wird in unterschiedli-
chen Epochen und Kulturen verschieden konstruiert
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Kasten E 3.1-2
Historische Entwicklung der Natur- und
Landschaftswahrnehmung westlicher
Industrienationen
Während der technischen Entwicklungen in westlichen In-
dustriegesellschaften haben sich in der Beziehung Mensch-
Natur gravierende Veränderungen ergeben. Umweltschä-
den und -zerstörung hat es in der Geschichte,sowohl in den
nichtwestlichen als auch in westlichen Kulturen,immer wie-
der gegeben,und dies nicht erst seit der industriellen Revo-
lution.Die erste große Vernichtung eines natürlichen Habi-
tats in Europa war die weitflächige Rodung des Walds
(Kap.E 2.1).
Wald und feindliche Wildnis waren lange Zeit gleichbe-
deutend (Zirnstein, 1994) und der Kampf gegen den Wald
galt unter Karl dem Großen als ein „Gott wohlgefälliges
Werk“ (Heine, 1989, zitiert nach Heiland, 1992). Die Vor-
stellung von der Unerschöpflichkeit der Natur, die in dem
Sprichwort „Holz und Unglück wächst alle Tage“ deutlich
wird (Gleitsmann, 1989), mag auch dazu beigetragen ha-
ben, daß im späten Mittelalter der Waldbestand erheblich
zurückgegangen war. Der vor allem als Bau- und Brenn-
holzressource genutzte Wald schien in seiner Existenz be-
droht und wurde, so wird aus der Rückschau vielfach ver-
mutet,durch die tragischen Pestepedemien in der Mitte des
14. Jahrhunderts gerettet, da aufgrund des drastischen
Rückgangs der Bevölkerung der Nutzungsdruck entspre-
chend nachließ (Gleitsmann, 1989; Kap. E 2.1). Natur galt
in den folgenden Jahrhunderten weiterhin hauptsächlich
als Ressource,die für den technischen und zivilisatorischen
Fortschritt genutzt wurde. Ernsthafte Schutzbemühungen,
mit dem Ziel diese Ressourcen möglichst langfristig zu er-
halten, sind für den Wald ab dem 17. Jahrhundert bekannt.
Auch Beschränkungen der Jagd wurden von den Feudal-
herren für das einfache Volk erlassen und bei Verletzung
hart bestraft,um den Wildbestand für die eigene Jagd zu er-
halten (Spehr et al., 1995). Die während der industriellen
Revolution entstandenen Umweltschäden und auch die
schweren Belastungen und Gefahren für den Menschen
galten als unvermeidbar und wurden teilweise so hinge-
nommen: „Tollkühn und mit dem vollen Bewußtsein des
frühen Todes trat der Neuling in die Schleifereien ein, fest
entschlossen, die ihm gegönnte Galgenfrist, so gut es ging,
auszunützen in Wohlleben und Ausschweifung aller Art
und damit nur um so rascher seinem jähen Ende entgegen-
zueilen“ (zitiert nach Bayerl,1989).
Natur galt es zu bezwingen und zu beherrschen. Die
„unbeherrschte“ Natur wurde als „scheußlich“ empfunden.
In der „Historie der Natur“ (dtsch. 1769) meinte der als
Biologe bekannte Naturforscher De Buffon:„Die rohe Na-
tur ist scheußlich und ein Bild des Todes;Ich,ich allein kann
sie reizend und lebendig machen; laßt uns diese Moräste
austrocknen, laßt Bäche, laßt Kanäle daraus werden;“
(Zirnstein,1994).Die seit dem Mittelalter zunehmende zer-
störerische Ausbeutung der Natur wird immer wieder dem
Einfluß des Christentums zugeschrieben (dazu: Berner,
1996). Sicher hat diese kulturelle Entwicklung erheblich
dazu beigetragen, das noch bei den Griechen und frühen
Römern feststellbare Einheitsgefühl mit allen Elementen
des Kosmos zu verändern und damit zu anderen Umgangs-
weisen mit der Natur zu gelangen. Doch die Verbreitung
des Christentums war eine unter vielen gesellschaftlichen
Veränderungen der westlichen Welt und kann daher nicht
als alleinige Ursache für die ausbeuterische Haltung gegen-
über der Natur gelten. Der für diese Argumentation in der
Regel angeführte Aufsatz von Lynn White (1967) stellt den
Zusammenhang selbst differenzierter dar, als er oftmals
diskutiert wird. Das Christentum wurde weder einheitlich
gelehrt noch einheitlich aufgefaßt: allein die grobe Unter-
scheidung in abendländisches und byzantinisches Christen-
tum deutet die pluralen Auffassungen an. Die komplexen
gesellschaftlichen Entwicklungen in Wissenschaft, Technik
und Wirtschaft, alle dem für den Einfluß des Christentums
symbolisch gewordenen einen Satz „Machet Euch die Erde
untertan“ zuzuschreiben,ist zu einfach.
Interessanterweise entstanden etwa zur gleichen Zeit,in
der viele Menschen ihr tiefes Unbehagen der unberührten
Natur gegenüber zum Ausdruck brachten, die ersten wirk-
samen Naturschutzbemühungen von Europäern, jedoch
nicht in Europa selbst, sondern in der Ferne der von ihnen
selbst zerstörten kolonialen tropischen Inseln.Auf Mauriti-
us war die Diskrepanz zwischen der Vorstellung des exoti-
schen Paradieses und der tatsächlichen Umweltsituation so
offensichtlich geworden, daß französische Wissenschaftler,
Anhänger des gesellschaftskritischen Jean Jacques Rous-
seau,Verordnungen (1769) zum Schutz des Baumbestands
und zur Verhinderung von Wasserverschmutzung erarbei-
teten,um Bodenerosion und die Abnahme der Fischbestän-
de zu verhindern (Grove, 1994). Zum einen standen dabei
wirtschaftliche Interessen im Vordergrund, zum anderen
spielten aber auch moralische und ästhetische Aspekte eine
Rolle. Für den auf dieser Insel ehemals heimischen Vogel
Dronte kamen diese Bemühungen jedoch zu spät.Er war zu
diesem Zeitpunkt bereits das Opfer von Seefahrern und
den durch sie eingeschleppten verwilderten Schweinen,
Hunden und Ratten geworden (Zirnstein,1994).
Der Natur als Landschaft,als ästhetisches Erlebnis wur-
de in Europa erst in der Romantik von breiteren gesell-
schaftlichen Kreisen Aufmerksamkeit geschenkt. Diese
Hinwendung zur Natur zeigt sich in verschiedener Weise:
Wildnis und exotische Tiere galten als Ausdruck heiler
Welt,als Symbol für Abenteuer.Wildnis brachte den „emo-
tionalen Kick, den es in Europa nicht mehr gab“ (Spehr et
al.,1995).Die Errichtung von Naturschutzparks in den Ko-
lonien (1866 der britischen Regierung in Südafrika) kann in
diesem Sinn gewertet werden. Naturschutz wurde aller-
dings ohne Berücksichtigung sozialer Belange praktiziert:
der afrikanischen Bevölkerung wurde darin die Jagd zum
Schutze des Bestands für die eigenen Jagdinteressen unter-
sagt.Das Verlangen nach exotischer Natur führte neben der
Einrichtung von Naturparks in den Kolonien in Deutsch-
land z. B. zur Gründung des großen Tierparks in Hamburg
(Hagenbeck), der auch den „einfachen Massen“ die ent-
sprechenden Naturerlebnissebot und noch immer bietet.In
Deutschland vor allem entwickelte sich die Natur- und Hei-
matschutzbewegung, getragen und forciert von „abstiegs-
bedrohten Schichten aus Bürgertum und Adel“ (Spehr et
al., 1995), deren Bemühungen 1921 die Gründung des Na-
turschutzparks Lüneburger Heide hervorbrachten.
Insbesondere am Beispiel der Lüneburger Heide läßt
sich der kulturelle Wandel hin zu dem „romantischen
Blick“ auf die Natur anschaulich zeigen.Dieses Gebiet war
etwa 200 Jahre hinweg als „wild,übel,wüst,schlimm,einför-
mig, böse, armselig“ verschrien (Eichberg, 1983). 1801
schrieb Caroline Schlegel über die Fahrt von Braunschweig
über Celle nach Harburg in einem Brief:„Die Eile war das
Beste von der Reise,denn hilf Himmel welch ein Land! Ich
wurde seekrank von dem einförmigen Anblick der Heide
und des Himmels, und so geht es doch von Braunschweig
bis hierher 18 Meilen in einem fort, dürre braune Heide,
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Auch heute kann man,selbst innerhalb einer Gesell-
schaftsform,nicht von einem einheitlichen Naturver-
hältnis und -verständnis ausgehn (Jahn und Wehling,
1998). Im folgenden soll der Frage nachgegangen
werden, welche Bedeutungen und welche Funktio-
nen „Natur“ für Bewohner westlicher Industriena-
tionen heute hat.Diese Frage ist bisher eher philoso-
phisch als empirisch untersucht worden, so daß eine
Antwort nur vorläufige Mosaiksteine bieten kann.
Bei allen im folgenden vorgestellten Analysen der
Wahrnehmung und Bewertung von Natur und Land-
schaft muß bedacht werden, daß dabei ein künstli-
cher Ausschnitt gewählt wird, der nur einen kleinen
Teil der Lebenswirklichkeit von Menschen beachtet.
Wahrnehmungen und Handlungen von Menschen
sind meist nicht speziell auf den Schutz oder Er-
haltung von Natur, Landschaft oder Umwelt ausge-
richtet, sondern auf die gerade in hochdifferenzier-
ten Gesellschaften vorhandene Zielvielfalt, die sozi-
ale Kontexte bereitstellen (z. B. Bewältigung von
Aufgaben in der Arbeitswelt,Etablierung und Pflege
sozialer Beziehungen, Befriedigung materieller Be-
dürfnisse usw.). Die Zerstörung biologischer Vielfalt
ist dabei teils unbeabsichtigte, teils bewußt in Kauf
genommene Nebenfolge anderer Handlungsziele.
Menschliche Handlungen sind durch eine Vielzahl
von Faktoren beeinflußt (WBGU, 1996a), die Wahr-
nehmung und Konzeption von Natur ist aber ein we-
sentlicher Hintergrund, vor dem andere Faktoren,
wie Kosten-Nutzenabwägungen, die dann unmittel-
bar mit Handlungen verknüpft sind, Wirksamkeit
entfalten.
E 3.1.4.1
Plurale Lebensstile und Naturwahrnehmung
Heutige Industriegesellschaften zeichnen sich durch
eine hohe innere Differenzierung und Komplexität
aus. Zwischen stark verselbständigten Teilsystemen
bestehen oftmals Ziel- und Wertkonflikte (z.B.Wirt-
schaftswachstum und Umweltschutz).Der Naturver-
brauch und der damit verbundene Verlust biologi-
scher Vielfalt durch industrielle Gesellschaften ist
nach wie vor hoch. Konzepte für einen nachhaltigen
Umgang mit natürlichen Ressourcen sind teilweise
ausgearbeitet, aber noch kaum umgesetzt worden.
Entsprechend der hohen inneren Differenzierung
sind auch die Lebenskontexte von Gruppen und In-
dividuen vielfältig.Sie sind durch den Wegfall gesell-
schaftsübergreifender Normsysteme weniger homo-
gen als bei traditionalen Gesellschaften. Die Plurali-
sierung von Lebensstilen (Reusswig, 1994) zeigt sich
in verschiedenen Einstellungen zu Umwelt und Um-
gangsweisen mit ihr.Sie wird deutlich an verschiede-
nen Konsummustern bezogen auf Güter, Mobilität,
Energie und Landschaftsnutzung. Neben den Ten-
denzen der Pluralisierung sind gleichzeitig im Zeital-
ter der Globalisierung auch vereinheitlichende Fak-
toren wirksam,die zu einer Nivellierung kulturspezi-
fischer Unterschiede führen können („McDonaldi-
sierung“).Vereinheitlichend wirkt auch der mediale
Umweltdiskurs,der die verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen über die gleichen Informationen ver-
fügen läßt,die in ihren lokalen Lebensbezügen in der
Regel bedeutungslos wären. Ohne die mediale Ver-
mittlung wüßten die meisten Menschen nichts von
der Existenz des Ozonlochs oder von dem weltwei-
ten Artensterben. Die bedeutungsgebende Interpre-
tation dieser Informationen wird jedoch wieder in
den Subgruppen vorgenommen (WBGU,1999a).Mit
der Entdeckung der Umwelt und der Entwicklung
eines expliziten Umweltbewußtseins in den letzten
30 Jahren steht für die meisten gesellschaftlichen
Teilsysteme und Gruppen eine Neubestimmung des
Naturverhältnisses an. Angesichts der technischen
Gestaltungsspielräume von Industriegesellschaften
wird diese Frage nicht ohne ethische Bewertungen zu
klären sein (Kap.H).
Die folgende Typologie „umweltbezogener Men-
talitäten“, Ergebnis einer Untersuchung an einer
deutschen Stichprobe (Poferl et al., 1997), verdeut-
licht die Pluralität der Natur- und Umweltverhältnis-
se, wie sie vielleicht für westliche Industrienationen,
nicht aber für Entwicklungsländer,zutrifft:
• Persönliches Entwicklungsprojekt: Innenorientie-
rung,alternativer Lebensstil,Verzichtsaskese wird
als persönliche Bereicherung erfahren.
• Bürgerpflicht: eine normative Verpflichtung zum
Umweltschutz wird wahrgenommen, es besteht
zogen, alle Meile ein Dorf statt Meilenzeiger, das recht aus
dem nämlichen Boden hervorgewachsen zu sein scheint.“
(Eichberg,1983).
Die Lüneburger Heide ist Teil jener menschlich geschaf-
fener Kulturlandschaften, die als Nebenprodukt ausbeute-
rischer Naturverwendung seit dem Mittelalter entstanden
ist und die heute ganz selbstverständlich „bezaubernd, an-
genehm,schön,grün und voller Leben“ ist (Kap.E 2.1).Die
Betrachtung des Schönen in der Natur und die Faszination
von Naturstimmungen sind heute normal und bedürfen
nicht der Entdeckung des „neuen Blickes“ auf die Natur,
der sich von dem alten Bild abgrenzen muß,wie das in den
Zitaten der beiden Schriftsteller deutlich wird: „Da liegt
des Lebens große Lüneburger Heide vor uns, die im übri-
gen doch nicht so schlimm ist, als allgemein angenommen
wird“ (Baggesen,ca.1800).„Ich blickte auf die große Lüne-
burger Heide,die als häßlich verschrieen ist.Herr Gott,wie
die Leute doch reden!“ (Andersen, 1847, zitiert nach Eich-
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eine prinzipielle Handlungsbereitschaft,aber gro-
ße Umwälzungen und radikale Schritte werden
nicht befürwortet.
• System- bzw. Staatsorientierung: Bemühung ein-
zelner werden als sinnlos erlebt,Handlungsbereit-
schaft mit dem Verweis auf strukturelle Barrieren
wird nicht gezeigt.
• Indifferenz: die Umweltproblematik wird als nor-
maler Bestandteil gesellschaftlicher Realität
wahrgenommen, aber eine persönliche Nichtbe-
troffenheit wird berichtet. Entsprechend fühlen
die Personen keinen Handlungsdruck und sehen
keine Rechtfertigungsdruck für umweltschädi-
gendes Handeln.
•„ Weiter so“: Ökologische Umorientierungsversu-
che werden als Bedrohung der geltenden Ord-
nung erlebt und abgelehnt.
E 3.1.4.2
Auf dem Weg zu einer „biosphärischen
Perspektive“ 
Auffällig ist, daß die aktuelle Umweltbewußtseins-
forschung das Thema Natur weitgehend „vergessen“
hat. In den letzten repräsentativen Umfragen des
Umweltbundesamts spielen die Wahrnehmung von
Natur und Landschaft sowie das Thema biologische
Vielfalt kaum eine Rolle.Alltägliche Konsummuster
und Produktnutzungen (Einkaufen, Müll, Energie-
sparen,Autonutzung) stehen bei den nationalen Um-
fragen im Vordergrund. Lediglich bei der Erfassung
des Umweltwissens wird gefragt,welches Tier auf der
roten Liste stehe (Preisendörfer, 1996, 1998). In der
großen internationalen Gallup-Health-Umfrage
wird unter anderem die Einschätzung der Umwelt-
qualität, bezogen auf die natürliche (Luft, Wasser,
Land, Pflanzen und Tiere) und die bebaute Umwelt,
erfragt.Alle Aspekte werden in einer Frage gemein-
sam erfaßt, so daß keine differenzierten Auskünfte
zur Verfügung stehen (Dunlap,1994).
Die Vernachlässigung von klassischen Naturthe-
men in der Öffentlichkeit kann darauf zurückzufüh-
ren sein,daß Biotop- und Artenschutz auf den ersten
Blick nicht zur Sicherung der Lebensgrundlagen des
Menschen beitragen. Eine Verbindung zwischen der
Erhaltung von Lebensqualität und der Erhaltung
biologischer Vielfalt wird bisher nicht hergestellt.Ob
bestimmte Insekten aussterben oder nicht, hat für
das eigene Leben scheinbar keine Konsequenzen:
der Verlust ist nicht wahrnehmbar, erlebbar und
macht auch nicht persönlich betroffen. Das Gesche-
hen ist zu fern für die eigenen Erfahrungsmöglich-
keiten. Entsprechend wird auch keine persönliche
Verantwortung für Schutz und Erhaltung von Natur-
und Landschaftsgütern empfunden, die Sorge dafür
wird ausschließlich den zuständigen Regierungen
übertragen (Karger und Wiedemann, 1994b). Die
persönliche Betroffenheit, die zum Beispiel durch
emotionale Reaktionen gegenüber einer bestimmten
Tierart ausgelöst werden kann, ist von zentraler Be-
deutung: die Zerstörung ferner Gebiete, auch wenn
sie nicht ohne weiteres direkt wahrnehmbar und er-
fahrbar ist, kann daher ein hohes Maß persönlicher
Betroffenheit bewirken. Die Abholzung des tropi-
schen Regenwaldes wird von vielen mit großer Sorge
verfolgt, da durch den Klimawandel Konsequenzen
für das eigene Leben befürchtet werden. Allerdings
wird das Aussterben von Tier- und Pflanzenarten als
Symbol für den Zustand der Umwelt generell gewer-
tet, so daß die Unterstützung von Gruppen, die sich
für die Erhaltung bestimmter Arten einsetzen, ein
(symbolischer) Beitrag für die Erhaltung der Um-
welt sein kann. Mehr Betroffenheit angesichts von
Artensterben wurde in einer Studie gefunden,in der
ältere Kinder auf die Frage, mit welchen Personen
oder Lebewesen sie am meisten Mitleid hätten, am
häufigsten Tiere nannten,weil sie krank werden oder
vom Aussterben bedroht sind (Szagun et al., 1994).
Arten sind allerdings in der öffentlichen Wahrneh-
mung nicht gleich Arten. Einigen Arten kommt eine
besondere symbolische Bedeutung zu, da sich viele
Personen von ihrem Schicksal emotional berührt
fühlen. Hier handelt es sich um Tiere, die in der Re-
gel besonders schön oder niedlich sind (Kindchen-
schema, z. B. Robben; „Kuscheltiere“, z. B. Koalas)
oder sich durch besondere Eigenschaften auszeich-
nen (Kasten E 3.3-3).Auf dieser Grundlage wurden
viele Kampagnen von Umwelt- und Naturschutz-
gruppen erfolgreich konzipiert. Sie sind publikums-
wirksam und erfahren die Unterstützung der öffent-
lichen Medien. Beispiele solcher Kampagnen sind
der Einsatz von Greenpeace für den Schutz der Wale
oder vom WWF für den Schutz des Tigers,des Pandas
oder des Waldelefanten.
Der Verlust biologischer Vielfalt wird bisher in
den meisten Analysen von Natur- und Umweltwahr-
nehmungen nicht explizit thematisiert. Das spiegelt
sich auch in einer kleinen, vom Beirat durchgeführ-
ten Medienanalyse von im Internet präsenten Tages-
und Wochenzeitungen (im ersten Quartal 1999) wi-
der, in der nur 4–7% aller Beiträge, die zum Thema
Umwelt und Natur erschienen waren, das Stichwort
„Biodiversität“, „biologische Vielfalt“, „Arten-
schutz“ oder „Biosphäre“ aufwiesen. Für die Er-
haltung der Biosphäre relevante Themenbereiche
wurden – wie auch in den nationalen oder internatio-
nalen Umweltbewußtseinsbefragungen – jedoch
häufig aufgegriffen. Beispielsweise zeigt sich, daß
Umweltproblemen wie Luftverschmutzung, Wasser-
verschmutzung, Meeresverschmutzung, Zerstörung
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tential für den Menschen zugeschrieben wird (Kar-
ger und Wiedemann, 1998). Ein Problembewußtsein
für viele Ursachen der Schädigung der Biosphäre ist
vorhanden,aber speziell die Bedeutung biologischer
Vielfalt ist bisher kein Thema.
Die sozialwissenschaftliche Forschung hat sich
nicht nur mit der Wahrnehmung von Umweltproble-
men beschäftigt, sondern auch allgemeiner mit der
Landschafts- und Naturwahrnehmung. In diesem
Forschungszweig geht es um die Frage, was Natur
überhaupt ist, welchen Stellenwert Natur im Leben
von Menschen hat, welche Landschaftsformen für
Erholung und Freizeit präferiert werden usw.Es geht
hier also vor allem um den Symbol- und Nutzwert
von Natur und Landschaft (Kap. H). Praktische Be-
deutung bekommen diese Fragen, wenn es etwa im
Rahmen von Umweltverträglichkeitsprüfungen
(z. B.für touristisch genutzte Landschaften oder von
landschaftspflegerischen Eingriffen) um die Ein-
schätzung der zu erwartenden Bewertungsverände-
rung von Landschaften geht.Auch hier gilt,daß pau-
schale Aussagen über die allgemein vom Menschen
präferierte Landschaft nicht möglich sind, sondern
allenfalls Typen von Menschen mit unterschiedlicher
Präferenz für bestimmte Landschaften (Meer,Hoch-
gebirge usw.) genannt werden können.
Schon die verschiedenen Erhebungsmethoden zur
Wahrnehmung und Bewertung von Natur und Land-
schaft produzieren sehr unterschiedliche Ergebnisse
(Schwahn,1990).Bei der Wahrnehmungsanalyse von
Landschaft zeigen sich große Unterschiede je nach
dem, ob es um die Erfassung der Präferenz für eine
Nutzung (den Aufenthalt) oder um die ästhetische
Bewertung von Landschaft geht. Bei einer ästheti-
schen Beurteilung werden Landschaften bevorzugt,
die als natürlich angesehen werden, d. h., keine
Merkmale menschlicher Beeinflussung aufweisen
(Mausner, 1996; Kaplan und Kaplan, 1989; Gareis-
Grahmann, 1993). Bei dieser Einschätzung werden
ganz abgesehen von kulturellen Unterschieden grup-
penspezifische Differenzen wirksam.Stadtbewohner
z. B. beurteilen Landschaftsbilder noch als Wildnis
und Natur, die Bewohner ländlicher Gegenden
schon als menschlich beeinflußt ansehen (Lutz et al.,
1999). Erfahrungsbedingt scheint sich hier die
„Schwelle“ für das verschoben zu haben, was als na-
türlich angesehen wird.Auch die Vertrautheit mit be-
stimmten Landschaftsformen, das Alter und Ge-
schlecht spielen für die Präferenz eine wichtige Rol-
le (Kaplan und Kaplan,1989).Verschiedene Modelle
wurden entworfen, in denen versucht wird, die Viel-
zahl wahrnehmungsbeeinflussender Faktoren zu
bündeln (z. B. Berlyne, 1974;Wohlwill, 1976; Kaplan
und Kaplan,1989).Danach werden Landschaftenum
so mehr präferiert (im Sinn von gefallen, mögen), je
vielfältiger und naturnäher sie sind. Vielfalt bezieht
sich dabei auf ganz unterschiedliche Aspekte wie Re-
liefvielfalt, Vegetationsvielfalt (Farbeindrücke, Viel-
falt der Blüten,Laubformen,Früchte),Gewässerviel-
falt und Nutzungsvielfalt (Gareis-Grahmann, 1993).
Der reizvolle Aspekt an Vielfalt sind ein gewisses
Maß an Geheimnis („Mysteryfaktor“) und die Mög-
lichkeit,neue Aspekte und Informationen zu entdec-
ken, die Vielfalt für den Betrachter bereit hält.Aber
Komplexität und Vielfalt müssen für den Betrachter
dennoch geordnet und verstehbar gemacht werden
können, sie müssen Anhaltspunkte zur Orientierung
bieten und Wiedererkennungsmerkmale aufweisen
(Kaplan und Kaplan,1989).
Nicht nur die Vorliebe für bestimmte Landschaf-
ten, sondern auch Furcht und Abscheu vor Natur
wird – wenn auch in viel geringerem Maß – Aufmerk-
samkeit geschenkt. Menschen unterscheiden sich
hinsichtlich ihrer „Ekelempfindlichkeit“, ihrem
Wunsch nach Komfort oder Furcht in bestimmten Si-
tuationen.Dies sind Faktoren,die sowohl für die Be-
wertung von als auch den Umgang mit Natur rele-
vant sind. Personen, die Natur und Wildnis negativ
wahrnehmen (sich schnell ekeln, z. B. vor Spinnen,
Schnecken,Schleim,Dreck),ein hohes Maß an Kom-
fort wünschen (Dusche, klimatisierte Räume, sanitä-
re Anlagen) und sich schnell fürchten (Dunkelheit,
Tiere, Geräusche), ziehen aufgeräumte Parkanlagen
„natürlichen“ Landschaften vor und bevorzugen
eher Indoor- als Outdoorfreizeitaktivitäten (Bixler
und Floyd,1997).
Trotz aller Unterschiedlichkeit im Detail kann ge-
nerell festgestellt werden,daß die Wahrnehmung von
Natur und Landschaft mit ihren ästhetischen und
emotionalen Qualitäten für Menschen wichtige
Funktionen hat.Sie sind Bestandteil von „Heimatge-
fühlen“ und „Ortsidentität“ (Tuan,1974;Proshansky
und Fabian,1987;Altmann und Low,1992).Naturer-
leben und -erlebnisse als Quelle der Erholung und
Streßreduktion haben eine maßgebliche Bedeutung
für die Lebensqualität (Kaplan,1995).
E 3.1.5
Fazit
• Die Begriffe „biologische Vielfalt“ und „Biosphä-
re“ spielen im Alltagsgebrauch und auch in den
Studien, die sich mit dem Thema „Natur“ befas-
sen,bisher keine große Rolle.Die Thematisierung
von Naturzerstörung ist an sich zwar kein neues
Phänomen, aber das Ausmaß, die Schnelligkeit
und Unwiederbringlichkeit der Schäden sind neue
Phänomene, denen mit der Entwicklung einer
„biosphärischen Perspektive“ begegnet werden
könnte, die die Anerkennung der Notwendigkeit
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Etablierung einer nachhaltigen Entwicklung
(Kap.B) beinhaltet.
• Die Voraussetzungen für die Entwicklung der
„biosphärischen Perspektive“ sind gegeben, da
bereits ein hohes Maß an Sensibilisierung für
Schädigungen der Biosphäre vorhanden ist. Es
darf aber nicht erwartet werden, daß diese Per-
spektive im Detail einheitlich sein kann. Im Ge-
genteil:sie muß Raum für die in unterschiedlichen
Kulturen und Subgruppen vorhandenen Naturbil-
der lassen.
• Wahl und weiterer Entwicklungsweg der entspre-
chenden Lebensstile müssen den jeweiligen sozia-
len Gemeinschaften – unter Berücksichtigung ge-
wisser Rahmenbedingungen, wie sie auch in der
AGENDA 21 vorgesehen sind – selbst überlassen
bleiben.Insbesondere ist hier der Leitgedanke der
sozialen Gerechtigkeit zu berücksichtigen (Recht
auf Entwicklung,Recht auf Selbstbestimmung).
• Es sollten aber auch Wege gesucht werden, wie
Kulturen voneinander lernen können, so etwa
„Hochkulturen“ von den Wissensbeständen, In-
novationspotentialen und Praktiken indigener
Kulturen.
• In die notwendigen planerischen Strategien (Aus-
weisung von Schutzgebieten, Habitaterhaltung
usw.) sollten die entsprechenden Bevölkerungs-
gruppen zur Konfliktprävention und Akzeptanz-
gewinnung einbezogen werden (Kap.E 3.9).
E 3.2
Raum-zeitliche Trennung von
Stoffumsatzprozessen in Ökosystemen
Die Biosphäre hat als Teil des planetaren Systems
nicht nur wesentlichen Anteil an der Zusammenset-
zung der Atmosphäre,sondern auch am Zustand der
Böden, Binnengewässer und Meere.Auch die globa-
len biogeochemischen Stoffkreisläufe werden von
der Biosphäre entscheidend mitbeeinflußt oder so-
gar „gesteuert“ (Kap. F 1). Dieses komplexe Ge-
flecht aus Stoffkreisläufen, Energieflüssen und Wir-
kungskopplungen entstand im evolutiven Wechsel-
spiel zwischen Entwicklung der Organismen und ih-
rer physikalischen und chemischen Umwelt in
Milliarden Jahren der Erdgeschichte. Dagegen ha-
ben die menschlichen Eingriffe in dieses System erst
in den letzten Jahrzehnten ein weltweit spürbares
Ausmaß erreicht und könnten künftig zu gravieren-
den Störungen von Prozeßketten mit globalen Fol-
gen führen. Beispiele sind die Konversion von Wäl-
dern in Acker und Weideland oder die Emission von
Schadstoffen. In diesem Kapitel wird insbesondere
auf die politischen Herausforderungen von Ursa-
chen und Wirkungen der regionalen – und mittler-
weile globalen – Entkopplung von Stoffkreisläufen
durch Handelsströme eingegangen.
E 3.2.1
Stoffkreisläufe in Ökosystemen
Hinsichtlich der Stoffflüsse im Ökosystem wirken
die zur Photosynthese befähigten Primärproduzen-
ten und die auf organische Substanz als Energiequel-
le angewiesenen Sekundärproduzenten, Konsumen-
ten und Destruenten entgegengesetzt.Man kann auf
dieser Basis den Stoffumsatz im Ökosystem durch
folgende Stoffhaushaltsgleichung beschreiben (Ul-
rich,1994):
aCO2 + aH2O + xM+ + yA- + (y-x)H+ + Licht  ⇔
(CH2O)aMxAy + aO2+ Wärme
wobei:
⇒ Photosynthese,Ionenaufnahme und Phyto-
massebildung
⇐ Atmung,Zersetzung und Mineralisierung
In dieser Gleichung stehen M+ für die verschiede-
nen Kationen und A- für die Anionen; a, x und y
sind Reaktionslaufzahlen.
Der Gleichung liegt das Gesetz von der Erhaltung
der Masse und das Prinzip der Elektroneutralität zu-
grunde.Aus der Gleichung läßt sich ersehen,daß mit
dem Umsatz der Kat- und Anionen ein Umsatz von
Protonen verbunden ist, der sich bei Kenntnis der
Reaktionslaufzahlen der Kationen und Anionen be-
rechnen läßt. Bei der Bildung und dem Abbau orga-
nischer Substanz bedeutet die Erzeugung von Proto-
nen eine Versauerung, ihr Verbrauch eine Entsaue-
rung bzw.Alkalisierung von Böden oder Gewässern.
Auf der Ebene des jährlichen Stoffkreislaufs las-
sen sich die Bilanzen zahlreicher gegenläufiger Pro-
zesse erfassen. Man mißt oder berechnet die Flüsse
in das Ökosystem oder in Ökosystem-Kompartimen-
te hinein (Input) und aus dem System heraus (Out-
put). Je nach Kenntnis der Prozesse und der Auflö-
sung hinsichtlich der gemessenen Flüsse und der
Kompartimente lassen sich Informationen darüber
gewinnen, ob bestimmte Prozesse im Fließgleichge-
wicht sind (Input = Output) oder ob sie zu linearen
(gleiche jährliche Differenz zwischen Input und Out-
put) oder nichtlinearen Veränderungen (wachsende
jährliche Differenz zwischen Input und Output) von
Stoffvorräten im System führen. In terrestrischen
Ökosystemen spiegeln Input-Output-Differenzen in
der Regel qualitative Veränderungen z.B.in der Bio-
masse, im Humusgehalt des Bodens und in der Zu-
sammensetzung der Organismengesellschaft wider.
Sind dagegen die Neubildung von Biomasse und ihre
Zersetzung langfristig ausgeglichen,ist dies meist mit
einer charakteristischen, standortbedingten Arten-
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Pflanzengesellschaft und die Humusform (als Aus-
druck der Zersetzergesellschaft) sind.
E 3.2.2
Stoffflüsse im Boden
Im stationären,also ausgeglichenen Zustand ist auch
der Nettoumsatz der Protonen Null: Die Austräge
von Stoffen entsprechen den Einträgen,der Zustand
des Bodens verändert sich nicht. Eine absolute
Gleichheit von Input und Output ist allerdings uner-
reichbar, da stets ein geringer Anteil des assimilier-
ten CO2 als Hydrogencarbonat zusammen mit Ca2+-
Ionen mit dem Sickerwasser ausgewaschen wird und
die Alkalinität der Gewässer bewirkt. Dieser Vor-
gang ist notwendigerweise mit der Entbasung bzw.
der Versauerung der Böden verknüpft,die damit ein
natürlicher,sehr langsam fortschreitender Prozeß ist.
Die Entbasung kann bis zu einem gewissen Grad
durch die Verwitterung von Silikaten oder durch Ein-
träge aus der Atmosphäre kompensiert werden.Dies
setzt jedoch voraus, daß Silikate in den Böden noch
vorhanden ist.In sehr alten Böden z.B.in den Tropen
ist dies häufig nicht mehr der Fall.
Der Boden spielt in diesem Zusammenhang eine
entscheidende Rolle,denn er ist das Reaktionsgefäß,
in welchem die beiden großen Prozesse in terrestri-
schen Ökosystemen, die Biomassebildung (Produk-
tion) und Biomassezersetzung (Mineralisation), zu-
sammentreffen. Der Boden dient als Nährstoffpool
(Verwitterung) und Nährstoffreservoir (Mineralisa-
tion, Austausch) und ermöglicht es, daß es unter
wechselnden Umweltbedingungen zu einer Ver-
kopplung der Nährstoffaufnahme und der Minerali-
sation kommt. Biomassebildung bedeutet immer
auch eine Akkumulation von Stoffen, die der Um-
welt temporär entzogen werden. Die stofflichen
„Verarmungen“ der Umwelt erfolgen aber sehr
kleinräumig z.B.im Bereich der Rhizosphäre,und sie
werden durch die Zersetzung der Biomasse wieder
kompensiert. Die dabei entstandenen Stoffgradien-
ten werden durch bodenwühlende Tiere wieder auf-
gelöst,so daß die Bedingungen für das Wurzelwachs-
tum im Mittel nicht verändert werden. Nur durch
diese Eigenschaft ist es möglich, daß Ökosysteme
auch in Klimaten, die durch einen Niederschlags-
überschuß und eine ausgeprägte Saisonalität ge-
kennzeichnet sind, nicht rasch an Nährstoffen verar-
men und ein üppiges Pflanzenwachstum gewährlei-
sten.
In natürlichen terrestrischen Ökosystemen, die
quasi im Zustand des Fließgleichgewichts sind,ist der
interne Nährstoffkreislauf weitgehend geschlossen.
Nährstoffe, die von Pflanzen aufgenommen wurden,
kehren durch den Prozeß der organischen Zerset-
zung wieder in den Boden zurück. Das Prinzip des
biologischen Kreislaufs setzt voraus, daß ein Gleich-
gewicht zwischen Nährstoffaustrag und -eintrag er-
halten bleibt und folglich auch die Größe des inter-
nen Stoffpools. Nährstoffverluste durch Bodenero-
sion,Auswaschung,Verdunstung oder durch Ausfuhr
lebender oder toter organischer Materie werden un-
ter diesen Umständen als geringfügig erachtet. Dar-
über hinaus nimmt man an,daß diese Verluste durch
Nährstoffzuflüsse mit Niederschlägen, durch Mine-
ralverwitterung, durch biotische Fixierung von Luft-
stickstoff und durch Einträge mineralischer oder or-
ganischer Materie aus anderen Systemen kompen-
siert werden (Abb. E 3.2-1). Wegen ihrer unter-
schiedlichen Strukturen sind terrestrische und
aquatische Lebensräume im Hinblick auf die in ih-
nen ablaufenden Stoffkreisläufe grundsätzlich von-
einander verschieden.
E 3.2.3
Stoffflüsse in Gewässern
In Binnengewässerökosystemen kann es auch unter
konstanten Bedingungen zu keinem quasi-stabilen
Fließgleichgewichtszustand wie in terrestrischen
Ökosystemen kommen.Hauptgrund ist,daß sich der
überwiegende Anteil der Umsetzungen im freien
Wasser abspielt, das während der Vegetationsperio-
de eine vertikale Temperaturschichtung aufweist,
und daher die Stoffumsetzungen entlang der Vertika-
len asymmetrisch verteilt sind.Nur in oberflächenna-
hen Wasserschichten ist ausreichend Licht für die
photosynthetische Produktion von belebter organi-
scher Substanz (Primärproduktion) vorhanden. Die
Mächtigkeit der produzierenden (euphotischen)
Schicht schwankt in Binnengewässern zwischen we-
nigen Zentimetern und 20 m, im Ozean erreicht sie
eine maximale Mächtigkeit von 80–100 m (Wetzel,
1983; Lalli und Parsons, 1997). Durch die Nutzung
und anschließende Remineralisation der organi-
schen Substanz werden in der euphotischen Zone in
der Regel nur 80–90% der Nährstoffe regeneriert,
der Rest des organischen Materials sinkt zum Boden
ab. Im Ozean und in extrem tiefen Binnenseen wer-
den 90–99% dieses Materials in der Wassersäule ab-
gebaut,die in ihr enthaltenen Nährstoffe können da-
her bei der winterlichen Durchmischung des Gewäs-
sers (Zirkulation) wieder in die durchleuchteten
Wasserschichten zurückgeführt werden (Tilzer,1990;
Lalli und Parsons, 1997). In diesen Fällen kann es
also zu quasi-stabilen Gleichgewichtszuständen
kommen.Im Gegensatz dazu lagern sich aber in Bin-
nenseen, die in ihrer überwiegenden Mehrzahl klein
(< 100 ha) und seicht (< 20 m) sind, 10–20% der in
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stanz am Seeboden ab (Wetzel, 1983). Auch ohne
durch den Menschen gesteigerte Zufuhr von Nähr-
stoffen aus dem Einzugsgebiet kommt es durch den
Sinkstofffluß zu einer Anreicherung organischen
Materials im Bodensediment. Als Folge verlassen
weniger Nährstoffe das System über den Abfluß, als
ihm aus dem Einzugsgebiet zugeführt werden. Da-
durch erhöht sich der Gesamtnährstoffgehalt des
Gewässers progressiv.Auch unter natürlichen Bedin-
gungen eutrophieren auf diese Weise Seen langsam
und werden durch die Akkumulation von Sediment
schließlich aufgefüllt (Ruttner,1962).
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Abbildung E 3.2-1
Nährstoffkreislauf in einem (a) unbewirtschafteten Ökosystem und einem (b) Agrarökosystem.
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Innerhalb der Bodensedimente überwiegen auch
in produktionsarmen Seen anoxische Bedingungen
mit stark negativen Redoxpotentialen. Eine charak-
teristische mikrobielle Lebensgemeinschaft hat sich
an diese Bedingungen angepaßt.
E 3.2.4
Stoffflüsse in Agrarökosystemen
Für Agrarökosystemeist ein Fließgleichgewicht oder
ausgewogener Nährstoffkreislauf weder charakteri-
stisch noch leicht herzustellen.Umfang und Rate des
Nährstoffumsatzes hängen von der Art und Intensi-
tät der Bewirtschaftungsmethode ab. Der Stoffum-
satz ist mit größeren Einträgen und Austrägen ver-
bunden.
Bei den meisten intensiv betriebenen Landwirt-
schaftssystemen besteht das Ziel in höheren land-
wirtschaftlichen Erträgen, verbunden mit großen
Stoffexporten und entsprechendem Bedarf an Nähr-
stoffeinträgen. Der Nährstoffbedarf variiert nicht
nur mit der Pflanzenart und ihrem Ertragspotential,
sondern auch nach Art der geernteten Teile und der
für ihre Produktion verfügbaren Dauer der Vegeta-
tionsperiode. Zum Beispiel nehmen Getreide gemä-
ßigter Zonen weniger Nährstoffe pro Flächeneinheit
auf als Blattgemüse oder Hackfrüchte. Ertragreiche
C4-Pflanzen warmer Klimate wie Zuckerrohr und
Mais haben sogar einen noch höheren Bedarf.Eben-
so gibt es von einer Pflanzenart zahlreiche Sorten,
die sich in ihrem Ertragspotential und in ihren Nähr-
stoffansprüchen unterscheiden.
Der Export pflanzlicher und tierischer Biomasse
hat einen anhaltenden Export von Nährstoffen aus
dem Pool des Bodens zur Folge. Insgesamt ist der
Verlust an Nährstoffen geringer, wenn im Betrieb
Ackerbau mit Viehwirtschaft verbunden wird und
die tierischen Exkremente dem Boden wieder zuge-
führt werden. Doch auch bei dieser Wirtschaftsform
sind exportbedingte Nährstoffverluste unvermeid-
lich. Um die Produktivität aufrechtzuerhalten oder
zu steigern, müssen in allen Agrarökosystemen die
durch die Bewirtschaftung auftretenden Verluste
ausgeglichen werden. Je nach Nutzungsart kann die-
se Nährstoffzufuhr in organischer oder anorgani-
scher Form erfolgen und sowohl aus dem landwirt-
schaftlichen Betrieb selbst als auch ganz oder teilwei-
se von außerhalb kommen.Das in Kap.E 2.1 gezeig-
te Beispiel der Heidebauernwirtschaft mit ihrem
Jahrhunderte währenden, schleichenden Nährstoff-
export von den großen zunehmend verheideten Flä-
chen und der Akkumulation auf den kleinen Acker-
flächen (Eschfluren) macht das Dilemma der räumli-
chen und zeitlichen Störungen von Stoffumsatzproz-
essen durch landwirtschaftliche Nutzung deutlich.
E 3.2.5
Auswirkungen der Siedlungsentwicklung auf die
Stoffflüsse
Eine wesentliche Beschleunigung erfuhr diese Ent-
wicklung durch das Entstehen und Anwachsen von
Siedlungen und Städten, da nun nicht nur größere
Einzugsgebiete zur Deckung des Nahrungsmittel-
und Rohstoffbedarfs notwendig waren,sondern auch
der Rücktransport der nährstoffreichen Abfälle auf
die Produktionsflächen weitgehend unterblieb. In
Folge traten die Unterschiede zwischen Stoffverar-
mungs- und anreicherungszonen verstärkt in der
Landschaft in Erscheinung.
Ökologisch gesehen sind Städte aus sich selbst
heraus nicht existenzfähig und von den umgebenden
natürlichen Ökosystemen sowie den Agrar- und For-
stökosystemen abhängig (Kap. E 3.8). Ein wesentli-
ches ökologisches Problem der so entstandenen Kul-
turlandschaft ist die Entkopplung der ökologischen
Zusammenhänge.Die Produktion von Nahrungsmit-
teln und Rohstoffen erfolgt zunehmend in Gärten,
Feldern und Forsten, die räumlich von den Konsu-
menten in den Städten getrennt sind.
Destruenten bleiben in Agrar- und Forstökosyste-
men erhalten und üben ihre Funktionen des Stoffab-
baus und in der Humusbildung aus.In Siedlungsöko-
systemen fallen sie jedoch weitgehend aus und füh-
ren zur Anhäufung von Abfällen und Abwässern.
Dies erfordert die Anlage eigener Destruentensyste-
me in Form von Kompostierungs- und Kläranlagen
sowie von Deponien mit der Gefahr der Schadstoff-
belastung und Eutrophierung der Umwelt.
Zur Aufrechterhaltung oder Steigerung des Meta-
bolismus müssen besondere Transportvorrichtungen
oder -systeme zwischen den Agrar-, Urban- und Ab-
bausystemen geschaffen werden. Bisher ist es aber
nur in Ansätzen gelungen, diese Stoffströme, analog
den Vorgängen im natürlichen Ökosystem, zu Kreis-
läufen zu schließen.
Die Aufrechterhaltung oder Steigerung der Pro-
duktivität in den Produktionszonen wird dadurch er-
reicht, daß einerseits fossile Nährstofflager (bei-
spielsweise Phosphat- und Kalilagerstätten) abge-
baut werden und als externe Dünger die Verluste
kompensieren,andererseits unter Verwendung fossi-
ler Energieträger Luftstickstoff in mineralischen
Dünger umgewandelt wird.In jedem Fall ist dazu der
Einsatz von Energie für die Gewinnung, die Bereit-
stellung (Transport) und die Ausbringung erforder-
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Raum-zeitliche Trennung von
Stoffumsatzprozessen in Ökosystemen:Ausblick 
Mit dem Einsetzen der industriellen Revolution
konnten nicht nur fossile und nachwachsende Roh-
stoffe in größerem Umfang und effizienter gewon-
nen werden,sondern auch deren Transport über gro-
ße Entfernungen wurde sehr erleichtert (Schiffe, Ei-
senbahn, LKW). Durch die verbesserten Transport-
möglichkeiten wurde aber die raum-zeitliche
Trennung der Stoffumsatzprozesse weiter beschleu-
nigt und auf eine globale Dimension ausgedehnt.Ne-
ben die an Biomasse gebundenen Stoffe trat nun
auch die verstärkte Emission von Gasen wie CO2,
NH3,N O x und SO2 auf, die sich direkt oder indirekt
auf die Biosphäre auswirken sowie Binnengewässer
und küstennahen Flachmeere durch Abwässer aus
Ballungszentren und Landwirtschaft belasten (Paerl,
1993). Da die meisten Binnengewässer phosphorli-
mitiert sind, tragen phosphorreiche Abwässer und
Sedimente besonders stark zur Eutrophierung bei.
Während in den Industrieländern durch die Verbes-
serung der Abwasserbehandlung und die Substitu-
tion der Waschmittelphosphate die Überdüngung
der Binnenseen stark zurückgegangen ist, verschärft
sich das Problem in den Entwicklungsländern durch
Bevölkerungswachstum und Intensivierung der
Landwirtschaft weiter (Kap.E 2.3).
Das dichte Verkehrsnetz zu Lande, Wasser und
Luft ermöglicht den Transport sehr großer Mengen
von Rohstoffen und Nahrungsmitteln aus allen Tei-
len der Welt in die Industrieländer.Abb.E 3.2-2 zeigt
den Stickstoffanteil, der durch Futtermittelimporte
in der EU-Landwirtschaft zur Anwendung kommt.
Die Exportländer erleiden so eine ständige Stoff-
verarmung (besonders gravierend ist der Verlust an
Phosphat) und in der Folge Versauerung der Böden,
denen in den Industrieländern eine ökologisch un-
verträgliche Stoffanreicherung gegenübersteht. Die-
ses Phänomen hat schon Wilhelm Busch in seiner
Bildgeschichte „Maler Klecksel“ anschaulich darge-
stellt (Abb.E 3.2-3).
Eine andere bedrohliche Entwicklung ist in den
Entwicklungsländern erkennbar: Mit der rapiden
Entstehung von Megastädten ist oft eine Vernachläs-
sigung des ländlichen Raums verbunden. Materielle
Not der Menschen führt in den ruralen Gebieten zu
gravierenden Degradationserscheinungen der Öko-
systeme, während in den Ballungsgebieten die un-
kontrollierte Abfallakkumulation zur Eutrophie-
rung oder zur Toxifizierung von Böden und Gewäs-
sern sowie zur Verdrängung der jeweils charakteristi-
schen Organismengesellschaften führt.
Die raum-zeitliche Trennung von Stoffumsatz-
prozessen auf dem Festland führt zu einer Erhöhung
der Nährstoffzufuhr der Gewässer. Dabei wird die
oben beschriebene natürliche Eutrophierung um
mehrere Zehnerpotenzen überschritten (WBGU,
1998a). Durch die Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen kommt es zur Verringerung der bioti-
schen Vielfalt, zur Gefährdung nutzbarer Fischbe-
stände und zur Beeinträchtigung anderer Gewässer-
funktionen.
Stofflich betrachtet haben sich die „Empfängerre-
gionen“ unter Aufbrechen von Kreislaufprozessen
zu Lasten der „Geberregionen“ zu Durchsatzsyste-
men entwickelt. Dabei entstehen große Mengen an
Abgasen,Abwässern und festen Abfällen,welche die
sie umgebenden Umweltmedien belasten und verän-
dern. Welche Größenordnung die menschliche Be-
einflussung erreicht hat, zeigt sich an den globalen
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Stoffumsätzen von Stickstoff und Schwefel, die be-
reits vom Menschen dominiert werden, und an den
maßgeblichen Veränderungen der Kohlenstoff- und
Phosphorkreisläufe.
Das Wissen um die Wirkungen dieser Eingriffe in
ökosystemare Stoffumsatzprozesse ist weitgehend
vorhanden,bislang aber weder lokal noch global hin-
reichend ausgewertet und in politisches Handeln
umgesetzt worden. Es bedarf dringend der Klärung,
in welchem Ausmaß die offen erkennbaren oder la-
tent ablaufenden Disproportionierungen der Stoff-
ströme und -vorräte zu nicht tolerierbaren Verände-
rungen der biologischen Vielfalt und der mit ihnen
verknüpften Funktionen führen.Weiter müssen Ver-
meidungs- und Kompensationsstrategien entwickelt
und zum Einsatz gebracht werden, die auf eine weit-
gehende Schließung von Stoffkreisläufen abzielen.
Wirtschaftsweisen,die auf dem Raubbau natürlicher
oder bewirtschafteter Ökosysteme beruhen, müssen
auf allen Ebenen vermieden werden (Kap. G). Auf
nachhaltige Nutzung angelegte Bewirtschaftung soll-
ten durch Zertifikate gekennzeichnet oder durch an-
dere Maßnahmen gefördert werden, um die mit die-
sen Strategien verbundenen höheren Kosten zu dek-
ken. Aufklärung ist notwendig, daß die nachhaltige
Nutzung terrestrischer und aquatischer Ökosysteme
ihren Preis hat.
Ein weiteres Instrument, die stofflich verursach-
ten Veränderungen der biologischen Vielfalt zu ver-
hindern, ist die Entwicklung des bioregionalen Ma-
nagements (Kap.E 3.9),mit dessen Hilfe zunehmen-
de räumlichen Disparitäten gemindert und regionale
Kreisläufe gestärkt werden können.Um den notwen-
digen Handlungsspielraum im nachhaltigen Umgang
mit natürlichen Ressourcen zu wahren, bedarf es ei-
ner vertieften Behandlung der zahlreichen Interak-
tionen von Produktion, Konsumtion, Handel und
Umwelt auf den verschiedenen räumlichen Ebenen.
Aufgrund der enger werdenden globalen Verknüp-
fung sollte diesem Themenbereich national und in-
ternational größere Aufmerksamkeit geschenkt wer-
den. International könnte UNEP die erforderlichen
Koordinationsaufgaben übernehmen.
E 3.3
Nachhaltige Landnutzung
E 3.3.1
Typen der Landschaftsnutzung
Der Mensch nutzt nahezu alle terrestrischen Land-
schaften auf eine vielfältige Weise. Nur etwa 5% der
gemäßigten und tropischen Landfläche ist absolut
unbewohnt und unterliegt keinen direkten anthropo-
genen Einflüssen.Es ist einfach nicht möglich und in
vielen Fällen weder aus ökonomischer noch – wie zu
zeigen sein wird – aus ökologischer Sicht erstrebens-
wert, die Biosphäre gänzlich vor menschlichen Ein-
flüssen zu schützen (Miller et al.,1995).So leben bei-
spielsweise in Deutschland nur 35–40% der einhei-
mischen Arten in geschützten Gebieten (SRU,1985).
Auch Meeres- und Küstenökosysteme sind überwie-
gend in Gegenden zu finden, in denen Fischfang be-
trieben wird oder andere menschliche Aktivitäten
zur Nutzung der Natur durchgeführt werden. Vor
diesem Hintergrund wird deutlich, daß die Aufrech-
terhaltung der Funktionsfähigkeit der Biosphäre da-
von abhängt,inwieweit es gelingt,biosphärische Lei-
stungen nachhaltig zu nutzen (sustainable use) und
negative Auswirkungen auf die Biosphäre zu mini-
mieren (Miller et al.,1995;WRI et al.,1992).
Vor dem Hintergrund der Entwicklung einer Kon-
zeption für die Umsetzung des Leitbildes „Nachhal-
tige Landnutzung“ sind die Ausführungen in diesem
Abschnitt zu verstehen. Kap. E 3.3 behandelt eine
breite Palette von Problemen, die bei vielen Formen
der Landnutzung auftreten. Erkenntnisleitend für
die Umsetzung einer nachhaltigen Landnutzung ist
dabei die in Kap.E 3.3.1 dargestellte Differenzierung
zwischen verschiedenen Typen der Landschaftsnut-
zung, die sich hinsichtlich unterschiedlicher Ausprä-
gung von wirtschaftlichem Nutzungsinteresse und
Schutzerfordernisunterscheiden.Anhand dieser Dif-
ferenzierung ist für die verschiedenen Formen der
Hier thront der Mann auf seinem Sitze
Und i§t z.B. Hafergr￿tze.
Der L￿ffel f￿hrt sie in den Mund,
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So blickt man klar wie selten nur,
Ins innre Walten der Natur.
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Landnutzung – jeweils den regionalen Bedingungen
angepaßt – ein „System differenzierter Nutzungsin-
tensitäten“ (Haber, 1971, 1998) zu entwickeln, das
das Vorgehen für die Umsetzung einer am Nachhal-
tigkeitsziel orientierten Landnutzung festlegt. Mög-
lichkeiten hierzu werden in den einzelnen Teilen die-
ses Kapitels angesprochen.Dabei spannt die Diskus-
sion ein Kontinuum von streng zu schützenden Ge-
bieten (Kap. E 3.3.2) über extensive Landnutzung
(Kap.E 3.3.3) bis hin zu intensiv genutzten Ackerflä-
chen (Kap. E 3.3.4) auf.Abschließend wird im Rah-
men eines regionalen Management darauf eingegan-
gen,wie diese verschiedenen Formen miteinander in-
tegriert werden können (Kap.E 3.9).
E 3.3.1.1
Die Grundidee: Die Entwicklung eines „Systems
differenzierter Nutzungsintensitäten“
Der Mensch stellt an Ökosysteme und die Biosphäre
eine breite Palette von Anforderungen. Diese spie-
geln die Vielfalt der Werte wider,die der Mensch der
Biosphäre zuschreibt. Die eingehende Herleitung
und Kategorisierung der Werte wird in Kap.H vorge-
nommen, hier sollen nur einige Beispiele genannt
werden:Tourismus und Naherholung, ein Bergwald,
der Hangrutschungen vorbeugt, ästhetischer Natur-
genuß,Weizenproduktion,die Konstruktion eines In-
sektenflügels als Vorbild für Ingenieure, der Über-
schwemmungsschutz durch die Speicherkapazität ei-
nes Feuchtgebiets,Ernte von Rattan aus dem Regen-
wald Kalimantans und gleichzeitig seine Bedeutung
für das Weltklima,die Produktion von Papieraus den
Nadelholz borealer Wälder,der Mangrovenwald,der
die Küste vor der Erosion von Wind und Wellen
schützt.Diese Liste ließe sich beliebig fortsetzen.Bei
Betrachten dieser Liste wird sofort deutlich,daß die-
se Ansprüche sich vielfach gegenseitig ausschließen.
Die Konkurrenz der verschiedenen Nutzungsmög-
lichkeiten ist eines der zentralen Probleme beim
Umgang mit der Biosphäre. Es ist völlig unmöglich,
einen Ökosystemtyp konstruieren zu wollen, der al-
len diesen Anforderungen gerecht wird.Daher bietet
sich eine Aufgabenteilung oder Spezialisierung von
selbst an: ein Acker mit Weizen ist sehr effizient für
die Produktion von Nahrungsmitteln, kann aber
kaum der Bodenerosion vorbeugen oder einer gro-
ßen Vielfalt an Organismen einen Lebensraum bie-
ten. Dieser Vorteil der Spezialisierung gilt allerdings
nicht immer: Ein Mischwald z. B. ist in der Lage, so-
wohl eine Bodenschutzfunktion und die Speicherung
von Niederschlag, als auch Erholung und nicht zu-
letzt die Holzproduktion miteinander zu vereinen.
Es bieten sich also prinzipiell zwei Strategien an
(Haber,1998):
1. Integration von Schutz in Nutzung. – Hierbei ist
immer ein Kompromiß zwischen Ertragsmenge
und Lebensraumqualität anzustreben.
2. Segregation von Schutz und Nutzung. – Diese
Strategie zielt auf eine Aufteilung der Landschaft
in hochproduktive, d. h. intensiv genutzte, Ökosy-
steme auf der einen und in protektive Ökosysteme
auf der anderen Seite.
Zwischen diesen beiden grundsätzlichen Strategien
besteht allerdings kein substitutives, sondern eher
ein komplementäres Verhältnis, denn beide Strate-
gien können – zumindest in den weitaus meisten
Räumen – zu einer einzigen Strategie zusammenge-
führt werden. Mit der (teilweisen) Einbindung von
Strategie (1) „Integration von Schutz in Nutzung“ in
Strategie (2) „Segregation von Schutz und Nutzung“
wird dann das Ziel verfolgt,ein „System differenzier-
ter Nutzungsintensitäten“ zu entwickeln (Haber,
1971, 1998; Uppenbrink, 1998). Für die Umsetzung
einer solchen Strategie ist es zunächst erforderlich,
zwischen verschiedenen Typen der Landschaftsnut-
zung zu differenzieren.
E 3.3.1.2
Differenzierung zwischen verschiedenen Typen der
Landschaftsnutzung
Aus ökonomischer Sicht stellt sich das Problem einer
nachhaltigen Landnutzung meist als Konflikt zwi-
schen dem wirtschaftlichen Nutzungsinteresse – hier
insbesondere die Nutzung von Landschaften zur
Biomasseproduktion – auf der einen Seite und dem
notwendigen Schutz der Biosphäre auf der anderen
Seite dar.Je eine dieser beiden Zieldimensionen geht
häufig zu Lasten des anderen Ziels.Es stehen sich so-
mit auf dem ersten Blick der Naturschutzgedanke
und die uneingeschränkte private Nutzung gegen-
über. Dieser vermeintliche Konflikt kann allerdings
in den meisten Fällen aufgehoben werden. Zum ei-
nem ist trotz wirtschaftlicher Nutzung die Berück-
sichtigung von Schutzzielen möglich, und zum ande-
ren können differenzierte Nutzungsstrategien ent-
wickelt werden, weil der beschriebene Konflikt je
nach Landschaftsnutzungstyp verschieden hoch ist.
So macht es einen Unterschied, ob ein auf der Welt
einmaliges Ökosystem durch menschliche Aktivitä-
ten in seiner einzigartigen Zusammensetzung von
Flora und Fauna zerstört oder konvertiert wird oder
ob eine Landschaft,deren ökosystemare Charakteri-
stika in vielen Regionen eines Landes oder weltweit
vorzufinden sind, für (begrenzte) menschliche Nut-
zungen freigegeben wird.Von daher sind in einem er-
sten, vorstrukturierenden Ansatz zunächst folgende
Typen der Landschaftsnutzung – differenziert nach
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Landschaftsnutzungstyp „N“ (Typ
„Naturschutz“ – „Schutz vor Nutzung“)
Bei diesem Typ unterliegt die betreffende Land-
schaft einer besonderen Wertschätzung unter Um-
weltaspekten. Es handelt sich um eine aus biologi-
scher Sicht bedeutsame Landschaft, die sich bei-
spielsweise dadurch auszeichnet,daß es Landschafts-
nutzungstypen mit ähnlichem biologischen Inventar
nur selten auf der Welt gibt. Landschaften, die solch
einmalige Ökosysteme mit globaler Bedeutung be-
herbergen, werden auch als „Weltnaturerbe“ be-
zeichnet und gelten als Erbe der Menschheit. Es
kann sich aber auch um Landschaftsteile oder Öko-
systeme handeln, die regional wichtige Ökosystem-
leistungen erbringen (Kasten D 2.5-1) und aus die-
sem Grund vor uneingeschränkter wirtschaftlicher
Nutzung verschont bleiben müssen.In diesem Land-
schaftsnutzungstyp überwiegt das umweltpolitische
Schutzinteresse, während das wirtschaftliche Nut-
zungsinteresse zurücktritt.
Landschaftsnutzungstyp „W“ (Typ
„Wirtschaftliche Nutzung“ – „Schutz trotz
Nutzung“)
Dieser Landschaftstyp bildet das andere Ende der
Skala und zeichnet sich durch eine besonders gute
private Nutzbarkeit aus. Beispielsweise handelt es
sich um landwirtschaftlich ertragreiche Böden oder
um Gebiete, in denen dem Massentourismus eine
wichtige wirtschaftliche Bedeutung zukommt. Bei
diesem Landschaftsnutzungstyp überwiegen die
wirtschaftlichen Nutzungsinteressen,und die Umset-
zung des umweltpolitischen Schutzgedankens würde
hohe volkswirtschaftliche Kosten in Form der Nicht-
nutzung wichtiger wirtschaftlicher Entwicklungspo-
tentiale hervorrufen. Von daher dominiert bei die-
sem Landschaftsnutzungstyp das wirtschaftliche
Nutzungsinteresse.
Landschaftsnutzungstyp „M“ (Typ
„Mittleres Schutzerfordernis“ – „Schutz
durch Nutzung“)
Kennzeichnend für diesen Landschaftstyp ist die
mittlere Position zwischen den beiden zuerst be-
schriebenen Typen „N“ und „W“. Dieser Land-
schaftstyp weist eine mittlere Sensibilität bezüglich
der Fähigkeit auf, menschliche Eingriffe derart zu
verarbeiten,daß die wesentlichen Systemeigenschaf-
ten und -leistungen aufrechterhalten bleiben.Zudem
liegt die wirtschaftliche Nutzbarkeit der Landschaft
in einem mittleren Bereich. So kann beispielsweise
auf den Böden nur eine mittlere Produktivität erzielt
werden, oder die Möglichkeiten, das Gebiet für tou-
ristische Zwecke umfassend zu nutzen,sind aufgrund
naturräumlicher oder infrastruktureller Gegeben-
heiten nur beschränkt vorhanden.
Bei diesen verschiedenen Typen der Landschafts-
nutzung handelt es sich um ein heuristisches Mittel,
um die Argumentation zu erleichtern. De facto exi-
stieren natürlich diese drei Typen nicht in der be-
schriebenen reinen Form. Vielmehr wird ein Konti-
nuum mit den beiden Kriterien „Wirtschaftliches
Nutzungsinteresse“ und „Schutzerfordernis“ aufge-
spannt, auf dem die beschriebenen Typen idealty-
pisch eingeordnet werden können.
Als Hilfe für die Einteilung der Landschaftsnut-
zungstypen können beispielsweise die Kriterien von
Johnson (1995) für die Setzung von Prioritäten beim
Schutz der Biodiversität herangezogen werden, um
eine Vorstellung über das Schutzerfordernis und die
Schutzwürdigkeit von Landschaften zu erhalten.Da-
bei wird auf biologische Kriterien wie z.B.Reichhal-
tigkeit,Seltenheit,Bedrohung,Besonderheit,Reprä-
sentativität und funktionale Bedeutung abgestellt.In
Kap. E 3.3.2.4 wird auf die Auswahl von Gebieten
vom Typ „N“ besonders eingegangen. Für die Ein-
schätzung des wirtschaftlichen Nutzungspotentials
ist die Ermittlung entsprechender Ertragspotentiale
erforderlich (beispielsweise landwirtschaftliche Pro-
duktivität, Fischreichtum usw.; Kap. E 3.3.4 und
E 3.4).
E 3.3.2
Schutzgebiete: Schutz vor Nutzung
Die vielfältigen Anforderungen, die der Mensch an
die Landschaft stellt, lassen sich nicht konfliktfrei
miteinander vereinbaren. So können Gebiete be-
stimmte ökosystemare Leistungen (wie z. B. die Er-
haltung des Wasserkreislaufs, Bodenschutz, Flutkon-
trolle) nicht erbringen,wenn eine intensive Landnut-
zung auf diesen Flächen erfolgt.Auch der Schutz von
Options-, Symbol- oder Existenzwerten biologischer
Vielfalt läßt sich nicht beliebig mit anderen Nutzun-
gen vereinbaren.Wenn z. B. eine Art oder sogar ein
Ökosystemtyp bedroht ist, die dem Menschen aus
diesen Gründen wertvoll ist, so wird er dessen Ver-
schwinden aus der heimischen Landschaft oder gar
dessen weltweites Aussterben nicht tolerieren kön-
nen. Die Ansprüche müssen mit den Notwendigkei-
ten von Produktion und Entwicklung miteinander
abgewogen werden.
Aus verschiedenen Gründen sind Funktionen
oder Leistungen, die von Arten, Ökosystemen oder
Landschaften zur Verfügung gestellt werden (Kasten
D 2.5-1), nur schwierig zu monetarisieren und in die
wirtschaftlichen Rechnungen zu internalisieren.We-
gen ihres öffentlichen oder teilöffentlichen Gutscha-
rakters werden sie häufig auf dem Markt zu gering
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den,als es den Präferenzen der Menschen entspricht
(Kap.H 5).
Diese Lücke muß durch den Naturschutz ge-
schlossen werden. Er hat die Aufgabe, die fehlende
oder Präferenzen verzerrende marktliche Bewer-
tung der Biosphäre zu korrigieren und durch wissen-
schaftlich begründete und politisch gewünschte
Maßnahmen zu ergänzen, um die Leistungen und
Funktionen der Biosphäre auch für künftige Genera-
tionen zu erhalten. Dies kann nur durch eine Mi-
schung privater und staatlicher Initiativen erfolgen:
Naturschutz ist eine Aufgabe,die eine möglichst brei-
te gesellschaftliche Basis benötigt (Reid und Miller,
1989;McNeely,1997).
Das wichtigste Instrument des Naturschutzes ist
die Erhaltung von Flächen, auf denen sich noch na-
türliche oder naturnahe Ökosysteme finden. Dies ist
vorrangiges Ziel des Landschaftsnutzungstyps „N“
(Schutzgebiete; „Schutz vor Nutzung“; vgl. Kap.
E 3.3.1), in dem der Naturschutz Priorität vor allen
anderen Interessen hat. Dieser Typ beschränkt sich
nicht auf terrestrische Flächen,es kann sich auch um
limnische Systeme, Küstenzonen und marine Gebie-
te handeln. Man könnte vom Vorrang der „Natur-
schutznutzung“ sprechen: Wenn man die moderat
anthropozentrische Grundeinstellung des Beirats
zugrunde legt (Kap. H), dann ist auch der Natur-
schutz letztlich eine Form der Biosphärennutzung.
Eine prinzipielle Ausgrenzung des Menschen aus
Schutzgebieten ist vor diesem Hintergrund nicht
sinnvoll, so daß andere Nutzungen nicht grundsätz-
lich ausgeschlossen sind (Dierssen und Wöhler,
1997). Die Nutzung zu wissenschaftlichen Zwecken,
Naturerlebnis („sanfter Tourismus“) und sogar Jagd
und Sammeltätigkeit können in Schutzgebieten dann
stattfinden, wenn dies dem prioritären Naturschutz-
zweck nicht zuwiderläuft (Fallbeispiele finden sich in
Kap.E 3.3.3.4).In alten Kulturlandschaften kann die
Fortführung der traditionellen Landnutzung sogar
eine entscheidende Voraussetzung für die Erhaltung
der Landschaft und für das Erreichen von Natur-
schutzzielen sein; die Landschaft der Lüneburger
Heide ist hierfür ein klassisches Beispiel (Kap.E 2.1).
In wieder anderen Fällen wird es notwendig sein,die
Gebiete gänzlich vor menschlichen Einflüssen zu be-
wahren, z. B. müssen Brutkolonien von geschützten
Seevögeln während der Brutzeit ungestört bleiben
(Kasten E 3.7-1). Das Verhältnis von Landnutzung
und Naturschutz ist also sehr stark von den histori-
schen, biogeographischen und ökologischen Gege-
benheiten abhängig: allgemeine Regeln lassen sich
hierfür nicht angeben.
Wenn also der Untertitel dieses Kapitels „Schutz
vor Nutzung“ lautet, dann ist damit Nutzung im en-
geren Sinn gemeint,d.h.die Nutzung von Flächen als
Standorte für Infrastruktur, Siedlung, Industrie,
Bergbau usw. sowie die wirtschaftliche Nutzung von
Gütern, die aus der Biosphäre gewonnen werden. In
der Regel betrifft letzteres die intensive Biomasseex-
traktion aus „künstlichen“ Agrar- oder Forstökosy-
stemen, die durch Konversion natürlicher Ökosyste-
me entstanden sind und nur mit erheblichem Stoff-
und Energieaufwand betrieben werden können
(Kap. E 3.3.4). Diese Art Nutzungen sind mit dem
Naturschutz in aller Regel unvereinbar und stehen
damit in direkter Konkurrenz. Dieser Gegensatz
wird allerdings dadurch etwas entschärft, daß – glo-
bal gesehen – die landwirtschaftlich besonders pro-
duktiven Flächen häufig von vergleichsweise gerin-
ger Bedeutung für den Naturschutz sind, und umge-
kehrt. Es ließe sich also viel von der noch verbliebe-
nen biologischen Vielfalt erhalten,ohne daß sehr hohe
Kosten z. B. durch Verzicht auf landwirtschaftliche
Produktivität hinzunehmen wären (Huston, 1993; Ja-
mes et al.,1999).
Nicht nur der Flächen- bzw. Ökosystemschutz,
sondern auch der Artenschutz wird in diesem Kapi-
tel seinen Platz finden, da er – mit Ausnahme des
Handels mit bedrohten Arten in Kap. D 3.1 – kaum
sinnvoll getrennt abgehandelt werden kann.Andere
wichtige Themen wie z. B. der Umgang mit Konflik-
ten in Schutzgebieten oder die zunehmend an Be-
deutung gewinnenden Diskussionen um die Restau-
ration von natürlichen Ökosystemen können hier
aus Platzgründen nicht behandelt werden.
E 3.3.2.1
Aufgaben und Funktionen von Schutzgebieten
Die wirkungsvollste Strategie zur Erhaltung biologi-
scher Vielfalt ist, die Konversion oder Degradation
der natürlichen Ökosysteme zu vermeiden.Daher ist
die Ausweisung von Schutzgebieten die schärfste
Waffe im Kampf gegen die fortschreitende biologi-
sche Verarmung der Erde (WCMC, 1992). Sie sollen
wertvolle ökosystemare Leistungen (z. B. Trinkwas-
ser- oder Bodenschutz) sichern,die biologische Viel-
falt und landschaftliche Schönheit erhalten und den
Lebensraum interessanter oder wertvoller Arten
schützen (Kasten E 3.3-1), wobei sich diese Ziele in
der Regel ergänzen (Soulé und Simberloff, 1986).
Auf großen Flächen sollen durch Schutzgebiete re-
präsentative oder einzigartige Ausschnitte der biolo-
gischen Regionen erhalten werden. Wie bereits er-
wähnt, können bestimmte Nutzungsformen (z. B.
Forschung und Lernen,Erholung und Tourismus,das
nachhaltige Erzeugen von Produkten, das Offenhal-
ten von Entwicklungs- und Nutzungsoptionen) in
vielen Fällen unter entsprechenden Auflagen mit
dem Naturschutzzweck vereinbar sein (McNeely et
al.,1994).140 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
Die Weltnaturschutzvereinigung (IUCN – The
World Conservation Union) definiert Schutzgebiete
als Flächen (sowohl terrestrische als auch aquati-
sche), die speziell für die Erhaltung und Pflege der
biologischen Vielfalt sowie von natürlichen und da-
mit verbundenen kulturellen Ressourcen ausgewie-
sen sind und die durch rechtliche oder andere effek-
tive Maßnahmen betreut werden (IUCN,1994a).Da-
mit entsprechen Schutzgebiete dem Landnutzungs-
typ „N“ nach Kap. E 3.3.1, in dem Vorrang für den
Naturschutz gilt.
Die IUCN und ihre World Commission on Protec-
ted Areas (WCPA) haben eine Kategorisierung von
Schutzgebieten entwickelt, die weltweit anwendbar
ist,sich aber nicht immer nahtlos mit den nationalen
oder regionalen Kategorien deckt (McNeely et al.,
1994;Kasten E 3.3-2).Einige internationale Abkom-
men enthalten wiederum Listen von Schutzgebieten,
die sich in dieses Kategoriensystem meist problemlos
einordnen lassen (z.B.Welterbekonvention,Ramsar-
Konvention;Kap.I 3).
Es gibt Schutzgebiete,in denen die Erhaltung bio-
logischer Vielfalt nur durch Totalschutz möglich ist
und in denen sich kaum eine andere Form der Nut-
zung mit dem Schutzziel vereinbaren läßt.Für dieses
Ende der Skala stehen die IUCN-Kategorien I–III
(Schutzgebiete im engeren Sinn;Kasten E 3.3-2).Am
anderen Ende der Skala stehen Kulturlandschaften
mit einer Vielzahl an Ökosystemtypen, die durch In-
teraktion von Mensch und Natur infolge traditionel-
ler Landnutzungs- und Siedlungsformen gewachsen
sind (Kategorien V und VI). Auch hier gilt der Vor-
rang für Naturschutzziele,aber diese Kategorien bil-
den einen fließenden Übergang in den Typ „M“
(Schutz durch Nutzung; Kap. E 3.3.3). Landnutzung
ist nicht prinzipiell ausgeschlossen.Es werden Syner-
gien von Schutz und Nutzung angestrebt.Totalschutz
kann in Kulturlandschaften sogar schädlich sein,
wenn die vorhandene Vielfalt nur durch Fortführung
der traditionellen Nutzungsarten erhalten werden
kann.
Biosphärenreservate (Kap. E 3.9) lassen sich in
dieses System nicht ohne weiteres einordnen,da die-
se Form des Gebietsschutzes bereits die verschiede-
nen Landnutzungstypen integriert (zum Verhältnis
von Biosphärenreservaten und Schutzgebieten siehe
IUCN,1998a).
E 3.3.2.2
Artenschutz versus Ökosystemschutz?
Die Art oder Spezies ist aus vielerlei Gründen nicht
die einzig maßgebliche „Einheit des Naturschutzes“.
Artenschutz ist nur im Zusammenhang mit Ökosy-
stemen und Landschaften ein sinnvolles Konzept,die
Erhaltung biologischer Vielfalt muß sich auf diese
Ebenen konzentrieren (Bridgewater und Cresswell,
1998).
Wie bereits an anderer Stelle im Gutachten er-
wähnt, ist bereits die Identifizierung und taxonomi-
sche Beschreibung der vielen Millionen Arten der
Erde eine Jahrhundertaufgabe. Es ist utopisch, alle
gefährdeten Arten zu identifizieren,um dann artspe-
zifische Maßnahmenpläne zu entwickeln (Heywood,
1993). Die dem Naturschutz zur Verfügung stehen-
Kasten E 3.3-1
In-situ-Erhaltung genetischer Ressourcen in
Schutzgebieten
Der Schutz wertvollen genetischen Materials in situ,z .B .
der wildverwandten Arten oder traditionellen Landsorten
ökonomisch besonders wichtiger Arten,ist vor allem durch
den Schutz der entsprechenden natürlichen Ökosysteme
oder traditionellen Anbauverfahren (on farm) zu erreichen
(Kap. D 3.1; Begemann und Oetmann, 1997). Populations-
biologische Aspekte sind dabei besonders zu berücksichti-
gen, denn es geht nicht nur um das Überleben einer Wild-
population, sondern um die möglichst vollständige Erhal-
tung der genetischen Vielfalt innerhalb der Population und
um die Aufrechterhaltung der natürlichen Evolutionspro-
zesse in den Populationen – was auch möglichen Selek-
tionsdruck durch traditionelle menschliche Nutzung mit
einschließen kann.
Trotz des großen Wertes genetischer Ressourcen wer-
den nur sehr wenige Schutzgebiete speziell für den Zweck
der In-situ-Erhaltung genetischer Ressourcen eingerichtet
oder optimiert (Heywood, 1993). Die Datengrundlage ist
sehr dünn, sowohl was Bestandsaufnahmen, das Monito-
ring und auch das Wissen über die ökologischen Ansprüche
dieser Ressourcen angeht. Lediglich über die Schutzan-
sprüche der wildverwandten Arten der wichtigsten Nah-
rungspflanzen hat die FAO eine Untersuchung durchge-
führt.
Schutzgebiete sind das wichtigste Instrument für den
Schutz genetischer Ressourcen für die Forstwirtschaft. Bei
den wildverwandten Arten landwirtschaftlich genutzter
Pflanzen ist der In-situ-Schutz derzeit in der Regel lediglich
ein unbeabsichtigtes Nebenergebnis von allgemeinen Na-
turschutzmaßnahmen. Schutzgebiete können und sollten
deshalb in Zukunft eine größere Rolle für den Schutz pflan-
zengenetischer Ressourcen spielen (McNeely,1995),jedoch
bedarf es erheblich verstärkter Anstrengungen, um die Er-
haltung von pflanzengenetischen Ressourcen in Schutzge-
bieten effektiv zu gestalten. Der Schutzgebietsansatz ist al-
lein nicht ausreichend: die meisten wertvollen pflanzenge-
netischen Ressourcen finden sich außerhalb etablierter
Schutzgebiete, so daß für deren Schutz ein mit anderen
Landnutzungsformen (On-farm-Erhaltung) und vor allem
Ex-situ-Instrumenten (Kap. D 3.1) integrierter Ansatz er-
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den Ressourcen reichen hierzu bei weitem nicht aus
(Myers,1993).
Der Artenschutz wird daher nicht ohne vorherige
abwägende Bewertung auskommen: nur „besonders
wertvolle“ Arten können in den Genuß von aufwen-
digen Artenschutzprogrammen kommen.Dabei gibt
es keine einheitlichen Kriterien für die Entschei-
dung, welche Arten als „besonders wertvoll“ gelten
sollen (z.B.Simberloff,1998).Die verschiedenen Ka-
tegorien von Werten (Funktions-, Nutz-, Symbol-,
Options- und Existenzwert; Kap. H) machen deut-
lich,daß es sich nicht um eine ausschließlich auf öko-
logisch-naturwissenschaftlichen Überlegungen auf-
bauende Entscheidung handeln kann, sondern daß
viele gesellschaftlich definierte Bewertungen eine
Rolle spielen (Kasten E 3.3-3). So förderte die Luft-
hansa beispielsweise Artenschutzprogramme für ihr
Symboltier,den Kranich,und die USA unternehmen
kostenträchtige Anstrengungen, um ihr Wappentier,
den Weißkopf-Seeadler, vor dem Aussterben zu be-
wahren.Solche Beispiele für eine hohe Einschätzung
des Symbolwertes ließen sich durch andere ergän-
zen, in denen z. B. der Existenzwert (Wale) oder der
Optionswert (wildverwandte Arten von Nutzpflan-
zen) hoch eingeschätzt werden. Ein anderes wichti-
ges Kriterium betrifft das Ausmaß der konkreten Be-
drohung.
Ein Vorteil des Artenansatzes ist, daß Status,
Trends und Gefährdungsgrade einfacher abgeschätzt
werden können (Aufbau von „Roten Listen“;IUCN,
1994b;BfN,1997a) und die Motivation „Schutz einer
Art vor dem Aussterben“ gut einer breiteren Öffent-
lichkeit vermittelbar ist.Ein Nachteil ist,daß die Be-
gründung von Landnutzungsbeschränkungen durch
den Schutzstatus von nur wenigen oder nur einer ein-
zigen Art der lokalen Öffentlichkeit ein vereinfach-
tes, verzerrtes Bild vermittelt, so daß im Extremfall
widersprüchlicher Interessen die zu schützende Art
Kasten E 3.3-2
Das modifizierte System der IUCN-
Schutzgebietskategorien, verabschiedet auf
dem 4. Weltkongreß für Nationalparks und
Schutzgebiete
I. Strenges Naturreservat/Wildnisgebiet:
Schutzgebiet, das hauptsächlich zum Zwecke der
Forschung oder des Schutzes der Wildnis
verwaltet wird.
Landgebiet oder marines Gebiet, das herausragende oder
beispielhafte Ökosysteme,geologische oder physiologische
Merkmale und/oder Arten aufweist und dessen Mange-
ment in erster Linie wissenschaftlicher Forschung und/oder
dem Umweltmonitoring dient. Oder: ausgedehntes ur-
sprüngliches oder leicht verändertes Landgebiet und/oder
marines Gebiet, das seinen natürlichen Charakter bewahrt
hat, in dem keine ständigen oder bedeutenden Siedlungen
existieren und dessen Schutz und Management dazu die-
nen,seinen natürlichen Zustand zu erhalten.
II. Nationalpark: Schutzgebiet, das hauptsächlich
zum Schutz von Ökosystemen und zu
Erholungszwecken verwaltet wird.
Natürliches Landgebiet oder marines Gebiet,das ausgewie-
sen wurde, um die ökologische Unversehrtheit eines oder
mehrerer Ökosysteme im Interesse der heutigen und kom-
mender Generationen zu schützen,um Nutzungen oder In-
anspruchnahme, die den Zielen der Ausweisung abträglich
sind,auszuschließen und um eine Basis für geistig-seelische
Erfahrungen sowie Forschungs-, Bildungs und Erholungs-
angebote für Besucher zu schaffen.Sie alle müssen umwelt-
und kulturverträglich sein.
III. Naturmonument: Schutzgebiet, das
hauptsächlich zum Schutz einer besonderen
Naturerscheinung verwaltet wird.
Gebiet, das eine oder mehrere besondere natürliche oder
natürliche/kulturelle Erscheinungen enthält, die außeror-
dentlich oder einzigartig sind und wegen der ihnen eigenen
Seltenheit, Beispielhaftigkeit, ästhetischen Qualität oder
kulturellen Bedeutung schützenswert sind.
IV. Biotop-/Artenschutzgebiet mit Management:
Schutzgebiet, für dessen Management gezielte
Eingriffe erfolgen.
Landgebiet oder marines Gebiet,in dem Eingriffe mit dem
Ziel stattfinden, den Fortbestand von Lebensräumen zu si-
chern und/oder die Bedürfnisse bestimmter Arten zu be-
friedigen.
V. Geschützte Landschaft/Geschütztes marines
Gebiet: Gebiet, dessen Management hauptsächlich
auf den Schutz einer Landschaft oder eines
marinen Gebietes ausgerichtet ist und der
Erholung dient.
Landgebiet, ggfs. unter Einbeziehung von Küsten und ma-
rinen Gebieten, in dem das Zusammenwirken von Mensch
und Natur im Lauf der Zeit eine Landschaft von besonde-
rem Charakter geformt hat, und diese über herausragende
ästhetische, ökologische und/oder kulturelle Werte und oft
über außergewöhnliche biologische Vielfalt verfügt. Die
ungestörte Fortführung dieses traditionellen Zusammen-
wirkens ist für den Schutz, die Erhaltung und Weiterent-
wicklung des Gebiets unerläßlich.
VI. Ressourcenschutzgebiet mit Management:
Schutzgebiet, dessen Management der
nachhaltigen Nutzung natürlicher Ökosysteme
dient.
Gebiet, das überwiegend natürliche Systeme in ihrem Ur-
zustand enthält und dessen Management einen dauerhaf-
ten Schutz und die Erhaltung der Artenvielfalt gewährlei-
stet, zugleich aber auch Naturprodukte und Dienstleistun-
gen zur Befriedigung der Bedürfnisse der Gesellschaft nach
dem Prinzip der Nachhaltigkeit verfügbar machen soll.
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sogar zum „Feindbild“ erklärt werden kann. Das ei-
gentliche Schutzziel – die Erhaltung natürlicher
Ökosysteme mit ihrem reichhaltigen Arteninventar,
ihrer Dynamik und ihren vielfältigen Leistungen –
kann dabei in den Hintergrund geraten.
Schutzprogramme, die auf das Management ein-
zelner Arten fixiert sind, können auch Flanken für
Zielkonflikte öffnen:Maßnahmen für das Wohlerge-
hen der einen gefährdeten Art haben in aller Regel
ökosystemare Auswirkungen, die sehr wohl auf Ko-
sten einer anderen, eventuell ebenfalls gefährdeten
Art gehen können. Auch kann sich bei der Konzen-
tration finanzieller Mittel auf sehr aufwendige
Schutzmaßnahmen für einzelne „charismatische“
Arten die Frage nach der Effizienz der Maßnahmen
für das Gesamtziel „Erhaltung der biologischen Viel-
falt“ stellen.
Für die Lösung derartiger Konflikte ist wichtig,
daß die Verantwortlichen die meist implizit vorge-
nommene Bewertung von Arten und Ökosystemen
bewußt und nachvollziehbar vornehmen.Diese indi-
rekte Bewertung wird beispielsweise daran deutlich,
daß sich Artenschutzprogramme meist den sichtba-
ren und beliebten Symbolarten widmen,in der Regel
sind dies Wirbeltiere, meistens Säugetiere oder Vö-
gel. Artenschutzprogramme zur Verhinderung des
Aussterbens eines unscheinbaren Insekts könnten
z. B. aufgrund einer ökologischen Schlüsselfunktion
genauso gerechtfertigt sein, werden aber nur selten
durchgeführt.
Trotz der Probleme und Konflikte sind Arten-
schutzprogramme dennoch in vielen Fällen notwen-
dig – und oft auch erfolgreich.Wenn es z. B. um die
Erhaltung oder Wiederansiedlung von Schlüsselar-
ten oder besonders charismatischen Arten geht, was
wiederum Voraussetzung für die Erhaltung der je-
weiligen Ökosysteme sein kann,sind spezielle Arten-
schutzprogramme angebracht. Von entscheidender
Bedeutung ist hierbei das Wissen um die Mindestflä-
chengröße bzw. Mindestpopulationsgröße (mini-
mum viable population, MVP) der zu schützenden
Arten.Artenschutzprogramme sind auch dann effek-
tiv,wenn die Bedrohungsfaktoren gefährdeter Arten
bekannt sind und gezielt beeinflußt werden können,
z. B. Jagd, Sammeltätigkeit, Konversion oder Frag-
mentierung von essentiellen Habitaten oder Handel
mit bedrohten Arten (Kap.D 3.1).
Für die Praxis gilt noch häufig die Regel: „Eine
Art ist das, was ein kompetenter Systematiker sagt“
(Regan,1926).Dies wird auf Dauer nicht ausreichen,
daher bleibt die wissenschaftliche Klärung der Be-
deutung des Artenkonzepts eine wichtige For-
schungsfrage. Da die Evolution und Anpassung an
die Umwelt nicht auf der Artenebene, sondern auf
Kasten E 3.3-3
Kategorien von Arten
Arten können aus unterschiedlichsten Gründen für den
Menschen von besonderem Wert sein. Hier wird in Anleh-
nung an die Wertkategorien in Kap.H eine Begriffsklärung
der verschiedenen Artkategorien vorgeschlagen (s. a. Sim-
berloff,1998).
Funktionswert: Schlüsselarten (keystone
species)
Arten, die eine Schlüsselstellung im Ökosystem einneh-
men, deren Ausfall große Veränderungen der Ökosystem-
struktur nach sich ziehen würde (Kasten D 2.4-2; Paine,
1966). Gelegentlich nehmen die großen Symbolarten
gleichzeitig eine Schlüsselstellung im Ökosystem ein (key-
stone species,z.B.Elefant;Western,1989).
Nutzwert: Wirtschaftsarten (economically
important species)
Arten mit hohem wirtschaftlichem Nutzwert.Dies sind vor
allem die Tier- und Pflanzenarten für Nutzung als „food and
fiber“, die für Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und
Pharmaindustrie von Bedeutung sind.
Symbolwert und Existenzwert: Symbolarten
(flagship species), Schirmarten (umbrella species)
und Leit- bzw. Indikatorarten (indicator species)
Umfragen ergeben eine überwältigende Mehrheit für die
Erhaltung von bestimmten Symbolarten,z.B.Tiger,Elefan-
ten, Pandabären, Wale usw. Häufig sind dies große Tiere
(aber auch Bäume oder besonders beliebte Zierpflanzen
wie z. B. Orchideen) mit erheblicher Bedeutung für den
Menschen, sei es als Symbol oder als kulturell-spirituelles
oder mythisches Sinnbild (z. B.Wappen- oder Totemtiere),
deren Aussterben als erheblicher Verlust gewertet würde.
Der Symbolwert dieser charismatischen Arten sorgt für
hohe Aufmerksamkeit und damit für höheres Gewicht in
den Auseinandersetzungen um konkurrierende Nutzungen
und dient daher oft als „Anker“ für Naturschutzkampag-
nen von NRO.
Schirmarten sind Arten, die einen großen, natürlichen
Lebensraum benötigen und von deren Schutz „automa-
tisch“ andere,weniger auffällige Arten mit geringerem Exi-
stenzwert profitieren (z. B. dient in Europa der Weißstorch
als Aufhänger für den Schutz von Feuchtwiesen oder in den
USA der Fleckenkauz als Aufhänger für den Schutz von
Primärwald). Schirmarten haben typischerweise einen ho-
hen Existenz- oder Symbolwert, häufig sind es zudem
Schlüsselarten.
Leit- bzw. Indikatorarten sind charakteristische Arten
bestimmter Ökosysteme und haben eine Stellvertreter-
funktion,da sie auch als Indikatoren für deren Zustand die-
nen. Hier steht also nicht die Wertkategorie im Vorder-
grund,sondern die Funktion für den Naturschutz.
Optionswert: Potentialarten (potentially
important species)
Dies sind Arten, deren Wert zwar hoch, aber noch uner-
kannt ist.Dieser unerkannte Wert kann sich in allen Kateg-
orien (Funktions-,Nutz-,Symbol- und Existenzwert) mani-
festieren (vgl.Tab.H 5.6-1).Meist sind im engeren Sinn die
Wirtschaftsarten in spe gemeint, z. B. die wildverwandten
Arten von Nutzpflanzen oder Pflanzen mit möglichen me-
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den Ebenen des Individuums und der lokalen Popu-
lation erfolgt,gibt es keine natürlichen Mechanismen
in Ökologie oder Evolution,die zugunsten des Über-
lebens von Arten funktionieren (Williams,1966;Kap.
D 2). Das Wesen und Überleben der Art ist also un-
trennbar mit dem biologischen Konzept der Popula-
tion und ihrer Einbindung in das jeweilige Ökosy-
stem verbunden. Populationsbiologische Forschung
– und hier insbesondere die Bedeutung innerartli-
cher Vielfalt – bildet daher eine wichtige Säule für
die wissenschaftliche Begründung des Artenschutzes
und sollte verstärkt gefördert werden (Kap. J;
WBGU,1996b).
Am Anfang von Bemühungen um die Erhaltung
von Arten sollte eine Bewertung stehen, die sich auf
eine Methodik unter Berücksichtigung sowohl öko-
logischer als auch gesellschaftlicher Kriterien beru-
fen kann.Hier ist noch erheblicher Forschungsbedarf
zu verzeichnen. Grundlagen können die bewußte
Anwendung und Gewichtung der unterschiedlichen
Wertkategorien sein, die in Kap. H eingehend erläu-
tert werden. Anhand dieser Kategorien können die
verschiedenen „Rollen“ der Arten für Ökosysteme
und menschliche Gesellschaft definiert und in der
Entscheidung berücksichtigt werden (Kasten
E 3.3-3). So kann man die Arten bzw. Populationen
identifizieren,für die ein spezielles Schutzprogramm
aufgelegt werden muß.Die Gestaltung eines solchen
Programms ist natürlich abhängig von den Ansprü-
chen und dem Gefährdungsstatus der Zielpopula-
tion,in der Regel muß ein Mix aus verschiedenen In-
strumenten speziell zugeschnitten werden. Dabei
muß auch die Einbeziehung von Ex-situ-Maßnah-
men geprüft werden (Kasten E 3.3-4).Vor allem aber
muß das Programm mit Maßnahmen zum Schutz der
Ökosysteme eng vernetzt werden, von denen die
Zielart abhängt. Die enge Integration von Arten-
schutz und Ökosystemschutz ist entscheidend:sie er-
öffnet den Blick für Synergien und kann Konflikte
zwischen verschiedenen Schutzzielen lösen helfen.
Kasten E 3.3-4
Überblick über den Naturschutz ex situ
Bei der Erhaltung von Arten oder genetischen Ressourcen
ex situ werden Komponenten der biologischen Vielfalt aus
dem natürlichen Zusammenhang entnommen und in künst-
licher Umgebung am Leben erhalten. Hierher gehören
Sammlungen lebenden biologischen Materials aller Art:bo-
tanische Gärten und Arboreta, zoologische Gärten, Aqua-
rien, Museen, Sammlungen von Mikroorganismen, Gen-
banken usw.Diese Einrichtungen sind nicht alle staatlich:es
gibt bedeutende private Sammlungen und nicht zuletzt
Sammlungen wertvoller genetischer Ressourcen der Agrar-
industrie. Diese Institutionen sind häufig multifunktionell,
dienen also nicht nur als „Archive“, sondern bieten auch
Raum für Forschung, Lehre, Bewußtseinsbildung oder an-
spruchsvolle Freizeitgestaltung der Besucher.Die Verknüp-
fung mit angewandter Forschung ist besonders hervorzuhe-
ben, da sich erfolgreiche Ex-situ-Erhaltungsstrategien nur
auf solider wissenschaftlicher Basis entwickeln lassen.
Beim Schutz genetischer Ressourcen für Ernährung und
Landwirtschaft spielt der Ex-situ-Schutz z.B.in Genbanken
eine unverzichtbare Rolle. Sie sind bei vielen Arten und
Sorten die derzeit einzige praktikable Möglichkeit,die Aus-
löschung genetischer Vielfalt dieser Ressourcen zu verhin-
dern. Kap. D 3.4 bietet eine eingehendere Darstellung die-
ses Themas.
Das derzeit ex situ geschützte genetische Material ist be-
grenzt und gegenüber den Verhältnissen in der Natur sehr
verzerrt. Bei höheren Pflanzen ist das Ex-situ-Angebot am
besten: etwa 80.000 Arten höherer Pflanzen sind in botani-
schen Gärten weltweit vertreten,das ist etwa ein Viertel der
geschätzten weltweiten Artenzahl. Zoologische Gärten ha-
ben es ungleich schwerer: der Ex-situ-Schutz von Tieren ist
teuer und schwierig. Die Erhaltung von Elefanten oder
Nashörnern ist z.B.im Zoo ca.50mal teurer als in National-
parks (Leader-Williams, 1990). Unter den gegenwärtigen
Bedingungen können von den in Zoos weltweit vorhande-
nen ca. 3.000 Arten nur maximal 900 Tierarten langfristig
vor dem Aussterben bewahrt werden: das ist nur ein winzi-
ger Bruchteil der Gesamtartenzahl. Wenn zusätzlich die
Langzeiterhaltung der genetischen Vielfalt dieser Arten er-
möglicht werden soll, wäre die Zahl noch erheblich gerin-
ger (Conway, 1992). Für Mikroorganismen ist das Verhält-
nis ähnlich unbefriedigend: von geschätzten 2 Mio. Arten
sind nur ca. 4.000 bereits beschrieben. Diese wenigen be-
schriebenen Arten sind allerdings sehr gut in Ex-situ-
Sammlungen vertreten, da die Beschreibung mit der Hin-
terlegung des Typstamms in einer öffentlichen Sammlung
einhergehen muß. Für 90% der beschriebenen Gattungen
und für 80% der Arten liegen phylogenetische Daten vor,
allerdings ist der Zugriff auf diese Informationen verbesse-
rungsbedürftig (Stackebrandt,1998).
Ex-situ-Maßnahmen sind wertvolle Hilfsmittel und un-
verzichtbare Ergänzung der Bemühungen des In-situ-Na-
turschutzes, sie können diese aber keinesfalls ersetzen. Ex-
situ-Naturschutz ist immer mit Problemen der geringen Po-
pulationsgröße und der gegenüber natürlichen Populatio-
nen veränderten Selektion verbunden: genetische Vielfalt
geht verloren, natürliche Verhaltensweisen verändern sich
und die Evolution der Arten bekommt einen anderen Im-
puls (Loeschke et al., 1994; BfN, 1997a). Daher lassen sich
viele Komponenten der biologischen Vielfalt ex situ nicht
schützen (eine wichtige Ausnahme bilden pflanzengeneti-
sche Ressourcen; Kap. D 3.4). Vor allem die dynamischen
Prozesse (z.B.die abiotischen und biotischen Interaktionen
in Ökosystemen und die natürliche Evolution) können nur
in situ aufrecht erhalten werden. Für Projekte der Restau-
rationsökologie, etwa die Wiederansiedlung von Arten,
kann die Ex-situ-Erhaltung durch genetisches Material,ge-
zielte Vorbereitungsprogramme und wissenschaftliche Er-
kenntnisse jedoch unverzichtbare Voraussetzungen liefern
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E 3.3.2.3
Situation von Schutzgebieten weltweit
Status
Die IUCN veranstaltet alle 10 Jahre einen Weltkon-
greß zum Thema Nationalparks und Schutzgebiete.
Der 4. Kongreß (1992 in Caracas) hatte unter ande-
rem zum Ziel, das Kategoriensystem für Schutzge-
biete zu vereinfachen (Kasten E 3.3-2) und einen ak-
tuellen Überblick über den Status und die Trends des
weltweiten Schutzgebietssystems zu erarbeiten (Tab.
E 3.3-1;McNeely et al.,1994).
Derzeit stehen ca. 5% der weltweiten Landfläche
unter Schutz,wobei die regionale Verteilung sehr un-
gleichmäßig ist: sie reicht von unter 1% bis über
10%. Diese Statistik ist allerdings dadurch verzerrt,
daß nur Schutzgebiete der Kategorie I-V aufgenom-
men wurden, die größer als 1.000 ha und im Besitz
der öffentlichen Hand sind (IUCN,1998b).Zum Bei-
spiel wird hierdurch die Situation in Europa nicht an-
gemessen abgebildet, wo viele Schutzgebiete kleiner
als 1.000 ha sind.Tab.E 3.3-1 liefert also eine konser-
vative Abschätzung der tatsächlichen Situation des
Flächenschutzes. Eine vollständige Liste aller
Schutzgebiete wird vom World Conservation Moni-
toring Centre aufgebaut (WCMC, 1999a), einen
weltweiten Überblick bietet Abb.E 3.3-1.
Trends
Abb. E 3.3-2 zeigt, daß das Schutzgebietssystem glo-
bal wächst: in 5 von 13 Regionen der Welt wurde
mehr als die Hälfte der Schutzgebiete erst nach 1982
ausgewiesen (McNeely et al.,1994).Allerdings ist die
jährliche Zuwachsrate der Schutzgebietsausweisung
seit 1970 kontinuierlich zurückgegangen.
Repräsentativität
Das weltweite Schutzgebietssystem soll die unter-
schiedlichen Biomtypen möglichst repräsentativ wi-
derspiegeln. Um diese Repräsentativität abschätzen
zu können, hat Udvardy (1975) eine Klassifikation
der Biosphäre in 8 Regionen und 193 „biogeographi-
sche Provinzen“ vorgenommen, so daß jede Provinz
durch einen von 14 Biomtypen charakterisiert ist.
Das Ziel des auf dem 3. Weltkongreß zu National-
parks und Schutzgebieten verabschiedeten „Bali Ac-
tion Plan“ (McNeely und Miller, 1984), jeweils min-
destens 10% jeder biogeographischen Provinz unter
Naturschutzvorrang zu stellen, ist lediglich in einem
Viertel der Provinzen bereits erreicht. Bei den mei-
sten der Provinzen sind weniger als 2% der Fläche
geschützt (Abb.E 3.3-3).Stellt man die Schutzgebie-
te den Biomtypen gegenüber, so stehen heute zwi-
schen 0,8% und 9,9% der Biomflächen unter Schutz.
Es ist also bislang kein Biomtyp zufriedenstellend im
weltweiten Schutzgebietssystem repräsentiert (Tab.
E 3.3-2).
Der Schutz der marinen Umwelt und Biodiver-
sität hinkt jenem im terrestrischen Bereich weit hin-
terher (Kelleher und Bleakley,1994).Die biogeogra-
phische Repräsentativität der weltweit 1.182 mari-
nen Schutzgebiete ist ungenügend: ein integrierter
Schutzgebietskategorien Schutzgebietsfläche 
I II III IV V (I–V)
[km2] [km2] [%]
Nordamerika 19.724 1.452.628 184.705 696.293 207.150 2.560.502 10,9
Europa 31.070 55.130 3.422 66.138 306.473 462.231 9,1
Nordafrika und 
Mittlerer Osten 22.958 139.429 62 232.788 45.487 440.724 3,4
Ostasien 3.746 72.866 0 309.387 38.153 424.151 3,6
Nordeurasien 218.493 16.444 0 18.403 1.176 237.958 1,1
Afrika südlich der Sahara 25.824 758.064 189 439.090 24.831 1.247.997 5,2
Süd- und Südostasien 73.555 176.508 211 232.493 4.670 487.437 5,5
Pazifik 1.948 1.281 12 1.543 76 4.858 0,8
Australien 25.835 633.210 15 105.679 49.374 814.113 10,6
Antarktis und Neuseeland 8.858 21.710 210 3.558 0 34.335 0,3
Zentralamerika 3.558 31.012 175 11.057 67 45.871 8,5
Karibik 494 8.697 13 6.758 6.896 22.857 9,6
Südamerika 83.896 546.325 28.076 281.189 206.404 1.145.894 6,4
Gesamt 519.939 3.913.304 217.090 2.387.816 890.757 7.928.928 5,3
Tabelle E 3.3-1
Fläche von Schutzgebieten nach IUCN-Managementkategorien I–V (Daten von 1992,Kategorienystem von 1978).Für diese
Statistik beträgt die Minimalgröße von Gebieten 10 km2,außer im Pazifik und in der Karibik,dort beträgt sie 1 km2.
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Ansatz zum Management des globalen marinen
Ökosystems steht noch aus. Es besteht vor allem
Nachholbedarf hinsichtlich einer systematisierten
Klassifizierung, auf deren Grundlage eine repräsen-
tative Flächenschutzstrategie entwickelt werden
kann.
Ein großer Teil der terrestrischen biologischen
Vielfalt (ca. 50%) befindet sich auf nur einem klei-
nen Anteil der Erdoberfläche (ca. 2%), den sog.
Schutzgebiete
IUCN-Kategorie I—V
Abbildung E 3.3-1
Das weltweite System von Schutzgebieten.
Quelle:WCMC,1998
Zahl der neuen Schutzgebiete
Fläche der neuen Schutzgebiete [x 1.000 km
2]
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Abbildung E 3.3-2
Wachstum des weltweiten Systems von Schutzgebieten (nicht kumulativ).
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Brennpunkten biologischer Vielfalt, von denen viele
in tropischen Entwicklungsländern liegen (hotspots;
Myers, 1988; Mittermeyer et al., 1998;Abb. D 1.2-2).
Die Repräsentativität des Schutzgebietssystems im
Hinblick auf die Brennpunkte biologischer Vielfalt
ist nur unzureichend untersucht, hier besteht For-
schungsbedarf.Durch verbesserte Datenlage und die
Anwendung moderner Informationstechnologie
sind hier in Zukunft Fortschritte zu erwarten. Eine
Studie von BirdLife International zeigt z. B., daß
etwa 20% der Areale endemischer Vogelarten keine
Schutzgebiete aufweisen (Stattersfield et al., 1998).
Gut durchdachte Prioritätensetzung kann sicherlich
die Effektivität eines Schutzgebietssystems auf glei-
cher Fläche erheblich verbessern helfen:hier besteht
dringender Handlungsbedarf.
E 3.3.2.4
Planung und Auswahl von Schutzgebieten
Die geschickte Auswahl von Flächen für Schutzge-
biete ist eine entscheidende Voraussetzung für den
Erfolg bei der Erhaltung biologischer Vielfalt (Cal-
decott,1994).Für die Auswahl gibt es eine Reihe von
Ansätzen und Kriterien (z.B.Johnson,1995;Miller et
al., 1995; Dinerstein et al.; 1995;Annex I der CBD).
Man kann diese Kriterien wie folgt zusammenfassen:
• Besonderheit: Priorität sollte auf Gebieten mit ei-
nem hohen Anteil an seltener, endemischer oder
taxonomisch einzigartiger biologischer Vielfalt
liegen („Brennpunkte“ biologischer Vielfalt; Mit-
termeyer et al.,1998;Williams,1998).
• Nützlichkeit: Arten oder Ökosysteme, deren Ver-
lust dem Menschen schaden würde – etwa durch
Tabelle E 3.3-2
Analyse der weltweiten
Repräsentanz von
Schutzgebieten nach
Biomtyp.
Quelle:McNeely et al.,1994
Biomtyp Fläche Fläche Fläche 
Biom Schutzgebiet Schutzgebiet
[Mio.km2] [Mio.ha] [%]
Tropischer Regenwald 10,5 53,8 5,1
Subtropischer / gemäßigter Regenwald 3,9 36,6 9,3
Gemäßigter Nadelwald 15,7 48,7 3,1
Tropischer Wald / Steppe 17,3 81,8 4,7
Gemäßigter Laubwald 11,2 35,8 3,2
Immergrüner Hartlaubwald 3,8 17,8 4,7
Warme Wüsten / Halbwüsten 24,3 98,4 4,1
Kaltwüsten 9,3 36,5 3,9
Tundren 22,0 164,5 7,5
Tropische Steppen / Savannen 4,3 23,5 5,5
Gemäßigte Steppen 8,9 6,9 0,8
Gemischte Gebirgssysteme 10,6 85,2 8,0
Gemischte Inselsysteme 3,3 32,3 9,9
Seensysteme 0,5 0,6 1,3
Gesamt 145,6 722,6 5,0
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Abbildung E 3.3-3
Verteilung des
Flächenanteils
biogeographischer
Provinzen,die unter
Naturschutz stehen.Nur die
Schutzgebietskategorien
I–V sind berücksichtigt
(Kategoriensystem von
1978).Nur die Provinzen
rechts der gestrichelten
Linie erfüllen das Kriterium
des „Bali Action Plan“ von
mehr als 10%
Naturschutzfläche.
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entgangenen Nutzen oder ökosystemare Leistun-
gen – sollten bevorzugt geschützt werden.
• Repräsentanz: In einem Schutzgebietssystem soll-
ten alle Ökosystemtypen repräsentiert sein.
• Redundanz: es muß sichergestellt sein, daß Pla-
nungsfehler, Katastrophen oder Klimawandel in
einem Schutzgebiet nicht einen dort auftretenden
Ökosystemtyp in seinem überregionalen oder gar
weltweiten Bestand gefährden.
• Bedrohung: Bei von lokalem oder gar globalem
Aussterben bedrohten Arten oder Ökosystemty-
pen ist eine Unterschutzstellung besonders vor-
dringlich.
Diese (und andere) Kriterien haben ihre Schwächen
und ihre Anwendung ist keine einfache Aufgabe, da
es z.B.nicht einmal einheitliche Indikatoren für bio-
logische Vielfalt gibt.
Vernetzung: Korridore und Verbundsysteme
Schutzgebiete sind in der Regel Fragmente der ur-
sprünglichen Ökosysteme. Diese Fragmentierung
bedeutet nicht nur eine einfache Reduktion der Flä-
chengröße,sondern hat vielerlei ökologische Effekte
(z. B. Beeinflussung der genetischen Drift, Randef-
fekte;Kap.C 1.1).Daher liegt die Idee nahe,die ver-
bliebenen Fragmente durch Korridore zu verbinden,
um ein vernetztes Verbundsystem zu schaffen (z. B.
Noss und Harris, 1986). Diese Korridore sollen die
Bewegungsfähigkeit und den genetischen Austausch
bestimmter Arten und somit ihre Überlebenswahr-
scheinlichkeit verbessern,sind aber besonders durch
Randeffekte geprägt und daher empfindlicher. Sie
sind besonders effektiv,wenn sie die bekannten Wan-
derungsrouten von Tieren abbilden. Ein Beispiel im
großen Maßstab ist die Vision eines „biologischen
Korridors“ aus Schutzgebieten bzw. Biosphärenre-
servaten von Mexiko bis nach Panama (MAB,1999).
Angesichts des anthropogenen Klimawandels und
der Fragmentierungnatürlicher Ökosysteme bekom-
men Korridore eine zusätzliche Bedeutung, um die
klimabedingte Verschiebung von Ökosystemtypen
zu ermöglichen (Kap. F 4.1; Peters und Darling,
1985). Allerdings lassen sich auf dem derzeitigen
Wissensstand generelle Empfehlungen oder Regeln
für die Einrichtung und Ausgestaltung von Korridor-
systemen nicht aussprechen:dazu ist deren Effektivi-
tät von Fall zu Fall zu verschieden (Dawson, 1994),
und der Nutzen von Korridoren sowie die Vorausset-
zungen für ihren Erfolg sind noch nicht hinreichend
untersucht (Plachter, 1991; Simberloff et al., 1992;
Meffe und Carroll, 1994). Die Naturschutzforschung
sollte sich dieser wichtigen Frage verstärkt widmen.
In Europa kann die Umsetzung der FFH-Richtlinie
und des Verbundsystems NATURA 2000 für diese For-
schung einen Rahmen bieten.
E 3.3.2.5
Effektivität und Management von Schutzgebieten
So beeindruckend die Zahl und die Fläche der welt-
weiten Schutzgebiete auf den ersten Blick auch sind,
so sagen sie doch nur wenig über deren Qualität und
Effektivität aus.Die Ausweisung eines Schutzgebiets
allein beseitigt noch nicht die Bedrohungen der bio-
logischen Vielfalt.Es besteht kein Zweifel daran,daß
viele der Gebiete nur auf dem Papier existieren und
eine Umsetzung vor Ort nicht stattfindet oder mit
großen Problemen (z. B. Wilderei, illegale Holznut-
zung, Siedlung, Fischerei und Landwirtschaft) zu
kämpfen hat (Brandon et al.,1998).
Die Frage nach der Effektivität von Schutzgebie-
ten kann nur unzureichend beantwortet werden: es
gibt selbst in Ländern mit einem gut etablierten
Schutzgebietssystem zu wenig Daten und Untersu-
chungen. Zwei Beispiele sollen die Probleme veran-
schaulichen:
• Alle US-amerikanischen Nationalparks sind zu
klein und zu mangelhaft miteinander und der Um-
gebung vernetzt, um die bei Gründung des Parks
vorgefundene Säugetierfauna vollständig zu er-
halten. So sind im 20. Jahrhundert in allen (mit
Ausnahme des größten) Nationalparks Säugetiere
ausgestorben, wobei der Artenverlust linear mit
zunehmender Größe der Parks abnimmt (New-
mark,1987).
• Ähnliches gilt auch für Deutschland: Der Arten-
verlust kann durch das gegenwärtige Schutzge-
bietssystem nicht aufgehalten werden (Ssymank,
1997). Eine Untersuchung an einer repräsentati-
ven Auswahl süddeutscher Schutzgebiete kommt
zum Schluß,daß nur 18% der Gebiete einen guten
Erhaltungszustand aufweisen, während bei 75%
eine Gefährdung oder akute Bedrohung der
Schutzziele festzustellen ist. 5% der Gebiete wa-
ren sogar bereits zerstört (Haarmann und Pret-
scher,1993).
Die weltweite Untersuchung von Schutzgebieten
durch die IUCN („Regional Review“) gibt erstmals
einen Überblick über diese Probleme, woraus regio-
nenspezifische Empfehlungen für Verbesserungen
abgeleitet wurden (McNeely et al., 1994). Im folgen-
den sollen zwei sich gegenseitig ergänzende Ansätze
hervorgehoben werden, die für den Naturschutz be-
sondere Bedeutung haben.
Management im bioregionalen Kontext
Schutzgebiete werden nicht dadurch effektiv und er-
folgreich, daß man sie möglichst vollständig von äu-
ßeren Einflüssen und Veränderungen abschirmt.
Auch natürliche Ökosysteme befinden sich nur sel-
ten im Gleichgewicht, sondern sind durch externe148 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
Störungen beeinflußt („nonequilibrium paradigm“,
Pickett et al.,1997).
Diese Dynamik muß bei jeder Erhaltungsstrate-
gie berücksichtigt werden; die Wirkung von Feuer in
natürlichen Ökosystemen und ihre gewandelte Be-
wertung aus Sicht des Naturschutzes ist hierfür ein
gutes Beispiel (Johnson und Gutsell,1994).Stabilität
(im Sinn des „Einfrierens“ eines Zustands) ist also
für Schutzgebiete kein erreichbares oder auch nur
anzustrebendes Ziel. Reservate sind nicht nur von
der internen Dynamik ökosystemarer und evolutiver
Prozesse geprägt, die der Naturschutz berücksichti-
gen muß („Prozeßschutz“, z. B. Knappe, 1998). Sie
sind auch vielen Beeinflussungen und Störungen sei-
tens der umliegenden Landschaft ausgesetzt, die die
Artenzusammensetzung innerhalb des Gebietes be-
einflussen und vielfach nicht zu verhindern sind.Da-
her sind Naturschutzstrategien unrealistisch,die sich
auf einzelne Schutzgebiete konzentrieren und den
größeren Kontext der umgebenden Landschaft,ihrer
Nutzungsgeschichte und ihrer aktuellen Nutzung ig-
norieren, zumal nur ein kleiner Teil der weltweiten
biologischen Vielfalt in Schutzgebieten anzutreffen
ist (Noss und Harris,1986;Miller,1996).
Eine integrative, die gesamte Landschaft umfas-
sende Strategie ist also notwendig (SRU, 1996). Die
Schutzgebiete (als „Inseln“ biologischer Vielfalt)
und die umgebenden Flächen („Matrix“), auf denen
extensiv oder intensiv gewirtschaftet wird,müssen im
Zusammenhang gesehen werden. Diese Erkenntnis
setzt sich weltweit zunehmend durch und bildet z. B.
die Grundlage für Konzepte wie das bioregionale
Management (Miller et al.,1995;Kap.E 3.9) oder die
Biosphärenreservate der UNESCO (MAB, 1996).
In der AGENDA 21 wird die Einführung integrativer
Konzepte ebenfalls gefordert,dementsprechend soll-
ten auch die Initiativen zur LOKALENAGENDA21die-
ses Thema verstärkt aufgreifen.Auch die Biodiversi-
tätskonvention schreibt den Vertragsparteien vor,
den integrativen Ansatz von Schutz und nachhaltiger
Nutzung biologischer Vielfalt in die verschiedenen
sektoralen Strategien und Maßnahmen einzubezie-
hen und so umzusetzen (Artikel 6 CBD;Kap.I 3).
Adaptives Management
Adaptives Management ist ein Ansatz für das Ma-
nagement biologischer Systeme, der darauf Rück-
sicht nimmt, daß erstens nur unvollkommenes Wis-
sen über diese Systeme vorhanden ist und zweitens
der Wandel eine grundlegende Realität biologischer
Systeme darstellt (Holling, 1978 und 1994; Walters,
1986 und 1997). Eine wesentliche Herausforderung
der Zukunft wird sein,sich auf – häufig unerwartete–
Änderungen und Prozesse einzustellen und anzupas-
sen (McNeely, 1997; Kap. F 4). Adaptives Manage-
ment versucht daher nicht,Ziele oder Strategien „ein
für alle Mal“ festzusetzen (Gunderson et al., 1994).
Statt dessen wird eine Vielfalt an möglichen Hypo-
thesen und möglichen Strategien zugelassen,die Per-
spektiven sowohl der biologischen Wissenschaften
als auch der Gesellschaftswissenschaften berücksich-
tigt.
Adaptives Management nutzt die experimentelle
Herangehensweise:
1. Wenn Eingriffe notwendig sind, dann werden sie
möglichst in Form von wissenschaftlichen Experi-
menten geplant und durchgeführt,so daß sie nicht
nur den direkten Nutzen bringen, sondern auch
die Ungewißheit über die Funktion des Systems
verringern.
2. Die Voraussetzung hierfür ist hinreichendes, auch
längerfristiges Monitoring vor, während und nach
dem Eingriff.
3. Die Erkenntnisse werden genutzt, um die Mana-
gementstrategien zu verbessern (Erfolgskontrol-
le).
Diese Art der Rückkopplung, eine generelle Abnei-
gung gegen irreversible Eingriffe und eine generelle
Vorliebe für hohe biologische und kulturelle Vielfalt
sind wesentliche Elemente,die die Anpassungsfähig-
keit der betreuten Ökosysteme gegenüber Verände-
rungen verbessern sollen (Ludwig et al.,1993).Adap-
tives Management wird als iterativer Lernprozeß ge-
staltet und hat daher einen Anfang, aber kein Ende:
es lebt von kontinuierlicher Beurteilung und Innova-
tion (Meffe und Carroll, 1994). Da Monitoring und
Beurteilung wichtige Elemente des adaptiven Ma-
nagements sind, ist die Verfügbarbeit von Indikato-
ren über Zustand, Belastung und Reaktion eine ent-
scheidende Voraussetzung für die Anwendung: hier
besteht noch erheblicher Forschungsbedarf (Kap.
J 2.1). Dieser flexible Ansatz eignet sich sowohl für
das Management nachwachsender Ressourcen, als
auch für Naturschutzaufgaben. Er ist besonders hilf-
reich, wenn unmittelbarer gesellschaftlicher oder
Umweltwandel unausweichlich ist.
E 3.3.2.6
Schlußfolgerungen und Empfehlungen
Schutzgebiete sind eine wichtige Säule jeder Strate-
gie für die Erhaltung biologischer Vielfalt. Die Auf-
gabe, biologische Vielfalt zu bewahren, kann aber
nicht allein an gesellschaftlich und ökologisch isolier-
te Schutzgebiete „delegiert“ werden: nur integrative
Ansätze bieten Aussichten auf Erfolg.Diese Integra-
tion muß in verschiedener Hinsicht erfolgen:
1. Ökologische Integration: Ökologische Systeme
sind durch externe Faktoren beeinflußbar und
häufig sogar kontrolliert, sie sind nicht gegenüber
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Gleichgewicht. Die Erhaltung biologischer Viel-
falt in Schutzgebieten muß berücksichtigen, daß
Störungen und Dynamik grundlegende natürliche
Prozesse in Ökosystemen darstellen. Dazu gehört
auch,daß die räumlichen Zusammenhänge ökolo-
gischer Prozesse erkannt und berücksichtigt wer-
den, vor allem die Beziehungen zwischen den
Schutzgebieten untereinander sowie der Kontext
mit der umliegenden Landschaft.Für diese Aufga-
be ist das in diesem Gutachten verwendete System
von abgestuften Landnutzungsintensitäten hilf-
reich (Kap E 3.3.1 und E 3.9).
2. Gesellschaftliche Integration: Die Vermittlung und
Einbindung von Zielen des Naturschutzes in die
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, insbe-
sondere auf der lokalen und bioregionalen Ebene,
sind wesentliche Voraussetzungen für die erfolg-
reiche Umsetzung bzw. den Vollzug. Wichtige
Punkte sind der Zusammenhang zwischen Natur-
schutz und Kulturschutz (Kap. E 3.5), die Bedeu-
tung von Umweltlernen (Kap. I 2.5) und der Um-
gang mit divergierenden Interessen zwischen lo-
kaler Bevölkerung, Landnutzern und dem Natur-
schutz (Kap. E 3.9). Diese Aufgabe stellt eine
beträchtliche gesellschaftliche Herausforderung
dar: die Probleme und Konflikte um Naturschutz
und Schutzgebiete werden in Zukunft zunehmend
schwieriger zu lösen sein (McNeely et al.,1994).
3. Ökonomische Integration: Schutzgebiete erbrin-
gen wichtige Leistungen für die Gesellschaft.Die-
se Leistungen, die teils nur durch Verzicht auf ex-
ploitative Nutzung oder durch Kosten verursa-
chendes Management aufrecht erhalten werden
können, sollten in der gesellschaftlichen Rech-
nung auftauchen (Kap.H5).Anreizstrukturen sol-
len die Erhaltung der biologischen Vielfalt för-
dern und nicht behindern (Kap.I 2.4).
Diese Punkte werden in internationalen Vereinba-
rungen häufig genannt. Ihre Umsetzung muß aber
auf der nationalen bzw. bioregionalen Ebene erfol-
gen;hier gibt es auch in Deutschland noch erhebliche
Umsetzungsdefizite (vgl.Kap.I).
Ziele für den Landschaftstyp „N“: Schutz
vor Nutzung
Über das grundlegende Ziel besteht große Einigkeit:
es soll ein weltweites, effektives und repräsentatives
System von Schutzgebieten aufgebaut werden. Es
soll nicht nur stellvertretend die Palette an Biomen,
Bioregionen oder Ökosystemtypen – auch im limni-
schen und marinen Bereich – widerspiegeln,sondern
auch Gebiete mit hohem Artenreichtum (hotspots)
oder Endemismus besonders berücksichtigen (Mit-
termeyer et al.,1998).Dieses System kann insgesamt
als „Leitplanke“ bezeichnet werden, deren Über-
schreiten für die Weltgemeinschaft nicht hinnehmbar
wäre (Kap. I 1). Die Frage nach der hierfür benötig-
ten Fläche allerdings ist beim derzeitigen Wissen-
stand nicht wissenschaftlich herleitbar, schon gar
nicht gemittelt über verschiedene Bioregionen hin-
weg. Hierfür sind wichtige ökologische Kenntnisse,
eine hinreichend genaue Definition der Ziele von
Naturschutzpolitik und die ökonomische Methodik
für eine Abschätzung der biosphärischen Werte noch
unzureichend und dringend zu verbessern (Kap.
J 1.4). Daher ist das Setzen von Flächenschutzzielen
derzeit mehr eine Kunst als eine Wissenschaft. Die
Ziele sind immer das Ergebnis von Verhandlungen,
in denen Expertenmeinungen oder -schätzungen,die
Anwendung des Vorsorgeprinzips sowie ökonomi-
sche und politische Interessen eine wichtige Rolle
spielen.
Dennoch kommen Experten in verschiedenen
Gremien und Bioregionen unabhängig voneinander
zu der Einschätzung, daß der Anteil der Flächen für
den Naturschutz in der Größenordnung von 10–20%
liegen sollte (z. B. „Bali Action Plan“, McNeely und
Miller, 1984; Haber, 1972, 1986; Heydemann, 1980,
1981; LANA, 1991; IUCN, 1993; SRU, 1996). Dabei
gilt der einfache Zusammenhang: je größer die Na-
turschutzfläche und je geschickter die Auswahl der
Flächen, desto sicherer kann die Erhaltung biologi-
scher Vielfalt erreicht werden.
Dieser Wert ist natürlich stark von regionalen Ge-
gebenheiten abhängig und wird in der Praxis sehr un-
terschiedlich sein. Er ist zudem abhängig vom be-
trachteten Maßstab: je kleiner der Maßstab, desto
stärker wird das Ziel variieren.Es wird Regionen ge-
ben,bei denen 100% Schutz notwendig ist und ande-
re,bei denen 1% bereits angemessen erscheint.Eine
solche grobe Angabe kann daher nur eine erste
Richtschnur sein, eine genauere Untersuchung für
die jeweils betrachtete Region ist immer erforder-
lich.
Der Beirat schließt sich dieser Einschätzung an
und empfiehlt als grobe Richtschnur einen nach
fachlichen Kriterien ausgewählten Anteil von
10–20% der weltweiten Landfläche für den Natur-
schutz.
Planung von Schutzgebieten
Für die Auswahl der Schutzgebiete sind auf nationa-
ler und bioregionaler Ebene Diskurse zur Festlegung
von Zielen und Strategien für den Naturschutz not-
wendig.Die Planung von Schutzgebietssystemen,die
repräsentative Auswahl von Schutzgebieten, die Ak-
zeptanz und Vermittlung sowie das Monitoring von
Status, Trends, Bedrohungen und Konflikten sind
hierfür wichtige Themen, bei denen teilweise erheb-
liche Defizite der taxonomischen oder ökologischen
Wissensgrundlage festzustellen sind.Die verschiede-
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hen und in Richtung auf ein Schutzgebietssystem
entwickelt werden. Das betrifft nicht nur die Größe
und Vernetzung der Gebiete untereinander,sondern
vor allem auch,wie gut das Naturkapital einer Land-
schaft in den Schutzgebieten repräsentiert ist und
wie gut die Schutzgebiete in die jeweilige umgeben-
de Landschaftsnutzung integriert sind.In diesem Zu-
sammenhang sind die europäischen Richtlinien von
entscheidender Bedeutung. Die FFH-Richtlinie bie-
tet für den Naturschutz große Chancen, die leider
bislang nicht genutzt worden sind (Kap. I 3.3.4).
Deutschland ist in diesen Punkten alles andere als
ein Vorreiter. Der Stand der Umsetzung der FFH-
Richtlinie und des darin vorgesehenen EU-weiten
Netzwerks NATURA 2000 in Deutschland muß als
sehr unbefriedigend bezeichnet werden. Das Voll-
zugsdefizit hat bereits zu einem Vertragsverletzungs-
verfahren auf europäischer Ebene geführt. Der Bei-
rat weist auf entsprechende Empfehlungen zur not-
wendigen Novellierung des Bundesnaturschutzge-
setzes in früheren Jahresgutachten hin und empfiehlt
erneut nachdrücklich, die rasche Umsetzung mit der
gebührenden politischen Entscheidungskraft voran-
zutreiben.
Management von Schutzgebieten 
Schutzgebiete müssen nicht nur fachlich korrekt aus-
gewählt und ausgewiesen werden, ihr Erfolg hängt
vor allem vom richtigen Management und der lang-
fristigen Sicherung ab.Auch hier ist ein Vollzugsdefi-
zit festzustellen: der Verlust der heimischen biologi-
schen Vielfalt ist mittlerweile ausreichend dokumen-
tiert,die Ursachen sind bekannt.Es mangelt vielfach
an Mitteln, an Fachpersonal und generell an der
Durchsetzungskraft des Naturschutzes.
Bei der Lösung der aktuellen Probleme im Zu-
sammenhang mit Akzeptanz und Konflikten in
Schutzgebieten müssen verstärkt verhaltens- und so-
zialwissenschaftliche Zusammenhänge erkannt und
berücksichtigt werden (z.B.Stoll,1999).Partizipative
und diskursive Ansätze sind wichtige Instrumente,
um durch eine verbesserte Präsentation und Kom-
munikation der Naturschutzargumente die unver-
zichtbare Akzeptanz der lokalen Bevölkerung zu er-
reichen. Die Vernetzung von Naturschutzmanage-
ment mit Aktivitäten zur Bildung sowie zum Um-
weltlernen und -erleben ist besonders wichtig. Vor
allem der bioregionale Kontext bietet Möglichkeiten
für Zusammenarbeit zwischen lokalen Naturschutz-
initiativen und lokalen Bildungseinrichtungen (Kap.
E 3.9 und I 3.3). Diese Ansätze sollten nicht nur in
der angewandten Forschung vorangetrieben (und
entsprechende Schlußfolgerungen für das Manage-
ment von Schutzgebieten gezogen werden), sondern
sind auch ein wichtiges Thema für die Aus- und Fort-
bildung von Naturschutzfachleuten.
Der Zugang zu Informationen im Naturschutz ist
unbefriedigend. Durch verbesserte Organisation,
Standardisierung und erleichterten Zugriff auf Da-
ten ließe sich die Naturschutzarbeit wesentlich effizi-
enter gestalten. Auch die Förderung einer besseren
informationellen Vernetzung der – staatlichen wie
nichtstaatlichen – Naturschutzinstitutionen unterein-
ander wäre hilfreich, so daß Erfahrungsaustausch
und Verbreitung neuer Konzepte, z. B. aus dem Be-
reich des internationalen Naturschutzes, in der Ge-
meinschaft der Naturschützer erleichtert werden.
Hierin könnte auch eine wichtige Aufgabe des deut-
schen Clearing-House-Mechanismus liegen.
Die Verbindung zwischen neuen wissenschaftli-
chen Erkenntnissen der Ökologie und dem konkre-
ten Management der Schutzgebiete vor Ort sollte
verbessert werden. Eine Verbesserung der Zusam-
menarbeit und des Wissens- und Technologieaus-
tauschs zwischen Wissenschaftlern und Praktikern
des Naturschutzes und der Ressourcennutzung ist
anzustreben, um z. B. die Paradigmenwechsel in der
modernen Ökologie der Praxis zu vermitteln und
umgekehrt der Wissenschaft die aktuellen Fragestel-
lungen der Praktiker nahezubringen. Die deutsche
Naturschutzforschung hat hier dringenden Nachhol-
bedarf und sollte daher verstärkt gefördert werden.
Die Entwicklung dieser Schnittstelle ist auch not-
wendig,um die Forschung in Richtung auf eine „wis-
senschaftliche Theorie des Naturschutz“ (Pickett et
al.,1997) zu entwickeln.
Im internationalen Bereich ist vor allem der Bei-
trag der deutschen Entwicklungszusammenarbeitfür
die Schaffung und Betreuung von Schutzgebieten in
Entwicklungsländern anzusprechen (Kap.I 3.5.3).
Finanzierung von Schutzgebieten
Die Finanzierung von Erhaltungsmaßnahmen für
biologische Vielfalt steht vor großen Herausforde-
rungen. Ein effektives Schutzgebietssystem auf 15%
der weltweiten Landfläche würde Kosten von jähr-
lich ca.27,5 Mrd.US-$ verursachen (inklusive Land-
kauf und Kompensation für Nutzungsausfälle), von
denen ein großer Teil in Entwicklungsländern anfie-
len (James et al.,1999).Wenn man dieser Zahl die be-
stehenden weltweiten Ausgaben für Schutzgebiete
(6 Mrd. US-$ jährlich) oder die summierten Ausga-
ben der GEF für Biodiversität (ca. 1 Mrd. US-$ seit
1992) gegenüberstellt,wird die große Finanzierungs-
lücke sichtbar,die insbesondere die Kompensations-
leistungen für Entwicklungsländer betrifft.
Diese Lücke wird sich nicht durch die simple For-
derung nach einer verbesserten Finanzierung der be-
stehenden öffentlichen Naturschutzinstitutionen
schließen lassen. Ein wichtiger Ansatzpunkt für eine
Umschichtung von Mitteln sind ökonomische Anrei-
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Berechnung zeigt,daß – im Vergleich zu den in vielen
Industrieländern üblichen Agrarsubventionen – die
Finanzierung von Ausbau und Betrieb des weltwei-
ten Schutzgebietssystems keineswegs eine unmögli-
che Aufgabe ist. Schätzungen der weltweiten Sub-
ventionen mit schädlicher Wirkung auf biologische
Vielfalt liegen in der Größenordnung von 1.450 Mrd.
US-$ Jahr-1,davon ca.460 Mrd.US-$ Jahr-1Agrarsub-
ventionen (Myers, 1998). Während in der EU
82.500 US-$ km-2 Jahr-1 und in den USA 16.100 US-$
km-2 Jahr-1 für die Subventionierung landwirtschaftli-
cher Flächen ausgegeben werden, liegt die Unter-
stützung der Nationalparksund Schutzgebiete in die-
sen Ländern bei weniger als 2.000 US-$ km-2 Jahr-1
(James et al., 1999). Eine Absenkung und teilweise
Umsteuerung der Agrarsubventionen durch die Ho-
norierung ökologischer Leistungen böte demnach
für die Erhaltung biologischer Vielfalt große Chan-
cen.
Eine wichtige Voraussetzung hierfür ist die Ent-
wicklung und Erprobung einer Methodik, wie man
die durch Schutzgebiete im besonderen und Land-
schaft im allgemeinen erbrachten ökologischen Lei-
stungen bewerten und in den gesellschaftlichen Ent-
scheidungsprozeß besser einbringen kann (Kap.
H 4). Für entsprechende Pilotprojekte eignen sich
besonders die bestehenden Biosphärenreservate, da
hier nicht nur Schutzgebiete (Kernzonen), sondern
auch Pufferzonen und Entwicklungszonen integriert
sind (Kasten E 3.9-1).
Das Thema Finanzierung kann allerdings nicht
isoliert nur für Schutzgebiete behandelt werden,son-
dern muß im Zusammenhang mit der gesamten Bio-
sphärenpolitik – besonders der Nord-Süd-Politik –
gesehen werden.Daher wird dieser Bereich (Anreiz-
instrumente,Fonds,internationale Zusammenarbeit)
in einem eigenen Abschnitt wieder aufgegriffen
(Kap.I 3.5.3.2).
E 3.3.3 „Schutz durch Nutzung“ als Strategie
E 3.3.3.1
Das Problem: Der (vermeintliche) Konflikt
zwischen Schutz und Nutzung
Bereits in dem vorstrukturierenden Kap.E 3.3.1 „Ty-
pen der Landschaftsnutzung“ wurde auf den (ver-
meintlichen) Konflikt zwischen Schutz und Nutzung
hingewiesen.In diesem Zusammenhang wurde argu-
mentiert, daß es in vielen Fällen zur Erreichung des
umweltpolitischen Schutzzieles nicht erfolgverspre-
chend ist, jegliche Nutzung biosphärischer Leistun-
gen zu verbieten.Vielmehr ist ein „System differen-
zierter Nutzungsintensitäten“ abgestuft nach dem
entsprechenden Landschaftsnutzungstyp zu entwik-
keln.
Die Vorteile eines solchen „Systems differenzier-
ter Nutzungsintensitäten“ werden deutlich, wenn
empirische Erfahrungen bezüglich der Wirksamkeit
von Naturschutzgebieten, in denen jegliche Nutzung
biologischer Ressourcen verboten ist, betrachtet
werden (Lewis,1996).Schutzgebiete,insbesondere in
Entwicklungsländern,werfen für die lokale Bevölke-
rung meist nur geringe Erträge ab. Gleichzeitig wer-
den den lokalen Bevölkerungsgruppen enorme Ko-
sten für den Schutz der Biosphäre auferlegt,meist in
Form von Opportunitätskosten durch die Nichtnut-
zung (Kap.E 3.3.2;McNeely,1988).Aus diesem Miß-
verhältnis von Kosten und Nutzen bei der Bevölke-
rung vor Ort erwachsen für Schutzgebiete schwer-
wiegende Probleme, weil ein Konflikt zwischen dem
Ziel des Naturschutzes und der Förderung der wirt-
schaftlichen Entwicklung entsteht (Miller et al.,
1995). Die Umweltpolitik ist daher, insbesondere in
Staaten mit schwachem Durchsetzungspotential vor
Ort, gut beraten, das Verbot jeglicher Nutzung auf
seltene Fälle einzugrenzen, wo die Erhaltung wichti-
ger Ökosystemkomponenten wirklich nicht anders
möglich ist.
Mit Maßnahmen zur Inwertsetzung von biosphä-
rischen Leistungen werden Möglichkeiten geschaf-
fen, Ökosysteme bzw. deren Elemente und Funktio-
nen für die individuelle Einkommenserzielung zu
nutzen. Dieser Ansatz korrigiert das Mißverhältnis
von Kosten und Nutzen bei der lokalen Bevölkerung
zugunsten des Nutzens. Damit wird eine wichtige
Voraussetzung erfüllt, daß Schutzziele auch effektiv
vor Ort realisiert und eingehalten werden können.
Im Unterschied zum Umgang mit dem Landschafts-
nutzungstyp „W“ („Wirtschaftliche Nutzung“) steht
nicht eine intensive Landnutzung im Vordergrund
(Kap.E 3.3.4),sondern es geht beim Typ „M“ („Mitt-
lere Nutzungsintensität“), der hier im Vordergrund
steht, darum, durch Zulassung gewisser Nutzungs-
möglichkeiten den Schutzgedanken umzusetzen und
eine extensive Landnutzung anzustreben.
E 3.3.3.2
Die Grundidee: „Schutz durch Nutzung“
Die Grundidee des Instruments „Schutz durch Nut-
zung“ besteht darin, Privaten – insbesondere der lo-
kalen Bevölkerung, aber u. U. auch Unternehmen,
Nichtregierungsorganisationen usw. – die Möglich-
keit einzuräumen,das prinzipiell zu schützende Öko-
system für Zwecke der individuellen Einkommens-
erzielung zu nutzen. Übermäßige Nutzung, die den
Schutz gefährdet, ist durch entsprechende Sanktio-
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Als Beispiel für das Konzept „Schutz durch Nut-
zung“ sei der Schutz der Leistenkrokodile in Austra-
lien angeführt.Dort wurde der Handel,d.h.der Ver-
kauf von Krokodileiern bzw. Krokodiljungtieren an
Zuchtfarmen, gestattet. Dieser finanzielle Gewinn,
beispielsweise der Bauern, deren Rinder ansonsten
durch die Krokodile bedroht sind,garantiert die Dul-
dung und den Schutz der Krokodile (Heidinger,
1998).
Durch eine solche „Inwertsetzung der Natur“ – in
dem angeführten Beispiel die Inwertsetzung einer
Tierart – entsteht bei privaten Akteuren der Anreiz,
das Ökosystem zwar zu nutzen, aber nicht in einem
Umfang, daß es übernutzt wird und somit seine pro-
tektiven Eigenschaften verliert. Die privaten Akteu-
re sollen mit Blick auf ihre eigenen Möglichkeiten,
Einkommen zu erzielen, einen Anreiz haben, zu-
gleich die ökologische Leistungsfähigkeit des Ökosy-
stems auch zukünftig – als Basis für eine dauerhafte
private Einkommenserzielung – zu erhalten. Dies
zeigt auch das Beispiel des Schutzes der Leistenkro-
kodile. Hier fand ein Bewußtseinswandel in dem
Sinn statt,daß beim legalisierten Erlegen von Kroko-
dilen durch die einheimischen Aborigines darauf ge-
achtet wird, daß die eierlegenden Weibchen ver-
schont werden (Heidinger,1998).
Grundsätzlich lassen sich zwei verschiedene Me-
thoden zur Inwertsetzung biosphärischer Leistungen
unterscheiden:
1. Zum einen sind Fälle zu benennen, in denen eine
Zahlungsbereitschaft aufseiten der Individuen für
die Nutzung biosphärischer Leistungen vorhan-
den ist. Aufgabe staatlicher Naturschutzpolitik
wäre es dann, vorhandene Nutzungsmöglichkei-
ten zuzulassen. Ein (ökonomischer) Wert ist in
diesem Fall also vorhanden.Ein typisches Beispiel
für vorhandene Zahlungsbereitschaften und die
Marktfähigkeit bestimmter biosphärischer Lei-
stungen ist die Diskussion über einen Handel mit
bedrohten Arten (Kap. D 3.1). Die Erfahrungen
mit CITES haben gezeigt, daß strikte Handelsre-
glementierungen oft nur dazu geführt haben, daß
der legale Handel durch illegalen Handel ersetzt
wurde. Ein flexibler Mechanismus zur Festlegung
des zulässigen Umfangs des Handels mit bedroh-
ten Arten kann sich in vielen Fällen als geeignete
Schutz- und Nutzungsstrategie erweisen.
2. Zum anderen existieren vielfach Fälle, in denen
ökonomische Werte nicht vorhanden sind und
aufseiten der Individuen keine Zahlungsbereit-
schaft für biosphärische Leistungen vorliegt. In
solchen Fällen muß der Staat eine entsprechende
Zahlungsbereitschaft erst schaffen.Dies kann bei-
spielsweise dadurch geschehen, daß vom Staat
selbst die entsprechende Nachfrage nach biosphä-
rischen Leistungen ausgeht. Die Zahlung von
Subventionen zur Offenhaltung von Kulturland-
schaften kann in diesem Sinn interpretiert wer-
den.
Die Bedeutung des Ansatzes, über eine Inwertset-
zung einzelner Ausschnitte der Biosphäre den Stel-
lenwert des Schutzes biosphärischer Leistungen in
individuellen Kosten-Nutzen-Kalkülen zu erhöhen,
wird ersichtlich, wenn man sich die ökonomischen
Gründe für den Verlust an Biodiversität vor Augen
führt. So weist Swanson (1994) auf den wichtigen
Aspekt hin,daß der Artenschutz bei Landlebewesen
deshalb so schwierig sei,weil der Naturschutz mit an-
deren Bodennutzungsformen konkurriert.Aufgrund
der meist geringen Wertschätzung des Naturschutzes,
insbesondere gegenüber einer landwirtschaftlichen
Nutzung (Ausweitung der Subsistenzwirtschaft
durch Bevölkerungsdruck; industrielle, exportorien-
tierte Landwirtschaft), ist der Schutz der Biodiversi-
tät nur schwierig durchsetzbar (Swanson, 1994). Die
Inwertsetzung biosphärischer Leistungen stellt somit
ein wichtiges Instrument dar,die verzerrte Wertrela-
tion zugunsten des Naturschutzes zu beeinflussen,
ohne daß ökonomische Überlegungen völlig ausge-
blendet werden.
Die Anwendung dieser Strategie entspricht auch
dem Gedanken des Art. 11 der Biodiversitätskon-
vention, der die Vertragsstaaten auffordert, Anreize
zum Schutz und „sustainable use“ von biologischen
Ressourcen zu setzen. Die Notwendigkeit zur Schaf-
fung von Anreizen wird insbesondere vor dem Hin-
tergrund der begrenzten finanziellen und institutio-
nellen Möglichkeiten der Entwicklungsländer deut-
lich, Schutzgebiete in ausreichendem Maß vor an-
thropogenen Eingriffen zu schützen. Das Beispiel
des Artenschutzes zeigt,daß wildlebende Tiere – un-
geachtet der bestehenden gesetzlichen Regelungen –
gejagt und in ihrem Bestand bedroht werden, wenn
Menschen arm sind oder wenn die effektive Durch-
setzung von Schutzmaßnahmen nicht gewährleistet
werden kann. Aus diesem Grunde werden für eine
effektive und effiziente nationale Naturschutzpolitik
– insbesondere in Entwicklungsländern, wo sowohl
die administrativen Fähigkeiten zur Durchsetzung
von Schutzmaßnahmen als auch die notwendigen fi-
nanziellen Ressourcen knapp sind – zwei Bedingun-
gen aufgestellt (Miller et al.,1995):
1. Die Bevölkerung, die vor Ort mit den biotischen
Ressourcen lebt, muß Anreize haben, diese zu
schützen.
2. Ressourcennutzer müssen für ihre Handlungen
verantwortlich sein.
Mit diesem Ansatz wird zudem der Erkenntnis Rech-
nung getragen, daß durch die Einrichtung von
Schutzgebieten allein die Biosphäre langfristig nicht
erhalten werden kann (Kap.E 3.3.2).Für die Umset-
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kommt es vielmehr darauf an, Naturschutz auch au-
ßerhalb von Schutzgebieten zu verwirklichen. Dies
läßt sich nur durch eine aktive Partizipation der
Landbewohner am Naturschutz und durch die Ge-
währung wirtschaftlicher Vorteile erreichen. Eben
diesem Gedanken entspricht die Strategie „Schutz
durch Nutzung“, bei der die gegenläufigen Schutz-
und Nutzungsinteressen entschärft werden (Miersch,
1998; Krug, 1997; Merz, 1995). Die Strategie „Schutz
durch Nutzung“ ist somit ein zentraler Bestandteil
für Projekte,bei denen Schutz- und Entwicklungszie-
le gemeinsam erreicht werden sollen (Integrated
Conservation Development Projects – ICDP; Wells
und Brandon,1992).
Trotz der prinzipiellen Befürwortung dieser Stra-
tegie ist eine differenzierte Beurteilung der Anwen-
dungsbedingungen erforderlich. Es wird nicht emp-
fohlen,alle Ausschnitte der Biosphäre mit diesem In-
strument zu schützen. Vielmehr bedarf es einer de-
taillierten und differenzierten Analyse, die auf die
einleitend beschriebenen unterschiedlichen Land-
schaftsnutzungstypen zurückgreift (Kap. E 3.3.1). So
sollten bei extrem seltenen, differenzierten und ar-
tenreichen Landschaften („Weltnaturerbe“)
menschliche Nutzungsformen – zumindest überwie-
gend – gänzlich ausgeschlossen werden, um diese in
ihrer Einmaligkeit zu erhalten.
Abschließend ist noch auf eine sprachliche Ab-
grenzung hinzuweisen. Das Konzept „Schutz durch
Nutzung“ soll nicht im Sinn des deutschen Natur-
schutzes aufgefaßt werden,bei dem unter diesem Be-
griff die sog. „Pflegenutzung“ verstanden wird. Hier
geht es darum, daß anthropogen geformte Kultur-
landschaften nur noch durch kostenintensive Pflege-
maßnahmen erhalten werden können. Im Vorder-
grund der vom Beirat vertretenen Strategie „Schutz
durch Nutzung“ steht hingegen, wirtschaftliche Nut-
zungsinteressen mit dem Schutz von Naturlandschaf-
ten zu verbinden. Die Analogie besteht daher eher
zur Zulassung landwirtschaftlicher Aktivität in Na-
turschutzgebieten oder naturnahen Räumen in
Deutschland.Dies weist auch auf die Konflikte,denn
die „ordnungsgemäße“ Land- und Forstwirtschaft
steht dann oft in erheblichem Konflikt mit dem
Schutzziel.
E 3.3.3.3
Übergreifende Folgerungen zur Einsetzbarkeit der
Strategie
Unter der in diesem Abschnitt im Vordergrund ste-
henden Fragestellung – inwieweit sich die Biosphäre
durch Nutzung schützen läßt – stellt der Typ „M“
(„Mittlere Nutzungsintensität“) den für das Thema
interessantesten Ausschnitt dar (vgl. zu den Land-
schaftsnutzungstypen Kap E 3.3.1).Während bei Typ
„N“ („Naturschutz“) und Typ „W“ („Wirtschaftliche
Nutzung“) das von der Politik in erster Linie zu ver-
folgende Ziel aufgrund der Typcharakteristika rela-
tiv eindeutig vorgegeben ist – Verfolgung von Schutz-
zielen bei Typ „N“ und von wirtschaftlichen Entwick-
lungszielen bei Typ „W“ –, besteht bei Typ „M“ das
größte Anwendungspotential für die Strategie
„Schutz durch Nutzung“. Denn hier reduziert der
Schutz die private Nutzung aufgrund der geringeren
Produktivität (im Vergleich mit Typ „W“) nur wenig,
und umgekehrt beeinträchtigt die private Nutzung
die Qualität der Umweltschutzgüter nur in einem ge-
ringen Umfang. Doch auch die beiden anderen Ty-
pen weisen ein erhebliches Potential auf, das zuerst
angesprochen wird.
Landschaften mit Dominanz des
Schutzziels (Typ „N“)
Die dominierende Stellung eines politischen Ziels
bei der Behandlung einer Landschaft vom Typ „N“
bzw. Typ „W“ – Schutzziel bzw. wirtschaftliche Nut-
zung – bedeutet noch nicht automatisch, daß nur ein
bestimmtes Instrument eingesetzt werden kann oder
soll.Dies sei zunächst am Typ „N“ demonstriert.Wie
bereits in der Einführung argumentiert,kann sich ein
staatliches Verbot zur Nutzung einer Landschaft als
wenig effektiv erweisen, wenn das Verbot von einer
zentralstaatlichen Instanz gegen die Interessen der
Bevölkerung vor Ort durchgesetzt werden soll
(McNeely, 1988).Vielfach bewirken solche Maßnah-
men nur Wilderei und illegale Kultivierung des Lan-
des.Aus diesem Grund kann auch hier in sehr einge-
schränktem Ausmaß eine Nutzung erlaubt werden,
um das Schutzinteresse vor Ort aufrechtzuerhalten
(Kap.E 3.3.2).
McNeely weist in diesem Zusammenhang darauf
hin, daß viele Konflikte, die bei der Ausweisung von
Schutzgebieten entstehen, vermieden werden kön-
nen, wenn die lokale Bevölkerung nicht als Gegner,
sondern als Partner angesehen wird. Die Bedeutung
dieses Umstandes wird offensichtlich, wenn bedacht
wird,daß die einheimischen Bewohner u.U.seit Jahr-
tausenden ein harmonischer Bestandteil des Ökosy-
stems sind, von dem sie jetzt ferngehalten werden
sollen (McNeely 1990, zitiert nach Lerch, 1996; Kap.
E 3.5).
Landschaften mit Dominanz des
Nutzungsziels (Typ „W“)
Auch in Landschaften des Typs „W“ lassen sich Maß-
nahmen für den Biosphärenschutz ergreifen. Dies
zeigen zum einen die Erfahrungen im Bereich der
Stadtökologie (Kap. E 3.8; Ritter, 1995; Weigmann,
1995).Zum anderen ist auch nicht jeder anthropoge-
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per se eine Bedrohung für die Vielfalt. So ist Mittel-
europa durch die jahrtausendlange menschliche Ein-
flußnahme ökologisch bereichert worden (Kap.
E 2.1). Mit der Zurückdrängung des Waldes und der
Schaffung eines vielfältigen Spektrums von Offen-
land- und Sukzessionsbiotopen in Kombination mit
einem großflächigen Nährstoffentzug aus den Böden
wurde die Voraussetzung für die Ausbreitung licht-
bedürftiger und oft konkurrenzschwacher Pflanzen-
arten geschaffen (Hampicke,1991).
Die größten Bedenken hinsichtlich der Möglich-
keiten eines Biosphärenschutzes beim Typ „W“ be-
treffen sicherlich intensiv betriebene Landwirtschaf-
ten.Im Prinzip könnte man zwar argumentieren,daß
jede umweltpolitische Maßnahme in der intensiv be-
triebenen Landwirtschaft ein Versuch sei, Schutz-
und Nutzungsziele aufeinander abzustimmen. Die
wirtschaftliche Nutzung dominiert aber so stark,daß
diese Frage an anderer Stelle des Gutachtens geson-
dert behandelt wird (Kap.E 3.3.4),und ähnliches gilt
für intensiv betriebene Aquakultur (Kap.E 3.4).
Landschaften mit mittlerem
Schutzerfordernis (Typ „M“)
Zweifellos stellt sich der Typ „M“, also die Land-
schaft mit mittlerem Schutzerfordernis, als der für
das Thema dieses Abschnitts interessanteste Aus-
schnitt dar, weil hier der Spielraum für die Errei-
chung sowohl der Schutz- als auch der Nutzungsziele
am größten ist.Die beiden anderen Typen sind durch
einen weitgehenden Konflikt zwischen Schutz und
Nutzung gekennzeichnet. Dieser Konflikt entspricht
typischen Tradeoff-Problemen, wie sie in der ökono-
mischen Theorie sehr häufig anzutreffen sind, d. h.
die Erreichung des einen Ziels (Schutzziel) geht zu
Lasten des anderen Ziels (Nutzungsziel). Daneben
gibt es aber große Ausschnitte der Biosphäre, in de-
nen beide Ziele nicht stark in Konflikt stehen, son-
dern in denen die Erreichung von Schutzzielen er-
leichtert wird, wenn eine (begrenzte) Nutzung zuge-
lassen wird. Die Strategie „Schutz durch Nutzung“
soll im folgenden anhand von Fallbeispielen – über-
wiegend den Typ „M“ betreffend – vorgestellt wer-
den.
E 3.3.3.4
„Schutz durch Nutzung“: Fallbeispiele
Wildbewirtschaftung im Selous-Reservat in
Tansania
Der Selous-Nationalpark liegt im Südosten Tansani-
as und ist mit 50.000 km2 das größte Naturschutzge-
biet Afrikas. Zwar hat die UNESCO das Gebiet als
„Weltnaturerbe“ anerkannt, jedoch bedrohen stei-
gender Bevölkerungsdruck und erhöhter Bedarf an
landwirtschaftlicher Nutzfläche in zunehmendem
Maß die Erhaltung des Gebiets.Die größten Schäden
werden durch kommerzielle Wilderei und illegalen
Holzeinschlag verursacht. Den Behörden ist es bis-
her nicht gelungen, ein wirksames Naturschutzma-
nagement zu entwerfen und durchzusetzen.
Der Wildreichtum ist eine touristische Attraktion
und die entscheidende Voraussetzung für einen
boomenden Fremdenverkehr, der eine der wichtig-
sten Devisenquellen des Landes ist. Verlierer des
vom Tourismus ausgelösten Aufschwungs war jedoch
die lokale Bevölkerung am Rande des Schutzgebiets,
die auf der einen Seite nicht an den Erlösen aus dem
Fremdenverkehr beteiligt ist und auf der anderen
Seite durch ständige Wildschäden auf ihren landwirt-
schaftlichen Nutzflächen finanzielle Verluste erlei-
den muß. Es liegt also der klassische, bereits be-
schriebene Fall vor, daß die lokalen Bevölkerungs-
gruppen die Kosten des Natur- und Landschafts-
schutzes ertragen müssen, während sie am Nutzen
nicht beteiligt sind.
Mit Hilfe einer geregelten Bejagung soll nun der
lokalen Bevölkerung ein Vorteil vom Wildreichtum
ihrer Gemeindegebiete verschafft werden. Die gere-
gelte Bejagung soll sowohl Schutz- als auch Nut-
zungszielen dienen. Zum einen wird es den Bewoh-
nern ermöglicht,Wildtiere für die Fleischversorgung
zu nutzen, und zum anderen wird über die Regle-
mentierung versucht, den negativen Einfluß auf die
natürlichen Populationen gering zu halten.Wildhüter
kontrollieren,daß die festgelegten Quoten eingehal-
ten werden und keine geschützten Arten getötet wer-
den. Seit Einführung dieses Systems ging die Wilde-
rei merklich zurück. Trotz der (limitierten) Erlaub-
nis, auch Elefanten zu jagen, stieg durch den nahezu
völligen Wegfall der Wilderei die Population von
30.000 auf 52.000 Tiere.
Weiterhin ist eine Förderung des begrenzten Jagd-
und Ökotourismus vorgesehen, wodurch eine weite-
re Steigerung des ökonomischen Wertes der in situ
lebenden Arten induziert wird (BMU,1998).
Das Campfire-Programm in Simbabwe
(Communal Areas Management Programme
for Indigenous Resources)
Während der Zeit der englischen Kolonialherrschaft
wurde die schwarze Bevölkerung in Regionen mit
agrarwirtschaftlich unproduktiven Böden zurückge-
drängt. Diese sog. communal areas bedecken etwa
42% der gesamten Landesfläche Simbabwes. Die
Jagd auf Wildtiere war nicht nur in den Schutzgebie-
ten, sondern auch in den communal areas und den
großen Privatfarmen verboten.Zudem sind die Wild-
tiere bedeutende Futterkonkurrenten für die Haus-
rinder. Dies bewirkte, daß weder die einheimische
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hatten,einen ausreichenden Wildbestand zu sichern.
Aufgrund der ungünstigen Kosten-Nutzen-Vertei-
lung aus dem Schutz der Wildtiere für die lokale Be-
völkerung fehlte der Rückhalt in der Bevölkerung
bei der wirkungsvollen Bekämpfung der Wilderei.
Indem mit dem Campfire-Programm über die Nut-
zung von Wildtierarten versucht wurde, in den länd-
lichen Kommunen Anreize zu einer langfristigen Ar-
terhaltung im Agrarland zu schaffen,wurde die Wen-
de beim Artenschutz – und damit verbunden auch
dem Landschaftsschutz – erreicht (Grimm, 1996).
Das Campfire-Projekt basiert auf 3 Grundprinzi-
pien:
1. Stärkung der Eigenverantwortung der ländlichen
Kommunen in bezug auf Zugang und Kontrolle
ihrer natürlichen Ressourcen.
2. Übertragung des Rechts der eigenständigen Ent-
scheidung über den Umgang mit ihren natürlichen
Ressourcen auf die ländlichen Kommunen.
3. Einnahmen aus der Nutzung der natürlichen Res-
sourcen sollen direkt den Kommunen zufließen.
Das Campfire-Programm liefert die legale Basis für
die ländliche Bevölkerung,ihre natürlichen Ressour-
cen in einer nachhaltigen Weise zu nutzen und ihre fi-
nanzielle Lage direkt zu verbessern. Folgende Mög-
lichkeiten zur Einkommenserzielung durch Nutzung
der vorhandenen biotischen Ressourcen werden er-
laubt (Campfire Association,1999):
• Vermietung von Jagdlizenzen: Über 90% der Ein-
kommen von Campfire werden durch Lizenzver-
kauf an ausländische Jäger erzielt, die Elefanten,
Büffel, Löwen oder andere Wildtiere schießen
wollen,wobei allein das Jagen von Elefanten 64%
der erzielten Einnahmen ausmacht (Metcalfe et
al.,1995).
• Nutzung natürlicher Ressourcen: Die Gemeinden
sammeln, ernten und verkaufen natürliche Pro-
dukte wie Krokodileier,Holz,Flußsand usw.
• Tourismus: Einige Einnahmen der communal are-
as stammen aus der Vermietung von Flächen für
naturbezogenen Tourismus. Zugleich unterhalten
einige Gemeinden auch eigene touristische Fazili-
täten. Viele Einheimische stellen sich auch als
Führer zur Verfügung.
• Verkauf von lebenden Tieren: In Gegenden, in de-
nen der Wildbestand sehr hoch ist, werden leben-
de Tiere an private Schutzreservate und National-
parks verkauft.
• Fleischverkauf: Das Fleisch der Wildtiere wird in
einigen communal areas an Nachbargemeinden
und -städte verkauft.
Von großer Bedeutung für den Erfolg des Projekts
ist, daß die Einkünfte nicht an die Zentralregierung
abgeführt werden müssen. Vielmehr verbleibt der
größte Teil der erwirtschafteten Gelder auf der loka-
len Ebene. Die Einkünfte werden überwiegend ent-
weder in die kommunale wirtschaftliche Entwick-
lung investiert oder fließen direkt an die privaten
Haushalte (Barnes,1994).
Die Erfolge des Campfire-Projekts zeigen sich so-
wohl in ökonomischer, ökologischer und sozialer
Hinsicht, also in allen drei Dimensionen von Nach-
haltigkeit.Der World Wide Fund for Nature (WWF)
schätzt, daß sich die Haushaltseinkommen in den
communal areas um 15–25% erhöht haben (Campfi-
re Association, 1999).Aus natur- und artenschutzpo-
litischer Sicht ist der Ausweis neuer Schutzgebiete
durch die Campfire-Aktivitäten als Erfolg zu werten.
Von besonderer Bedeutung ist, daß die Campfire-
Anstrengungen durch die Schaffung von zusammen-
hängenden Schutzgebieten zu einer Wiedereröff-
nung von traditionellen Migrationsrouten für die
Wildtiere geführt haben (Nuding,1996).
Neben den ökonomischen und ökologischen Er-
folgen des Projekts können auch aus sozialer Sicht
positive Wirkungen festgestellt werden. Der durch
die Initiative ausgelöste Entwicklungs- und Lernpro-
zeß führte zu einer Stärkung des kommunalen
Selbstverständnisses und -verantwortlichkeit (empo-
werment, collective self reliance). Diese Form der
Wildtiernutzung bedeutet somit gleichzeitig Armuts-
bekämpfung, Ressourcenschutz und Investition in
Humankapital (Nuding,1996).
E 3.3.3.5
Implementation der Strategie „Schutz durch
Nutzung“
Wahl der Nutzungsform
Mit Blick auf das Schutzerfordernis und die Schutz-
würdigkeit einer Landschaft muß eine geeignete
Nutzungsmöglichkeit bzw. Kombination verschiede-
ner Nutzungsformen ausgewählt werden.Grundsätz-
lich kann zwischen nichtkonsumtiver Nutzung (Foto-
tourismus und Lebendwildhandel) und konsumtiver
Nutzung (Subsistenzjagd,Trophäenjagd,Wildernten)
unterschieden werden. Die geeignete Nutzungsform
kann nicht allgemein, sondern nur anhand der loka-
len sozioökonomischen Bedingungen ausgewählt
werden (Krug,1997).
Einige Nutzungsformen, die sich besonders für
den Einsatz im Rahmen der Strategie „Schutz durch
Nutzung“ eignen, sind beispielsweise die Nutzung
von Wildtieren und -pflanzen,der Tourismus und die
Nutzung durch die Wissenschaft. Prinzipiell eignen
sich also verschiedene Nutzungsformen für die Um-
setzung der Strategie „Schutz durch Nutzung“. Im
Vordergrund dieses Kapitel steht allerdings die Nut-
zung von Landschaften zur extensiven Biomassepro-
duktion, so daß hier insbesondere an die Wildtier-
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Bei dieser Nutzungsform läßt sich über die In-
wertsetzung einzelner Tier- oder Pflanzenarten
Landschaftsschutz verwirklichen.Viele Artenweisen
einen multiplen wirtschaftlichen Nutzen auf. Bei-
spielsweise kann ein Elefant zur Fleischversorgung
dienen, die Möglichkeit des Sportjagens eröffnen
und ganz generell eine touristische Attraktion dar-
stellen (Miller et al, 1995). Weil eine Art bei dieser
Form der Nutzung meist in situ gehalten werden
muß,ist mit dem Artenschutz gleichzeitig ein Anreiz
verbunden, auch das für die Arterhaltung notwendi-
ge Ökosystem mit zu schützen. Die Erfahrungen in
Afrika mit der legalisierten Wildtiernutzung – beson-
ders in Simbabwe (Campfire-Projekt), Sambia, Süd-
afrikaund Namibia – verdeutlichen,daß die Wildnut-
zung deutlich positive Auswirkungen auf Arterhal-
tung und Verbreitung von Wildarten hat. Von der
festzustellenden Vergrößerung der Habitate für
Wildtiere profitieren auch nicht genutzte Wild- und
Pflanzenarten. Naturschutz in dieser Form ist somit
eine ökologisch sinnvolle und wirtschaftlich attrakti-
ve Art der Landnutzung (Krug,1997).
Die instrumentelle Ausgestaltung
Die verschiedenen Nutzungsformen, die denkbaren
Kriterien, die zur Ermittlung von Schutzwürdigkeit
und Schutzerfordernis herangezogen werden kön-
nen,und die Aufgabe,Nutzung und Schutz zu verbin-
den, verdeutlichen, daß es keine pauschale, allge-
meingültige Ausgestaltung der Strategie „Schutz
durch Nutzung“ geben kann. Vielmehr ist, wie er-
wähnt, bei jedem Schutzobjekt, bei dem die Anreize
zu einem nachhaltigen Umgang durch vermehrte
Nutzung erhöht werden sollen, eine Einzelfallanaly-
se erforderlich.Erst dann können Instrumente einge-
setzt werden.
Die instrumentelle Umsetzung des Gedankens
„Schutz durch Nutzung“ erfordert vor diesem Hin-
tergrund eine Kombination verschiedener Instru-
mente.Von außerordentlich hoher Bedeutung ist die
Ausstattung der potentiellen Nutznießer mit ent-
sprechenden Eigentums- bzw. Verfügungsrechten.
Nur in den wenigsten Fällen führt eine vollständige
Privatisierung biologischer Ressourcen zu einem Al-
lokationsergebnis,bei dem übergeordnete Schutzzie-
le eingehalten werden.Von daher bedarf es genau zu-
geschnittener Verfügungsrechte, die meist einer ge-
wissen staatlichen – nicht notwendigerweise zentral-
staatlichen (zur Bedeutung des kommunalen
Ressourcenmanagements siehe Kap. E 3.3.3.6) –
Kontrolle unterliegen müssen.
Dieser Grundgedanke, daß mit der Zuweisung
privater Verfügungsrechte ein Effizienzgewinn ein-
hergeht, wird seit langem in der ökonomischen The-
orie der property rights diskutiert (Demsetz, 1967)
und läßt sich auch für viele Umweltmedien – neben
Luft und Wasser u.U.auch für Medien subtilerer Art
wie die Biosphäre – verwenden (Wegehenkel,1981).
Über die Angemessenheit dieses Ansatzes hinsicht-
lich des angestrebten umweltpolitischen Ziels muß
dann aber jeweils eine Einzelfallanalyse entscheiden,
denn Kombinationsmöglichkeiten der Schutzziele
mit den Nutzungszielen hängen stark vom Ausschnitt
der Biosphäre,den örtlichen Gegebenheiten usw.ab.
Das Instrument „Schaffung ex ante begrenzter
Verfügungsrechte“ stellt eine wichtige Vorausset-
zung für die Überwindung des Problems dar,daß ein
Großteil der kommunalen Landflächen von jedem
beliebig genutzt werden kann (open access resour-
ce).Dies führt in vielen Fällen zu einer Übernutzung
und zur Biotopzerstörung (Hardin, 1968; Krug,
1997). Mit diesem zentralen Instrument „Schaffung
von Verfügungsrechten“ sind dann andere Instru-
mente zu kombinieren (Bromley, 1994). Zum einen
können ökonomische Anreizinstrumente wie Steu-
ern und Subventionen zur Erreichung von Schutz-
und Nutzungszielen eingesetzt werden, und zum an-
deren sind in einigen Fällen auch ordnungsrechtliche
Auflagen wie die Festlegung von Fangquoten oder
die Einhaltung zugewiesener Nutzungsgebiete un-
umgänglich.
Wie bereits ausgeführt,leiden viele bisherigen Na-
turschutzstrategien darunter, daß den Interessen der
lokalen Bevölkerung zu wenig Rechnung getragen
wird und deshalb die angestrebten Schutzziele unter-
laufen werden. Das Konzept „Schutz durch Nut-
zung“ macht auf die Bedeutung der Anreize der lo-
kalen Bevölkerung zum Schutz der Biosphäre auf-
merksam. Neben dem Instrument „Zuweisung von
Verfügungsrechten“ sind noch weitere ökonomische
Anreizinstrumente zu entwickeln, um sowohl den
Anreiz zum Schutz als auch die Akzeptanz dieses
neuen Naturschutzregimes zu fördern. Hierzu sind
Instrumente auf lokaler, nationaler und globaler
Ebene zu entwickeln (McNeely,1988).Von besonde-
rer Bedeutung ist es,auf lokaler Ebene Anreizinstru-
mente einzusetzen, damit der Schutzgedanke durch
die erlaubte Nutzung nicht unterlaufen wird. Des-
halb werden im folgenden kurz einige mögliche In-
strumente dieser Art vorgestellt.
Direkte finanzielle Anreize – oder auch negative
Anreize wie beispielsweise in Form von Strafen –
wirken über eine monetäre Verhaltenssteuerung auf
das Ziel,biologische Ressourcenin ihrem Bestand zu
wahren bzw. nachhaltig zu nutzen. Als Instrumente
dieser Art können beispielsweise Rückerstattung
von Eintrittsgebühren aus touristisch genutzten
Schutzgebieten, monetäre Belohnungen für umwelt-
schützendes Verhalten, Strafen für illegale Nutzung
biologischer Ressourcen und Kompensationszahlun-
gen für von Wildtieren verursachten Schäden dienen.
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terielle Anreize in Form von Nahrung, Tieren und
Zugang zu Gebieten,in denen eine nachhaltige Nut-
zung betrieben wird,denkbar (NcNeely,1988).
Neben diesen sog. direkten Anreizinstrumenten
können auch indirekte Anreize zur Förderung des
kommunalen Interesses am Biosphärenschutz ge-
setzt werden, beispielsweise in Form von Steuerer-
leichterung, insbesondere für an (Kern-)Schutzge-
bieten liegende Großgrundbesitzer, Versicherungs-
leistungen für Ernteausfälle und soziale Sicherungs-
leistungen (McNeely,1988).
Ein sehr interessantes Instrument in diesem Zu-
sammenhang ist der Vorschlag von Panayatou
(1995), handelbare Entwicklungsrechte in der
Schutzgebietsausweisung einzusetzen. Ein solches
Vorgehen wird beispielsweise in Puerto Rico ange-
wandt. Hier wurden die Küstenregionen in schutz-
würdige Gebiete, die nicht weiter wirtschaftlich ent-
wickelt werden sollen, und in Entwicklungsgebiete,
die für Siedlung,Verkehr und Gewerbe bereitgehal-
ten werden sollen, unterteilt. Den Inhabern von
Grundflächen in den Schutzgebieten werden handel-
bare Entwicklungsrechte zugestanden, die diese in
Entwicklungsgebieten selbst nutzen oder an Meist-
bietende verkaufen können.Das Entwicklungsrecht,
das den Wert des Grundstücks dauerhaft erhöht, ge-
steht gewisse, in entsprechenden Rechtsvorschriften
zu konkretisierende Übertretungen der bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften zu.Es stellt also einen
ökonomischen Wert dar, der die in der wirtschaftli-
chen Nutzung eingeschränkten Bewohner finanziell
kompensieren kann, ohne daß der Staat diese Kom-
pensationszahlungen übernehmen muß (Panayatou,
1995;Bizer,1997).
Es ist deutlich geworden, daß die Umsetzung der
Strategie „Schutz durch Nutzung“ durch eine Kom-
bination von einer Vielzahl unterschiedlicher Instru-
mente vollzogen werden muß, die im Einzelfall auf
ihre Anwendbarkeit hin zu prüfen sind und hier nicht
in allen Einzelheiten vorgestellt werden können.
Auch eine Studie der OECD über ökonomische An-
reizinstrumente in der Biodiversitätspolitik kommt
zu dem Ergebnis, daß es einer Kombination von
mehreren Instrumenten bedarf,um das Ziel der Bio-
diversitätskonvention, Schutz und nachhaltige Nut-
zung biologischer Vielfalt, mit Hilfe ökonomischer
Anreizinstrumente zu erreichen (OECD, 1998; Kap.
I 3.5.1).
E 3.3.3.6
Schlußbemerkung: Dezentralisierung als
notwendige institutionelle Rahmenbedingung
Die bisherige Diskussion hat gezeigt,daß eine Über-
tragung von Verfügungsrechten an Individuen oder
Bauern, die Legalisierung der Nutzung von Elemen-
ten der Biosphäre – in den meisten Fällen die Nut-
zung von Wildtieren – und die Schaffung von Han-
delsmöglichkeiten mit Naturprodukten die Voraus-
setzung für eine Inwertsetzung biosphärischer Lei-
stungen ist und so die Grundlage für die Umsetzung
der Strategie „Schutz durch Nutzung“ geschaffen
wird.Ebenso sind allerdings die begleitenden institu-
tionellen Rahmenbedingungen von entscheidender
Bedeutung für das Gelingen dieses Ansatzes.So sind
begleitend auch entsprechende lokale Institutionen
aufzubauen, die nicht nur die Nutzung überwachen
und Sanktionen durchsetzen sowie für eine gerechte
Einkommensverteilung sorgen sollen, sondern auch
in den gesamten Planungs- und Entscheidungspro-
zeß bei der Umsetzung der Strategie „Schutz durch
Nutzung“ zu integrieren sind.Die auf lokalen Institu-
tionen aufbauenden Kontroll- und Monitoringme-
chanismen sind eine wichtige Voraussetzung zur Ge-
währleistung der ökologischen Dimension des Nach-
haltigkeitsziels (Krug,1997;Kap.E 3.9).
Die Notwendigkeit, Abstand von einer einseitig
auf zentralstaatlichen Ansätzen beruhenden Politik
des Biosphärenschutzes zu nehmen, wird insbeson-
dere aus Sicht der ökonomischen Föderalismustheo-
rie deutlich.Viele biosphärischen Leistungen berüh-
ren Kosten- und Nutzengrößen der lokalen Ebene,
und daher ist auch hier der geeignete Ort für die Pla-
nung und Durchführung von Schutz- und Nutzungs-
strategien (Döring, 1998; Fromm, 1999; Lerch, 1996;
Kiss, 1990; Kap. E 3.9). Diese theoretischen Argu-
mente werden durch die empirischen Erfahrungen
beispielsweise im Rahmen des Campfire-Projekts
unterstützt, bei dem die partizipative und demokra-
tisch geregelte Beteiligung der lokalen Bevölkerung
an den Campfire-Aktivitäten eine wichtige Erfolgs-
bedingung des Projekts ist (Miller,1996).Auch ande-
re Fallstudien zeigen, daß lokale Gemeinschaften
meist in der Lage sind,ihre biologischen Ressourcen
nachhaltig zu nutzen und daß die Etablierung starker
und durchsetzungsfähiger Institutionen auf lokaler
Ebene,die die Einhaltung der Schutz- und Nutzungs-
ziele überwachen, eine wichtige Voraussetzung für
die Setzung wirkungsvoller Anreize zum Schutz der
Biosphäre ist (McNeely,1988).
E 3.3.3.7
Forschungs- und Handlungsbedarf
Die handlungsorientierten Aussagen zum Fragen-
kreis „Schutz durch Nutzung“ können kurz gehalten
werden.Es handelt sich um ein Konzept,das – wo es
anwendbar ist – Vorteile sowohl für die Biosphäre als
auch für die Nutzungsinteressen des Menschen auf-
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zwei Ziele Verbesserungen möglich sind,kann es nur
eine Empfehlung geben:Mehr davon.
Dazu sind diejenigen Situationen herauszupräpa-
rieren, in denen solche Situationen verdeckt vorlie-
gen.In diesem Abschnitt wurden zwei Beispiele refe-
riert, und etliche weitere sind der Literatur zu ent-
nehmen. Es sollte jetzt Gegenstand der Forschung
sein,Typisierungen zu entwickeln,die das Aufdecken
solcher Situationen möglich machen. Dies ist eine
schwierige Aufgabe, weil je nach Landschaftsnut-
zungsform, sozialer Organisation, staatlicher Gestal-
tungskraft (z. B. Zuordnung und Sicherung von Ei-
gentumsrechten) usw. andere Lösungen angezeigt
sind.
Die deutsche Entwicklungspolitik sollte die be-
reits vorhandenen Ansätze ausbauen,die die Inwert-
setzung von Natur und damit den Schutz durch Nut-
zung verstärkt in den Dienst einer integrierten För-
derung von wirtschaftlicher Entwicklung und Schutz
der Biosphäre stellen.
E 3.3.4
Schutz trotz Nutzung: nachhaltige Produktion
biologischer Ressourcen
Produktionssteigerung bei der
Landnutzung – Basis für die Erhaltung der
Biodiversität
Die Nutzung von terrestrischen Ökosystemen für die
Produktion von Nahrungsmitteln pflanzlicher und
tierischer Herkunft, von Futtermitteln, von nach-
wachsenden Rohstoffen wie Holz,Fasern,Öle,Wach-
se usw. sowie von Biomasse als Energieträger stellt
nicht nur heute die Basis für die Lebensgrundlage
der Menschen dar,sondern wird zukünftig eine noch
größere Rolle spielen, wenn es zum einen darum
geht, weitere 3–5 Mrd. Menschen zu ernähren und
wenn zum anderen zunehmend nicht erneuerbare
Ressourcen durch erneuerbare substituiert werden
müssen.
Um im Jahr 2025 eine geschätzte Weltbevölkerung
von 8,25 Mrd. Menschen ausreichend ernähren zu
können (UN,1993),geht die FAO von einer notwen-
digen Steigerung der Nahrungsmittelproduktion von
75% aus.Etwa 83% der Weltbevölkerung werden zu
diesem Zeitpunkt in Entwicklungsländern leben.Be-
reits heute sind dort etwa 800 Mio. Menschen von
Hunger und Unterernährung betroffen. Gleichzeitig
wird immer mehr Getreide, das früher der direkten
menschlichen Ernährung diente, mit geringer ener-
getischer Effizienz für die Tierproduktion eingesetzt.
Etwa 21% der weltweiten Anbaufläche für Getreide
dienen der Produktion von Futtermitteln und etwa
22 Mio.km2,das sind etwa 17% der Landoberfläche,
sind durch Weidesysteme geprägt. (Steinfeld et al.,
1997). Darüber hinaus können gegenwärtig etwa
100 Mio. Menschen in den Entwicklungsländern ih-
ren täglichen Brennholzbedarf nicht decken.Weitere
1,3 Mrd. Menschen sehen zunehmenden Brennstoff-
engpässen entgegen,da sie mehr Brennholz verbrau-
chen, als nachwächst (Lean et al., 1990). 1994 betrug
der weltweite Verbrauch von Brennholz etwa
1,9 Mrd. m3, wovon mehr als 85% auf die Entwick-
lungsländer entfielen.Bis zum Jahr 2025 wird sich das
pro Kopf zur Verfügung stehende potentielle Brenn-
holzangebot in den Entwicklungsländern halbieren
(Schulte-Bisping et al.,1999).
Um den steigenden Bedarf an nutzbarer Biomas-
se in den kommenden 25–30 Jahren zu decken, gibt
es folgende drei Optionen:
1. Das erreichte Produktionsniveau bleibt gleich
oder wird reduziert. Dies hätte die Konsequenz,
daß die Nutzflächen zu Lasten natürlicher oder
naturnaher Ökosysteme (wie z. B. Wälder und
Grasländer) erheblich ausgedehnt werden müs-
sen.
2. Bei gleichbleibender Nutzflächemuß die Flächen-
produktivität erhöht werden. Dies würde bedeu-
ten,daß die Erträge etwa verdoppelt werden müs-
sen.
3. Durch Substitution der Produkte der Landnut-
zung wird der zukünftige Bedarf auf den vorhan-
denen Flächen bei gegebener Produktivität gesi-
chert. Dies könnte durch die Reduktion des
Fleischverzehrs, durch zusätzliche Gewinnung
von Nahrung aus dem Meer (Kap. E 3.4) oder die
biotechnologische Produktion von Nahrungsmit-
teln erfolgen.
Diese Optionen gelten für den Globus als Ganzen.
Aus der Sicht der biologischen Vielfalt und des Er-
halts biologischer Ressourcen sind die Optionen 2
und 3 vorrangig wahrzunehmen. Weltweit wird es
keine einheitliche Lösung geben. Vielmehr werden
sich regional unterschiedliche Kombinationen dieser
Optionen entwickeln müssen, um den wachsenden
Bedarf zu decken. Dies ergibt sich schon aus dem
Umstand, daß die Ausgangspositionen bezogen auf
die landwirtschaftlich genutzte Fläche in den ver-
schiedenen Regionen sehr unterschiedlich sind, wie
Tab.E 3.3-3 zeigt.
Betrachtet man die Versorgung von einzelnen Re-
gionen oder Ländern, so muß diese nicht immer auf
der jeweils zugehörigen Nutzfläche gesichert sein.
Durch überproportionale Steigerung der Produktion
in Gunsträumen lassen sich Mängel in defizitären
Regionen ausgleichen, wenn dies durch Handel und
Verteilungssysteme ermöglicht wird.159 Nachhaltige Landnutzung E 3.3
E 3.3.4.1
Ausweitung der landwirtschaftlichen Nutzfläche
Im Lauf der letzten Jahre wurden verschiedene Ab-
schätzungen der potentiellen ackerbaulichen Nutz-
fläche publiziert. Das Flächenpotential dieser Ab-
schätzungen beläuft sich weltweit auf 2–4 Mrd. ha
(Alexandratos, 1995; Luyten, 1995; Fischer und Hei-
lig, 1998). Davon werden heute bereits 1,5 Mrd. ha
kultiviert (FAO, 1998b). Diese landwirtschaftlich ge-
nutzte Gesamtfläche ist in den letzten zwanzig Jah-
ren trotz zusätzlich kultivierter Flächen nahezu kon-
stant geblieben. Durch Bodenerosion, Versalzung
und die Ausbreitung von Siedlungen,Verkehrswegen
und Wüsten gingen fast genau so viele Flächen verlo-
ren,wie urbar gemacht wurden.
In der Abb. E 3.3-4 sind einige Szenarien darge-
stellt,wie sich der Bedarf an Ackerland bei wachsen-
der Bevölkerung und unterschiedlichem Produk-
tionsniveau weltweit entwickeln wird. Für die Be-
rechnung der in der Grafik gezeigten Szenarien wur-
de eine benötigte Fläche von 0,28 ha pro Person
zugrunde gelegt, eine Fläche, die schon heute in gro-
ßen Teilen Asiens und im globalen Mittel für die Ent-
wicklungsländer unterschritten wird (Tab. E 3.3-3).
Die Kalkulation setzt weiter voraus, daß zukünftig
keine Nutzflächen durch Bodendegradation verlo-
ren gehen. Dies ist eine optimistische Annahme, da
die Bodendegradation derzeitig in großem Umfang
abläuft (WBGU,1994).
Auf der Basis der bestehenden Produktivität wür-
de die potentielle Landfläche ausreichen,um 12Mrd.
Menschen zu ernähren.Diese Berechnung ist jedoch
aus mehrerlei Hinsicht trügerisch. Die gegenwärtige
jährliche Ausweitung der landwirtschaftlichen Flä-
che beträgt lediglich 0,1% der Anbaufläche, da
gleichzeitig Flächen in derselben Größenordnung in-
folge starker Degradation aus der Nutzung genom-
men werden mußten (Alexandratos, 1995; Young,
1998). Etwa 40% der Nahrungsmittelproduktion
stammen heute aus dem Bewässerungsfeldbau, der
ca. 17% der Anbaufläche ausmacht (FAO, 1996a).
Dessen Fläche hat sich seit 1950 um den Faktor 2,5
vergrößert (Young, 1998). Die Zunahme der Bewäs-
serungsfläche wird sich jedoch aufgrund der be-
grenzten Flächen, hoher Erschließungs- und Unter-
haltskosten, zunehmender Beeinträchtigung durch
Versalzung und begrenzter Verfügbarkeit von Was-
serressourcen nicht in gleicher Weise wie bisher fort-
setzen. Im Gegenteil, im Verlauf der letzten beiden
Dekaden sind die Zuwachsraten deutlich rückläufig.
In Asien,der weltweit bedeutendsten Region für den
Bewässerungsfeldbau (62% der Anbaufläche) ent-
fallen bereits heute 85% der Wasserentnahme auf
die Landwirtschaft,wobei in den bevölkerungsreich-
sten Ländern China und Indien das verfügbare Was-
serpotential schon zu über 80% ausgeschöpft ist
(Kulshreshta,1993;WBGU,1998a).
Die Ausdehnung der Nutzflächen ist mit großen
Unsicherheiten verbunden und regional in unter-
schiedlicher Weise möglich. Während im südasiati-
schen oder nordafrikanischen Raum bereits etwa
85% der potentiellen Flächen in Nutzung sind, be-
trägt der genutzte Anteil in Südamerika lediglich
20% (Young, 1998). Unter dem Aspekt der Erhal-
tung der biologischen Vielfalt ist eine Strategie der
starken Ausweitung der Nutzflächen als äußerst kri-
tisch anzusehen, zielt sie doch darauf ab, fortschrei-
tend weiter in natürliche Ökosysteme einzugreifen,
dabei zunehmend auf marginalere Standorte auszu-
weichen und damit auch Standorte mit hoher bio-
logischer Diversität zu zerstören. Besonders die fra-
gilen tropischen und subtropischen Ökosysteme
spielen neben ihrer hohen Gen-,Arten- und Habitat-
vielfalt eine bedeutende Rolle als Genpools (Gen-
zentren) für viele domestizierte Pflanzen- und Tier-
arten (Kap. D 3.4). Die Ausdehnung der landwirt-
schaftlichen Nutzung in diese Bereiche wäre daher
mit einem erheblichen Risiko verbunden, da bisher
ungenutzte Ressourcen zerstört und die genetische
Basis von Kulturpflanzen bedroht würden.
Aus dieser kurzen Betrachtung lassen sich folgen-
de Schlüsse ziehen:
1. Der globalen Degradation der Böden muß mit al-
len Mitteln Einhalt geboten werden,damit die be-
reits in Kultur befindlichen Flächen ihre Produkti-
vität nicht verlieren (WBGU,1994).
2. Die Ausdehnung der Nutzflächen zu Lasten na-
türlicher Ökosysteme sollte nur in dem Maß erfol-
gen, wie dies nach der Ausschöpfung des jeweili-
gen Produktionspotentials auf den bereits kulti-
vierten Flächen unumgänglich ist.
3. Der Verlust von pflanzlichen Erntegütern bei La-
gerung,Transport und Verarbeitung, die einen er-
Tabelle E 3.3-3
Landwirtschaftsfläche 1994,unterteilt nach Acker- und
Dauergrünland.
Quellen:WRI,1998a;FAO,1998b;Weltbank,1998
Acker Grünland
[ha pro Einwohner]
Nordamerika 0,79 0,9
Lateinamerika 0,36 1,5
Afrika 0,27 1,3
Europa 0,43 0,24
Deutschland 0,15 0,07
Asien 0,18 0,3
China 0,08 0,33
Entwicklungsländer 0,18 0,49
Entwickelte Länder 0,57 1,0160 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
heblichen Anteil ausmachen, muß weiter vermin-
dert werden.
Durch ausgewogene Ernährung mit hohem Anteil
pflanzlicher Nahrungsmittel lassen sich Verluste bei
der Veredelung reduzieren und die Versorgung ver-
bessern.
E 3.3.4.2
Möglichkeiten der landwirtschaftlichen
Produktionssteigerung in unterschiedlichen
Regionen
In Nordamerika herrscht bei vergleichsweise dünner
Besiedelung sowie günstigen klimatischen und pedo-
logischen Gegebenheiten keine Flächenknappheit
an landwirtschaftlichen Nutzflächen. Aus der Sicht
der langsam wachsenden Bevölkerung besteht kein
akuter Zwang zur Erhöhung der Flächenproduktivi-
tät. Allerdings besteht aufgrund der Erhöhung der
Arbeitsproduktivität eine zunehmende Tendenz zur
Intensivierung der Nutzung und damit zur weiteren
strukturellen Homogenisierung und Eutrophierung
der Agrarlandschaften.
Auch in Lateinamerika und in Afrika ist die Flä-
chenausstattung je Kopf der Bevölkerung noch rela-
tiv günstig.Trotz bedeutender Produktionssteigerun-
gen in diesen Kontinenten bestehen jedoch in vielen
Ländern aufgrund regional rasch wachsender Bevöl-
kerung, einer überwiegend extensiven Nutzung, kli-
matischer Ungunst,aber auch politischer Instabilität
große Defizite in der Versorgung mit Nahrungsmit-
teln. Es ist aber noch ein bedeutender Spielraum für
eine ökologisch sinnvolle und standortgemäße Stei-
gerung der Produktion vorhanden.Die Nutzung die-
ses Spielraumes ist angesichts der immer weiter um
sich greifenden Zerstörung ökologisch bedeutender
Naturräume dringend geboten und bedarf der Un-
terstützung von außen, die weit über das bisherige
Maß hinausgeht (WBGU,1994,1996a,1998a).
Brandrodung und Zerstörung von Regenwäldern
können kein Rezept gegen Landnot sein,solange auf
bereits vorhandenen landwirtschaftlichen Flächen
durch Verbesserung der Bewirtschaftungsmethoden
und Durchführung sozialer Reformen noch beachtli-
che Ertragsreserven aktiviert werden können.
Gänzlich anders liegen die Verhältnisse in den
fernöstlichen Entwicklungsländern. In ihnen leben
heute mit 1,5 Mrd.29% aller Menschen,sie verfügen
aber mit etwa 305 Mio. ha nur über knapp 22% der
landwirtschaftlichen Nutzfläche der Welt. Auf jeden
Einwohner entfallen hier nur 0,18 ha. Und doch
herrscht in den meisten dieser Länder,trotz teilweise
großer Armut, keine extreme Unterversorgung mit
Nahrungsmitteln, d. h. die Nahrungsmittelproduk-
tion kann einen bescheidenen Bedarf decken. Der
Schlüssel liegt in dem Umstand,daß das Klimain die-
sen Breiten teilweise zwei- oder dreimalige Ernten
Abbildung E 3.3-4
Bedarf an Ackerland bei
wachsender Bevölkerung
und unterschiedlichem
Produktionsniveau.Stark
ausgezogene Linien:
Flächenbedarf bei
gegenwärtigen
Hektarerträgen.Die
Spreizung der Linien ab
dem Jahr 2000 ergibt sich
aus den Bevölkerungs-
prognosen der UN.Untere
Linie:Minimumszenario,
obere Linie:
Maximumszenario der
Bevölkerungsentwicklung.
Dünne Linien:erforderliche
Landflächen,wenn die
Ernteerträge künftig
verdoppelt bzw.vervierfacht
werden können.Schattierte
Fläche:Schätzungen der
gesamten Landfläche,die
möglicherweise noch
kultiviert werden könnte –
ein großer Teil dieser Fläche
sind bewaldete Gebiete und
Feuchtgebiete.Siehe auch
Beschreibung im Text.
Quelle:Meadows et al.,
1993,verändert.
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im Jahr ermöglicht.Das Grundnahrungsmittel dieser
Regionen ist Reis,dessen Anbau von jeher zu den in-
tensivsten und traditionsreichsten landwirtschaftli-
chen Betriebsformen gehört. Gleichzeitig ist er ein
Beispiel dafür, daß intensive Landbewirtschaftung
und Umweltschonung sich nicht ausschließen, ob-
wohl der Reisbau in „Monokultur“ betrieben wird.
Dies war jedoch nur auf nährstoffreichen Böden
möglich, auf denen die Nährstoffexporte und die
Versauerung kompensiert werden konnten. Der An-
bau von Reis ohne Fruchtwechsel hat im Laufe der
Jahrhunderte aber auch dazu geführt, daß auf Reis
spezialisierte Krankheitserreger und Schädlinge zum
begrenzenden Faktor für die Erträge wurden. Erst
durch Anstrengungen der internationalen Züch-
tungsforschung ist es gelungen,den jeweiligen Stand-
orten angepaßte, ertragreiche Reissorten zur Verfü-
gung zu stellen. Verbesserte Anbaumethoden und
der gezielte Einsatz von Agrochemikalien tragen
darüber hinaus zur Sicherung des hohen Ertragsni-
veaus bei. Die Gunststandorte der Region werden
bereits intensiv genutzt, eine weitere Ausdehnung
der Flächen ist begrenzt.Die Intensivierung der Nut-
zung und die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit er-
fordern zunehmend höheren Kapitaleinsatz (Kasten
E 3.3-5).
Geringe Flächenausstattung, hochentwickelte
Landwirtschaft und hohe Produktionskosten prägen
das Bild in Europa.Die Landwirte müßten auf knap-
per Fläche hohe Erträge erzielen, um auf dem Welt-
markt mit Marktpreisen konkurrieren zu können,die
im wesentlichen amerikanische Farmer mit ihrer
reichlichen Flächenausstattung bestimmen.Der Aus-
weg besteht darin, Optimalerträge auf gegebener
Fläche zu erwirtschaften. Das ist der Grund dafür,
daß die europäischen Landwirte bemüht sein müs-
sen, bei allen hier angebauten Kulturpflanzen Spit-
zenerträge zu erzielen: Sie tun dies mit steigender
Tendenz und bei Erhalt der Ertragskraft des Bodens.
Dies gelang zum einen dadurch, daß die dem Bo-
den durch die Ernte entzogenen Nährstoffe wieder
zugeführt werden. Das geschieht durch organische
und mineralische Düngung. Zweitens hat die Pflan-
zenzüchtung Sorten bereitgestellt, die angepaßt an
den Standort den jeweiligen Produktionszielen weit-
gehend entsprechen. Drittens wurden Bodenbear-
beitung und Mechanisierung optimiert, und viertens
wurde das dadurch geschaffene Ertragspotential
durch Pflanzenschutz gesichert.
Dieser Anpassungsprozeß verlief nicht ohne ne-
gative Einflüsse auf die Umwelt. Falscher Umgang
mit den Agrochemikalien und die Schaffung maschi-
nengerechter Landschaften belasteten die Biota der
Agrarlandschaften und deren Vielfalt in erheblichem
Maß. Inzwischen hat ein Umdenken eingesetzt, das
zunehmend die Multifunktionalität der Landnut-
zung berücksichtigt.
E 3.3.4.3
Intensitätsmerkmale landwirtschaftlicher
Produktion
Die unterschiedlichen Intensitätsniveaus der land-
wirtschaftlichen Produktion werden je nach stand-
örtlichen Bedingungen mit unterschiedlichen Antei-
len von Kapital- und Arbeitseinsatz erzielt.Während
beispielsweise die Industriestaaten in Europa und
Nordamerika vergleichsweise hohe Intensitäten
beim Düngemitteleinsatz und der Mechanisierung
aufweisen,zeigt sich am Beispiel von China,daß zum
einen die Intensitäten der Industrieländer beim
Düngemitteleinsatz bereits erreicht oder überschrit-
ten werden,aber zum anderen der geringe Mechani-
sierungsgrad und die arbeitsintensive Bewirtschaf-
tung einen extrem hohen menschlichen Arbeitsauf-
wand pro Flächeneinheit erfordern (Tab. E 3.3-4).
Die hier angegebenen Durchschnittszahlen überdek-
ken allerdings die starken regionalen Unterschiede,
die sich aus standörtlichen Unterschieden und unter-
schiedlichen Nutzungsstrategien ergeben. Sie ver-
deutlichen jedoch,daß in allen Regionen ein erhebli-
ches,wenn auch unterschiedliches Potential zur Stei-
gerung der landwirtschaftlichen Produktion gegeben
ist. Damit die Steigerung der landwirtschaftlichen
Produktion (Kasten E 3.3-5) nicht zu Degradation
der genutzten Flächen führt, muß ein Leitbild ent-
wickelt werden, an dem sich Nutzungsstrategien
orientieren können. Der Beirat sieht in der „multi-
funktionalen Landnutzung“ ein solches Leitbild
(Kap.E 3.3.4.9).
Zur Sicherung der Ertragsfähigkeit müssen vor-
rangig Standorte bewirtschaftet werden, die eine ge-
ringe Degradationsneigung aufweisen. Dazu müssen
weltweit die agrarökologischen Grundlagen für die
Planungen verbessert werden. Die Entwicklung der
angepaßten Nutzungsstrategien muß gefördert wer-
den. Dies sollte vorrangig „vor Ort“ unter Einbezie-
hung von Wissenschaftlern und Institutionen erfol-
gen. Die Förderung der Züchtung sollte sich nicht
auf nur einige wenige Kulturpflanzen konzentrieren
(Kap.D3.4.5).Zur Stabilisierung der Agrarökosyste-
me sollte die Vielfalt der Kulturpflanzen erhöht wer-
den (Kap. E 3.3.4.6). Dafür sind gezielte Züchtungs-
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E 3.3.4.4
Waldwirtschaft
In den vergangenen 30 Jahren ist der Verbrauch an
Holz weltweit um ca.50% gestiegen.Besonders stark
war der Anstieg im Bereich der Papier- und Furnier-
produktion. Mengenmäßig steht jedoch der Ver-
brauch von Bauholz und Brennholz im Vordergrund.
Zukünftig wird die Nachfrage nach Holz und Holz-
produkten steigen, da der nachwachsende Rohstoff
Holz geeignet ist, fossile Rohstoffe in unterschiedli-
cher Weise zu substituieren.Anders als in der Land-
wirtschaft wird der zunehmende Bedarf bisher über-
wiegend nicht über die Ausdehnung der Waldflächen
oder eine Intensivierung der Nutzung gedeckt, son-
dern über die Abholzung von Primärwäldern und die
Übernutzung von Wäldern.Nur zu einem vergleichs-
weise geringen Anteil erfolgt die Produktion durch
eine geregelte, auf Multifunktionalität und Nachhal-
tigkeit ausgerichtete Waldnutzung. Damit werden
weitgehend Praktiken fortgesetzt, die bereits in der
Vergangenheit dazu geführt haben, daß 45% der
Wälder, die nacheiszeitlich den Globus bedeckten,
durch den Menschen vernichtet wurden. Dieser
Raubbau wird in Kap.G ausführlich behandelt.
Tab. E 3.3-5 zeigt, daß es bezüglich der Entwal-
dung erhebliche regionale Unterschiede gibt.Beson-
ders groß ist die Waldvernichtung in Asien, Afrika
Kasten E 3.3-5
Baumwolle: Intensive Monokultur einer
bedeutenden Kulturpflanze
Eine Sonderform intensiver Landwirtschaft ist die Produk-
tion von Faserpflanzen. Hier dominiert der Baumwollan-
bau, der im Vergleich zu den übrigen Faserpflanzen von
globaler Verbreitung wie Sisal,Hanf,Jute oder Flachs etwa
80% der Produktion ausmacht (FAO, 1997a). Baumwolle
ist nicht nur die bedeutendste Textilfaser,sondern aufgrund
ihres breitgefächerten Nutzungsspektrums eine strategi-
sche Kulturpflanze und „cash crop“ par excellence. Rund
86% der gegenwärtigen Baumwollproduktion konzentrie-
ren sich auf die nördliche Hemisphäre,mit China,den USA
und Indien als Hauptproduzenten, die zusammen rund
56% der Jahresproduktion erzeugen. Die Weltproduktion
befindet sich seit Jahren auf einem hohen und konstantem
Niveau von etwa 19 Mio.t (FAS,1999).Der Ertrag hat sich
in den letzten 50 Jahren mehr als verdreifacht (Reller und
Gerstenberg, 1997). Neben den genannten Großproduzen-
ten wird Baumwolle in weiteren 115 Ländern produziert,
von denen Uzbekistan,Pakistan,die Türkei,Australien und
Brasilien hervorzuheben sind. Zusammen mit den drei
Großproduzenten erzeugen diese Länder rund 80% der
jährlichen Baumwollproduktion.
Etwa 85% der weltweit erzeugten Baumwolle wird im
Trockenfeldbau produziert, die restlichen 15% stammen
aus dem Bewässerungsfeldbau.In einigen Ländern wie bei-
spielsweise dem Sudan, Senegal, Uzbekistan oder Israel ist
der Baumwollanbau erst durch umfangreiche Bewässe-
rungssysteme möglich geworden. Besonders im Bewässe-
rungsfeldbau bestehen große Unterschiede hinsichtlich der
Effizienz der Anbausysteme. Während beispielsweise im
Sudan oder Aralseebecken etwa 29 m3 Wasser zur Erzeu-
gung von 1 kg Rohbaumwolle benötigt werden, sind es in
Israel nur 7 m3. Gleichzeitig werden in Israel mit 1.750 kg
ha-1 doppelt so hohe Erträge an Rohbaumwolle erzielt wie
in Ägypten (Reller und Gerstenberg, 1997). Effiziente Be-
wässerungsmethoden zeigen hier die Einsparmöglichkeiten
bei gleichzeitig deutlich höheren Erträgen.Trotz dieser Er-
folge birgt der Baumwollanbau aufgrund vielfach ungünsti-
ger Produktionsstandorte mit schlechten klimatischen Be-
dingungen und ungenügenden Wasserressourcen ein
großes Umweltgefährdungspotential. Die sehr hohen Er-
tragssteigerungen waren neben Bewässerungsmaßnahmen
nur durch intensive Anwendung von Pestiziden, Insektizi-
den und Kunstdünger möglich.Der Baumwollanbau nimmt
etwa 2,4% der Weltackerfläche ein (rund 33 Mio.ha – etwa
die Fläche Deutschlands), es werden aber rund 10% der
weltweit produzierten Pestizide und etwa 25% der Insekti-
zide für die Baumwollproduktion verwendet, die im kon-
ventionellen Anbau in Intervallen von 1–2 Wochen appli-
ziert werden.Eine vorsichtige Abschätzung kommt zu dem
Ergebnis, daß sich jährlich mindestens 119.000 Menschen
durch Unfälle mit Pflanzenschutzmitteln vergiften und da-
bei mindestens 2.270 Todesfälle auftreten (Knirsch, 1993).
Ein Viertel davon entfällt auf den Baumwollanbau. Schät-
zungen der der Weltgesundheitsorganisation (WHO) fallen
noch weit höher aus.
Neben der zunehmenden Pestzidbelastung und der ab-
nehmenden Fertilität der Böden durch nicht angepaßte
Produktion besteht ein weiteres Problem des Baumwollan-
baus in der Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion, da
in vielen Ländern die Flächen,die eigentlich zur Nahrungs-
mittelproduktion gebraucht würden, für den Baumwollan-
bau genutzt werden.Stark steigende Kosten durch stetig zu-
nehmenden Einsatz von Agrochemikalien und Flächenver-
lust durch Bodendegradation verstärken den Trend, die
Baumwollproduktion auf ökologischen oder integrierten
Anbau umzustellen, aber noch werden etwa 99% der Pro-
duktion im konventionellen Anbau erzielt.
Trotz der Entwicklung verschiedener Kunstfasern, die
hohe Marktzuwächse erlangten, ist der Pro-Kopf-Ver-
brauch an Baumwolle ebenfalls stark gestiegen. Der Fa-
seranteil der Baumwolle bei Textilien liegt weltweit immer
noch bei etwa 48% (Höschle-Zeledon,1996).
Die negativen Folgen von Baumwollanbau in intensiver
Monokultur sind bekannt,aber der Weg zu einer nachhalti-
gen Baumwollproduktion gestaltet sich aufgrund der kom-
plexen sozioökonomischen, politischen und ökologischen
Zusammenhänge als sehr schwierig. Dennoch gibt es An-
sätze,verstärkt auf integrierten Anbau,biologischen Pflan-
zenschutz oder ökologischen Anbau zu setzen,wie Beispie-
le in Ägypten, Indien, Peru oder Nicaragua zeigen. Die
Lösung des Problems ist aber nicht allein in alternativen
Anbauformen oder der Substituierung durch andere Faser-
pflanzen, wie beispiesweise Hanf oder Flachs zu suchen.
Die Produktions- und Wertschöpfungskette der Baumwol-
le muß vollständig erfaßt werden und in veränderte Strate-
gien miteinbezogen werden. Dazu bedarf es einer Zusam-
menarbeit von Produzenten,Wissenschaft,Handel und Po-
litik, um die Nutzungsmöglichkeiten von Baumwolle unter
den jeweiligen kulturellen und ökologischen Randbedin-
gungen nachhaltig zu sichern.163 Nachhaltige Landnutzung E 3.3
und in Europa, wo 65–70% der Wälder bereits ver-
schwunden sind. Die Vernichtung schreitet weltweit
unvermindert fort, nur in Nordamerika, in Europa
und in Rußland ist in letzter Zeit eine Trendumkehr
erkennbar. Gleichzeitig geht auch die Fragmentie-
rung der Wälder weiter.Von den verbliebenen Wäl-
dern können nur noch zwischen 20–65% als ur-
sprüngliche Wälder mit ausreichender Größe ange-
sehen werden.
Heute ist die mittlere jährliche Veränderung der
Waldfläche in den artenreichen tropischen Wäldern 
besonders groß.Extrem ist sie in den Ländern Brasi-
lien und Indonesien. Beide Länder weisen zusam-
men jährliche Waldverluste von über 3,6 Mio.ha auf,
das entspricht jeweils einem Drittel der Waldfläche
Deutschlands.Mit Abholzungsraten von jeweils über
0,4 Mio.ha sind auch die Verluste in Staaten wie Zai-
re,Mexiko,Bolivien,Venezuela und Malaysia erheb-
lich. In Rußland, das offiziell keine Angaben macht,
werden nach Expertenschätzungen jährlich ca.
4 Mio. ha Taiga abgeholzt. Nicht enthalten sind in
diesen Zahlen die schleichenden Veränderungen,
beispielsweise durch kleinere wiederholt auftretende
Feuer,die sich über einen längeren Zeitraum der Er-
fassung durch Satelliten entziehen (Cochrane und
Schulze,1999).
Das Verhältnis der Waldflächen in Bezug zur Be-
völkerungszahl wird sowohl durch die Entwicklung
der Entwaldung wie auch durch das Bevölkerungs-
wachstum beeinflußt. Lebten 1950 etwa 2,55 Mrd.
Menschen auf der Erde, so hat sich die Anzahl bis
1995 auf 5,7 Mrd. mehr als verdoppelt. Standen um
1950 je Einwohner dieser Welt noch durchschnittlich
1,6 ha Wald zur Verfügung, so reduzierte sich diese
Fläche auf 0,6 ha im Jahr 1995. Die Prognose ergibt
eine erneute Halbierung auf 0,3 ha pro Einwohner
für das Jahr 2025.Doch nicht nur die Konversion der
Wälder verändert die biologische Vielfalt (Kasten E
3.3-6), sondern auch die zunehmende Umwandlung
der Primärwälder in Sekundärwälder oder Planta-
gen. Hier hat insbesondere die unkontrollierte Ex-
ploitation der Primärwälder negative Wirkungen.
Der weiteren Zerstörung der Wälder kann nur da-
durch Einhalt geboten werden,wenn
• die unkontrollierte Konversion der Wälder in Ak-
ker- und Weideland sowie in Verkehrs- und Sied-
lungsflächen unterbleibt,
• die Waldnutzung geregelt unter Einbeziehung des
vorhandenen Wissens erfolgt und sich am Holzzu-
wachs orientiert (Nachhaltigkeitsprinzip),
• in Teilen eine geregelte hochproduktive Planta-
genwirtschaft etabliert wird, um unter Schonung
von Naturwäldern die benötigten Mengen be-
stimmter Holzqualitäten in ausreichender Menge
zu produzieren,
• die nutzungsbedingte Degradation von biologi-
schen und abiologischen Komponenten von Wal-
dökosystemen unterbleibt,
Region Ursprüngliche Verbleibende  Jährliche Primärwaldanteil
Waldfläche Waldfläche Nettoänderung an  verbleibender 
[103 km2] [103 km2] (1990–1995) Waldfläche 
[% Jahr-1] [%]
Afrika 6.799 2.302 -0,7 23
Asien 15.132 4.275 -0,7 20
Nordamerika 10.877 8.483 0,2 44
Zentralamerika 1.779 970 -1,2 18
Südamerika 9.736 6.800 -0,5 65
Europa 4.690 1.521 0,3 1
Rußland 11.759 8.083 0,1 43
Ozeanien 1.431 929 -0,1 34
Welt 62.203 33.363 -0,3 40
Tabelle E 3.3-5
Regionale Änderung der
Waldbedeckung.
Quelle:Abramowitz,1998
Arbeitskraft Anteil  an Traktoren  Dünger
[km-2] Bewässerungs- [km-2] [t km-2]
feldbau 
[%]
Europa 22 0,12 3,6 10,1
Ehemalige GUS 10 0,05 1,0 2,5
Nordamerika 11 0,09 2,4 9,2
China 531 0,52 0,8 30,1
Asien 196 0,29 1,1 13,5
Afrika 138 0,06 0,3 1,8
Lateinamerika 36 0,10 1,1 5,9
Welt 104 0,17 1,8 9,4
Tabelle E 3.3-4
Intensitätsmerkmale der
landwirtschaftlichen
Nutzung (1994).
Quellen:WRI,1998a;
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• die depositionsbedingten Belastungen der Wälder
durch Säuren,Stickstoff und Schadstoffe reduziert
werden.
E 3.3.4.5
Substitution von Produkten der Landnutzung
Ernährungsstatistiken zeigen, daß sich heute in
Nordamerika die Nahrungsversorgung je Kopf der
Bevölkerung auf täglich 15.181 kJ beläuft, davon
stammen 34% aus tierischer Produktion. Für West-
europa lauten die Zahlen 14.424 kJ,davon 33% tieri-
schen Ursprungs. In den Entwicklungsländern La-
teinamerikas entfallen auf jeden Einwohner täglich
11.438 kJ, davon sind nur 17% tierischen Ursprungs.
In Fernost lauten die Zahlen 9.285 kJ, davon 7% aus
tierischer Produktion, und in den Entwicklungslän-
dern Afrikas 8.872 kJ, davon nur 5% tierischen Ur-
sprungs.
Aus der Überversorgung mit Nahrungsmitteln in
den Industrieländern bei gleichzeitigem Überschuß
an tierischem Eiweiß ergibt sich ein Potential zur
Entlastung der globalen Nahrungsmittelversorgung.
Allerdings darf aufgrund des relativ kleinen Anteils
der Weltbevölkerung, die derart überversorgt ist, die
Entlastung, die durch die Reduktion des Anteils tie-
rischer Nahrungsmittel erzielt werden kann, nicht
überschätzt werden. Besonders, wenn man bedenkt,
daß die Weltbevölkerung jährlich um mehr als 80
Kasten E 3.3-6
Wälder und biologische Vielfalt
Der Verlust an forstlicher Biodiversität resultiert sowohl
aus den Flächenverlusten an Wäldern (Kap. E 3.3.4.4) als
auch aus der Degradation der bestehenden Wälder. Beide
Prozesse halten unvermindert an und finden nach Jahrhun-
derten der Waldvernichtung im temperaten und borealen
Bereich seit Mitte dieses Jahrhunderts besonders aktiv in
den Tropen statt. Im Hinblick auf den Verlust an biologi-
scher Vielfalt kommt dabei den tropischen Waldverlusten
und der Walddegradation besondere Bedeutung zu, da die
tropischen Wälder ungleich artenreicher sind als temperate
und boreale Waldformationen und die aus der Konversion
resultierenden Agrarökosysteme weitaus fragiler sind.
Zur Erhaltung der forstlichen biologischen Diversität
kann am ehesten beigetragen werden,wenn die biologische
Vielfalt von Wäldern als Trägerin biologischer Ressourcen 
begriffen wird. Der Wert dieser biologischen Ressourcen
kommt dabei auf verschiedenen Ebenen zum Tragen, die
von der Haushaltsebene (Brennholz, Nahrung, Medizin),
über lokale (Nahrungsmittel, Brennholz, Medizin, Bauma-
terial), nationale (Holzprodukte, Wasser, Brennholz, usw.)
und internationale Märkte (Holzprodukte, Harze, Öle,To-
rismus usw.) reichen (Kap.H5).Globale Bedeutung erlangt
die forstliche Biodiversität als bedeutender Informa-
tionsträger für zukünftige Optionen auf technologische
oder medizinische Entwicklungen (Kap.D 3.3).Eine weite-
re Bedeutung kommt der biologischen Vielfalt von Wäl-
dern möglicherweise in ihrer stabilisierenden Wirkung für
das globale Klima zu (Kap.F 2).Die Bedeutung der Wälder
als biologische Senkenfür Kohlenstoff wird gegenwärtig in-
ternational diskutiert (WBGU,1998b).
Die Angaben zur Anzahl der Arten in Wäldern sind mit
großen Unsicherheiten behaftet und schwanken zwischen
2 und 80 Mio. Arten. Der Mittelwert der Schätzungen be-
trägt rund 10 Mio.Arten,wobei angenommen wird,daß da-
von die überwiegende Mehrzahl auf Gliedertiere (Arthro-
poden) entfallen (WCMC, 1992; Heywood und Watson,
1995). Wiederum etwa 50–90% der Arthropoden finden
sich in den tropischen Wäldern und unterstreichen damit
deren hohe faunistische Diversität.Bezogen auf die pflanz-
liche Biodiversität kann das viel zitierte Beispiel aus Bor-
neo herangezogen werden, wo auf 10 ha Waldfläche etwa
700 Baumarten ausgemacht wurden, also mehr, als bei-
spielsweise im gesamten nordamerikanischen Raum auftre-
ten (Rodgers,1996).
Angesichts des bereits beschriebenen Landnutzungs-
drucks werden sich weitere Waldverluste in den Tropen
nicht vermeiden lassen (Kap.G).Den Hauptanteil der Um-
wandlung wird weiterhin die landwirtschaftliche Nutzung
ausmachen. Es ist daher um so wichtiger, die Nutzungsän-
derung in umfassende Landnutzungskonzepte zu integrie-
ren, die auf regionaler Ebene verankert sind (Kap. E 3.9).
Ein wichtiges Ziel muß sein, die landwirtschaftliche Pro-
duktivität der konvertierten Waldflächen zu erhalten bzw.
die Produktivität auf den bestehenden landwirtschaftlichen
Flächen zu erhöhen (Kap.E 3.3.4.2).
Die meisten nationalen Politiken betonen zwar,daß die
verbleibenden Waldflächen geschützt werden sollten,trotz-
dem schreitet die Entwaldung global weiter voran.Hieraus
ist ersichtlich, daß die Ursachen der Waldvernichtung viel-
fältig und regional unterschiedlich sind.Nicht nur unmittel-
bare Gründe, wie beispielsweise sich ausdehnende Brand-
rodung sondern auch indirekte,auf Politikversagen zurück-
zuführende Ursachen, wie ländliche Armut führen zur
anhaltenden Vernichtung von Waldflächen (NNA, 1998;
Jepma 1995;Pearce und Moran,1998).
Da sich die vorhandene biologische Vielfalt der Wälder
in ihrer Gesamtheit nicht erhalten läßt und das Aussterben
sogar schneller voranschreitet als die Erfassung der vor-
handenen Arten (Pimm et al., 1995; Kap. D 1), kommt ne-
ben der Erfassung der Lebensräume der funktionalen Be-
wertung von Biodiversität besondere Bedeutung zu. Es
stellen sich zwei Fragen:
• Wieviel Biodiversität wird benötigt,um multifunktiona-
le Wälder (Kap.E 3.3.9) zu erhalten ? 
• Ist diese Frage rechtzeitig zu beantworten?
Erste Schritte auf diesem Weg sind mit der Identifizierung
von Brennpunkten biologischer Vielfalt, der Ausweisung
von Indikatorentaxa und der Kartierung des Nutzungs-
drucks auf bestehende Waldökosysteme zurückgelegt
(Global Forest Watch;WRI,1999).Eine flankierende Maß-
nahme,die helfen könnte,den Raubbau an Waldressourcen
zu mindern, stellt die Zertifizierung von Holzprodukten
und Bewirtschaftungsformen dar (Kasten E 3.3). Eine ver-
bindliche Regelung zum Schutz der Wälder ist überfällig
(Kap. I 3.4.4). Die momentan vorhandenen Instrumente
und Umsetzungsmöglichkeiten sind jedoch so begrenzt,
daß es äußerst fraglich ist, ob die Dynamik der aktuellen
Entwicklung entscheidend beeinflußt werden kann.165 Nachhaltige Landnutzung E 3.3
Mio. wächst. Die Substitution ist auch deshalb be-
grenzt,da nur Futtermittel,die auch für den mensch-
lichen Verzehr geeignet sind, hierfür in Betracht
kommen.Außerdem muß in Rechnung gestellt wer-
den,daß die Wiederkäuer z.T.Grasländer beweiden,
die sonst keiner anderen Nutzung zugeführt werden
können.
Die Tierproduktion und ihr rasches Anwachsen in
den vergangenen Jahren (Tab. E 3.3-6) hat einen
enormen Einfluß auf die biologische Vielfalt unseres
Globus. Dieser Einfluß resultiert nicht nur daraus,
daß 22 Mio.km2 als Weideland genutzt,sondern auch
daraus, daß auf 21% der Ackerfläche Tierfutter pro-
duziert werden. Soll auf der einen Seite der Bedarf
an tierischen Nahrungsmitteln gedeckt werden und
auf der anderen Seite die ökologischen Nebeneffek-
te minimiert werden, müssen weitgehende Verände-
rungen im Ernährungsverhalten, aber auch in der
Art der Tierhaltung und Nutzung erreicht werden.
• Die Überernährung mit tierischen Nahrungsmit-
teln muß reduziert werden,da sie zum einen ener-
getisch ineffizient ist und sich zum anderen nega-
tiv auf die Gesundheit auswirkt.
• Nutztierbestände sollten hinsichtlich ihrer Pro-
duktivität optimiert werden, da sich große unpro-
duktive Bestände überproportional negativ auf
die biologische Vielfalt auswirken. Dazu sollte
auch eine züchterische „Verbesserung“ der Land-
rassen gehören.
• Weidepraktiken sollten sich stärker an der Tragfä-
higkeit der Grasländer orientieren,um die Degra-
dation der Weideflächen zu verhindern.
Das Ausweichen auf tierische Nahrungsmittel aus
dem Meer ist ebenfalls begrenzt, da die natürlichen
Fischbestände z. T. heute schon übernutzt sind. Die
Aquakultur bietet sich zwar als Alternative an, doch
muß auch hier hochwertiges Futter eingesetzt wer-
den, das wiederum überwiegend aus terrestrischen
Ökosystemen stammt, und andererseits ist die Anla-
ge derartiger Kulturen in Seen und Flachmeeren aus
Sicht der Umweltbelastung und der Wirkungen auf
die biologische Vielfalt aquatischer Ökosysteme 
nicht unproblematisch (Kap.E 3.4) 
Die Produktion von Nahrungsmitteln anhand bio-
technologischer Verfahren ist bisher nicht in einer
Weise fortgeschritten, daß hier von einer Entlastung
gesprochen werden kann. Die biologische Umwand-
lung pflanzlicher Abfälle oder Reststoffe in Futter-
und Nahrungsmittel birgt zwar eine großes Potential,
doch haben sich bisher nur wenige Ansätze als wirt-
schaftlich tragfähig erwiesen. Zur besseren Nutzung
von pflanzlicher Biomasse (wie z.B.Holz oder Stroh)
als Nahrungs- und Futtermittel sollten neue Auf-
schluß und Konversionsverfahren entwickelt wer-
den.Molekularbiologische Methoden könnten dabei
neue Möglichkeiten eröffnen.
E 3.3.4.6
Einfluß intensivierter Landnutzung auf die
biologische Vielfalt
Die biologische Vielfalt genutzter Ökosysteme wird
von vier Einflußfaktoren bestimmt:
1. der Vielfalt der Vegetation im Ökosystem und
dessen Umgebung,
2. der Art und Dauer des Anbaus der Nutzpflanzen,
3. der Intensität der Bewirtschaftung,
4. der Isolation des Ökosystems von natürlichen
Biotopen.
Je nach Kombination resultieren daraus Ökosysteme
mit unterschiedlicher biologischer Vielfalt. Abb.
E 3.3-5 zeigt eine schematische Einordnung agrari-
scher und forstlicher Nutzungssysteme im Hinblick
auf deren biologische Vielfalt.
Die Art der Nutzung nimmt auf mehreren Ebenen
Einfluß auf die Biodiversität. Direkt in den Ökosy-
stemen selbst wirkt sie als sog.„On-Site-Effekt“.Mit
dieser nutzungsbedingten Biodiversität, sei sie ge-
plant oder assoziiert, sind jedoch immer auch indi-
rekte Wirkungen in den umgebenden oder benach-
barten Lebensräumen verbunden, mit denen das je-
weilige Ökosystem in Beziehung steht. Diese Beein-
flussungen werden als „Off-Site-Effekt“ bezeichnet.
In welchem Umfang die „assoziierte Biodiversi-
tät“ in genutzten Systemen von der „geplanten Bio-
diversität“ bestimmt wird, ist weitgehend offen, da
Tabelle E 3.3-6 
Globale Übersicht der
Nutztierbestände und der
Tierproduktion (1994).
Quelle:FAO,1997a
Tierkategorie Anzahl Fleisch Milch Eier Wolle
[103] [106 kg] [106 kg] [106 kg] [106 kg]
Rinder 1.296.907 52.739 464.380
Büffel 149.591 2.569 48.310
Kamele 19.017
Pferde 60.715 493
Schafe 1.089.749 7.188 7.782 2.675
Ziegen 613.227 3.150 9.983
Schweine 883.386 78.537
Hühner 12.568.000 51.223 45.007
Gesamt 16.680.592 155.899 530.455 45.007 2.675166 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
sowohl die Bewirtschaftung, als auch die Fruchtfol-
gen Einfluß nehmen und außerdem die Off-Site-Ef-
fekte in den benachbarten Ökosystemen auf das ge-
nutzte Ökosystem zurückwirken. Für die landwirt-
schaftliche Nutzung konnte gezeigt werden, daß die
Reduktion der geplanten On-Site-Biodiversität oft
eine Reduktion der Off-Site-Biodiversität nach sich
zog (z. B. Paoletti und Pimentel, 1992; Vandermeer,
1996,Jedicke,1997).Als On-Site-Effekt bestimmt die
Bewirtschaftung die Zusammensetzung und Abun-
danz der assozierten Diversität (Matson et al.,1997).
Diese ist wiederum über zahlreiche Funktionen mit
den Nutzpflanzen rückgekoppelt (Abb.E 3.3-6).Da-
bei sind die Funktionszusammenhänge sowohl für
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Abbildung E 3.3-5
Klassifizierung 
(a) agrarischer und 
(b) forstlicher Systeme auf
der Basis ihrer biologischen
Vielfalt und der Diversität
der Anbausysteme.
Quelle:verändert nach Swift
und Anderson,1994167 Nachhaltige Landnutzung E 3.3
die On-Site-Effekte als auch die Off-Site-Effekte
nichtlinear (z. B. Perfecto et al., 1997;Vandermeer et
al.,1998).
E 3.3.4.7
Verlust von Agrarbiodiversität
Die intensive Landwirtschaft in den Industrielän-
dern und zunehmend auch diejenige der Schwellen-
und Entwicklungsländer ist durch eine Produktions-
weise mit hohem Kapital- und Energieeintrag pro
Flächeneinheit und Produkt gekennzeichnet. Die
hohe Bewirtschaftungsintensität, die Entkopplung
von pflanzlicher und tierischer Produktion sowie re-
gionale Konzentrationsprozesse haben sowohl einen
hohen Betriebsmitteleinsatz pro Fläche als auch eine
zunehmende Öffnung von Stoffkreisläufen zur Folge
gehabt (Kap E 3.2).Ehemals weitgehend geschlosse-
ne innerbetriebliche Kreisläufe mit geringen Verlu-
sten wurden durch Stoffhaushalte mit hohem Stoff-
durchsatz ersetzt. Durch die Intensivierung haben
sich die betrieblichen Rahmenbedingungen und die
Bestandesführung deutlich verändert,sie sind mit ih-
ren Auswirkung auf die Biodiversität in Abb. 3.3-6
aufgeführt.
Im folgenden werden einige Beispiele für den Ver-
lust biologischer Vielfalt aufgrund landwirtschaftli-
cher Nutzung aufgeführt.Dazu werden Beispiele für
On-Site-Effekte gegeben und Off-Site-Effekte durch
benachbarte Ökosysteme betrachtet. Ein globaler
Überblick über den Verlust an pflanzen- und tierge-
netischer Vielfalt wird in Kap.D 3.4 gegeben.
On-Site-Effekte 
Die Konzentration der angebauten Kulturen auf we-
nige Hochertragssorten hat zur Verdrängung einer
Vielzahl traditioneller und lokal angepaßter Lands-
orten geführt (Auer und Erdmann, 1997). Dieser
Rückgang biologischer Vielfalt geht einher mit ei-
nem Verlust kultureller Vielfalt (Guarino, 1995). So
ist der Verlust von Landsorten häufig mit dem Ver-
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Abbildung E 3.3-6
Intensive Landwirtschaft und der Verlust von Agrarbiodiversität.
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lust von Wissen über dieses Material und dessen
Nutzbarkeit verbunden (Kap.E 3.5).
Die Bestandesdichte der Kulturpflanzen steigt im
allgemeinen mit der Zunahme der Intensität der ak-
kerbaulichen Maßnahmen und des Pflanzenschutzes.
Die Artenzahlen und der Bedeckungsgrad der Be-
gleitflora verhalten sich umgekehrt dazu (Braun,
1991).
Die mit der Technisierung einhergehende Homo-
genisierung der Pflanzenbestände und die Einen-
gung der Fruchtfolgen reduziert auch die Diversität
der mit ihnen verbundenen Wirbellosen (z.B.Altieri
und Liebman,1986;Perfecto et al.,1997).Eine Inten-
sivierung der Nutzung fördert Generalisten, stenöke
Spezialisten werden zunehmend weniger konkur-
renzfähig.Eine Reduzierung der auf dem Acker ver-
bliebenen Ernterückstände, bzw. deren einseitige
Zusammensetzung vermindert das Nahrungsange-
bot und reduziert die Größe und Artenzusammen-
setzung der Bodenorganismengesellschaften (z. B.
Hendrix et al.,1989;Swift und Anderson,1994;Altie-
ri, 1995). Monokulturen begünstigen die Massen-
vermehrung von Schädlingen, indem das Nahrungs-
angebot spezifisch und hoch ist,bei gleichzeitiger Re-
duktion der regulierenden Konkurrenzorganismen.
Dies zeigte sich eindrucksvoll in den USA, wo zwi-
schen 1945 und 1975 der Pestizideinsatz um das 10-
fache stieg, aber gleichzeitig die Ernteverluste durch
Schädlingsbefall um 100% anstiegen (Botrell,1979).
Hohe Düngergaben bewirken abnehmende Indi-
viduendichten bei Tierpopulationen (z. B. van Win-
gerden et al., 1992; Basedow et al., 1991). Die Pflan-
zenproduktion und die Tierproduktion modifizieren
die Pflanzenassoziation auf den Nutzflächen und be-
einflussen über die Qualität und Menge der Ernte-
rückstände aber auch den Zeitpunkt der Ernte sowie
den Tierbesatz und die Beweidungsintensität die
Vielfalt und Menge der Bodenorganismen (Vander-
meer et al.,1998;Stary und Pike,1999).Ein wichtiger
Grund von Populationsrückgängen bei Arthropoden
ist neben einseitiger Mineraldüngung im Fehlen or-
ganischer Düngung zu sehen.Schlechte Bodenstruk-
tur begrenzt darüber hinaus den Lebensraum, der
auf Lücken und Hohlräume angewiesenen Boden-
fauna (Bathon,1997).
Intensiv wendende Bodenbearbeitung begünstigt
zwar die Lebensbedingungen spezieller aerober Pil-
ze und Bakterien (Stahr und Stasch, 1996), reduziert
aber die Biomasse und die Vielfalt der Bodenfauna,
wie am Beispiel der Regenwürmer oder der Tausend-
füßler mehrfach gezeigt wurde (z. B. Paoletti, 1988;
Friebe und Henke, 1992; Claupein, 1994, Fragoso et
al., 1997). Stark betroffen durch die wendende Bo-
denbearbeitung sind auch die Populationen von Mi-
kroarthropoden (Bathon,1997).
Im Gegensatz zu den deutlichen Belegen bezüg-
lich der Verluste an Diversität bei der Bodenmakro-
und -mesofauna gibt es für die Verluste mikrobieller
Diversität durch Pestizid- und Düngereinträge sowie
intensiver Bodenbearbeitung keine eindeutigen Hin-
weise (Giller et al., 1997; Buyer und Kaufman, 1997;
Zelles et al., 1997). Grund dafür mag das mangelnde
Wissen über die Diversität der Mikroorganismenge-
sellschaften in Böden sein.
Off-Site-Effekte
Die Vergrößerung der Ackerflächen, die Homogeni-
sierung der Anbaubedingungen durch Be- und Ent-
wässerungen und das Entfernen strukturierender
Landschaftselemente wie Hecken, Raine, Mauern
oder Bäche,reduziert die Vielfalt der Biotope,die als
Lebensraum für Nützlinge zu Verfügung stehen. In
den alten Bundesländern wurden beispielsweise zwi-
schen 1950 und 1985 etwa 85% aller Flüsse dritter
Ordnung (Bäche, Gräben) begradigt, vertieft oder
mit künstlichen Sohlen ausgelegt, das entspricht ei-
ner Länge von etwa 360.000 km und führte zu einem
drastischen Verlust an Feuchtbiotopen (Engelhardt,
1997). Ein weiteres Beispiel ist die Eutrophierung
oder die Versauerung benachbarter Lebensräume
von Pflanzen und Tieren durch Stoffausträge (Sik-
kerwasser, Emissionen) aus der Landwirtschaft. Bei
den Ammoniakemissionen in Europa beträgt der
Anteil der Landwirtschaft über 90%. Pro Hektar
landwirtschaftlicher Nutzfläche entspricht dies einer
durchschnittlichen Emissionsdichte von etwa 24 kg
NH3-N Jahr-1, wobei die Emissionsdichte in Ländern
mit intensiver Tierproduktion ein mehrfaches betra-
gen kannt (ECETOC, 1994). Damit trägt auch die
Landwirtschaft einen erheblichen Anteil zu den
Stickstoffdepositionen von jährlich etwa 30–60
kg N ha-1 in mitteleuropäischen Wäldern bei (Augu-
stin und Andreae,1998).
Neben der Eutrophierung spielt die Versalzung
durch unangepaßte Bewässerung eine wichtige Rol-
le bei der Degradierung benachbarter Ökosysteme
und dem Verlust von Lebensraum und Artenvielfalt.
Ein prominentes Beispiel ist der Aralsee, der seit
1960 drei Viertel seines Volumens eingebüßt hat und
wo die ausgestorbenen,vormals 24 Fischarten als Er-
werbsgrundlage für 60.000 Familien dienten
(WBGU,1998a).
E 3.3.4.8
Agrarökosystemfunktionen und biologische
Vielfalt
Um die Bedeutung von Verlusten von Agrarbiodi-
versiät für die Leistungen von Agrarökosystemen
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eine dauerhafte Produktivität und die Stabilität des
genutzten Systems abschätzen zu können.Dazu muß
geklärt werden, welche Funktionen die Agrarbiodi-
versität in Agrarökosystemen erfüllt,beziehungswei-
se welche Funktionsverluste durch die Reduktion
der Agrarbiodiversität auftreten können (vgl. Kap.
D 2). In Abb. E 3.3-7 sind Funktionen der Agrarbio-
diversität und ihr Zusammenhang mit einzelnen
Komponenten von Agrarökosystemen aufgeführt.
Funktionen pflanzlicher Vielfalt
Die Bedeutung der Vielfalt alter Kulturpflanzen
(Landrassen), die einen Jahrhunderte oder gar Jahr-
tausende währenden Anpassungsprozeß hinter sich
haben, liegt in ihrer Funktion als Ressource für die
Züchtung (Kap. D 3.4). Mit dem Verlust der geneti-
schen Vielfalt dieser Kultursorten gehen unersetzli-
che Genressourcen verloren, wodurch die Züch-
tungsforschung eine immer schmalere Basis geneti-
scher Ressourcen vorfindet, was die Neu- und Wei-
terentwicklung von resistenten und ertragreichen
landwirtschaftlichen Sorten hemmen kann (Kap.
C 1.3.1).Nach Schätzungen der FAO ist in den näch-
sten 10 Jahren die genetische Diversität von 90% der
Hauptgetreidearten (Reis, Mais, Weizen und Sorg-
hum) stark gefährdet (Esquinas-Alcazar,1996).Dies
stimmt besonders bedenklich,wenn man berücksich-
tigt,daß etwa 60% der Welternährung,durch die vier
genannten Getreide gedeckt werden. Insbesondere
die sich ständig ändernde Situation bei Pflanzen-
schädlingen (u.a.durch „Resistenzbildung“) führt zu
dem Zwang, die Sorten durch Einkreuzen neuer
Merkmale aus Zucht und Wildsorten ständig zu ver-
bessern. Weiter ist die biologische Vielfalt in der
Landschaft ein wichtiges Regulativ bei der Massen-
vermehrung von Schädlingen. Sortenvielfalt, Arten-
vielfalt und deren räumliche Anordnung wirken sich
negativ auf die Verbreitung von Schädlingen und
Krankheiten aus.
Die Erhaltungpflanzengenetischer Ressourcen ist
eine vordringliche Aufgabe zur Sicherung der Ernäh-
rung und der Bedarfsdeckung mit nachwachsenden
Rohstoffen (Kap. D 3.4 und I 3.3.2). Es kommt dar-
auf an, die genetische Vielfalt der Wildformen oder
Landsorten zu erhalten, um deren genetische Infor-
mation gegebenenfalls in Kultursorten einzuführen.
Da die ursprünglichen Genzentren vieler Kultur-
pflanzen jenseits nationaler Anbaugrenzen liegen,
sind weltweite Sammlungen als wichtige Grundlage
für die Suche nach Material mit besseren oder neuen
Eigenschaften erforderlich (Ex-situ-Konservierung).
Dazu müssen die biotechnologischen Kapazitäten in
den Entwicklungsländern ausgebaut werden. Neben
Ex-situ-Strategien ist es unbedingt erforderlich, daß
die In-situ-Konservierung und On-farm-Konservie-
rung weiterhin und verstärkt erfolgen, da nur so der
natürliche Selektionsprozeß weiter ablaufen kann
(Kap. D 3.4; Koshoo, 1996; Brush, 1995; Hammer,
1998; FAO, 1999c). Vorschläge zur Erhaltung pflan-
zengenetischer Ressourcen sind in den „Global Ac-
tion Plan“ der FAO (1996c) aufgenommen worden
und mit unterschiedlicher Intensität in Umsetzung
begriffen (Kap.I 3.3.2).
Funktionen faunistischer Vielfalt
Die Funktion von Pflanzenfressern (Herbivoren)
und der mit ihnen assoziierten Räuber (Prädatoren)
ist vor allem in der Regulierung des Schädlingsbe-
falls zu sehen und in der Literatur vielfach dokumen-
tiert. Biodiversitätsverlust und Populationsrückgang
vermindern die Selbstregulationsmöglichkeiten des
Systems (Altieri und Nicholls, 1999). Mit welchem
Grad der biologischen Vielfalt diese internen Rege-
lungsfunktionen aufrechterhalten werden können,
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ist weitgehend ungeklärt, da beispielsweise die Be-
deutung verschiedener Arten mit gleichen oder ähn-
lichen Funktionen für die Systemstabilität nicht be-
kannt ist (Kap. D 2; z. B. Hawkins, 1994; Kogan und
Lattin, 1993). Unbestritten ist allerdings, daß zur na-
türlichen Kontrolle von Schädlingen und Krankhei-
ten eine vielfältige Ausstattung mit natürlichen Fein-
den notwendig ist.
Verschiedene Untersuchungen belegen den Ein-
fluß von Dauer- und Monokulturen auf auf das ver-
stärkte Auftreten von Pflanzenkrankheiten. Die
Gründe sind in der Änderung der mikrobiellen Or-
ganismengesellschaft und der einseitigen Förderung
von Schad- und Krankheitserregern zu sehen.Durch
Fruchtwechsel oder Mischkulturen können die hy-
gienischen Funktionen der Mikroorganismengesell-
schaften wiederhergestellt werden und aggressive
Pathogene unterdrückt werden (z. B. Olsson und
Gerhardson,1992;Johnson et al.,1992)
Interaktionen von Bodenorganismen und
Pflanze
Die Zusammensetzung und Aktivität der Bodenle-
bewesen wird sowohl direkt als auch indirekt von
den Nutzpflanzen beeinflußt. Dabei sind vier Fakto-
ren entscheidend: Menge, Qualität, Zeitpunkt und
Verteilung der anfallenden organischen Substanz,
die über Ernterückstände, die Wurzelmassen oder
Wurzelexsudate gebildet wird. Mikroklimatische Ef-
fekte der Vegetation beeinflussen die Umsatzdyna-
mik der Bestandesabfälle. Da die Lebensgemein-
schaft der Zersetzer auf Teile und Stoffgruppen der
organischen Substanz spezialisiert ist, verändert der
Anbau in Mono- oder Dauerkultur auch die Zusam-
mensetzung und die Populationsstärke der Zerset-
zergemeinschaft.Bislang existieren aber keine syste-
matischen Studien,die einen Funktionsverlust durch
diese Eingriffe sicher nachwiesen.Es wird jedoch an-
genommen, daß die Diversität der Zersetzer für die
Stabilität der Stoffkreisläufe und deren raum-zeitli-
cher Verkoppelung der beteiligten Prozesse (bei-
spielsweise N und P) verantwortlich sind (Collins et
al.,1992;Potthoff,1999).
Funktion von Produktionsverfahren
Zahlreiche Vergleiche zwischen Intercroppingver-
fahren und dem Anbau in Monokultur (z. B. Tren-
bath,1974;Francis,1986;Vandermeer,1989) belegen,
daß die Erträge beim Anbau mehrerer Arten zu 90%
die Erträge beim Anbau in Monokultur erreichen
oder übertreffen können – und dies bei verminder-
tem Einsatz von Agrochemikalien. Gründe hierfür
werden zum einen in direkten Pflanzeninteraktionen
gesehen, zum anderen wird die positive Beeinflus-
sung der Herbivoren- und Zersetzersubsysteme als
Grund für die erhöhte Produktivität angesehen
(Vandermeer, 1989; Vandermeer et al., 1998). Dar-
über hinaus bestehen positive Effekte bezüglich der
Winderosion (McLaughlin und Mineau, 1995) und
der Wasserinfiltration. Es ist daher möglich, eine hö-
here biologische Vielfalt bei gleichzeitig hohem Er-
tragsniveau zu erhalten. Wo allerdings das optimale
Verhältnis zwischen der Anzahl angebauter Pflan-
zenarten sowie der Systemstabilität und der Produk-
tivität liegt, ist bislang kaum bekannt. Hypothesen
gehen von einer hyperbolischen Funktion aus, deren
Optimum bei einer Zahl von 5–30 angebauten Pflan-
zenarten liegen könnte (Swift und Anderson, 1992).
Doch nicht nur die Anzahl der angebauten Pflanzen,
sondern auch deren Artenzusammensetzung ist von
entscheidender Bedeutung für die Produktivität und
die Stabilität der Ökosysteme.
Neben diesen On-Site-Effekten wirkt der Verlust
von γ-Diversität in der Kulturlandschaft, beispiels-
weise durch Wegfall von Lebensräumen in Saum-
oder Inselbiotopen für Nützlinge als Off-site-Effekt 
zurück auf die Selbstregulationsmöglichkeiten von
Agrarökosystemen (z.B.Holling et al.,1995;Baudry,
1989).
E 3.3.4.9
Tierproduktion und biologische Vielfalt
Nutztiere tragen wesentlich zur Sicherung der
menschlichen Ernährung bei (Tab. E 3.3-7), sie wir-
ken sich aber auch in starkem Maß auf die terrestri-
schen Ökosysteme aus und treten in Teilen auch als
Konkurrenz des Menschen um pflanzliche Nahrung
auf.
Rund 22 Mio. km2 oder etwa 60% des weltweit
vorhandenen Dauergrünlandes sind durch Weidesy-
steme geprägt. Größere Teile des Weidelandes, ca.
6,8 Mio km2 oder rund 28% sind bereits heute durch
Überweidung degradiert. Die Weidewirtschaft um-
faßt etwa 360 Mio. Rinder (davon rund die Hälfte in
humiden Savannen) und etwa 600 Mio. Schafe und
Ziegen (zumeist auf semiariden-ariden Graslän-
dern). Weltweit entfallen nur knapp 9% der Rind-
fleischproduktion und rund 30% der Schaf- und Zie-
genfleischproduktion auf die Weidewirtschaft. Für
etwa 100 Mio. Menschen in den ariden Regionen ist
die Tierproduktion jedoch eine wesentliche Überle-
bensquelle.
Weidesysteme weisen in vielen Regionen nur ein
verhältnismäßig geringes Potential zur Intensivie-
rung und Produktionssteigerung auf, da das Degra-
dationsrisiko sehr groß ist.Intensive hochproduktive
Weidewirtschaft wirkt durch hohe Düngergaben,
hohe Besatzdichten und wenige,nährstoffreiche Fut-
tergräser biodiversitätsmindernd und birgt zudem
die Gefahr, die biologischen Vielfalt von Nachbar-171 Nachhaltige Landnutzung E 3.3
ökosysteme durch Eutrophierung oder Versauerung
negativ zu beeinflußen.
An ertragsschwache Standorte angepaßte Tierras-
sen sind nicht so produktiv und werden häufig durch
hochproduktive oder exotische Rassen ersetzt. Von
gegenwärtig 2.719 erfaßten Haustierrassen werden
391 als gefährdet eingestuft (Tab.D3.4-1).Besonders
hoch ist der Anteil der gefährdeten Landrassen in
Europa und Nordamerika.
Der Bedarf an tierischer Nahrung wächst ständig,
damit einher geht der Trend zu räumlich konzentrier-
ten intensiven Produktionsverfahren. Die industriel-
le Tierproduktion in spezialisierten Betrieben hat im
Vergleich zu den traditionellen Mischbetrieben zwi-
schen 1990–1995 die doppelte bzw. 6fache Steige-
rungsrate (Sere und Steinfeld, 1996) erfahren. Dies
kommt auch in dem besonders starken Anstieg der
Geflügelproduktion zum Ausdruck. 1996 stammte
bereits mehr als die Hälfte der Schweinefleisch- und
Geflügelproduktion, sowie 10% der Rindfleischpro-
duktion aus intensiven Produktionssystemen. Dies
entspricht etwa 43% der globalen Fleischproduk-
tion.
Durch diese Entwicklung war es möglich,daß ein-
erseits keine zusätzlichen Weideflächen benötigt
wurden, andererseits wurden bei diesen Produk-
tionsverfahren hochwertige Futtermittel benötigt,
die zum Teil der menschlichen Versorgung entzogen
werden.Um den wachsenden Bedarf zu befriedigen,
wird sich dieser Trend fortsetzen. Damit wird dieser
Produktionszweig zunehmend von den Landressour-
cen entkoppelt, ist also auf Futtermittelimporte an-
gewiesen.
Der Bedarf an Kraftfutter steigt mit der zuneh-
menden Intensivierung der Tierproduktion und der
Verlagerung zur Schweine- und Geflügelproduktion
als Hauptkonsumenten von Kraftfutter. Futtermit-
telanbau erfolgt vorrangig auf Flächen mit hohem
Produktionspotential und in intensiven Anbausyste-
men. Etwa 3 Mio. km2 oder etwa 21% der Ackerflä-
che dienen als Anbaufläche für Tierfutter. 32% der
Getreideproduktion (Mais, Gerste, Weizen) dienen
als Tierfutter. Diese 32% werden aber auf nur 20%
der Fläche für den Getreideanbau produziert, also
auf eher produktionsstarken Standorten (Steinfeld
et al.,1997).
Indem Teile der produktiven Standorte für den
Futtermittelanbau eingesetzt werden, muß der Nah-
rungsmittelanbau auf ertragsschwächere Standorte
ausweichen. Dies und der zunehmende Bedarf füh-
ren zu erhöhtem Nutzungsdruck auf benachbarte
natürliche Ökosysteme und zum Verlust biologischer
Vielfalt.
Die Tierproduktion ist zu einem großen Anteil
mitverantwortlich für den Verlust des tropischen Re-
genwaldes durch Umwandlung in Weide- und Acker-
land. Dies gilt jedoch nur für Südamerika, wo nach
Bruenig (1991) etwa 44% der Flächenverluste auf
die Tierhaltung zurückzuführen sind, während die
Konversion in Ackerland für den Hauptanteil der
Waldverluste in Asien und Afrika verantwortlich ist
(Kap.G).
Tierproduktion kann aber auch biodiversitätsför-
dernd wirken. In tropischen Agrarsystemen mit ge-
ringer Nährstoffausstattung kann die Tierproduktion
zur Ertragssicherung beitragen, und die Produktivi-
tät der Ackerflächen erhöhen,indem Nährstoffe und
organische Substanz für die Ackerflächen bereitge-
stellt werden. Die Schaffung von Mischbetrieben er-
möglicht diversifizierte Anbausysteme, eine Verbes-
serung der Nährstoffkreisläufe und damit höhere
Flächenerträge. Dies setzt den Expansionsdruck auf
benachbarte Flächen herab. Eine Diversifizierung
des Anbaus erhöht auch die Diversität der mit ihr as-
soziierten Lebensgemeinschaften.Man kann mit die-
ser Wirtschaftsform jedoch nur zur Verbesserung des
Nährstoffkreislaufs in einem Nutzungsystem beitra-
gen,nicht den Nährstoffgehalt an sich erhöhen.Letz-
teres wurde für die Heidebauernschaft in Kap. E 2.1
beschrieben. Hier war die erzeugte Diversifizierung
des Anbaus durch Nährstoffkonzentration eine Fol-
ge von weitreichenden Degradationserscheinungen
der Weide- und Waldflächen.
E 3.3.4.10
Multifunktionale Landnutzung
Bei gegenwärtig 6 Mrd. und in absehbarer Zukunft
10–12 Mrd.Menschen ist der Bedarf an Biomasse für
Nahrungsmittel gewaltig.Auf unabsehbare Zeit müs-
sen jährlich viele Milliarden Tonnen pflanzlicher und
Tabelle E 3.3-7
Weidesysteme und
Tierbestand in
verschiedenen Ökozonen.
Quelle:FAO,1998b
Weidesysteme Fläche Einwohner Rinder Schafe  und
[Mio.km2] [Mio.] [Mio.] Ziegen 
[Mio.]
Arides und semiarides
Weideland 9,89 182 116 280
Temperates und 
tropisches Hochland 5,13 189 81 185
Subhumide und 
humide Savannen 6,06 332 197 146172 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
tierischer Substanz bereitgestellt werden.Diese Mas-
sen werden von nur wenigen Pflanzen- und Tierarten
erbracht, wozu große Flächen an kultivierbarem
Land erforderlich sind (Kap D 3.4 und E 3.3.4.1) Um
überleben zu können,sind die Menschen gezwungen,
sich modernster Technik zu bedienen,um eine hoch-
produktive, aber auch nachhaltige Landnutzung zu
entwickeln und zu erhalten. Dabei müssen die De-
gradationen von Böden verhindert und die sich stän-
dig evolutiv entwickelnden Konkurrenzorganismen
wie Unkräuter, Schädlinge oder Krankheitserreger
unter Kontrolle gehalten werden.
Bisher wurde dies erreicht durch die Selektion
und züchterische Bearbeitung von ertragreichen und
resistenten Sorten sowie den Einsatz von Pflanzen-
schutz- und Düngemitteln.Zukünftig muß aber auch
die „grüne“ Gentechnik vorurteilsfrei als Möglich-
keit zur Lösung der wachsenden Probleme geprüft
werden. Die damit möglicherweise verbundenen Ri-
siken sind durch entsprechende Prüfverfahren und
Kontrollen zu minimieren (WBGU, 1998a). Zur Re-
duktion der physikalischen und chemischen Boden-
degradation müssen neue Verfahren der Bodenbear-
beitung gefunden werden. Dabei muß vor allem der
Einsatz des wendenden Pflugs, der jahrtausendelang
zur Saatbeetbereitung und Unkrautbekämpfung ein-
gesetzt wurde, durch andere Geräte ersetzt werden,
die die Böden weniger erosionsanfällig machen.
Wie in den vorhergehenden Kapiteln gezeigt wur-
de,liegt das Potential einer erhöhten Produktion bio-
logischer Ressourcen im wesentlichen in der Erhö-
hung der Flächenproduktivität oder in der Substitu-
tion von terrestrisch erzeugten Rohstoffen und Nah-
rungsmitteln.
Eine Möglichkeit auf globaler Ebene,das Ertrags-
potential verschiedener Standorte und Regionen ab-
zuschätzen, bietet die Nettoprimärproduktion der
natürlichen Vegetation. Unter der Nettoprimärpro-
duktion (NPP) versteht man die während eines Jah-
res pro Flächeneinheit durch die Primärproduzenten
gebildete Biomasse. Es handelt sich um eine Netto-
größe,da von der Bruttoproduktion die Verluste,die
durch die Pflanzenatmung auftreten,abgezogen wer-
den. Die NPP ist deshalb ein guter Indikator für das
Ertragspotential des Standortes, da sich die natürli-
chen Pflanzengesellschaften der jeweiligen Ökosy-
steme über sehr lange Zeiträume an die Standortbe-
dingungen angepaßt und dabei die Biomasseproduk-
tion optimiert haben.
Die NPP der natürlichen Ökosysteme ist nicht
gleichmäßig über die Landoberfläche verteilt, son-
dern weist Zonen unterschiedlicher Produktivität
auf. Der innere tropische Bereich ist mit Ausnahme
des Horns von Afrika als Zone hoher und höchster
Produktivität der Landbiosphäre ausgewiesen. Im
subtropischen und temperaten Bereich sind eben-
falls Großregionen mit hoher und sehr hoher Primär-
produktion vorhanden,hier ist das Bild aber weitaus
differenzierter.Abb. E 3.3-8 zeigt die globale Vertei-
lung der NPP. Hierbei handelt es sich um modellier-
te Daten,die eine Mittelung aus 17 globalen Vegeta-
tionsmodellen darstellen. Diese Vorgehensweise mi-
nimiert die Unterschiede in der räumlichen und zeit-
lichen Zuweisung der Nettoprimärproduktion, die
bei den verschiedenartigen Vegetationsmodellen
auftreten.Neben der Sonnenstrahlung, der Tempera-
tur, der Niederschlagsmenge und -verteilung hängt
die NPP stark von der Fruchtbarkeit der Böden ab.
Der Kohlenstoff ist eng mit der organischen Sub-
stanz des Bodens (Humus) verknüpft und kann als
Indikator für den organischen Träger der Boden-
fruchtbarkeit angesehen werden. Es zeigt sich, daß
die Fruchtbarkeit der Böden der Tropen im wesentli-
chen auf der organischen Substanz beruht, während
im temperaten Klimabereich sowohl der minerali-
schen als auch der organischen Komponente große
Bedeutung zukommt.Dies hat Konsequenzen für die
Produktivität land- und forstwirtschaftlicher Kultu-
ren, da die organische Substanz in Böden schneller
und intensiver auf den Eingriff des Menschen rea-
giert als deren mineralische Substanz. Der starke
Rückgang der NPP nach der Inkulturnahme (Bewei-
dung,Ackerbau,Plantagen) durch den Menschen be-
ruht u.a.auf folgenden Ursachen:
• Der Anbau von Monokulturen oder von stark ver-
einfachten Fruchtfolgen führt zu Entkopplungs-
prozessen im Stoffhaushalt und damit zur Nähr-
stoffverarmung und Versauerung.
• Der Export von Biomasse und deren bedingte
Rückführung verstärkt die vorgenannten Prozes-
se.
• Die Bodenbearbeitung führt zum Humusabbau
und damit zum Abbau von Wasser- und Nährstoff-
speichern sowie Gefügestabilisatoren.
• Der Schädlingsbefall erhöht sich bei einheitlichen
Beständen.
• Die zunehmende Homogenität reduziert die
Nützlinge.
• Intensive Beweidung reduziert die Diversität und
die Dichte der Pflanzenbestände.
• Die Anpassung der Kulturpflanzen an die jeweili-
gen Standortbedingungen ist in der Regel nicht so
gut wie diejenige nativer Pflanzen.
• Symbiosen werden zerstört.
• Angepaßte Kulturpflanzen werden zunehmend
durch ertragreichere, aber weniger gut angepaßte
Züchtungen ersetzt.
• Das zeitweise Fehlen einer geschlossenen Pflan-
zendecke oder die Auflichtung von Pflanzenbe-
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• Das Abbrennen von Bestandesabfällen führt zu
Nährstoffverlusten und zur Minderung der biolo-
gischen Vielfalt.
• Das Befahren der Böden mit Maschinen verdich-
tet die Böden und zerstört deren Regelungsfunk-
tionen für den Wasser- und Stoffhaushalt.
Ein Vergleich der mit Kulturpflanzen erzielten tat-
sächlichen Biomasseerträge mit denen der natürli-
chen Vegetation macht deutlich,daß in großen Teilen
der Welt die NPP der Kulturpflanzen nur etwa
10–20% des Produktionspotentials der natürlichen
Vegetation erreicht (Esser,1993).Nur dort,wo Dün-
gemittel, Pflanzenschutzmittel und geeignete Sorten
eingesetzt werden, wird das Niveau der natürlichen
NPP erreicht oder gar übertroffen. In diesen Regio-
nen sind die Steigerungen der Produktivität aber
häufig mit zusätzlichen Umweltbelastungen und ei-
nem deutlichen Rückgang der biologischen Vielfalt
verbunden.
Es ist also weltweit ein erhebliches Potential für
Ertragssteigerungen vorhanden,ohne daß es zu einer
größeren Ausdehnung der Nutzflächen zu Lasten an-
derer Ökosysteme kommen müßte (WBGU, 1994).
Aus ökologischen Gründen muß daher die Forde-
rung gestellt werden, daß der steigende Bedarf an
Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen
in erster Linie durch standortangepaßte Intensivie-
rung bereits bewirtschafteter Flächen gedeckt wird.
Nur so kann verhindert werden, daß zunehmend na-
türliche Ökosysteme vernichtet werden, mit negati-
ven Folgen für die biologische Vielfalt sowie die bio-
geochemischen Kreisläufe der Erde und Risiken für
die Biosphäre insgesamt.
Die Verteilung der NPP verdeutlicht auch, daß in
den Entwicklungsländern die Fruchtbarkeit der
Standorte häufig sehr gering ist und darüber hinaus
überwiegend auf der organischen Bodensubstanz,
d. h. auf einem labilen Pool beruht. Dies bedeutet,
daß menschliche Eingriffe in diese leicht verletzba-
ren Systeme häufig problematisch sind. Ein direkter
Vergleich mit den Eingriffen in stabilere Systeme im
temperaten Klimabereich ist deshalb irreführend.
Daher darf die Rodung temperater Wälder in der
Vergangenheit nicht in jedem Fall mit der Rodung
der Regenwälder gleichgesetzt oder gar als Argu-
ment für die Abholzung der letzteren verwendet
werden.
Andererseits muß aber auch gegen den Mythos
angegangen werden, daß sich die Böden der Tropen
generell nicht zur intensiven und nachhaltigen Land-
nutzung eignen (FAO,1993).Bei genauer Standorta-
nalyse und bei Berücksichtigung der standortspezifi-
schen Faktoren ist es durchaus möglich, auch in die-
sen Regionen auf großen Flächen eine nachhaltige
und umweltschonende Landbewirtschaftung zu
praktizieren.Etwa 57% der Böden in den Tropen ge-
hören nicht zu den typischen „tropischen Böden“
wie Oxisols und Ultisols;der Anteil der als fruchtbar
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Abbildung E 3.3-8
Globale Verteilung der Nettoprimärproduktion (NPP),dargestellt als Mittelung aus 17 globalen Vegetationsmodellen.
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eingestuften Böden beträgt in den Tropen etwa 24%.
Im Vergleich dazu beträgt deren Anteil im tempera-
ten Bereich auch nur rund 27%.
Die weltweite Erfassung der potentiell kulturfähi-
gen Böden („Gunstböden“) muß daher vorrangig
verfolgt und verbessert werden.Zur Beschleunigung
der Erhebung sollten feldgestützten Erhebungen mit
modernen Methoden der Erdbeobachtung gekop-
pelt werden. Nur auf einer solchen Basis kann eine
standortgerechte,nachhaltige und umweltschonende
Bodennutzung mit hohem Ertragspotential entwik-
kelt werden. Um die Umsetzung einer standortge-
rechten und nachhaltigen Bewirtschaftung zu ge-
währleisten, müssen begleitende Monitoringpro-
gramme entwickelt und realisiert werden.Diese Pro-
gramme müssen langfristigt angelegt sein, da nur so
schleichende Veränderungen der Biosphäre erkannt
werden können.
E 3.3.4.11
Leitbild
Soll das Ziel einer hochproduktiven Landnutzung
mit den Prinzipien der Nachhaltigkeit und der Um-
weltschonung in Einklang gebracht werden, so muß
ein generelles Leitbild formuliert werden, an dem
sich die zu entwickelnden Nutzungsstrategien orien-
tieren können.
Dieses Leitbild darf nicht, wie in der Vergangen-
heit, überwiegend produktionsorientiert oder, wie
dies häufig der Fall war, allein auf einzelne Kompo-
nenten oder Organismen beschränkt sein, sondern
muß alle Funktionen von Ökosystemen gleichbe-
rechtigt mit einbeziehen,d.h.es muß multifunktional
sein. Weiter müssen auch die von genutzten Ökosy-
stemen ausgehenden Belastungen terrestrischer und
aquatischer Nachbarsysteme sowie des Grundwas-
sers und der Atmosphäre berücksichtigt werden.Zu-
künftige Nutzungen sollen nicht nur ökonomisch
nachhaltig sein, sie müssen auch umweltschonend
und sozialverträglich sein.Dies können sie nur,wenn
sie standortgerecht sind.Die Ableitung eines Leitbil-
des allein genügt jedoch nicht, sondern es müssen
auch praktikable Instrumentarien entwickelt wer-
den, welche die Umsetzung der Ziele möglich ma-
chen.Hierfür gilt es,Indikatorsysteme zu entwickeln,
die den regional unterschiedlichen Ursache-Wir-
kungsmechanismen Rechnung tragen und damit weit
über die bisher verfolgten Ansätze hinaus gehen.
Erst damit eignen sie sich für die Bewertung einer
multifunktionalen Landnutzung.
Der Beirat wählt bewußt die Bezeichnung „multi-
funktionale Landnutzung“, weil in ihr alle von ihm
für wichtig erachteten Elemente der Nutzung enthal-
ten sind. Zukünftige Formen der Landnutzung müs-
sen die Vielfalt der abiotischen und biotischen Fakto-
ren am Standort beachten und auf langfristige Nutz-
barkeit ausgerichtet sein. Von der Nutzung selbst
dürfen Nachbarsysteme nicht übermäßig belastet
werden, d. h. sie müssen umweltschonend sein. Mul-
tifunktionalität bedeutet, daß die Naturfunktionen
(Lebensraum und Regelung des Stoff- und Energie-
haushaltes) und die Kulturfunktionen (Produktion
und Sozialleistungen) gleichberechtigt behandelt
werden. Andere Begriffe wie z. B. „ökologische
Landnutzung“ oder „ökologischer Landbau“ wer-
den nicht verwendet,weil sie entweder nicht mit dem
hier vorgeschlagenen Ansatz identisch sind oder weil
sie international anders definiert werden.Eine stich-
wortartige Zusammenstellung der Leitlinien dieser
multifunktionalen Nutzung nachwachsender Res-
sourcen findet sich in Kasten I 1.1-1.
Die weltweite Einführung derartiger Strategien
der Landnutzung verspricht um so erfolgreicher zu
sein, je eher diese Praktiken auch in den Industrie-
ländern realisiert werden und je eher ihr ökologi-
scher und ökonomischer Nutzen dort nachweisbar
wird. Der Ansatz der multifunktionalen Landnut-
zung befindet sich als „MFCAL Approach“ (Multi-
functional Character of Agriculture and Land) auch
durch die FAO in der internationalen Diskussion
und war zentraler Gegenstand der im September
1999 abgehaltenen Konferenz in Maastricht (FAO,
1999a). Der Beirat empfiehlt, die Bundesregierung
möge sich dafür einsetzen, daß die Prinzipien der
multifunktionalen Landnutzung flächendeckend in
die land- und forstwirtschaftliche Praxis überführt
werden.Weiter möge sie sich dafür einsetzen,daß die
betriebs- und volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
in der Weise verändert wird,daß in den Bilanzen bis-
her nicht auftauchende Guthaben wie die biologi-
sche Vielfalt, die Qualität des Grund- und Oberflä-
chenwassers und die Fruchtbarkeit der Böden mit in
die Berechnung einbezogen werden.Darüber hinaus
sollte geprüft werden, wie sich die „Wüstenkonven-
tion“ zu einer umfassenden Konvention zum Schutz
der Böden erweitern ließe (WBGU, 1994; Kasten
E 3.3-7).
Die zu entwickelnden Nutzungsstrategien zeich-
nen sich durch einen hohen, vom Standort abhängi-
gen Arbeitseinsatz aus. In großen Teilen der Welt ist
die notwendige Steigerung der Erträge bei gleichzei-
tigem Boden- und Umweltschutz nur durch die Kom-
bination von integrierter Acker-,Vieh- und Holzwirt-
schaft mit dem notwendigen Einsatz von angepaßter
Agrartechnik, angepaßten Kulturpflanzen und
Haustieren sowie dem optimierten Einsatz von
Agrochemikalien zu erreichen. Ein vollständiger
Verzicht auf die letztgenannten Produktionsfaktoren
hieße, eine Produktion auf niedrigem Ertragsniveau
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Ausdehnung der Nutzflächen zu Lasten natürlicher
Wald- und Graslandschaften zu befürworten (Wal-
ker und Steffen, 1997). Eine multifunktionale Land-
nutzung sollte nicht mit Dogmen belegt werden, sie
sollte vielmehr pragmatisch und ergebnisorientiert
sein und flexibel neue Erkenntnisse der Forschung
integrieren.
Kasten E 3.3-7
Erweiterung der Desertifikationskonvention zu
einer globalen Bodenkonvention: Probleme und
Perspektiven
Der Beirat hat in der Vergangenheit mehrfach darauf hin-
gewiesen, daß die Zerstörung der Böden in der Öffentlich-
keit bisher nur wenig wahrgenommen wird (WBGU,
1999a). Bodendegradation ist aber, wie vom Beirat bereits
mehrfach betont und ausgeführt (WBGU, 1994, 1998a, b),
ein globales Problem.Während zum Schutz von Klima und
biologischer Vielfalt globale Konventionen ausgehandelt
worden sind, umfaßt das „Übereinkommen der Vereinten
Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von
Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Län-
dern, insbesondere in Afrika“ (im folgenden Desertifikati-
onskonvention oder CCD) nur einen Ausschnitt der welt-
weiten Bodendegradation. Zwar ist die CCD hinsichtlich
der Beitrittsmöglichkeit global ausgerichtet (z.B.wurde sie
auch von Deutschland unterzeichnet), ihr Geltungsbereich
ist jedoch auf Trockengebiete beschränkt. Daher hat der
Beirat in seinem Jahresgutachten 1994 die Weiterentwick-
lung der Desertifikationskonvention zu einer globalen Bo-
denschutzkonvention empfohlen (WBGU, 1994). Diesen
Vorschlag griff die „Tutzinger Initiative für eine Bodenkon-
vention“ auf und legte 1998 einen ersten viersprachigen
Entwurf für ein „Übereinkommen zum nachhaltigen Um-
gang mit Böden“ vor (Tutzinger Projekt „Ökologie der
Zeit“, 1998). Dieser Entwurf befindet sich in der Diskussi-
on und wird weiterentwickelt. Denkbar wäre die Verab-
schiedung eines Protokolls zu einer bestehenden Konven-
tion, die Erweiterung der CCD zu einer globalen Boden-
konvention oder die Schaffung einer Bodenkonvention ne-
ben der CCD. Allerdings erscheint die Schaffung einer
globalen Bodenkonvention neben der CCD aus Effizienz-
und Effektivitätsgründen nicht sinnvoll.Im folgenden wer-
den daher Möglichkeiten und Probleme bei der Erweite-
rung der CCD zu einer globalen Bodenkonvention aufge-
zeigt, was zweifellos ein Novum in der Entstehungsge-
schichte von Umweltkonventionen darstellen würde. In je-
dem Fall, ob Protokoll- oder Erweiterungslösung, ist eine
solche Initiative nicht gegen die Interessen der Entwick-
lungsländer durchsetzbar.
Die Desertifikationskonvention ist die entwicklungspo-
litisch bedeutsamste unter den drei „Rio-Konventionen“.
Zentraler Bestandteil ist neben dem Bodenschutz in
Trockengebieten die Armutsbekämpfung (Pilardeaux,
1997, 1999). Da kein anderes UN-Übereinkommen einen
solch ausdrücklich entwicklungspolitischen Bezug aufweist
(es gibt ja keine „UN-Entwicklungskonvention“), müßten
die Belange der Entwicklungsländer berücksichtigt wer-
den,d.h.,daß der Entwicklungsaspekt und damit die Mög-
lichkeit zur Einforderung finanzieller Unterstützung aus
dem Norden integriert wird. Ohne eine frühzeitige Einbin-
dung der Entwicklungsländer in diese Überlegungen sind
die Erfolgsaussichten der Tutzinger Initiative nur gering.
Den Belangen der Entwicklungsländer steht entgegen,
daß die Weiterentwicklung der Desertifikationskonvention
zu einer globalen Konvention die Chance erhöhen würde,
ein eigenes „Fenster“ bei der Globalen Umweltfazilität
(GEF) zu erhalten. Damit wären auch mehr Finanzmittel
als bisher verfügbar.Seit der Verabschiedung der CCD sind
immer wieder Forderungen nach einem solchen „Fenster“
für Bodendegradation bei der GEF laut geworden. Im Ge-
gensatz zu ihren beiden „Schwesterkonventionen“ ist die
CCD vor allem auf die Verwendung vorhandener Mittel
aus der bi- und multilateralen Entwicklungszusammen-
arbeit (EZ) angewiesen. Obwohl durch eine Bündelung
und bessere Fokussierung der bi- und multilateralen EZ
nach dem „Multi-Source-Funding-Prinzip“ theoretisch ein
größeres Finanzierungspotential besteht, ist die von den
Entwicklungsländern erwartete spürbare Erhöhung der
Mittel zur Desertifikationsbekämpfung bislang ausgeblie-
ben.
Auch bei den Industrieländern bestehen Vorbehalte.
Dahinter steht in erster Linie die Furcht vor wachsenden fi-
nanziellen Verpflichtungen. Bei einer „weltweit gültigen“
Konvention würden sich die globalen Bezüge der Boden-
zerstörung nur schwer negieren lassen.Dies hätte dann un-
mittelbare Auswirkungen auf die GEF-Politik.Trotz dieser
Vorbehalte lassen sich Tendenzen erkennen, daß sich die
CCD bereits auf dem Weg zu einer globalen Bodenschutz-
konvention befindet.Zum einen wurde auf der 2.Vertrags-
staatenkonferenz der CCD auf Anregung von Rußland,Ar-
menien, Rumänien,Aserbaidschan, Usbekistan,Tadschiki-
stan und Turkmenistan und unter kritischer Beobachtung
durch die Entwicklungsländer ein 5. Annex für die „ost-
und zentraleuropäische Region“ vorgeschlagen.Zur 3.Ver-
tragsstaatenkonferenz 1999 in Recife (Brasilien) wird ein
entsprechender Entwurf vorgelegt werden. Es deutet sich
also eine Ausweitung auf Regionen an, die nicht mehr nur
die Bodendegradation in „ariden, semiariden und trocke-
nen subhumiden Zonen“ (also vor allem in Trockengebie-
ten) umfassen.
Zum anderen ist die neue Initiative der GEF zur Deser-
tifikationsbekämpfung ein weiteres Indiz für die wachsen-
de Wahrnehmung der globalen Bedeutung von Bodende-
gradation.Seit 1994 kann die GEF auch Mittel zur Deserti-
fikationsbekämpfung bereitstellen, wenn davon das Klima
oder die Biodiversität betroffen sind.In Dakar (1998) wur-
de diese Richtungsänderung in der GEF, die neue Initiati-
ven zum Thema Bodendegradation vorstellte, noch einmal
bestätigt. Globale Bezüge bestehen nach diesem neuen
GEF-Ansatz in zweierlei Hinsicht:Zum einen in der Wech-
selwirkung zwischen Bodendegradation und der Entste-
hung biologischer Senken und Quellen für klimawirksame
Treibhausgase und zum anderen in der besonderen Bedeu-
tung der Biodiversität in Trockengebieten (Kap I 3.4.2).
Letztere wird von der GEF als Schlüsselfaktor für „nach-
haltige Entwicklung“ angesehen. Der Beirat begrüßt die
Diskussion um die Schaffung einer globalen Bodenkonven-
tion und empfiehlt, bodenbezogene Fragen im UNCED-
Nachfolgeprozeß und insbesondere im Rahmen kommen-
der Vertragsstaatenkonferenzen vermehrt zur Sprache zu
bringen. Durch die Ermittlung potentieller Konfliktfelder
und Einwände im Kreis der internationalen Gemeinschaft
sollte abgeschätzt werden,welche Hindernisse bei der Um-
setzung dieses Vorhabens zu erwarten sind und welche
Strategien zur Schaffung einer Konvention für den globalen
Bodenschutz entwickelt werden müßten.176 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
Wesentlich für die Betrachtung ist,daß eine multi-
funktionale Landnutzung und die damit verbunde-
nen Einrichtungen, Meliorationen und Schutzmaß-
nahmen mit Investitionen verbunden sind, die sich
erst in längeren Zeiträumen rechnen.Dies bedeutet,
daß erst bei niedrigen Kapitalzinsen, angemessenen
Löhnen und kostendeckenden Preisen mit einer
großflächigen Anwendung dieser Nutzungsstrate-
gien zu rechnen ist. Betrachtet man die heutige Situ-
ation auf der Erde,so ist festzustellen,daß diese Vor-
aussetzungen in vielen Ländern nicht gegeben sind.
Ein dringendes Erfordernis für die weltweite Ein-
führung einer multifunktionalen Landnutzung sind
daher Preise, die die Kosten für den Bodenschutz,
den Umweltschutz und die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt enthalten müssen.
Nutzungsbedingte Eingriffe in Ökosysteme erfol-
gen immer mit dem Ziel, Erträge pflanzlicher oder
tierischer Herkunft zu erwirtschaften. Je nach dem
gewünschten Ziel können die Eingriffe extensiv oder
intensiv sein und sie können fördernd, erhaltend
oder zerstörend auf Systemkompartimente wirken.
Durch die Eingriffe kann je nach Standort die Diver-
sität auf Arten und Ökosystemebene erhöht werden,
wie dies am Beispiel Mitteleuropas gezeigt wurde,
oder auch drastisch reduziert werden, wie dies in
Amazonien der Fall ist.
Als „Maßstab“ für das Potential eines Standortes,
Biomasse zu bilden,wurde die NPP angeführt.An ihr
kann sich das theoretische Ertragspotential orientie-
ren. Ob letzteres erreicht wird oder nicht, hängt ent-
scheidend von dem gewählten Anbauverfahren und
den verfügbaren Ressourcen ab.
Betriebliche Rahmenbedingungen, Sortenwahl,
Bestandesführung und die Maßnahmen für die Ver-
lustminderung wirken sich alle auch auf die biologi-
sche Vielfalt des jeweiligen Standortes aus. Eine
„Verträglichkeitsprüfung“ sollte die Nebeneffekte
neuer Nutzungsstrategien vor deren Einführung ab-
schätzen (Art.14 CBD).
Für die Bewertung der Wirkungen der Landnut-
zung auf der Ebene von Ökotopen, Landschaften
oder Regionen bietet sich der Ansatz der kritischen
Einträge, Eingriffe und Austräge an, die der Beirat
(WBGU, 1994) vorgestellt hat. Gemessen wird die
Kritikalität der drei Faktoren an kritischen Zustän-
den oder Funktionen der Ökosysteme oder ihrer
Komponenten. Ziel muß es sein, zukünftig auch für
die biologische Vielfalt kritische Zustände und Funk-
tionen abzuleiten, die durch die Nutzung nicht über-
Kasten E 3.3-8
Zertifizierung nachhaltiger
Waldbewirtschaftung
Die alleinige Konzentration der Waldnutzung auf die Holz-
produktion hat die Fähigkeit von Wäldern reduziert, auch
andere ökosystemare Leistungen zu erbringen und Pro-
dukte zu liefern, auf die die Menschen und die Biosphäre
angewiesen sind. Es steht außer Zweifel, daß die Wälder
oder große Teile davon auch zukünftig für die Holzproduk-
tion genutzt werden müssen. Soll diese Nutzung jedoch
nachhaltig erfolgen, müssen auch die anderen Funktionen
von Wäldern berücksichtigt werden (Lebensraum-, Rege-
lungs- und Sozialfunktionen).
Anfang der 90er Jahre, stimuliert durch den vorange-
gangenen Tropenholzboykott,wurden in Art.11 der AGEN-
DA 21 Prinzipien einer umweltgerechten Waldentwicklung
verabschiedet. Daraus entwickelten sich verschiedene In-
itiative, die multinational oder international gültige
Grundsätze einer nachhaltigen Waldnutzung aufstellten.
Neben Regierungsinitiativen und der forstpolitischer Ebe-
ne wurden dabei auch Systeme für eine unabhängige Zerti-
fizierung der Waldbewirtschaftung auf der Ebene der Be-
wirtschaftungseinheit (z.B.Forstbetrieb) entwickelt.
Grundlage all dieser Initiativen ist es, einen Beitrag zur
Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung von Wäldern
zu leisten. Dabei soll Nachhaltigkeit nicht nur bedeuten,
daß Holz dauerhaft produziert wird und die Waldflächen
erhalten bleiben, sondern daß die Natur- mit den Kultur-
funktionen verknüpft werden.Mit der Zertifizierung sollen
Beispiele guter Bewirtschaftung im o. g. Sinn hervorgeho-
ben werden mit dem Ziel,
– die Waldbewirtschaftung zu verbessern,
– die Attraktivität des Rohstoffs Holz aus nachhaltig be-
wirtschafteten Beständen zu verbessern,
– die Authentizität der Herkunft des zertifizierten Pro-
duktes zu sichern.
Derzeit gibt es Meinungsverschiedenheiten darüber, ob
staatliche oder „unabhängige“ Institutionen die Zertifizie-
rung durchführen sollen.
1993 wurde in Toronto der Forest Stewardship Council
(FSC) gegründet, gestützt von Umweltorganisationen,
Holzhandel, Forstfachleuten, Organisationen indigener
Völker, Waldkorporationen und Zertifizierungsorganisa-
tionen. Der FSC ist eine unabhängige, nichtkommerzielle
NRO. Bis 1999 wurden ca. 13 Mio. ha vom FSC zertifiziert.
Von dieser Fläche liegen 3/4 in Europa und den USA.Mag
diese Fläche auch groß erscheinen, so stellt sie bisher nur
wenige 100stel% der globalen Waldfläche dar.
1998 wurden bei der Ministerkonferenz in Lissabon die
„Pan-Europäischen Leitlinien für die nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung“ verabschiedet. Sie sind die Grundlage für
die vom Deutschen Forstwirtschaftsrat angeregten Pan-Eu-
ropäischen Zertifizierungsinitiative (PEFC). Mittlerweile
beteiligen sich Organisationen der Forst- und Holzwirt-
schaft aus verschiedenen europäischen Ländern mit einer
Waldfläche von ca.100 Mio.ha an dieser Initiative (Ripken,
1999). Andere Ansätze, wie die Norm ISO 14001 oder bi-
und multilaterale Abkommen haben bisher keinen nen-
nenswerten Einfluß ausüben können.
Bisher stehen sich diese beiden wichtigsten Zertifizie-
rungs-Systeme unversöhnlich gegenüber.Im Sinn der beab-
sichtigten Förderung der nachhaltigen Waldbewirtschaf-
tung ist es erforderlich,daß es zu einer Einigung kommt,um
dem im Grundsatz richtigen Zertifizierungsansatz zum
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schritten werden dürfen. Auf dieser Basis ließe sich
der Ansatz in das Leitplankenkonzept des WBGU
(1998a) integrieren (Kap.I 1)
Zu den notwendigen Maßnahmen zur Erhaltung
oder zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt
zählen auch die Aufforstung und Wiederaufforstung
degradierter Waldlandschaften.Das Kyoto-Protokoll
ermöglicht über den Weg der Zertifizierung der CO2-
Senken, die Förderung der Regradation von Wäl-
dern.In einem ökologisch sinnvollen Umfang sollten
daher diese Maßnahmen unterstützt werden.
Eine Möglichkeit, die multifunktionale Landnut-
zung zu fördern, besteht in der Zertifizierung ent-
sprechender Nutzungsstrategien und der Kennzeich-
nung ihrer Produkte (Kasten E 3.3-8;Kap.I 2.4).Da-
mit hätten Konsumenten die Möglichkeit, über den
Kauf gekennzeichneter Produkte aus der Land- und
Forstwirtschaft die multifunktionale Landnutzung zu
fördern.Bisher hielten sich die Erfolge dieses Ansat-
zes in Grenzen oder hatten nur lokale und regionale
Wirkung,da der Verbraucher noch immer das billige-
re Produkt bevorzugt, selbst wenn ihm bewußt ist,
daß es nicht aus nachhaltiger Nutzung stammt. Hier
ist zunehmend Aufklärung notwendig, um Verbrau-
cher auch zu umweltgerechtem Handeln zu bringen.
Probleme erwachsen aber auch aus der zuneh-
menden und unkontrollierten Zentrierung der
Menschen und ihrer Aktivitäten auf wenige Bal-
lungsräume. Die damit verbundene raum-zeitliche
Trennung von Stoffumsatzprozessen und die Kon-
zentration der Stoff- und Energieströme sind ein we-
sentlicher Faktor für den Verlust an biologischer
Vielfalt. Die Einbeziehung bioregionaler Aspekte in
Planungsvorhaben (Kap.E 3.9) und eine Dezentrali-
sierung der Aktivitäten mit einem Netz kleinerer
Zentren sollte auch für die multifunktionale Land-
nutzung von Vorteil sein.
Der Eingriff des Menschen in die Biosphäre im
Zuge der Landnutzung stellt eine der großen Ge-
fährdungen für die biologische Vielfalt auf der Erde
dar.Die Dynamik,mit der der nutzungsbedingte Ver-
lust biologischer Vielfalt abläuft, hinterläßt den Ein-
druck, daß das „Rennen“ bereits verloren ist und
nicht gewonnen werden kann.Aus der Sicht des Bei-
rats erscheint es daher dringend geboten,daß sich die
Politik vorrangig mit dem Problem des nutzungsbe-
dingten Diversitätsverlustes befaßt und jene Aktivi-
täten auf internationaler Ebene unterstützt, die zur
Lösung des Problems beitragen.
Viel Zeit verbleibt nicht,wenn die riskante und in
ihrer Wirkung nicht bewertbare Entwicklung ge-
stoppt werden soll.Rasches und wirksames Handeln
ist dringend geboten.
E 3.4 
Nachhaltige Nahrungsgewinnung aus aquatischen
Ökosystemen
Während in den westlichen Industrieländern Fisch
eher als eine willkommene Abwechslung im Speise-
plan angesehen wird,stellt er für mehr als eine Milli-
arde Menschen in Ost- und Südostasien die Haupt-
proteinquelle dar. Im Gegensatz zu Landökosyste-
men wird auch heute noch der größere Teil der Nah-
rung aus aquatischen Lebensräumen durch natürlich
nachwachsende Bestände gedeckt. Die Weltfische-
reiproduktion hat sich seit 1949 verfünffacht und lie-
fert derzeit etwa 15–20% des menschlichen Eiweiß-
konsums (Alverson et al., 1994). Ihre jährliche Zu-
wachsrate übertraf damit das Bevölkerungswachs-
tum deutlich (Alden, 1999). Der Rohwert der
Weltfischereiproduktion betrug 1996 131,3 Mrd.US-
$ (Fangfischerei 84,7 Mrd. US-$, Aquakultur 46,6
Mrd.US-$) (FAO,1998d,e).
Der Anteil der Aquakultur an der insgesamt ge-
nutzten aquatischen Biomasse beträgt somit etwa
25%. Gegenwärtig werden nach offiziellen statisti-
schen Angaben der FAO jährlich 121 Mio. t Fische,
Krebse und Weichtiere angelandet (FAO,1998d),da-
von 87,1 Mio. t aus dem Meer, 7,5 Mio. t aus Flüssen
und Seen sowie 26,4 Mio. t aus Zuchtbetrieben
(Aquakultur,Marikultur).Zu diesen Zahlen sind ca.
20–27 Mio. t Rückwürfe (discards) sowie eine unbe-
kannte Fangmenge aus statistisch nur ungenügend
erfaßten Kleinfischereien zu addieren,so daß die ge-
samte Weltfischerei derzeit in einer Größenordnung
von über 150 Mio. t Jahr-1 liegen dürfte. Die Weltfi-
scherei nutzt damit bereits jetzt die aus dem theore-
tischen Produktionspotential des Ozeans zu erwar-
tenden Erträge weitgehend aus (Hubold,1999b).
Die in den letzten Jahrzehnten erzielten Ertrags-
steigerungen bei der Befischung natürlich nachwach-
sender Bestände beruhten ausschließlich auf der
Entwicklung effizienterer Verfahren zur Aufspürung
mariner lebender Ressourcen sowie der Verbesse-
rung der Fangmethoden.Die in der Folge aufgetrete-
ne Überfischung vieler wichtiger Bestände gefährdet
nunmehr aber in zunehmendem Maß die Ernäh-
rungssicherheit.Insbesondere einige in Küstenregio-
nen lebende Arten sind in ihrem Bestand bedroht.
Selbst bei Erholung der Bestände und Optimierung
der Befischung sind höhere Fischerträge für die Zu-
kunft nur innerhalb enger Grenzen zu erwarten.
Eine substantielle Steigerung der Nahrungsmittel-
produktion aus dem Wasser ist deshalb nur durch
eine Intensivierung der Aquakultur möglich. Aller-
dings bestehen auch hier schon jetzt grundlegende
Probleme: In aquatischen Lebensräumen führt die
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tionssteigerung in stärkerem Maß als an Land zu ei-
ner Degradation der betroffenen und benachbarten
Ökosysteme (Eutrophierung;WBGU,1998a).
E 3.4.1 
Hochseefischerei
Von den 20 wichtigsten befischten Arten sind ledig-
lich Alaska-Seelachs, Hering, Bonito, Kabeljau, De-
genfisch, Gelbflossenthun, Tintenfische und See-
hecht reine Konsumarten; die anderen werden teil-
weise oder vollständig für industrielle Zwecke ver-
wendet. Insgesamt wurden Anfang der 90er Jahre
28,5 Mio.t Fisch Jahr-1 für die Herstellung von Fisch-
mehl und -öl genutzt.Aus zumeist kleinen,für die di-
rekte menschliche Ernährung nicht geeigneten pela-
gischen Schwarmfischarten,aus Beifängen sowie aus
Fischabfällen der Verarbeitung werden daraus zur
Zeit jährlich ca. 6,5 Mio. t Fischmehl und 1,5 Mio. t
Fischöl im Wert von 3–4 Mrd. US-$ hergestellt (Bar-
low,1996).Unter diesen ist die pazifische Anchoveta
(Engraulis ringens) bei weitem die wichtigste, deren
Anlandungen bis zu 10% des Weltfischertrags errei-
chen,jedoch extrem starken Schwankungen unterlie-
gen und in El-Niño-Jahren zusammenbrechen kön-
nen (Arntz und Fahrbach, 1991; Lalli und Parsons,
1997).Das Fischmehl findet zu über 50% als Tierfut-
ter in der Geflügelhaltung Verwendung, zu 20% in
der Schweinezucht und zu 25% in der Aquakultur.
Fischöle werden als hochwertige Träger von Ω3-Fett-
säuren zu 70% in der Nahrungsmittelindustrie (z. B.
Margarine,Backwaren) und zu etwa 25% in der Fut-
terherstellung (v. a. für die Aquakultur) verwendet.
In Europa betreibt vor allem Dänemark eine bedeu-
tende Industriefischerei in der Nordsee (Hubold,
1997).
Die Entwicklung des Befischungszustands
In einer Einschätzung der 200 weltweit wichtigsten
genutzten Fischbestände (77% des Gesamtfangs)
kommt die FAO zu dem Schluß, daß heute 35% der
Bestände überfischt sind und abnehmende Erträge
zeigen (FAO, 1997a). 25% werden auf maximaler,
gleichbleibender Höhe befischt,bei 40% der Bestän-
de werden noch Steigerungsmöglichkeiten einge-
räumt. In einer neuen Studie kommt der amerikani-
sche National Research Council zu dem Schluß, daß
der marine Fischfang „nahe oder möglicherweise be-
reits über dem maximalen nachhaltigen Niveau“ lie-
ge (NRC, 1999). Der Internationale Rat für Meeres-
forschung (ICES) beurteilte in seiner Herbstsitzung
1997 insbesondere den Zustand der Fischbestände
von Scholle, Seezunge, Rotbarsch, Seelachs, Grön-
ländischem Heilbutt und Makrele in der Nordsee
bzw.in der Irischen See als sehr kritisch.
Die Überfischung beispielsweise des nordwestat-
lantischen Kabeljaus hatte die fast vollständige Ein-
stellung der Kabeljaufischerei in Kanada zur Folge;
der Gesamtfang hatte sich seit 1988 um 75% verrin-
gert,wodurch seit 1991 35.000 Fischer ihren Arbeits-
platz verloren.Ein anderer wertvoller Bestand mit in
den letzten Jahren stark zurückgegangenen Fängen
ist der Rote Thun (Thunnus thynnus) im Atlantik,
dessen Ertrag sich in den letzten 20 Jahren um 87%
verringert hat. Die Internationale Kommission für
die Erhaltung der Thunfischbestände im Atlantik
(ICCAT) hat daraufhin 1999 für den Westatlantik
eine Gesamtfangmenge von nur noch 2.500 t festge-
setzt und diese Menge zugleich für die nächsten 20
Jahre festgeschrieben. Im Ostatlantik (einschl. Mit-
telmeer) können nur noch 32.000 (1999) bzw.29.500 t
(2000) dieser Art gefangen werden (Anonymus,
1998).
Die erst in den letzten Jahren entstandene Lang-
leinenfischerei auf den Schwarzen Seehecht (Disso-
stichus eleginoides und neuerdings D. mawsoni) im
südlichen Ozean hat sich in kurzer Zeit zu einer weit-
gehend illegalen Fischerei entwickelt,in der 60–90%
der Gesamtfänge von nicht lizensierten Schiffen ent-
nommen werden. Neben den absehbaren zerstöreri-
schen Auswirkungen auf diesen sehr langsamwüchsi-
gen ozeanischen Fisch werden durch nicht zulässige
Fischereipraktiken auch große Zahlen bedrohter
Seevögel (v. a. Albatrosse) getötet, die sich an den
Ködern festbeißen und ertrinken (BfA, 1998, 1999).
In Mißachtung des Übereinkommens über die Er-
haltung der lebenden Meeresschätze der Antarktis
(CCAMLR) konnten aufgrund der Größe des be-
troffenen Seegebiets und der zögernden Haltung ei-
niger Mitgliedstaaten (darunter auch Mitgliedstaa-
ten der EU) bisher keine durchgreifenden Maßnah-
men zur Beendigung dieser Praktiken eingeleitet
werden.
Das Beispiel des Nordseeherings zeigt auf der an-
deren Seite,daß die auch nur kurzfristige Einstellung
der Befischung von potentiell raschwüchsigen Be-
ständen zu deren rascher Erholung führen kann
(Abb.E 3.4-1).
Die Entwicklung der Fischfangkapazität
Die Weltfischereiflotte hat sich zwischen 1970 und
den 90er Jahren auf geschätzte 3,5 Mio. Einheiten
verdoppelt und ihre Effizienz durch technische und
organisatorische Maßnahmen zusätzlich gesteigert.
Die heutigen hochtechnisierten Fangfahrzeuge kön-
nen Fische über große Distanzen hydroakustisch or-
ten, die Fangvorgänge bis hin zur Anzeige der Netz-
füllung überwachen und günstige Fangpositionen ge-
nau einhalten. Die Flotten operieren oft in großen
Verbänden und können kurzfristig ozeanweit zu aus-
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ne Fanggeräte, wie z. B. die großen pelagischen
Schleppnetze für den Rotbarschfang,haben über 3,5
km Umfang, sind 150 m hoch und 220 m breit (An-
onymus, 1997). Fangfabrikschiffe können neben den
Zielarten auch Beifänge verarbeiten und tragen da-
mit zur Verringerung des Rückwürfe bei. Das Aus-
maß dieser Kapazitätssteigerung übertraf aber die
Fangsteigerungen der letzten 20 Jahre erheblich.Da-
mit verschlechterte sich nicht zuletzt auch die ökono-
mische Gesamtbilanz der Hochseefischerei beträcht-
lich, so daß die Flotte mit Verlusten von mindestens
15 Mrd.US-$ Jahr-1 operiert,die durch Subventionen
ausgeglichen werden (Milazzo, 1998). Überkapazitä-
ten der Fischereiflotten werden als wichtigste Ursa-
che für die weltweite Überfischung angesehen. Der-
zeit betragen die weltweiten Subventionen im Fi-
schereisektor 11–21 Mrd. US-$, in der EU etwa 1,5
Mrd. US-$ (WWF, 1998). Einige Fischereinationen
wie z.B.Island sowie Nichtregierungsorganisationen
fordern daher den Abbau der staatlichen Subventio-
nierung für Fischereifahrzeuge, denen die Haupt-
schuld an der Aufrechterhaltung von Überkapazitä-
ten gegeben wird (Paulsson,1999).Zur Erzielung ei-
ner weltweit nachhaltigen Hochseefischerei hält die
FAO eine Reduktion der Fischfangkapazität um
30% für erforderlich. Eine WWF-Studie fordert so-
gar eine Verringerung der Weltfischfangflotte auf ein
Drittel.
Beifang und Rückwürfe
Eines der großen,ungelösten Probleme der Fischerei
ist der Beifang von nicht erwünschten Arten und in
der Folge das Verwerfen dieser Fanganteile. Dabei
kann es sich um Fische, Bodentiere, Meeressäuger,
Abbildung E 3.4-1 
Die Entwicklung der
Heringsbestände der
Nordsee und ihrer
Befischung zwischen 1960
und 1998.
Quelle:Hubold,1999a
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Schildkröten oder Meeresvögel handeln (BfA,1999).
Der weltweite Rückwurf unerwünschter Beifänge
beläuft sich nach neuesten Schätzungen auf ca. 20
Mio.t Jahr-1und beträgt damit etwa 25% der marinen
Fischfänge (Hubold,1999a).
Durch Anpassung der Fangmethoden können
Beifänge von Meeressäugern erheblich verringert
werden. So wurden im östlichen tropischen Pazifik
bis 1973 jährlich 350.000–654.000 Delphine getötet.
Als Ergebnis eines strengen Überwachungspro-
gramms ist diese Zahl auf ca. 3.000 Jahr-1 zurückge-
gangen, was als nicht mehr bedenklich angesehen
wird (Hall, 1996). Der Beifang an Schweinswalen in
der dänischen Stellnetzfischerei in der Nordsee liegt
aber immer noch bei 7.000 Jahr-1 (Kock, 1999). Der
Netzeinsatz kann zu einer begleitenden Mortalität,z.
B. durch Verletzungen beim Passieren der Maschen
führen. Die fischereiliche Nutzung der Zielarten
muß daher durch erhöhte Selektivität der Fangme-
thoden bestands- und umweltschonender gestaltet
werden.
Auswirkungen der Überfischung auf den
Fortbestand von Arten
Trotz der starken Überfischung ist die Gefahr der
Ausrottung von Arten pelagischer Knochenfische
wegen ihrer weiten geographischen Verbreitung in
der Regel eher gering. Neuere Untersuchungen zei-
gen allerdings, daß weitverbreitete pelagische Fisch-
arten aus isolierten Populationen bestehen, die sich
genetisch stark voneinander unterscheiden können.
Daher ist nicht auszuschließen,daß es sich dabei z.T.
bereits um echte Arten handelt. Die Überfischung
kann somit zu einem Verlust der genetischen Vielfalt
führen (Malakoff, 1997). In jedem Fall kommt es
durch die Befischung zu einer Verschiebung des Ar-
tenspektrums von langlebigen zu kurzlebigen Arten
und zu einer Abnahme der biologischen Vielfalt.
Wesentlich kritischer ist die Situation bei den Fi-
schen im Küstenbereich. So sind bereits jetzt einige
Korallenfischarten durch starke Überfischung be-
droht (Kap.E 2.4).Ähnliches gilt in bezug auf die Be-
fischung der sich nur langsam vermehrenden Knor-
pelfische, die ihre geringe Nachkommenzahl durch
intensive Brutpflege ausgleichen (K-Selektion). Die
weltweiten Anlandungen der 400 Hai-, 500 Rochen-
und 35 Chimärenarten sind seit 1950 von 272.000 t
auf 760.000 t im Jahr 1996 angestiegen.Derzeit gelten
20 Haiarten als überfischt, darunter der Dornhai in
der Nordsee und im Nordwestatlantik. Allerdings
wären für eine detaillierte Analyse der Situation ver-
besserte Statistiken wünschenswert.
Unter den Meeressäugern ist vor allem der Rück-
gang der Großwale infolge des Walfangs alarmie-
rend. Mit Restpopulationen von 100–10.000 Indivi-
duen ist bei einigen Glattwalen die genetische Viel-
falt und das Überleben der Arten unmittelbar ge-
fährdet.
E 3.4.1.1 
Wissenschaftliche Grundlagen für die
Sicherstellung nutzbarer Bestände
Ausgangspunkt für die Bekämpfung der Überfi-
schung und für die Regeneration der Fischbestände
ist die Ermittlung nachhaltiger Fischerträge. Wäh-
rend sich die technischen Möglichkeiten des Fisch-
fangs in den letzten Jahrzehnten laufend verbessert
haben,sind die biologischen und ökologischen Daten
der Fangobjekte zum Teil immer noch unzureichend.
Die marine Nahrungskette
Obwohl die Weltmeere 71% der Erdoberfläche be-
decken, wird in ihnen mit jährlich 45–60 Gt Kohlen-
stoff nur etwa die Hälfte der insgesamt auf der Welt
gebildeten organischen Substanz produziert (Long-
hurst et al.,1995).Dies bedeutet,daß pro Flächenein-
heit der Ozean im Mittel nur etwa halb so viel produ-
ziert wie das Land. Die Nahrungskette verläuft von
den im freien Wasser schwebenden Mikroalgen als
Primärproduzenten über phytoplanktonfressende
Zooplankter und Fische zu räuberischen Fischen,
Tintenfischen und Walen. Bei jedem Transferschritt
innerhalb der Nahrungskette gehen allerdings
80–90% der mit der Nahrung aufgenommenen Ener-
gie verloren.Da Planktonalgen in nährstoff- und da-
mit produktionsreichen Auftriebsgebieten in der Re-
gel größer sind als in produktionsarmen küstenfer-
nen Arealen, ist hier die Nahrungskette kürzer und
daher die Gesamttransfereffizienz von den Mikroal-
gen zu den Fischen mit Werten bis zu 4% höher als in
küstenfernen Gewässern,wo sie meist weit unter 1%
liegt (Lalli und Parsons,1997).
Ermittlung nachhaltiger Fischerträge
Wegen der großen Unterschiede in der Struktur ma-
riner Nahrungsketten können – basierend auf Ab-
schätzungen der Primärproduktion des Ozeans – nur
grobe Aussagen über potentielle mittlere Fischerträ-
ge und auch nur für begrenzte Meeresareale gemacht
werden, die in der Regel auf Korrelationsanalysen
beruhen. Diese reichen jedoch im Einzelfall als
Grundlage für die Bewirtschaftung der Fischbestän-
de nicht aus. Nachhaltige Fischerträge können nur
dann erzielt werden,wenn die natürliche Zuwachsra-
te die Gesamtmortalität der befischten Population
zumindest ausgleicht. Die Gesamtmortalität setzt
sich aus der natürlichen Mortalität (meist nur grob
abschätzbar) und der fischereibedingten Mortalität
zusammen.Im Falle von Fischarten mit großer Nach-
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schereiliche Mortalitäten toleriert werden, ohne den
Fortbestand einer Population zu gefährden. Die Re-
krutierung und damit die Jahrgangsstärke der zur
Befischung verfügbaren Populationen unterliegen
starken interannuellen Schwankungen (Kasten
E 3.4.-1). Zur Festsetzung nachhaltiger Fischfang-
quoten müssen daher diese Jahrgangsstärken ermit-
telt und berücksichtigt werden. Dies erfordert einen
erheblichen technisch-logistischen und administrati-
ven Aufwand. Leider ist die Datenlage über die Po-
pulationsentwicklung und Rekrutierung wichtiger
Nutzfischarten in den letzten Jahren schlechter ge-
worden. Grund hierfür ist die Kürzung von For-
schungsmitteln.
E 3.4.1.2
Nachhaltiges Fischereimanagement auf
internationaler Ebene
Die Richtschnur für ein nachhaltiges Fischerei-
management bilden die in Kap.17 der AGENDA 21,in
der Seerechtskonvention und in der Biodiversitäts-
konvention aufgestellten Grundsätze zum Meeres-
umweltschutz und zur langfristigen Nutzung und Er-
haltung mariner lebender Ressourcen. Mit dem frei-
willigen FAO-Verhaltenskodex über eine verantwor-
tungsvolle Fischerei und dem verbindlichen, aber
noch nicht in Kraft getretenen Übereinkommen der
Vereinten Nationen zu den gebietsübergreifenden
Fischbeständen und den weitwandernden Arten sind
wichtige Grundlagen für eine nachhaltige Bewirt-
schaftung der Fischbestände geschaffen worden, die
ausdrücklich auch die Berücksichtigung des Vorsor-
geansatzes einschließen. Fehlende oder (noch) nicht
ausreichende wissenschaftliche Untersuchungen
sollten daher kein Grund sein, die Einleitung von
Maßnahmen zur Erhaltung der befischten und nicht
befischten Arten sowie ihrer Lebensräume aufzu-
schieben oder zu unterlassen. Der Vorsorgeansatz
kommt allerdings weltweit noch nicht hinreichend
zur Anwendung. Um so mehr Bedeutung kommt
dem am 27. August 1999 ergangenen Urteil des In-
ternationalen Seegerichtshofs über vorläufige Maß-
nahmen zur Erhaltung des Blauflossenthuns zu,dem
das Vorsorgeprinzip zugrundeliegt. Ein weiterer
wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem international
nachhaltigen Fischereimanagement ist außerdem die
schnelle Ratifizierung und Umsetzung des UN-
Übereinkommens zu den gebietsübergreifenden
Fischbeständen und den weitwandernden Arten,ins-
besondere durch die bisher noch fehlenden EU-
Staaten. Damit würde die für ein Inkrafttreten des
Abkommens erforderliche Anzahl von 30 Ratifika-
tionen erreicht werden.
Bestände von Nutzfischen sicherstellen
Für die jährliche Festlegung nachhaltiger Fischfang-
quoten ist ein international anerkanntes und organi-
siertes System von Forschungs- und Verwaltungsin-
stitutionen erforderlich. Unter der wissenschaftli-
chen Koordination des Internationalen Rats für
Meeresforschung (ICES) werden durch den Aus-
schuß für Fischereimanagement (ACFM) jährlich
Bewirtschaftungsanalysen für über 100 befischte Be-
stände des Nordatlantik vorgelegt.Die Bundesregie-
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Warum schwanken die Jahrgangsstärken von
Fischpopulationen?
Die Ursachen für die große Schwankungsbreite der Jahr-
gangsstärken von Nutzfischbeständen sind trotz intensiver
Forschungsbemühungen noch nicht aufgeklärt.Dieses Wis-
sensdefizit ist ein Hauptgrund dafür,daß längerfristige Pro-
gnosen von Bestandsstärken und damit auch die Bestim-
mung langfristig nachhaltiger Fischfangquoten bisher nicht
möglich sind.Die meisten Knochenfische produzieren sehr
große Zahlen von Eiern bzw. Junglarven. In der Regel er-
reicht aber nur ein sehr kleiner Anteil (maximal wenige
Prozent) der geschlüpften Junglarven die Geschlechtsreife.
Relativ geringe Schwankungen in der Mortalität der Lar-
ven wirken sich daher stark auf die jeweiligen Bestands-
größen der Jungfische (der sog. Rekrutierung) aus. Folgen-
de Erklärungsversuche der Variabilität der Rekrutierung
wurden bisher formuliert (Lalli und Parsons,1997):
• Hungerhypothese: Fischlarven zehren zunächst den
Dottervorrat ihrer Eier auf,ehe sie zu fressen beginnen.
Wenn dann keine Nahrung vorhanden ist, sterben die
Junglarven ab.
• Räuberhypothese: Unter einer bestimmten Minimalgrö-
ße werden Jungfischlarven leicht gefressen, die Bestän-
de zeigen daher eine hohe Sterblichkeit. Bei ungünsti-
gen Ernährungsbedingungen wachsen die Fische langsa-
mer als unter günstigen. Daher ist unter solchen Bedin-
gungen das Zeitfenster,in dem sie durch Fraß eliminiert
werden können,vergrößert.
• Advektionshypothese: Durch Meeresströmungen kön-
nen Fischlarven in nahrungsreiche oder -arme Bereiche
verdriftet werden, dementsprechend verschiebt sich die
Rekrutierung.
• Wachstumshypothese: Bei erhöhten Wassertemperatu-
ren erreichen die Fische ihre Geschlechtsreife früher
und bei geringeren Körpergrößen. Außerdem ist ihr
Wachstum vom Nährwert des Futters (vor allem des
Proteingehalts) und ihrer Stoffwechselintensität (z. B.
dem Energiebedarf für den Nahrungserwerb) abhängig.
Ein Wechsel im Nahrungsspektrum erzeugt daher un-
terschiedliche Wachstumsraten,die sich auf die erzielba-
ren Fischerträge auswirken.
Experimentelle Befunde stützen alle Hypothesen, die sich
nicht notwendigerweise gegenseitig ausschließen. Ein er-
heblicher Forschungsaufwand ist nötig,um diese für die Fi-
scherei essentiellen Fragen aufzuklären und längerfristige
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rung sollte sich dafür einsetzen, daß sich die Festset-
zung der jährlichen Gesamtfangmengen in der EU
stärker an den wissenschaftlichen Empfehlungen des
ICES als an politisch motivierten Forderungen
orientiert.Wo wissenschaftliche Erkenntnisse fehlen,
sollte der Vorsorgeansatz greifen und gleichzeitig die
Forschung verstärkt werden. Der Beirat hält außer-
dem die Ausweitung der Bewirtschaftungsanalysen
auf weitere Bestände für erforderlich.Für den Schutz
gefährdeter Bestände haben sich international aner-
kannte Fischereischutzzonen und Moratorien als
wirkungsvolle Instrumente erwiesen, deren Anwen-
dung weiterhin befürwortet wird und ausgebaut wer-
den sollte. Der amerikanische National Research
Council empfiehlt z.B. die Einrichtung permanenter
Fischereischutzzonen im Küstenbereich der USA,
die 20% der potentiellen Fischereizone umfassen
sollten (NRC,1999).
Fischereikapazitäten den Erfordernissen
anpassen
Um eine nachhaltige Nutzung der verfügbaren Res-
sourcen zu erreichen,fordert der FAOVerhaltensko-
dex u. a. den Abbau übermäßiger Fangkapazitäten.
Dies ist nach Ansicht des Beirats ein wesentliches In-
strument für ein bestandserhaltendes Fischereima-
nagement, da die anhaltende Überkapazität der Fi-
schereiflotte Hauptursache für die Überfischung der
Bestände ist. Zudem kann der Abbau von Kapazitä-
ten zur besseren Einhaltung der Fangquoten beitra-
gen,die bislang auf verschiedene,schwer zu kontrol-
lierende Weise unterlaufen werden, u. a. dadurch,
daß Fischfänge zum Teil gar nicht mehr angelandet,
sondern bereits auf hoher See gehandelt werden
(Weitergabe des Fangs an Kühlschiffe).
Die im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipoli-
tik (GFP) der EU gesetzten Vorgaben zur Reduktion
von Flottensegmenten fallen bisher zu gering aus,um
der Überfischung effektiv entgegenzuwirken. Zu-
dem haben nicht alle Mitgliedstaaten die Anforde-
rungen erfüllt. Kritisch zu bewerten ist auch die bis-
lang bestehende Möglichkeit,statt einer endgültigen
Stillegung von Fischereifahrzeugen nur deren Fang-
tätigkeit zu begrenzen. Die Bundesregierung sollte
darauf hinwirken, daß der notwendige Abbau von
Überkapazitäten konsequenter verfolgt und durch
Strukturmaßnahmen flankiert wird.
In Fortführung dieses Ansatzes sollte auch welt-
weit, im Rahmen entsprechender Übereinkommen
und Konferenzen, die Verringerung der Kapazitäten
in Angriff genommen werden.Auch die Problematik
des Ausflaggens (Betreiben von Schiffen unter aus-
ländischer Flagge), bei der der tatsächliche Weltflot-
tenbestand lediglich verschoben und nicht verringert
wird,läßt sich nur auf internationaler Ebene lösen.
Zur Verringerung von Überkapazitäten ist der
Abbau von Subventionen für Fischereiflotten eine
entscheidende Voraussetzung.Die so frei werdenden
Mittel könnten für den Aufbau einer nachweislich
umweltverträglichen Fischerei und zur Finanzierung
technischer Maßnahmen und Kontrolleinrichtungen
verwendet werden.
Degradation von Gewässerökosystemen
verhindern 
Angesichts der Tatsache, daß der überwiegende An-
teil der Meeresverschmutzung aus landseitigen
Quellen stammt, sind zum Schutz der betroffenen
Ökosysteme dringend Konzepte und Maßnahmen
erforderlich, die auch die terrestrischen Verschmut-
zungsquellen berücksichtigen.Während in den hoch-
entwickelten Industrieländern durch die Behand-
lung von Abwässern in den letzten zwei Jahrzehnten
zum Teil substantielle Verbesserungen erzielt wor-
den sind, verschärft sich das Problem der Gewässer-
verschmutzung in den Entwicklungsländern weiter.
Hier fehlen in der Regel Anlagen zur Reinigung von
Abwässern gänzlich. Die Einleitung ungeklärter
oder unzureichend aufbereiteter Abwässer führt zu
Eutrophierung, Verschmutzung und Belastung mit
Krankheitskeimen von Oberflächengewässern. Der
danach auftretende Sauerstoffschwund und die An-
reicherung von Schadstoffen können Fischbestände
ernsthaft gefährden (Auftreten von Fischmassenster-
ben; WBGU, 1998a) In Anbetracht der zunehmen-
den Verdichtung der Weltbevölkerung in küstenna-
hen Regionen wird sich die Problematik in naher Zu-
kunft weiter verschärfen. Der Beirat hält daher die
Unterstützung von Projekten zur Intensivierung des
Schutzes von Flüssen,Seen und küstennahen Gebie-
ten, insbesondere in Ballungsräumen der Entwick-
lungs- und Schwellenländer,für vordringlich.
Die großflächige Düngung des Ozeans (Eisenzu-
gabe) zur Steigerung des Phytoplanktonwachstums
wurde mit dem Ziel einer Verringerung der atmo-
sphärischen Kohlendioxidkonzentration ernsthaft in
Erwägung gezogen (Chisholm und Morel, 1991). Sie
wäre jedoch in technischer und logistischer Hinsicht
extrem aufwendig und erscheint aus ökologischen
Gründen nicht vertretbar. Die Eutrophierung von
Binnenseen und küstennahen Flachwasserbereichen
führt zwar zu einer Produktionssteigerung,gleichzei-
tig aber auch zu einer Verringerung der Wasserquali-
tät. Als Folge werden die Lebensraum- und Nut-
zungsfunktionen der betroffenen Ökosysteme beein-
trächtigt.Eine Maximierung der Produktivität durch
Düngung, wie sie auf Landflächen möglich ist, stellt
daher für Gewässer keine aussichtsreiche Option
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Fortbestand von Arten sichern
Während derzeit die Hochseefischerei auf weitver-
breitete Knochenfische deren Fortbestand als biolo-
gische Arten kaum gefährdet, bewirkt die intensive
Befischung von langsamwüchsigen Arten (z.B.Knor-
pelfische wie Haie und Rochen) bereits jetzt eine
Gefährdung des Bestandes.Auch einige Fischarten in
Korallenriffen und Mangroven sind durch Übernut-
zung bedroht. Die Anwendung von Gift (Zyanid)
oder Sprengstoff für den Fang zerstört zusätzlich den
Lebensraum (Kap.E 2.4).Durch regionale Fischerei-
schutzzonen, internationale Einfuhrverbote bedroh-
ter Arten (z. B. im Rahmen von CITES; Kap. D 3.1)
sowie durch die internationale Zertifizierung unbe-
denklicher Fangmethoden (Ökolabel) könnten Bei-
träge zur Erhaltung bedrohter Arten und Ökosyste-
me geleistet werden. Initiativen für eine unabhängi-
ge Zertifikation umweltverträglicher Fischerei- und
Fangmethoden wie der Marine Stewardship Council
sollten Unterstützung finden.
Das Ausmaß des Beifangs minimieren
Der Problematik des Beifangs muß gesteigerte Be-
achtung geschenkt werden. Während der Beifang
von Säugetieren im allgemeinen großes öffentliches
Interesse erregt und sich durch internationale Ab-
kommen inzwischen in den meisten Gebieten ent-
schärft hat,ist der Beifang an Fischen und Bodentie-
ren nach wie vor problematisch. Maßnahmen zur
Verbesserung der Selektivität von Fangmethoden
müssen durch Schaffung von Anreizen sowie durch
gesetzliche Initiativen (Rückwurfverbote, Gebot des
Fangplatzwechsels) verstärkt werden. Erforderlich
sind aber auch weiterhin erhebliche Anstrengungen
in Forschung und Entwicklung,die insbesondere das
arttypische Verhalten der Beifangarten berücksich-
tigt. Dies gilt vor allem für Organismen am Meeres-
boden. So werden zur Zeit Versuche unternommen,
die Beifänge von Kleinwalen in Stellnetzen durch
akustische Signale zu verhindern oder durch die
Benutzung elektrischer Reize oder hydraulischer
Scheuchung die Beifänge von Bodenorganismen in
der Plattfischfischerei zu reduzieren (BfA,1998).
Die Gemeinsame Fischereipolitik der EU
optimieren
Die Bundesregierung sollte unter Berücksichtigung
der obigen Empfehlungen im Rahmen ihrer Mitge-
staltungsmöglichkeiten weiterhin auf eine Optimie-
rung der konkreten Ausformung des EU-Fischerei-
managements hinwirken. Der Beirat befürwortet im
Hinblick auf die kommende Reform der gemeinsa-
men EU-Fischereipolitik im Jahre 2002 die weitere
Umsetzung der Beschlüsse und Schlußfolgerungen
des Ministertreffens über Fischereiund Umwelt 1997
in Bergen wie auch die Einrichtung einer Experten-
gruppe „Fischerei und Umwelt“ auf EU-Ebene. Zu-
sätzlich sollte die Aufnahme flexibler Management-
instrumente erwogen werden, die in angemessener
Kürze auf akute Verschlechterungen des Zustands
einzelner Fischbestände reagieren könnten.
Neben dem Programm zur Reduzierung der Fi-
schereiflotten und dem weiteren Einsatz technischer
Vorschriften zur Minimierung des Beifangs sollten
auch neuartige Ansätze geprüft werden.Bislang wird
nicht die Gesamtfangmenge,sondern lediglich die an
Land übergebene Fangmenge gegen die je nach Fi-
scherei, Fanggebiet und verwendeten Netzen festge-
setzten Quoten berechnet. Hierdurch ist der Fang
von untermaßigen oder anderweitig geschützten Ar-
ten legal, wenn die Fänge nicht angelandet werden.
Ein anderes Beispiel für notwendige Maßnahmen
wäre die zum Schutz von Jungfischen biologischen
Erkenntnissen entsprechende Festlegung von Min-
destlängen in der Rundfischfischerei. Eine Reihe
konkreter Vorschläge für Verbesserungen bei der
Bewirtschaftung der europäischen Fischbestände
wurden bereits erarbeitet (Hubold, 1994) und über
die wissenschaftlichen Gremien des ICES,aber auch
im Dialog mit der Generaldirektion für Fischereipo-
litik der EU (GD XIV) und über das zuständige
Bundesministerium in die internationale Diskussion
eingebracht. Diese sollten einer raschen Umsetzung
zugeführt werden.
Schließlich sollte die EU-weite Durchsetzung der
zum 1.7.1999 in Kraft tretenden geänderten Kon-
trollverordnung über die Überwachung der Fischerei
innerhalb und außerhalb der EU-Gewässer geför-
dert werden. Insbesondere die Ziele einer erhöhten
Transparenz der Fischereiüberwachung in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten, die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der Kontrolle
und die bessere Kontrolle von Drittlandfahrzeugen
können durch Verstärkung der Gleichbehandlung ei-
nen Beitrag zur höheren Akzeptanz unter den Fi-
schern leisten.
E 3.4.2
Aquakultur
Bei der Gewinnung von Nahrung aus Zuchtsystemen
muß zwischen industriell betriebener intensiver und
extensiver Aquakultur unterschieden werden, die
häufig mit landwirtschaftlicher Produktion kombi-
niert wird.Während die industrielle Aquakultur Lu-
xusprodukte wie Lachs,Hummer oder Garnelen pri-
mär für den Export produziert, bietet die in klein-
bäuerliche Betriebe integrierte extensive Aquakul-
tur in Entwicklungsländern einen Beitrag zur
örtlichen und regionalen Ernährungssicherung
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mend transgene Fische eingesetzt, die mit zusätzli-
chen Wachstumshormonen zur Steigerung der Fisch-
produktion ausgestattet sind. Dadurch kann es zu
Verschiebungen in der Populationszusammenset-
zung, zu Verhaltensänderungen sowie zu Änderun-
gen im Nahrungsgefüge kommen.Als besonders kri-
tisch ist der Einsatz artfremder Wachstumshormon-
gene bei räuberisch lebenden Fischarten zu bewerten
(UBA, persönliche Mitteilung). Die folgenden drei
Fallbeispiele sollen Möglichkeiten und Probleme der
verschiedenen Aquakultursysteme aufzeigen. Es
handelt sich dabei um Fälle,in denen die Aquakultur
bereits einen relativ hohen Stand erreicht hat und
aus den bisherigen Erfahrungen Ansätze für die Er-
höhung der Effizienz sowie der Sozial- und Umwelt-
verträglichkeit der Aquakultur ableitbar sind.
E 3.4.2.1
Integrierte Karpfenzucht als Beispiel für
Süßwasserfischaquakultur
Mit der Kultivierung von karpfenartigen Fischen be-
stehen insbesondere in China, Indien sowie in ande-
ren südostasiatischen Ländern langjährige Erfahrun-
gen. Kennzeichen einer integrierten Karpfenaqua-
kultur ist die von den lokalen Gegebenheiten abhän-
gige Kombination mit verschiedensten Pflanzenkul-
turen (Zuckerrohr, Bambus, Obstbäume, Blumen)
und häufig auch eine betriebsinterne Abfallverwer-
tung. Die integrierte Zucht von pflanzenfressenden
Arten wie Karpfen bietet auch kleinbäuerlichen Be-
trieben ökonomische Vorteile durch relativ geringe
produktionstechnische Anforderungen. Die chinesi-
schen und indischen Karpfen werden in der Regel in
Mischkulturen von 2–3 Arten gehalten, was bei sich
ergänzenden Nahrungsspektren eine effizientere
Nutzung der vorhandenen Nahrung und somit eine
entsprechende Steigerung der Fischerträge ermög-
licht.
In Indien, Indonesien und Bangladesch werden
auch heute noch vielfach natürlich geschlüpfte Jung-
larven für die Aufzucht genutzt, wohingegen in Chi-
na und Europa das Brutmaterial künstlich erzeugt
wird. Die Besatzdichte von Karpfenteichen
schwankt zwischen 4.000–5.000 Larven ha-1 mit einer
Länge von 2,5–5 cm bzw.2.000–3.000 Larven ha-1 mit
einer Länge von 5–10 cm. Die Zuchtzeit zur Erzie-
lung eines Fisches von 1–1,2 kg Gewicht beträgt in
Europa etwa 2 Jahre. In den Tropen werden Fische
mit einem Gewicht von 0,6–1 kg geerntet,die für ihre
Entwicklung nur 1 Jahr benötigen.
Zur Maximierung der Erträge werden die Fisch-
teiche gedüngt, wobei in Asien in erster Linie Gülle
sowie Kompost verwendet werden.Dies birgt jedoch
die Gefahr von Infektionen durch Bakterien, Pilze
und Viren. Die Mortalität von Graskarpfen kann in
China 70–90% betragen. Neben Erkrankungen ist
auch Parasitenbefall weit verbreitet.
E 3.4.2.2
Shrimp-Farming als Beispiel für die industrielle
Aquakultur von Krebsen
Zwischen 1982–1994 stieg die jährliche Produktion
von Garnelen (shrimps) aus Aquakultur von 100.000
auf 900.000 t.Die Produktion erfolgt überwiegend in
Entwicklungs- und Schwellenländern (z. B. Philippi-
nen, Thailand, Indonesien, China, Indien und Ecua-
dor) und wird als cash crop vorwiegend in Industrie-
länder exportiert. In Südostasien werden z. Z. 1,2
Mio. ha küstennahe Landflächen für Teiche genutzt,
in der westlichen Hemisphäre sind es etwa 0,2 Mio.
ha.
Insbesondere in den lateinamerikanischen Län-
dern wird das Larvenmaterial überwiegend aus na-
türlichen Beständen gewonnen,da ihnen höhere Re-
sistenz gegen Infektionen zugeschrieben wird.Dage-
gen findet die Zucht des Großteils der Garnelen in
Südostasien aus künstlich erzeugten Larven statt.
Die Aufzucht erfolgt meist in angelegten Teichen in
Salzmarschen, Feuchtgebieten oder Mangroven.
Diese Gebiete werden aber traditionell auch von der
Landwirtschaft (Reisanbau) und der Binnenfischerei
genutzt, so daß vielerorts die Interessen der Bauern,
Fischer und Garnelenzüchter kollidieren.
Es können 3 Zuchtmodelle unterschieden wer-
den: Bei der extensiven bzw. traditionellen Methode
werden die Garnelen im Wechsel mit Reiskulturen
kultiviert und während des Monsuns zusammen mit
anderen Fischen und Krebsen auf überfluteten Fel-
dern eingeschlossen.Bei dieser Produktion bedarf es
keiner Zugabe von Nahrung oder Düngung.Der Er-
trag während der 100–120tägigen Entwicklungspe-
riode liegt bei weniger als 1.000 kg ha-1und ist für den
Eigenbedarf und den lokalen Markt bestimmt
(Friedrich-Ebert-Stiftung, 1997; Boyd und Clay,
1998).
Im Fall der semiintensiven und der intensiven Me-
thode erfolgt die Aufzucht in für einige Jahre dauer-
haft angelegten Teichen. In semiintensiven Anlagen
werden 2.000, in intensiven Kulturen über 8.000 kg
ha-1 erwirtschaftet. Die Nahrung der Garnelen be-
steht hier aus Pellets, die aus Fischen oder pflanzli-
chen Produkten hergestellt werden.Die Nutzungsef-
fizienz des zugegebenen Futters liegt in der Regel
unter 50%. Der Rest fällt als Abfall an, wird abge-
baut und führt,ebenso wie zur Düngung zugegebene
anorganische Nährstoffe,zur Eutrophierung der Tei-
che. Vor allem in Intensivhaltungen, in denen große
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gradation der ökologischen Bedingungen in den Kul-
turbecken die Lebensdauer der Zuchtsysteme ein-
schränken, was zu einem vermehrten Flächenver-
brauch für neue Aquakulturanlagen führt. Erfolgt
die Fütterung in kürzeren Zeitabständen mit gerin-
geren Einzelgaben, kann die Nutzungseffizienz der
Nahrungsaufnahme gesteigert und damit auch die
Abfallmenge herabgesetzt werden (Boyd und Clay,
1998).
Weltweit macht die Zerstörung von Mangroven
durch Aquakultur etwa 10% der Gesamtzerstörung
dieser Biotope aus. Regional erreicht sie aber we-
sentlich höhere Anteile, wie etwa auf Java (Kap.
E 2.4). Bei landeinwärts angelegten Teichen muß
Meerwasser über ein Leitungssystem zugeführt wer-
den. Das Versickern von Salzwasser aus defekten
Leitungen führt zur Versalzung des Grundwassers.
Durch die Beimischung von Süßwasser werden au-
ßerdem die ohnehin meist knappen Süßwasserreser-
ven im küstennahen Bereich angegriffen. Es kommt
dadurch zu starken Nutzungskonflikten.Insbesonde-
re in Intensivhaltungen besteht die Gefahr der Aus-
breitung von Viren und Bakterien. Die Zugabe von
Antibiotika belastet jedoch die Umwelt und birgt die
Gefahr der Resistenzbildung bei pathogenen Bakte-
rien (Boyd und Clay,1998).
E 3.4.2.3
Marine Makroalgen als Beispiel für
Pflanzenaquakultur
Marine Makroalgen besiedeln vor allem die Gezei-
tenzone sowie die Bereiche knapp unterhalb des Eb-
beniveaus. Sie zeichnen sich durch hohe Biomasse
und Zuwachsraten aus. In einigen ostasiatischen
Ländern (Japan, China, Korea, Philippinen und Tai-
wan) werden sie in größerem Maß in Aquakultur ge-
züchtet. 1983 betrug die Gesamtproduktion 2,4 Mio.
t oder etwa 22,8% der gesamten Aquakulturproduk-
tion. Die wichtigste in Aquakultur gezogene Makro-
alge ist die Rotalge Porphyra spp. Daneben werden
auch die Braunalgen Undaria pinnatifida,Laminaria
spp. und die Grünalgen Enteromorpha compressa
und Monostroma spp.kultiviert.
Die Zucht von Makroalgen dient in erster Linie
Ernährungszwecken, daneben aber auch dem indu-
striellen Bedarf an Produkten wie Agar-Agar, Algi-
naten oder Carrageene, wo sie als Quellungs- und
Emulgiermittel bzw. für die Erzeugung von Chemie-
fasern verwendet werden.Der Nährwert von Makro-
algen ist teilweise besser als bei Landpflanzen, der
Verzehr ist aber bisher auf fernöstliche Länder be-
schränkt. Die Erzeugung von Makroalgen durch
Aquakultur könnte ohne Zweifel wesentlich gestei-
gert werden,hätte allerdings die Änderung der Kon-
sumgewohnheiten in Regionen zur Voraussetzung,in
denen Makroalgen nicht zur traditionellen Ernäh-
rung gehören.
E 3.4.2.4
Umweltfreundliches und ressourcenschonendes
Aquakulturmanagement
Durch diese Fallbeispiele wird deutlich,daß eine dif-
ferenzierte, lokal und regional angepaßte Betrach-
tung der unterschiedlichen Aquakultursysteme not-
wendig ist. Während die integrierte Karpfenzucht
technisch wenig aufwendig und bei geringen bis mitt-
leren Besatzdichten vergleichsweise umweltverträg-
lich ist, verursacht insbesondere die intensive Zucht
fleischfressender Arten erhebliche ökologische Pro-
bleme. Dies trifft beispielsweise auf die Zucht von
Garnelen und Lachsen zu.Zusätzlich ist ihre Versor-
gung mit Lebendfutter (meist tierischem Plankton)
sowohl durch Fang von Wildpopulationen als auch
durch Zuchtmaterial sehr aufwendig.Die stattdessen
bevorzugt vorgenommene Fütterung mit proteinrei-
chem Fischmehl und -öl stellt eine weitere Belastung
bereits überfischter oder von Überfischung bedroh-
ter Meeresbestände dar.
Aquakultursysteme sollten möglichst kleine Flä-
chen unter geringen Umweltbelastungen beanspru-
chen. Beide Anforderungen sind aber nur schwer
miteinander in Einklang zu bringen und bedingen
ein Dilemma: Extensive Kultursysteme sind zwar
umweltfreundlich,erfordern aber große Flächen,die
auf diese Weise anderen Nutzungen verloren gehen
oder die Konversion wertvoller Ökosysteme (vor al-
lem von Mangroven und Feuchtgebieten) nach sich
ziehen.Intensive Anlagen haben zwar einen geringe-
ren Flächenbedarf, erzeugen aber erhebliche Um-
weltprobleme. Nur durch Abwägungen unter Be-
rücksichtigung der örtlichen ökologischen und so-
zioökonomischen Randbedingungen können hier
gangbare Kompromisse geschlossen werden. Eine
wichtige Strategie für die Verringerung des Flächen-
verbrauchs sind stets wirkungsvolle Maßnahmen zur
Verlängerung der Lebensdauer bereits bestehender
Anlagen.
Umstellung auf nachhaltige und angepaßte
Formen der Aquakultur fördern
Der Beirat hält es für zielführend, durch internatio-
nale Programme oder bilaterale Kooperationen,z. B.
im Rahmen von BMZ-Entwicklungsprojekten, die
Umstellung auf umweltfreundliche, langlebige und
angepaßte Formen der Aquakultur weiter zu för-
dern. Partnerschaftliche Forschungsprojekte sollten
nicht nur zur Lösung spezifischer ökologischer Pro-
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Fachleute (capacity building) beitragen. In zahlrei-
chen der ärmsten Länder (etwa in Bangladesch) wird
Aquakultur bisher lediglich zur Erzielung von Ex-
portgewinnen eingesetzt. Zur Verbesserung der Er-
nährung der örtlichen Bevölkerung, insbesondere
mit Proteinen, wäre es sinnvoll, die zusätzliche Pro-
duktion von Nahrung aus Aquakultur für den Ver-
brauch im eigenen Land zu fördern. Insbesondere
die Zucht pflanzenfressender Süßwasserfische wie
z. B. Karpfen kann in angepaßten, integrierten Nut-
zungsformen mit geringem technischem Aufwand ei-
nen Beitrag zum wachsenden Eiweißbedarf in den
Entwicklungs- und Schwellenländern leisten.Im Be-
reich der Garnelenzucht gibt es bereits einige Ansät-
ze zur Anpassung der existierenden Zuchten und
heruntergewirtschafteter Gebiete an Grundsätze der
Nachhaltigkeit und Umweltverträglichkeit. Eine
Möglichkeit besteht in der Kombination von inte-
grierter Mangrovenwaldkultur mit Brackwasser-
aquakultur („Silvofisheries“). Diese Form erlaubt
eine relativ hohe Integrität der Mangrovenwälder
bei gleichzeitiger extensiver Kultivierung von Fi-
schen,Garnelen und Krabben.
Internationale Kriterien und Labelsysteme
für eine umweltfreundliche Aquakultur
aufstellen
Die Entwicklung und Durchsetzung internationaler
Kriterien und Labelsysteme für eine nachhaltige
Aquakultur ist vordringlich. Die FAO hat in dem
oben genannten Verhaltenskodex bereits Anforde-
rungen an eine umweltverträgliche Entwicklung der
Aquakultur vorgelegt sowie Richtlinien für deren
Umsetzung aufgestellt. In diesem Rahmen sollte
auch die Erstellung und die Vergabe von internatio-
nal gültigen Gütesiegeln angeregt werden.Die in die-
se Richtung gehende Forschung muß differenzierte
Ansätze für die verschiedenen Aquakulturbereiche
in Angriff nehmen.Ein entscheidendes Kriterium bei
allen Formen ist die Besatzdichte sowie die Lebens-
dauer der Zuchtsysteme.
E 3.5
Naturschutz und Kulturschutz
E 3.5.1
Kulturveränderung und Kulturerhalt als
Erfolgsbedingung für Biosphärenpolitik
Umweltkrise als Kulturkrise
In den vorangegangenen Kapiteln wurden die Ein-
griffe des Menschen in die Landschaft und ihre Fol-
gen für die biologische Vielfalt dargestellt (Kap.
E 1–E 3). Unter dem Leitgedanken einer nachhalti-
gen Nutzung von Landschaft und Ressourcen
wurden Entwürfe für unterschiedliche Typen und In-
tensitäten von Nutzungen der terrestrischen, aquati-
schen und urbanen (Kap. E 3.8) Ökosysteme disku-
tiert, in denen jeweils Nutzungs- und Schutz-
interessen gegeneinander abgewogen wurden.
„Schutz vor Nutzung“, „Schutz durch Nutzung“ und
„Schutz trotz Nutzung“ sind Schlagwörter für Proto-
typen land- und wasserbezogener menschlicher Akti-
vitäten, die dazu beitragen sollen, eine nachhaltig-
umweltgerechte Entwicklung einzuleiten – hier mit
besonderer Betonung des Erhalts der Biosphäre.
Unter Bezugnahme auf das dreidimensionale
Nachhaltigkeitskonzept standen dabei vornehmlich
die ökologische und die ökonomische Dimension im
Mittelpunkt der Analyse. Dabei wurden selbstver-
ständlich immer wieder die Beziehungen zu Akti-
vitäten, Ansprüchen und Wertmaßstäben menschli-
cher Gemeinschaften hergestellt und damit zur drit-
ten Dimension des Nachhaltigkeitsdreiecks, der so-
zialen. Diese Dimension bezieht sich auf alle – über
die ökonomische Dimension hinausreichenden,aber
diese auch mit einschließenden – sozialen oder bes-
ser soziokulturellen Bedingungen der Menschheit,
wird aber häufig auf die Aspekte einer intra- und in-
tergenerationellen sozialen Gerechtigkeit und Chan-
cengleichheit verkürzt. Daher wird von einigen
Nachhaltigkeitstheoretikern noch eine weitere Di-
mension als notwendig angesehen,die die drei ande-
ren zusammenhält bzw.von der diese drei abhängen,
nämlich die kulturelle Dimension. Es sind kulturelle
Schemata,Werthaltungen und Praktiken, welche die
drei Dimensionen strukturieren,miteinander verbin-
den und gegeneinander abwägen.
Seit seinem ersten Gutachten (WBGU, 1993) hat
der Beirat versucht, Umweltprobleme wie Klima-
wandel, Bodendegradation, das Süßwasserproblem
und nun die Gefährdung der Biosphäre als ein glo-
bales Beziehungsgeflecht (WBGU, 1994, 1999a;
Kap. C) zu analysieren, das durch vielfältige direkte
und indirekte Wechselwirkungen zwischen der Na-
tur- und der Anthroposphäre gekennzeichnet ist.Da-
bei zeigt sich, wie und in welchem Ausmaß der
Mensch mit seinen kulturellen Aktivitäten als Verur-
sacher von Umweltveränderungen wirkt, aber auch
von natürlichen Veränderungen betroffen ist.Im Be-
ziehungsgeflecht nicht explizit erkennbar, aber ana-
lytisch von den beiden Rollen des Verursachers und
des Betroffenen abzuheben, ist die Rolle des Men-
schen als Bewältiger von Umweltproblemen,im Sinn
einer Anpassung an bereits eingetretene Verände-
rungen oder auch der Vermeidung, Verminderung,
Verlangsamung antizipierter unerwünschter Verän-
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Um die grundlegende Bedeutung menschlichen
Bewußtseins und Handelns herauszustellen,wird seit
geraumer Zeit immer wieder betont, daß Umwelt-
probleme das Ergebnis fehlangepaßten Handelns
sind und daher sowohl in ihrer Verursachung wie in
ihrer Bewältigung als Probleme der Kultur bzw. der
zivilisatorischen Entwicklung zu betrachten sind.Die
Umweltkrise ist eine Kulturkrise;von einer Krise der
Natur zu sprechen, wäre ein „kulturelles Mißver-
ständnis“ (Glaeser, 1992). Die Bewältigung der sog.
Umweltprobleme ist demnach davon abhängig, daß
Menschen diese Probleme überhaupt als solche er-
kennen und nach Mitteln und Wegen suchen, um sie
zu lösen. Ihre Lösung erfordert die Veränderung
fehlangepaßter Umgangsweisen mit der Natur und
vor allem auch der ihnen zugrundeliegenden Wahr-
nehmungen, Wissensvorräte, Bewertungen und Ein-
stellungen, also insgesamt veränderte Lebensstile.
Ein weiterer, auf einer anderen Ebene angesiedelter
Lösungsweg führt u. a. über institutionelle Regelun-
gen, Nord-Süd-Ausgleich und technische Entwick-
lungen (Kap.I 3).
Bereits in der AGENDA 21,stärker noch in der Bio-
diversitätskonvention (CBD), wird darauf hingewie-
sen, daß viele indigene Völker und traditionale Ge-
meinschaften über Jahrhunderte hinweg einen Um-
gang mit der Natur und natürlichen Ressourcen
praktiziert haben,der nicht zu Degradation und Zer-
störung der Biosphäre geführt hat (Kap.E 3.1).Wenn
bei diesen,früher oft als „Naturvölker“ bezeichneten
indigenen und traditionalen Gemeinschaften also
nur selten fehlangepaßtes Handeln auftritt, wie ist
dies zu erklären und welche Bedingungen ihres Han-
delns,die manche Strategen gern zur Richtschnur für
einen nachhaltigen Umgang mit biologischer Vielfalt
machen wollen,lassen sich aufzeigen?
Biosphärenschutz durch Veränderung
kultureller Handlungsmuster
Wenn seit den Verhandlungen zur CBD das Thema
der biologischen Vielfalt immer mehr (politische)
Aufmerksamkeit gewinnt,so gibt es einen parallelen
Prozeß, der den Schutz kultureller Vielfalt in den
Mittelpunkt stellt. Im Jahr 1997 ging die von der
UNESCO ausgerufene „Weltdekade für kulturelle
Entwicklung“ zu Ende. In diesem Rahmen hat der
Präsident der Weltkommission, Perez de Cuéllar,
1995 den Bericht „Our creative diversity“ (deutsche
Kurzfassung „Unsere kreative Vielfalt“,1996) vorge-
legt.Mit diesem Bericht und dem dazugehörigen Ak-
tionsplan wird nicht nur die Erhaltung kultureller
Vielfalt gefordert, sondern auch die Ausarbeitung
„kultursensibler Entwicklungsstrategien“, bei denen
die Kulturvielfalt als kreative Quelle bei der Defini-
tion und Gestaltung von Entwicklung zum Tragen
kommen müsse.
In diesem Kontext wird auch für die Erhaltung der
Umwelt und der biologischen Vielfalt als Träger der
Kulturen plädiert,im gleichen Sinn aber auch für die
Erhaltung der Sprachenvielfalt. Die Befürchtung,
daß bis zum Ende des nächsten Jahrhunderts 95%
der ca. 6.500 existierenden Sprachen verschwunden
sein könnten, wird nicht nur häufig als „zweite Ver-
lustkrise“ neben die der biologischen Vielfalt ge-
stellt,sondern auch in ursächlichem Zusammenhang
mit ihr gesehen.Konsequent wird denn auch die Be-
ziehung zwischen biologischer und kultureller Viel-
falt reflektiert und vom geradezu symbiotischen
Charakter dieser Beziehung ausgegangen. Schließ-
lich ist die Art und Weise,wie Menschen sich mit der
Natur auseinandersetzen,das,was man Kultur nennt.
An dieser Stelle ergeben sich Ansatzpunkte für poli-
tisches Handeln.
Wenn die Menschheit noch eine Zukunft haben
soll, ist eine Veränderung kulturellen Bewußtseins
und Handelns in bezug auf Natur und ihre Ressour-
cen unabdingbar (Kap.E 3.1).Entsprechend muß sie
auch ihre (kulturellen) Handlungsmuster ändern,
wenn sie in Zukunft nachhaltiger als bisher leben
und überleben will. Gesellschaften sollen aber auch
in ihrer kulturellen Diversität und den damit verbun-
denen Sprachvarietäten, Überzeugungssystemen
und natur- bzw. umweltbezogenen Handlungsmu-
stern geschützt werden, weil diese als wichtige Vor-
aussetzung bzw. wichtiges Instrument für die Erhal-
tung biologischer Vielfalt gelten. Generell kann da-
von ausgegangen werden, daß kulturelle Vielfalt die
Abfederungs- und Bewältigungskapazitäten von Ge-
sellschaften gegenüber Umweltkrisen stärkt.
Dieser scheinbare Widerspruch zwischen der For-
derung nach Kulturveränderung und Kulturerhalt
kann nur aufgeklärt werden, wenn man das Gene-
ralthema dieses Gutachtens „der Mensch und die
Biosphäre“ nochmals reflektiert, um schließlich die
in der Kapitelüberschrift angedeutete These einer
engen Beziehung zwischen Naturschutz und Kultur-
schutz zu prüfen.Dazu ist es erforderlich,das bei uns
bereits tradierte Verhältnis Natur-Kultur neu zu
überdenken.
E 3.5.2
Aneignung der Natur durch den Menschen
Der Mensch zerstört in wachsendem Maß seine Um-
welt und seine natürlichen Lebensgrundlagen.Diese
Feststellung verweist auf einen umfassenderen Pro-
blemkomplex, der das Verhältnis von Mensch und
Natur betrifft. Über die „Stellung des Menschen im
Kosmos“ (Scheler, 1928) haben viele Generationen
von Kulturphilosophen nachgedacht. Das Mensch-
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gegenstand der Geographie, der Kulturanthropolo-
gie,der Ethnologie und der Humanökologie.Die Be-
ziehung zwischen Anlage und Umwelt ist schon im-
mer ein Thema der Psychologie gewesen und ge-
winnt derzeit durch die Argumente der Verhaltens-
biologie (z. B. biologische Basis der Präferenz der
Menschen für natürliche Reize) neue Aufmerksam-
keit.
Wie alle Lebewesen ist der Mensch ein Produkt
der biologischen Evolution.Unter allen Arten wurde
jedoch dem Menschen traditionell immer insofern
eine Sonderstellung zugewiesen, als er durch die
„biologische Mitgift“ über einzigartige physische
und psychologische Eigenschaften verfügt.Durch In-
telligenz,Langzeitgedächtnis und Sprachfähigkeit ist
er dazu befähigt, seine Welt nach seinen Kategorien
zu ordnen, zu interpretieren und entsprechend zu
handeln und dieses Wissen auch an seine Nachkom-
men weiterzugeben.
War es bisher üblich, den Menschen (im Unter-
schied zum Tier) als ein Kulturwesen in eine Gegen-
stellung zur Natur zu bringen, läßt unsere heutige
Einsicht in die Wechselwirkung von Natur und Kul-
tur eine solche Dichotomie nicht mehr zu.Vielmehr
muß geklärt werden,durch welche Prozesse und Ak-
tivitäten und in welchem Ausmaß Natur und Kultur
aufeinander bezogen sind. Im Unterschied zu früher
sieht man heute in der Natur nicht die vom Men-
schen „unberührte“, sich selbst überlassene und in
ihrer Eigengesetzlichkeit „fremde“ Welt, sondern
eine durch mentale wie physische Aktivitäten des
Menschen konstruierte und angeeignete Welt.
Unter Aneignung versteht man in Fortführung der
russischen kulturhistorischen Schule (Leontjew,
1973) die aktive Auseinandersetzung des Menschen
mit seiner Umwelt, durch die der Mensch seine Um-
welt für seine Zwecke ändert oder definiert und sie
dadurch allererst zu einer menschlichen Umwelt
macht (Kruse und Graumann, 1978; Graumann und
Kruse, 1990). Dabei handelt es sich um einen dialek-
tischen Prozeß: In dem Maß, wie der Mensch, gleich
ob als Gattungswesen oder als Individuum, sich et-
was aus seiner Umwelt aneignet und es damit,vor al-
lem durch Bearbeitung und Nutzung, zu etwas ihm
eigenen (humanum) macht, also zu einem Gegen-
stand,der letztlich die Aktivitäten des Menschen wi-
derspiegelt, wird es als veränderte Umwelt auf den
Menschen zurückwirken.Auch der so auf seine Um-
welt wirkende Mensch verändert sich hierbei.
Hiermit wird deutlich, daß mit dem Begriff der
Aneignung zwei unterscheidbare Prozesse gemeint
sind und zusammenfallen:Der eine ist der historische
Prozeß der Aneignung der Natur (ihrer Rohstoffe
und Kräfte) und daraus resultierender Produkte,der
über viele Generationen hinweg und in unterschied-
lichen kulturellen und ethnischen Gruppen (z.B.mit-
telalterliche Gesellschaften in Europa ) zu höchst un-
terschiedlichen Weltanschauungen und Praktiken
führt. Der andere, darin eingebettete Prozeß ist die
biographische und individuelle Aneignung, die für
jede Lebensgeschichte neu anzusetzen ist. Subjekt
des ersten Prozesses ist die Menschheit,differenziert
nach Völkern, Stämmen und deren verschiedenen
Kulturen und Sprachen. Subjekt des zweiten Prozes-
ses ist das einzelne Individuum, das die Errungen-
schaften seiner Kultur jeweils neu lernen muß.
Aneignung erfolgt in historischer und kulturspezi-
fischer Perspektive auf jeden Fall durch Umwand-
lung von Natur in Kultur durch Arbeit: die Herrich-
tung von Hängen für Reisterrassen, die Entnahme
von Steinen und Erde für den Bau von Häusern, das
Erschließen von Verkehrswegen zu Wasser und zu
Lande,das Züchten von Pflanzen,die Domestikation
von Tieren, aber auch die Aneignung durch Erobe-
rung und Unterwerfung anderer Menschen und Völ-
ker. Dazu kommt ganz wesentlich die symbolische
Aneignung von Natur durch ihre Abbildung und
sprachliche Benennung (Kategorisierung). Bei die-
ser symbolischen Aneignung spielen Unterschiede
der Religion, der Mythen, allgemein des Glaubens
und Wissens, eine entscheidende Rolle. Mit der sym-
bolischen Aneignung eng verknüpft ist die Wertung,
die in ihrer Kulturspezifität dazu führt, daß sowohl
die natürlichen wie die kulturellen Sachverhalte und
Dinge (materielle Kultur) wie die darauf bezogenen
Einstellungen und Haltungen so unterschiedlich be-
wertet werden können, daß oft die Kommunikation
zwischen den Kulturen schwierig,wenn nicht unmög-
lich wird.
E 3.5.3
Neubewertung indigener und lokaler Kulturen:
Bedeutung für die Biosphärenpolitik
Neues Interesse an indigenen
Gesellschaften 
Ein (negatives) Beispiel für kulturelle Aneignung ist
die Art und Weise,wie Vertreter westlicher Kulturen
einst eigene Überzeugungen und Wissenssysteme
über die indigener Kulturen (Kasten E 3.5-1) stellten
und diese gar als minderwertig („primitiv“, „naiv“,
als Aberglaube) bezeichneten. Erst in jüngster Zeit
richtet sich neues Interesse auf das Wissen und die
Praktiken dieser, meist in Stammesgesellschaften le-
benden Völker, von denen etwa 5.000 mit insgesamt
200–300 Mio. Menschen oftmals in ländlichen bzw.
naturnahen Gebieten mit hoher biologischer Vielfalt
leben, die Hälfte davon in China und Indien. Dafür
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1. Seit den 60er Jahren wird zunehmend erkannt,
daß der mit westlichen Kulturmustern und Le-
bensstilen einhergehende Energie- und Ressour-
cenverbrauch, die Zerstörung von Ökosystemen
und andere Degradationsprozesse zu globalen
Umweltproblemen führen.
2. Es wird außerdem anerkannt, daß es vielen indi-
genen und traditionalen Gesellschaften gelungen
ist, mit der Biosphäre schonend oder nachhaltig
umzugehen. Dabei verwenden sie Praktiken, die
durch ein komplexes Zusammenspiel von über
lange Zeiträume hinweg entstandenem Wissen,
Weltsichten und religiösen Überzeugungssyste-
men getragen werden.Inwieweit kann dieses Wis-
sen für den Naturschutz genutzt werden, können
die indigenen und traditionalen Praktiken für ein
nachhaltiges Management zur Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt Vorbild sein (Kap.E 3.9)?
3. Es gibt ein wachsendes Interesse an der Nutzung
und gewinnbringenden Verwertung der in diesen
Lebensräumen vorhandenen genetischen Res-
sourcen und der damit verbundenen Kenntnisse
der indigenen und traditionalen Gemeinschaften.
Wie kann man diese Stoffe nützen? Wie kann man
die „Besitzer“ dieser Potentiale an der ökonomi-
schen Verwertung teilhaben lassen (Kap.I 3.3.3)?
4. Der oftmals vorhandene Reichtum an Ressourcen
(z. B. Eisen, Kupfer, Bauxit, Gold oder Silber) in
den von indigenen Völkern und traditionalen Ge-
meinschaften bewohnten Gebieten hat in großem
Umfang dazu geführt,daß sie Großprojekten wei-
chen mußten, vertrieben oder umgesiedelt wur-
den. In kürzester Zeit gingen die Wissensschätze
verloren, die über viele Generationen hinweg
mündlich tradiert worden waren und damit nicht
nur eine Sprache, sondern auch das soziale Gefü-
ge der Gemeinschaften und ihre Identität be-
stimmt hatten. Ist kulturelle Vielfalt ein Garant
für die Erhaltung biologischer Vielfalt, aber auch
ein Wert an sich? Darf der Verlust hingenommen
werden und darf ihm weiter Vorschub geleistet
werden durch die Globalisierung westlicher Kon-
sum- und Produktionsmuster, durch die McDo-
naldisierung von Normen und Lebensstilen
(Kap.H)?
5. Auch von den indigenen Gemeinschaften selbst
werden Forderungen erhoben und Rechte geltend
gemacht (Dömpke et al., 1996). Das wachsende
Ausmaß der „Berührung“ mit der westlich ge-
prägten Kultur, z. B. über Wissenschaftler und In-
dustrievertreter, die nach verwertbarem Wissen
suchen, über Touristen, Medien usw. steigert die
Angst der Indigenen vor einer Nutzung bzw.Aus-
beutung ihres traditionellen Wissens ohne Vor-
teilsausgleich und vor dem drohenden Verlust ih-
rer Identität und ihrer Kultur. Sie fordern den
Schutz des geistigen Eigentums und die Erhaltung
ihres Lebensraums,in dem sie ihren traditionellen
Lebensstil beibehalten können, einschließlich der
wirtschaftlichen, kulturellen und religiösen Ge-
Kasten E 3.5-1
Indigene Völker
Indigen bedeutet wörtlich „in etwas hineingeboren“, „in-
nerhalb einer Abstammung“, oder einfach „eingeboren“.
Statt dieser als diskriminierend empfundenen Bezeichnung
hat sich, international einheitlich, der Begriff indigen
durchgesetzt. Für die Unterscheidung indigener von nicht-
indigenen Völkern müssen immer mehrere Kriterien be-
achtet werden, die in den unten aufgeführten Definitionen
deutlich werden. Die Definition der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) stellt bisher das einzige internatio-
nale rechtliche Übereinkommen in bezug auf indigene Völ-
ker dar.Die Definition des UN Sonderberichterstatters hat
ebenfalls breite internationale Akzeptanz gefunden.
UN Sonderberichterstatter
Definition des Sonderberichterstatters der UN Unterkom-
mission Prävention von Diskriminierung und Minderhei-
tenschutz des Rates für Ökonomie und Soziales (eigene
Übersetzung):
„Indigene Gemeinschaften, Völker und Nationen sind
solche,die sich in einer historischen Kontinuität mit Vor-In-
vasion- und vor-kolonialen Gesellschaften auf ihrem Terri-
torium entwickelt haben und sich als verschieden von den
anderen Sektoren/Teilen der Gesellschaft verstehen, die
jetzt auf diesen Territorien dominieren. Sie bilden heute
nichtdominante Sektoren/Teile der Gesellschaft und sind
entschlossen, ihre Weiterexistenz als Völker, in Überein-
stimmung mit den eigenen kulturellen Mustern, sozialen
Institutionen und Rechtssystemen zu bewahren, zu ent-
wickeln und an künftige Generationen weiterzugeben.“
Internationale Arbeitsorganisation
Gemäß der Konvention 169 der Internationalen Arbeitsor-
ganisation sind indigene Völker (eigene Übersetzung):
1. Stammesvölker in Ländern, deren soziale, kulturelle
oder ökonomischen Bedingungen sie von anderen Sek-
tionen/Teilen der nationalen Gemeinschaft unterschei-
den und deren Status ganz oder teilweise durch ihre ei-
genen Bräuche oder Traditionen geregelt wird oder
durch spezielle Gesetze oder Regelungen
2. Völker in Ländern, die sich auf Grund ihrer Abstam-
mung von Völkern, die das Land oder eine geographi-
sche Region, zu der das Land gehört, zur Zeit der Er-
oberung oder Kolonialisierung oder Festlegung der heu-
tigen Staatsgrenzen bewohnten, selbst als indigen be-
zeichnen oder von anderen so bezeichnet werden und
die,ungeachtet ihres Rechtsstatus,alle oder einige ihrer
eigenen sozialen, ökonomischen, spirituellen, kulturel-
len und politischen Charakteristiken und Institutionen
beibehalten oder beibehalten wollen.
Selbstdefinition als indigen oder als Stammesvolk ist als das
entscheidende Kriterium zur Bestimmung der Gruppen an-
zusehen, auf die die Bestimmungen dieser Konvention an-
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wohnheiten sowie die Selbst- oder Mitbestim-
mung hinsichtlich der Nutzung ihres Lebensrau-
mes (Kap.I 3.2.9).
Traditionale oder indigene Gesellschaften, die oft in
Gebieten mit reicher biologischer Vielfalt zu Hause
sind, waren immer gezwungen, mit den Ressourcen
in ihrem unmittelbaren Lebensraum auszukommen.
Über Jahrhunderte hinweg haben diese Gemein-
schaften Wissensbestände und Praktiken entwickelt,
die ihr Überleben gesichert haben und deren Regeln
sie von Generation zu Generation mündlich weiter-
gegeben haben.Durch Wissen und spirituelle Prakti-
ken getragene komplexe Anpassungsprozesse an
ihre Lebensumstände haben bei vielen, aber längst
nicht allen indigenen und traditionalen Gruppen
dazu geführt,daß sie ihre Lebensgrundlagen und den
Reichtum ihrer Flora und Fauna bewahrt haben. Es
gibt nicht nur viele verschiedene mythische Vorstel-
lungen über die „Naturvölker“, sondern auch eine
beeindruckende Fülle von wissenschaftlichen, meist
ethnologischen und kulturgeographischen Fallstudi-
en über die Weltsichten und die Lebenspraxis indige-
ner und lokaler Kulturen.Die „Mythen“ reichen von
der diskriminierenden Auffassung der Indigenen als
Völker mit „geringer Naturbeherrschung“, also ei-
gentlich „kulturlosen“ Völkern,über die Vorstellung
vom „edlen Wilden“, der ein Musterbeispiel an öko-
logischen Tugenden ist, bis hin zu den projizierten
Sehnsüchten von Esoterikern und New-Age-Grup-
pen,die auf dem „Ethno-Trip“ sich von der „natürli-
chen“, ungezähmten Lebensweise, den medialen
Fähigkeiten und der Weisheit der Naturvölker ange-
zogen fühlen (Herzog-Schröder,1991).
Die wissenschaftlichen Analysen indigener und
lokaler Kulturen ergeben ein differenzierteres Bild.
Sie zeigen die eindrucksvolle Vernetztheit von Natur
und Kultur, wobei Kultur nicht nur den Umgang mit
Landschaft, Flora und Fauna meint, sondern auch
den Umgang der Gesellschaftsmitglieder unterein-
ander. So ist das traditionelle ökologische Wissen
(TEK) identitätsstiftender Bestandteil aller dieser
als indigen bezeichneter Kulturen. Sie geben aber
auch Zeugnis von mißlungenen Anpassungen und
von konflikthaften Entwicklungen und Zusammen-
brüchen von Kulturen,die durch den „Einbruch“ der
industrialisierten,westlichen Welt entstehen.
Viele Landschaften, vor allem in Südamerika, die
man lange Zeit als „Wildnis“ ansah und für un-
berührt hielt, stellen sich mittlerweile als sorgfältig
bewirtschaftet heraus. So wurden etwa von den
Kayopo-Indianern Kräuter oder Heilpflanzen an ge-
schützten Plätzen in – dem europäischen Auge – wild
erscheinenden Savannen- und Waldgebieten ange-
siedelt (Posey,1982;Herzog-Schröder,1991).Die Tu-
kano im nordwestlichen Amazonasbecken pflegen
eine erstaunliche Vielfalt von Pflanzen und Tieren.
Das was die westliche Welt als größte noch übrigge-
bliebene „Wildnis“ der Tropen ansieht, ist die Hei-
mat der Tukanos, die dieser scheinbar unwirtlichen
Natur in hoch differenzierter Weise ihren Lebensun-
terhalt abtrotzen. Die Tukanos nehmen ihre „Wild-
nis“ als menschengemacht an, nämlich in der Ver-
gangenheit transformiert und strukturiert durch die
symbolischen Bedeutungen, die ihre Vorfahren mit
den vorhandenen Ressourcen verbanden. Die Tuka-
nos wissen, daß sie in ihrem Wald nicht mehr ernten
können als auch wieder produziert wird. Sie haben
ein profundes Wissen über individuelle Arten und
ihre Verwendbarkeit.Ihr täglicher Kampf ums Über-
leben hat zu einer langen Tradition der kontinulierli-
chen Beobachtung des Verhaltens der Tiere geführt
und ihnen Wege möglicher Anpassung gezeigt. In
ihren Mythen tauchen Geschichten von Tierarten
auf, die von den Geistern gestraft wurden für Völle-
rei, Prahlsucht, Leichtsinn und Angriffslust. Diese
Mythen dienen als Beispiele für die menschliche Ge-
sellschaft, die Tiere sind Metaphern für das Leben.
Durch die Beobachtung des Verhaltens der Tiere
schaffen die Tukanos sich eine Ordnung der physi-
schen Welt,innerhalb derer menschliche Aktivitäten
angepaßt werden können (Reichel-Dolmatoff, 1976;
zitiert nach McNeely und Keeton, 1995). Die Bezie-
hung der Tukanos zur Tierwelt ist ein typisches Bei-
spiel dafür, wie diese Menschen die vorgefundenen
Ressourcen managen. Im Wissen um die Populati-
onsdichte und ökologische Zusammenhänge sowie
getragen durch ihre traditionellen ethischen Normen
schränken sie die Jagd der Tiere,von denen sie leben,
ein. „Such people walk lightly on the landscape“
(McNeely und Keeton, 1995), so daß man meinen
könnte, daß in dieser Wildnis noch niemand gelebt
und gewirtschaftet habe.
Indigene und traditionale Wissenssysteme sind an
spezifische lokale Gegebenheiten angepaßt. Mögli-
che Risiken im Hinblick auf die Ernährungssiche-
rung werden durch die Kombination verschiedener
Landnutzungs- und Anbauformen minimiert. Das
Wissen um landwirtschaftliche Methoden, aber auch
die differenzierten Kenntnisse über die heimische
Fauna blieben lange Zeit unbeachtet.Auch die Ver-
flechtung zwischen der Bewirtschaftung des unmit-
telbaren Lebensraums, den sozialen Strukturen und
den Mustern der Arbeitsteilung ist Teil indigener und
traditionaler Wissens- und Praxissysteme.
Im Laufe der Menschheitsgeschichte haben nicht
alle lokalen Gemeinschaften Wissen und Technik so-
weit entwickelt,daß sie über lange Zeiträume hinweg
den Grenzen ihres Lebensraums angepaßt überleben
konnten. Dies zeigt etwa die Entwaldung der Oster-
inseln im Pazifischen Ozean vor 1.200–800 Jahren,
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das Ende der Megalithkultur bedeutete, die die
berühmten Statuen der Inseln errichtet hatte.
Außerdem wird immer wieder darauf hingewie-
sen, daß die nachhaltige Lebensweise nur solange
Bestand hat,als
– die Gesellschaften subsistent leben,
– die Gruppengrößen nicht so weit ansteigen, daß
die Tragfähigkeit überschritten wird,
– die Gesellschaften volle Kontrolle über ihre loka-
len Ressourcen haben,
– eine ausreichend hohe Gruppenkohäsion besteht.
Differenzierte Praktiken der Ressourcennutzung
und -schonung, z. B. des Wald- und Weidemanage-
ments, umfassen die Vergabe von Besitztiteln für
Wald und Wiesen, die Rotation der Jagdgründe,
Jagdtabus für bestimmte Arten, die Begrenzung des
Holzeinschlags, das Ausweisen von „Heiligen Hai-
nen“, die Verlegung der Wohnsiedlungen und die
Kontrolle der Stammesgröße. Diese Bedingungen
werden oftmals schnell außer Kraft gesetzt,wenn ex-
terne Einflüsse (z. B. Kolonialisierung) oder die An-
gebote der Marktwirtschaft und der globalen Kon-
sumkultur durch Handel, Fernsehen,Tourismus usw.
„einbrechen“.
Bekannt ist das Schicksal der Tuaregs in Westafri-
ka. Ihre Lebensweise als Nomaden, deren Wan-
derungen an die Verfügbarkeit von Wasser und Wei-
deflächen angepaßt war, wurde im Zuge der franzö-
sischen Kolonialisierung zerstört. Das Verbot zu
wandern, die Festlegung von Gebietsgrenzen, Zoll-
verpflichtungen und andere Anweisungen der Regie-
rung,die aus den Tuaregs seßhafte Ackerbauern ma-
chen wollte,führten dazu,daß sie ihre angestammten
Lebensstile und ihre ökonomischen Grundlagen ver-
loren und fortan durch Trockenheiten in große Be-
drängnis kamen. In den frühen 70er Jahren wurden
Tausende von Tuaregs von Dürrekatastrophen nach
Nigeria und an den Niger getrieben.
Traditionelle Kulturmuster und Formen des Um-
gangs mit natürlichen Ressourcen erweisen sich also
als höchst anfällig und sind in einer zunehmend glo-
balisierten Welt in wachsendem Maß gefährdet.
Die Weltwissenschaftskonferenz 1999:
Anerkennung indigenen Wissens gefordert
Die Feststellung jedoch, daß viele indigene Völker
und traditionale Gemeinschaften durch ihr Wissen
und ihre Praktiken zur Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung der Biosphäre beigetragen und höchst kom-
plexe Ökosysteme aufrechterhalten haben, deren
Funktionsweise die ökologische Forschung noch
nicht aufgeklärt hat,hat seit einiger Zeit verstärkt zu
Diskussionen geführt, wie sich indigenes Wissen von
(natur)wissenschaftlichen Erkenntnissen unterschei-
det.
Auf der Weltwissenschaftskonferenz in Budapest
(1999) spielte diese Frage eine große Rolle und wur-
de teilweise sehr emotional diskutiert.Einige Vertre-
ter der Indigenen fühlen sich in ihrer Identität mas-
siv bedroht und fordern unter anderem,daß man ihre
indigenen Wissensbestände als Wissenschaft aner-
kenne. Andere befürworten ein „Entmythologi-
sierungsprogramm“, das die mit den Wissenssyste-
men einhergehenden spirituellen Überzeugungen
und Praktiken vom „rationalen Kern“ unterscheiden
solle.
In der Tat berühren traditionelle Wissenssysteme
viele wissenschaftliche Bereiche, wie z. B. Astrono-
mie, Meteorologie, Geologie, Ökologie, Botanik,
Landwirtschaft,Physiologie und Medizin.Doch wird
in solchen Wissenssystemen eben keine eindeutige
Trennung zwischen Wissen (knowledge) und Über-
zeugungen (belief systems) gemacht (Berkes et al.,
1995; Gadgil, 1999). In einer Region Indiens schützt
und verehrt die indigene Bevölkerung Feigenbäume
(praktischer Umgang) aufgrund ihres Wissens (qua-
litatives Verständnis der Bedeutung von Feigenbäu-
men als Nahrung für Vögel, Fledermäuse, Einhörn-
chen und Affen) und ihrer Überzeugung, daß in die-
sen Bäumen Naturgeister zu Hause sind. Demge-
genüber, so das Beispiel von Gadgil (1999), kommt
Tabelle E 3.5-1
Natürliche Ressourcen in
traditionellen und 
wissenschaftlichen
Wissenssystemen.
Quelle: Gadgil,1999
Wissenssystem Praxis Wissen Überzeugung
Traditionell Strikter Schutz Qualitatives Feigenbäume
und Verehrung Verständnis der sind Wohnorte
des Feigenbaums Bedeutung der von Natur-
Baumfrucht als geistern
Nahrung für Vögel,
Fledermäuse,
Eichhörnchen,Affen
Wissen- Partieller Schutz Quantitatives  Umfassende
schaftlich des Feigenbaums Verständnis führt zum Erhaltung bio-
Konzept einer logischer Vielfalt
Schlüssel-Ressource ist wünschens-
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auch die Wissenschaft zu der Entscheidung, daß Fei-
genbäume partiell zu schützen seien (praktischer
Umgang), und zwar auf der Basis quantitativer Er-
kenntnisse über ihre Bedeutung als Schlüsselart.Als
Überzeugung oder Werthaltung kommt hinzu, daß
die umfassende Erhaltung biologischer Vielfalt ein
wünschenswertes Ziel sei (Tab.E 3.5-1).
Berkes et al. (1995) führen weitere Gemeinsam-
keiten und Unterschiede zwischen wissenschaftli-
chem und indigenem Wissen an:Beide Wissenssyste-
me sind Weltsichten bzw. Deutungssysteme, die die
Welt verstehbar machen sollen. Beide beruhen auf
Beobachtungen und daraus abgeleiteten Schlußfol-
gerungen. Die Wissenssysteme unterscheiden sich
aber auch dadurch, daß traditionelles ökologisches
Wissen (TEK)
– sich nur auf begrenzte geographische Gebiete be-
zieht,
– überwiegend qualitativen und weniger quantitati-
ven Informationen vertraut,
– nicht danach strebt,immer mehr Fakten anzusam-
meln,
– Fakten sehr viel langsamer sammelt,
– mehr auf Versuch und Irrtum vertraut als auf sy-
stematische Experimente,
– nur begrenzte Möglichkeiten zur Verifikation von
Vorhersagen hat,
– wenig Interesse an der Entwicklung allgemeiner
Prinzipien und Theorien hat.
Die Auseinandersetzungen über die Würde und An-
erkennung dieser beiden Wissenssysteme werden in
Zukunft – auch bei den Verhandlungen zur CBD –
noch weitergehen. Neben den eher „akademischen“
Aspekten dieser Diskussion und der Frage,inwieweit
das ökologische Wissen der indigenen Völker und
traditionalen Gemeinschaften (bzw. sein rationaler
Kern) den teilweise noch rudimentären Erkenntnis-
sen der wissenschaftlichen Ökologie überlegen ist,
wie es das zunehmende Interesse der pharmazeuti-
schen Industrie ja beweist (Kap. D 3.3), haben diese
traditionellen Wissenssysteme noch eine weitere
wichtige Funktion.
Da TEK nicht nur Wissenskerne enthält, sondern
auch Angaben zum Umgang mit natürlichen Res-
sourcen, ist dieses Wissen durchaus von praktischer
Relevanz, vor allem auch dann, wenn man beim
Schutz der biologischen Vielfalt das Vorsorgeprinzip
über das Streben nach vollständiger wissenschaftli-
cher Aufklärung stellt.
Eine weitere Bedeutung kommt TEK zu, wenn es
um die Erhaltung biologischer Vielfalt auf regionaler
Ebene geht (Kap. E 3.9). Hier ergibt sich nicht nur
eine Gelegenheit, sondern geradezu die Notwendig-
keit der Partizipation der ansässigen Bevölkerung.
Nachhaltige Nutzung und adaptives Management in
einer Bioregion ist nur möglich,wenn alle in der Re-
gion verfügbaren Informationen über den Lebens-
raum, seine Ökosysteme und seine soziokulturelle
Struktur eingeholt werden.Damit wird die Einbezie-
hung indigenen und traditionalen Wissens geradezu
zwingend, selbst wenn dieses Wissen im Laufe des
Managementprozesses Modifikationen erfahren
oder in seiner Bedeutung abgeschwächt werden soll-
te (falls sich andere Erkenntnisse als wichtiger er-
weisen sollten). Gadgil (1999) berichtet aus Indien
von einem Beispiel des „Komanagement“, das die
„lokale Gemeinschaft“ ebenso einbezieht wie die
„wissenschaftliche Gemeinschaft“ und wo das zu-
ständige Umweltministerium dafür Sorge trägt, daß
beiden Wissenssystemen Geltung verschafft wird
(Abb.E 3.5-1).
E 3.5.4
Naturschutz und Kulturschutz – eine notwendige
Allianz 
„Kultur bestimmt das Verhältnis der Menschen zur
Natur und ihrer Umwelt“. Dieser Satz aus dem Be-
richt von Perez de Cuéllar (1995) trifft nicht nur auf
die indigenen Völker, sondern auf die Menschheit
insgesamt zu. Allerdings läßt sich zeigen, daß dieser
„symbiotische“ Bezug zwischen kultureller und bio-
logischer Vielfalt,wie er noch in indigenen und tradi-
tionalen Gemeinschaften zu finden ist,in einer säku-
larisierten und zunehmend technisierten Welt kaum
mehr angetroffen wird.Die technisch gestaltete Um-
welt, einst von Gehlen (1940) als „zweite Natur“ be-
zeichnet, die zu schaffen für das „Mängelwesen“
Mensch geradezu überlebensnotwendig war, ist für
viele Menschen längst zur „ersten Natur“ geworden,
die den Charakter des Selbstverständlichen und Un-
hinterfragten erlangt hat. So werden in biographi-
schen Aneignungsprozessen Wörter für Autos und
Maschinen inzwischen eher gelernt als solche für
Wiese, Wald und Wasser. Es ist hinreichend doku-
mentiert, daß in amerikanischen Großstädten auf-
wachsende Kinder nicht wissen,an welchen Pflanzen
Tomaten, Kartoffeln oder Kokosnüsse wachsen;
„Naturprodukte“ finden sich im Supermarktregal.
Die Emanzipation von den natürlichen Lebensbe-
dingungen ist häufig längst zu einer Entfremdung ge-
worden.
Diese hier pointiert beschriebene städtische Kul-
tur ist sicher nicht geeignet, allein den notwendigen
Schutz der biologischen Vielfalt zu sichern. Mögli-
cherweise aber kann sie, aus der zunehmenden Er-
kenntnis der Effekte ungezügelter, nur an Nutzen
und Verwertung orientierte „Naturbeherrschung“
und -ausbeutung zu der Einsicht verhelfen, daß an-
dere Lebensstile notwendig sind, wenn dieser Planet
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nen soll. Das Leben der „Betonpflanzen“ in einer
vollständig menschengemachten Welt ist sicher nicht
nachhaltig,da sie ja abhängt von dem,was außerhalb
dieser Welt produziert und nach außen abgegeben
werden kann.
Daß der heutige Mensch mehr denn je gezwungen
ist,über Naturnachzudenken (Seel et al.,1993;Mein-
berg,1995),ist ein Merkmal der Kultur.So wie Natur
als Konstrukt der indigenen Völker durch die unauf-
lösbare Beziehung von Erfahrungswissen und spiri-
tuellen Überzeugungssystemen gekennzeichnet wer-
den kann, hat sich das Konstrukt der Natur auch bei
den Industrievölkern gewandelt. Nicht die uner-
schöpfliche, sich selbst regulierende Natur, als Hort
des Ursprünglichen, des Vertrauten, aber auch des
Angstmachenden und Schrecklichen (Kap.E 3.1) be-
stimmt die heutigen Naturauffassungen,sondern Na-
tur als bedrohte, zu schützende oder mindestens zu
„managende“ beherrscht den täglichen Diskurs. Die
Beziehung zwischen biologischer Diversität (und ih-
rer Bedrohung) und kultureller Diversität spiegelt
sich auch in solchen Naturauffassungen und Diskur-
sen wider, die heute – und dies nicht nur im Kontext
der Umweltbildung – zunehmend thematisiert wer-
den. Die Forderung nach einer „biosphärischen Per-
spektive“ (Kap. E 3.1), die Suche nach neuen Men-
schenbildern (Meinberg, 1995) oder neuen Lebens-
stilen (BUND und Misereor, 1997; UBA, 1997b; En-
quete Kommission, 1998) sind Beispiele solcher
Bemühungen um eine neue „Kultur“, die der Natur
wieder größere Bedeutung zumißt. Solche Konzepte
müssen als Bestandteil einer „Bildung für eine nach-
haltige Entwicklung“ (BLK, 1998; Kap. I 2.5) in die
Sozialisations- und Bildungsprozesse eingehen.
Außerdem sind verstärkt auch empirische For-
schungsbemühungen zu den Themen Lebensstile
und Menschenbilder anzustreben,die zur Steigerung
der Synergie unbedingt transdisziplinär angelegt sein
müssen.
Wenn das Bewußtsein der Interdependenz von
Natur und Kultur, von Biodiversität und kultureller
Diversität in den modernen Industriegesellschaften
weitgehend verloren gegangen ist, so wurde im Ge-
gensatz dazu am Beispiel indigener Gemeinschaften
eben diese Vernetzung aufgezeigt,die natürlich nicht
auf diese eng definierten Gruppen beschränkt ist.
Schließlich gibt es über diese indigenen Völker hin-
aus viele andere lokale Gemeinschaften überall auf
der Welt, die in historischer Kontinuität, gleichsam
Schicht auf Schicht, unter Bedingungen großer geo-
graphischer, biologischer, sozialer, sprachlicher und
Verhaltensvariabilität und durch ungezählte Anpas-
sungsprozesse an wechselnde Lebensbedingungen
die Muster kultureller Vielfalt entwickelt haben, die
heute bekannt sind und die sich in vielfältigen Wis-
senssystemen und Umgangsweisen in bezug auf die
natürliche Umwelt manifestieren, aber eben auch in
variationsreichen ethischen, philosophischen, reli-
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giösen oder mythischen Interpretationen der Bezie-
hung zwischen Mensch und Natur.
Kulturschutz ist also eine Erfolgsbedingung für
Umweltschutz. Gleichzeitig ist globaler Umwelt-
schutz ohne eine kulturelle Veränderung nicht denk-
bar.Eine erfolgreiche Biosphärenpolitik muß sich an
beidem orientieren,sie muß versuchen,durch die Er-
haltung kultureller Vielfalt die Fähigkeit von Gesell-
schaften zu stärken, mit dem Globalen Wandel um-
zugehen.Ebenso müssen sich Kulturen notwendigen
Veränderungen stellen, insbesondere hinsichtlich
nichtnachhaltiger Lebensstile und Konsummuster.
Umgekehrt ist die kulturelle Vielfalt und damit das
Überleben vieler Gesellschaften gefährdet, wenn
man ihnen durch Umweltzerstörung den Boden ent-
zieht. Diese Aspekte werden in der CBD angespro-
chen; umgesetzt werden können sie allerdings nur
vor Ort, durch die Einbeziehung der beteiligten und
betroffenen Akteure.Insofern plädiert der Beirat für
eine verstärkte Lern- und Bildungsarbeit,die die Be-
sonderheiten der eigenen Umwelt und ihrer kultu-
rellen Nutzung verdeutlichen. Ausgehend von der
prinzipiellen Vernetzheit von biologischer und kultu-
reller Diversität ist zu schlußfolgern:
• Schutz der Natur und ihrer biologischen Vielfalt
als Lebensgrundlage liegt im Interesse des Men-
schen, insofern dieser Natur- und Kulturwesen ist
und die kulturelle Vielfalt auf der biologischen
aufbaut.
• Schutz kultureller Vielfalt ist geboten, weil der
Mensch als Teil der Biosphäre nicht auf seine bio-
logischen Anteile reduziert werden darf, sondern
auch als Kulturwesen einbezogen werden muß.
Schutz darf jedoch nicht als Freibrief verstanden
werden,alle – z.B.auch menschenrechtsverletzen-
de – Werthaltungen und Praktiken zu bewahren.
• Schutz kultureller Vielfalt ist darüber hinaus Ga-
rant und Instrument für die Erhaltung biologi-
scher Vielfalt, insbesondere in den Bioregionen,
wo lokale und indigene Gemeinschaften erfolg-
reich diese Vielfalt erhalten haben.
• Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden,um
angesichts fortschreitender Globalisierung den
Fortbestand und die Entwicklung dieser Gemein-
schaften unter Berücksichtigung ihres Rechts auf
Selbstbestimmung zu sichern?
• Welche konkreten Anbau-, Ernte- und Jagdme-
thoden indigener Völker können,wenn auch nicht
vollständig übernommen werden, so doch Model-
le bieten, die angepaßt an jeweils andere Kontex-
te, „kultursensible Entwicklungsstrategien“ und
nachhaltige Managementpraktiken befruchten?
• Welche Bedeutung haben – über die in engerem
Sinn indigenen Wissenssysteme und Praktiken
hinaus – die über viele Jahrzehnte oder Jahrhun-
derte gewachsenen traditionalen, meist dörflich
geprägten Wissensstrukturen,Werthaltungen und
Umgangsweisen mit natürlichen Ressourcen für
nachhaltigen Schutz und nachhaltige Nutzung der
biologischen Vielfalt?
Die Klärung der einzelnen Faktoren der Interdepen-
denz zwischen kultureller und biologischer Diver-
sität ist ein Forschungsprogramm, das erst in Umris-
sen bekannt ist,von dessen Realisierung jedoch auch
die Fortschritte der Bemühungen um die weltweite
Erhaltung der biologischen Vielfalt abhängen.
E 3.6
Einbringung nichtheimischer Arten
Als nichtheimische oder gebietsfremde Organismen
werden solche bezeichnet, die seit der Neuzeit (seit
1492) entweder durch den Menschen direkt einge-
führt worden oder indirekt eingewandert sind. Man
unterscheidet Neozoen (Tiere), Neophyten (Pflan-
zen) oder Neomyzeten (Pilze) (Barthlott et al.,1999;
Geiter,1999;Kinzelbach,1998;Kowarik,1999;Schol-
ler, 1999). Mit Beginn der Neuzeit setzte ein bisher
nicht dagewesener weltweiter Austausch an Faunen-
und Florenelementen ein, der zum Transfer von Or-
ganismen in Regionen weit außerhalb ihrer natürli-
chen Verbreitungsgrenzen führte. Vermehren sich
die Organismen in den neuen Habitaten, können
weitreichende ökologische und ökonomische Folgen
sowie Auswirkungen auf die menschliche Gesund-
heit entstehen (Kap. C 1.3.2) (Loope und Stone,
1996; WBGU, 1999a). Die Ausbreitung nichtheim-
ischer Organismen hat sich durch zunehmende Welt-
handelsströme und globale Mobilität während der
letzten 200 Jahre stark beschleunigt. In aquatische
Lebensräume wurden z. B. vor 1800 nur 1,5% der
vorhandenen Arten eingeführt,während des 19.Jahr-
hunderts waren es 4,3%, von 1900–1939 10,0%. In
den darauffolgenden 40 Jahren stieg der Anteil der
Einführungen auf 35,5% und im Zeitraum
1980–1998 waren es allein 19,2% (FAO,1999d).Eini-
ge Regionen der Erde,darunter vor allem Inseln,ha-
ben einen extrem hohen Anteil an nichtheimischen
Arten,der oft 50% übersteigt (Vitousek et al.,1996).
Nach dem Verlust von Lebensräumen ist die Ein-
bringung nichtheimischer Arten weltweit betrachtet
die zweitgrößte Bedrohung für die biologische Viel-
falt (Sandlund et al., 1996). Würden alle biogeogra-
phischen Schranken abgebaut, könnten theoretisch
70% aller Pflanzen,65% aller Säugetiere und nahezu
50% aller Vogelarten ausgelöscht werden (Brown,
1995). Bisher gehen in die Schätzungen über die
Schäden durch nichtheimische Organismen nur sel-
ten die sog. „Dienstleistungen“ der Ökosysteme wie
die Erhaltung biogeochemischer Kreisläufe, die
Selbstreinigung der Gewässer, der lokale Klimaaus-195 Einbringung nichtheimischer Arten E 3.6
gleich oder der Küstenschutz ein (Costanza et al.,
1997; Kasten D 2.5-1). Doch bereits die ökonomi-
schen Verluste sind erheblich.Allein die direkten Ko-
sten der Schäden für die Landwirtschaft der USA
durch nichtheimische Unkräuter werden auf jährlich
2–3 Mio. US-$ geschätzt. Zusammen mit den Verlu-
sten, die in Viehzucht, Gartenbau und Forstwirt-
schaft entstehen, ergeben sich jährliche Kosten von
3,6–5,4 Mio.US-$,davon allein 1,5–2,3 Mio.US-$ für
Herbizide (OTA,1993).
E 3.6.1
Auftreten und Auswirkungen gebietsfremder
Organismen
Massenentwicklungen eingeschleppter Arten in neu-
en Lebensräumen sind in der Regel nicht vorherseh-
bar.Viele nichtheimische Arten gelangen vermutlich
mehrmals in ein Verbreitungsgebiet, bevor sie sich
dort etablieren können. Mitunter benötigen gebiets-
fremde Arten Jahrzehnte, um sich an die neuen Be-
dingungen anzupassen. Erst danach kann es zu ihrer
explosionsartigen Vermehrung kommen (Bright,
1998). Bei Pflanzen sind Latenzzeiten vermutlich
weit verbreitet (Crooks and Soulé,1996;Shiva,1996).
Allerdings kann sich die Bestandsdichte gebiets-
fremder Arten nach Einstellung eines neuen Gleich-
gewichtszustands nach einigen Jahren oder Jahr-
zehnten wieder verringern, wie dies in Europa etwa
für die älteren Einschleppungen der Wasserpest
(Elodea canadensis),der Wollhandkrabbe (Eriocheir
sinensis) und der Dreikantmuschel (Dreissena poly-
morpha) beobachtet wurde (Spicer und Catling,
1988; Walz, 1992). Die Zunahme von Freßfeinden
und Selbstregulationsmechanismen scheint nach ei-
ner gewissen Zeit zum Rückgang der Populations-
dichten der oben genannten Arten geführt zu haben.
Im Falle der Dreikantmuschel führt z. B. die Lage-
rung der Muscheln in mehreren Schichten überein-
ander dazu, daß die unteren Tiere ihre Schalen nicht
mehr öffnen können (Walz,1992).In jüngerer Zeit ist
Dreissena auch in die nordamerikanischen Großen
Seen eingewandert und erfährt dort eine rasante Ver-
mehrung und Ausbreitung (Ludyanski et al., 1993).
Als Grundlage für Prognosen über die mögliche Aus-
breitung gebietsfremder Arten und ihrer Folgen kön-
nen Kenntnisse über bisherige Verbreitungsge-
schichten und die Autökologie der betreffenden Ar-
ten dienen.Aufschlußreich sind hierbei Erfahrungen
aus gut dokumentierten Einschleppungen in der Ver-
gangenheit (z. B. Carlton, 1996; Williamson und Fit-
ter, 1996). Besonders erfolgreiche, kosmopolitisch
verbreitete Arten sollten, analog dem Dirty Dozen
der persistenten organischen Schadstoffe, katalogi-
siert werden.
Daten über Ursachen und Folgen der Einführung
gebietsfremder Organismen liegen nur in Ausnah-
mefällen vor, da die Wissenschaft erst seit den 80er
Jahren verstärkt dieses Problem behandelt (z. B.
Mooney und Drake, 1984; Drake et al., 1989; Vitou-
sek et al.,1996).Daher ist unser Wissen über die Aus-
wirkungen eingeschleppter Arten bisher sehr lücken-
haft und auf relativ wenige, gut untersuchte Fallbei-
spiele beschränkt. Die Einführung nichtheimischer
Organismen kann gravierende Auswirkungen auf
Struktur und Funktion von Lebensgemeinschaften
haben. Dabei kommt es u. U. zu einer Umverteilung
von Arten und ihrer Populationsdichten und damit
zu Veränderungen von Artenspektren,Biomasse und
biogeochemischen Prozessen (Doyle,1999).
Im einzelnen sind bisher die folgenden Effekte be-
kannt geworden:
• Durch die Einführung einer nichtheimischen Art
erhöht sich häufig zunächst die Artenvielfalt. Oft
folgt darauf aber aufgrund veränderter Räuber-
Beute-Beziehungen, Konkurrenz und einge-
schleppter Krankheiten eine Abnahme der Indivi-
duenzahl von einheimischen Arten, die später
wiederum zu einer Abnahme der Gesamtarten-
zahl führt.Handelt es sich bei den eliminierten Ar-
ten um solche, die ausschließlich in dem betroffe-
nen Lebensraum auftreten (endemische Arten),
können diese als biologische Arten ausgelöscht
werden (Kap. E 2.3). Im Baikalsee mit einem An-
teil endemischer Pflanzen- und Tierarten von ca.
80% könnte sich die Einführung nichtheimischer
Arten besonders gravierend auswirken und wird
als mindestens ebenso schwerwiegende Bedro-
hung dieses einzigartigen Ökosystems angesehen
wie die Degradation der Umweltbedingungen
durch Eutrophierung und/oder Schadstoffeintrag
(WBGU, 1998a). Einige Neophyten können für
die Abnahme einiger Arten direkt verantwortlich
gemacht werden: Beim Rückgang von 43 in
Deutschland ausgestorbenen oder als gefährdet
eingestuften Pflanzenarten waren gebietsfremde
Organismen maßgeblich beteiligt (Korneck und
Sukopp,1988).
• Der ungebrochene Austausch von Faunen- und
Florenelementen führt zu einer weltweiten Ho-
mogenisierung der Ökosysteme (Ritzer, 1995).
Ein wichtiger Faktor ist dabei die Überwindung
früher vorhandener Ausbreitungsschranken, die
vorher eine genetische Isolation von Populationen
bewirkte.Die Kreuzung ehemals genetisch isolier-
ter Populationen (introgressive Hybridisation)
kann zum Verlust bestimmter,genetisch festgeleg-
ter Merkmale führen. Bei der Hybridisierung mit
nichtheimischen Arten kann es durch die Einfüh-
rung neuer Allele zum Aussterben von Arten
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stimmte Umweltveränderungen aufweisen (Tautz
und Schliewen,1999).Kaum untersucht ist bisher,
welche Folgen die Homogenisierung von Floren
und Faunen für die Neuentstehung von Arten ha-
ben kann (Vermeij,1996).
• Durch die Invasion nichtheimischer Arten kann
die Geschwindigkeit, ja sogar die Richtung der
Sukzession, d. h. die zeitliche Aufeinanderfolge
verschiedener Organismengruppen infolge ge-
richteter Veränderungen der Lebensbedingungen,
beeinflußt werden.Dies kann z.B.durch Verände-
rungen der chemischen Verhältnisse im Boden er-
folgen,wie etwa in Südwestdeutschland durch die
Anpflanzung von Douglasien (Pseudotsuga men-
ziesii) eine Versauerung der Böden (Knörzer et
al., 1995) oder in Berlin/Brandenburg durch die
Ausbreitung der ebenfalls nichtheimischen Fal-
schen Akazie (Robinia pseudoacacia) eine Stick-
stoffanreicherung in den Böden (Kowarik, 1992)
erfolgte.
• Unter den Wechselwirkungen gebietsfremder Ar-
ten untereinander standen bisher überwiegend
negative Interaktionen wie Konkurrenz um Res-
sourcen im Mittelpunkt des Forschungsinteresses.
Bis jetzt gibt es aber nur wenige direkte Hinweise
für die Annahme,daß Interaktionen zwischen ver-
schiedenen gebietsfremden Organismen tatsäch-
lich weitere Einführungen verhindern (Biotische-
Resistenz-Hypothese). Eine neuere Literaturana-
lyse (Simberloff und von Holle, 1999) zeigt viel-
mehr, daß Interaktionen zwischen eingeführten
Organismen zumindest ebenso häufig auch selbst-
verstärkende Wechselwirkungen haben (Faszilita-
tion). Positive Interaktionen zwischen eingeführ-
ten Arten können auf diese Weise die negativen
Auswirkungen auf die betroffenen Ökosysteme
beschleunigen (Invasional-meltdown-Hypothe-
se). Synergistische Effekte zwischen gebietsfrem-
den Arten könnten zu einer unerwarteten,plötzli-
chen Beschleunigung weiterer Ansiedlungen füh-
ren. In diesem Fall wäre der Prävention von Ein-
führungen ein höherer als der bisherige
Stellenwert einzuräumen.
Negative Auswirkungen gebietsfremder Organismen
auf die menschliche Gesundheit,Wirtschaft und wei-
tere, indirekte Einflüsse auf Ökosysteme wurden
vom Beirat bereits dargelegt (WBGU,1999a).
Für die Erarbeitung wirkungsvoller Strategien zur
Bekämpfung unerwünschter Invasionen bzw. ihrer
Auswirkungen müßten umfassendere Untersuchun-
gen nach übergeordneten Gesichtspunkten durchge-
führt werden (Vermeij,1996).Die vielen Einzelinfor-
mationen über gebietsfremde Arten sollten in Da-
tenbanken zentral zusammengefaßt und allgemein
zugänglich gemacht werden,um eine schnelle Analy-
se der mit der Einführung einer gebietsfremden Art
entstehenden Probleme zu ermöglichen. Koordinie-
rung, Standardisierung und Vereinfachung der welt-
weit und national bereits existierenden oder in Pla-
nung begriffenen Datenbanken könnten zu mehr
Konsistenz führen und Überschneidungen vermei-
den helfen.Konkrete Vorschläge als Arbeitsgrundla-
ge zu Anforderungen an derartige Datenbanken exi-
stieren bereits (Simberloff et al.,1999).
Befunde aus dem aquatischen Milieu sollen hier
vor allem die Mechanismen verdeutlichen, die für
das Problem nichtheimischer Organismen generell
von Bedeutung sind (Kasten E 3.6-1):Von den etwa
3.000 gemeldeten Einführungen nichtheimischer Ar-
ten in aquatische Ökosysteme sind inzwischen fast
die Hälfte dauerhaft in der freien Natur etabliert
(FAO, 1999e). Die Hauptursache für diese Einfüh-
rungen ist mit 38% die Aquakultur.Wie in der Land-
wirtschaft haben auch im aquatischen Bereich einge-
führte Arten einen erheblichen Anteil an der Pro-
duktion.Weltweit werden etwa 10% der durch Aqua-
kultur erzeugten Produktion mit eingeführten
Organismen erzielt.In Asien,wo die Aquakultur mit
heimischen Organismen ihren Ursprung nahm,ist ihr
Anteil gering,kann in anderen Kontinenten dagegen
sehr bedeutend sein.So stammt 97% der Produktion
von Krebsen in Europa,96% der Fischproduktion in
Südamerika und 85% in Ozeanien aus der Züchtung
eingeführter Organismen (FAO, 1999f; Kap. E 3.4).
Weltweit erfolgten 10% aller Einführungen im aqua-
tischen Bereich durch Regierungsprogramme. Die
Privatwirtschaft zeichnet in 6% der Fälle verantwort-
lich.Andere Einführer, Einzelpersonen und interna-
tionale Organisationen veranlaßten etwa 8% der
Einführungen. In den meisten Fällen jedoch (76%)
war ein Verursacher nicht mehr auszumachen (FAO,
1999g).Im Falle negativer Folgen,könnte also,selbst
wenn die jeweilige nationale Gesetzgebung dies er-
laubte, niemand für einen Schaden haftbar gemacht
werden. Eine Bewertung durch die FAO ergab, daß
Auswirkungen durch die Einführung gebietsfremder
Arten sowohl auf aquatische Ökosysteme als auch
auf sozioökonomischen Aspekte in 80% der Fälle
nicht beurteilt werden konnten. Die Einstufung der
bewertbaren Fälle zeigte hingegen, daß 407 Einfüh-
rungen positiv hinsichtlich ihrer sozioökonomischen
Effekte (z. B. Fischerträge) beurteilt wurden, jedoch
nur 94 als eindeutig negativ (FAO, 1999h). Für die
Auswirkungen auf die natürliche Umwelt war dieses
Verhältnis umgekehrt. 213 der Fälle hatten negative
ökologische Folgen. In 129 Fällen wurden die Aus-
wirkungen auf die Umwelt positiv beurteilt (FAO,
1999i). Diese Zahlen illustrieren das Dilemma zwi-
schen möglicherweise positiven wirtschaftlichen
Aspekten und oft negativen Folgen für die Umwelt
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E 3.6.2
Fallbeispiele 
Deutschland
In Deutschland wird die Zahl der Neozoen auf 740
Arten geschätzt, von denen 190 als dauerhaft eta-
bliert gelten.Deutliche taxonomische Schwerpunkte
finden sich dabei unter den Fischen, Weich- und
Krebstieren in limnischen Ökosystemen sowie bei
Säugetieren und Vögeln. Derzeit sind außerdem 35
eingeschleppte Pilzarten nachgewiesen.Die Inventa-
risierung des eingeführten Tier- und Pilzbestands
steht jedoch hinter dem der Pflanzen deutlich zu-
rück. Mindestens 417 gebietsfremde Pflanzenarten
sind dauerhaft eingebürgert und stellen mit etwa
12% einen signifikanten Anteil an der gesamten Ar-
tenzahl dar (WBGU, 1999a). Zahlreiche Neophyten
prägen gestörte Standorte, wie städtische und indu-
strielle Flächen sowie vom Menschen angelegte Äk-
ker und Auen.Zur Zeit werden 20–30 Neophyten als
problematisch eingestuft und bekämpft (z.B.Riesen-
bärenklau, Kanadische Goldrute). Es stellt sich den-
noch die Frage, inwieweit in jedem Falle eine Gene-
ralprävention oder Kontrolle gerechtfertigt ist (Ko-
warik, 1999). Hier besteht Forschungsbedarf, um
schädliche Auswirkungen von Neophyten auf die von
ihnen besiedelten Lebensgemeinschaften zu über-
prüfen. Die Prüfung muß sowohl den Nutzen als
auch die Umsetzung und Umweltverträglichkeit ge-
gebenenfalls eingeleiteter Maßnahmen umfassen
und Grundlage für das erforderliche Management
sein.
Inseln mit hohem Endemismus
Die Lebensgemeinschaften auf Inseln mit einem ho-
hen Anteil endemischer Arten reagieren besonders
empfindlich auf die Einführung nichtheimischer Ar-
ten. In Neuseeland sind seit 1840 über 80 Säugetier-
arten eingeschleppt worden. Dazu gehören Opos-
sum,Katze,Hermelin,Kaninchen und Rothirsch.Die
bisher taxonomisch erfaßten 2.700 einheimischen
Pflanzenarten repräsentieren neben den 20.000 ge-
bietsfremden Arten nur noch einen vergleichsweise
kleinen Teil der Flora. 200 der eingeführten Arten
verursachen schwere ökologische Schäden (Bossel-
mann,1999).
Auf Hawaii wird die als „Stille Invasion“ bezeich-
nete Einführung von Insekten, Schlangen, Unkräu-
tern und Schädlingen als die größte ökonomische
und ökologische Bedrohung angesehen (HEAR,
1998). Der Schaden durch mit diesen Organismen
eingeführte Krankheiten wird auf viele Mio. US-$
geschätzt. Das Aussterben endemischer Arten, die
Zerstörung heimischer Wälder und die Verbreitung
von Krankheiten werden als schwerwiegendste Fol-
Kasten E 3.6-1
Artenverschleppungen durch Schiffe
Durch Schiffsverkehr werden Arten über das Ballastwas-
ser, die Sedimentablagerungen in den Ballasttanks sowie
den Aufwuchs an der Schiffsaußenhaut verschleppt. Seit
Ende des letzten Jahrhunderts sind etwa 170 nichtheimi-
sche Arten in Nord- und Ostsee eingeführt worden (Gol-
lasch und Dammer,1996).
Eingeschleppte Schädlinge (Krankheitserreger, Parasi-
ten und toxische Algen) verringern die Erträge aus Aqua-
kultur und im Bereich der Sportfischerei.Algenblüten ver-
schlechtern die Gewässergüte und können sich negativ auf
den Tourismus und andere Nutzungsformen der betroffe-
nen Ökosysteme auswirken. Die Einschleppung von Auf-
wuchsorganismen kann überdies zu erhöhten Reinigungs-
kosten, z. B. von Kühlwasser- und Hafenanlagen sowie von
Schiffen führen.
Der wichtigste Vektor für den weltweiten Transfer mari-
ner Arten ist das Ballastwasser von Schiffen. Jährlich wer-
den weltweit schätzungsweise 10 Mrd. t Ballastwasser
transportiert, darin erreichen täglich 3.000–4.000 Arten ei-
nen neuen Standort. In einer ersten europäischen Be-
standsaufnahme an 211 Schiffen wurden im Untersu-
chungszeitraum 1992–1995 insgesamt 404 nichtheimische
Arten nachgewiesen. Das Spektrum reichte von mikrosko-
pischen Algen über Muscheln, Schnecken und Krebse bis
zu 15 cm langen Fischen im Ballastwasser (Gollasch et al.,
1995;Lenz et al.,1999).Jedes einzelne Schiff transportierte
in Ballastwasser, Aufwuchs der Schiffsaußenhaut und den
Sedimenten der Ballasttanks potentiell eine ausreichende
Anzahl von Organismen für die Etablierung einer neuen
Art in unseren Gewässern.
Eine Hochrechnung des in deutschen Häfen gelenzten
Ballastwassers auf außereuropäische Gewässerergab einen
Eintrag von etwa 2 Mio. m3 jährlich. Durchschnittlich wur-
de bei den Schiffsuntersuchungen etwa pro Liter Ballast-
wasser 1 Individuum gefunden. Daraus ergibt sich ein Or-
ganismeneintrag allein durch Ballastwasser von mehreren
Mio.Individuen Tag-1.
Um den Organismengehalt im Ballastwasser möglichst
gering zu halten,wurde eine chemische Behandlung vorge-
schlagen, etwa durch Chlorierung, die in einigen südameri-
kanischen Häfen wegen der Choleragefahr bereits gängige
Praxis ist. Neben dieser umweltbelastenden Methode wer-
den derzeit weitere Verfahren,wie etwa Filtration oder Er-
hitzung des Ballastwassers entwickelt. Da angenommen
wird,daß Hochseeplankton in Küstengewässern nicht über-
leben kann und Organismen küstennaher Meeresgebiete in
Hochseebereichen absterben, wird von der International
Maritime Organization (IMO) in London der komplette
Ballastwasserwechsel auf hoher See in der „Richtlinie zur
Minimierung der Einschleppung unerwünschter aquati-
scher Organismen und Krankheitserreger durch Schiffs-
ballastwasser“ empfohlen (IMO, 1998). Diese Maßnahme
kann bei weltweiter Anwendung erheblich zur Reduzie-
rung unbeabsichtigter Einführungen nichtheimischer Ar-
ten im aquatischen Ökosystem führen.Daher sollte die Im-
plementierung dieser Richtlinie auf globaler Ebene weiter
vorangetrieben werden.198 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
gen für die Ökosysteme genannt.Handel und Touris-
mus haben die Einführung gebietsfremder Organis-
men stark beschleunigt. Trotz erheblicher Anstren-
gungen erwarten die zuständigen Behörden wegen
der Lücken im gegenwärtigen Präventionssystem
und des fehlendes Problembewußtseins in der Öf-
fentlichkeit eine weitere Verschlechterung der Lage.
E 3.6.3 
Internationale Vereinbarungen
Auf internationaler Ebene gibt es heute 18 Abkom-
men, die das Problem der Bioinvasion behandeln
(Tab. E 3.6-1). Allerdings sind die Regelungen von
sehr unterschiedlicher Tragweite. Eine besonders
strikte,selbstvollziehende Regelung enthält das Um-
weltschutzprotokoll zum Antarktisvertrag (Madri-
der Protokoll),in dem kategorisch sämtliche Fremd-
arten mit Ausnahme einiger weniger Organismen,
die in einem Annex im einzelnen aufgeführt sind,
ausgeschlossen werden (Bright, 1998). Von globaler
Bedeutung für die Frage der Einschleppung gebiets-
fremder Arten sind vor allem folgende Abkommen:
1. Internationales Pflanzenschutzabkommen, IPPC:
1951 wurde die IPPC zum Schutz von Pflanzen
und pflanzlichen Produkten vor der Ausbreitung
und Einführung von Schädlingen, die sich infolge
des internationalen Handels ausbreiten und so zu
starken Ertragseinbußen führen, vereinbart. Die
Jahr Vereinbarung
1951 IPPC International Plant Protection Convention 
(Internationales Pflanzenschutzabkommen)
1958 Convention Concerning Fishing in the Waters of the Danube
(Übereinkommen betreffend das Fischen in der Donau)
1964 Agreed Measures for the Conservation of Antarctic Fauna and Flora
(Vereinbarte Maßnahmen zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt in der Antarktis)
1968 African Convention on the Conservation of Nature and Natural Resources
(Afrikanisches Übereinkommen über die Erhaltung der Natur und der natürlichen Ressourcen)
1976 Convention on the Conservation of Nature in the South Pacific
(Übereinkommen betreffend den Naturschutz im Südpazifik)
1979 Convention on the Conservation of European Wildlife and Natural Habitats
(Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen 
Lebensräume)
1979 CMS Convention on the Conservation of Migratory Species of Wild Animals 
(Übereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten)
1980 Convention on the Conservation of Antarctic Marine Living Resources
(Übereinkommen über die Erhaltung der lebenden Meeresschätze der Antarktis)
1982 UNCLOS United Nations Convention on the Law of the Sea
(Seerechtkonvention der Vereinten Nationen)
1982 Benelux Convention on Nature Conservation and Landscape Protection
(Benelux-Übereinkommen über die Erhaltung der Natur und den Schutz der Landschaft)
1985 [ASEAN Agreement on the Conservation of Nature and Natural Resources]
(Vereinbarung über die Erhaltung der Natur und der natürlichen Ressourcen)
1991 [Protocol of the Antarctic Treaty on Environmental Protection]
(Protokoll zum Antarktis-Vertrag über Umweltschutz)
1992 CBD Convention on Biological Diversity
(Biodiversitätskonvention)
1992 [Convention for the Conservation of the Biodiversity and the Protection of Wilderness Areas in Central 
America]
(Konvention über die Erhaltung der biologischen Vielfalt und den Schutz vorrangiger Waldgebiete 
Mittelamerikas)
1994 [Agreement on the Preparation of a Tripartite Environmental Programme for Lake Victoria]
(Abkommen über die Vorbereitung eines trilateralen Umweltprogramms für den Viktoriasee)
1994 Protocol for the Implementation of the Alpine Convention in the Field of Nature Protection and Landscape
(Konvention zum Schutz der Alpen)
1994 North American Agreement on Environmental Cooperation 
(Nordamerikanisches Abkommen über Umweltzusammenarbeit)
1995 [Agreement on the Conservation of African-Eurasian Migratory Waterbirds] 
(Abkommen zur Erhaltung der afrikanisch-eurasischen wandernden Wasservögel)
Tabelle E 3.6-1
Multilaterale Vereinbarungen,die auf nichtheimische Arten verweisen,nach Unterzeichnungsjahr geordnet.Vereinbarungen
über genetisch modifizierte Organismen und Krankheiten des Menschen sind nicht berücksichtigt.Vereinbarungen in eckigen
Klammern sind noch nicht in Kraft.
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Vertragsstaaten verpflichteten sich zu regelmäßi-
gen Inspektionen der wichtigen Exportgüter und
zu Maßnahmen für die Kontrolle und Ausrottung
der Erreger neuer Seuchen. Darüber hinaus wur-
den Nebenvereinbarungen für bestimmte Gebie-
te, Schädlinge oder Transportformen getroffen.
1997 wurde in einer Abänderung versucht, die
IPPC in Einklang mit den Bestimmungen des 1994
geschaffenen Agreement on the Application of Sa-
nitary and Phytosanitary Standards (SPS) der
Welthandelorganisation zu bringen: Maßnahmen,
die einer auftretenden Seuche entgegenwirken
sollen, dürfen nicht den Warenstrom einschrän-
ken.Auf der anderen Seite sieht das SPS handels-
beschränkende Maßnahmen unter gewissen Vor-
aussetzungen vor, soweit das Leben oder die Ge-
sundheit von Menschen,Tieren oder Pflanzen be-
troffen sein könnte.
2. Übereinkommen über die Erhaltung der europäi-
schen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer
natürlichen Lebensräume:Das 1979 in Bern unter-
zeichnete Übereinkommen, das entgegen seines
Namens nicht auf Europa beschränkt ist, sondern
auch anderen Staaten offensteht, dient dem welt-
weiten Schutz der wildlebenden Pflanzen und Tie-
re und ihrer natürlichen Lebensräume.Zu diesem
Zweck verpflichtet sich jede Vertragspartei (Art.
11 II lit. a) „die Wiederansiedelung einheimischer
Pflanzen- und Tierarten zu fördern,wenn dadurch
ein Beitrag zur Erhaltung der gefährdeten Art ge-
leistet würde, vorausgesetzt, daß zunächst auf der
Grundlage der Erfahrung der Vertragsparteien
untersucht wird, ob eine Wiederansiedelung er-
folgreich und vertretbar wäre“.
3. Seerechtskonvention, UNCLOS: 1982 wurde die
UNCLOS vereinbart, welche die Vertragsstaaten
zu allen notwendigen Maßnahmen zur Verhütung,
Verringerung und Überwachung der absichtlichen
und zufälligen Zuführung fremder oder neuer Ar-
ten auffordert (Art. 196 I). Dieser Passus schließt
gentechnisch veränderte Organismen mit ein.
Weiterhin wird die Entwicklung von Verfahren
zur Unterbindung von Einwanderungen und die
Erforschung von Kontrollmethoden gefordert.
Diese Konvention bietet die völkerrechtliche
Grundlage,marinen Invasionen wirkungsvoll ent-
gegen zu treten, z. B. für Regelungen im Bereich
des Ballastwassers (IMO-Richlinie, s. Kasten
E 3.6-1) oder der Aquakultur (OTA,1993).
4. Biodiversitätskonvention, CBD: Innerhalb der
CBD finden sich Vorschriften für eine effektive
Bekämpfung der Einwanderung nichtheimischer
Arten (Art. 8 lit. h; Kap. I 4). Darin verpflichten
sich die Vertragsstaaten „soweit möglich und so-
fern angebracht, die Einbringung gebietsfremder
Arten, welche Ökosysteme, Lebensräume oder
Arten gefährden, zu verhindern, und diese Arten
zu kontrollieren oder zu beseitigen“. Dazu wer-
den von den Vertragsstaaten Strategien entwik-
kelt. Einige Staaten überarbeiten ihre Quarantä-
nebestimmungen und -praktiken und haben Kon-
trollen eingeführt, die sowohl die gewollte als
auch die ungewollte Einführung nichtheimischer
Arten berücksichtigt. Ein Schwerpunkt wird auch
auf die Öffentlichkeitsarbeit zu diesem Thema ge-
setzt.
Innerhalb Europas sind folgende Regelungen von
Bedeutung: Die Konvention zum Schutz der Alpen,
sowie innerhalb der EU die Flora-, Fauna-, Habitat-
richtlinie, die Artenschutzrichtlinie und die Vogel-
schutzrichtlinie.
Auf der politischen Ebene folgten der Ratifizie-
rung der o.g.Abkommen 1996 internationale Konfe-
renzen, wie die Norway/UN Conference on Alien
Species in Trondheim und der OECD Workshop on
the Ecology of Introduced, Exotic Wildlife: Funda-
mental and Economic Aspects in Ammarnäs/Schwe-
den. Seit 1996 arbeitet das Scientific Committee on
Problems of the Environment (SCOPE) zusammen
mit UNEP, IUCN, UNESCO und dem International
Institute of Biological Control im Rahmen des Glo-
bal Invasive Species Program (GISP) an einer globa-
len Strategie für den Umgang mit nichtheimischen
Arten. Dieses Programm enthält neben einem Ak-
tionsplan auch klare grundsätzliche Absichtserklä-
rungen, welche die Dringlichkeit des Handelns un-
terstreichen (Mooney, 1996). Als Ergänzung dazu
sind weitere Richtlinien von der Invasive Species
Group der IUCN (ISSG) erarbeitet worden (Clout
und Lowe, 1996). Darüber hinaus wurde durch die
COP das Subsidiary Body on Scientific Technical and
Technological Advice (SBSTTA) beauftragt, Hand-
lungsempfehlungen zur Verhinderung der Auswir-
kungen von nichtheimischen Arten zu entwickeln.
Als Tagesordnungspunkt wurden bei dem 4.Treffen
der SBSTTA (SBSTTA-IV) im Juni 1999 die wichtig-
sten Maßnahmen für geographisch und evolutionär
isolierte Ökosysteme bestimmt und nach Bewertung
des GISP auch Vorschläge zur weiteren Entwicklung
dieses Programms gemacht (SBSTTA-IV,1999).Das
Sekretariat der CBD wird in Zukunft zu diesen
Punkten mit den oben genannten Organisationen,
die Empfehlungen für den Umgang mit nichtheimi-
schen Arten entwickelt haben, zusammenarbeiten.
Wichtige Elemente der erarbeiteten Empfehlungen
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E 3.6.4
Beispiele für nationale Gesetzgebungen
In Deutschland findet sich eine zentrale Vorschrift
über den Umgang mit nichtheimischen Arten im
Bundesnaturschutzgesetz (Art. 20 d II). Abschlie-
ßend ist diese Regelung jedoch nicht. Zum einen
liegt dies an der Aufteilung der Gesetzgebungskom-
petenz zwischen Bund und Ländern, zum anderen
finden sich die Regelungen innerhalb verschiedener
spezialgesetzlicher Vorschriften (Gentechnik, Tier-
schutz, Hochsee- und Küstenfischerei, Schiffahrt)
wieder (Ginzky, 1998). Darüber hinaus liegen in fol-
genden Bereichen unzureichende Regelungen vor
(Fisahn,1999):
• Die willkürliche und wissentliche Ausbringung
nichtheimischer Organismen ist zwar untersagt
bzw. genehmigungspflichtig, für die unwissentli-
che Einschleppung bestehen aber keinerlei Rege-
lungen.
• Für die Land- und Forstwirtschaft bestehen Aus-
nahmen in den Einschränkungen zum Ausbringen
gebietsfremder Organismen.
• In der deutschen Gesetzgebung existieren bisher
fast ausschließlich Regelungen für Tiere und
Pflanzen. Mikroorganismen werden hingegen
nicht ausdrücklich berücksichtigt.
In  Neuseeland werden unter dem Biosecurity Act
von 1993 und dem Hazardous Substances and New
Organisms Act von 1996 Umwelt, Gesundheit und
Sicherheit als Schutzgüter definiert. Einfuhr, Zucht
oder Aussetzung gebietsfremder Organismen sind
verboten und mit einem Genehmigungsvorbehalt
versehen. In den Begriff „Neue Organismen“ wer-
den Tiere,Pflanzen und Mikroorganismen,aber auch
Unterarten sowie gentechnisch veränderte Organis-
men einbezogen.Die Stärke des Gesetzes liegt in der
Kontrolle der beabsichtigten und unbeabsichtigten
Einführung neuer Organismen sowie in Instrumen-
ten zur Ausrottung und Kontrolle bereits etablierter,
unerwünschter Organismen.Trotz des beispielhaften
Charakters der bestehenden Gesetze wird ihre Um-
setzung durch die Zersplitterung der Verwaltungs-
kompetenzen auf eine Vielzahl von Ministerien und
den begrenzten Sachverstand einzelner Vollzugsor-
gane erschwert (Bosselmann, 1999; Fisahn und Win-
ter,1999).
In  Großbritannien wurde das Übereinkommen
über die Erhaltung der europäischen wildlebenden
Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräu-
me nach Unterzeichnung 1979 im Wildlife and Coun-
tryside Act von 1981 in nationales Recht umgesetzt.
Obwohl diese Gesetzgebung im europäischen und
internationalen Bereich als weitreichend angesehen
wird,gilt das Gesetz in der Praxis als wenig wirksam,
da eine unabhängige Körperschaft im Lizensierungs-
verfahren fehlt, die Öffentlichkeit immer noch ein
unterentwickeltes Problembewußtsein aufweist,
Strafmaße nicht festgelegt sind und nur selten die
Verursacher einer Einführung festgestellt werden
(Purdy und Macrory,1998).
E 3.6.5
Fazit für den Forschungs- und Handlungsbedarf
• Wissenschaftliche Datenbanken über Einschlep-
pungen schaffen. Eine allgemein zugängliche Da-
tenbank über gebietsfremde Arten muß durch Ko-
ordination des GISP geschaffen werden, die alle
Informationen darüber zentral bündelt.
• Verfahren zur Ausrottung unerwünschter Ein-
schleppungen entwickeln. Die Voraussetzung und
Möglichkeit für die umweltverträgliche Ausrot-
tung unerwünschter gebietsfremder Arten muß
geprüft werden. Zu diesen Arten können Infek-
tionskrankheiten sowie Pflanzen und Tiere mit
ausreichend langen Generationszyklen gehören.
• Prognosen über mögliche Auswirkungen von Ein-
schleppungen verbessern. Zukünftige Forschung
muß zeigen, inwieweit die erfolgreiche Etablie-
rung und Häufigkeit gebietsfremder Arten im
Herkunftsland und weitere zu identifizierende In-
dikatoren sich als generell tragfähig erweisen.Da-
bei müssen auch die Wechselwirkungen zwischen
eingeführten Arten untersucht werden. Anstren-
gungen müssen unternommen werden, um neue
Techniken (z. B. Fernerkundung und GIS) zum
Aufspüren von nichtheimischen Arten zu nutzen.
• Relevante Begriffe definieren in nationale Gesetz-
gebungen aufnehmen. Klare Definition und Ver-
einheitlichung der Begriffe im Zusammenhang
mit der Verschleppung von Arten auf globaler
Ebene im Rahmen der CBD durch die COP (mit
Hilfe von z. B. GISP, FAO, IMO, WHO) mit dem
Ziel der einheitlichen Verwendung dieser Defini-
tionen in nationalen Gesetzeswerken. Harmoni-
sierung der Bestimmungen im Zusammenhang
mit der Einführung gebietsfremder natürlicher
Arten und gentechnisch veränderter Arten, da
zahlreiche Probleme in beiden Fällen ähnlich ge-
lagert sind.
• Überprüfbarkeit der bestehenden Regelungen für
gewollte Einführungen verbessern. Bereits jetzt
unterliegt in vielen Ländern die beabsichtigte Ein-
führung gebietsfremder Organismen einer Ge-
nehmigungspflicht; Defizite herrschen in vielen
Ländern hinsichtlich der Überprüfbarkeit beste-
hender Regelungen und möglicher Sanktionen
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nichtheimischen Art sollte immer das Vorsorge-
prinzip zugrunde gelegt werden. Daher müssen
vor einer gewollten Einführung, wie in SBSTTA-
IV gefordert, Umweltverträglichkeitsprüfungen
durchgeführt werden. Diese Bestimmungen müs-
sen auch für Freisetzungen in der Land- und Forst-
wirtschaft gelten.
• Prävention und Management von unbeabsichtigten
Einschleppungen. Die Verantwortlichen für die
ungewollte Einfuhr gebietsfremder Arten müssen
bestimmt werden.Zum einen müssen die Verursa-
cher solcher „Unfälle“ haftbar gemacht werden,
zum anderen müssen internationale und nationale
Behörden für die Prävention und für das Manage-
ment im Notfall ausgewählt werden. Unbeabsich-
tigte Einschleppungen sollten durch Grenz- und
Saatgutkontrollen,logistische Maßnahmen (durch
die IPPC geregelt) wie verkürzte Standzeiten im
Containerverkehr (Simberloff et al.,1999),vor al-
lem aber durch Bewußtseinsbildung in der Bevöl-
kerung und wichtigen Zielgruppen (Touristen,Jä-
ger, Fischer,Aquarianer, Förster, Landwirte, Gar-
tenbesitzer) verhindert werden. Ein Frühwarnsy-
stem sollte für den Notfall entwickelt werden.
Bereits heute können Analysen von Einführun-
gen in verschiedenen Gebieten auf Gemeinsam-
keiten und Unterschiede (z.B.Williamson und Fit-
ter, 1996; Carlton, 1996) hinweisen und für die
Frühwarnung und Präventionsmaßnahmen einge-
setzt werden.
• Einbringung durch Schiffsverkehr:IMO-Richtlinie
weiter implementieren. Die Implementierung der
IMO-Richtlinie „zur Minimierung der Einschlep-
pung unerwünschter aquatischer Organismen und
Krankheitserreger durch Schiffsballastwasser“
sollte auf globaler Ebene weiter vorangetrieben
werden.
E 3.7
Tourismus als Instrument für die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der Biosphäre
E 3.7.1
Nachhaltiger Tourismus zum Schutz der Biosphäre
– eine begriffliche Eingrenzung
Das Ziel der Nachhaltigkeit ist nach Ansicht des Bei-
rats eine Herausforderung für alle Arten von Touris-
mus und sollte nicht auf Nischenmärkte wie den
Ökotourismus beschränkt werden. Daher stehen in
diesem Kapitel Strategieansätze zum Schutz der
Biosphäre für alle Tourismusformen im Zentrum.
Nachhaltiger Tourismus wird hier als ein übergeord-
netes Konzept aufgefaßt, das sich mit der Frage be-
schäftigt,wie die negativen ökologischen Wirkungen
des Tourismus (z. B. Massen- und Naturtourismus)
auf ein akzeptables Maß reduziert werden können.
Dabei ist dieses Konzept von den Grundsätzen der
Erklärung von Rio de Janeiro über Umwelt und Ent-
wicklung und den Empfehlungen der AGENDA 21 ge-
leitet. Der Beirat versteht in einer ersten Annähe-
rung unter nachhaltigem Tourismus eine Form des
Tourismus, die grundlegende ökologische, soziale,
kulturelle und ökonomische Leitplanken nicht über-
schreitet, also ressourcenschonend ausgerichtet und
lokal beschäftigungswirksam ist, kulturell angepaßt,
die sich durch lokale breitenwirksame Wohlfahrtsef-
fekte auszeichnet und zum Ausgleich wirtschaftlicher
Disparitäten beiträgt.
Zum Begriff „nachhaltiger Tourismus“ gibt es kei-
ne international einheitliches Konzept. So hat bei-
spielsweise der Europarat „nachhaltigen Tourismus“
definiert als eine Form touristischer Aktivität oder
Enwicklung,
– bei der die Umwelt respektiert wird,
– bei der die langfristige Erhaltung natürlicher und
kultureller Ressourcen gesichert ist und
– die sozial und wirtschaftlich verträglich und ge-
recht ist (Recommendation R(95)10).
Naturtourismus ist ein ebenfalls häufig verwendeter
Begriff. Darunter wird eine Form der Freizeitgestal-
tung verstanden, die sich speziell auf naturnahe Ge-
biete oder auf Schutzgebiete konzentriert, wie bei-
spielsweise Natur- und Tierbeobachtung (Safari), Fi-
schen und Jagen oder Wissenschaftstourismus. Der
Naturtourismus spielt als Teilbereich des allgemei-
nen Tourismus nur eine geringe Rolle bei der Degra-
dation der Biosphäre. Eine Sonderform des Natur-
tourismus ist der Ökotourismus: Unter Ökotouris-
mus werden „Formen des Naturtourismus verstan-
den, die in verantwortungsvoller Weise negative
Umweltauswirkungen und sozio-kulturelle Verände-
rungen zu minimieren suchen, zur Finanzierung von
Schutzgebieten beitragen und Einkommensmöglich-
keiten für die lokale Bevölkerung schaffen“ (BMZ,
1995b). Ausgangspunkt für die Entwicklung eines
hier nur angedachten und auf die Biosphäre konzen-
trierten globalen Tourismuskonzeptes könnte aus
der Sicht des Beirats die Zuweisung von regional un-
terschiedlichen touristischen Nutzungsintensitäten
sein. Dabei wäre zu unterscheiden zwischen (siehe
Kap.E 3.3.1 und E 3.9):
• Landschaftstyp  Schutz vor Nutzung: In dieser
Zone sind keine Eingriffe oder Veränderungen ei-
nes naturnahen Ökosystems erlaubt.
• Landschaftstyp  Schutz trotz Nutzung: In dieser
Zone ist der Massentourismus erlaubt, ja er-
wünscht. Die Inkaufnahme verdichteter und ein-
gegrenzter (Küsten)Tourismuslandschaften ver-
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Fläche.Die Unterbringung in „Bettenburgen“,die
Konzentration auf bestimmte Regionen (z. B. In-
seln,Täler) ist ökologisch sinnvoller als die indivi-
duelle Streuung der Touristenströme in die Natur-
landschaft. Ziel ist es, diese Form des Tourismus
möglichst nachhaltig zu gestalten.
• Landschaftstyp Schutz durch Nutzung: Für diese
Zone müssen regionalspezifische Konzepte des
Schutz- und Pufferzonenmanagements entwickelt
werden. Der Tourismus in diesen Gebieten bleibt
zahlenmäßig beschränkt und dient gleichzeitig
dem Schutz und die Erhaltung der Umwelt (Kap.
E 3.3.3).Viele kleine Inselstaaten praktizieren ei-
nen kontrollierten Tourismus:Auf den Seychellen
unterliegt die Ausbreitung touristischer Infra-
struktur einer strengen Kontrolle. Bermuda hat
die Zahl der Tagesbesucher von Kreuzfahrtschif-
fen beschränkt. In Vanuatu hat man die touristi-
sche Nutzung auf drei Inseln konzentriert.Andere
Länder verlangen bei Einreise eine Touristensteu-
er oder eine Besuchererlaubnis.
E 3.7.2
Aktuelle Entwicklungstendenzen des globalen
Tourismus
Der Tourismus zählt zu den weltweit am stärksten
wachsenden wirtschaftlichen Aktivitäten.1997 stellte
er rund 1/3 aller weltweiten Dienstleistungen. Nach
Angaben der Welt-Tourismus-Organisation (WTO)
wächst der Weltreiseverkehr jährlich um rund 4%
und verdoppelt sich etwa alle zwanzig Jahre. Die
Menschheit befindet sich im Zeitalter des Massen-
tourismus:1998 wurden über 625 Mio.internationale
Touristen gezählt.
Neben kulturhistorischen Sehenswürdigkeiten
steht in einer sich zunehmend urbanisierenden Welt
überwiegend die Natur im Zentrum des Tourismus
(daß es auch andere Ziele im Urlaub gibt, zeigt der
„Ballermann-II-Tourismus“). Da der Tourismus in
den meisten Fällen der Erholung dient, ist eine in-
takte und attraktive Natur grundlegend. Entspre-
chend konzentriert sich der Tourismus heute auf
– Küstengebiete und Inseln,
– Bergregionen,
– „Naturgebiete“ wie Wälder, Feuchtgebiete, Bin-
nengewässer, Steppen und Wüsten sowie arkti-
sche und Polargebiete.
Die Mehrzahl der Touristenströme bewegt sich in-
nerhalb der Industrieländer. Über 70% der interna-
tionalen Reisen finden in Europa (59%) und Norda-
merika (14%) statt. Allerdings steigt der Anteil der
Fernreisen in Entwicklungsländer. Die größten Zu-
wächse waren in Ostasien und dem pazifischen
Raum zu verzeichnen.1975 lag der Anteil dieser Re-
gion an den internationalen Reisen bei 3,9%, 1997
bei 14,7% (gemessen in Ankünften). Der Anteil an
den internationalen Touristenströmen liegt heute in
Afrika bei 3,8%, im Nahen Osten bei 2,4% und in
Südasien bei 0,8% (World Tourism Organization,
1997). Ohne Südamerika, für das keine gesonderte
Zahlen vorliegen,beläuft sich der Anteil der der Ent-
wicklungsländer an den internationalen Touristen-
strömen auf 21,6%.Insgesamt muß heute von einem
Anteil aller Entwicklungsländer an den internationa-
len Touristenströmen von etwa 25–30% ausgegangen
werden.
Die Schädigung der Biosphäre und sozio-
ökonomische Probleme
Die Biosphäre wird in vielfältiger Weise durch den
Tourismus geschädigt. Dabei ist der Beeinträchti-
gungsgrad nicht nur abhängig von der Intensität des
Eingriffs sondern auch von der Empfindlichkeit des
Standorts sowie den bestehenden Belastungen. Da-
bei wird die Biosphäre direkt,etwa durch tourismus-
bedingten Habitatverlust für seltene Pflanzen und
Tiere,und indirekt über die tourismusbedingte Schä-
digung weiterer Umweltmedien wie Klima, Wasser,
Boden oder die Ozonschicht beeinträchtigt.
Tourismus kann den Verlust der biologischen Viel-
falt beschleunigen, er kann zur Bodendegradation
und Bodenversiegelung beitragen und die Probleme
der Süßwasserversorgung (Sinken des Grundwasser-
spiegels und Salzwasserintrusion an Küsten) ver-
schärfen. Zudem können Entsorgungsprobleme für
Abfall und Abwässer entstehen. Ein bedeutsamer
Motor dieser Entwicklung ist der Flächenbedarf für
touristische Infrastruktur,der durch Hotel- und Feri-
enanlagen, Golfplätze, Sportanlagen und die Ver-
kehrserschließung (Flughäfen, Straßen, Seilbahnen,
Parkplätze usw.) entsteht. Besonders naturnahe Ak-
tivitäten wie Trekking, Skifahren, Tauchen, Safaris
oder selbst Wandern belasten Tiere und Pflanzen.
Die Störung eines Adlerhorstes durch einen einzigen
Menschen kann z. B. schon ausreichen, um dieses
Tier zu gefährden bzw. zu vertreiben (Kasten E 3.7-
1). In europäischen und nordamerikanischen Natio-
nalparks wurden daher Zonen mit saisonalem
Zugangsverbot für Besucher ausgewiesen. Hinzu
kommen die Umweltprobleme durch das weltweit
steigende Verkehrsaufkommen. Die Zahl der Ur-
laubsflüge steigt, sie machen bereits 40% des Flug-
verkehrsaufkommens aus (Stock,1998).
Die sozioökonomischen Probleme,die durch Tou-
rismus ausgelöst oder verschärft werden können,
sind vielfältig. Typisch sind z. B. Nutzungskonflikte
um knappe Ressourcen (Wasser,Boden),mangelnde
lokale Einkommenseffekte, Verdrängung der ange-
stammten Bevölkerung durch Bauprojekte,Verdrän-
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le Ausrichtung der regionalen Wirtschaft auf Touris-
mus mit steigender Krisenanfälligkeit und kulturbe-
dingte Konflikte.
Dieses vom Beirat als Massentourismus-Syndrom
bezeichnete Phänomen (WBGU,1996b) entsteht aus
der stetigen Zunahme des globalen Tourismus in den
letzten Jahrzehnten und hat in erheblichem Maß zu
Umweltdegradation und sozialen Konflikten in den
betroffenen Regionen beigetragen.
Tourismus als Entwicklungspotential
Tourismus kann die Biosphäre auch „inwertsetzen“
und – nachhaltig betrieben – schützen. Die Einkünf-
te aus dem internationalen Tourismus haben sich
zwischen 1971 und 1998 auf 445 Mrd.US-$ verzwan-
zigfacht.Nach den USA,Italien,Frankreich,Spanien
und Großbritannien nimmt Chinaim internationalen
Vergleich Platz sechs ein.Der Tourismus macht nach
Angaben des World Travel and Tourism Council über
10% des globalen Bruttosozialproduktes aus. Mit
über 650 Mrd. US-$ ist er die bedeutendste Steuer-
einnahmequelle. Daher setzen viele Entwicklungs-
länder auf den Tourismus als Motor der wirtschaftli-
chen Entwicklung. Der Tourismus ist häufig der
wichtigste Devisenbringer und leistet somit neben
Rohstoffexporten oder landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen einen Beitrag zur Schuldentilgung.Tourismus
weist vielfältige Verbindungen zu anderen Wirt-
schaftszweigen auf und kann zu Einkommens- und
Beschäftigungseffekten führen. Er ist durch seine
Dienstleistungsorientierung nur begrenzt „automati-
sierbar“ und daher einer der arbeitsplatzintensivsten
modernen Wirtschaftszweige. In der Tourismusbran-
che sind weltweit 255 Mio.Menschen beschäftigt.Al-
lerdings bleibt vielfach nur ein Teil der erwirtschafte-
ten Gewinne im Land, da der überwiegende Teil der
Tourismuswirtschaft in den westlichen Industrielän-
dern beheimatet ist.Damit bleiben die lokalen Wohl-
fahrtseffekte beschränkt. Zudem ist der Tourismus
stark abhängig von den konjunkturellen Schwankun-
gen in den Herkunftsländern der Touristen,der poli-
tischen Lage und der Sicherheitslage in den Ziellän-
dern sowie von Wetterextremen. Zudem kann durch
die zunehmende Austauschbarkeit der Urlaubsge-
biete die Nachfrage nach einem Reiseland von heute
auf morgen zusammenbrechen.
E 3.7.3
Politische Initiativen zur Förderung eines
nachhaltigen Tourismus
Auf der UN-Weltkonferenz für Umwelt und Ent-
wicklung 1992 (UNCED) spielte das Thema nach-
haltiger Tourismus lediglich eine marginale Rolle,
mit der Folge, daß dieser Aspekt in der AGENDA 21
nur beiläufig erwähnt wird. Dennoch wurden in den
letzten Jahren eine Reihe politischer Initiativen zur
Förderung eines nachhaltigen Tourismus auf den
Weg gebracht. Eine Zusammenschau der jüngeren
Entwicklungen macht deutlich,daß das Thema heute
Eingang in die internationale Debatte gefunden hat.
Insbesondere im Rahmen der Biodiversitätskonven-
tion wird über die Verankerung von globalen Touris-
musrichtlinien diskutiert (Kap.I 3).
Erklärungen,Verhaltenskodizes und
Aktionsprogramme
1995 fand in Lanzarote die Weltkonferenz über um-
weltverträglichen Tourismus statt, die von UNEP,
UNESCO, der spanischen Regierung und der Welt-
Tourismus-Organisation (WTO) veranstaltet wurde.
In der dort verabschiedeten Charta über nachhalti-
gen Tourismus werden 18 allgemeine Prinzipien an-
Kasten E 3.7-1
Brutvögel im Streß
Dauerhafter Streß führt bei Vögeln genau wie beim Men-
schen zu erhöhter Anfälligkeit für Krankheiten und Parasi-
ten, geringerem Bruterfolg und zu einer niedrigeren Le-
benserwartung.Im Wattenmeer werden die Vögel nicht nur
durch Menschen aus der Ruhe gebracht, auch Hunde oder
flatternde Drachen am Himmel sind eine wichtige Stö-
rungsursache. Die Folgen von Störungen zu bewerten ist
oftmals schwierig. Selbst Tiere derselben Art reagieren auf
Spaziergänger beispielsweise sehr unterschiedlich – sogar
ein und dasselbe Tier verhält sich nicht immer gleich.
Eine wichtige Meßgröße für den Erregungszustand der
Tiere ist die Herzschlagrate. Die Herzschlagrate von brü-
tenden Austernfischern erhöht sich, wenn Menschen, Au-
tos,Weidevieh oder Hunde in die Nähe kommen.Auch na-
türliche Störungen durch Greifvögel oder Graureiher ver-
setzen die Austernfischer in erhöhte Alarmbereitschaft.
Austernfischer sind auch lernfähig: Spaziergänger auf im-
mer gleichen Wegen lösen nur noch wenig Erregung aus.
Wandern sie jedoch in gleicher Entfernung abseits des We-
ges, dann fühlt sich ein Austernfischer direkt bedroht. Er
kann nicht mehr „vorhersehen“ in welcher Richtung der
Wanderer seinen Weg fortsetzt. Durchzügler, die nur kurz
an einem Ort verweilen, sind dagegen sehr viel stärker stö-
rungsempfindlich, weil sie nicht von einem solchen „Ge-
wöhnungseffekt“ profitieren können. Dies bedeutet, daß
einige Brutvögel in der Lage sind,sich an Störungen zu ge-
wöhnen, andere nicht. Daher sind allgemein gültige Stö-
rungsentfernungen kaum festlegbar.Es reicht vielfach nicht
aus,die Spaziergänger auf bestimmte Wege zu verpflichten.
Aufgrund der besonderen Störanfälligkeit der Durchzügler
ist daher ein konsequentes saisonales Wegeverbot in den
entsprechenden Brutgebieten des Wattenmeeres notwen-
dig (Landesamt für den Nationalpark Schleswig-Holsteini-
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geführt, u. a. die Mehrdimensionalität des Nachhal-
tigkeitsprinzips (ökologisch,sozial,ökonomisch,kul-
turell), die Erhaltung kulturellen Erbes, die Partizi-
pation der beteiligten Akteure, die besondere
Berücksichtigung lokaler Wirtschaftskreisläufe, eine
gerechte Vorteilsaufteilung,die Entwicklung alterna-
tiver Tourismusformen etwa durch die Internalisie-
rung der Kosten für die Umwelt sowie die Entwick-
lung von Verhaltenskodizes.Im gleichen Jahr hat das
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP)
erstmals weltweite Leitlinien für einen nachhaltigen
Tourismus (code of conduct for sustainable tourism)
vorgestellt.
Zwei Jahre später fand auf deutsche Initiative in
Berlin eine internationale Konferenz zum Thema
„Biologische Vielfalt und Tourismus“ statt,an der 24
Minister (auch aus besonders stark tourismusfre-
quentierten Entwicklungsländern) teilnahmen. Die
dabei verabschiedete „Berliner Erklärung“ geht von
der Erkenntnis aus, daß wesentliche Ziele globaler
Umwelt- und Entwicklungspolitik ohne eine nach-
haltige Entwicklung des Tourismus nicht erreicht
werden können (Steck et al.,1998).Die „Berliner Er-
klärung“ hat fünf inhaltliche Schwerpunkte:1.Nach-
haltiger Tourismus als Instrument für den Schutz und
die nachhaltige Nutzung von biologischer Vielfalt, 2.
Steuerungsbedarf in der Tourismusentwicklung, 3.
Besondere Berücksichtigung von Schutz- und Puf-
ferzonen, 4. Die Rolle des privaten Sektors und
Selbstverpflichtungen sowie 5. Die Bedeutung loka-
ler Gemeinschaften. Übergreifend wird in der „Ber-
liner Erklärung“ für abgestufte und regional ange-
paßte Nutzungskonzepte plädiert. So wird betont,
daß Natur und biologische Vielfalt eine wesentliche
Ressourcenbasis für den Tourismus darstellen, die
nicht übernutzt werden darf. In Gebieten, in denen
bereits ein starker Druck auf die Natur besteht, soll-
te eine zusätzliche Belastung beschränkt und, wo
nötig, vermieden werden. In Gebieten, in denen die
Tragfähigkeit durch Tourismus überschritten wurde,
soll diese wieder in eine nachhaltige Richtung ge-
bracht werden.Tourismus in Schutzgebieten sollte so
reglementiert werden, daß die Schutzziele eingehal-
ten werden können.
Mit Hilfe der völkerrechtlich unverbindlichen
Berliner Erklärung, die vor allem als Bezugsrahmen
für andere Tourismusinitiativen dient, sollen laufen-
de Prozesse innerhalb der Biodiversitätskonvention
(Aufnahme von Tourismusrichtlinien) und der Kom-
mission für Nachhaltige Entwicklung (CSD) weiter
vorangebracht werden. Etwa zeitgleich wurde die
CSD von der UN-Sondergeneralversammlung be-
auftragt, ein maßnahmenorientiertes internationales
Arbeitsprogramm zum Thema „nachhaltiger Touris-
mus“ vorzulegen, um die negativen Auswirkungen
des Tourismus zu minimieren und seinen positiven
Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung zu för-
dern. Auf der 7. CSD-Sitzung 1999, auf der die EU
eine Vorreiterrolle übernahm, wurde ein solches Ar-
beitsprogramm verabschiedet, das 2002 bewertet
werden soll.Die Regierungen wurden u.a.dazu auf-
gerufen, klein- und mitttelständische Tourismusun-
ternehmen unter Beachtung ihrer Beschäftigungs-
wirksamkeit zu fördern,die Potentiale des Tourismus
zur Armutsbekämpfung auszuschöpfen sowie im
Rahmen der CBD für besonders bedeutsame vulne-
rable Ökosysteme Richtlinien für einen nachhaltigen
Tourismus zu entwickeln. Bei der Diskussion einer
Definition von nachhaltigem Tourismus und von
Ökotourismus konnte allerdings keine Einigung er-
zielt werden.
Auch die Privatwirtschaft engagiert sich mittler-
weile für den nachhaltigen Tourismus. Die „Green
Globe“-Initiative des World Travel and Tourism
Council (WTTC),die 1994 ins Leben gerufen wurde,
ist ein Zusammenschluß von Tourismusunterneh-
men, die sich dem Nachhaltigkeitsprinzip verpflich-
tet haben. Mit Selbstverpflichtungen sollen grundle-
gende Standards zum Schutz der natürlichen Um-
welt eingehalten werden. Ein „Green Globe“-Logo
signalisiert dem Verbraucher,daß sich sein Reisever-
anstalter zur Einhaltung dieser Umweltstandards
verpflichtet hat (WTTC, 1995). Jährlich wird über-
prüft, ob diese „Green Globe“-Richtlinien auch ein-
gehalten werden. Herausragenden Positivbeispielen
wird der „Green Globe“-Preis verliehen.
Ebenso sind die Vereinten Nationen im Touris-
musbereich aktiv. Die Welttourismusorganisation,
eine Unterorganisation des UN-Entwicklungspro-
gramms (UNDP),fördert weltweit Tourismusprojek-
te. Unter anderem wirkte sie an der Entwicklung ei-
nes Tourismusmasterplans für Ghana (1996) und an
einem Aktionsplan für nachhaltigen Tourismus in
Usbekistan (1997) mit. Kurzzeitprojekte waren bei-
spielsweise Pilotprojekte zum Ökotourismus im
Kongo,zur Hotelklassifizierung in Ekuador,die Ent-
wicklung einer neuen Tourismusgesetzgebung in Ni-
karagua,zum Reservatmanagement auf den Maledi-
ven, zum Schutz historischer Stätten auf den Philip-
pinen oder zur Vermarktung von Reservaten in Chi-
na. Zusätzlich hat die WTO eine Reihe von
Handbüchern für die Tourismusindustrie und Touris-
musplaner entwickelt wie etwa:
– Nachhaltiger Tourismus – Handbuch für Planer,
– Was Tourismusmanager wissen müssen: Indikato-
ren für nachhaltigen Tourismus,
– Anreize für ein besseres Küstenzonenmanage-
ment:Das Beispiel der „blauen Flagge“,
–A GENDA21 für die Reise- und Tourismusindustrie,
– Bi- und multilaterale Quellen für die Finanzierung
touristischer Entwicklung,205 Tourismus als Instrument für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Biosphäre E 3.7
– Richtlinien für die Entwicklung von National-
parks.
Über diese konkreten Umsetzungsaktivitäten hinaus
dokumentiert die WTO alle Entwicklungen im welt-
weiten Tourismus durch statistische Analysen.
Schließlich ist auch die Europäische Union in der
Tourismusförderung aktiv. In der EU-Kommission
gibt es eine eigene Tourismusabteilung. Im EU-Tou-
rismusprogramm wurden seit 1990 knapp 18 Mio.
ECU vorwiegend in AKP-Staaten ausgegeben
(Steck et al.,1998).Das vielfach kritisierte Programm
(Ineffektivität und geringe Bedeutung des Umwelt-
schutzes) befindet sich derzeit in einer Umstruktu-
rierung, die eine stärkere Betonung von Nachhaltig-
keitsaspekten bewirken soll.
Übereinkommen
Nach geltendem internationalen Recht ist nachhalti-
ger Tourismus nicht gezielt und umfassend geregelt.
Nur in wenigen Fällen gibt es indirekte und regional
begrenzte Abkommen (BfN,1997b).Ein Beispiel für
eine solch regional begrenzte Regelung ist das
„Übereinkommen zum Schutz der Alpen“ (im fol-
genden „Alpenkonvention“),das die Alpenanrainer-
staaten zum Schutz der alpinen Umwelt abgeschlos-
sen haben und das 1995 in Kraft trat. Unter den in-
zwischen sieben ausgehandelten Protokollen befin-
det sich auch ein Tourismusprotokoll. Das Ziel des
Protokolls ist es, durch einen umweltverträglichen
Tourismus zur nachhaltigen Entwicklung des Alpen-
raumes beizutragen.Dieses Protokoll ist bemerkens-
wert, weil es das erste völkerrechtsverbindliche In-
strument für einen nachhaltigen Tourismus darstellt
und die möglichen Regelungsbedarfe aufzeigt, wenn
auch nur auf die Alpen bezogen (BfN, 1997b).Aller-
dings gibt es bis heute kein Beispiel dafür, daß über
solche Regelungen die nichtnachhaltige Ausbreitung
der Tourismusindustrie verhindert werden konnte
(Kasten E 3.7-2). Im Gegenteil, nach einer vorüber-
gehenden „Pause“ in den 80er Jahren, in denen es
eine Welle von Schutzgebietsausweisungen gab,
steigt in den Alpen seit Beginn der 90er Jahre die
Neubautätigkeit und Flächenumwandlung wieder
an. Z. B. haben für die Olympischen Spiele von Al-
bertville 1992 einige Gemeinden ihre Bettenzahl ver-
zehnfacht.Insgesamt stieg die Zahl der französischen
Winterskiorte von 120 Ende der 70er Jahre auf heu-
te etwa 280.
1998 ist in Deutschland die Erweiterungsverord-
nung zum Umweltauditgesetz in Kraft getreten. So-
mit steht das Umweltauditsystem für viele Dienstlei-
ster offen. Reiseveranstalter, Reisebüros, Hotellerie
oder Tourismuskommunen können ihr Umweltenga-
gement nun auszeichnen lassen und das gefragte EG-
Umweltmanagement-Emblem erhalten. Da bereits
einige Umweltgutachter ihre Akkreditierung für die
neu aufgenommenen Branchen erhalten haben, ist
nun der endgültige Startschuß u. a. auch für Touris-
muskommunen gefallen.Allerdings befindet sich im
Bereich der kommunalen öffentlichen Verwaltung
nicht das gesamte Gemeindegebiet, sondern die ein-
zelnen Liegenschaften entsprechend des Standortbe-
griffs der EG-Öko-Audit-Verordnung.
Ein übergreifendes internationales rechtliches In-
strument für einen nachhaltigen Tourismus soll im
Rahmen der Biodiversitätskonvention (CBD) auf
den Weg gebracht werden. Allerdings konnten sich
die Vertragsstaaten auf der 4. Vertragsstaatenkonfe-
renz der CBD 1998 nicht darauf einigen, in einen in-
ternationalen Informations- und Erfahrungsaus-
tausch über Fragen von Tourismus und Biodiversität
einzutreten (Steck et al., 1998). Das Thema nachhal-
tiger Tourismus bleibt jedoch auf der Agenda in der
internationalen Umwelt- und Entwicklungspolitik.
Auf der Grundlage bisher existierender „weicher“
Verpflichtungen wie dem Verhaltenskodex für nach-
haltigen Tourismus des Umweltprogramms der Ver-
einten Nationen und der Verabschiedung eines maß-
nahmenorientierten internationalen Aktionspro-
grammes im Rahmen der 7. Sitzung der UN-Kom-
mission für Nachhaltige Entwicklung (CSD-7) im
Jahre 1999 wird eine rechtsverbindlichere Regelung
angestrebt.Dazu sind Zusatzregelungen im Rahmen
bestehender Vertragswerke denkbar. Das Thema
„Nachhaltiger Tourismus und Biodiversität“ soll auf
der 5.COP der CBD im Jahr 2000 behandelt werden.
Angestrebt wird ein Mandat zur Erarbeitung von
Tourismusrichtlinien. Diese Richtlinien sollen lang-
fristig die Aushandlung eines Zusatzabkommens
(Protokoll) zur CBD ermöglichen. Das Bundesamt
für Naturschutz hat für ein solches „Tourismusproto-
koll“ bereits einen Entwurf vorgelegt (BfN,1997b).
E 3.7.4 
Empfehlungen
Richtlinien eines nachhaltigen Tourismus:
Übergreifende Regelung prüfen
Die Initiative für eine Zusatzregelung zur Veranke-
rung von Tourismusrichtlinien innerhalb der CBD ist
nach Ansicht des Beirats ein Schritt in die richtige
Richtung,da ein „Tourismusprotokoll“ international
derzeit nicht durchsetzbar scheint. Der flexiblere,
weil unverbindlichere Richtlinienansatz ist eher als
ein Protokoll geeignet, die erforderlichen Anreizsy-
steme für einen nachhaltigen Tourismus zu aktivie-
ren,weil für die Akteure mehr Spielraum und Raum
zur dynamischen Anpassung an aktuelle Entwicklun-
gen besteht.Allerdings ist dieser Prozeß zu sehr auf
biologische Vielfalt ausgerichtet, obwohl auch die
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Flugverkehrs) und die Desertifikationskonvention
(Konzentration des Tourismus in ariden und semiari-
den Gebieten) betroffen sind.Eine Aushandlung von
Richtlinien oder Protokollen für alle „Rio-Konven-
tionen“ erscheint jedoch nicht praktikabel. Daher
empfiehlt der Beirat zu prüfen, inwieweit der im
Rahmen der CBD angestoßene Prozeß ein Element
einer zukünftigen übergreifenden internationalen
Regelung für einen nachhaltigen Tourismus darstel-
len könnte.
Ökotourismus und
Entwicklungszusammenarbeit
Der Beirat begrüßt, daß in der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) wieder erste Schritte zur
Förderung eines nachhaltigen Tourismus unternom-
men werden, nachdem sie sich in den 80er Jahren
weitgehend aus diesem Bereich zurückgezogen hat-
te.Tourismus ist kein Arbeitsschwerpunkt in der EZ.
Im Rahmen der EZ sollten nach Ansicht des Beirats
die sich bietenden Steuerungsmöglichkeiten genutzt
werden, um den wachsenden globalen Tourismus
zum Schutz der Biosphäre in eine nachhaltige Rich-
tung zu lenken. Handlungsfelder im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit sind die Förderung
günstiger Rahmenbedingungen im Rahmen der Poli-
tikberatung, Schutzgebiets- und Pufferzonenmana-
gement, ländlicher Regionalentwicklung, Aus- und
Fortbildung, Privatwirtschaftliche Kooperation so-
wie Finanzierungshilfen.
Kasten E 3.7-2
Obergurgl: Warum eines der weltweit ersten
Projekte zum Ökosystemmanagement
scheiterte
Eines der ersten Projekte im Rahmen des österreichischen
MAB-Programms (Kap.I 3.3.2) war das Projekt „Obergur-
gl“ im oberen Ötztal,das bereits in den Jahren des Interna-
tionalen Biologischen Programms begann und 1971 offiziell
als MAB-Projekt ins Leben gerufen wurde (Price, 1995).
Dieses Projekt hatte zum Ziel,in einem integrierten und in-
terdisziplinären Ansatz die ökologischen und sozioökono-
mischen Folgen der Veränderung eines vormals landwirt-
schaftlich geprägten Alpendorfes zu einem Touristenzen-
trum zu erforschen und gemeinsam mit der Bevölkerung
eine nachhaltige Zukunft der Region zu gestalten (Moser
und Moser, 1986). Insbesondere sollten die Auswirkungen
des Tourismus auf die Vegetation, die Böden und die Wei-
denutzung untersucht werden. Eine andere zentrale Fra-
gestellung war die Wahrnehmung von „Umweltqualität“
durch Einheimische und Touristen.Als übergeordetes Ziel
sollte die Landnutzung durch Tourismus so gestaltet wer-
den,daß überlieferte Landnutzungsformen und die biologi-
sche Vielfalt erhalten blieben, während ein nachhaltiger
ökonomischer Aufschwung unterstützt wurde.Die Analyse
zeigte zwei ökonomische Alternativen für diese Region:
Massentourismus mit hohen Umsätzen, großer Arbeitsbe-
schaffung, aber großen Risiken für die Umwelt (hoher Ge-
winn bei voraussehbaren nachteiligen Folgen für die Um-
welt) oder exklusiver, teurer Individualtourismus auf der
Basis einer Arbeits- und Einkommensteilung zwischen
Landwirten und Hoteliers mit voraussagbarer Nachhaltig-
keit für die Umwelt. Gesteuert durch ein umfassendes so-
zioökonomisches Modell sollten z. B.die Ausgleichszahlun-
gen zwischen den Hotelbesitzern und den Landwirten, die
die herkömmliche Almlandschaft erhielten, geregelt wer-
den. Selbst Details wie die Wartezeiten an Skiliften, die ei-
nerseits eine zügige Abwicklung und andererseits die Mög-
lichkeit zur Kommunikation zwischen den Wartenden bie-
ten sollten,wurden in dem Modell berücksichtigt.
Das Projekt begann mit Euphorie und einer bis ins De-
tail geplanten Rollen- und Einkommensverteilung unter
den Einheimischen. Die Hotelbesitzer sahen zunehmende
Einkommen, die Landwirte eine nachhaltige Unterstüt-
zung ihrer ansonsten wenig ertragreichen Tätigkeit. Trotz
des euphorischen Starts wurde das Projekt aber bereits
1979 vorzeitig abgebrochen.Vordergründig lag dies an der
Einstellung der Förderung durch das österreichische MAB-
Kommitee. Ursache waren aber interne Auseinanderset-
zungen zwischen Hoteliers, Landwirten und Umweltschüt-
zern. Dabei ging es um die Lawinenverbauung auf der öst-
lichen Hangseite am Südrand des Dorfes, wo die Besitzer
großer Hotels Erweiterungen planten,die sonst lawinenge-
fährdet gewesen wären. Die Lawinenverbauung war aber
nur ein Vorwand, um die Almenregion oberhalb des lawi-
nengefährdeten Hanges mit einer Straße zu erschließen
und dort eine weitere Liftanlage in einer Region zu errich-
ten, die in dem Landnutzungsmodell dem Schutz der hei-
mischen Flora und Fauna vorbehalten war. Zusätzlich kam
es zwischen den Hotelbesitzern und den Landwirten zu
Auseinandersetzungen um angemessene Ausgleichszahlun-
gen an die Landwirte, die die Alpenlandschaft für den ex-
klusiven Tourismus gestalten sollten.Die Hoteliers wollten
immer größere Hotels,waren aber immer weniger dazu be-
reit, die Leistungen der Landwirte zu honorieren und auf
die Umwelt Rücksicht zu nehmen. Die Entscheidung, den
Hang am oberen Dorfrand gegen Lawinen zu sichern, die
Straße auf die obere Alm zu bauen und einen weiteren Ski-
lift im Naturreservat zu errichten, führte zur Aberkennung
des MAB-Status. Der Initiator des MAB-Projektes wan-
derte (aus Verbitterung über das Scheitern „seines“ Projek-
tes) nach Kanada aus,übernahm eine Professur an der Uni-
versity of Alberta in Edmonton, und betreibt heute als
Emeritus eine Farm in den kanadischen Rocky Mountains.
Trotz des offensichtlichen Scheiterns eines ursprünglich
mit viel Engagement und mit Konsensus aller beteiligten
Gruppen begonnen Vorhabens konnte das Projekt Ober-
gurgl eine Reihe wichtiger Ergebnisse vorweisen: Es war
eine Pionierleistung,ein integriertes und umfassendes öko-
logisches und sozioökonomisches Modell zu formulieren.
Dies war nur möglich durch einen engen Kontakt zwischen
Wissenschaftlern, Einheimischen und Entscheidungsträ-
gern (Price,1995).Viele der in dem umfangreichen Endbe-
richt (Patzelt, 1987) festgehaltenen Ergebnisse flossen spä-
ter in die Konzeption des Schweizer und des deutschen
MAB-Programms ein. Es bleibt aber die wichtigste Erfah-
rung, daß letztendlich das Gewinnstreben einzelner eine
nachhaltige Planung zunichte machen kann, sofern die in-
terne Regulation außer Kraft gesetzt wird, denn die Lawi-
nen-Verbauung wurde letztlich von außen genehmigt und
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Die EZ konzentriert sich vor allem auf den Natur-
tourismus, da in Schutz- und Pufferzonen die Kon-
flikte zwischen Schutz der Biosphäre und dem tägli-
chen Überleben der Menschen am schärfsten ausge-
prägt sind. Ziel ist es, den Naturtourismus in Ent-
wicklungsländern nachhaltig auszurichten, d. h. am
Konzept des Ökotourismus. Ökotourismus ist ein
wichtiges Instrument des Naturschutzes. Die Ar-
beitsgruppe Ökotourismus hat hierfür eine Reihe
von Förderkriterien vorgeschlagen. Demnach sollen
Ökotourismusprojekte im Rahmen der EZ nur dann
gefördert werden, wenn damit die Lebensbedingun-
gen der lokalen Bevölkerung verbessert werden, In-
novationspotentiale entstehen, die zur Lösung von
regionalen oder sektoralen Problemen genutzt wer-
den können, Verteilungsmechanismen vorhanden
sind oder entwickelt werden, die der lokalen Bevöl-
kerung einen möglichst großen Anteil an den Erträ-
gen sichern und sichergestellt werden kann, daß die
touristische Entwicklung von „verantwortlichen“
Veranstaltern getragen wird und die Umwelt- und
Sozialverträglichkeit des Tourismus überprüft wer-
den kann (BMZ,1995b).
In der Entwicklungszusammenarbeit ist mehr En-
gagement in der Förderung von Ökotourismuspro-
jekten erstrebenswert. Tourismusförderung sollte
nach Ansicht des Beirats als Entwicklungschance
und eine Möglichkeit des Biosphärenschutzes einge-
setzt werden.Auch die bi- und multilateralen Geber-
organisationen (z. B.Weltbank, IWF) sollten auf die
Prinzipien eines nachhaltigen Tourismus verpflichtet
werden. Regierungen sollten dabei unterstützt wer-
den,Masterpläne für den Tourismussektor aufzustel-
len, an denen sich die Akteure orientieren können.
Dabei ist die aktive Einbindung der Bevölkerung vor
Ort eine wesentliche Erfolgsbedingung.
Institutionelle Vielfalt nutzen
Massentourismus läßt sich nur sehr schwer beschrän-
ken oder gar kontingentieren, vielmehr geht es dar-
um,Möglichkeiten zur Förderung eines nachhaltigen
Tourismus zu entwickeln, also den Massentourismus
zum Schutz der Biosphäre in nachhaltige Bahnen zu
lenken bzw. auf ein erträgliches Maß zu reduzieren.
Hinzu kommt, daß Tourismus ein Wirtschaftszweig
ist,der besonders stark den Regeln eines globalisier-
ten und zunehmend dynamischen Marktes unterwor-
fen ist – mit entsprechenden Konsequenzen für die
einzusetzenden Instrumente.Ausgangspunkt bei der
Entwicklung von Managementoptionen für einen
biosphärenverträglichen Tourismus sollte die Orien-
tierung am Subsidiaritätsprinzip sein.
Begrüßt wird, daß die Europäische Union das
Tourismusprogramm der EU-Kommission derzeit
auf eine stärkere Integration von Nachhaltigkeits-
aspekten hin überarbeitet. Da Europa zu den am
stärksten vom Tourismus frequentierten Regionen
zählt, ist hier der Handlungsbedarf besonders hoch.
Ein erster Schritt in die richtige Richtung ist die
„Blaue Flagge“-Kampagne der Foundation for Envi-
ronmental Education, mit der in Europa saubere
Strände gekennzeichnet werden und die jetzt auch
mit Unterstützung von UNEP und der Welt-Touris-
mus-Organisation globale Verbreitung finden soll.
Allerdings sollten sich derartige Kampagnen v.a.auf
die Vermeidung von Strandverschmutzung konzen-
trieren, weniger auf die Beseitigung von Müll mit
Traktor und Rechen, bei der die Biologie des Stran-
des zerstört wird. Der Beweis für die Umweltwirk-
samkeit der Blauen Flagge steht allerdings noch aus.
Auch private Aktivitäten, wie die „Green Globe
Initiative“ des World Tourism and Travel Council,
sind wesentlich für die Entwicklung eines nachhalti-
gen Tourismus. Daher empfiehlt der Beirat der Bun-
desregierung, den beobachtbaren Trend zur Selbst-
verpflichtung von Tourismusunternehmen durch
Kennzeichnung der Produkte oder Gütesiegel zu un-
terstützen. Dazu zählt auch die Hilfe bei der Ein-
führung von Umweltmanagementsystemen, etwa
durch Ökoaudits, life cycle assessment und Ausbil-
dung der Angestellten. Ein wichtiges Dokument
stellt in diesem Kontext die 1997 verabschiedete
„Umwelterklärung“ der Spitzenverbände und -orga-
nisationen des deutschen Tourismus dar. Die Unter-
stützung der Tourismusbranche bei der Erarbeitung
eines in Deutschland einheitlichen touristischen Um-
weltgütesiegels wird einen nächsten Arbeitsschwer-
punkt darstellen.
Indikatoren:Vergleichbarkeit verbessern
Derzeit existieren noch keine global einheitlichen
Definitionen zur Erhebung und Beobachtung touri-
stischer Entwicklungen. Um diese weltweit erfassen
und vergleichen zu können, sollten die entsprechen-
den Festlegungen der UN Statistikkommission von
1993 übernommen bzw. mit bestehenden Regelwer-
ken vereinheitlicht werden.Dabei sollte auch die Bi-
lanzierung tourismusinduzierter externer Umwelt-
kosten in den nationalen Tourismusstatistiken ent-
halten sein. Die Welt-Tourismus-Organisation der
Vereinten Nationen sollte in ihrer Rolle (Fortschrei-
bung und Aktualisierung der Richtlinien, statisti-
schen Erhebungen und Monitoring sowie globales
Berichtswesen) gestärkt werden. Dabei sollten auch
die internationalen Naturschutz-NROs (IUCN,
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E 3.7.5
Tragfähigkeitsgrenzen für Tourismus untersuchen
Ein hoher Wissensbedarf besteht zu regionalen Trag-
fähigkeitsgrenzen für Tourismus,insbesondere in be-
zug auf die Ausweisung von Zonen unterschiedlicher
Nutzungsintensität. Es sollte daher untersucht wer-
den, ob sich für einzelne Naturlandschaften Tragfä-
higkeitsgrenzen anhand von „Störungsraten“ für Tie-
re oder Pflanzen ermitteln lassen (Kasten E 3.7-1).
E 3.8
Die Rolle nachhaltiger Stadtentwicklung für den
Biosphärenschutz 
Siedlungen und insbesondere urbane Agglomeratio-
nen werden durch den Menschen besonders intensiv
genutzt. Unter dem Aspekt einer am Schutz der
Biosphäre ausgerichteten nachhaltigen Landnutzung
sind sie dem Landschaftsnutzungstyp „Schutz trotz
Nutzung“ zuzuordnen (Kap.E 3.4).Der Zusammen-
hang zwischen Städten und der Biosphäre zeigt sich
in ihrer wechselseitigen Bedeutung:Die Qualität der
Biosphäre hat eine wichtige Funktion für die Stadt,
gleichzeitig übernehmen Städte auch Funktionen für
die Erhaltung der Biosphäre. Den größten Einfluß
auf die Biosphäre haben die Städte durch ihren ho-
hen Ressourcenverbrauch und Schadstoffausstoß,
weshalb sie zugleich ein wichtiger Ansatzpunkt für
die Biosphärenpolitik sind.
E 3.8.1 Schlüsselrolle von Städten für eine
nachhaltige Entwicklung
Im Hinblick auf eine nachhaltige globale Entwick-
lung spielen Städte eine Schlüsselrolle. In den Städ-
ten werden 60% des globalen BSP erzeugt und ent-
sprechend Ressourcen verbraucht.In absoluten Zah-
len ergibt sich z. B. für eine europäische Stadt von
1 Mio. Einwohnern ein durchschnittlicher Tagesver-
brauch von 320.000 t Wasser,11.500 t fossilen Brenn-
stoffen und 2.000 t Nahrungsmitteln. Im Gegenzug
werden täglich 1.600t Abfall,300.000t Abwasser und
1.500 t Luftschadstoffe produziert (Forum Um-
welt und Entwicklung, 1996). An- und Abtransport
von Ressourcen und Abfallprodukten bringen zu-
sätzliche Belastungen mit sich, wodurch es zu einer
Externalisierung städtischer Umweltprobleme
kommt,die die Biosphäre schädigen.
Zusätzlich werden Städte hinsichtlich der sozialen
Dimension nachhaltiger Entwicklung immer wichti-
ger.Während 1995 weltweit noch 45% der Menschen
in Städten lebten, werden es 2025 voraussichtlich
61% sein (WRI,1996).Gleichzeitig nehmen die städ-
tische Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit, Krimina-
lität, soziale Disparitäten und Umweltbelastungen
zu.Daher müssen sich vor allem hier Konzepte einer
nachhaltigen Entwicklung bewähren. Ansätze für
eine Biosphärenpolitikmüssen deshalb auch auf eine
nachhaltige Stadtentwicklung abzielen. Dies umfaßt
nicht nur die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der
Biosphäre innerhalb der Stadt, sondern auch eine
langfristige Veränderung städtischer Handlungswei-
sen und Lebensstile. Hierzu ist es zunächst notwen-
dig,die Besonderheiten des Ökosystems Stadt zu be-
schreiben, insbesondere hinsichtlich der Unterschie-
de zu nichtstädtischen bzw. biologisch geprägten
Ökosystemen (Tab.E 1.2-1).
E 3.8.2 Besonderheiten städtischer Ökosysteme
Zwischen den Systemelementen eines Ökosystems
bestehen kausale und funktionale Wechselbeziehun-
gen (Kap.E 1.1),welche die Prozesse innerhalb eines
Ökosystems bestimmen und es gleichzeitig gegen-
über anderen Ökosystemen abgrenzen („funktiona-
les Ökosystem“). Ökosysteme lassen sich jedoch
auch anhand eines natürlich umgrenzten,zusammen-
hängenden Raums, z. B. eines Sees oder Walds, von-
einander abgrenzen („räumliches Ökosystem“).
Eine Stadt ist aufgrund der starken Fragmentierung
kein funktionales Ökosystem, sondern entspricht als
Ökosystemkomplex und aufgrund seiner Abgren-
zung dem Charakter eines räumlichen Ökosystems
(Trepl, 1994).Auch wenn Städte nicht als eigenstän-
dige funktionale Ökosysteme betrachtet werden
können, lassen sie sich doch unter ökologischen Fra-
gestellungen untersuchen,zusammenfassend charak-
terisieren und von nichtstädtischen Ökosystemen ab-
grenzen (Tab. E 3.8-1). Eine scharfe Trennung läßt
sich jedoch nicht vornehmen, da menschliche Sied-
lungen von unterschiedlicher Dichte und Nutzungs-
intensität sind und in den Randbereichen Über-
gangsformen und Überschneidungsbereiche zwi-
schen den Ökosystemtypen bestehen.
E 3.8.3 Bedeutung einer hohen
Biosphärenqualität für die Stadt
Folgende Funktionen einer hohen Biosphärenqua-
lität lassen sich für die Stadt anführen:
• Stadtklimatische Funktion: Grünflächen nehmen
überschüssige Niederschläge auf und tragen durch
Verdunstung zur Kühlung bei. Sie sorgen durch
die Produktion von Sauerstoff,die Aufnahme von
CO2 und das Ausfällen von Staub und Schadstof-
fen für eine Verbesserung der Luftqualität
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• Funktion der Erhaltung städtischer Natur: Eine
hohe Diversität, z. B. beim Baumbestand, beugt
dem Verlust der Bestände bei Krankheitsbefall
vor.Auf diese Weise bleiben die ökologischen und
klimatischen Funktionen städtischer Natur erhal-
ten (Reduron,1996).
• Ästhetische und psychosoziale Funktion: Städti-
sche Grünbereiche dienen zur Erholung und tra-
gen zum Erleben biologischer Vielfalt bei (Geb-
hard, 1993). Aufgrund der zunehmenden städti-
schen Bevölkerung ist die Biosphäre in urbanen
Räumen für einen Großteil und in Zukunft die
Mehrheit der Menschen die einzige Möglichkeit
für das Erleben von Natur im täglichen Leben
(Folch,1996).
• Pädagogische Funktion: Städtische Biodiversität
bildet ein geeignetes Anschauungsmaterial für
Umweltbildung (Reduron,1996).
E 3.8.4
Funktion von Städten für die Erhaltung der
Biosphäre
Aufgrund der Zersiedlung von Landschaften und der
Emission von Schadstoffen gehen von Städten
hauptsächlich negative Wirkungen auf die Biosphäre
aus (Kap. C). Andererseits tragen Städte aber auch
zur Erhaltung der Biosphäre und ihrer Vielfalt bei:
Tabelle E 3.8-1
Unterschiede zwischen nichtstädtischen und städtischen Ökosystemen bezüglich der Biosphäre.
Quellen:WBGU,1999a;Trepl,1994;Rebele,1994
Nichtstädtisches Ökosystem Städtisches Ökosystem
Systembegrenzung • funktional begrenzt durch die jeweils • räumlich begrenzt,z.B.Stadtgrenze,
schwächsten intrasystemaren Siedlungsgrenze
Beziehungen
• aber auch räumlich begrenzt 
(Waldrand,Seeufer)
Stoff- und Energieflüsse • Energiezufuhr hauptsächlich • Import von fossilen Brennstoffen,
durch die Sonne anorganischen und organischen Ressourcen
• geschlossene Stoffkreisläufe  • hoher Stoffumsatz und Erzeugung großer
Mengen an Abfallstoffen und Emissionen
• Export von Abfallstoffen und Emissionen 
und Eintrag in die Umweltmedien
Integrationsgrad • kausal und funktional • Lebewesen im Raum nicht 
(Systemzusammenhänge • stark integriertes Ökosystem notwendigerweise durch kausale und
untereinander,wobei ein • entspricht funktionalem Ökosystem funktionale Beziehungen verbunden
System in den Aktionsbereich • im Extremfall völlig desintegriertes
eines anderen funktional Ökosystem denkbar
eingegliedert ist)  • Systemelemente unterhalten keine
„ökologischen“ Beziehungen
• entspricht räumlichem Ökosystem
Sukzession • Sukzessionen der Biozönose • Sukzessionen urbaner Biozönosen
(Abfolge verschiedener hauptsächlich intern verursacht haben historischen Charakter und unterlie-
Entwicklungsstadien,Aufeinander- bzw.gesteuert gen anthropogenen Einflüssen
folge von Pflanzengesellschaften • Sukzession deterministisch,d.h. • Sukzession nicht deterministisch,
in bestimmten Ökosystemen im gerichtet,wiederholbar und zu einem unwiederholbar,nicht prognostizierbar,
Verlauf einer Zeitspanne) bestimmten Grad prognostizierbar höchstens auf Basis sozialwissenschaftlicher 
• Schlußgesellschaft häufig vorhersagbar Untersuchungen
• Schlußgesellschaft nicht vorhersagbar
Invasion • im allgemeinen relativ • besonders hohe Anzahl nichtheimischer 
(Eindringen von Lebewesen in resistent gegenüber dem Arten aufgrund guter Ausbreitungs- 
Lebensräume,die von ihnen sonst Eindringen fremder Arten und Einbürgerungsbedingungen
nicht bewohnt werden) • Anzahl der Arten ist in der Regel
auf eine bestimmte Menge begrenzt
Stabilität und Gleichgewicht • unter natürlichen Bedingungen • Gleichgewichtszustände in
und über einen längeren Zeitraum städtischen Lebensgemeinschaften
(Jahrzehnte oder Jahrhunderte)  so gut wie ausgeschlossen,da
Einstellung eines das System mit hoher Wahrscheinlichkeit
dynamischen Gleichgewichts wieder gestört wird,bevor der Gleichge-
wichtszustand erreicht ist
Biodiversität • Artenreichtum „normal“ • hohe Vielfalt an Standorten,
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• Städte sind aufgrund der hohen Bevölkerungs-
konzentration und ihrer zentralen Funktionen in
der Regel die entscheidenden Foren umweltrele-
vanter Meinungs- und Bewußtseinsbildung. Aus
den Städten heraus werden z.B.wissenschaftliche
Erkenntnisse horizontal in periphere Räume,aber
auch vertikal z. B. durch NRO in den politischen
Bereich „exportiert“ (Reduron,1996).
• Zudem wird in den Städten durch die Heteroge-
nität von Nutzungsformen und Lebensstilen die
Bildung einer hohen „Soziodiversität“ ermög-
licht,welche in Form von Nischen Erprobungsräu-
me für unkonventionelle und nicht selten nach-
haltige Lebensstile und deren Etablierung bereit-
stellt (Feindt,1997).
• Städte tragen durch zoologische und botanische
Gärten direkt zur Erhaltung der Biosphäre bei
(LNU,1997).
E 3.8.5
Systemzusammenhänge zwischen Biosphäre, Stadt
und globaler Entwicklung
Zwischen Biosphäre, Stadt und globaler Entwick-
lung bestehen grundlegende Systemzusammenhänge
(Kap. C). Ausgangspunkt der biosphärenzentrierten
Systemanalyse ist die Beschreibung der bedeutsa-
men globalen Entwicklungstrends.Viele dieser bios-
phärischen Trends (Konversion, Fragmentierung,
Schädigung und stoffliche Überlastung von Ökosy-
stemen) treten auch in urbanen Systemen auf.Darü-
ber hinaus prägen z. B. der Ausbau der Verkehrswe-
ge oder die zunehmende Globalisierung der Märkte
das Verhältnis zwischen Stadt und Biosphäre. Ein
wichtiger Trend ist die Zunahme nichtheimischer Ar-
ten in den Städten, der durch gute Einwanderungs-
bedingungen und geringe Resistenz gegenüber dem
Eindringen fremder Arten sowie durch vorteilhafte
Ausbreitungsbedingungen hin zu den urbanen Le-
bensgemeinschaften gefördert wird.
Entscheidend für die „Einbürgerungsbedingun-
gen“ sind die natürlichen und gesellschaftlichen
Standortfaktoren zusammen.Die natürlichen Stand-
ortfaktoren (im Sinn der durch die Lebewesen nicht
modifizierten abiotischen Umweltfaktoren) der mei-
sten Gebiete der Erde würden eine größere Arten-
zahl zulassen,als dies der Fall ist (Trepl,1994).Stadt-
bewohner fördern die Zunahme nichtheimischer Ar-
ten durch direkte Einfuhr und hohe Nachfrage. In
Vancouver kam es z. B. durch die Zuwanderung von
Chinesen zu einer völligen Umgestaltung der Gär-
ten; in der Umgebung Torontos gewinnt die Ziegen-
wirtschaft an Bedeutung, weil die Nachfrage nach
entsprechenden Produkten durch Einwanderer aus
der Karibik steigt (Keil, 1998). Ausbreitungsbarrie-
ren, wie geographische Hindernisse, fehlende Habi-
tatelemente oder konkurrierende Ansprüche unter
den Arten verhindern in natürlichen Ökosystemen
eine „Artenexplosion“. In städtischen Siedlungen
fallen jedoch nicht nur die geographischen Ausbrei-
tungsbarrieren zunehmend weg, auch die Konkur-
renz zwischen den Arten ist weniger bedeutsam.Hin-
zu kommt, daß die große Anzahl und Vielfalt von
Nutz- und Zierpflanzen immer neue Lebensbedin-
gungen für an sie angepaßte Tierarten schafft.
Bewertung der Artenzunahme in Städten 
Zur Bewertung der Artenzunahme in Städten fehlen
gute Informationen, trotz steigender Zahl von Bio-
topkartierungen in Deutschland (Schulte,1997).Ins-
besondere der zunehmende Wegfall geographischer
Barrieren (Rebele, 1994) spricht dafür, daß es
zukünftig zu einem weiteren Anstieg der Artenzahl
in Städten kommen wird (Trepl, 1994). Allerdings
sagt die Artenzahl nichts über den „Erfolg“ der zu-
gewanderten Arten aus. So liegt z. B. der Anteil der
eingebürgerten Arten an den vom Menschen einge-
führten Pflanzen in naturnaher Vegetation unter 2%
(Lohmeyer und Sukopp,1992),in den Städten ist die-
ser Anteil allerdings deutlich höher (Kowarik,1991).
Andererseits sind Städte aufgrund der häufig dyna-
mischen Stadtentwicklung durch ein lokales Ausster-
ben von Arten charakterisiert (Rebele, 1991). Präzi-
se Angaben können über diese widersprüchlichen
Trends allerdings nicht gemacht werden, weil über
die Dauer des Einwanderungsprozesses, soweit die
anthropogene Überwindung der Ausbreitungsbar-
rieren betroffen ist,nur spekuliert werden kann.
• Es ist nicht bekannt, ob die Einschleppung nicht-
heimischer Arten in urbane Räume bereits seinen
Höhepunkt erreicht hat. Einerseits wird festge-
stellt, daß der Gipfel des Zustroms bereits im vo-
rigen Jahrhundert überschritten wurde (Jäger,
1988).Andererseits wird die Auffassung vertreten,
daß Invasionen aufgrund der besser ausgebauten
Transportsysteme und aufgrund des Klimawan-
dels zunehmen werden (di Castri,1990).
• Die Folgen von Störungen in städtischen Ökosy-
stemen werden unterschiedlich eingeschätzt. Gri-
me (1979) geht davon aus, daß urbane Lebensge-
meinschaften starken Störungen unterliegen und
dies generell das Eindringen nichtheimischer Ar-
ten begünstigt.Newsome und Noble (1986) stellen
dagegen fest, daß die meisten Invasoren hochgra-
dig spezialisiert seien und mit Störungen nicht zu-
recht kämen.
• Es herrscht auch Unklarheit darüber, ob eine
hohe Artenvielfalt grundsätzlich die Resistenz ge-
gen Invasion erhöht (Brown, 1989) oder senkt
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• Das Verhältnis von Artenzunahme zu Artenaus-
rottung ist regional unterschiedlich. Zwar über-
steigt in mitteleuropäischen Städten die Zunahme
der Artenzahl durch Invasionen die Abnahme
durch Ausrottung deutlich, jedoch ist dieses Ver-
hältnis nicht zwangsläufig auf andere Regionen
übertragbar.
Einen Anhaltspunkt bilden zumindest Untersuchun-
gen zur Anzahl von Farnen und Blütenpflanzen in
mitteleuropäischen Städten. Demnach korreliert die
Anzahl der vorkommenden Arten mit der Einwoh-
nerzahl und -dichte. Während in Klein- und Mittel-
städten 530–560 Arten gefunden werden, steigt die
Zahl in Städten mit über 1 Mio. Einwohnern bis auf
1.300 Arten (Sukopp,1998).
Bezug zu den Syndromen des Globalen
Wandels
Die Disposition urbaner Ökosysteme hinsichtlich
der Invasion von Arten läßt sich an verschiedenen
Syndromen des Globalen Wandels (Kap. G) veran-
schaulichen (WBGU, 1996b, 1998a). Zwei der vom
Beirat identifizierten 16 Syndrome beziehen sich auf
Umweltdegradationen infolge unterschiedlicher For-
men der Verstädterung (Tab.E 3.8-2).
1. Das Favela-Syndrom, das vom Beirat bereits ein-
gehend dargestellt wurde (WBGU, 1998a), be-
schreibt den Prozeß der ungeplanten, informellen
und dadurch umweltgefährdenden Urbanisie-
rung.Es ist durch Verelendungserscheinungen wie
die Bildung von Slums gekennzeichnet.
2. Das  Suburbia-Syndrom (WBGU, 1996b) be-
schreibt den Prozeß der Ausweitung von Städten
mit Umweltauswirkungen großer Reichweite.
Durch die Bildung städtischer Agglomerationen
entstehen neue Raumstrukturen mit entsprechen-
dem Anpassungsbedarf.
Insbesondere die Siedlungsausdehnung an den
Stadträndern führt bei beiden Syndromen zu einer
Verringerung des ökologischen Potentials im Stadt-
umland. Die Ursachen sind jedoch sehr unterschied-
lich.Während beim Suburbia-Syndrom ein ökonomi-
scher Nutzungsdruck besteht, geht es beim Favela-
Syndrom um die Überlebenssicherung der von Ar-
mut betroffenen Menschen. In den innerstädtischen
Bereichen läßt sich dieser Nutzungsdruck durch ord-
nungsrechtliche Maßnahmen noch einigermaßen
von den Freiflächen fernhalten.Aufgrund des oft nur
geringen Organisationsgrads von Planungs-, Kon-
troll- und Vollzugsinstanzen läßt sich die Inbesitz-
nahme von Freiflächen an den Stadträndern jedoch
kaum verhindern. Die ökologischen Belange treten
gegenüber der Existenzsicherung in den Hinter-
grund.
Die von den Städten der Industrieländer ausge-
hende Entwicklung führt häufig zu einer Land-
schaftsschädigung durch die Expansion von Stadt-
und Infrastrukturen. Im Hinblick auf die Biosphäre
sind die Umwidmung des natürlichen Lebensraums
in Nutzfläche sowie eine Zunahme der Bodenbela-
stung durch verkehrsbedingte Stoffeinträge wesent-
lich.Zunehmende Agglomerationsnachteile,wie z.B.
hohe Bodenpreise oder starke Verkehrsbelastung
und der Wunsch nach naturnahem Wohnen haben
eine Zersiedlung des städtischen Umlands zur Folge.
Der damit verbundene Ausbau der Infrastruktur zer-
schneidet Erholungsgebiete und natürliche Lebens-
räume.Durch diese Umwidmung des natürlichen Le-
bensraums (allein in Deutschland etwa 90 ha Tag-1)
kommt es zu einem starken Verlust an biologischer
Vielfalt.So ist z.B.davon auszugehen,daß durch die
Umwidmung agrarischer Nutzfläche in Großbritan-
nien etwa 30% der Tier- und Pflanzenarten auf Dau-
er verloren gegangen sind (WBGU,1994).
Während beim Suburbia-Syndrom die räumliche
Expansion maßgeblich ist, bewirken im Favela-Syn-
drom Ausmaß und Geschwindigkeit des armutbe-
dingten Zustroms von Menschen in bestehende Sied-
lungsstrukturen eine Schädigung der Biosphäre. Bei
beiden Entwicklungsmustern sind Verluste an biolo-
gischer Vielfalt und unterschiedliche Bedingungen
für die Invasion fremder Arten festzustellen.
E 3.8.6
Leitbilder und Konzepte einer nachhaltigen
Stadtentwicklung
Zur Umkehr der beschriebenen Trends in der Stadt-
entwicklung wurden in den letzten Jahren neue Leit-
Tabelle E 3.8-2
Entwicklungstrends des
Favela- und des Suburbia-
Syndroms.
Quellen:WBGU,1994,
1996b,1998a
Favela-Syndrom Suburbia-Syndrom
Bevölkerungswachstum,Landflucht, Anspruchssteigerung,Individualisierung,
Abfallakkumulation,Kontamination, sektoraler Strukturwandel,Wirtschafts-
Versiegelung,Zusammenbruch der wachstum,Zersiedlung,Fragmentierung von 
traditionellen Landwirtschaft, Ökosystemen,Konversion von naturnahen
Reduktion kultureller Vielfalt,soziale  Ökosystemen,Versieglung,Entstehung
und ökonomische Marginalisierung, neuer Wirtschaftsräume,Deregulierung,
Troposphärenverschmutzung, wachsendes Verkehrsaufkommen,Ausbau 
Süßwasserverknappung,Eutrophierung, der Verkehrswege
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bilder entworfen, die im deutschen Sprachraum z. B.
als „ökologischer Stadtumbau“, „Stadt der kurzen
Wege“ oder „Ökologie der Zeit“ Verbreitung gefun-
den haben.In der AGENDA 21 wird für eine nachhal-
tige Entwicklung neben der Einbeziehung der Um-
welt ausdrücklich auch die Beachtung wirtschaftli-
cher und gesellschaftlicher Entwicklung gefordert.In
Kapitel 28 wird die Bedeutung der Städte für eine
nachhaltige Entwicklunghervorgehoben.Verbunden
damit ist ein Aufruf an die Kommunen, gemeinsam
mit allen gesellschaftlichen Gruppen eine LOKALE
AGENDA 21 zu entwerfen (UNCED, 1992). Dieses
Vorgehen unterscheidet sich von herkömmlichen
Planungsverfahren durch die Einbeziehung aller re-
levanten gesellschaftlichen Gruppen.
Ein weiteres wichtiges Prinzip der Nachhaltigkeit
wird in der Charta von Aalborg formuliert.Demnach
dürfen Städte ihre ökologischen, ökonomischen und
sozialen Probleme weder zeitlich noch räumlich ex-
portieren.Vielmehr sollen diese zunächst auf der lo-
kalen Ebene zu lösen versucht werden. Erst wenn
sich dies als unmöglich herausstellt, sollten zeitliche
oder räumliche Ausgleichsmöglichkeiten gesucht
werden (ESCTC, 1994; Kuhn und Zimmermann,
1996).
1996 fand in Istanbul die Weltsiedlungskonferenz
HABITAT II statt (WBGU,1999a).Die Schwierigkeit,
den 1992 in der AGENDA 21 verankerten Begriff der
nachhaltigen Entwicklung als Grundprinzip für die
Entwicklung menschlicher Siedlungen zu verankern,
konnte durch die Kompromißformel „Nachhaltige
Entwicklung gleich wirtschaftliche Entwicklung, so-
zialer Ausgleich und ökologische Verträglichkeit“
überwunden werden (BMBau, 1997). Dahinter steht
das Anliegen der Entwicklungsländer, ihr Recht auf
nachholende Entwicklung wahrzunehmen. Auf na-
tionaler und kommunaler Ebene hat der HABITAT-II-
Prozeß einige Wirkung entfaltet, was insbesondere
auf die umfassende Einbeziehung von Kommunen,
Wissenschaft, Wirtschaft und NRO zurückzuführen
ist (Sibum, 1997). In Deutschland wurde ein Natio-
nalbericht zur Konferenz HABITAT II erstellt (BM-
Bau, 1996) und ein nationaler Aktionsplan, der sich
am Globalen Aktionsplan von HABITAT II orientiert
(ARL, 1996). Die von den Regierungen unterzeich-
nete Absichtserklärung für eine nachhaltige Stadt-
entwicklung besitzt zwar keine Rechtsverbindlich-
keit,läßt sich aber politisch einfordern.
Auf der 2000 in Berlin stattfindenden Weltkonfe-
renz URBAN 21 zur Zukunft der Städte soll anknüp-
fend an die Ergebnisse von Rio de Janeiro und Istan-
bul auf konkrete Lösungsmöglichkeiten hingearbei-
tet werden.Im Mittelpunkt werden die Probleme des
Wachstums von Megastädten in den Entwicklungs-
ländern und nichtnachhaltige Stadtentwicklung in
den Industrieländern stehen.Zur Konferenz wird der
„Weltbericht zur Zukunft der Städte“ von der Welt-
kommission URBAN 21 vorgelegt.Die Konferenz soll
abschließend eine Erklärung verabschieden, welche
die Eckpunkte einer zukünftigen weltweiten Städte-
politik umreißen und wegweisend für die Stadtent-
wicklung im 21.Jahrhundert sein soll (BBR,1999).
Handlungsempfehlungen zur Förderung
einer nachhaltigen Stadtentwicklung
Stadtplanerisch stehen in bezug auf den Schutz der
Biosphäre ökologische Belange im Vordergrund –
ohne die Integration sozialer und ökologischer Be-
lange werden die positiven Effekte einer rein ökolo-
gischen Stadtplanung jedoch marginal bleiben. Von
grundsätzlicher Bedeutung für den Schutz der städti-
schen Biosphäre ist zunächst eine ausreichende Be-
wertungsgrundlage. Um eine gerechte Abwägung
der Schutz- und Nutzungserfordernisse der Biosphä-
re zu gewährleisten, ist eine umfassende Bestands-
aufnahme und Bewertung vorhandener Biotope not-
wendig. Dieser Anforderung wird in Deutschland
durch die flächendeckende Biotopkartierung Rech-
nung getragen, welche mittlerweile über 200 Kartie-
rungen, insbesondere in Klein- und Mittelstädten,
umfaßt (Schulte et al., 1993). Die Übertragbarkeit
der hier entwickelten Methodik auf andere Länder
wird seit 1990 in der internationalen Zusammenar-
beit mit Brasilien erprobt und hat bereits zu ersten
Ergebnissen geführt (Schulte et al.,1994).
Für eine am Schutz der Biosphäre orientierte nach-
haltige Stadtentwicklung ergeben sich darüber hin-
aus folgende Ansatzpunkte für die Stadtplanung
(Becker,1992;Loske,1996;Birzer et al.,1997):
• Schaffung von Ver- und Entsorgungsstrukturen
(Energie und Abfall), die eine effiziente Nutzung
eingesetzter Ressourcen und die Einführung von
Stoffkreisläufen (Kap.E 3.2) ermöglichen.
• Verhinderung von Landschaftszersiedlung in
städtischen Randzonen. Eine Nachverdichtung
sollte jedoch nicht zu Lasten innerstädtischer
Freiflächen geschehen. Die Bodenversieglung
sollte vermindert und ökologisches Bauen geför-
dert werden.
• Erstellung von Konzepten für innerstädtische
Freiflächen, um den Anteil von Freiflächen zu er-
höhen und z. B. als Biotopverbünde miteinander
zu vernetzen (Fachdienst Natur und Umwelt der
Stadt Neumünster, 1999). Ziel sollte es sein, die
biologische Vielfalt und ihre Funktionen in der
Stadt zu sichern. Besondere Bedeutung kommt
hier den Brachen,Baulücken und Grünflächen zu.
Gerade bei Brachflächen besteht in der Regel ein
besonderer Nutzungsdruck für eine ökonomische
Verwertung, die häufig bereits in der Flächennut-
zungsplanung vorgesehen ist und im Konflikt mit
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• Aufzeigen von Möglichkeiten zur Reduzierung
des motorisierten Individualverkehrs und Einsatz
der ökologisch günstigsten Verkehrsmittel (durch
individuelle Anreize). Flächenverbrauch und
Emissionen durch den Straßenverkehr sollten da-
bei verringert werden.
• Förderung kleinerer Strukturen, um Verkehrs-
ströme zu vermindern und lokale Identifikations-
möglichkeiten zu ermöglichen.
• Förderung der Zusammenarbeit mit dem Um-
land.Abkehr von einer einseitig auf Investitionen
und Flächenausweitung orientierten Stadtpla-
nung.
• Einbeziehung sozialer Aspekte in eine ökologisch
ausgerichtete Stadtplanung. Dazu gehört neben
einer auf neuen Dialogformen, Argumentations-
stilen und Verfahren beruhenden Partizipation
der Bürger am Planungs- und Entscheidungspro-
zeß sowie einer Förderung nachhaltiger Lebens-
stile die Beseitigung sozialer Ungleichheiten,wel-
che oft einen Hinderungsgrund für die Umsetzung
ökologischer Ziele darstellen (Dangschat,1997).
Biosphärenorientiertes Leitbild
zukünftiger Stadtentwicklung
Eine sich am Biosphärenschutz orientierende Stadt-
entwicklung muß eine ausgewogene siedlungsstruk-
turelle Entwicklung verfolgen. Das in den letzten
Jahren häufig propagierte Leitbild der kompakten
Stadt führt aufgrund der verstärkten Innenverdich-
tung durch „Freiflächenrecycling“ und Bebauung
von Brach- und Freiflächen neben der zunehmenden
sozialen Belastung zu einer Beeinträchtigung der
biologischen Vielfalt. Ausgehend von den vorange-
gangenen Überlegungen empfiehlt der Beirat das
Leitbild einer polyzentrischen Stadtentwicklung,
welches das Konzept der dezentralen Konzentration
widerspiegelt (BMBau, 1993; Spiekermann, 1999):
Innerhalb des Stadtgebiets konzentriert sich die Ent-
wicklung auf Siedlungsschwerpunkte, d. h. die City
und die Nebenzentren, in denen eine verdichtete
Nutzungsmischung besteht. Neue Siedlungsbereiche
werden unter Maßgabe einer hohen Funktionsmi-
schung geplant und sind mit dem öffentlichen Perso-
nennahverkehr gut erreichbar. Zwischen den Sied-
lungsbereichen lockern zusammenhängende Grün-
bereiche die Bebauung auf.Während die Siedlungs-
schwerpunkte durch einen leistungsfähigen,
schienengebundenen öffentlichen Personennahver-
kehr verbunden sind,werden die Wege innerhalb der
städtischen Zentren zu Fuß oder mit dem Fahrrad
zurückgelegt. Die Grünbereiche zwischen den Sied-
lungsflächen sind ausreichend groß und untereinan-
der sowie mit dem Umland vernetzt. Groß genug
bedeutet, daß sie einerseits der Bevölkerung als Er-
holungsbereich dienen sowie stadtklimatische Funk-
tionen erfüllen können, andererseits Rückzugsmög-
lichkeiten für stadttypische Arten bilden. Zudem
führt die Vernetzung der Grünzonen mit dem
Außenbereich zu einer Verminderung der Barriere-
wirkung städtischer Agglomerationen.
Das Leitbild der polyzentrischen Stadt zielt auf
den Schutz von Freiflächen im Außen- und im Innen-
bereich ab. Obwohl dieses Leitbild eine geringere
ökonomische Effizienz als die kompakte Stadt auf-
weist, ist der soziale und ökologische Zugewinn un-
gleich höher zu bewerten.Auf diese Weise lassen sich
die Funktion der Biosphäre für die Stadt einerseits
und die Funktion der Städte für die Erhaltung der
Biosphäre andererseits am ehesten integrieren.
E 3.8.7
Internationale Forschungsprogramme zur
Stadtökologie
Ein Überblick über die Urbanisierungsforschung ist
dem Jahresgutachten 1996 des Beirats zu entnehmen
(WBGU,1996b).Im folgenden werden diejenigen in-
ternationalen Forschungsprogramme vorgestellt,
welche die Stadtökologie mit Schwerpunkt Biodiver-
sität zum Gegenstand haben.
Innerhalb des MAB-Programms der UNESCO
haben die Teilprogramme 11 (Ökologische Aspekte
von Stadtsystemen) und 13 (Wahrnehmung von Um-
weltqualität) einen stadtökologischen Bezug. Unter-
suchungen im Rahmen des Teilprogramms 11 (ab
1972) konzentrierten sich zunächst auf die Bereiche
Energie und Wasser in der Stadt. Später verlagerte
sich der Forschungsschwerpunkt insbesondere in Eu-
ropa auf die Pflege und Entwicklung städtischer
Freiräume.
Innerhalb der International Association for Eco-
logy (INTECOL) besteht eine Arbeitsgruppe
„Stadtökologie“,die auf dem 1.Internationalen Kon-
greß für Ökologie 1974 in Den Haag gegründet wur-
de. Ein eher in Nordamerika bekanntes Forschungs-
projekt ist das Urban Forestry Project der Interna-
tional Union of Forestry Organizations (IUFRO),
welches die Untersuchung und Entwicklung von
Stadtwäldern zum Gegenstand hatte. Neuere Pro-
gramme und Projekte sind von der OECD (The Eco-
logical City,ab 1994) und der EU (Sustainable Cities
and Towns Campaign mit der Charta von Aalborg,ab
1994) initiiert worden und widmen sich verstärkt
dem Aspekt der Nachhaltigkeit (z.B.auch das Urban
Sustainability Indicators Projekt des International
Institute for the Urban Environment,1993–1995).
Zahlreiche angewandte Forschungsprojekte der Ver-
einten Nationen (UNCHS),verschiedener Institutio-
nen und NRO fördern die Übertragung „guter Bei-
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wicklung.So sind weltweit eine Reihe von Datenban-
ken mit Internetzugriff eingerichtet worden, aus de-
nen sich zu den verschiedensten Themen nachhalti-
ger Stadtentwicklung praxiserprobte, übertragbare
Beispiele finden lassen (DIFU, 1997; UNCHS, 1998,
1999).Auf der HABITAT-II-Konferenz wurde z.B.der
erneuerte Freiburger Stadtteil Vauban unter den
„guten Beispielprojekten“ vorgestellt und ausge-
zeichnet. Der Folgeprozeß von HABITAT II ist auf-
grund der Qualität der Ergebnisse und der entstan-
denen Vernetzungen zwischen internationalen, na-
tionalen und lokalen Institutionen als nachahmens-
und unterstützenswerte Erfolgsstrategie zur Über-
windung negativer Umweltveränderungen zu bewer-
ten.
In den aktuellen Forschungsprogrammen der EU
wird nachhaltiger Stadtentwicklung ein hoher Stel-
lenwert beigemessen.Zwar ist man noch weit von ei-
nem effizienten und kreativen europäischen Netz-
werk von Wissenschaftlern, Lokalpolitikern und
Behörden entfernt. Dennoch belegt der letzte Be-
richt der europäischen Kommission zu den For-
schungsergebnissen aus 160 Projekten des 3. und 4.
Rahmenprogramms zahlreiche neue Erkenntnisse
zu den sozioökonomischen Aspekten der Umwelt-
veränderungen, die gute Perspektiven für eine inte-
grierte Nachhaltigkeitsforschung in europäischen
Städten eröffnen (European Commission,1998).
E 3.9
Integration von Schutz und Nutzung auf regionaler
Ebene
E 3.9.1
Erfahrungen und Defizite
Die in Kap. E 2 beschriebenen Fallbeispiele aus der
mitteleuropäischen Kulturlandschaft, aus Amazo-
nien,dem Viktoriasee und dem indonesischen Flach-
meer haben gezeigt,wie komplex diese Landschaften
sind und wie vielfältig Intensität und Ausmaß
menschlicher Eingriffe in diese Ökosysteme sein
können. Die Beispiele machen auch deutlich, daß
eine Nutzung biologischer Ressourcen, die die lang-
fristigen Auswirkungen ignoriert, zu Raubbau und
Mißmanagement führt und die Ressourcengrundla-
ge auf Dauer gefährdet (Kap.G).
In den geschilderten Fällen besteht eine Diskre-
panz zwischen den hohen Ansprüchen auf der globa-
len Ebene, wie sie z. B. in Art. 1 der Biodiversitäts-
konvention formuliert sind (Kap.I 3),und der Praxis
vor Ort. Zunächst sind für die Umsetzung der Kon-
vention die Vertragsstaaten direkt verantwortlich.
Defizite bei der Anwendung der Prinzipien der Kon-
vention lassen sich aber sowohl in Industrie- als auch
Entwicklungsländern feststellen.Im folgenden sollen
zwei extreme Beispiele aus dem Kontinuum unter-
schiedlicher institutioneller und naturräumlicher
Rahmenbedingungen herausgegriffen werden.
In den eingangs beschriebenen Fallbeispielen zur
Nutzung biologischer Ressourcen in Entwicklungs-
ländern zeigt sich,daß nationale Regierungen in gro-
ßen Flächenstaaten häufig zu wenig Interesse an dem
haben,was sich weit entfernt von der Hauptstadt ab-
spielt (Amazonien;Kap.E 2.2),oder nicht genügend
Durchsetzungskraft besitzen, um bestehende gesetz-
liche Regelungen vor Ort wirkungsvoll umzusetzen
(indonesisches Flachmeer; Kap. E 2.4). Die Eigen-
tumsrechte an den biologischen Ressourcen liegen
häufig in der Hand des Staates bzw. einer geringen
Anzahl privater Eigentümer.Ausreichende Wissens-
grundlagen sowie strukturelle, personelle und finan-
zielle Kapazitäten für Planungen sind kaum vorhan-
den, und planerische Entscheidungen werden meist
nicht vor Ort,sondern zentral gefällt.Durch die gro-
ße Entfernung zwischen Entscheidung und Umset-
zung findet keine Rückkopplung zwischen lokal vor-
handenem Wissen und der Raumplanung statt.
Schlecht ausgestattete und unzureichend vernetzte
Institutionen haben keine Möglichkeit, die Umset-
zung von Planungszielen zu überprüfen oder durch-
zusetzen. Dieses „Umsetzungsvakuum“ führt dazu,
daß aufgrund kurzfristiger wirtschaftlicher Interes-
sen und ohne Rücksicht auf die Nachhaltigkeit der
Nutzung agiert wird.
Umgekehrt konnte aber auch in Industrieländern
eine ausgefeilte Regionalplanung bis hinunter auf
die kommunale Ebene und die Ausweisung von
Schutzgebieten mit eindeutig definiertem Status
nicht gewährleisten, daß die Ziele der Bewahrung
und nachhaltigen Nutzung der Biosphäre ausrei-
chend umgesetzt wurden. Ein Problem ist hierbei,
daß in der Praxis häufig wirtschaftliche Vorhaben
eine geringere Beweislast für die Notwendigkeit des
Eingriffs tragen, als der Naturschutz für die Verhin-
derung eines Eingriffs oder die Ausweisung eines
Schutzgebiets. Die oft immer noch zu beobachtende
stückweise und kleinräumige Konvertierung ökolo-
gisch wertvoller Flächen in intensiv genutzte Berei-
che setzte sich fort, bei nur unzureichender Beach-
tung der ökologischen Zusammenhänge (z. B.
Schutzgebietsnetzwerke). Unterschiedliche Fachpla-
nungen sind hier oft schlecht aufeinander abge-
stimmt und vernachlässigen die Sicht auf die regional
bedeutsamen Ökosystemleistungen.Ein Grund hier-
für ist, daß häufig sehr kleine räumliche Einheiten
betrachtet werden,in denen die vielfältigen Funktio-
nen von Ökosystemkomplexen noch nicht sichtbar
werden oder die Ursachen für lokale Ereignisse jen-
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len Institutionen liegen.Dort,wo in Industrieländern
solche Funktionen berücksichtigt sind – z. B. in der
Schutzwaldsanierung im alpinen Raum – werden
häufig parallel andere Planungen für Tourismus oder
Infrastruktur losgelöst von diesen Funktionen be-
trieben. Die Flächen sind im Besitz vieler unter-
schiedlicher Eigentümer mit zuwiderlaufenden In-
teressen,was sich in stark unterschiedlichen und kon-
fliktträchtigen Ansprüchen an Landschaft und Flä-
chennutzung widerspiegelt.
In beiden Fällen mangelt es an der praktischen
Anwendung des auf globaler Ebene formulierten
Prinzips der Integration von Erhaltung und nachhal-
tiger Nutzung biologischer Vielfalt vor Ort. Es stellt
sich die Frage, mit welchem Ansatz und auf welcher
Ebene sich diese schwierige Aufgabe am wirkungs-
vollsten erzielen läßt.
Eine ausschließlich auf dem Regulierungsansatz
beruhende globale Biosphärenpolitik,die nur darauf
setzt, Ziele durch staatliche Maßnahmen in der Re-
gion durchzusetzen, stößt schnell an ihre Grenzen,
wie die obigen Extremfälle zeigen und in Kap.I 2 nä-
her ausgeführt wird. Ein erfolgreicher Ansatz sollte
daher auch die Chancen nutzen,die der Motivations-
ansatz (Kap.I 2.4) für die Anwendung auf der regio-
nalen Ebene zu bieten hat.Dabei geht es weniger da-
rum, starre Zielvorstellungen einer zentralen Go-
vernanceinstanz regional durchzusetzen, sondern es
soll – in Anwendung des Subsidiaritätsprinzips –
durch das Zulassen einer Vielfalt institutioneller An-
sätze und regionaler Experimente ein Suchprozeß
organisiert werden, der die divergierenden indivi-
duellen regionalen Vorstellungen der Akteure besser
integrieren kann.
Will man den Schutz der Landschaften und Öko-
systeme mit nachhaltiger Nutzung verbinden, dann
benötigt man ein Konzept,das zudem der Komplexi-
tät der verschiedenen Schutz- und Nutzungsansprü-
che vor Ort gerecht wird.Dabei kann man die unter-
schiedlichen Ökosystemtypen und Landnutzungsfor-
men nicht unabhängig voneinander betrachten,denn
sie sind über Wechselwirkungen verkoppelt,grenzen
aneinander oder überschneiden sich sogar. Ange-
sichts der globalen Vielfalt der Ökosysteme und Nut-
zungsformen muß ein solcher Ansatz in seiner kon-
kreten Ausgestaltung natürlich an die jeweiligen Ge-
gebenheiten angepaßt sein.Das betrifft nicht nur die
natürlichen Faktoren (Gelände, Böden, Klima), son-
dern auch die gesellschaftlichen Bedingungen (Kul-
tur, Besiedlungsdichte, Struktur staatlicher Institu-
tionen usw.).Einander widersprechende Schutz- und
Nutzungsansprüche führen zu Konflikten, die den
Schutz und die nachhaltige Nutzung der Biosphäre
erschweren.
Von besonderer Bedeutung ist das Verhältnis zur
bereits bestehenden Planung: der Ansatz sollte mit
seinen Prinzipien und Instrumenten dazu beitragen,
die Sichtweise einer Integration von Erhaltung und
nachhaltiger Nutzung der Biosphäre in die raumbe-
zogene Planung einzubringen.Dabei muß der Raum
einerseits groß genug sein, um wirksame Maßnah-
men zum Ökosystemschutz durchsetzen zu können
und andererseits klein genug, um lokal angepaßte
Konzepte zu entwickeln, die den ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Rahmenbedingungen vor
Ort gleichermaßen gerecht werden.
Ein weiteres wichtiges räumliches Kriterium er-
gibt sich aus grundsätzlichen Überlegungen zur Bio-
sphärenpolitik (Kap.I 2):das räumliche Äquivalenz-
prinzip. Je weiter Nutzen und Kosten des Biosphä-
renschutzes räumlich auseinanderklaffen, desto
schwieriger wird die Konsensfindung. Es sollte für
das politische Handeln darum diejenige Ebene ge-
wählt werden,die für einen Ausgleich der Nutznießer
mit den Kostenträgern am besten geeignet ist. Dies
muß nicht immer die globale Ebene sein: auch die
hier behandelte regionale Ebene kann – dem Subsi-
diaritätsprinzip folgend – einen interessanten Ansatz
bieten.
Die Aufgabe von zentraler Wichtigkeit ist dabei
folgende: Es muß auch bei der Nutzung biologischer
Ressourcen zu einem Abgleich der drei Nachhaltig-
keitskomponenten (ökonomische, ökologische und
soziale Komponente) kommen. In ländlichen Räu-
men müssen vor allem die intensive Land- und Forst-
wirtschaft, die Erhaltung natürlicher Ökosysteme
und die Interessen der örtlichen Bevölkerung mit-
einander abgewogen werden.
Dabei kann es nicht darum gehen, einer der drei
Komponenten ein Primat gegenüber den anderen
einzuräumen. Dem Raubbau an biologischen Res-
sourcen soll nicht im Gegenzug ein Konzept gegen-
übergestellt werden, in dem sich jede ökonomische
Nutzung biologischer Ressourcen ausschließlich von
Naturschutzgesichtspunkten leiten lassen muß.Viel-
mehr müssen alle drei Aspekte bereits vom Ansatz
her integriert betrachtet werden. Ein erfolgreiches
Konzept wird dabei vor allem auf ländliche Regio-
nen zugeschnitten sein,die von der Nutzung biologi-
scher Ressourcen geprägt sind und weniger auf Re-
gionen, in denen Industrie oder Siedlungen die vor-
herrschenden Einflüsse bilden. Dabei sollte eine bü-
rokratische Überreglementierung im Sinn einer
kleinräumigen und flächendeckenden Nutzungspla-
nung unbedingt vermieden werden, um den lokalen
Akteuren Flexibilität zu geben und Handlungsspiel-
räume zu öffnen,wobei allerdings immer die Einhal-
tung der Leitplanken (Kap. I 1) und Leitlinien (Ka-
sten I 1.1-1) zu beachten ist.
Im folgenden Kapitel sollen die Prinzipien und In-
strumente für einen solchen regionalen Ansatz zur
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Ressourcen vorgestellt werden. Diese sind natürlich
nicht allgemeingültig und schablonenhaft auf alle
Regionen der Erde anwendbar,sondern bilden Bau-
steine,die vor Ort unter den jeweils gegebenen Rah-
menbedingungen zu einem „passenden“ und flexi-
blen Konzept zusammengesetzt werden müssen.
E 3.9.2
Der Vorschlag des bioregionalen Managements:
Prinzipien und Instrumente
Für die konkrete Ausgestaltung der Integration von
Schutz und Nutzung schlägt das World Resources In-
stitute (Miller, 1996) das „bioregionale Manage-
ment“ vor, das hier beschrieben und hinsichtlich sei-
ner Eignung für die Umsetzung dieser Ziele in der
Raum- und Landesplanung bewertet werden soll.
Unter einer Bioregion wird dabei ein geogra-
phisch abgrenzbarer Raum mit vorwiegend ländli-
cher Struktur verstanden, der durch seine natur-
räumliche Ausstattung wie auch durch seine Kultur
und Geschichte charakterisiert ist und mehrere Öko-
system- und Landschaftsnutzungstypen umfaßt (z.B.
Wassereinzugsgebiete, Wälder, Weide- und Acker-
land). Eigentlich ist der Begriff Bioregion zu eng ge-
faßt, da hier nicht nur Teile der Biosphäre, sondern
auch der Hydro-, Geo-, und Atmosphäre betrachtet
werden. „Ökoregion“ wäre sicher die treffendere
Bezeichnung,doch da „Bioregion“ in diesem Zusam-
menhang als Begriff bereits eingeführt und Ökore-
gion (engl. ecoregion) inhaltlich anders besetzt ist,
soll hier weiterhin von Bioregionen die Rede sein.
Bioregionen sind ein geeigneter Rahmen für das Ma-
nagement biologischer Ressourcen, da die Zusam-
menschau der Ökosysteme einer Region mit ihren
Vernetzungen und ihren Stofflüssen erleichtert und
eine enge Rückkopplung von Maßnahmen und ihren
Auswirkungen gesichert wird.Durch die Überschau-
barkeit der Region und die enge Kopplung von loka-
ler Bevölkerung und Politik können Interessenkon-
flikte vor Ort besser gelöst werden.
Bioregionales Management versucht,für eine Bio-
region unter Nutzung eines vielseitigen Instrumen-
tenmix und unter Einbeziehung der relevanten
Gruppen und Institutionen ein abgestuftes Schutz-
und Nutzungskonzept für die biologischen Ressour-
cen zu entwickeln und umzusetzen.Da die Bioregion
durch naturräumliche Grenzen definiert ist,kann sie
mehrere politisch-administrative Einheiten (z. B.
Kommunen, Provinzen, Staaten) umfassen und ent-
sprechende Grenzen überschreiten.
Als Beispiele für Bioregionen können etwa das
Große Barriereriff in Australien (Kasten E 3.9-3),
das Serengeti-Ökosystem in Kenia und Tansania
oder das Wattenmeer in den Niederlanden,Deutsch-
land und Dänemark gelten.Die Größe von Bioregio-
nen kann je nach Gegebenheiten unterschiedlich
sein:In Gegenden mit wenig ökosystemarer Diversi-
tät und einer eher einheitlichen Besiedlung sind Bio-
regionen großflächiger als in Räumen mit hoher
Landschafts- und Kulturvielfalt. Allgemeingültige
Kriterien für die Abgrenzung von Bioregionen las-
sen sich daher nur schwer finden.Im Serengeti-Öko-
system mögen die Wanderungsbewegungen der
Wildtiere entscheidend sein, während im Watten-
meer oder im Großen Barriereriff eine Einbezie-
hung der Landwirtschaft im Hinterland sowie der
Schiffahrtswege sinnvoll erscheint. Die konkrete
Ausgestaltung bioregionalen Managements kann auf
Erfahrungen unterschiedlicher Naturschutz- und
Entwicklungsprogramme zurückgreifen,wie z.B.das
MAB-Programm der UNESCO (UNESCO, 1996b;
Kap. I 3.3.2) oder das Konzept integrierter Schutz-
und Entwicklungsprojekte (ICDPs;Miller,1996).
Die wichtigsten Elemente des bioregionalen Ma-
nagements sind:
• die Betrachtung von Regionen, die groß genug
sind,um Habitat- und Ökosystemfunktionen lang-
fristig bereitzustellen,
• die Anwendung eines Zonierungskonzeptes, das
die Landschaft in ein abgestuftes Muster unter-
schiedlicher Nutzungsintensitäten aufteilt,
• die Beteiligung relevanter Akteure an der Ausge-
staltung und Umsetzung des Konzepts, u. a. durch
umfassende Informationsvermittlung,
• die Begleitung des Managementprozesses durch
Forschung, Monitoring und Verwendung traditio-
nellen Wissens,
• die Einführung flexibler, adaptiver Management-
strukturen, die Zielkorrekturen ermöglichen,
wenn sich die Wissenslage ändert,
• die institutionelle Integration, um bestehende
Lücken zu schließen und unnötige Doppelarbeit
zu vermeiden,
• internationale Kooperation bei Ökosystemen
oder Schutzgütern, die sich über mehrere Staaten
erstrecken.
Um den Umgang mit den biologischen Ressourcen
in einer Region nachhaltig zu gestalten, müssen be-
stimmte  Prinzipien berücksichtigt und umgesetzt
werden.Zu diesen Prinzipien zählt:
• Der Umgang mit biologischen Ressourcen darf
nicht allein von ökonomischen Nutzungen domi-
niert sein, sondern muß im Sinn des Nachhaltig-
keitsprinzips in Abwägung ökonomischer, ökolo-
gischer und sozialer Gesichtspunkte und unter
stärkerem Langfristdenken erfolgen (Kap.H).
• Bioregionales Management berücksichtigt die Im-
und Exporte von Nährstoffen oder Sedimenten
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einer Entkopplung von Stoffkreisläufen entge-
genzuwirken (Kap.E 3.2).
• Neben den unmittelbar erkennbaren Nutzungs-
werten müssen auch Ökosystemleistungen be-
rücksichtigt werden. Hierzu gehören Leistungen
für Naherholung und Tourismus, aber vor allem
auch Leistungen,die nicht auf einfache Weise mo-
netarisiert und über den Markt bewertet werden
können,wie z.B.die Regelungsleistungen natürli-
cher Ökosysteme (Kap. D 2.5). Der bioregionale
Ansatz schließt Werte aus allen 5 Kategorien ein:
Es werden nicht nur die Nutzungswerte (Wert bio-
logischer Produkte wie z. B. Holz) berücksichtigt,
sondern ebenfalls die Funktionswerte (z.B.Über-
flutungsschutz durch Auwälder) sowie die Op-
tions-, Existenz- und Symbolwerte (als wichtige
Begründungen für die Erhaltung biologischer
Vielfalt). In Kap. H (und ausführlicher in einem
Sondergutachten des Beirats zu diesem Thema;
WBGU, 1999b) werden diese vielfältigen Werte
der Biosphäre und die Verfahren zu ihrer Bewer-
tung vorgestellt.
Um diese Prinzipien konkret umzusetzen, stehen
eine Reihe von Instrumenten zur Verfügung.In man-
chen Ländern werden einige dieser Instrumente be-
reits heute eingesetzt,sie sind daher nicht nur für die-
ses Konzept des bioregionalen Management spezi-
fisch.
Zonierung
Das bioregionale Management wendet ein Zonie-
rungskonzept an,das – ähnlich wie in der Gliederung
des Kap. E 3.3 widergespiegelt – zwischen Natur-
schutzflächen (Landschaftsnutzungstyp „N“, Schutz
vor Nutzung; Kap. E 3.3.1), Gebieten extensiver
Landnutzung (Landschaftsnutzungstyp „M“, Schutz
durch Nutzung) und Bereichen intensiver Landnut-
zung (Landschaftsnutzungstyp „W“, Schutz trotz
Nutzung) unterscheidet. Die Biosphärenreservate
des UNESCO-Programms „Mensch und Biosphäre“
(MAB; Kap. I 3.3.2), die als Erprobungs- und De-
monstrationsgebiete für die Integration unterschied-
licher Ansprüche an die Biosphäre dienen,nutzen in
ähnlicher Weise eine Gliederung in Kern-, Pflege-
und Entwicklungszone (Kasten E 3.9-1). Dabei wur-
den Biosphärenreservate allerdings bisher vor allem
in Gebieten mit hohem Anteil an überregional oder
global bedeutenden Elementen der Biosphäre (z. B.
biologische Vielfalt) ausgewiesen, so daß dort in der
Regel ein hohes Gewicht auf die Erhaltung der Bio-
sphäre gelegt werden muß.
Die Naturschutzflächen (Typ „N“) können auf-
grund ihrer Lage, Orographie oder biologischen
Vielfalt wertvolle ökosystemare Leistungen für die
Region liefern, die schwer zu monetarisieren sind
und bei land- oder forstwirtschaftlicher Nutzung ver-
lorengehen würden (Kap.D 2.5).Diese Gebiete stel-
len gewissermaßen „regionale Leitplanken“ dar, de-
ren ungehinderte ökonomische Nutzung die Nach-
haltigkeit der Region gefährden würde.Diese Gebie-
te müssen durch geeignete Verfahren identifiziert
werden. Ebenso muß die Umsetzung der jeweiligen
Schutzziele gewährleistet sein. Es ist zumeist aus
ökologischen und landschaftspflegerischen Gründen
Kasten E 3.9-1
Zonierung in Biosphärenreservaten 
Seit 1976 werden im Rahmen des Man and Biosphere Pro-
gram (MAB) der UNESCO sog. Biosphärenreservate ein-
gerichtet (Gregg 1991;UNESCO,1996a).Insgesamt existie-
ren heute 356 MAB-Reservate in 90 Ländern (UNESCO,
1999).Sie werden sowohl in Industrie- als auch in Entwick-
lungsländern eingerichtet und dort jeweils an die nationa-
len Rahmenbedingungen angeglichen.
Der Grundgedanke des Biosphärenreservatkonzepts ist
die Integration des lebenden und wirtschaftenden Men-
schen in den Schutz und die Pflege bestimmter Ökosysteme
zur Entwicklung einer nachhaltigen Landnutzung. Bio-
sphärenreservate werden dabei als Gebietssysteme ange-
legt, die sich einerseits aus Bereichen unberührter, natürli-
cher bzw.naturnaher Ökosysteme und andererseits aus Ge-
bieten, die durch menschliche Tätigkeit geprägt sind, zu-
sammensetzen (Erdmann,1997).
Räumlich gesehen bestehen Biosphärenreservate aus
drei Elementen:
Kernzone. Hier steht der Schutzgedanke im Vordergrund.
Allenfalls Beobachtungen weitgehend ungestörter
Ökosysteme und nicht umweltgefährdende Forschung
sind erlaubt. Diese Zone entspricht dem Landschafts-
nutzungstyp „N“ (Kap.E 3.3.1).
Puffer- bzw. Pflegezone. Dieses Gebiet grenzt das Kernge-
biet von der Entwicklungszone ab. Die Nutzung dieser
Zone beschränkt sich auf Umwelterziehung, Erholung,
Ökotourismus und naturräumlich angepaßte For-
schungsaktivitäten. Diese Zone entspricht dem Land-
schaftsnutzungstyp „M“.
Entwicklungszone. Dieses Gebiet stellt den Lebens-, Wirt-
schafts- und Erholungsraum der Bevölkerung dar. Die-
se Zone entspricht dem Landschaftsnutzungstyp „W“.
Ziel ist dabei die Entwicklung einer nachhaltigen Wirt-
schaftsweise, die den Ausgleich zwischen den Ansprü-
chen von Mensch und Natur herstellt (UNESCO,
1996b).
Vor diesem Hintergrund werden auch die Hauptfunktionen
von Biosphärenreservaten deutlich:(1) Schutzfunktion,(2)
Entwicklungsfunktion und (3) Unterstützungs- und De-
monstrationsfunktion, wie sie in der Sevilla-Strategie von
MAB festgeschrieben wurden (UNESCO,1996b).Das Bio-
sphärenreservatkonzept ist somit eine Strategie,die Schutz-
gebiete in ihren regionalen Kontext einbettet und ein abge-
stuftes, flächendeckendes Schutz- und Nutzungsziel ver-
folgt.218 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
sinnvoll, diese Naturschutzflächen mit „Pufferzo-
nen“ zu umgeben, auf denen eine extensive wirt-
schaftliche Nutzung erfolgt (Typ „M“). Der – in vie-
len Regionen weit überwiegende – Anteil der übri-
gen Fläche (die „Matrix“ der Landschaft) kann unter
Beachtung der Leitlinien für nachhaltige Nutzung
(Kasten I 1.1-1) nach marktwirtschaftlichem Spiel
der Kräfte mit den intensiven Methoden einer nach-
haltigen Land- und Forstwirtschaft genutzt werden
(Kap.E 3.3.4).
Damit entsteht ein Mosaik von Flächen unter-
schiedlicher Schutz- und Nutzungsintensität, deren
Matrix meist von Land- und Forstwirtschaft geprägt
ist, während die Schutzgebiete und ihre Pufferzonen
und Korridore darin ein Netzwerk bilden, das die
Bioregion mit den ökologischen Leistungen ver-
sorgt, die nur durch intakte natürliche oder naturna-
he Ökosysteme bereitgestellt werden können.
Leitlinien für intensiv genutzte Flächen
Das bioregionale Management muß nicht nur die
globalen Leitplankenim Blick haben (Kap.I 1).Auch
bei den Flächen für die intensive Nutzung (Typ
„W“), bei denen der Nutzwert durch die Produktion
biologischer Güter im Vordergrund steht (intensive
Land- und Forstwirtschaft) muß darauf geachtet
werden, daß die Ökosysteme ihre Nutzungs-, Rege-
lungs-, Lebensraum- und Sozialfunktion erfüllen
können und die Grenzen der Nachhaltigkeit nicht
überschritten werden. In Deutschland wurden hier-
für z. B. Vorschriften gegen übermäßige Gülleaus-
bringung oder Verwendung von Pflanzenschutzmit-
teln erlassen. In Kasten I 1.1-1 sind diese Leitlinien
im einzelnen aufgeführt.
Irreversible Prozesse sind dabei zu vermeiden, so
daß für die Zukunft mehrere Optionen offen gehal-
ten werden können und eine Umwidmung von Flä-
chentypen prinzipiell möglich bleibt. Dies ist auch
unter ökonomischen Gesichtspunkten anzustreben,
da präventive Maßnahmen häufig deutlich billiger
sind als die Restaurierung zerstörter und degradier-
ter Flächen (Kasten D 2.4-1).
Einbeziehung wichtiger Interessengruppen
Wenn der Vollzug gesetzlicher Bestimmungen oder
die Überwachung von Schutzgebieten – z. B. in Ent-
wicklungsländern – unzureichend ist, muß diese
Lücke z. B. durch einen „Ansatz von unten“ ge-
schlossen werden. Dann stellt die Einbeziehung
wichtiger Interessengruppen ein wesentliches Ele-
ment dezentraler Ansätze zum Schutz und zur nach-
haltigen Nutzung biologischer Ressourcen dar, und
die Verantwortung für den Umgang mit den Res-
sourcen muß über direkte Verhandlungslösungen,
Selbstverpflichtungen und Anreizsysteme erzielt
werden und kann u. U. in die Hände der bisherigen
Nutzer gelegt werden (z. B. Projekt Campfire, Kap.
E 3.3.3).
Es stellt sich allerdings bei partizipativen Ansät-
zen immer die Frage, wer eine „wichtige Interessen-
gruppe“ (stakeholder) darstellt, wer also beteiligt
werden soll und wer nicht. Im Zusammenhang mit
bioregionalen Ansätzen können Stakeholder als Ein-
zelpersonen,Gruppen oder Institutionen verstanden
werden, die von Entscheidungen direkt betroffen
sind, ein nachvollziehbares und begründbares Inter-
esse vertreten oder deren Handeln sich hemmend
oder fördernd auf den Umgang mit den biologischen
Ressourcen in der Region auswirkt oder künftig aus-
wirken könnte. Beteiligung heißt also nicht, daß die
Meinung eines jeden erfragt und berücksichtigt wird,
denn dies würde schnell zu Handlungsunfähigkeit
oder Beliebigkeit der Ergebnisse führen. Eine wich-
tige Aufgabe besteht deshalb darin,diejenigen Inter-
essengruppen in einer Region zu identifizieren, die
an der Nutzung der biologischen Ressourcen betei-
ligt sind bzw. sie beeinflussen. Häufig müssen dazu
Motivations- und Informationsarbeit geleistet wer-
den, um Institutionen, Einzelpersonen und Gruppen
zum Mitmachen zu bewegen, deren Handeln (oder
Nichthandeln) eine Schlüsselposition bei der Nut-
zung biologischer Ressourcen einnimmt. Die Band-
breite der Beteiligung kann von Vereinbarungen
über die Einhaltung bestimmter Managementprakti-
ken bis hin zur Mediation von Konflikten zwischen
Schutz und Nutzung reichen (Lewis,1996).Da in vie-
len Entwicklungsländern detaillierte Planungsstruk-
turen fehlen, sind solche partizipativen Ansätze oft
die einzige Möglichkeit, Ressourcennutzungskon-
zepte aufzustellen und somit einem ungehinderten
Raubbau entgegenzuwirken, ohne auf eine ökono-
mische Nutzung biologischer Ressourcen zu verzich-
ten.Insbesondere NROerfüllen hier oft die Aufgabe,
in der Bevölkerung durch Informationen die Kapa-
zitäten für eine Beteiligung am Planungsprozeß auf-
zubauen.
Umgekehrt zeigt sich in vielen Industrieländern,
daß hoheitliche Planungen häufig auf erhebliche Wi-
derstände der Betroffenen stoßen und somit eine
frühzeitige Beteiligung der Bevölkerung eine wichti-
ge Erfolgsbedingung ist. Daher ist in vielen Indu-
strieländern bereits die Beteiligung der Akteure bzw.
Betroffenen an den Planungsverfahren vorgesehen.
Bei dieser Konstellation kann die Zusammenfüh-
rung der unterschiedlichen Akteure, die mit ihrem
Handeln direkt oder indirekt auf die Biosphäre ein-
wirken, bereits im Vorfeld staatlicher Planungen zur
Klärung von Interessen und Konflikten beitragen.
Allerdings muß die staatliche Durchsetzung von
Maßnahmen auch im Falle des Versagens der Dis-
kursprozesse gewährleistet bleiben. Wenn sich z. B.
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lich verweigern, wird staatliches Handeln zwingend:
hier stößt der partizipative Ansatz an seine Grenzen.
Finanzierungs- und Anreizsysteme
Finanzierungs- und Anreizsysteme, wie sie in der
Biodiversitätskonvention vorgesehen sind (z. B.
GEF;Kap.I 3.5) sind ein wichtiges Element des Bio-
sphärenschutzes,das auch auf regionaler Ebene zum
Tragen kommen kann. Auch finanzielle Entschädi-
gungen (positive Anreize) oder die Entwicklung al-
ternativer Perspektiven für betroffene Personenkrei-
se (z.B.Landwirte) lassen unumgängliche Nutzungs-
einschränkungen und -änderungen leichter akzeptie-
ren. Im Biosphärenreservat Rhön führten nicht
zuletzt spürbare Einkommensverbesserungen und
zusätzliche Chancen und Perspektiven insbesondere
in den Bereichen Gastronomie und Tourismus zu ei-
ner deutlichen Akzeptanzsteigerung des MAB-Pro-
jektes (Ott, 1994). Maßnahmen, die sich mit den Ei-
geninteressen bestimmter Gruppierungen decken,
haben größere Chancen, zum „Selbstläufer“ zu wer-
den.Dies läßt sich z.B.über die Einführung von Gü-
tesiegeln für Qualitätsprodukte und damit verbunde-
ne Marketingstrategien erreichen.
Neben der Frage, wie innerhalb einer Region An-
reiz- und Finanzierungssysteme aufgebaut werden
können,steht natürlich auch die Frage,wie ein finan-
zieller Ausgleich zwischen Regionen geleistet wer-
den kann.Wenn eine Region einen hohen Anteil an
schutzwürdigen Ökosystemen aufweist und durch ei-
nen Verzicht auf ökonomisch attraktive,aber mit den
Prinzipien der Nachhaltigkeit unvereinbare Ent-
wicklung einen Beitrag zur Erhaltung national oder
global bedeutender biologischer Vielfalt leistet,dann
ist die Frage nach einem überregionalen Finanzaus-
gleich zu stellen, etwa in Form zusätzlicher Zuwei-
sungen. Dies ist insbesondere in den Brennpunkten
der biologischen Vielfalt von großer Bedeutung.
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat in
bezug auf die nationale Ebene bereits auf die Mög-
lichkeiten eines finanziellen Ausgleichs zwischen
Kommunen und Regionen mit unterschiedlicher Na-
turraumausstattung hingewiesen (SRU,1996).Eben-
falls denkbar wäre – nach dem Vorbild von Städte-
partnerschaften – ein Programm zum Aufbau von
Regionalpartnerschaften zwischen Regionen mit ei-
nem hohen Anteil an biologischer Vielfalt (meist in
Entwicklungsländern) und Regionen mit niedrigem
Anteil (meist in Industrieländern), aber hohem In-
teresse an der Erhaltung der biologischen Vielfalt.
Im Rahmen der Lokalen Agenda 21 werden Städte-
partnerschaften zwischen Industrie- und Entwick-
lungsländern bereits mit großem Erfolg initiiert und
sorgen durch direkte Kontakte und die Identifika-
tion mit einer bestimmten Region anstelle der Kon-
frontation mit einem abstrakten Problem für ein ho-
hes Maß an Engagement.
Adaptives Management
Die Einführung flexibler, anpassungsfähiger Mana-
gementstrukturen (adaptive management) kann für
die Umsetzung des Ziels „Integration von Schutz
und Nutzung“ eine große Hilfe sein.Adaptives Ma-
nagement nimmt darauf Rücksicht, daß nur unvoll-
kommenes Wissen über biologische Systeme vorhan-
den ist (Kap. E 3.3.2.5; Holling, 1978;Walters, 1997).
Das Setzen und Erreichen von Zielen wird durch die-
sen Wissensmangel behindert. Adaptives Manage-
ment erkennt den Wandel als grundlegende Realität
an und versucht nicht, Ziele oder Strategien „ein für
alle Mal“ festzusetzen (Gunderson et al.,1994).Statt
dessen werden
• Eingriffe auf eine experimentelle Weise gestaltet,
so daß das Ergebnis nicht nur direkten Nutzen
bringt, sondern auch die Ungewißheit über die
Funktion des Systems verringert,
• die Ergebnisse genutzt, um das Management zu
verbessern,
• ein hinreichendes Monitoring vor, während und
nach den Eingriffen durchgeführt.
Das bioregionale Management sieht vor,daß sich in-
terdisziplinäre Forschungsanstrengungen auf ange-
wandte Aspekte und auf die Beziehung zwischen
Mensch und Umwelt konzentrieren:die Entwicklung
innovativer,nachhaltiger und sozioökonomisch trag-
fähiger Technologien und Methoden zur Nutzung lo-
kaler Ressourcen, aber auch zum Schutz von Arten
und Ökosystemen innerhalb der Region.
E 3.9.3
Fallbeispiele
In weiten Teilen der USA, Kanadas und Australiens,
zunehmend auch in Neuseeland und Europa werden
Bioregionen bereits als Planungsgrundlage für Ver-
waltung und Ressourcenmanagement definiert. Er-
fahrungen hiermit wurden bisher unter verschiede-
nen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen
bezüglich der ökosystemaren Ausstattung, admini-
strativen Voraussetzungen, wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen und Einbeziehung wichtiger Inter-
essengruppen gemacht.Anhand von drei Fallbeispie-
len soll gezeigt werden, wie die genannten Überle-
gungen umgesetzt werden und welche besonderen
Herausforderungen sich daraus für die Gestaltung
dieser Vorhaben ergeben (La Amistad, Costa Rica:
Kasten E 3.9-2;Great Barrier Reef Marine Park,Au-
stralien: Kasten E 3.9-3; Rhön, Deutschland: Kasten
E 3.9-4). Diese Fallbeispiele wurden bewußt als Ge-
genüberstellung zu den in Kap.E 2 beschriebenen Si-220 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
tuationen (Amazonien, dem indonesischen Flach-
meer und der mitteleuropäischen Kulturlandschaft)
gewählt. Ferner sei auf andere regionale Projekte in
diesem Gutachten verwiesen, die ebenfalls als An-
wendungsfall zu sehen sind (Campfire, Kap. E 3.3.3;
Obergurgl,Kasten E 3.7-3).
E 3.9.4
Bewertung und Anwendung
Im Leitplankenkonzept des Beirats werden die Be-
reiche definiert und abgegrenzt, bei denen von einer
Verletzung des Nachhaltigkeitsgebots ausgegangen
werden kann (z. B. WBGU, 1998a). In Analogie zu
den globalen Leitplanken (Kap.I 1) können auch auf
der regionalen Ebene Leitplanken identifiziert wer-
den.Dieses Konzept läßt sich mit dem oben beschrie-
benen Ansatz für ein bioregionales Management
sehr gut vereinbaren: Es werden Gebiete ausgewie-
sen, deren Unterschutzstellung bzw. Nutzungsbe-
schränkungen „Grenzen der Nachhaltigkeit“ defi-
nieren,die nicht überschritten werden dürfen.
Dabei könnte der Begriff des „bioregionalen Ma-
nagement“ suggerieren, daß dem Biosphärenschutz
von vorn herein Vorrang vor ökonomischer Biosphä-
rennutzung gewährt werden soll. Dies ist nicht der
Fall: in einem erfolgreichen Konzept müssen immer
alle drei Aspekte der Nachhaltigkeit integriert be-
trachtet werden. Das bioregionale Management soll
also einen Ausgleich zwischen dem Interesse an in-
tensiver Landnutzung und dem Schutzinteresse
schaffen,ohne daß über die gesamte Region gesehen
einem der beiden Interessen a priori Vorrang ge-
währt wird. Es soll nicht jedem Nutzer eine flächen-
deckende Nutzungsplanung bis hinunter zur einzel-
nen Ackerfläche vorgeschrieben werden. Es wird le-
diglich ein Netzwerk von Ökosystemen identifiziert,
die jeweils für den Biosphärenschutz von erheblicher
Bedeutung sind.
Das Zonierungskonzept liefert hierfür eine diffe-
renzierte Grundlage (Kap. E 3.9.2). Es wird in jeder
Region Gebiete vom Typ „N“ geben (Kap. E 3.3.2),
auf denen wichtige Ökosystemleistungen erbracht
werden,die bei rein marktlicher Bewertung zu gering
eingeschätzt und bei ökonomischer Nutzung (Kon-
version und nachfolgender intensiver Landnutzung)
verlorengehen würden (z. B. Kernzonen von Schutz-
gebieten als Lebensraum für bedrohte Arten, Hang-
wälder ohne wirtschaftliche Nutzung wegen ihrer
Bedeutung für den Erosionsschutz,Wasserschutzge-
biete). Diese Schutzgebiete sind von regionaler Be-
deutung und können auch auf dieser Ebene ausge-
wiesen werden. Hinzu kommen die Schutzgebiete
von überregionaler oder globaler Bedeutung, wie
z. B. Naturerbegebiete oder Gebiete mit Bedeutung
für das globale Schutzgebietssystem (Kap. E 3.3.2).
Diese werden auf nationaler oder globaler Ebene
vereinbart,haben aber natürlich für die jeweilige Re-
gion bindenden Charakter. Die Regionen können
sich bezüglich ihres Anteils an den drei Landschafts-
nutzungstypen stark unterscheiden. Damit stellt die-
ses Konzept für die regionale Integration von Erhal-
tung und Nutzung der Biosphäre letztlich eine räum-
liche Umsetzung des Leitplankenkonzeptes dar:
Nach der Ausweisung eines Netzwerks von Schutz-
und Puffergebieten verbleibt ein „Freiraum“, inner-
halb dessen – unter Einhaltung der Leitlinien für in-
tensive nachhaltige Nutzung (Kap.E3.3.4) – die wirt-
schaftlichen Suchprozesse selbstorganisiert ablaufen
können und eine marktlich orientierte Nutzung mög-
lich und z. B. in Hinblick auf das Ziel der Sicherstel-
lung einer ausreichenden Versorgung mit Nahrungs-
mitteln gewünscht ist.
Eine entscheidende Frage für die Anwendung des
bioregionalen Ansatzes ist das institutionelle Ver-
hältnis zu bereits bestehender Planung. In den ver-
schiedenen Ländern muß von sehr unterschiedlichen
administrativen Rollenverteilungen, ökosystemaren
Ausstattungen und sozialen Rahmenbedingungen
ausgegangen werden. Deshalb sei hier jeweils exem-
plarisch an den in Kap. E 3.9.1 bereits dargestellten
Beispielen vorgestellt,wie die Ideen und Ansätze des
bioregionalen Managements in die bestehenden
Strukturen integriert werden können.
In vielen Industrieländern besteht bereits ein aus-
gefeiltes Planungssystem. In Deutschland z. B. reicht
dies von der Rahmengesetzgebung des Bundes mit
dem entsprechenden Bundesraumordnungsgesetz
über die verschiedenen Systeme der Landesplanung
bis zur kommunalen Planung. Daneben ein flächen-
deckendes System der auf die Biosphäre bezogenen
Planung mit entsprechenden Institutionen, Sanktio-
nen,Anbindung an die demokratischen Vertretungs-
organe usw. aufzubauen, wäre ineffizient. Das gilt
insbesondere deshalb, weil in den vergangenen Jahr-
zehnten der Umwelt-und Naturschutz und partizipa-
tive Elemente zunehmend Eingang in diese Planun-
gen gefunden haben.
Verbesserungswürdig sind aber – auch in Ländern
mit prinzipiell gut funktionierenden Planungssyste-
men – die Handlungsmöglichkeiten zur Integration
von Schutz- und Nutzungszielen (Gruehn und Hen-
neweg, 1998). Besonders bei Räumen, die mit den
Verwaltungsgrenzen und den auf sie bezogenen Pla-
nungssystemen nicht übereinstimmen, besteht die
Gefahr, daß die Eigenheiten einer ökologisch defi-
nierten Region wie dem Wattenmeer oder der Rhön-
Region nicht ausreichend berücksichtigt werden.
Daher hat es sich als zweckmäßig erwiesen, hierfür
gesonderte, anders geschnittene Regionen zu defi-
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Kasten E 3.9-2
Fallbeispiel: La Amistad in Costa Rica 
Das Biosphärenreservat „La Amistad“ umfaßt im Südosten
Costa Ricas eine Fläche von über 600.000 ha (ca. 12% der
gesamten Landesfläche) mit einer Vielzahl einzigartiger
Ökosysteme von der Atlantikküste bis zu hochgelegenen
Bergwäldern. Im gesamten Gebiet sind etwa 30–40% der
Flora endemisch. Innerhalb Costa Ricas ist diese Region
eine der letzten, in der noch indigene Bevölkerung lebt.
1982 gründete Costa Rica gemeinsam mit Panama einen
grenzübergreifenden Nationalpark, im selben Jahr wurde
das Gebiet als Biosphärenreservat anerkannt und erwei-
tert. 1983 erfolgte die Deklaration als „World Heritage
Site“ (Gobierno de Costa Rica, 1990). Insgesamt umfaßt
das Reservat mehrere Gebiete mit unterschiedlichem
Schutzstatus (Nationalparke, biologische Reservate, Wald-
reservate, Wildschutzgebiete und Wasserschutzgebiete so-
wie „Schutzgebiete“ für die indigene Bevölkerung.) Eine
Kommission, die durch einen 5jährigen Debt-for-Nature-
Swap (Kap. I 3.5.3.2) finanziert wurde und in der bereits
alle in der Region vorhandenen Institutionen vertreten wa-
ren,wurde mit der Koordination und dem Management der
Region beauftragt. Nach anfänglichen (auch finanziellen)
Schwierigkeiten entwickelte diese Kommission zusammen
mit internationalen Organisationen eine gemeinsame Stra-
tegie zur institutionellen Entwicklung. Besonders wichtig
sind darin Konfliktlösungsstrategien, die Anerkennung in-
digener Territorialansprüche,die Erarbeitung von Manage-
mentplänen für die Schutzgebiete und die Festlegung von
Prioritäten für künftige Entwicklungsoptionen. Die Kom-
mission gibt auch Empfehlungen zu Erschließungsprojek-
ten wie z. B. dem Ausbau von Straßen, Bergbauaktivitäten
und Energiegewinnung ab. Als schwierig stellte sich die
Einbeziehung indigener Gruppen dar,da hierzu erst die nö-
tigen Fähigkeiten entwickelt und organisatorische Struktu-
ren aufgebaut werden mußten. Eine indigene NRO (KA-
NEBLO) hat diese Aufgaben mit Unterstützung verschie-
dener nationaler und internationaler Hilfsorganisationen
übernommen. Eine kritische Phase des Projektes war er-
reicht, als nach 5 Jahren die Finanzmittel des Debt-for-Na-
ture-Swap ausliefen und nur mit äußersten Anstrengungen
eine Übergangsfinanzierung (u.a.mit Mitteln der GEF,der
Niederlande, Schwedens und UNEP) geschaffen werden
konnte.Mittlerweile wird das Projekt aus einem nationalen
Umweltfonds langfristig finanziert.
Kasten E 3.9-3
Great Barrier Reef Marine Park, Australien
Das Große Barriereriff erstreckt sich entlang einer Küsten-
linie von 2.300 km und ist das größte zusammenhängende
Korallenriff der Erde. Es besteht aus einzelnen Riffen, In-
seln und Sandbänken und bietet Lebensraum für etwa 400
Korallen- und 1.500 Fischarten.Die Hauptnutzung in dieser
1981 als Welterbe anerkannten Region ist der Tourismus
mit einer Vielzahl unterschiedlicher Freizeit- und Sportak-
tivitäten. Etwa 1 Mrd. US-$ werden damit jährlich erwirt-
schaftet. Rohstoffabbau, Fischerei und Schiffahrt sind wei-
tere, aber weniger wichtige wirtschaftliche Aktivitäten in
diesem Gebiet.
Zwei Faktoren bedrohen gegenwärtig dieses einzigarti-
ge Ökosystem:
• Störungen durch touristische Aktivitäten wie Tauchen,
Sammeln von Muscheln,Bootsfahrten in empfindlichen
Bereichen.
• Die stellenweise massive Zunahme von Seesternen, die
vermutlich im Zusammenhang mit Verschmutzung und
Eutrophierung stehen und die Korallen zerstören.
1975 wurde der Great Barrier Reef Marine Park mit dem
Ziel gegründet, die Meeres- und Küstenökosysteme zu
schützen und eine angemessene Nutzung der Ressourcen in
diesem Gebiet zu fördern.Das Management dieser Region
übernimmt die Great Barrier Reef Marine Park Authority.
Diese staatliche Behörde mit enger Anbindung an das Um-
weltministerium hat über einen Vertrag mit dem Bundes-
staat Queensland zahlreiche Kontakte zu lokalen Behör-
den, Regierungen und anderen Interessengruppierungen
aufgebaut. Hauptaufgabe der Behörde ist die Zusammen-
führung und Verbreitung von Informationen sowie die
Durchführung von Studien und Projekten zum Ökosystem-
management. Zur Beteiligung wichtiger Gruppen wurde
ein Kommitee für den regelmäßigen Austausch von Infor-
mationen zwischen Parkverwaltung und anderen Institutio-
nen,Experten und Bürgern gegründet.
Die größten Konflikte in dieser Region bereiteten in
den 60er Jahren die Ölförderung und der Kalkabbau in Ko-
rallenriffen. Australien hat sich hier eindeutig für den
Schutz entschieden: Es ist bereit, zugunsten der Erhaltung
des einzigartigen Riffs auf diese Nutzungsformen zu ver-
zichten.
Zwei wichtige Instrumente zur Vermeidung von Kon-
flikten werden von der Marine Park Authority angewandt:
Zum einen wird mit einer siebenstufigen Zonierung genau
festgelegt,welche Aktivitäten in welchen Gebieten erlaubt,
nicht erlaubt oder nur mit besonderer Genehmigung er-
laubt sind.Zum anderen steht die Verwaltung in regelmäßi-
gem Dialog mit Firmen,die das Riff nutzen (wollen) – sei es
für Rohstoffabbau,Fischerei oder Tourismus.Diese Nutzer
verpflichten sich dann freiwillig zur Einhaltung bestimmter
Regeln. Zum Beispiel dürfen Sportfischer nicht in Fisch-
brutgebieten fischen und überwachen sich gegenseitig bei
der Einhaltung dieses Verbots; harte Sanktionen erwarten
denjenigen, der sich nicht daran hält. Schiffe, die Erdöl ge-
laden haben und durch Teile des Riffs fahren,werden mitt-
lerweile durch besonders ausgebildete Lotsen begleitet,die
die Schiffe durch die hochsensiblen Bereiche führen.
Das Beispiel zeigt,daß durch die Zusammenarbeit einer
nationalen Behörde mit lokalen Behörden und Interessen-
gruppen wirksame Instrumente entwickelt werden können,
die den unterschiedlichen Schutz- und Nutzungsanforde-
rungen gerecht werden.Bestehende institutionelle Kapazi-
täten wurden genutzt und durch die nationale Behörde er-
gänzt. Die generelle Wertschätzung des Ökosystems durch
alle Beteiligten sowie das Wissen, daß die staatliche Natio-
nalparkbehörde jederzeit schärfere Nutzungsbeschränkun-
gen einführen kann, sorgen für eine hohe Akzeptanz und
Wirksamkeit freiwilliger Selbstverpflichtungen.222 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
Handlungsmöglichkeiten auszustatten (Kasten
E 3.9-4).
Die bestehende Regionalplanung in Industrielän-
dern hat allerdings zumeist einen ordnungsrechtli-
chen Charakter. Diesem Problem wird in Deutsch-
land in den letzten Jahren verstärkt mit Ansätzen ei-
nes „Regionalmanagements“ begegnet, welches die
Aufgabe hat, sich um die Umsetzung von für die
räumliche Entwicklung einer Region wesentlichen
Zielsetzungen und Konzepten bis hin zu konkreten
Maßnahmen und Projekten in denjenigen Bereichen
zu kümmern, in denen Handlungsbedarf besteht
(Strunz, 1998). Eine wichtige Aufgabe kommt dabei
dem Regionalmanager zu, der neben fachlicher
Kompetenz einen guten Zugang zu den Akteuren
der Region haben muß, um trotz begrenzter Macht-
befugnisse durch Konsens- und Akzeptanzbildung
übergeordnete raumrelevante Ziele erreichen zu
können.Dabei muß auf die demokratische Legitima-
tion und Kontrolle der jeweils mit Planungskompe-
tenz ausgestatteten Institutionen geachtet werden.
Regionalmanagement bezieht sich nicht nur auf wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Aspekte, sondern
auch auf die ökologische Umsteuerung, die im Ge-
gensatz zum nachsorgenden Umweltschutz auf inte-
grierten Umweltschutz setzt (Fürst, 1995). Dabei ist
auf „Waffengleichheit“ zu achten: Eingriffe für wirt-
schaftliche Zwecke und Verhinderung von Eingrif-
fen bzw. Ausweisung von Schutzgebieten für Natur-
schutzzwecke sollten dieselbe Beweislast tragen.
Diese Aufgaben ließen sich durch den Ansatz des
bioregionalen Managements erweitern und sollten
durch Bündelung und Regionalisierung der verschie-
denen sektoralen Fördertöpfe gestützt werden.
In vielen Entwicklungsländern ist ein Planungssy-
stem mit dezentral wirksamen Einheiten noch nicht
Kasten E 3.9-4 
Das Biosphärenreservat Rhön
Das Biosphärenreservat Rhön wurde 1991 von der
UNESCO anerkannt und erstreckt sich über die drei Bun-
desländer Bayern, Hessen und Thüringen. Es repräsentiert
den Typus der mitteleuropäischen Kulturlandschaften und
zeichnet sich durch vielfältige Lebensräume wie Wälder,
Hecken,Streuobstwiesen,Borstgrasrasen,Hochmoore und
Trockenrasen aus. Besondere Zielart der Schutzbestrebun-
gen ist das Birkhuhn, das in der offenen Landschaft der
Moore und Borstgrasrasen sein Habitat hat.Die Borstgras-
und Trockenrasen entstanden historisch durch Schafbewei-
dung und ständigen Nährstoffentzug; heute sind sie wichti-
ge Refugien für seltene Tier- und Pflanzenarten.Ihr Fortbe-
stehen ist jedoch an extensive Nutzungsformen wie Schaf-
beweidung oder späte Mahd gebunden.
Kleinbäuerliche Strukturen führten in Hessen und Bay-
ern zu einer starken Untergliederung der vorwiegend dörf-
lich geprägten Landschaft, während in dem thüringischen
Teil eine Überprägung der Landschaft durch großflächige
landwirtschaftliche Betriebe stattfand.Die frühere Randla-
ge an der innerdeutschen Grenze, die geringe Wirtschafts-
kraft und die dünne Besiedelung machten die Rhön zu ei-
nem strukturschwachen Raum, der z. B. im Rahmen von
EU-Mitteln unterstützt wird. Landwirtschaft, verarbeiten-
des Gewerbe und Fremdenverkehr prägen die Wirtschafts-
struktur. Die Landwirtschaft wird großenteils im Nebener-
werb betrieben. Viele Landwirte geben jedoch ihre Höfe
auf, so daß die Pflege und Erhaltung der an extensive Nut-
zung gebundenen Ökosysteme gefährdet ist.
Grundlage für die Entwicklung des Biosphärenreser-
vats ist ein Rahmenkonzept, das von einem Planungsbüro
erarbeitet wurde und Vorschläge für eine Zonierung der
Landschaft und damit verbundene Konzepte für die Erhal-
tung und Pflege der unterschiedlichen Lebensraumtypen
enthält (Grebe und Bauernschmitt, 1995).Träger der Um-
setzung des Rahmenkonzepts sind z.B.die Naturparke der
Bundesländer, der Rhönklub, die Landschaftspflegever-
bände und die Kommunen.So wird über verschiedene Mar-
ketingstrategien versucht, die Pflege der Kulturlandschaft
wirtschaftlich attraktiv zu machen.Dazu gehört das „Rhön-
schaf“, eine regional angepaßte Schafrasse, dessen Fleisch
z. B. zusammen mit den Gaststätten als regionale Speziali-
tät vermarktet wird, oder die Erhaltung der Streuobstwie-
sen durch einen Zusammenschluß von Landwirten, Kelte-
rern, Gastwirten, Mineralbrunnenfirmen und Naturschüt-
zern zur „Rhöner Apfel-Initiative“. Der Anteil regionaler
Produkte in der Gastronomie beträgt in der Rhön 10% und
ist damit mehr als doppelt so hoch wie im Bundesdurch-
schnitt mit 4-5%. Der Anteil regionaler Getränke in der
Gastronomie stieg innerhalb von 5 Jahren von 30% auf
über 50% (Popp, 1997). Landwirtschaftliche Betriebe, u. a.
ehemalige LPGs, werden bei der Umstellung auf ökologi-
schen Landbau unterstützt und neue Fremdenverkehrsan-
gebote wie „Ferien auf dem Bauernhof“ erschlossen. Fort-
bildungen wie das Angebot „Qualifizierung von Frauen im
Landtourismus“ bieten zusätzliche Perspektiven für Ne-
benerwerbsbetriebe in der Landwirtschaft. Alternative
Energiequellen werden befördert, z. B. auf der Basis von
nachwachsenden Rohstoffen aus der Region.
Innerhalb des Biosphärenreservats kommt es teilweise
zu erheblichen Nutzungskonflikten:Nach der Wiederverei-
nigung wurde die Region als Durchgangsbereich für über-
regionale Verkehrswege attraktiv; Jagd, Sport und Touris-
mus sowie der Wunsch nach wirtschaftlicher Entwicklung
und Ansiedlung von Gewerbe stehen in Konflikt mit dem
Ziel des Erhalts der vielfältigen Kulturlandschaft.Teilweise
bestehen Akzeptanzprobleme in der Bevölkerung, die be-
fürchtet, daß durch das Biosphärenreservat angestammte
Rechte oder künftige Entwicklungsmöglichkeiten be-
schnitten werden (Cramer von Laue,1997).Im Rahmen ei-
ner Studie wird in der Rhön derzeit geprüft, wie Natur-
schutz und Sport in den ökologisch sensiblen Bereichen der
Hänge und Kuppen in Einklang gebracht werden können.
Unter Einbeziehung der wichtigen Interessengruppen soll
nach Standorten für den Modell-, Drachen- und Gleit-
schirmflug gesucht werden, die sowohl für den Flugsport
und andere Erholungssuchende als auch für die Natur-
schützer akzeptabel sind.Interessant ist dabei die Tatsache,
daß das Projekt auf Initiative des Deutschen Aeroclub e.V.
ins Leben gerufen wurde,der aktiv den Dialog mit dem Na-
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vorhanden. Dort könnte man von vornherein solche
auf die Biosphäre ausgerichteten Planungseinheiten
wählen. Dann könnte der Vorschlag des bioregiona-
len Managements, der in Kap. E 3.9.2 vorgestellt
wird, direkt verwirklicht werden. Hier müssen zu-
nächst die notwendigen Kapazitäten in den Regio-
nen und auf nationaler Ebene aufgebaut werden,um
die vielfältigen Aufgaben der Integration von Schutz
und Nutzung wahrnehmen zu können. In den mei-
sten Fällen ist hier der Aufbau von Institutionen und
Planungsinstanzen erforderlich. Die konkrete Um-
setzung muß sich an den jeweiligen Voraussetzungen
und Gegebenheiten in der Region orientieren – eine
Patentlösung kann es nicht geben. Die wichtigsten
Schritte für den Beginn des regionalen Planungspro-
zesses sind in Abb.E 3.9-1 dargestellt.
Natürlich existieren zwischen beiden Typen Über-
gänge; die beschriebenen Beispiele stellen extreme
Formen der planerischen Ausgestaltung dar.Für bei-
de Typen gilt, daß bioregionales Management vor-
wiegend in ländlichen Räumen zum Tragen kommt,
da es sich auf das Management biologischer Ressour-
cen bezieht.Wichtig ist auch, daß die bioregional ge-
fällten Entscheidungen nicht losgelöst von über- und
nachgeordneten Ebenen stattfinden, sondern in die-
se eingebettet sind. Besonders deutlich wird dies,
wenn Bioregionen Grenzen überschreiten und somit
die Zusammenarbeit verschiedener Staaten nötig
wird. Die Bemühungen über eine Sanierung des Bo-
densees sind ein Beispiel für eine solche erfolgreiche
grenzüberschreitende Zusammenarbeit.
Die nationalen und internationalen Rahmenbe-
dingungen sind für den Erfolg des bioregionalen An-
satzes von hoher Bedeutung.Viele der Entscheidun-
gen,die sich auf regionaler Ebene auswirken,werden
nicht dort,sondern zentral getroffen,oder werden in
Politikfeldern gefällt, die vordergründig keinen Be-
zug zur Biosphäre aufweisen. So kann der konstante
Eintrag von Stickstoff aus diffusen Quellen wie z. B.
Industrie und Verkehr die regionalen Schutz- und
Managementbemühungen um die Erhaltung selte-
ner oder artenreicher Ökosysteme zunichte machen
(Flaig und Mohr, 1996). In diesen Fällen müssen aus
den betroffenen Regionen klare Signale und Infor-
mationen über solche regionale Wirkungen und den
Handlungsbedarf an die übergeordneten (nationalen
bzw.internationalen) Ebenen fließen.
Eine stärkere Dezentralisierung und Verlagerung
der Entscheidungen auf die regionale Ebene als Vor-
aussetzung für Schutzanstrengungen wurde bereits
im Kap. E 3.3.3 erörtert (vgl. Miller et al., 1997) und
wird an dieser Stelle insbesondere in Entwicklungs-
ländern mit zentralstaatlicher Struktur empfohlen.
Der Beirat tritt für eine Stärkung der regionalen
Ebene als Entscheidungsinstanz ein.Es sollten dabei
die Chancen genutzt werden,die der Motivationsan-
satz für die Anwendung auf der regionalen Ebene zu
bieten hat.Im Sinn des Systemwettbewerbs sollte die
Vielfalt von Ansätzen und regionalen Experimenten
gefördert werden: dies eröffnet auch auf der biore-
gionalen Ebene neue Chancen für die Integration
von Erhaltung und nachhaltiger Nutzung (Kap.
I 3.3).
Kooperative Beteiligung, die Einbeziehung wich-
tiger Gruppen und die Vernetzung der Institutionen
lassen sich allerdings nicht von heute auf morgen um-
setzen. Häufig muß das Vertrauen wichtiger Grup-
pen, deren Beteiligung im Rahmen eines umfassen-
den Konzepts wünschenswert ist, erst mühsam er-
worben und individuell zugeschnittene Beteiligungs-
angebote entwickelt werden. Daher ist ein ausrei-
chender Zeithorizont für die Finanzierung und Beur-
teilung des Erfolgs solcher Vorhaben einzuräumen:
Das Beispiel La Amistad (Kasten E 3.9-2) zeigt, daß
beispielsweise der im Rahmen eines Debt-for-Natu-
re-Swaps angestrebte Zeitrahmen von 5 Jahren viel
zu kurz griff, um den komplexen Planungsprozeß
ausreichend anzustoßen (Kap. I 3.5.3.2). Daher be-
grüßt der Beirat,daß das BMZ in seinem Sektorkon-
zept zur Erhaltung biologischer Vielfalt durch Natur-
schutz ausdrücklich darauf hinweist, daß für derarti-
ge Projekte über das übliche Maß hinausgehende
Projektlaufzeiten von 15 Jahren anzustreben sind
(BMZ,1997).
Es gibt bereits erfolgreiche Projekte, wie z. B.
Campfire in Simbabwe (Kap. E 3.3.3), die eine meß-
bare Vermehrung vormals gefährdeter Wildtiere
durch ein umfassendes und die Interessen der loka-
len Bevölkerung berücksichtigendes Management-
konzept erreichen konnten. Die erfolgreichen Pro-
jekte zeichnen sich dadurch aus,daß
• eine Vielzahl von Gruppierungen in den Pla-
nungsprozeß integriert und so zu eigenständigem
und verantwortlichem Handeln angeregt werden,
• über frühzeitige Konfliktlösungsstrategien Wider-
stände gegen Nachhaltigkeitsbestrebungen gezielt
entschärft werden können,
• Naturschutzinteressen mit Eigeninteressen ver-
schiedener Akteure verknüpft und damit langfri-
stig auf eine – auch ökonomisch – solide Basis ge-
stellt werden können (SRU,1996).
Der Beirat befürwortet diesen integrierenden An-
satz,da er einen pragmatischen Instrumentenmix be-
reitstellt, der die Umsetzung des Leitplankenkon-
zepts auf regionaler Ebene ermöglichen kann. Das
Ziel, Schutz und Nutzung sinnvoll zu vereinbaren
und Lösungswege für die vielfältigen und sich teil-
weise widersprechenden Ansprüche an Ökosysteme
zu finden, läßt sich mit bioregionalem Management
unter den geeigneten Rahmenbedingungen sicher
besser erreichen als durch ein „von oben“ verordne-
tes Management biologischer Ressourcen.224 E Vielfalt der Landschaften und Ökosysteme
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Handlungsempfehlungen
• Es sollte geprüft werden, inwieweit der bioregio-
nale Ansatz bereits ausreichend im deutschen Pla-
nungssystem verankert ist und ob er mit einem die
Regionalplanung erweiternden und umsetzungs-
orientierten Regionalmanagement gekoppelt
werden kann.Dabei muß in jedem Fall auf die de-
mokratische Legitimation und Kontrolle der je-
weils mit Planungskompetenz ausgestatteten In-
stitutionen geachtet werden.Der Beirat empfiehlt
nicht, neben dem bestehenden Planungssystem
ein zweites Planungssystem in Form des bioregio-
nalen Managements aufzubauen. Vielmehr sind
die Grundgedanken dieses Ansatzes, die Integra-
tion von Schutz- und Nutzungszielen auch an den
naturräumlichen Gegebenheiten und nicht nur an
politisch-administrativen Grenzen zu orientieren,
in das bestehende Planungssystem aufzunehmen.
Dazu gehören auch Überlegungen zu einer Bün-
delung und Regionalisierung sektoral orientierter
Schritt 1:
Organisationsstruktur 
aufbauen
Schritt 2: Bestandsaufnahme
• Welche Organisationen und Gemeinschaften 
können auf lokaler, regionaler, nationaler und 
internationaler Ebene eine Rolle bei 
biodiversitätsbezogenen Aufgaben spielen? 
• Welche Voraussetzungen müssen geschaffen 
werden, damit diese Gruppen Aufgaben 
übernehmen können (capacity building)?
Schritt 3: Strategie entwickeln
• Formulieren von Politiken, Anreizsystemen, 
Investitionsprogrammen, die nötig sind, um diese 
Fähigkeiten zu entwickeln und auszuüben
Schritt 4: Aktionsplan entwickeln
• Kooperative Vereinbarungen treffen, 
Koordinationsmechanismen zwischen Regierung, 
NRO, Firmen und lokalen Gemeinschaften 
aufbauen
• Arbeitsaufgaben definieren und ein Budget 
festlegen
• Einen Zeitplan für Dezentralisierung, 
Aufgabenverteilung und Kapazitätenaufbau bei 
den Projektpartnern erstellen
Schritt 5:
Umsetzung
Schritt 6: Monitoring und Evaluierung
• Evaluierung und Beurteilung von 
Effektivität und Effizienz der 
Zusammenarbeit, Vorschläge über 
angemessene Zielkorrekturen
Schritt 7: Berichterstattung
Abbildung E 3.9-1
Das Management biologischer Ressourcen im regionalen Planungsprozeß.
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Fördermittel im Hinblick auf den Schutz der Bio-
sphäre.
• Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit
sollte geprüft werden, wie sich verschiedene Aus-
prägungen des bioregionalen Managements in das
Konzept der ländlichen Regionalentwicklung –
und damit in ein wichtiges Instrument der techni-
schen Entwicklungszusammenarbeit – integrieren
lassen.Dabei ist besonders auf langfristig angeleg-
te Projekte zu achten (mindestens 15 Jahre). Bei
der Mittelvergabe sollte die Möglichkeit von Ziel-
korrekturen im Sinn eines adaptiven Manage-
ments zugelassen werden.
• Im Naturschutz sollte großräumigen, integrieren-
den Regionalkonzepten der Vorrang vor der Aus-
weisung isolierter Schutzgebiete gegeben werden
(Kap. E 3.3.2). Im Umfeld bestehender Schutzge-
biete sollte der Aufbau von Pufferzonen mit ent-
sprechenden Bewirtschaftungskonzepten geför-
dert werden, wie dies bei den Biosphärenreserva-
ten bereits geschieht.
• Nach dem Vorbild internationaler Städtepartner-
schaften wäre zu prüfen, ob nicht auch ein Pro-
gramm zur Förderung internationaler Regional-
partnerschaften zwischen Ländern hoher und nie-
driger biologischer Vielfalt initiiert werden sollte,
z.B.zunächst über einige Pilotprojekte.
• Für die Förderung von bioregionalen Ansätzen
sollten verschiedene Finanzausgleichs- und An-
reizmechanismen auf nationaler und internationa-
ler Ebene im Rahmen von Pilotprojekten erprobt
und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit evaluiert wer-
den (Kap. I 3.5). Dazu gehören auch Modelle für
den finanziellen Ausgleich zwischen Regionen mit
hohem Anteil an naturschutzrelevanten Flächen
(Typ „N“; Kap. E 3.3.1) und Regionen mit hohem
Anteil an intensiver Landnutzung (Typ „W“), in-
ternational wie national. Bei der Mittelvergabe
für regionale Förderprogrammen sollte immer
auch darauf geachtet werden, den nachhaltigen
Umgang mit der Biosphäre als Voraussetzung der
Förderwürdigkeit festzulegen.Die Biosphäre im System Erde FF 1 Von BIOSPHÄRE I zu BIOSPHÄRE III
F 1.1
Das Leben im System Erde: BIOSPHÄRE I
Wenn man vom Weltraum aus einen fernen Blick auf
die Planeten in unserem Sternsystem werfen könnte,
würde ein wissenschaftlicher Sherlock Holmes sofort
diagnostizieren können, welcher Planet Leben trägt
und welcher nicht.James Lovelock entwickelte diese
Vorstellung bereits als junger Wissenschaftler, als er
im Rahmen des NASA Programms der frühen
Mondflüge mit der Analyse oder Möglichkeit der
Entdeckung von außerirdischem Leben konfrontiert
wurde (Lovelock, 1998). Zur Beantwortung der
Schlüsselfrage, was unseren Planeten so besonders
macht, fand er in den bereits bekannten Fakten und
Daten zu unserer Atmosphäre die Antwort. Die Zu-
sammensetzung der Atmosphären der anderen Pla-
neten scheinen sich sehr zu ähneln und befinden sich
in einem bestimmten chemischem Gleichgewicht:
Hohe Anteile von Kohlendioxid, geringe Mengen
von Stickstoff und kein Methan oder Sauerstoff sind
deutliche Indikatoren für unbelebte Welten.Auf der
Erde jedoch sind die Verhältnisse umgekehrt.Relativ
hohe Methan-, Stickstoff- und Sauerstoffkonzentra-
tionen würden einem sich der Erde nähernden Besu-
cher schon von weitem signalisieren, daß er hier auf
eine belebte Welt fern vom chemischen Gleichge-
wicht treffen wird. Flora, Fauna und Mikroorganis-
men haben in der Atmosphäre nicht nur ihre Finger-
abdrücke hinterlassen, sondern scheinen ihre Zu-
sammensetzung auch maßgeblich zu bestimmen.Die
Biosphäre ist Teil des planetaren Systems, wobei die
Betonung auf dem Begriff System liegt. Eingebun-
den in ein kompliziertes Labyrinth aus Rückkop-
plungsschleifen und Ausgleichsprozessen prägt die
Biosphäre nach heutigem Kenntnisstand nicht nur
die Zusammensetzung der Atmosphäre, sondern
auch die des Bodens und des Meeres (Nisbet, 1994).
Darüber hinaus beeinflußt die globale Biosphäre
nicht nur die Regelung biogeochemischer Stoffkreis-
läufe, sondern sie scheint diese Regelung sogar in
eine für sie wichtige Richtung zu steuern. Diese
„Gaia-Hypothese“ besagt streng genommen,daß das
Leben auf einem Planeten in der Lage ist, die eige-
nen Subsistenzbedingungen zu kontrollieren und sie
zu ihrem „Vorteil“ verändern zu können (Lovelock
und Watson,1982).Diese,nach Meinung des Beirates
durchaus umstrittene,Hypothese steht für eine neue
Sichtweise des Lebens auf der Erde. Ein wichtiger
Aspekt ist die Kooperation der Lebewesen bei der
Gestaltung des Umweltbedingungen, die nicht im
Gegensatz zur natürlichen Selektion des Darwinis-
mus steht. Eine Vielzahl von Arbeiten zu spezifi-
schen Elementen des Erdsystems scheinen diese Hy-
pothese zu bestätigen (Schneider und Boston,1993).
Die Rolle der Biosphäre bei der Bildung und Verwit-
terung von Karbonatgesteinen als wichtigste CO2-
Senke, die Bedeutung der Albedo borealer Wälder
oder der Einfluß der Algen bei der Wolkenbildung
zur globalen Temperaturregelung sind nur einige
Beispiele, die überraschende Zusammenhänge of-
fenbaren.
Boreale Wälder haben durch ihre dunkle Farbe
nicht nur auf die nördlichen Regionen einen stark
temperaturausgleichenden Einfluß, sondern auch
auf das gesamte Weltklima. Ihre Verteilung richtet
sich somit nicht einfach nach einem vorgegebenen
Klima als äußere Randbedingung, sondern sie selbst
lassen durch ihre geringe Rückstrahlkraft sowohl die
Winter- als auch die Sommertemperaturen in we-
sentlichen Teilen der Nordhalbkugel ansteigen. In-
teressanterweise wäre eine Wiederbewaldung nach
einem Abholzen der Wälder an gleicher Stelle even-
tuell nicht mehr möglich,da es dafür dann möglicher-
weise zu kalt wäre und auch der Wasserhaushalt sich
stark verändert hätte.
Noch rätselhafter gestaltet sich die Rolle der Bio-
sphäre bei der durch Wolkenbildung beeinflußten
globalen Temperaturregelung. Bestimmte Wolken
erhöhen die Albedo und verringern somit die Inten-
sität der Sonnenstrahlung. Seit langem war bekannt,
daß Meeresalgen eine bestimmte Substanz, Dime-
thylsulfid (DMS), freisetzen, die als Kondensations-
keime die Wolkenbildung im hohen Maß steigern.
Dadurch können diese Organismen die Temperatur,
gerade in Regionen mit hoher Einstrahlung und da-
mit hohen Verdunstungsraten, stark herabsetzen230 F Die Biosphäre im System Erde
(Nisbet, 1994). Weitgehend unklar war jedoch, wel-
che Vorteile im Evolutionsprozeß daraus enstehen.
Erst vor kurzem konnten Hamilton und Lenton
(1998) aufzeigen, daß durch die Wolkenbildung ein
Auftrieb entsteht,der den Algen die Möglichkeit ver-
schafft,in diesem Sog aufzusteigen und sich „auf dem
Luftweg“ über weite Strecken auszubreiten. Dieses
Phänomen schafft ihnen enorme Wettbewerbsvortei-
le und ist möglicherweise auch vorteilhaft für die Sta-
bilität des gesamten Erdsystems.
Es scheint so,daß gerade solche „Win-Win“-Kom-
binationen im Evolutionsprozeß bevorzugt werden.
Individuelle Vorteile durch veränderte Umweltbe-
dingungen scheinen langfristig nur dann vorteilhaft
zu sein, wenn andere, zu denen Abhängigkeiten be-
stehen, ebenfalls profitieren. Das Netz der Interak-
tionen und Verknüpfungen zwischen der Biosphäre
und der Umwelt gewinnt damit an Bedeutung für das
Verständnis der Lebensbedingungen auf der Erde:
Wie hat sich ein solches System als Koevolution von
Leben und planetarer Umwelt gebildet? Antworten
auf diese Schlüsselfrage können wahrscheinlich nur
durch künstliche, nachgebaute „Welten“, die als ab-
geschlossene Systeme eine Plattform für diese Art
der Systemanalyse bilden, gegeben werden. Solche
Systeme sollen BIOSPHÄRE I,also das vom Menschen
noch nicht gestörte planetarische Ökosystem, simu-
lieren.
F 1.2
Eine gebaute Umwelt: BIOSPHÄRE II
Die Idee einer vom Menschen geschaffenen künstli-
chen Welt als geschlossener und autonomer Station,
die sich selbst erhält und alle notwendigen Ressour-
cen für den Menschen bereitstellt,ist nicht neu:Vom
Paradies über die Arche Noah bis zu Konzepten
nachhaltiger Entwicklung reicht die Ausgestaltung
dieser Vision, die das (Über-)Leben der Menschheit
in einem harmonischen Verhältnis mit der Schöpfung
ermöglichen soll. Auf der Suche nach Überlebens-
möglichkeiten auf anderen Planeten hat die Raum-
fahrt hierzu konkrete Projekte geplant.Eines der be-
kanntesten Projekte ist die sog. BIOSPHÄRE II, ein in
der Wüste von Arizona entstandener Versuch, auf
kleinstem Raum eine sich selbst regulierende und
von Menschen bewohnbare Biosphäre zu schaffen.
Dabei sollte das System kompakt genug sein, um es
beherrschen zu können, aber zugleich hinreichend
komplex und vielfältig, um als sinnvolles Labor zur
Untersuchung von natürlichen Ökosystemen der
Erde zu dienen.Zwei wesentliche Ziele sollten dabei
erreicht werden: Erstens die Untersuchung von bio-
geochemischen Kreisläufen in geschlossenen Syste-
men, die als Regelungsprozesse die Bewohnbarkeit
eines Planeten maßgeblich beeinflussen, und zwei-
tens ein tieferes Verständnis für die Frage nach der
grundsätzlichen Möglichkeit des Überlebens der
Menschheit im dauerhaften Gleichgewicht mit der
Biosphäre (Kelly,1994).
F 1.2.1
Wieviel Natur braucht eine Zivilisation?
Die naheliegendste, aber möglicherweise auch trivi-
alste Strategie, eine künstliche Biosphäre zu schaf-
fen, ist ein verkleinertes Abbild jedes Ökosystems
und jeder Klimazone aufzunehmen. Die Fragen
„Wieviel Natur ist nötig,um leben zu können?“ oder
„Welche Natur ist aus menschlicher Sicht erforder-
lich?“ würden,wenn man sie hätte beantworten kön-
nen, womöglich zu einem anderen Konstruktions-
prinzip geführt haben. So aber stellte die irdische
Biosphäre für das Konzept der BIOSPHÄRE II das all-
gemeine Modell dar, dem man sich möglichst voll-
ständig nähern wollte.Auf einer Fläche von 1,6 Hek-
tar entstanden, luftdicht abgeschlossen, fünf natürli-
che und zwei künstliche Lebensräume: tropischer
Regenwald, Savanne, Wüste, Sumpf, Meer, ein Ge-
biet mit intensiver Landwirtschaft und ein Wohn-
und Arbeitsbereich für acht Bewohner. Natürlich
kann in einem solchen Versuch nicht jedes Detail ab-
gebildet werden. Ein künstliche Geosphäre ist eben-
so wenig realisierbar,wie Gletscher oder größere eis-
bedeckte Regionen. Dennoch bemühte man sich,
dem Vorbild möglichst nahe zu kommen. Im Regen-
wald wurde beispielsweise ein über fünfzig Meter ho-
her Berg konstruiert,auf dem Nebelmaschinen einen
realistischen Dunstschleier produzierten und ein
Bach mit Wasserfall die Illusion eines realen tropi-
schen Bergwaldes erzeugte.
F 1.2.2
Konstruktion eines Gleichgewichts und ihre
Grenzen
Während auf der Erde (also in BIOSPHÄRE I) Klima
und Wasserkreislauf von der Sonne angetrieben wer-
den,waren diese Umweltbedingungen in BIOSPHÄRE
II so nicht herzustellen. Ein hoher technischer Auf-
wand mit Kühl-, Heiz- und Pumpsystemen sollte zu-
mindest die wichtigsten Aspekte der irdischen Um-
weltbedingungen reproduzieren. Ein Salzwasser-
meer mit einem Volumen von 250.000 Litern, Drai-
nagen,zusätzliche Wasserspeicher und eine Fülle von
Sprinkleranlagen und Nebelmaschinen demonstrie-
ren,welcher Aufwand erforderlich ist,um „Wetter zu
machen“. Es darf ja nicht vergessen werden, daß die
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unterschiedlichen Ökosysteme präpariert werden
sollten. Eine Vielzahl von Überwachungs- und Steu-
erungsanlagen wurde deshalb für die Aufrechterhal-
tung aller wichtigen Umweltparameter wie Tempera-
tur,Feuchtigkeit,Luft- und Wasserqualität innerhalb
der spezifischen Wertebereiche eingesetzt. Gleich-
zeitig schafften diese Geräte auch die Möglichkeit ei-
ner permanenten Speicherung der Umweltdaten.
Ein „Schnüffelsystem“ aus mehr als 1.200 Sensoren
entnahm alle 15 Minuten Luft- und Wasserproben.
Dadurch sollten alle Entwicklungen rekonstruiert
werden können.Man glaubte an alles gedacht zu ha-
ben, aber dennoch kam es ganz anders: Die gute
Nachricht war, daß die Luftqualität die eines Raum-
fahrzeuges übertraf. Die schlechte Nachricht war,
daß niemand bisher genau weiß warum.Man vermu-
tet einen unbekannten mikrobiellen Mechanismus.
Aber das war nicht das einzig Ungewöhnliche. Der
Kohlendioxidwert der Luft verhielt sich in der Regel
vollkommen erratisch. Die dabei erreichten Höchst-
konzentrationen von bis zu 3.800 ppm waren zwar
für die Bewohner von BIOSPHÄRE II nicht lebensbe-
drohlich, in einem U-Boot sind bis zu 8.000 ppm zu-
gelassen,aber man machte sich große Sorgen um ein
mühevoll angelegtes Korallenriff, da in Wasser gelö-
stes Kohlendioxid als Kohlensäure Kalk auflöst. Die
Sauerstoffkonzentration fiel von 21% auf 15% ab,
ein Wert an den die Bewohner von Lhasa (Tibet) an-
gepaßt sind, die aber einem Nordamerikaner Be-
schwerden bereiten. Müdigkeit und Abgeschlagen-
heit war die Folge. Die Frage war nur, wo war der
Sauerstoff geblieben? (Auch in BIOSPHÄRE I ist der
Sauerstoffkreislauf noch nicht vollständig aufgekärt;
Kelly, 1994). Insgesamt schien die BIOSPHÄRE II re-
gelrecht zu kollabieren: Da die Insekten als Pollen-
träger nicht überlebten, gingen wichtige Nutzpflan-
zen ein. Insgesamt starben 19 der 25 Wirbeltierarten
aus. Die offensichtlichen Sieger waren Kakerlaken
und sich extrem vermehrende Ameisen.Aus der Wü-
ste wurde eine Steppe, der Ozean zum toten Meer
und die acht menschlichen Bewohner magerten stark
ab.
Das Fazit dieses Experiments lautet:Gegenwärtig
weiß niemand,wie stabile lebenserhaltende Systeme,
die das natürliche irdische Ökosystem auszeichnet,
konstruiert werden können. Salzwasseraquarianer
kennen das Problem. Selbst in diesen Minibiosphä-
ren kann es Monate dauern, bis sich stabile mikro-
bielle Nahrungsnetze gebildet haben und die Le-
bensgemeinschaften harmonisieren. Lange Zeit ist
alles im Ungleichgewicht, Fische oder Pflanzen ster-
ben, es bilden sich faulige Gase. Das System mäan-
dert,bis es scheinbar plötzlich und ohne Anlaß „ein-
rastet“ und stabil wird. Es gibt aber bisher kein Re-
zept, um dies schneller zu erreichen oder möglicher-
weise kontrolliert herbeizuführen. Wie bei den
Aquarianern bleibt nur eins: Nichts tun und abwar-
ten. Möglicherweise ist diese banale Einsicht viel-
leicht sogar übertragbar. In der BIOSPHÄRE II tat
man genau das Gegenteil. Wurde es kritisch, dann
versuchte man z. B. durch eine Temperatursenkung
(um Kohlendioxid im Meerwasser zu speichern)
oder durch Veränderung von pH-Werten nachzu-
steuern. An allen möglichen zugänglichen Umwelt-
größen wurde gedreht, um das System zu stabilisie-
ren,und möglicherweise hat man die Stabilität genau
dadurch verhindert.
Auf jeden Fall erscheint nach diesem Experiment
die Fähigkeit des Lebens in BIOSPHÄRE I, seine Um-
weltbedingungen zum eigenen Wohl zu kontrollie-
ren,in einem völlig neuen Licht.Der Schlüssel zu ei-
nem tieferen Verständnis für die „prästabilisierte
Harmonie“ im System Erde und zum Versagen von
BIOSPHÄRE II liegt womöglich in der jüngeren For-
schung zur Gaia-Hypothese.
F 1.3
Ein geschärfter Blick auf BIOSPHÄRE I
Der wesentliche Unterschied zwischen BIOSPHÄRE I
und II liegt sicherlich nicht in der Zusammensetzung
beider Systeme. Bedeutsamer scheint die Struktur
der Regelsysteme zu sein.Bei BIOSPHÄRE II erfolgte
die Einstellung aller Umweltgrößen über einfache
Regelsysteme. Das Prinzip des Soll-Ist-Ausgleichs
einzelner Variablen berücksichtigt in der Regel aber
nur im geringen Maß Kopplungen zwischen den
Stellgrößen. Aufgrund der großen Zahl der Regel-
größen bzw.der damit verknüpften Freiheitsgrade ist
aber ein solches System nur schwer zu stabilisieren.
Insbesondere dann, wenn kein detailliertes Klima-
bzw. allgemeineres Umweltmodell zur Verfügung
steht,das eine kurzfristige Prognose erlaubt,können
Einflußnahmen nach dem Prinzip von „Versuch und
Irrtum“ mehr Störung als Ausgleich sein und fatale
Folgen haben.
F 1.3.1
Homöostase als grundlegendes Regelungsprinzip
In unserer natürlichen Umwelt scheinen aber homö-
ostatische Prinzipien zu dominieren. Homöostase
bedeutet hier, daß ein System sich selbst zu einem
Gleichgewichtspunkt steuert und dort in einem be-
grenzt stabilen Bereich verharrt (Rampino, 1993).
Geringe Störungen verändern nicht den Charakter
des Systems, weil sie neutralisiert werden können.
Diese Beobachtung weist Parallelen zu physiologi-
schen Systemen auf: Die Temperaturregelung im
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stem veranschaulicht das Phänomen der Homöosta-
se: Es existiert kein objektiver Sollwert, sondern die
beteiligten Prozesse sind über negative Rückkopp-
lungen so miteinander verknüpft, daß sich quasi au-
tomatisch ein stabiles Gleichgewicht einstellt. Ein
einfaches Modell von Watson und Lovelock (1983)
soll dies veranschaulichen.Man stelle sich einen Pla-
neten vor,der ausschließlich mit weißen und schwar-
zen Gänseblümchen bedeckt ist. Ihre Wachstumsra-
ten nehmen mit höherer Temperatur ab.Bei gegebe-
ner Sonneneinstrahlung bewirken die schwarzen
Gänseblümchen aufgrund ihrer Farbe eine höhere
Temperatur als die weißen.Läßt man jedoch die Ein-
strahlung stärker werden,nimmt die Wahrscheinlich-
keit,daß sich die schwarzen Pflanzen vermehren,mit
steigender Temperatur ab. Die stärker reflektieren-
den weißen Gänseblümchen werden dadurch kon-
kurrenzfähiger und können sich vermehren.Die Ge-
samttemperatur des Planeten bleibt dadurch nahezu
konstant. Das Verhältnis zwischen schwarzen und
weißen Gänseblümchen paßt sich sozusagen selbst-
organisiert der stärkeren Einstrahlung an und regelt
diese Störung weg.Wäre der Planet aber nur ein un-
belebter Erdklumpen,so würde er sich entsprechend
der Erwärmung der Sonne aufheizen. Durch den
Konkurrenzkampf zwischen schwarzen und weißen
Gänseblümchen in Form einer Darwinschen Selek-
tion ergibt sich also für die Individuen die Möglich-
keit, ihre Lebensbedingungen gemeinsam zu kon-
trollieren.Aus der Grundidee von „Daisy World“ las-
sen sich wesentlich komplexere und realistischere
Modelle formen, die diese homöostatischen Fähig-
keiten zeigen und teilweise verbessern (von Bloh et
al., 1997). Selbststeuerung ist insofern ein außeror-
dentlich robustes Prinzip.
F 1.3.2
Der Metabolismus des Erdsystems
In diesem Licht betrachtet, werden die anfangs er-
wähnten Besonderheiten der irdischen Atmosphäre
erklärbar. Bis auf die reaktionsträgen Edelgase wer-
den alle anderen Bestandteile von einem komplizier-
ten Zusammenspiel biologischer und geologischer
Prozesse gesteuert. Die Photosynthese spielt dabei
eine wichtige Rolle. Ihr „Abfallprodukt“ Sauerstoff
ist mit etwas mehr als 20% der zweitwichtigste Be-
standteil der Atmosphäre. Dieser Anteil wird dabei
erstaunlich konstant gehalten. Bei unter 15% Sauer-
stoffkonzentration läßt sich selbst trockenes Holz
nicht mehr entzünden. Bei mehr als 25% aber gerät
ein Regenwald in Brand (Nisbet, 1994). Interessan-
terweise ist hier auch Stickstoff beteiligt. Er ist
brandhemmend und schützt die Pflanzen. Gleichzei-
tig zeigt sich sein Atmosphärenanteil von 78% eben-
falls erstaunlich stabil:Stickstoffixierende und Stick-
stoff freisetzende Prozesse stehen in einem Gleichge-
wicht. Vor allem Bakterien, aber auch Prozesse wie
Blitze, fixieren Stickstoff, andere Bakterien setzen
ihn wieder frei. Die Freisetzung ist dabei sehr wich-
tig:Alle Nahrungsketten an Land wie im Wasser sind
auf die Verfügbarkeit von Nitrat angewiesen. Ohne
den Metabolismus von Gaia würde die Stickstoff-
konzentration der Atmosphäre im Laufe einiger Mil-
lionen Jahre deutlich abnehmen.
Dies ist aber nur ein kleiner Ausschnitt aus dem
physiologisch-metabolischen Zusammenspiel im
Erdsystem.Die Konzentration von Sauerstoff ist eng
an die von Kohlendioxid und Phosphor geknüpft.
Mehr Kohlendioxid würde über die Photosynthese
den Sauerstoffgehalt erhöhen und damit verstärkt
Waldbrände möglich machen. Dadurch entstünde
eine negative Rückkopplung, die über die Freiset-
zung von Phosphor aus der Landbiomasse das Al-
genwachstum im Meer stimulieren und damit letzt-
lich die Ablagerung von abgestorbener Biomasse am
Meeresboden beschleunigen würde. Durch diesen
Entzug von Phosphor und die Senkung des Kohlen-
stoffgehalts der Atmosphäre wären die ursprüngli-
chen Verhältnisse wieder hergestellt.
Phosphor selbst ist ein limitierender Faktor für die
Biosphäre, der aber, wenn genügend Kohlendioxid
bereit steht,möglicherweise von ihr selbst „geerntet“
werden kann.Eine Erhöhung der Kohlendioxidmen-
ge in der Luft führt über den Treibhauseffekt zu
mehr Niederschlägen,die insbesondere die Verwitte-
rung von Mineralien sowohl chemisch als auch biolo-
gisch (über die größere Aktivität der Bodenlebewe-
sen und Pflanzen) beschleunigen können. Der Ver-
witterungsprozeß stellt dann wiederum Nährstoffe
bereit (z. B. Phosphor, Schwefel), die die Aktivität
der Biosphäre weiter steigern, bis die atmosphäri-
sche Kohlendioxidmenge restabilisiert worden ist.
Nach heutigem Kenntnisstand scheint dieser Regel-
kreislauf als biologisch moderierter Silikat-Karbo-
nat-Zyklus (Berner et al., 1983) primär auf längeren
Zeitskalen zu wirken und nicht nur die „Lebenser-
wartung“ von Gaia festzulegen,sondern auch die frü-
he Entwicklung gesteuert zu haben (Franck et al.,
1998). Es ist bekannt, daß die Sonne in ihrer Früh-
phase ca.30% weniger Energie als heute abgestrahlt
hat. Bei gleichen atmosphärischen Bedingungen
wäre die Erde damals ein Eisplanet gewesen,der auf-
grund der sehr hohen Rückstrahlkraft von Eis nie
wieder aufgetaut wäre. Bei geringerer Sonnenein-
strahlung stabilisiert der Silikat-Karbonat-Kreislauf
aber eine höhere CO2-Konzentration in der Atmo-
sphäre und sorgt somit über den Treibhauseffekt für
flüssige Ozeane und einen funktionierenden Wasser-
kreislauf(Walker et al.,1981).Gerade letzterer ist für
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Viertel der vom Erdsystem aufgenommenen Energie
treibt den Wasserkreislauf an,der – man beachte die
offensichtliche Analogie zum lebenden Organismus
– Nährstoffe für die Biosphäre produziert,global ver-
teilt und aufnahmefähig macht und der den Energie-
haushalt regelt, indem Wärmeenergie global verteilt
und bestimmten Regionen Energie zugeführt wird
sowie andere über Wolken gekühlt werden (Volk,
1998). Die Analogie zum lebenden Organismus ist
offensichtlich. An jedem Teil dieser irdischen Kli-
maanlage sind eine Fülle von Organismen beteiligt:
Die Sonne ist zwar die treibende Kraft, doch Steue-
rung und Aufbau unterliegen biologischen Kontroll-
mechanismen.
Es scheint so,als ob die Evolutionnicht nur einzel-
ne Arten mit harmonischen, sich selbst stabilisieren-
den physiologischen Regelprozessen ausgestattet
hat, sondern auch die gesamte Biosphäre. Dies be-
deutet jedoch keinesfalls eine Entwarnung für das
von der Menschheit „veranstaltete“ Treibhausexpe-
riment. Geringe Fluktuationen und Störungen dürf-
ten sehr wohl vom Erdsystem geregelt werden kön-
nen. Aber wie einfache geophysiologische Modelle
zeigen, gibt es eine Grenze der Störung, ab der die
Homöostase überlastet wird und scheinbar ohne
Vorwarnung zusammenbricht. Wir wissen nicht, wie
weit wir davon noch entfernt sind und kennen auch
nur einige wenige wichtige Regelelemente. Das In-
ternationale Geosphären-Biosphären Programm
(IGBP) hat deshalb die Analyse dieser Aspekte zu
einem zentralen Forschungsschwerpunkt gemacht.
Die biologischen Aspekte des (globalen) Wasser-
kreislaufes oder die Analyse der biogeochemischen
Stoff- und Energiekreisläufe sind in diesem interna-
tionalen Verbundprogramm Aktivitäten,die im Lich-
te der Gaia-Theorie weitere Schlüsselinformationen
zum Verständnis des Erdsystems liefern dürften.
F 1.4
Auf dem Weg zur globalen Steuerung: BIOSPHÄRE III
Im Rückblick ist das weitgehende Scheitern des
BIOSPHÄRE-II-Experiments alles andere als überra-
schend. Denn die im letzten Abschnitt grob skizzier-
te physiologisch-metabolische Komplexität von
BIOSPHÄRE I ist ja das Ergebnis einer milliardenjäh-
rigen Evolution im Wechselspiel von Opportunität
und Funktionalität: Angestachelt von unterschied-
lich heftigen externen und internen Störungen hat
sich zwischen den Polen Zufall und Zweck ein Sy-
stem selbst organisiert, das im gesamten Universum
möglicherweise nur einmal glücken kann.
Trotz der Fehlschläge treibt die NASA im Rah-
men des Programms CELSS (Controlled Ecological
Life Support Systems) die Entwicklung von künstli-
chen Agroökosystemen voran, welche unter extra-
terristischen Bedingungen maximale Nahrungspro-
duktion sichern soll (Volk, 1996). Und das „Geo-In-
genieurswesen“, das die unbewußten ökologischen
Fehltritte der Industriegesellschaft (wie die gedan-
kenlose Freisetzung von FCKWs und CO2) im gro-
ßen Maßstab zu „reparieren“ sucht,kann bereits auf
erste Erfolge zurückblicken. Beispielsweise löste die
Düngung des tropischen Ozeans westlich der
Galápagos-Inseln mit nur 500 kg Eisensulfat eine
große Algenblüte aus (Coale et al.,1996).Damit wur-
de demonstriert, daß die marine „Biologische Pum-
pe“ zum Ausfällen von Kohlenstoff aus der Wasser-
säule (zumindest kurzfristig) gezielt verstärkt wer-
den kann.
Die Qualität solcher Versuche zur Kontrolle von
Lebenswelten, oder gar der Lebenswelt, ist immer
noch sehr niedrig,aber gibt es wirklich eine Alterna-
tive zum Fortschritt auf dem Weg zu BIOSPHÄRE III,
also einer gesteuerten globalen Umwelt? Die
Menschheit baut bereits das planetarische Ökosy-
stem mit rapide wachsender Eingriffstiefe und Trag-
weite um, bisher allerdings ohne einen wie auch im-
mer gearteten, umfassenden Bauplan! Beispielswei-
se waren in BIOSPHÄRE I ca. 40% der vegetationsfä-
higen Fläche mit Wald bedeckt (Burschel,1995;WRI,
1997); dieser Anteil ist in den vom Menschen gestal-
teten Landschaften der Gegenwart auf durchschnitt-
lich ca.27% geschrumpft (FAO,1997b).Und das gro-
ße,durch Verbrennung fossiler Energieträger „insze-
nierte“ CO2-Anreicherungsexperiment mit der At-
mosphäre wird die Biosphäre weniger indirekt durch
den „Nebeneffekt“ Klimawandel als vielmehr direkt
durch den Überdüngungsschock in Bewegung set-
zen.
Ein überzeugender Beweis für den CO2-Dün-
gungseffekt ist die Beobachtung, daß sich das jährli-
che Atmen des planetarischen Lebens zunehmend
vertieft (Kasten F 1.1-1). Die Auswirkungen auf die
Zusammensetzung der irdischen Ökosysteme infol-
ge veränderter Konkurrenzbedingungen lassen sich
noch nicht genau absehen, dürften jedoch beträcht-
lich sein. Denn die evolutionsgeschichtlich älteren
C3-Pflanzen (zu denen auch Weizen und Reis gehö-
ren) sind an kohlendioxidreiche Atmosphären opti-
mal angepaßt und könnten den „jüngeren“ C4-Pflan-
zen (wie Mais, Sorghum und Zuckerrohr, aber auch
viele natürliche Gräser) hinsichtlich der Nährstoff-
verwertung den Rang ablaufen. Diese Tendenz wird
allerdings konterkariert durch die Tatsache,daß eine
wärmere Umgebungstemperatur metabolisch eher
C4-Planzen begünstigt (Taiz und Zeiger, 1991; Mon-
son und Moore,1989).
Vieles spricht dafür, diesen weitgehend errati-
schen Vorgang in einen wohlkontrollierten Prozeß
überzuführen im Sinn einer Biosphärengovernance234 F Die Biosphäre im System Erde
Kasten F 1.1-1
Das Atmen der Biosphäre
Die berühmte Mauna-Loa-Kurve zeigt, wie unter dem
Einfluß der Industriegesellschaft der CO2-Gehalt der Erd-
atmosphäre nahezu exponentiell anwächst.
Der deutlich sichtbare Langzeittrend wird durch eine
jährliche Oszillation von durchschnittlich 6 ppm Amplitude
moduliert, wie sie bei entsprechender Vergrößerung der
Kurve deutlich zu erkennen ist (Abb.:F 1.1-2).Diese Oszil-
lation ist spektakulärer Ausdruck für den „lebenden“ Pla-
neten Erde. Wenn die Vegetation der Nordhemisphäre im
Frühjahr zu wachsen beginnt,konsumiert sie soviel CO2aus
der Luft, daß die CO2-Konzentration um mehrere ppm ab-
gesenkt wird.Wenn im Herbst ein Großteil des im Sommer
produzierten Pflanzengewebes abstirbt und verrottet (z. B.
das Laub vieler Bäume),wird wieder soviel CO2freigesetzt,
um den Frühlingsverlust nahezu auszugleichen.
Eine Feinanalyse der Mauna-Loa-Daten (Keeling,
1994) enthüllt,daß die saisonalen „Inhalationen“ und „Ex-
halationen“ der Biosphäre mit dem langfristigen Anstieg
des Kohlendioxids in der Atmosphäre immer ausgeprägter
werden (Idso,1995).Abb.F 1.1-3 zeigt,daß sich der „Atem
des planetarischen Lebens“ in den letzten Dekaden um ca.
20% verstärkt hat. Das dürfte die Folge des kombinierten
Kohlendioxid-Stickstoff-Düngungseffekts aufgrund der
ungebremsten Stoffeinträge aus der Anthroposphäre in die
Ökosysteme sein.
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Abbildung F 1.1-2
CO2-Kurve am Mauna Loa,Hawaii für den Zeitraum 1994-
1998.
Quelle:Keeling und Whorf,1999
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so wie das Management der Erdatmosphäre späte-
stens mit dem Kyoto-Protokoll zu einem Projekt der
Moderne geworden ist. Wie aber soll diese Gover-
nance aussehen? Eine Grundtypologie der mögli-
chen Strategienläßt sich schon vorab skizzieren.Drei
Hauptrollen sind es, zwischen denen sich die
Menschheit wird entscheiden müssen: die Rolle des
Bewahrers („Noah“), die Rolle des Pflegers bzw.
Vormunds („Kurator“) und die Rolle des Gestalters
(„Demiurg“). Der moderne Noah würde nicht ein-
fach jede Art der Schöpfung zu erhalten suchen,son-
dern auch jeden Landschafts- und Ökosystemtyp.
Der Biosphärenkurator würde im Bewußtsein seiner
Verantwortung behutsam und nach reiflicher Über-
legung einzelne Elemente der existierenden Lebens-
welt ausselektieren oder transformieren. Der Demi-
urg des 3. Jahrtausends würde dagegen als Weltbau-
meister versuchen, die Biosphäre und ihre Subsi-
stenzbedingungen zu „verbessern“, wobei der
Meliorierungsanspruch von Schlüsselackerpflanzen
bis hin zu einem globalen Landnutzungskonzept rei-
chen könnte.
Die Anhänger des Demiurgenprinzips sind nicht
zuletzt durch die Einsicht motiviert, daß die heutige
Biosphäre nur etwa 30% ihres wahren Potentials als
photosynthetischer Energiespeicher ausschöpft
(Volk, 1998).Wie oben angedeutet, könnte sich dies
schon bald ändern,wenn nämlich die Industriegesell-
schaft die Kombination der anthropogenen Umwelt-
trends CO2-Anreicherung der Atmosphäre, Stick-
stoffanreicherung der Ökosysteme und globale Er-
wärmung in geschickter Weise zu nutzen verstünde.
Der amerikanische Agrarwissenschaftler S. B. Idso
kommt angesichts solcher Perspektiven geradezu ins
Schwärmen: „und so scheint es, daß wir mit den er-
sten Schritten einer – im wahrsten Sinn des Wortes –
Wiedergeburt der Biosphäre experimentieren: Der
Anfang einer biologischen Auffrischung, die in der
Menschheitsgeschichte beispiellos ist,die aber in un-
serer geologischen Vergangenheit, in der der CO2-
Gehalt der Atmosphäre vielfach höher war als heute,
nicht ungewöhnlich war.Biologisch betrachtet waren
die vergangenen Zeiten mit hohen CO2-Konzentra-
tionen die wahrhaft „guten alten Tage“.[...].Zu unse-
rem Glück und für all die anderen Lebensformen,
mit denen wir diesen Planeten teilen, gibt es immer
mehr Hinweise dafür,daß uns die Menschheit genau
in diese Zeiten zurückführt.... zurück zu einer pro-
duktiveren Zukunft“ (Idso, 1995, eigene Überset-
zung).
Diese nach Meinung des Beirates wenig realisti-
sche Einschätzung kann aufgrund des heutigen
Kenntnisstandes nicht ernsthaft in Betracht gezogen
werden.Aber selbst wenn die Biosphärengovernan-
ce der Zukunft Elemente der Demiurgenstrategie
enthalten sollte (und dafür spricht einiges),dann soll-
ten diese Elemente mit weniger heißem Herzen und
deutlich kühlerem Verstand implementiert werden.
Die Diskussion hierzu hat bereits begonnen
(Schellnhuber und Kropp,1998;Schellnhuber,1998).Globales Klima zwischen Wald und Wüste – zwei Extremszenarien F 2
Durch ihre Kontrolle über die Prozesse an den Land-
und Meeresoberflächen ist die Biosphäre ein zentra-
ler Faktor im globalen Klimasystem. Die Biosphäre
beeinflußt das Klima dadurch, daß sie die Wasserbi-
lanz, die Wärmebilanz und die Bilanzen klimarele-
vanter Gase steuert (WBGU, 1998a). Im folgenden
wird die Bedeutung der Biosphäre für die atmosphä-
rische Zirkulation und das Klima der Erde durch
zwei hypothetische,im Modell realisierte Extremsze-
narien veranschaulicht: Vollständig fehlende bio-
sphärische Kontrolle der Landoberfläche wird durch
das Szenario „Globale Wüste“ repräsentiert, wäh-
rend eine maximale Kontrolle der Biosphäre mit
dem Szenario „Globaler Wald“ möglich ist.
F 2.1
Wechselwirkungen zwischen Biomen,Atmosphäre
und Klima
Die Klimate der Erde (Köppen,1923) können durch
die großräumige Verteilung der natürlichen, an den
Boden und das Klima angepaßten Biome (Vegeta-
tionstypen) charakterisiert werden (Kasten F 2.1-1;
WBGU, 1993). Andererseits beeinflussen biologisch
kontrollierte Prozesse und Parameter der Landober-
flächen wie Bedeckungsgrad,Blattflächenindex oder
Bodenwassergehalt das Klima. Im Gegensatz zu den
Meeresoberflächen werden die klimarelevanten Ei-
genschaften der Landoberflächen von der Biosphäre
dominiert;so zeigen Landoberflächen nur bei hinrei-
chendem Zugang zu Bodenwasser eine vergleichba-
re Energiebilanz und Verdunstung wie Meeresober-
flächen. Die biologisch kontrollierten Parameter
sind meist voneinander abhängig und repräsentieren
unterschiedliche Aspekte der Vegetation.
Die Ziele einer Kopplung globaler Biosphären- und
Klimamodelle bestehen darin, Änderungen in der
geographischen Verteilung der Vegetation aufgrund
von Klimaänderungen darzustellen, die wichtigsten
Einflußfaktoren zu ermitteln, die die Wechselwir-
kungen zwischen Biosphäre und Klima betreffen
und den biosphärischen Einfluß auf das Klima quan-
titativ abzuschätzen. Die Verbindung biogeographi-
scher und atmosphärischer Systeme unterschiedli-
cher Skalen (Gutman et al.,1984;Henderson-Sellers,
Kasten F 2.1-1
Biome
Die Übereinstimmung der räumlichen Verteilung der
Pflanzen und Klimate ist eine alte Beobachtung der Pflan-
zenökologie,Vegetationsgeographie und Klimatologie, auf
deren Grundlage eine Klassifizierung der verschiedenen
globalen Vegetationsformationen – inzwischen ökologisch
erweitert „Biome“ genannt (Kap.E 1) – entstanden ist.Auf
der Basis der Klimaklassifikation von Köppen (1923) wur-
den zahlreiche Modelle und Schemata zur Erdeinteilung in
abgrenzbare Biome weiterentwickelt, wobei Grenzen der
Klimazonen mit Grenzen der potentiell natürlichen Vege-
tationstypen gleichgesetzt werden. Biome bieten die Mög-
lichkeit einer strukturierten Analyse der Biosphäre auf glo-
baler Skala und erlauben die regionale „Zuordnung von
Prozessen und Bilanzen“ (WBGU,1993).Die Relevanz der
engen Zusammenhänge zwischen Pflanzenwachstum und
der regionalen Verbreitung bestimmter Arten einerseits,
Niederschlag, Temperatur und Luftfeuchtigkeit anderer-
seits,führte vor allem aufgrund des globalen Klimawandels
zu zahlreichen Versuchen,Biome als integrale Bestandteile
von Klimamodellen einzuführen.Dabei werden sowohl der
Einfluß des Klimawandels auf die Vegetationszonen als
auch die Auswirkung der Biosphärenelemente auf das Kli-
masystem erfaßt (z.B.Prentice et al.,1992;Foley et al.1996;
Claussen et al.,1998).
Biome werden als eine Gruppierung terrestrischer Öko-
systeme nach den jeweils dominanten Pflanzentypen defi-
niert (Abb. F 2.1-1), um den wechselseitigen Einfluß von
Klima und Biosphäre auf globaler Skala zu modellieren
und damit Prognosen über globale Umweltveränderungen
zu erhalten (Prentice, 1998). In weiterentwickelten Biom-
Modellen setzt sich die terrestrische Biosphäre aus biophy-
sischen, physiologischen und ökologischen Prozessen mit
ihrer zeitlichen Entwicklung zusammen.
Der Einfluß des Menschen in den von ihm landwirt-
schaftlich am meisten genutzten Zonen verringert die Aus-
sagekraft der Modelle in bezug auf die reale Vegetation die-
ser Regionen,d.h.für diese Gebiete zeigen sie eine nur kli-
maabhängige,potentiell natürliche Vegetation.237 Wechselwirkungen zwischen Biomen,Atmosphäre und Klima F 2.1
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1993;Claussen,1994;Foley et al.,1996) gibt Einblick
in die Bedeutung der Biosphäre für die Zirkulation
der Atmosphäre und für den globalen Wasserkreis-
lauf.Dabei beeinflußt die Biosphäre das Klima mög-
licherweise stärker als bisher angenommen (Foley et
al.,1996;Kap.F 1).
Sensitivitätsanalysen dieser gekoppelten Systeme
zeigen, daß die gegenwärtige Biomverteilung ein-
deutig zum heutigen Klima paßt und diese auch rela-
tiv unabhängig von der Ausgangssituation ist, mit
Ausnahme Westafrikas und der südlichen Sahara
(Claussen,1998).Die meisten Studien konzentrieren
sich allerdings entweder auf einzelne Prozesse (auch
im Paläoklima) oder auf regionale Aspekte (siehe
Übersichtsartikel von Pielke et al.,1998),wie die Ab-
holzung des Amazonas (Henderson-Sellers, 1993),
die borealen Wälder (Bonan et al., 1992), die Ände-
rung der Bodenalbedo in subtropischen Savannen
(Charney,1975),die Verdunstung (Shukla und Mintz,
1982), die Kapazität der Wasserspeicherung (Milly
und Dunne, 1994) oder die Wurzeltiefe der Vegeta-
tion (Kleidon und Heimann, 1998). Inzwischen lie-
gen Kenntnisse über kurz- und langzeitige Interak-
tionen zwischen Vegetation und Atmosphäre, über
den Wasser- und Stoffkreislauf sowie den Energie-
und Strahlungshaushalt vor. Darüber hinaus ist der
durch menschliche Aktivitäten wie Überweidung
und Desertifikation verursachte Einfluß auch spür-
bar.Allerdings untersuchen nur wenige Arbeiten die
Zusammenhänge zwischen Vegetation und Klimasy-
stem auf globaler Skala.
Mechanismen und Rückkopplungen
Die Pflanzendecke modifiziert die globalen Energie-
und Wasserbilanzen durch zwei wesentliche Effekte
(Abb.F 2.1-2):(1) Pflanzen und Wälder bewirken im
Vergleich zur vegetationslosen Landoberfläche eine
höhere Transpiration durch die Nutzung des Boden-
und Grundwassers und (2) sie absorbieren durch ihre
geringere Albedo mehr Sonnenstrahlung.Beide Me-
chanismen wirken zusammen und (3) erhöhen die
Evapotranspiration an der Erdoberfläche. Die un-
mittelbaren Folgen sind (4) Abnahme der oberflä-
chennahen Temperatur und (5) Anstieg der Feuchte
in der Atmosphäre. Drei Rückkopplungen des Was-
ser- und Strahlungshaushalts der Atmosphäre verän-
dern den unmittelbaren Vegetationseinfluß: (6) Der
Wasserkreislauf verstärkt sich durch erhöhte Feuch-
tigkeit in der Atmosphäre;das begünstigt Wolkenbil-
dung und Niederschlag und kann so zu mehr Evapo-
Wasserdampf induzierter 
Treibhauseffekt (7, 8)
Langwellige Ausstrahlung (7, 8)
Absorbierte 
Sonneneinstrahlung (2)
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Energie- und 
Strahlungshaushalt
Atmosphäre
Boden
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Abbildung F 2.1-2
Mechanismen und Rückkopplungen zwischen Biosphäre und Atmosphäre.Erklärung der Ziffern im Text.
Quellen:WBGU und Meteorologisches Institut Hamburg239 Die Biosphäre zwischen Wald und Wüste: eine Simulation F 2.2
transpiration in ariden Gebieten führen.(7) Feuchte-
und Wolkenzunahme erhöhen zudem die langwellige
Gegenstrahlung der Atmosphäre und somit den was-
serdampfinduzierten Treibhauseffekt.(8) Die an der
Erdoberfläche verfügbare Strahlung verändert sich
ebenfalls: Die Abkühlung der Oberflächen wird
durch eine geringere,die Wolken durchdringende so-
lare Strahlung und eine höhere Verdunstung verur-
sacht. Die kühlere Oberfläche verringert die lang-
wellige Ausstrahlung des Bodens und schwächt somit
substantiell den Wasserdampftreibhauseffekt. Beide
Rückkopplungen wirken konträr, wobei insgesamt
die Vegetation den Treibhauseffekt verringert (Abb.
F 2.1-2).
F 2.2
Die Biosphäre zwischen Wald und Wüste: eine
Simulation
Um den maximalen Effekt abzuschätzen, den Vege-
tation auf die Atmosphäre (Fraedrich et al., 1999)
und auf die Prozesse an der Landoberfläche (Klei-
don et al., 1999) haben kann, wird das Hamburger
globale Klimamodell ECHAM 4 eingesetzt (Roeck-
ner et al., 1996). Es ist ein Modell, das Teile des Erd-
systems in hochauflösendem Detail simuliert. Dazu
wird für die Kontinente maximale (Szenario „Globa-
ler Wald“) bzw. fehlende biosphärische Kontrolle
(Szenario „Globale Wüste“) vorgeschrieben. Inte-
grale Bestandteile der Klimamodelle sind Parametri-
sierungen der physikalischen Prozesse an den Land-
oberflächen. Sie beschreiben die Wechselwirkungen
zwischen Atmosphäre und Untergrund durch den
Austausch von Wärme, Wasser und Impuls. So
schließt der Wasserhaushalt des Untergrunds den
Oberflächenabfluß ein,berücksichtigt aber nicht auf-
lösbare standörtliche Inhomogenitäten, langsame
und schnelle Drainage in Abhängigkeit vom Wasser-
gehalt in den Wurzelregionen der Pflanzen sowie die
gesamte Evapotranspiration, die ihrerseits die Ver-
dunstung von Schnee, unbedecktem Boden,Transpi-
ration von Vegetation und die Evaporation von Was-
ser in den Baumkronen umfaßt (WBGU, 1998a). Im
Detail charakterisieren folgende Parameter die Ve-
getation der Klimasäulen, die zu jedem Gitterpunkt
des globalen Modells gehören:(a) Albedo,(b) Wald-
bedeckung, (c) Vegetationsbedeckung, (d) Blattflä-
chenindex, (e) Rauhigkeit und (f) Speicherkapazität
von Bodenwasser. Jede Klimasäule an einem Gitter-
punkt repräsentiert eine Fläche von etwa 2.8° x 2.8°;
ihre Kommunikation untereinander wird von der at-
mosphärischen Zirkulation übernommen. Das eine
Extrem,das Szenario „Globale Wüste“,setzt sich aus
Eigenschaften der Wüste zusammen, mit ihrer hel-
len,ebenen Oberfläche sowie der geringen Fähigkeit
der Wüstenböden, Wasser zu speichern. Das zweite
Extrem,das Szenario „Globaler Wald“,setzt sich aus
Parametern zusammen, die einer hohen Nettopri-
märproduktion der Vegetation entsprechen, wie sie
intropischen Regenwäldernvorkommt (mit dunkler,
rauher und verdunstender Oberfläche). Das Szena-
rio „Globaler Wald“ ist gekennzeichnet durch eine
Albedo von 12%,eine Vegetations- und Waldbedek-
kung von 100%,einen Blattflächenindex von 10,eine
Rauhigkeit von 2 m und eine optimale Speicherkapa-
zität von Bodenwasser.Zum Szenario „Globale Wü-
ste“ gehört hier folgender Parametersatz: Die Albe-
do liegt bei 28%, Vegetations- und Waldbedeckung,
Blattflächenindex und Rauhigkeit werden auf null
gesetzt und die Bodenfeuchtigkeit ist anhand einer
Bodentiefe von 10 cm und des globalen Datensatzes
der Wasserverfügbarkeit von Pflanzen nach Batjes
(1996) ermittelt worden. Im Szenario „Globale Wü-
ste“ fehlt die biosphärische Kontrolle der Landober-
fläche vollständig, während sie im Szenario „Globa-
ler Wald“ maximal ist. Die Biosphäre wird in der
Sensitivitätsanalyse als umfassende, globale Einheit
verstanden und es wird keine Differenzierung nach
unterschiedlichen Biomen zugelassen. Die Eigen-
schaften und Stärke ihrer Kontrolle über die Phäno-
mene der Landoberflächen werden daher durch eine
Skala abgebildet, die von „keinerlei biosphärischer
Kontrolle“ bis zu „maximal möglicher Kontrolle“
reicht. Die Eigenschaften der Landoberflächen bei-
der Extrema bilden den Input für beide Klimasimu-
lationen. Diese erlauben eine Quantifizierung der
Auswirkungen der Biosphäre auf das Klimasystem.
In der folgenden Diskussion wird das Szenario „Glo-
bale Wüste“ als Referenz gewählt, wobei die Diffe-
renz der Szenarien „Globaler Wald“ minus „Globale
Wüste“ die Ausmaße der Extreme demonstrieren
soll.
Die Ergebnisse zeigen, daß der globale Wasser-
kreislauf im Szenario „Globaler Wald“ über Land
bedeutend aktiver ist als im Szenario „Globale Wü-
ste“: Die Niederschläge liegen um ca. 100% höher,
die Evapotranspiration ist ca. 250% stärker und die
mittlere atmosphärische Feuchtigkeit liegt über
Land etwa 30% höher (Abb. F 2.2-1a). Spitzenwerte
sind über den kontinentalen Regionen der Tropen
und während des Sommers in den gemäßigten Brei-
ten anzutreffen (Abb.F 2.2-2b).
Die substantielle Erhöhung der Evapotranspira-
tion im Szenario „Globaler Wald“ ist mit einer Ver-
ringerung des fühlbaren Wärmeflusses um 30% ge-
koppelt und verändert damit die Energiebilanz der
Erdoberfläche.So reduziert sich das Bowen-Verhält-
nis (fühlbarer Wärmestrom zu Evapotranspiration)
über den Landregionen von 1,25 auf 0,12,so daß sich
die Land- und Ozeanoberflächen angleichen. Infol-
gedessen führt die Verdunstung (Evapotranspira-240 F Die Biosphäre im System Erde
tion) im Szenario „Globaler Wald“ zu einer Abküh-
lung der Oberfläche um etwa 1,2 °C über Land mit
Spitzenwerten der Abkühlung bis zu 8 °C in den Tro-
pen und bis zu 6 °C im Sommer der mittleren Breiten
(Abb.F 2.2-2a).Die an der Erdoberfläche absorbier-
te Solarstrahlung nimmt nur unwesentlich um weni-
ger als 5% zu.Dieser geringe Unterschied ist das Re-
sultat einer gesteigerten Wolkenbildung (+16%),die
als negativer Rückkopplungseffekt auftritt. Da sich
die langwellige Ausstrahlung der Oberfläche um
etwa 30% reduziert, erhöht sich die am Boden ver-
fügbare Strahlungsbilanz beträchtlich. Diese starke
Abnahme der thermischen Ausstrahlung (und der
damit verbundenen Temperatur), die als Differenz
zwischen Wüste und Wald auftritt,entsteht durch die
gesteigerte Fähigkeit der Böden, Feuchtigkeit zu
speichern und in trockenen Zeiten wieder abzuge-
ben. Hinzu kommt die erhöhte Strahlungsbilanz an
der Oberfläche, die der Evapotranspiration zur Ver-
fügung steht (Milly und Dunne,1994;Eltahir,1998).
Die Unterschiede zwischen den beiden Extremen
können durch die oben beschriebenen Mechanismen
verstanden werden,und zwar als direkte Konsequenz
der stark veränderten Evapotranspiration.Sie sind in
Regionen und in Zeiten mit maximaler Sonnenein-
strahlung (also im Sommer) besonders markant
(Abb.F 2.2-2c).
Durch den verstärkten Wasserkreislauf wird die
atmosphärische Zirkulationerheblich beeinflußt:Er-
höhte Evapotranspiration verstärkt die Hadley-Zir-
kulation in den Tropen (tropische Zelle, in der war-
me Luftmassen am Äquator aufsteigen und in den
Subtropen absinken) und führt zu einer generellen
Erwärmung der mittleren Troposphäre in den Sub-
tropen (um etwa 5 °C). Die damit verbundene Ver-
stärkung des Nord-Süd-Temperaturgefälles erhöht
die Intensität der Westwindströmung in den mittle-
ren Breiten. Folglich verringert sich die Ost-West-
Asymmetrie der quasipermanenten Hoch- und Tief-
druckgebiete.Diese globalen Änderungen der atmo-
sphärischen Zirkulation bewirken regional und sai-
Abbildung F 2.2-1
a) Globaler Wasserkreislauf
in 1012 m3 Jahr-1
b) Energiehaushalt über
Land als Anteil an der
solaren Einstrahlung (100%
= 341,3 W m-2) der
Klimasimulationen mit und
ohne Vegetationskontrolle
der Prozesse auf der
Landoberfläche:Szenario
„Globale Wüste“ (obere
Zahl),Szenario „Globaler
Wald“ (mittlere Zahl) und
deren Differenz (in %,
untere Zahl).Bei maximaler
Biosphären-Kontrolle ist die
Evapotranspiration dreifach
so hoch,betragen die
Niederschläge auf Land das
Zweifache und die
oberflächennahen
Temperaturen verringern
sich über Land um 1,2 °C.
Quelle:nach Fraedrich et al.,
1999
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sonal eine erhebliche Abschwächung des Aleuten-
Tiefs, eine Erwärmung in Ostasien und eine Abküh-
lung in Alaska (Abb. F 2.2-3). Zudem führt der Ein-
fluß des Walds auf die Schneealbedo zu großskaliger
Erwärmung in einigen borealen Regionen während
des Frühjahrs, die teilweise durch sommerliche Ab-
kühlung kompensiert wird. Insgesamt zeigt sich im
Jahresmittel in bestimmten außertropischen Gebie-
ten eine Erwärmung.
Maximaler Einfluß der Vegetation auf den
CO2-induzierten Treibhauseffekt
Der atmosphärische Treibhauseffekt ist im Szenario
„Globaler Wald“ schwächer als im Szenario „Globa-
le Wüste“, weil die bodennahen Luftschichten stär-
ker abkühlen und die Troposphäre stabiler ist. Der
Treibhauseffekt läßt sich durch die Differenz in der
terrestrischen Nettostrahlung errechnen, die zwi-
schen oberer und unterer Grenze der Atmosphäre
(Land und Ozean) auftritt.Für das Szenario „Globa-
ler Wald“ bzw.das Szenario „Globale Wüste“ beträgt
dieser Unterschied 160,3 W m-2 bzw.163,7 W m-2.Die
maximale Vegetation vermindert damit den Treib-
hauseffekt um 3,4 W m-2. Dieser Wert ist von ver-
gleichbarer Größenordnung wie die Erhöhung des
Treibhauseffekts von 2,6 bis zu 7,9 W m-2 bei verdop-
pelter CO2-Konzentration (Kleidon et al.,1999).Der
errechnete Effekt der maximalen Vegetation kann
möglicherweise eine CO2-induzierte Erwärmung,
wie sie in den IPCC-Szenarien berechnet wurde,par-
tiell abmildern (IPCC,1996a).
Möglicher Einfluß auf die Ozeane
Der Jahresgang der Temperaturen an den Meeres-
oberflächen wird in diesen Experimenten dem heuti-
gen Klima entsprechend vorgegeben.Die Energiebi-
lanz des Szenarios „Globaler Wald“ zeigt dabei ein
Ungleichgewicht im Wärmeaustausch zwischen Oze-
anen und Atmosphäre.Die Ozeane erfahren im Ver-
gleich zum heutigen Klima einen Nettogewinn von
1,2·1015 W. Hingegen weisen die Ozeane im Szenario
„Globale Wüste“ einen Verlust von 0,6·1015 W auf.
Die regional hohen Unterschiede zwischen den Sze-
narien bis zu 100 W m-2 in den westlichen Randströ-
men erklären sich durch den Transport von feuchte-
rer und kälterer Luft aus den östlichen Teilen der
Kontinente im Szenario „Globaler Wald“.
b
c
-4 -2 0 2 4
￿nderung der Niederschl￿ge [mm Tag -1]
-4 -2 0 2 4
￿nderung der Evapotranspiration [mm Tag -1]
-8 -4 0 4 8
￿nderung der Temperatur in 2 m H￿he [¡C]
a
Abbildung F 2.2-2
Szenario „Globaler Wald“ minus Szenario „Globale Wüste“:
Änderung a) der Temperatur (in °C),b) der Niederschläge
(in mm Tag-1) und c) der Evapotranspiration (in mm Tag-1)
im Jahresmittel (siehe auch WBGU,1998a).
Quellen:WBGU und Meteorologisches Institut Hamburg242 F Die Biosphäre im System Erde
Vergleichende regionale Analyse
Regional verschieben sich die Klimazonen unter den
modellierten Extremen der beiden Szenarien. Um
die räumlichen Abweichungen festzustellen, werden
in Anlehnung an die Typen der Klimaklassifikation
von Köppen (1923) die fünf wichtigsten Klimazonen
(A bis E;Tab.F 2.2-1) identifiziert:tropische,trocke-
ne, gemäßigte, Schnee- und Eisklimate.Wegen ihrer
Einfachheit erlauben sie Rückschlüsse über Ver-
schiebungen der biogeographischen Grenzen.Unter-
sucht werden die Experimente mit den Szenarien
„Globaler Wald“ und „Globale Wüste“, dabei er-
möglichen der ECHAM-Kontrollauf (Simulation
unter gegenwärtigen Bedingungen) sowie eine Vari-
ante der beobachteten Klimatologie weiterführende
Vergleiche (Abb.F 2.2-4).
Der Anteil der Klimatypen auf der globalen
Landoberfläche wird in Tab.F 2.2-1 dargestellt.Etwa
1/4 (22,9%) der gesamten Landfläche zeigt eine Ver-
änderung der Klimatypen.Die stärksten Unterschie-
de zwischen den Szenarien „Globale Wüste“ und
„Globaler Wald“ finden sich in den ariden und den
warmgemäßigten Klimaregionen; während im Sze-
nario „Globale Wüste“ die Trocken- (Steppen- und
Abbildung F 2.2-3
„Globaler Wald“ (b,d) und „Globale Wüste“ (a,c):Änderungen der mittleren Strömung der Atmosphäre entlang den
Höhenlinien der 500 hPa Fläche in Winter (a,b) und Sommer (c,d) und der synoptischen Aktivität (in grau).Sie umfaßt
Streuungswerte (hochpaßgefilterter) täglicher Fluktuationen der Höhen der 500 hPa Fläche,die 30 gpm übersteigen.
Quelle:nach Fraedrich et al.,1999
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Wüstenklimate) und Schneeklimate (kalt-boreale
sommertrockene und kalt-boreale wintertrockene
Klimate) dominieren, erhöht sich im Szenario „Glo-
baler Wald“ der Anteil warmgemäßigter Klimate
(sommertrockene, immerfeuchte und wintertrocke-
ne Klimate).
Zwei regionale Veränderungen sind besonders zu
erwähnen,da ihre Ursachen sich nicht aus dem domi-
nanten globalen Effekt ableiten lassen. Dieser wirkt
in den meisten außertropischen Regionen und dem
größten Teil der inneren Tropen, wobei sich die bo-
dennahe Atmosphäre beim Wechsel von Szenario
„Globaler Wald“ zu „Globaler Wüste“ erwärmt,weil
der dominierende Abkühlungseffekt durch die Eva-
potranspiration ausbleibt.
• Die trockenen Gebiete im Einflußbereich der
Monsunregionen werden im Szenario „Globaler
Wald“ erheblich zurückgedrängt. Dies sind große
Teile von Afrika,Süd- und Zentralasien sowie Au-
stralien. Ursache dafür ist die Intensivierung des
Monsuns bei erhöhter Evapotranspiration und
seine weitreichenden Wasserdampftransporte bis
Abbildung F 2.2-4
Globale Verteilung der Klimazonen nach Köppen:a) Szenario „Globaler Wald“,b) Szenario „Globale Wüste“,c) ECHAM-
Kontrollsimulation,d) Gemessene Daten nach Cramer und Leemans (1992).
Quelle:nach Kleidon et al.,1999
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Tabelle F 2.2-1
Anteil der Klimatypen nach
Köppen (1923) an der
gesamten Landoberfläche
für die Szenarien „Globale
Wüste“ und „Globaler
Wald“.
Quelle:nach Kleidon et al.,
1999
Klimatyp nach Köppen Szenario „Globale Wüste“ Szenario „Globaler Wald“
[%] [%]
A Tropisch 18,1 19,4
B Trocken 28,2 9,1
C Gemäßigt 12,2 29,4
D Schnee 27,3 23,5
E Eis 14,2 18,5244 F Die Biosphäre im System Erde
weit ins Landesinnere.Unterstützt durch die redu-
zierte Albedo und erhöhte Rauhigkeit bei Bewal-
dung erscheint dieser Mechanismus der Grund für
die Stabilität der Vegetation in den Subtropen im
Szenario „Globaler Wald“ zu sein. Dies war auch
für das Klima im Sahel-Sahara-Bereich während
des mittleren Holozän kennzeichnend.
• Im Vergleich zum Szenario „Globale Wüste“ führt
das Szenario „Globaler Wald“ zu einer Abküh-
lung über Alaska und einer Erwärmung über Ost-
Asien (Abb. F 2.2-4). Ursache dafür ist die Zona-
lisierung der Zyklonenzugbahnen (Abb. F 2.2-3),
die den Trog über dem Nordpazifik reduzieren,
wodurch sich die Zufuhr von Wärme nach Alaska
verringert und nach Südostasien erhöht.
• Aufgrund der Meeres- und Eisflächen, die 70%
der Erdoberfläche bedecken, gibt es im Szenario
„Globale Wüste“ immer noch klimatische Bedin-
gungen, in denen Wälder wachsen (Abb. F 2.2-4).
Insbesondere zeigt das Szenario eine Erweiterung
der Wüsten-,Steppen- und Savannengebieten.Al-
lerdings bleiben die meisten Agrar-, Forst- und
Siedlungsgebiete unter dem Einfluß der für sie
günstigen klimatischen Bedingungen. Problema-
tisch wird es jedoch für den gesamten Norden des
indischen Subkontinents, den Norden Chinas und
Südsibirien, die Steppen Australiens und die Sa-
vannenzonen Afrikas, den Westen Nordamerikas
und für den Andenraum.
• Im Szenario „Globaler Wald“ nehmen die Waldre-
gionen sehr stark zu und die heutigen Kerngebie-
te der Wüsten und Steppen behalten ihre ur-
sprüngliche Gestalt:der altweltliche Wüstengürtel
vom Maghreb und der Sahara über den Nahen
Osten bis zu Teilen der Thar- und Gobi-Wüste,
West-Australien und westliches Südafrika, Pata-
gonien, die Atacama und der Südwesten Nord-
Amerikas.Denn dort können sich keine günstigen
Klimabedingungen für Wälder einstellen. Verän-
derungen sind selbst durch Aufforstung und durch
die klimatischen Bedingungen allein sicherlich
nicht aufrecht zu erhalten.Bewässerung stellt eine
provisorische Möglichkeit, jedoch keine nachhal-
tige Lösung für diese Gebiete dar.
F 2.3
Kontrolle der Biosphäre über das Klimasystem und
den globalen Wasserkreislauf
Diese neuen Simulationen liefern eine erste Ein-
schätzung der maximalen biosphärischen Kontrolle
über das Klimasystem und den globalen Wasser-
kreislauf. Nicht behandelt wurde der Austausch vie-
ler Treibhausgase wie zum Beispiel Kohlendioxid,
das durch die Biosphäre kontrolliert wird. Ebenfalls
unberücksichtigt sind die Austauschprozesse zwi-
schen Ozean und Atmosphäre,die manche Ergebnis-
se beeinflussen würden.Dennoch kann die allgemei-
ne Schlußfolgerung abgeleitet werden, daß die Bio-
sphäre eine umfangreiche Kontrollfunktion für das
Klimasystem ausübt. Besonders stark ist diese Kon-
trolle im globalen Energiehaushalt aufgrund der ab-
kühlenden Wirkung der Vegetation und im globalen
Wasserhaushalt durch die stärkere Verdunstung, be-
dingt durch die Evapotranspiration. Ihr Einfluß be-
wegt sich in der gleichen Größenordnung wie die
Veränderungen, die infolge der Verdopplung der
CO2-Konzentration erwartet werden (IPCC,1996a).
Die räumliche und zeitliche Wirkung der Biosphä-
re zeigt sich vor allem darin, daß die biologischen
Einflüsse während der maximalen Solarstrahlung am
stärksten sind, während die steigende Kohlendioxid-
konzentration vor allem die Winterzeit der höheren
Breiten beeinflußt.F 3 Die Biosphäre im Globalen Wandel
F 3.1
Global wirksame zivilisatorische Eingriffe
Der Mensch hat vor Jahrtausenden mit der Umge-
staltung der Erde begonnen,kein Ökosystem ist heu-
te mehr frei von menschlichem Einfluß (Vitousek et
al.,1997).Diese Eingriffe erreichten mit der Industri-
alisierung eine globale Dimension und haben inzwi-
schen natürliche biogeochemische und biogeophysi-
sche Kreisläufe verändert und die für das System
Erde unerläßliche Regelungsfunktion der Biosphäre
gestört (Kap. C). Auch früher haben die Menschen
durch Landnutzungsänderungen tief in die Biosphä-
re eingegriffen und ganze Landstriche durch Entwal-
dung umgestaltet (z.B.Griechen und Römer im Mit-
telmeerraum, Aborigines in Australien). Die Klima-
rekonstruktionen weisen für diese Zeiträume regio-
nalklimatische Modifikationen von Niederschlag
und Temperatur,allerdings eine konstante CO2-Kon-
zentration aus. Andererseits beweisen δ18O-Werte
aus Eisbohrkernen, die in Grönland gewonnen wur-
den, daß auch ohne menschlichen Einfluß während
der vergangenen Eiszeiten in wenigen Jahrzehnten
drastische Temperaturschwankungen auftraten und
sich das Klima sprunghaft änderte.
Die neue Dimension menschlicher Eingriffe in die
Biosphäre und in das Klima entsteht also weniger da-
durch, daß solche Veränderungen in der Erdge-
schichte einmalig wären, sondern vielmehr aus dem
Zusammenprallen einer sich in hohem Tempo globa-
lisierenden Welt mit höchst unterschiedlichen Ge-
sellschaften.Einerseits gibt es hochentwickelte,emp-
findliche Zivilisationen mit hohem Ressourcen- und
Energieverbrauch, andererseits Armutsgesellschaf-
ten, in denen meist ein hohes Bevölkerungswachs-
tum den Nutzungsdruck auf die Umwelt erhöht.
Gleichzeitig ist die Bevölkerungszahl der Erde so
hoch wie nie zuvor.Weitgehend unbekannt ist,ob die
heutige Menschheit auf diese von ihr selbst ausgelö-
sten Veränderungen angemessen reagieren und sich
ohne große soziale Verwerfungen anpassen kann.
Vor dem Hintergrund der klimapolitischen Dis-
kussion über eine Verminderung der Treibhausgas-
emissionen wird im folgenden vor allem auf die Rol-
le der Biosphäre im Kohlenstoffkreislauf eingegan-
gen und die Frage erörtert, inwiefern zivilisatorische
Eingriffe und die damit verbundenen globalen Modi-
fikationen auf ein nachhaltiges Maß reduziert wer-
den können (IPCC,1996b).
F 3.1.1
Direkte Eingriffe in die Biosphäre: Globale Trends
Die Konversion natürlicher Ökosysteme in Weide-
oder Agrarland und die Umwandlung von Agrar- in
Industrieflächen sind globale Trends von quantitativ
außergewöhnlichen Ausmaßen: Schätzungsweise
40–50% der Landoberfläche sind bisher vom Men-
schen umgewandelt oder degradiert worden (Lee-
mans, 1999;Abb. F 3.1-1). Obgleich der Mensch nur
etwa 6% der terrestrischen Nettoprimärproduktion
(NPP) direkt durch die Ernte von Pflanzen zur Ge-
winnung von Nahrung, Brenn- und Baustoffen oder
zur Papierherstellung nutzt, wird geschätzt, daß
durch anthropogene Wald- und Steppenbrände so-
wie Luftverschmutzung die potentielle natürliche
globale NPP um bis zu 25–40% reduziert wird
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Abbildung F 3.1-1
Geschätzte Veränderungen der globalen Landökosysteme
zwischen 1700–1995 (Anteil an der gesamten
Landoberfläche).
Quelle:Leemans,1999246 F Die Biosphäre im System Erde
(Schlesinger, 1997). Seit 1860 hat der Mensch rund
13% der vorindustriellen Biomasse zerstört (Schle-
singer, 1997) und damit u. a. den gemessenen CO2-
Anstieg in der Atmosphäre verursacht.
Hinzu kommt der Trend Fragmentierung natürli-
cher Ökosysteme, der die Auswirkungen der Land-
nutzungsänderungen auf globaler Skala verstärkt
und die Anpassungsfähigkeit der Biosphäre an glo-
bale Umweltveränderungen schwächt (Kap. C).
Ebenso sind die Schädigung von Ökosystemstruktur
und -funktion und die stoffliche Überlastung natürli-
cher Ökosysteme heute globale Trends,die sich einer-
seits aus lokalen oder regionalen Einwirkungen er-
geben,andererseits aus dem menschlichen Eingriff in
globale biogeochemische Kreisläufe resultieren
(Abb. C 1.3-3). Landnutzungsänderungen wie Ent-
waldungen oder die Trockenlegung von Feuchtge-
bieten führen direkt zum Verlust biosphärischer Sen-
ken für Kohlenstoff und zur Verstärkung biosphäri-
scher Quellen etwa von Treibhausgasen, sie können
sogar direkt regionale und großräumige Klimamu-
ster wie etwa die Monsunsysteme verändern. Durch
diese Eingriffe in die Biosphäre modifiziert der
Mensch zugleich den globalen Kohlenstoffkreislauf.
Über die entwaldungsbedingte Verstärkung der Al-
bedo und die damit verbundene, quantitative Verän-
derung der regionalen Wasserbilanz greift er außer-
dem direkt in regionale Klimasysteme ein. So hat in
Colorado die Umwandlung großer Präriegebiete in
bewässerte landwirtschaftliche Flächen in der letzten
Dekade zu einer regionalen Abkühlung um 2 °C ge-
führt (Couzin, 1999). Im Einzugsgebiet des Amazo-
nas bewirkt die Abholzung tropischen Regenwalds
und die Umwandlung in Grasland eine regionalkli-
matische Erwärmung und eine Reduktion des Nie-
derschlags um bis zu 30% (Couzin, 1999; Kap. F
5.2.1).
Landnutzung und Landnutzungsänderungen sind
derzeit die stärksten Einwirkungen auf die Biosphä-
re und werden dies auch für die nächsten Jahrzehnte
vermutlich bleiben (Walker et al., 1999). Das ge-
schätzte Bevölkerungswachstum von einer Milliarde
Menschen pro Dekade wird einen jährlichen Anstieg
der Nahrungsproduktion um ca. 2% erfordern. Dies
wird voraussichtlich in Afrika, Lateinamerika und
Asien zu einer weiteren Umwandlung natürlicher
Ökosysteme in landwirtschaftliche Flächen und zu
einer Intensivierung der Produktion auf erschlosse-
nem Ackerland führen (Alcamo et al., 1999). Beide
Prozesse können, generalisiert betrachtet, als Ein-
griffe in die natürlichen Kreisläufe und als Auslöser
globaler Umweltveränderungen bewertet werden.
Sie führen zu einem Verlust von pflanzengebunde-
nem Kohlenstoff an die Atmosphäre und reduzieren
das biosphärische Senkenpotential.
F 3.1.2
Eingriffe in biogeochemische Kreisläufe
Die Ursachen für die erhöhte Konzentration von
Treibhausgasen in der Atmosphäre (Kohlendioxid,
Methan, Distickstoffoxid) liegen nicht nur in der in-
dustrie-, verkehrs- oder heizungsbedingten Verbren-
nung fossiler Energieträger, sondern auch in den
Veränderungen der Biosphärennutzung durch Land-
und Forstwirtschaft.Dies führt zu einer bereits heute
mit hoher Wahrscheinlichkeit feststellbaren anthro-
pogenen globalen Klimaänderung (IPCC,1996a).
Eingriffe in die globalen, biosphärisch
beeinflußten Stoffkreisläufe
Die Verbrennung fossiler Brennstoffe und von Bio-
masse erhöht auch die globale Emission von Aeroso-
len: 10–20% der gesamten Aerosolbelastung der At-
mosphäre gehen bereits auf den Menschen zurück
(Schlesinger,1997).Aerosolebesitzen eine große Be-
deutung für das regionale und globale Klima, da sie
die Strahlungseigenschaften der Atmosphäre ebenso
beeinflussen wie die Niederschlagsbildung. Die Ein-
griffe in biogeochemische Kreisläufe haben zudem
direkte Auswirkungen auf die Biosphäre, indem sie
Struktur und Funktion von Ökosystemen tiefgrei-
fend verändern.Der Beirat hat das Risiko der Desta-
bilisierung natürlicher Ökosysteme durch die Ein-
griffe in globale biogeochemische Stoffkreisläufe als
Beispiel für den Risikotyp Kassandra beschrieben
(WBGU, 1999a): Es geht um Schäden, die mit hoher
Wahrscheinlichkeit  und  hohem Schadenspotential
eintreten, die aber einen schleichenden Charakter
und ein komplexes Ursachengefüge haben, so daß
die Bedrohung nicht sofort erkennbar wird.
Durch die Verbrennung fossiler Energieträger hat
sich der globale Eintrag schwefelhaltiger Gase in die
Atmosphäre verdoppelt (Schlesinger, 1997). Der
Eingriff in den Stickstoffkreislauf durch Nutzung
von Düngemitteln und die Verbrennung fossiler
Brennstoffe haben außerdem die Fixierung des at-
mosphärischen Stickstoffs und damit die Zufuhr in
Ökosysteme im Vergleich zu natürlichen Einträgen
um das Doppelte erhöht. Zwei Drittel der globalen
Stickoxid- und Ammoniakemissionen sind auf den
Menschen zurückzuführen (Vitousek et al., 1997)
und verursachen Stickstoffeinträge in zahlreichen
Regionen der Welt,wodurch Verschiebungen im Ar-
tenspektrum und Veränderungen der naturnahen
Ökosysteme ausgelöst werden. Beispielsweise ver-
stärkt sich das Wachstum der Wälder in den mittleren
Breiten der Nordhemisphäre. In Verbindung mit der
Versauerung kann es zu einer Beeinträchtigung der
Nährstoffverfügbarkeit kommen und über Funk-
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lust an Biodiversität führen (Vitousek et al., 1997;
WBGU, 1999a). Schließlich erhöht sich die globale
Konzentration des Treibhausgases Distickstoffoxid
in der Atmosphäre,dem nach Wasserdampf,Kohlen-
dioxid und Ozon viertwichtigsten Treibhausgas.
Durch Emission von Vorläufersubstanzen für die
Ozonbildung in der Troposphäre (NOX, CO) erhöht
der Mensch in dieser wetterbestimmenden Schicht
der Atmosphäre die Ozonkonzentration. Ozon ist
eine Schlüsselverbindung in den biogeochemischen
Kreisläufen: Ozon und das daraus gebildete Hydro-
xylradikal (OH-) oxidieren viele der biogenen Spu-
rengase (Schlesinger, 1997), allerdings ist Ozon auch
das drittwichtigste Treibhausgas.
Der Mensch greift mit weiteren Stoffen, etwa den
FCKW und Halonen, in die biogeochemischen
Kreisläufe ein. Diese Stoffe lösen den Abbau des
stratosphärischen Ozons aus, das dort eine Schutz-
schicht gegen für die Biosphäre gefährliche UV-B-
Strahlung bildet. Die erhöhte UV-B-Strahlung min-
dert etwa die Planktonproduktion in antarktischen
Gewässern, spekuliert wird auch über ihre Beteili-
gung bei der weltweit beobachteten Abnahme der
Fortpflanzungsfähigkeit von Amphibien (Schlesin-
ger, 1997). Andere chemische Substanzen sind sehr
wirksame und langlebige Treibhausgase (HFC, PFC,
SF6). Auch die Emission einer Vielzahl persistenter
organischer Schadstoffe stellt inzwischen ein globa-
les Risiko für die Biosphäre dar.Der Beirat hat es als
Beispiel für den Risikotyp Pandora beschrieben
(WBGU,1999a).
Eingriffe in den globalen Wasserkreislauf
Die Hälfte des jährlich verfügbaren Frischwassers
wird vom Menschen direkt oder indirekt genutzt,der
größte Teil davon in der Landwirtschaft (WBGU,
1998a). Etwa 6% der globalen Abflüsse verdunsten
aufgrund menschlicher Eingriffe, z. B. aus Bewässe-
rungslandwirtschaft oder Stauseen (Vitousek et al.,
1997). Die weltweite Süßwasserkrise hat der Beirat
ausführlich untersucht und Empfehlungen zu einem
nachhaltigen Umgang mit Wasser gegeben (WBGU,
1998a).Direkte Eingriffe in die Biosphäre verändern
auf regionaler Ebene den Wasserkreislauf und das
Klimamuster, so daß sich wiederum negative Bedin-
gungen für die Biosphäre ergeben können. So be-
wirkt z.B.die Zerstörung der küstennahen Wälder in
Westafrika eine geringere Verdunstung aus diesen
Gebieten und einen spürbaren Rückgang der Nie-
derschläge in den nördlich gelegenen Sahel-Regio-
nen. Nach einer solchen Unterbrechung des Fern-
transports von äquatorialen,feuchten Luftmassen ist
der gesamte regionale Wasserkreislauf modifiziert,
und die Ökosysteme werden desertifikationsgefähr-
det (Nicholson et al.,1998).
Es wird erwartet, daß mit der globalen Klimaän-
derung die Intensität des Wasserkreislaufs zunimmt
(IPCC, 1996b), sich also Niederschlag und Verdun-
stung,vielleicht auch die Abflüsse global verstärken.
Allerdings wird es von Region zu Region sehr unter-
schiedliche Auswirkungen auf den Wasserkreislauf
geben. Während einige Regionen laut Klimaszena-
rien mehr Niederschlag erhalten, vermindert er sich
in Regionen wie z. B. großen Teilen Brasiliens, Süd-
westafrikas,West- und Nordaustraliens sowie Südeu-
ropas.Mit Hilfe eines von den meisten Wissenschaft-
lern anerkannten, aber mit großen Unsicherheiten
behafteten Verfahrens wird geschätzt, daß die Kli-
maerwärmung in den letzten 100 Jahren zu einer
thermischen Ausdehnung des Ozeanwassers, zu ei-
nem Abschmelzen von Gletschern und zu einem glo-
balen Meeresspiegelanstieg um 18 cm (mit einer Un-
gewißheit von 10–25 cm) geführt hat (Warrick et al.,
1996).Für die kommenden 100 Jahre wird ein weite-
rer Anstieg erwartet.Wegen der großen thermischen
Trägheit der Ozeane kann der Meeresspiegel aber in
weiteren Jahrhunderten selbst dann ansteigen, wenn
vorher eine Stabilisierung der Treibhausgaskonzen-
trationen gelingen sollte.
Eingriffe in den Kohlenstoffkreislauf
Durch die Verbrennung fossiler Energieträger, ins-
besondere in den Industrie- und Schwellenländern,
und die Zerstörung von Wäldern hat der Mensch die
Konzentration von Kohlendioxid in der Atmosphäre
in nur etwa 100 Jahren um 30% erhöht. Zusammen
mit der emissionsbedingten Erhöhung der Konzen-
tration anderer Treibhausgase (Methan, Lachgas,
FCKW, Schwefelhexafluorid), ergibt sich mit
95%iger Sicherheit eine anthropogene, globale Er-
wärmung der bodennahen Luftschicht seit 1860 um
einen gemittelten Wert von ca. 0,8 °C (Hegerl et al.,
1994; IPCC, 1996a). Den größten Anteil an den an-
thropogenen Emissionen von Kohlendioxid (7,1 Gt
C Jahr-1 in den 80er Jahren) hat die Verbrennung fos-
siler Energieträger,dann folgt mit 1,6 Gt C Jahr-1 die
Entwaldung in den Tropen. Nur etwa die Hälfte die-
ser Emissionen verbleibt derzeit in der Atmosphäre,
ein Viertel gelangt in den Ozean und ein Viertel nach
derzeitigem Wissensstand in die terrestrische Bio-
sphäre.Während die ozeanische Aufnahme von etwa
2 Gt C Jahr-1 gut durch verschiedene Modellstudien
und Beobachtungen gesichert ist,kann nur ein gerin-
ger Teil der vermuteten terrestrischen Senke direkt
gemessen werden (Kap.F 3.2 und F 3.3).248 F Die Biosphäre im System Erde
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Die terrestrische Biosphäre im Globalen Wandel
F 3.2.1 
Die terrestrische Biosphäre im
Kohlenstoffkreislauf und im Klimasystem
Die terrestrische Biosphäre ist ein wichtiger globaler
Kohlenstoffspeicher, könnte einen Teil des atmo-
sphärischen CO2 binden und erhält deshalb in den
Kyoto-Folgeverhandlungen um die Anrechnung von
Aufforstung,Wiederaufforstung und Entwaldung so-
wie den geplanten Handel mit Kohlenstoffzertifika-
ten eine zentrale Bedeutung (WBGU,1998b).Daher
werden im folgenden die Zusammenhänge zwischen
Biosphäre, globalem Kohlenstoffkreislauf und At-
mosphäre erläutert und diskutiert.
Pflanzliche Biomasse und organisches Bodenma-
terial enthalten global etwa 2.200 Gt C,mehr als dop-
pelt so viel wie die Atmosphäre (Cao und Wood-
ward, 1998). Der größte Teil dieses Speichers befin-
det sich im Boden (1.358 Gt C). Wälder enthalten
etwa 46% des gesamten terrestrischen Kohlenstoffs,
39% sind allein in den Waldböden und ihrer organi-
schen Auflage gespeichert (WBGU, 1998b). Die
Hälfte des weltweiten Waldkohlenstoffs findet sich in
den borealen Wäldern Rußlands,Kanadas und Alas-
kas,davon 84% in den Böden.Aber auch Grasländer
und Feuchtgebiete sind bedeutende Kohlenstoffspei-
cher.Feuchtgebiete bedecken nur etwa 3–6% der Er-
doberfläche, enthalten aber 10–30% des globalen
terrestrischen Kohlenstoffs (die Zahlenangaben va-
riieren je nach Definition von Feuchtgebieten;
WBGU,1998b).
Durch die Photosynthese nimmt die terrestrische
Biosphäre jährlich etwa 120 Gt Kohlenstoff aus der
Atmosphäre auf (Bruttoprimärproduktion, GPP).
Doch nur die Hälfte davon wird durch Pflanzen-
wachstum kurzfristig in der Biomasse gespeichert
(Nettoprimärproduktion, NPP), die andere Hälfte
wird durch den Betriebsstoffwechsel der Pflanze so-
fort wieder veratmet. Der Großteil der NPP wird
durch Bodenorganismen abgebaut,wobei der gebun-
dene Kohlenstoff wieder in die Atmosphäre gelangt.
Die verbleibenden rund 5% der GPP machen die ei-
gentliche Nettoaufnahme von Kohlenstoff durch ein
Ökosystem aus (Netto-Ökosystemproduktivität,
NEP). Bei einer Abschätzung der globalen NEP un-
ter Zuhilfenahme eines Biommodells (Kasten F 2.1-
1) ergab sich eine saisonale Schwankung zwischen
-0,6 Gt C (Oktober) und 1,5 Gt C (Juli) (Cao und
Woodward, 1998). Natürliche Störungen wie Feuer
und auch menschliche Eingriffe (z.B.Holzernte) ent-
ziehen den Ökosystemen Biomasse, was sofort oder
zeitversetzt (etwa wenn Holzprodukte verrotten)
wieder zur Abgabe von CO2 an die Atmosphäre
führt. Für Zeitskalen von Jahrzehnten bis Jahrhun-
derten und auf Biomebene ist die Nettobiomproduk-
tivität (NBP;Schulze und Heimann,1998) das geeig-
nete Maß für die Kohlenstoffbindung (WBGU,
1998b). Sie macht nur etwa 0,5% der GPP aus: Dies
ist der Kohlenstoff,der langfristig über mehrere Jahr-
hunderte als Holzkohle und im stabilen Humus ge-
speichert wird. Ein Ökosystem kann über mehrere
Jahre eine positive NEP haben, obwohl das Biom, in
das das Ökosystem eingebettet ist, über mehrere
Jahrzehnte eine negative NBP aufweist, etwa wenn
die Feuerhäufigkeit wegen der Erwärmung zunimmt
(Schulze und Heimann,1998).So hat in den borealen
Wäldern Kanadas die Photosynthese von 1981–1991
zugenommen (wegen längerer Wachstumsperioden),
und die NEP ist in der Wachstumsperiode positiv.
Durch Kahlschlag verwandeln sich abgeholzte Flä-
chen von einer C-Senke zu einem C-neutralen Sy-
stem – die NBP nimmt ab. Dagegen besitzen moori-
ge Waldflächen und ältere Waldbestände hohe C-
Aufnahmeraten, verdienen also aus globaler Sicht
und für die Erhaltung der Regelungsfunktionen im
Erdsystem besonderen Schutz.Die borealen Primär-
wälder Kanadas und Sibiriens mit ihren Mooren und
älteren Nadelbaumbeständen zählen dazu (Kap. F
5).
Auf die anthropogenen Veränderungen des Koh-
lenstoffkreislaufs und des Klimasystems reagiert die
Biosphäre mit noch unzureichend bekannten,positi-
ven und negativen Rückkopplungen.Zahlreiche Un-
tersuchungen und Forschungsprogramme (z. B.
IGBP) ermitteln zur Zeit die Wechselwirkungen zwi-
schen globalem Kohlenstoffkreislauf, Klimaände-
rung und Biosphäre. Die erhöhte Kohlendioxidkon-
zentration führt zu einer erhöhten Photosynthese
(„CO2-Düngung“) und auch zu einer verbesserten
Wasserverfügbarkeit.Dies stellt eine negative Rück-
kopplung und eine Abschwächung der Erderwär-
mung dar, wobei die Senkenwirkung der terrestri-
schen Biosphäre vergrößert wird. Auch die wegen
der Klimaänderung verlängerte Vegetationszeit
kann die NPP erhöhen.Diese führt jedoch nicht not-
wendigerweise zu einer erhöhten Kohlenstoffauf-
nahme (Houghton et al., 1998). Die Deposition von
Stickstoff in stickstofflimitierten Ökosystemen er-
höht zusätzlich die NPP („N-Düngung“), insbeson-
dere in Wäldern der mittleren und hohen Breiten der
Nordhemisphäre.Andererseits steigt mit der Erwär-
mung auch die Atmung, wobei Kohlendioxid wieder
in die Atmosphäre freigesetzt wird.
Positive und negative Rückkopplungen sowie
Wechselwirkungen mit anderen Kreisläufen wirken
auf unterschiedlichen Zeitskalen und sind nicht line-
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Während die CO2-Düngung sofort wirksam wird,
reagiert die heterotrophe Atmung (durch Bodenor-
ganismen) mit einer Zeitverschiebung auf höhere
Temperatur, Feuchte und Streuqualität. Die CO2-
und N-Düngung zeigen außerdem eine deutliche
Sättigung mit zunehmenden Eintrag von Kohlendio-
xid und Stickstoff, während die erhöhte Atmung
zwar mit einer Zeitverzögerung im Vergleich zur
Photosynthese einsetzt, aber dann exponentiell mit
steigender Temperatur zunimmt (Scholes,1999;Abb.
F 3.2-1).
Neueste Erkenntnisse des IGBP zeigen, daß die
CO2-Düngung bisher möglicherweise überschätzt
wurde und deshalb auch in Modellen, die die globa-
len Quellen und Senken der Biosphäre berechnen,
zu Fehleinschätzungen führen könnte (Walker et al.,
1999). Das schnelle Wachstum junger Bäume bei er-
höhter CO2-Konzentration muß nicht bedeuten ,daß
die Wälder insgesamt mehr Kohlendioxid aufneh-
men (Walker und Steffen, 1997). Häufig berücksich-
tigen Modelle nur die CO2-Düngung, nicht aber an-
dere Eingriffe in Wasser- und Nährstoffkreisläufe
und veränderte Störungshäufigkeiten. Möglicher-
weise kann die Klimaänderung zu erhöhter Feuer-
häufigkeit führen. Der Einfluß dieser Veränderun-
gen der Ökosystemfunktionen könnte aber den der
CO2-Düngung übertreffen (Walker und Steffen,
1997).Auch die troposphärische Luftverschmutzung
hat möglicherweise einen Einfluß auf die CO2-Auf-
nahme der Biosphäre:Troposphärisches Ozon redu-
ziert z. B. die Photosynthese und verstärkt die At-
mung, bewirkt also eine reduzierte NPP. In diesem
Bereich sind noch beträchtliche Forschungsanstren-
gungen notwendig.
In der globalen Kohlenstoffbilanzfür die 80er Jah-
re ist die terrestrische Biosphäre netto eine Senke:
Der Emission von 1,6 (±1,0) Gt C Jahr-1aus Landnut-
zungsänderungen (vorwiegend in den Tropen) steht
eine vermutete Aufnahme von 1,8 (±1,5) Gt C Jahr-1
durch die terrestrische Biosphäre gegenüber (Schi-
mel et al., 1996). Aus Forststatistiken schließt man
auf eine Aufnahme von 0,5 Gt C Jahr-1 durch Wälder
der gemäßigten Klimate in der Nordhemisphäre, die
nach den Abholzungen zu Beginn des Jahrhunderts
heute noch nachwachsen. Daß die restlichen ca.
1,3 Gt C Jahr-1 (manchmal noch als „unbekannte
Senke“ bezeichnet; Houghton et al., 1998; Schindler,
1999) durch andere Prozesse in der terrestrischen
oder marinen Biosphäre aufgenommen werden,
kann nur indirekt geschlossen werden. Es wird ver-
mutet,daß ein Großteil dieser unbekannten Senke in
den Wäldern der Nordhemisphäre lokalisiert ist.
CO2- und N-Düngung werden als verantwortliche
Prozesse für die verstärkte pflanzliche C-Aufnahme
angegeben. Nadelhoffer et al. (1999) schließen aus
Messungen in Europa und Nordamerika, daß die N-
Düngung nur eine Senkenwirkung von maximal 0,24
Gt C Jahr-1 erklären kann.Damit bleibt weiterhin die
Frage offen, welche Prozesse und welche Regionen
dafür verantwortlich sind, daß die terrestrische Bio-
sphäre in den 80er Jahren dieses Jahrhunderts offen-
bar eine C-Senke war (Schindler,1999).
Es gibt Hinweise darauf, daß ein Teil der bisher
nicht lokalisierten terrestrischen Senke in den Tro-
pen zu finden ist:Möglicherweise spielt der tropische
Regenwald im Amazonasbecken eine größere Rolle
(Phillips et al., 1998). Flußmessungen haben bestä-
tigt, daß die noch verbliebenen Regenwälder im
Amazonasbecken möglicherweise ebenso viel Koh-
lenstoff aufnehmen,wie dort durch Entwaldung ver-
loren geht (Prentice und Lloyd, 1998). Allerdings
zeigt diese Aufnahme eine große Variabilität: In El-
Niño-Jahren etwa werden diese Ökosysteme wegen
der hohen Trockenheit von einer C-Senke zu einer C-
Quelle (Tian et al.,1998).
Terrestrische Ökosysteme, die zur Zeit eine C-
Senke darstellen,könnten sich in Zukunft in Quellen
verwandeln – selbst wenn Landnutzungsänderungen
nicht berücksichtigt werden (Cohen et al., 1996; Ra-
palee et al.,1998).Die zu verzeichnende Erwärmung
in Alaska, Kanada und Sibirien hat möglicherweise
zu einer reduzierten Kohlenstoffspeicherung in der
Tundra geführt (Melillo et al., 1996; Walker et al.,
1999).Goulden et al.(1998) haben in den 90er Jahren
Verluste von Bodenkohlenstoff aus einem borealen
Wald in Kanada gemessen, der damit von einer Sen-
ke zu einer Quelle wurde. Die Permafrostböden der
borealen Wälder enthalten einen der größten terre-
strischen Kohlenstoffspeicher. Würde dieser erwär-
mungsbedingt durch Auftauen der Böden freigesetzt,
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Abbildung F 3.2-1
Langfristiger Zeitverlauf der atmosphärischen
CO2-Konzentration (gestrichelte Linie) und des
Senkenverhaltens der Biosphäre (durchgezogene Linie).Das
Modell von Scholes gibt eine Stabilisierung der
Kohlendioxidkonzentration erst nach mehreren hundert
Jahren auf einem Niveau von 600 ppm vor.Zu beachten ist,
daß die Verringerung der Kohlenstoffsenke weit vor
Erreichen der atmosphärischen
CO2-Gleichgewichtskonzentration einsetzt.
Quelle:Scholes,1999250 F Die Biosphäre im System Erde
könnte sich die atmosphärische CO2-Konzentration
verdoppeln (Goulden et al.,1998).
F 3.2.2
Szenarien für die Zukunft
Cao und Woodward (1998) untersuchten mit einem
terrestrischen biogeochemischen Modell die Verän-
derung der Kohlenstoffflüsse für die simulierte Kli-
maänderung im Zeitraum 1861–2070. Sie berechne-
ten einen erheblichen Anstieg in der Kohlenstoffauf-
nahme durch die terrestrische Biosphäre, aber auch
einen späteren Abfall wegen der Sättigung des CO2-
Düngeeffektes und der zunehmenden Atmung durch
Bodenorganismen. In den Tropen zeigt sich wegen
des reduzierten Niederschlags ein abgeschwächter
Effekt der CO2-Düngung. Biommodelle (Prentice et
al., 1992) zeigen, daß bei verdoppelter CO2-Konzen-
tration in der Atmosphäre eine Verschiebung der Ve-
getationszonen zu erwarten ist: Die Taiga wandert
polwärts,ebenso die temperaten Laubwälder und die
warmen immergrünen Wälder. Die tropischen Re-
genwälder dehnen sich nur wenig in ihrer Fläche aus
(Melillo et al.,1996;Kap.F 2).
Je nach Geschwindigkeit der Klimaänderung ist
damit zu rechnen,daß einige Ökosysteme schnell aus
einer Region verschwinden,weil sie sich nicht an das
veränderte Klima anpassen können, daß aber zu-
gleich neue Ökosysteme,die dem neuen Klima ange-
paßt wären,sich nicht schnell genug entwickeln kön-
nen. Der Prozeß der Veränderung von Ökosystem-
struktur und -funktion wird wahrscheinlich in einer
Übergangszeit zu einer Freisetzung eines Kohlendi-
oxidpulses führen,wie auch immer das neue Biom im
Gleichgewicht aussehen würde (Walker und Steffen,
1997). Diese Übergangszeit kann mehrere Jahrzehn-
te oder gar Jahrhunderte dauern. Wie groß dieser
sog. transiente Kohlendioxidpuls wäre, hängt ent-
scheidend von der Geschwindigkeit der Klimaände-
rung und von der Wanderungsgeschwindigkeit der
Ökosysteme ab.Als obere Grenze der Abschätzung
kann man die Modellergebnisse von Smith und
Shugart (1993) ansehen, wonach bei einer Verdopp-
lung der CO2-Konzentration ca.200 Gt C von der ter-
restrischen Biosphäre emittiert würden, bis neue
Wälder nachgewachsen sind.
Sog. Dynamische Globale Vegetationsmodelle
(DGVM) simulieren die Vegetationsdynamik zwi-
schen Jahrzehnten und Jahrhunderten. Sie können
deshalb Prozesse berücksichtigen, die mit großer
Zeitverzögerung eintreten: veränderte Konkurrenz-
gleichgewichte, veränderte Störungshäufigkeiten
(Feuer, Stürme) oder Wanderungsraten von Arten
(Walker et al., 1999). Ein Beispiel sind Simulationen
mit dem Vegetationsdynamik-Modell HYBRID mit
Berücksichtigung der erhöhten CO2- und N-Einträ-
ge, wonach die Biosphäre bei der erwarteten Klima-
änderung zwischen 2000–2050 eine Senke von 2–3 Gt
C Jahr-1 darstellen könnte, aber von 2050 an zu einer
Quelle werden könnte (2 Gt C Jahr-1) (White und
Friend,1998).
Diese Szenarien sind allerdings keineswegs als
Prognosen zu verstehen;zu groß sind derzeit die Un-
sicherheiten und Unterschiede zwischen verschiede-
nen Modellen.Dennoch werden folgende allgemeine
Trends mit hoher Wahrscheinlichkeit eintreten (Wal-
ker et al.,1999):
• Die Emissionen aus Landnutzungsänderungen
und intensivierter Landnutzung werden anstei-
gen.
• Wenn die Klimaänderung mit gleicher Rate in der
2. Hälfte des nächsten Jahrhunderts anhält, kön-
nen sich Ökosysteme,die heute eine C-Senke dar-
stellen,in eine C-Quelle verwandeln.
• Die Emission von CO2 aus Böden kann sich im 21.
Jahrhundert mit zunehmender Klimaänderung
netto zu einer C-Quelle entwickeln.
F 3.3
Die marine Biosphäre im Kohlenstoffkreislauf und
im Klimasystem 
F 3.3.1
Wechselwirkungen zwischen mariner Biosphäre,
Kohlenstoffkreislauf und Klimasystem
Für Austauschprozesse auf Zeitskalen von Jahrzehn-
ten bis Jahrtausenden bilden die Ozeane bei weitem
das größte globale Kohlenstoffreservoir: Sie enthal-
ten schätzungsweise etwa 39.000 Gt gelösten anorga-
nischen Kohlenstoff in verschiedenen chemischen
Formen. Hinzu kommen noch etwa 700 Gt organi-
scher Kohlenstoff und etwa 3 Gt Kohlenstoff in den
Lebewesen. Bei der genauen Analyse der Wechsel-
wirkungen zwischen mariner Biosphäre, Klimasy-
stem und globalem Kohlenstoffkreislauf sind die Un-
sicherheiten und Forschungslücken allerdings eben-
so groß wie für die terrestrische Biosphäre. Heute
nimmt der Ozean ca. 2 Gt C Jahr-1, also etwa 1/4 der
anthropogenen Emissionen, auf. Die Aufnahmefä-
higkeit ist dadurch begrenzt, daß das Karbonatsy-
stem im Meerwasser den Kohlendioxidgehalt puffert
und dadurch die effektive Reservoirgröße des Oze-
ans auf ein 1/10 (etwa 3.900 Gt C) reduziert.Außer-
dem kann auf kurzen Zeitskalen von mehreren Jah-
ren nur die Oberflächenschicht des Ozeans Kohlen-
dioxid aufnehmen (Denman et al.,1996).
Der größte Teil des Ozeans wird in Zeiträumen
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mohaline Ozeanzirkulation durchmischt. Dabei ge-
langt vor allem im Nordatlantik kaltes und kohlen-
dioxidreiches Oberflächenwasser in die Tiefe („phy-
sikalische Pumpe“). Eine Abschwächung oder gar
ein Zusammenbruch der thermohalinen Zirkulation,
der bei Überschreiten von kritischen (noch nicht im
Detail bekannten) Schwellenwerten der globalen Er-
wärmung möglich ist,kann die Wirkung der physika-
lischen Kohlenstoffpumpe beeinträchtigen (Stocker
und Schmittner,1997;WBGU,1999a).
Die marine Biosphäre spielt eine wichtige Rolle
im globalen Kohlenstoffkreislauf. Ohne sie wäre die
atmosphärische Konzentration selbst im vorindu-
striellen Gleichgewicht nahezu doppelt so hoch ge-
wesen (Maier-Reimer et al., 1996). Das Phytoplank-
ton nimmt in der oberen, lichtdurchfluteten Schicht
des Ozeans Kohlenstoff auf und produziert damit
Biomasse. Ein Teil des so gebundenen Kohlenstoffs
gelangt direkt oder indirekt über das Zooplankton in
tiefere Wasserschichten und wird dort abgebaut und
gelöst. Nur ein geringer Teil wird in Sedimenten ab-
gelagert. Dieser Kohlenstofftransport von der Ober-
fläche in die Tiefe wird als biologische Kohlenstoff-
pumpe bezeichnet. Kalkbildende Organismen bin-
den zudem Kohlenstoff in Form von Kalziumkarbo-
nat, das mit den Schalen ebenfalls in die Tiefe
transportiert wird (Kalziumkarbonat-Pumpe). Die
Produktion von Kalziumkarbonat ist allerdings mit
der Freisetzung von Kohlendioxid in der Oberflä-
chenschicht verbunden (Wolf-Gladrow, 1994; Wolf-
Gladrow et al.,1999).
Wegen der Nährstofflimitierung der marinen Bio-
sphäre ist ihre Aufnahmefähigkeit für zusätzlichen
anorganischen Kohlenstoff begrenzt.Zusammen mit
dem Puffereffekt des Karbonatsystems erklärt dies,
warum die biologische Pumpe nicht direkt durch die
erhöhte CO2-Konzentration in der Atmosphäre ver-
ändert wird. Zwar gibt es Hinweise auf eine erhöhte
Photosyntheserate des Phytoplanktons (Riebesell et
al.,1993;Wolf-Gladrow et al.,1999),dies führt jedoch
aufgrund der Nährstofflimitierung nicht eindeutig zu
einer erhöhten Kohlenstoffaufnahme. Dennoch
kann eine erhöhte Photosyntheserate zusammen mit
nichtlinearen Prozessen wie einer Entkopplung vom
Zooplankton und einer physikalischen Aggregation
des Phytoplanktons zu einer Zunahme der Kohlen-
stoffaufnahme in der Oberflächenschicht des Ozeans
führen (Wolf-Gladrow, 1994; Wolf-Gladrow et al.,
1999).Auch das möglicherweise veränderte Verhält-
nis zwischen Kohlenstoff- und Nährstoffaufnahme
sowie die mögliche reduzierte Kalziumkarbonat-
Produktion, die für erhöhte CO2-Konzentrationen
beobachtet wurde, können die Kohlendioxidaufnah-
me erhöhen (Wolf-Gladrow et al.,1999).
Die Phytoplanktonproduktion im Südlichen Oze-
an ist vermutlich eisenlimitiert, ähnlich wie in ande-
ren Regionen, z. B. dem subarktischen Nordpazifik,
östlichen Äquatorialpazifik und Südpazifik (Behren-
feld und Kolber, 1999). Deshalb wurde von Martin
(1990) vorgeschlagen, diese Regionen mit Eisen zu
düngen,um die CO2-Aufnahme durch die Ozeane zu
steigern. Allerdings ist unklar, ob das Nahrungsnetz
so anspricht wie erwartet,welche Mengen notwendig
wären und wie das gekoppelte Atmosphäre-Ozean-
System letztlich darauf reagiert. Erste experimentel-
le Ergebnisse zeigen zwar einen Effekt auf die mari-
nen Ökosysteme (Steigerung der Produktivität und
der Chlorophyll-Konzentration), nicht aber auf die
CO2-Konzentration (Denman et al., 1996). Modell-
ergebnisse zeigen,daß die atmosphärische CO2-Kon-
zentration nach 100 Jahren Eisendüngung um maxi-
mal 10% der für 2100 erwarteten Konzentration ver-
ringert werden könnte. Das IPCC (1996a) sieht des-
halb in der Eisendüngung vermutlich keine
geeignete Maßnahme zum Klimaschutz. Zur Zeit
werden allerdings noch umfassende In-situ-Experi-
mente durchgeführt (Coale et al.1998;Kap.F 5).
F 3.3.2
Szenarien für die Zukunft
Gekoppelte Atmosphäre-Ozean-Modelle, die für
Projektionen der Klimaänderung verwendet werden,
enthalten bisher nur sehr einfache Darstellungen der
marinen biogeochemischen und biogeophysischen
Prozesse. Die für die IPCC-Stabilisierungsszenarien
verwendeten Kohlenstoff-Kreislauf-Modelle gehen
von der Annahme aus, daß die Ozeanströmungen
und die biologische Pumpe unverändert bleiben
(IPCC,1996a).Sarmiento et al.(1998) berechnen mit
einem gekoppelten Atmosphäre-Ozean-Zirkula-
tionsmodell, daß sich die heutige Kohlenstoffsenke
im südlichen Ozean in nur wenigen Dekaden stark
ändern kann:Verstärkter Niederschlag kann zu einer
stärkeren Schichtung führen,so daß weniger Kohlen-
stoff in die Tiefe transportiert wird und weniger Wär-
me vom Ozean an die Atmosphäre abgegeben wird.
Beides kann eine reduzierte CO2-Aufnahme durch
den Ozean bewirken.Diese Untersuchung zeigt,daß
eine verbesserte Modellierung der marinen biologi-
schen Prozesse notwendig ist, um die Veränderung
der biologischen Pumpe einzuschätzen (Schimel,
1998).Arrigo et al.(1999) zeigen,daß die biologische
Pumpe bei stärkerer Schichtung im Rossmeer (im
südlichen Ozean) abgeschwächt wird, weil sich die
Artenzusammensetzung des Phytoplanktons verän-
dert. Damit könnte die CO2-Aufnahme des Ozeans
ebenfalls verringert werden, eine positive Rück-
kopplung, die in bisherigen Szenarien nicht berück-
sichtigt wurde. Wegen des kritischen und nur unzu-
reichend bekannten Einflusses des Phytoplanktons252 F Die Biosphäre im System Erde
auf die künftige CO2-Aufnahmefähigkeit des Ozeans
bleiben weitere Untersuchungen zu den Wechselwir-
kungen zwischen Kohlenstoffkreislauf,Klimawandel
und mariner Biosphäre unerläßlich.
F 3.4
Forschungsbedarf
In den IPCC-Stabilisierungsszenarien (IPCC,1996a)
sind Annahmen bezüglich der terrestrischen und ma-
rinen Biosphäre sowie der Ozeanströmungen getrof-
fen worden, die zwar immer noch hochaktuell sind
und politisch-praktische Relevanz in der Klimarah-
menkonvention erlangen konnten, aber inzwischen
ergänzt worden sind.Vor allem wurden die Komple-
xität und die Vielfalt der Rückkopplungen zwischen
Atmosphäre, Organismen, Böden und anorgani-
schen Stoffen weiter spezifiziert,die damit verbunde-
nen Unsicherheiten über den Kohlenstoffkreislauf
auf globaler Ebene besser abgeschätzt und neue Be-
rechnungsgrundlagen für Szenarien geschaffen. Erst
die Entwicklung weiterer Modelle hatte es erlaubt,
ein Verständnis für die ökologischen Prozesse auf der
globalen Skala zu entwickeln und somit die Reaktion
der Ökosysteme auf klimatischen Veränderungen
und auf erhöhte CO2-Konzentrationen hinreichend
zuverlässig zu prognostizieren. Zur Zeit besteht in
nahezu allen Einzelfragen der biosphärischen C-
Aufnahme weiterer Forschungsbedarf,aber es gilt als
allgemein anerkannt, daß ältere Wälder, Moore und
Feuchtgebiete aus globaler Sicht einen besonderen
Schutz verdienen.
Für die Kyoto-Folgeverhandlungen und die An-
rechnung biologischer Senken dürfte die genauere
Bestimmung der Aufnahmekapazität einzelner ter-
restrischer Ökosystemtypen,wie sie zur Zeit in meh-
reren Forschungsprojekten vorgesehen ist, von ho-
her Bedeutung sein. Ebenfalls vordringlich ist die
Klärung des Verhaltens der Vegetationsgemeinschaf-
ten und der Böden einzelner geographischer Zonen
im Falle einer zukünftigen Erwärmung.Ob die Orga-
nismen im Meer künftig eine noch größere Rolle als
C-Reservoir spielen und in welcher Region sie even-
tuell durch Düngung beeinflußt werden könnten und
sollten, wird Aufgabe weiterer Erdsystemanalysen
bleiben.Bevor an einem in dieser Hinsicht effektiven
Erdsystemmanagement gearbeitet werden kann,wä-
ren hier genauere naturwissenschaftliche Ergebnisse
abzuwarten und vor allem ihre Verbindung mit so-
zioökonomischen und politisch-institutionellen Er-
kenntnissen zu bewerten. Daß die Länder ihrer in
Kyoto eingegangenen Reduktionsverpflichtungen
auf der CO2-Emissionsseite dennoch nachkommen
müssen, bleibt für sie und für die globale Umwelt
eine essentielle Notwendigkeit im Sinn der Risiko-
minderung.F 4 Anthropogene Klimaänderung: Folgen für Ökosysteme und Arten
Für die Biosphäre stellen menschliche Aktivitäten
wie Ökosystemkonversionen und Landschaftsfrag-
mentierungen, nichtstandortgerechte Bewirtschaf-
tungsmethoden sowie die Etablierung nichtheim-
ischer Arten direkte, lokale Eingriffe mit globalen
Konsequenzen dar (Kap. C, E). Der Mensch kann
auch durch indirekte Einflüsse wie die Veränderung
der atmosphärischen Zusammensetzung und damit
des Klimas die Artenvielfalt und die Funktionsfähig-
keit von Ökosystemen gefährden sowie die Verbrei-
tung von Biomen global und regional modifizieren.
Die indirekten Folgen der Klimaveränderung für die
Biosphäre sind bei den internationalen politischen
Verhandlungen der CBD und der UNFCCC bisher
nur wenig beachtet worden (Markham,1996).Inzwi-
schen hat sich in der internationalen Klimafolgenfor-
schung eine Untersuchungsrichtung etabliert, die
diese Effekte näher quantifiziert. Insbesondere die
für Agrar- und Forstwirtschaft relevanten Klimaein-
flüsse sind durch Freilandexperimente und Modelle
recht zuverlässig ermittelt worden (McGuire et al.,
1995; Peterson et al., 1999). Demnach gilt es als si-
cher, daß Ökosysteme sehr viel langsamer als das
Klima ein neues Gleichgewichtsstadium erreichen
werden,was ihr Leistungspotential für die Menschen
erheblich schmälern kann (Melillo et al., 1996). Fer-
ner gibt es Erkenntnisse über die Reaktionen einzel-
ner natürlicher Ökosysteme und Pflanzenarten in
bestimmten Regionen (Markham, 1998). Nicht ge-
klärt ist hingegen, ob die Biodiversität aufgrund des
zu langsamen Wanderungsverhaltens einiger Arten
abnehmen wird (IPCC, 1996b). Weitere Untersu-
chungen sind auch über langfristige Einflüsse auf
globaler Skala notwendig, wie z. B. die potentiellen
und realen Verschiebungen von Biomgrenzen,wobei
hier zunächst auf Modellexperimente zurückgegrif-
fen wird (Claussen und Cramer, 1998). Daher sind
die meisten Ergebnisse der IPCC-Arbeitsgruppe II,
die den gegenwärtigen Stand des Wissens über Kli-
mafolgen darstellt und bewertet, sehr vorsichtig for-
muliert (IPCC, 1996b). Die Tatsache, daß keine Ex-
perimente über langfristige Veränderungen der Bio-
sphäre durchgeführt werden können, erzwingt die
Anwendung von Modellen und erlaubt weniger zu-
verlässige Schlußfolgerungen als bei Freiland-Expe-
rimenten.
F 4.1
Reaktionen von Ökosystemen auf globale
Klimaveränderungen
Ökosysteme und Arten reagieren direkt auf verän-
derte Klimabedingungen und auf erhöhte Kohlen-
dioxidkonzentrationen.Auch der Rückgang des stra-
tosphärischen Ozons, die Säuredeposition und Im-
missionen von Staubpartikeln und verschiedenen
Luftschadstoffen haben Folgen für die Biodiversität
(MacIver, 1998). Veränderte Klimaeigenschaften
(wie mittlere Temperatur, Minimum- oder Maxi-
mumtemperatur, Niederschlag,Anzahl warmer oder
frostfreier Tage) haben bei Pflanzen direkte physio-
logische Auswirkungen, modifizieren die Länge der
Vegetationsperiode und führen zu einer veränderten
Konkurrenzfähigkeit einzelner Arten.
Pflanzenwachstum und
Kohlendioxidkonzentrationen
Ein Beispiel für Strukturveränderungen in Ökosy-
stemen sind die Verschiebungen in der Ausbreitung
von C3- und C4-Pflanzen in den Savannen und Step-
penzonen angesichts höherer atmosphärischer Koh-
lendioxidwerte.Sie sind ein gut untersuchtes Beispiel
der Klimafolgen für natürliche Ökosysteme, Land-
und Forstwirtschaft (Hörmann und Chmielewski
1998). C3- und C4-Pflanzen unterscheiden sich durch
biochemische Reaktionen während der Photosyn-
these und durch ihre natürliche biogeographische
Verbreitung. Eine Erwärmung erhöht zwar die Vor-
teile für C4-Pflanzen, die bei Temperaturen über
22 °C das Licht effizienter für die Photosynthese nut-
zen. Allerdings steigt dieser Temperaturschwellen-
wert mit steigender CO2-Konzentration, was wiede-
rum das Konkurrenzgleichgewicht zugunsten von C3-
Pflanzen verschiebt (Melillo et al.,1996).Zudem be-
günstigt eine erhöhte Kohlendioxidkonzentration
laut experimenteller Beobachtung die Photosynthe-254 F Die Biosphäre im System Erde
se und das Wachstum von C3-Pflanzen (Kirschbaum
et al., 1998). Dieser Effekt läßt sich aber im Freiland
nicht nachweisen, weil komplexe Wechselwirkungen
auftreten (Hörmann und Chmielewski,1998).In Prä-
riegebieten lassen sich dennoch veränderte Artenzu-
sammensetzungen beobachten.Es wurde z.B.festge-
stellt, daß die Häufigkeit von Büffelgras (einer C4-
Pflanze) in der Kurzgrassteppe Colorados (USA)
mit steigender Tagesminimumtemperatur abnimmt,
während einheimische und eingeschleppte Pflanzen
(C3-Pflanzen) in ihrer Häufigkeit zunahmen (Alward
et al.,1999).Büffelgras ist ein sehr produktives,troc-
kenheitsresistentes Gras und stellt eine wichtige
Nahrungsgrundlage für die Rinder dieser Region dar
(Melillo, 1999). Da aber im Freiland der Einfluß des
Kohlendioxids nicht isoliert von allen anderen Fakto-
ren analysiert werden kann, sind diese Erkenntnisse
noch nicht zu verallgemeinern. Dennoch werden
sich, so das Ergebnis mehrerer Studien, die meisten
Prairie- und Savannengebiete der Erde weiter aus-
breiten. Zudem wird die Artenverschiebung in den
Gräsergemeinschaften eher eine Verschlechterung
der Futtererträge nach sich ziehen und somit eine
Abwanderung der landwirtschaftlichen Betriebe in
günstigere Gebiete verursachen (Allen-Diaz et al.,
1996).
Die unterschiedlichen Auswirkungen einer Erhö-
hung der CO2-Konzentration für Pflanzenarten be-
treffen auch Nutzpflanzen.Wichtige Feldfrüchte sind
C3-Pflanzen (Weizen, Reis, Sojabohne). Im Experi-
ment ermöglichte eine Verdopplung der Kohlendio-
xidkonzentration zwar eine Ertragsteigerung von ca.
50% (Nisbet,1994),im Freiland müssen diese Ergeb-
nisse aber sicherlich wegen zahlreicher weiterer Fak-
toren modifiziert werden. Hinzu kommt die erwär-
mungsbedingte Verschiebung der Nordgrenze der
Anbauzonen (z. B.Weizen um ca.500 km),so daß für
die Länder des Nordens eine deutliche Begünstigung
festzustellen ist.Hingegen sind wichtige traditionelle
Kulturpflanzen der Entwicklungsländer (Mais, Zuk-
kerrohr, Sorghum und Hirse) C4-Pflanzen und dürf-
ten nur geringe Ertragssteigerungen aufweisen. Bei
unveränderten sozioökonomischen und politischen
Rahmenbedingungen ist daher mit einer weiteren
Verstärkung des globalen Ungleichgewichts in der
Versorgung mit Nahrungsmitteln zu rechnen (Hör-
mann und Chmielewski,1998).
Kohlendioxidanstieg und Artenwanderung
Das Ziel der Klimarahmenkonvention ist eine Stabi-
lisierung der Treibhausgaskonzentrationen auf ei-
nem ungefährlichen Niveau. Erreicht werden soll
dieses Ziel „innerhalb eines Zeitraums, der aus-
reicht,damit sich die Ökosysteme auf natürliche Wei-
se den Klimaänderungen anpassen können“ (Art. 2
FCCC).Bei der zur Zeit geschätzten Erwärmungvon
1,5–3,5 °C in den nächsten 100 Jahren würden sich
die Klima- und Vegetationszonen 1,5–5,5 km Jahr-1
polwärts bzw. 1,5–5,5 m Jahr-1 in die Höhe verschie-
ben und eine Artenwanderung in gleichen Größen-
ordnungen verursachen (Kirschbaum und Fischlin,
1996).Die realen Vegetationszonen werden sich aber
aufgrund der regional sehr unterschiedlich ausfallen-
den Veränderungen in den Temperatur- und Nieder-
schlagsmustern in manchen Gebieten sehr weit, in
anderen Regionen der Erde nur wenig verschieben.
Eine Reihe von Untersuchungen über vergangene
Klimaänderungen zeigen, daß bei Bäumen Wande-
rungsgeschwindigkeiten von 40–500 m Jahr-1 durch-
aus realisiert wurden,in Extremfällen wie bei der Sil-
berfichte sogar 1.000–2.000 m Jahr-1 (Kirschbaum
und Fischlin, 1996). Die meisten Arten könnten sich
aber wohl an eine Klimaänderungsrate von mehr als
0,1 °C pro Dekade nicht anpassen. Zwar können Sa-
men durch starke Winde weit transportiert werden
und einzelne Pionierpflanzen sich schnell in einer
neuen Umgebung etablieren. Selbst Barrieren wie
die Ostsee oder die Great Lakes konnten überwun-
den werden (Walker und Steffen, 1997). Die effekti-
ve Wanderungsgeschwindigkeit ist allerdings sehr
viel geringer als die potentielle,da die Überlebensra-
te der Keimlinge und nicht die Ausbreitungsge-
schwindigkeit der Samen der geschwindigkeitsbe-
stimmende Schritt ist (Howe und Westley, 1997). Pa-
läostudien und Modellsimulationen zeigen,daß viele
Pflanzenarten durch natürliche Landschaften schnell
migrieren können,schnell genug,um mit projizierten
Klimaänderungen Schritt zu halten (Walker und
Steffen, 1997). Hemmend wirkt sich aber die Frag-
mentierung und die mangelnde Vernetzung von
Ökosystemen auf die Wanderungsgeschwindigkeiten
aus. Gut möglich ist, daß gerade die unerwünschten,
opportunistischen Arten auch schnell migrieren kön-
nen (Pitelka et al.,1997).Vor allem für große Säuge-
tiere stellt die Fragmentierung ein großes Hindernis
gegen eine mögliche Wanderung dar, zumal für eine
erfolgreiche Migration viele „Wanderungsversuche“
notwendig sind (Walker und Steffen, 1997). Isolierte
Schutzgebiete können sich zudem in „Fallen“ ver-
wandeln (Myers, 1993), vor allem wenn die Land-
schaft nicht gebirgig ist,so daß ein Ausweichen in hö-
here Lagen unmöglich wird. Eine Modelluntersu-
chung für Bergwälder in der Schweiz (Kienast et al.,
1998) ergab, daß etwa 40–50% der geschützten Ge-
biete bei einer Erwärmung um etwa 1–1,4 °C in ihrer
Artenausstattung erhalten bleiben würden, da sie
hinreichende Höhenunterschiede enthalten. Bei ei-
ner Erwärmung von mehr als 2 °C könnten nur noch
20-30% der Schutzgebiete eine solche Migration in-
nerhalb ihrer Grenzen gewährleisten. Um eine Iso-
lierung wertvoller Schutzgebiete zu verhindern, soll-255 Auswirkungen der globalen Klimaänderung auf einzelne Ökosysteme F 4.2
ten deshalb für Fauna und Flora Migrationskorrido-
re eingerichtet werden (Kap.E 3.3.2.4).
Dennoch bleibt angesichts des weitgehend hypo-
thetischen Wissens über den Einfluß der Klimaände-
rung auf das Wanderungsverhalten von Arten Skep-
sis über den Stand der Ergebnisse angebracht. Die
Prognosemethoden zur Ermittlung künftiger Arten-
verteilungen, nachdem es zu einer Erwärmung und
einem CO2-Anstieg in den bodennahen Luftschich-
ten gekommen ist, bleiben relativ unsicher (Davis et
al., 1998). Um die Dynamik der Populationen besser
zu prognostizieren, wird vorgeschlagen, nicht nur
Klimaparameter, sondern auch Interaktionen zwi-
schen Arten und deren räumliche Streuung in den
Modellen näher zu berücksichtigen. Diese For-
schungsrichtung sollte aufgrund ihres interdisziplinä-
ren Charakters stärker ausgebaut werden.Nach heu-
tigem Wissensstand sind Verallgemeinerungen über
globale Reaktionen der Vegetation auf erhöhte CO2-
Konzentrationen und geändertes Klima nicht mög-
lich (Kirschbaum et al.,1998).Hingegen können Aus-
sagen zum Wachstums- und Reaktionsverhalten ein-
zelner Ökosysteme getroffen werden, wenngleich
hier auf der Grundlage noch nicht zuverlässiger Pro-
gnosen über die regionale Ausprägung der Erder-
wärmung gearbeitet werden muß (Graßl,1999).
F 4.2
Auswirkungen der globalen Klimaänderung auf
einzelne Ökosysteme
Für die politischen Entscheidungsprozesse der Kli-
marahmenkonvention sind genaue Kenntnisse über
die Empfindlichkeit bestimmter Ökosysteme und
Agrarregionen vor allem deshalb relevant, weil sich
damit bessere regionale Strategien zur Umsetzung
der Konvention entwickeln lassen. Zudem bleiben
für die globale Ernährungssicherheit, für Forstwirt-
schaft, Fischerei und nicht zuletzt für den Biosphä-
renschutz quantitative Ergebnisse über „Effekte“
des Klimawandels auf Ökosysteme unerläßlich.Von
den verschiedenen IPCC-Arbeitsgruppen stammen
daher detailreiche Analysen über die Auswirkungen
einer globalen Klimaänderung auf Wälder, Graslän-
der, Wüsten und Bergregionen, Seen und Flüsse,
Feuchtgebiete, Küsten und Ozeane (IPCC, 1996b).
Tab.F 4.2-1 zeigt einen Überblick dieser Auswirkun-
gen für ausgewählte Ökosysteme.
F 4.2.1
Wälder
Die potentiellen Folgen globaler Umweltverände-
rungen werden für die rund 4 Mrd. ha Wald- und
Buschlandökosysteme der Erde aufgrund ihrer ver-
schiedenen Reaktionen auf Temperatur- und CO2-
Änderungen unterschiedlich ausfallen (Enquete
Kommission,1994;Kap.G 4.1).Die sicherste,für alle
Wälder gemeinsame Klimafolge ist die Verschiebung
der Waldgrenzen polwärts (Kirschbaum und Fisch-
lin, 1996; Neilson und Drapek, 1998). Dabei wird auf
der Nordhalbkugel das Wachstum an der Nordgren-
ze der Wälder voraussichtlich so langsam sein, daß
sie die Verluste an der Südgrenze nicht kompensie-
ren werden.Somit könnte sich in der Bilanz die Koh-
lenstoffaufnahme der Wälder reduzieren (Hörmann
und Schmielewski, 1998). Insbesondere über die Re-
aktionen tropischer und borealer Wälder wurden seit
dem umfassenden Bericht der Enquete-Kommission
„Schutz der Erdatmosphäre“ zahlreiche Forschungs-
vorhaben durchgeführt und genauere Erkenntnisse
gewonnen (Enquete-Kommission, 1994). Über die
Klimafolgen für Funktionen,die Wälder generell für
den Menschen übernehmen (Holzproduktion, Na-
turschutz,Wasserschutz, Jagd und Freizeit) sind auf-
grund geringer Marktkonformität und hoher Kom-
plexität bisher noch keine globalen Erkenntnisse ge-
wonnen worden (Solomon,1996).
Tropische Waldökosysteme
Tropische Wälder werden aufgrund vergleichsweise
wenig geänderter Temperaturen und erhöhter Koh-
lendioxidgehalte zwar potentiell höhere Wachstums-
raten aufweisen,aber durch limitierende Faktoren in
der geänderten Chemie tropischer Waldböden und
im Wasserhaushalt nur eine geringe reale Zunahme
ihrer Nettoprimärproduktion zeigen (Silver, 1998).
Insbesondere die Limitierung durch den Nährstoff
Phosphor muß nach den Aussagen von Silver (1998)
weiter erforscht werden, damit die strukturellen und
funktionalen Reaktionen des Ökosystems tropischer
Regenwald und die Veränderungen in den globalen
biogeochemischen Kreisläufen besser verstanden
werden. Weitere erwärmungsbedingte Effekte wer-
den noch erwartet,insbesondere das stärkere Auftre-
ten von Trockenperioden aufgrund des El-Niño-Phä-
nomens und damit verbunden häufigere Feuer sowie
schwere tropische Wirbelstürme mit ihren lokal
bedeutsamen Folgen für Forstwirtschaft und Biodi-
versität. Tropische Wälder werden signifikante Ver-
änderungen in der Artenzusammensetzung aufgrund
geänderter Niederschlagsmuster und stärkerer Trok-
kenheit erfahren, die möglicherweise in den expo-
nierten Ökosystemen zum weiteren Artensterben
führen werden (Markham, 1998). Dabei wirken sich
Fragmentierung durch nicht standortgerechte forst-
wirtschaftliche Methoden (Kahlschlag, Monokultur
usw.) und weitere direkte menschliche Einflüsse
(Konversion, Straßenbau, Besiedlung usw.) negativ
auf die Anpassungsfähigkeit aus.256 F Die Biosphäre im System Erde
Boreale Waldökosysteme
Boreale Wälder werden in Struktur und Funktion
stärker als andere von einer Klimaänderung betrof-
fen, weil die Erwärmung in hohen Breiten voraus-
sichtlich höher ausfallen wird und boreale Wälder
empfindlich auf Temperaturveränderungen im Zu-
sammenhang mit erhöhter Kohlendioxidkonzentra-
tion reagieren (Beerling, 1999). Sie werden sich in
Regionen ausbreiten, die heute von Tundra bedeckt
sind, sofern der Grundwasserspiegel nicht zu hoch
ist. An den südlichen Rändern ihrer heutigen Aus-
breitungsgebiete werden die borealen Wälder von
Pionierarten temperater Wälder und vom Grasland
verdrängt, weil die Erwärmung voraussichtlich zu
mehr Feuern und Insektenbefall führt (Kirschbaum
und Fischlin,1996).Das Anpassungsverhalten borea-
ler Wäldökosysteme im globalen Wandel wird insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Senkenproblema-
tik im Rahmen des Kyoto-Folgeprozesses diskutiert
und erforscht. Dabei hat das Langzeitexperiment
CLIMEX in Südnorwegen die Annahmen der wahr-
scheinlichsten Klimawandel-Szenarien unter realen
Bedingungen simuliert und ein Waldgebiet 9 Jahre
erhöhten Temperaturen (+3 °C im Sommer und +5
°C im Winter) und erhöhten Kohlendioxidkonzen-
trationen (560 ppm) ausgesetzt.Im Ergebnis steht si-
cher fest, daß boreale Waldflächen unter solchen
Voraussetzungen zu Netto-Kohlenstoffsenken wer-
den (Beerling, 1999). Diese Berechnung gilt aller-
dings nur für die Gebiete, in denen sich der boreale
Wald trotz Erwärmung halten wird. Eine genaue
Darstellung des heutigen Waldbestands und der Be-
standsänderungen erfolgt in Kap.G 4.1.
F 4.2.2
Tundraökosysteme 
Die bisherige Ausprägungen der Klimaänderungen
in arktischen Regionen ist regional unterschiedlich.
Gebieten mit Erwärmungstendenz im Winter und
Frühjahr (wie Norwegen, Nordwestkanada, Nord-
Tabelle F 4.2-1
Ausgewähle Untersuchungen der klimatischen Einflüsse auf empfindliche Ökosysteme.
Quelle:Markham,1996;IPCC,1996b
Ökosystemtyp Klimatische Schlüsselvariable Ökologische Wirkung Quelle
Mangroven • Relative Rate des • Fehlende Sedimentation Rose und Hurst,1991
Meeresspiegelanstiegs Markham et al.,1993
• Sturmhäufigkeit und -stärke
Korallenriffe • Relative Rate des • Ausbleichen Rose und Hurst,1991
Meeresspiegelanstiegs • Korallensterben Markham et al.,1993
• Sturmhäufigkeit und -stärke
• Oberflächentemperatur des
Ozeans
Küstenmarschen • Relative Rate des • Wandel in der Struktur der Rose und Hurst,1991
Meeresspiegelanstiegs Pflanzengemeinschaften Markham et al.,1993
• Sturmhäufigkeit und -stärke
„Flache“ Inseln • Relative Rate des Meeres- • Versalzung UNEP und WMO,1992
spiegelanstiegs
• Sturmhäufigkeit und -stärke
Aride und semi- • Niederschlagsmuster • Rückgang frostempfindlicher UNEP und WMO,1992
aride Gebiete • Winterminima Arten
Tropische • Wolkenbedeckung und • Reduzierte Biomasse Markham et al.,1993
Bergwälder Sonnenscheindauer • Abnahme der Population Hamilton et al.,1993
• Orkanhäufigkeit und -stärke kommerzieller Baumarten
• Trockenheitshäufigkeit
Hochmoore • Mittlere Sommertemperatur • Keine Hochmoorbildung Schouten et al.,1992
• Mittlerer Jahresniederschlag
Alpine • Mittlere Jahrestemperatur • Wanderung alpiner Pflanzen UNEP und WMO,1992
Bergländer • Schneefall und -schmelze in die Höhe Markham et al.,1993
Peters und Lovejoy,1992
Arktis • Mittlere Jahrestemperatur • Erwärmung gefährdet die Chapin und Shaver,1996
• Länge der Jahreszeiten Gruppe norwegischer Pflanzen, Peters und Lovejoy,1992
• Niederschlag die eine Januar-Isotherme von
<–10 °C benötigen
Boreale Wälder • Mittlere Jahrestemperatur • Nordwärtswanderung der Shugart et al.,1992
• Feuerhäufigkeit Baumgrenze Peters und Lovejoy,1992
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rußland,Westsibirien,Jakutien) stehen Gebieten mit
deutlicher Abkühlung gegenüber (wie Nordostkana-
da). Zudem stehen die Ergebnisse der meisten Mo-
dellrechnungen noch nicht im Einklang mit den be-
obachteten Klimadaten (Hansell et al., 1998). Sicher
ist: die bisher festgestellte mittlere Erwärmung der
recht vielfältigen, sehr empfindlich reagierenden
Arktis bewegt sich innerhalb der natürlichen Klima-
variabilität (Maxwell,1997).Mehrere neue Biommo-
delle prognostizieren einen starken Rückgang der
Tundraflächen zugunsten borealer Wälder im Falle
einer verdoppelten CO2-Konzentration (Neilson und
Drapek, 1998). Dabei werden nicht nur die lokale
Biotopstruktur und der Wasserhaushalt insbesonde-
re in Torfgebieten völlig verändert,es werden vor al-
lem Rückkopplungen auf das globale Klima in Form
massiven Auftauens der Permafrostböden und des
Freisetzens großer Mengen der Treibhausgase Koh-
lendioxid und Methan befürchtet, wobei zu dieser
Frage widersprüchliche Ergebnisse vorliegen (Sie-
gert und Hubberten, 1998; Kap. F 5). Die indigene
Bevölkerung arktischer Regionen (z. B. Inuit, Sa-
men) muß zudem mit Veränderungen in Schnee- und
Eisbedeckung sowie neuen Erosionsprozessen rech-
nen und ihren ohnehin gefährdeten Lebens- und
Wirtschaftsstil entsprechend anpassen (Fitzharris,
1996). Chapin und Shaver (1996) haben eine mögli-
che Veränderung der Artenzusammensetzung der
Tundraökosysteme aufgrund erhöhter CO2-Konzen-
tration und Temperatur experimentell nachgewiesen.
Über 9 Jahre wurde über einem Tundraareal in Ala-
ska die mittlere Temperatur um 3,5 ºC erhöht sowie
Beleuchtungsstärke und Nährstoffhaushalt verän-
dert.Dabei nahmen die Populationen der häufigsten
Pflanzenarten zu, die Flechten- und Kräuterarten
hingegen,die die Nahrungsquelle für Karibus bilden,
ab. Das internationale Tundraexperiment konnte
eine solch eindeutige Klimafolgenreaktion bisher
nicht bestätigen: Das Verhalten langjährig beobach-
teter Pflanzenarten in Schweden, Kanada und Ala-
ska war individuell unterschiedlich, so daß noch kei-
ne allgemeine Schlußfolgerung für das Wachstum
und die Biotopzusammensetzung in Tundrengebie-
ten gezogen werden konnte (Henry,1997).
F 4.2.3
Küstenökosysteme
Besonders empfindlich gegenüber der Klimaände-
rung sind Küstenökosysteme wie z. B. Mangroven-
wälder, Küstenmarschen, Ästuarien und Flußdeltas,
Dünensysteme,niedrige Inseln und die unten behan-
delten Korallenriffe (IPCC, 1996b; Markham et al.,
1993). Entscheidend ist dabei die Rate des Meeres-
spiegelanstiegs sowie die Sturmhäufigkeit und -stär-
ke (Markham et al., 1993). Aber auch die Verände-
rung der Sedimenttransporte in den Flüssen durch
Dammbauten und andere Maßnahmen zum Hoch-
wasserschutz beeinflussen die Küstenökosysteme.
Auf längeren Zeitskalen verlaufen Senkungen und
Hebungen der Küstenlinie durch geologische Pro-
zesse.Das Mississippi-Delta macht rund 41% der ge-
samten Küstenfeuchtgebiete der USA aus,in diesem
Jahrhundert ging täglich eine Fläche von 40 ha verlo-
ren. Klimaszenarien („Business-as-usual“) sagen
hier für 2100 einen weiteren Verlust von 39% der ge-
genwärtigen Fläche voraus (Reid und Trexler,1991).
Damit sind zahlreiche Tier- und Pflanzenarten ge-
fährdet und gleichzeitig geht eine effektive CO2-Sen-
ke verloren.
Mangroven bedecken mit einer Fläche von 20
Mio.ha rund 25% der tropischen Küstenlinie.Die 34
bekannten Baumarten aus 9 Familien bilden ein ein-
zigartiges Habitat mit typischen Anpassungen wie
Luftwurzeln und anderen Strategien der Halophy-
ten. Rekonstruktionen der Vergangenheit ergaben,
daß Mangroven Meeresspiegelanstiege bis zu 12 cm
pro Jahrhundert tolerieren können (Ellison, 1994) –
damit könnten sie sich allerdings kaum an den vor-
hergesagten Meeresspiegelanstieg anpassen. Man-
groven werden aber auch durch höhere Wassertem-
peraturen und Änderungen der Salinität und des Se-
dimenteintrags bedroht.
Klimaänderungen haben auch an anderen flachen
Sedimentküsten, wie z B. an der deutschen Nordsee-
küste, weitreichende ökologische Folgen (Reise,
1993). Zum einen wird sich wahrscheinlich bei einer
Erwärmung um 2–4 ºC durch Zuwanderung über den
Ärmelkanal ein Artenspektrum einstellen, das der
Eemzeit im letzten Interglazial ähneln wird und in
seiner Vielfalt um 20–40% zunehmen könnte. Bei
Temperaturänderungen verschiebt sich aber nicht
nur das Verbreitungsgebiet der Arten, sondern auch
ihre vertikale Verteilung in der Gezeitenzone. Die
Häufigkeit strenger Winter hat dabei einen beson-
ders starken Einfluß auf die Populationen im Wat-
tenmeer (zunächst Massensterben und Abwande-
rung der Fauna, im folgenden Sommer aber über-
durchschnittliche Ansiedlung von Jungtieren mit ho-
her Biomasse). Eine Erwärmung würde daher
tendenziell zu höherer Artenvielfalt,aber geringerer
Biomasse führen, mit entsprechend verringertem
Nahrungsangebot für Fische und Seevögel. Höhere
Sommertemperaturen werden die Auswirkungen der
Hypertrophierung (Grünalgenmatten, Sauerstoffar-
mut im Sediment) voraussichtlich verstärken (Reise,
1993).Insgesamt wird für die Nordseewatten eine re-
duzierte Speicherkapazität und Remineralisierungs-
leistung für das organische Material erwartet.258 F Die Biosphäre im System Erde
F 4.2.4
Korallenriffe
Korallenriffe können bei Wassertemperaturen von
18–30 °C existieren. Ihr optimales Wachstum erfolgt
zwischen 25–29 °C und liegt damit nur geringfügig
unter ihrer oberen letalen Temperaturgrenze. Durch
den Klimawandel ausgelöste erhöhte Wassertempe-
raturen könnten daher Lebens- und Funktionsfähig-
keit von Riffen beeinträchtigen oder zumindest ihre
Anfälligkeit gegenüber anderen Streßfaktoren erhö-
hen.Deutlichste Folge erhöhter Temperaturen ist das
Ausbleichen der Korallen.Dabei verlieren die Koral-
len 60–90% ihrer mit ihnen in Symbiose lebenden
Zooxanthellen (einzellige Algen). Die Zooxanthel-
len verlieren zusätzlich 50–80% ihrer photosyntheti-
schen Pigmente (Hoegh-Guldberg und Smith, 1989;
Kleppel et al.,1989;Porter et al.,1989).Korallen kön-
nen sich nach Fortfallen der Stressfaktoren innerhalb
einiger Wochen bis Monate durch Regeneration der
Zooxanthellen wieder erholen (Wilkerson et al.,
1988).
Korallen weisen unmittelbar nach dem Ausblei-
chen ein vermindertes Skelettwachstum und eine
Unterbrechung im Fortpflanzungszyklus auf.Zusätz-
lich wird ihre Widerstandskraft, etwa gegen die Be-
deckung durch Aufwuchsalgen, stark beeinträchtigt.
Halten äußere Streßfaktoren länger an, sterben die
Korallenpolypen schließlich ab. In Panama, Kolum-
bien und auf den Galapagos-Inseln sind einige selte-
ne Korallenarten bereits lokal verschwunden (Glynn
und de Weerdt, 1991). Das Absterben riffbildender
Korallen hat die Besiedlung der Riffe durch andere
benthische Tierarten zur Folge.Da Tierarten,die Ko-
rallen als Nahrungsquelle nutzen, durch die Streß-
faktoren nicht in gleichem Maß beeinträchtigt sind,
kann sich der Fraßdruck auf die Korallen erhöhen
und zusätzliche Verluste bewirken (Glynn,1996).
Im Prinzip ist das Ausbleichen der Korallen eine
unspezifische Reaktion auf verschiedene Streßfakto-
ren, von denen extrem hohe Wassertemperaturen
bzw. verlängerte sommerliche Temperaturmaxima,
wie sie vor allem in El-Niño-Jahren auftreten, die
wichtigsten sind. Bei erhöhten Temperaturen wurde
auch eine Abnahme UV-absorbierender Pigmente in
den Korallen beobachtet, was ihre Empfindlichkeit
gegen UV-Strahlung steigert (Lesser et al., 1990;
Glynn,1993).Seltener führt die Zufuhr von Süßwas-
ser zum Ausbleichen von Riffen. Schadstoffe wie
Kupfer oder Herbizide können ebenfalls lokales
Ausbleichen zur Folge haben (Glynn et al.,1984).
Erstmals wurde das Ausbleichen von Korallenrif-
fen 1963 an der Südküste Jamaikas beobachtet (Go-
reau, 1964). Das massive Ausbleichen in den Jahren
1982/83 sowie 1991/92 wurde vermutlich durch die
langanhaltende Meereserwärmung hervorgerufen,
die mit den El-Niño-Ereignissen dieser Jahre im Zu-
sammenhang stand (Glynn, 1993). Das massive Aus-
bleichen im Jahre 1994 fällt jedoch mit keinem El-
Niño-Ereignis zusammen (Glynn, 1996). Das El-
Niño-Jahr 1998 war das wärmste der letzen 600 Jahre
und hatte in einigen Gebieten das Ausbleichen von
60–100% der Korallen zur Folge.Tote oder stark ge-
schädigte Korallen traten vor allem in der Karibik,
dem östlichen Pazifik und dem Indischen Ozean auf
(Abb.F 4.2-1;Hoegh-Guldberg,1999).
Das gehäufte Auftreten des Korallenausbleichens
in den letzten Jahren legt einen Zusammenhang mit
Klimaänderungen nahe. Wegen der großen Bedeu-
tung der Zooxanthellen für den Bildungsprozeß der
Kalkskelette riffbildender Korallen könnte es auf
diese Weise zu einer großflächigen Schwächung von
Riffbauten kommen (Glynn, 1996), die auch zahlrei-
che andere Tier- und Pflanzenarten, die das Riff für
Schutz, Nahrung und Fortpflanzung nutzen, beein-
trächtigen würde (Wilkinson und Buddemeier,
1994). Neben einer Beeinträchtigung der Lebens-
raumfunktion wären dadurch auch wichtige Nut-
zungsfunktionen der Riffe betroffen, wie etwa die
Korallenriffischerei und der Tourismus sowie die
erosionshemmende Wirkung von Riffen für den Kü-
stenschutz.
Längerfristig ist der Meeresspiegelanstieg eine
weitere potentielle Bedrohung für Korallenriffe.Un-
ter den momentan gültigen Klimaszenarienerscheint
ein weltweiter Meeresspiegelanstieg um bis zu 1 m
für die nächsten 100 Jahre möglich (IPCC,1995).Ob-
wohl Korallenriffe in der geologischen Vergangen-
heit häufig von Meeresspiegelschwankungen und
Änderungen der atmosphärischen CO2-Konzentra-
tion betroffen waren (MacCracken et al., 1990), ist
fraglich, ob sie in der Lage wären, auf die in naher
Zukunft zu erwartenden raschen Veränderungen des
Meeresspiegels durch vermehrtes Wachstum zu rea-
gieren. Gerade die schnell wachsenden Flachwasser-
Korallenarten,die sich gut anpassen könnten,reagie-
ren auf Temperaturerhöhungen und die Zunahme
des Fraßdrucks besonders empfindlich (Glynn,
1990).Die kurzen zur Verfügung stehenden Zeiträu-
me reichen möglicherweise für eine Anpassung der
Korallen und ihrer Zooxanthellen an die neuen Be-
dingungen nicht aus (Jokiel und Coles, 1990; Glynn,
1993).
F 4.3
Schlußfolgerungen
Für Ökosysteme können die erwarteten Klimafolgen
entweder katastrophal oder glimpflich ausfallen, so
groß ist die Palette bekannter Effekte und so vielfäl-259 Schlußfolgerungen F 4.3
tig sind die nachgewiesenen Wirkungen. Als Ender-
gebnis eines strukturellen Wandels im gesamten Erd-
system sind klein- und großräumige Biotope vielfach
als „Opfer“ anthropogener Fernwirkungen anzuse-
hen (Graßl,1999).Aber zusätzlich sind sie einer Fül-
le direkter menschlichen Aktivitäten ausgesetzt, die
ihre Regelungsfunktion für das globale Erdsystem
nachhaltig stören (Kap.E,F 3).
Insofern ist eine isolierte Betrachtung der atmo-
sphärischen Einwirkungen auf jeden Ökosystemtyp
zwar eine wissenschaftlich notwendige Aufgabe,
denn allzu fragmentarisch und unsicher sind die mei-
sten Modell- und Experimentalbefunde (Kap. J);
aber für eine realistische Einschätzung des „Verhal-
tens“ der Biosphäre im globalen Wandel fehlen die
Arbeiten,die die einzelnen Stücken des Puzzles wie-
der zusammenfügen.So bleibt aus der Sicht des Bei-
rats die Einbeziehung aller Wechselwirkungen in ei-
nem umfassenden, zusammenhängenden Erklä-
rungsansatz der globalen Klima-Biosphären-Inter-
aktionen nach wie vor eine Herausforderung für die
Forschung. Von einer Weiterentwicklung und Kom-
bination der physiologischen und verhaltensorien-
tierten Modelle sind genauere Ergebnisse über die
Reaktion einzelner Organismen, ihrer Populations-
dynamik und der Interaktionen zwischen Populatio-
nen zu erwarten (Orians,1996).Erst auf diesem Weg
können zukünftig leistungsfähige Prognosetheorien
zu den Ökosystemreaktionen auf den Klimawandel
entwickelt werden.
Angesichts der Vielfalt der ökosystemaren Einzel-
wirkungen können nur wenige verallgemeinerungs-
fähige, globale Handlungsempfehlungen ausgespro-
chen werden. Zum einen sind die bisherigen klima-
schutzpolitischen Einzelschritte der Klimarahmen-
konvention sicherlich noch nicht weit genug umge-
setzt,um eine erkennbare Wirkung auf die Ökosyste-
me zu zeigen. Daher bleibt eine effektive
Implementierung des Kyoto-Protokolls dringend ge-
boten.Und weil alle Maßnahmen zur Minderung der
Treibhausgasemissionen prinzipiell auch helfen, die
Funktionsfähigkeit der Biosphäre zu erhalten, sind
zum anderen lokale und regionale Klimaschutzvor-
haben uneingeschränkt und in ihrer ganzen Band-
breite zu fördern.
Beobachtungsjahre
1969—1978 1979—1986 1987—1996
Abbildung F 4.2-1
Verbreitung von Korallenriffen (ocker) und Korallenausbleichen in den Jahren 1969–1996.
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F 5.1
Rückkopplungsmechanismen
In der Erdgeschichte hat es nie eine vollkommen sta-
bile Biosphäre gegeben:Allmähliche Veränderungen
wurden in scheinbar unvorhersehbarer Weise durch
unstetige, manchmal auch katastrophale Umbrüche
abgelöst (Crowley, 1996). Kosmische Katastrophen
allein, wie z. B. Meteoriteneinschläge, können dies
nicht vollständig erklären. Abgesehen von den Mil-
ankovic-Zyklen (z. B. Broecker und Denton, 1990),
die die Mehrzahl der quasiperiodisch auftretenden
Eiszeiten erklären,spielt die Variabilität der Sonnen-
einstrahlung in direkter Wirkung möglicherweise nur
eine geringe Rolle. Obwohl sie im Laufe der Erdge-
schichte um ca. 30% zugenommen hat und auch auf
kürzeren Zeitskalen eine beachtliche Variabilität
zeigt (Lean und Rind,1996),wurden bisher nur Ähn-
lichkeiten zwischen den Veränderungen der Ober-
flächentemperatur der Meere und den Intensitäts-
schwankungen der Sonneneinstrahlung festgestellt.
Zwischen der Einstrahlung und den Temperaturen
auf dem Festland war dagegen ein derartiger Zusam-
menhang nicht erkennbar (Schönwiese, 1992b; Nis-
bet,1994).
Auch wenn diese Ergebnisse sicherlich noch keine
abschließende Beurteilung über die Rolle externer
Einflüsse auf die Lebensbedingungen auf der Erde
erlauben, können sie nicht die überraschend kurzfri-
stigen Veränderungen erklären,die sich in den paläo-
klimatischen Daten zeigen. Die Rekonstruktion der
Klimageschichte über die Analyse von Eisbohrker-
nen zeigt überzeugend,daß das Klimageschehen oft-
mals abrupte Änderungen aufweist. Innerhalb weni-
ger Jahre scheinen sich die Temperaturverhältnisse
völlig umgestellt zu haben, obwohl sich die Sonnen-
einstrahlung nur vergleichsweise langsam veränder-
te. Die unmißverständliche Botschaft der Eisbohr-
kerne ist,daß das Klima fragil ist,sich rasch und dra-
stisch verändern kann,aber eben auch Phasen großer
Stabilität zeigt.
Das Klimasystem scheint also einen „Schalter“ zu
besitzen, der bei ganz bestimmten Schwellenwerten
umgelegt wird. Man sollte dieses Bild jedoch nicht
überstrapazieren: Natürlich ist kein Schalter im Sinn
eines einfachen Stromkreises vorhanden.Es ist sogar
sehr zweifelhaft, ob ein einzelnes Element im Erdsy-
stem eine derart unstetige Charakteristik aufweisen
dürfte.Dies gilt insbesondere für die Biosphäre.
Die nichtlineare Systemtheorie hält für eine
Schalterfunktion angemessene Erklärungen bereit:
In ihrer thermodynamischen Struktur ist die Erde
ein „halboffenes Nichtgleichgewichtssystem“.Sie er-
hält permanent von der Sonne Strahlungsenergie,die
im Erdsystem eine Vielzahl von Prozessen antreibt.
Von der direkten Erwärmung der Erdoberfläche ent-
sprechend ihrer jeweiligen Rückstrahlkraft (Albedo)
über die Absorption der langwelligen Wärmestrah-
lung in der Atmosphäre bis zum Ausgleich der ther-
mischen Unterschiede durch Wärmetransporte ent-
steht eine Kaskade von Wirkungen und Prozessen.
Hierbei könnten einzelne Prozesse durchaus ein sog.
nichtlineares Antwortverhalten zeigen.Kleinste Ver-
änderungen in der Einstrahlung könnten sehr viel
stärkere Auswirkungen,z.B.für den Wasserkreislauf,
hervorbringen. Wenn dies allerdings generell gelten
würde, wäre das Klimasystem zu jeder Zeit sehr viel
instabiler gewesen, was zumindest für die letzten
10.000 Jahre nicht zugetroffen hat. Zur Erklärung
bleibt also nur ein Systemverhalten, das sich als Fol-
ge der Kopplung verschiedener Prozesse ergibt. An
einer solchen Kopplung ist typischerweise die Bio-
sphäre wesentlich beteiligt.
Eine Prozeßkopplung kann sich grundsätzlich nur
in zwei Formen manifestieren: Zwei oder mehrere
Prozesse können sich wechselseitig abschwächen,
was als sog. negative Rückkopplung in Form eines
Regelprozesses den stärkeren äußeren Einfluß ab-
schwächt, oder sich gegenseitig verstärken. Dieses
führt dann zu einer größeren Gesamtwirkung und
wird als positive Rückkopplung bezeichnet (Kap. F
3).Als Folge einer äußeren (und auch inneren) Stö-
rung kann das Zeitverhalten des Systems aber bei
beiden Rückkopplungen ein instabiles Verhalten mit
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F 5.1.1
Drastische Veränderungen als Grenzverhalten
negativer Rückkopplungen
Durch eine negative Rückkopplung lassen sich Re-
gelsysteme konstruieren, die innerhalb gewisser
Grenzen stabilisierend auf Störungen reagieren.Als
Beispiel sei die Albedo-Temperatur-Kopplung ge-
nannt, die als Regelmechanismus stabilere Umwelt-
bedingungen in den tropischen Regionen sichert.Re-
genwälder geben eine Vielzahl von Kondensations-
kernen in die Luft ab. Dadurch entwickelt sich in
Zeiten sehr hoher Sonneneinstrahlung mit entspre-
chend hoher Wasserdampfbildung eine tief liegende,
gleichmäßige Wolkenbedeckung, die über die hohe
Rückstrahlkraft kühlend wirkt. Luftaufnahmen die-
ser Wolkenstrukturen zeigen, daß sie die geographi-
sche Verteilung der Regenwaldgebiete überraschend
genau widerspiegeln. Selbst kleine Flußgebiete oder
kleine entwaldete Gebiete bleiben von der Wolken-
bedeckung ausgespart (Nisbet, 1994). Offenbar ist
dieses Regelgleichgewicht in seiner räumlichen Ver-
teilung sehr fragil. Eine auch nur fragmentarische
Zerstörung des Regenwalds dürfte die scheinbar so
stabile Selbstregelung des lokalen Klimas angreifen.
Möglicherweise existiert sogar ein kritisches Maß
der Entwaldung, ab der die negative Rückkopplung
über biogene Evapotranspiration und biologisch ge-
steuerte Wolkenbildung zusammenbricht.
Schon relativ einfache konzeptionelle Daisy-
World-Modelle (Kap. F 1.3) können dieses Phäno-
men des katastrophalen Zusammenbruchs von Re-
gelungssystemen nachbilden. In einem zweidimen-
sionalen Modellplaneten wird eine negative Rück-
kopplung zwischen Klima und Biosphäre simuliert,
indem die Pflanzen über die Verteilung ihrer Albedo
die lokalen Temperaturen beeinflussen,die Wärmee-
nergie sich durch Diffusionsprozesse ausbreitet und
die Wachstumswahrscheinlichkeit der Pflanzen wie-
derum von der lokalen Temperatur abhängt (von
Bloh et al., 1997). Als Störung wird stufenweise die
Wachstumsfläche fragmentiert.Abb. F 5.1-1 demon-
striert die fast perfekte „Thermostatwirkung“ der
Biosphäre für die dargestellte globale Temperatur.
Obwohl die degradierte Fläche stetig zunimmt,kann
die Biosphäre durch eine dynamische Anpassung der
Rückstrahlkraft das „Klima“ bis zu einer kritischen
Fragmentationsschwelle nahezu konstant halten.Bei
Erreichen dieser Schwelle stirbt die Modellbiosphä-
re aus und es tritt eine rapide Veränderung der glo-
balen Temperatur ein.
Hier zeigt sich eine wesentliche Eigenschaft dieser
Regelungssysteme: Über einen weiten Bereich „ver-
tragen“ sie Störungen und lassen das System sehr sta-
bil erscheinen.Ab einer gewissen Größe der Störung
aber – die aber auch durch deren Zeitverhalten ge-
prägt sein kann – bricht das System rasch und unum-
kehrbar zusammen. Der oben genannte „Schalter“
wird in diesem Fall beim Erreichen der Regelungs-
grenze umgelegt. Im Regenwaldbeispiel findet das
möglicherweise genau dann statt, wenn durch die
Lücken in der Wolkenabschirmung bei hoher Son-
neneinstrahlung mehr Wärmeenergie in das Vegeta-
tionssystem gelangt, so daß die Pflanzen gezwungen
sind, ihre Evapotranspiration zu reduzieren. Da-
durch verringert sich die Intensität des lokalen Was-
serkreislaufs, und die negative, stabilisierende Rück-
kopplung bricht zusammen.Eine sich selbst über po-
sitive Rückkopplungen verstärkende Desertifikation
könnte dann einsetzen und das System nachhaltig
destabilisieren.Die Regelungsgrenze als Klimaschal-
ter ergibt sich hier aus dem Auseinanderdriften von
Strahlungsgleichgewicht, Intensität des Wasserkreis-
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Kritischer Zusammenbruch
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durch die Biosphäre in
einem einfachen
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laufs und der Fähigkeit der Biosphäre,ein Ungleich-
gewicht zu puffern.
F 5.1.2 
Positive Rückkopplungen als Elemente einer
kritischen Erdsystemdynamik
Im Gegensatz zu den im letzten Abschnitt dargestell-
ten möglichen Umbrüchen im Klimasystem, die sich
aus dem Kollaps einer an sich stabilen Dynamik er-
geben,kann eine abrupte Veränderung auch dadurch
entstehen, daß ein sog. labiles Gleichgewicht gestört
wird. Eine vielleicht nur kurzzeitige Verstärkung ei-
nes Prozesses verstärkt einen zweiten, von dem wie-
derum der erste verstärkt wird. Dadurch entsteht
eine positive Rückkopplung. Das bekannteste Bei-
spiel für dieses Phänomen im Klimageschehen ist si-
cherlich die Vorstellung des „Runaway-Greenhou-
se“, die sich am Beispiel der Treibhausgase Methan,
Wasserdampf und Kohlendioxid erläutern läßt.
Treibhausgase in der Atmosphäre absorbieren die
langwellige Rückstrahlung von der Erdoberfläche
und strahlen entsprechend ihrer Temperatur Teile
davon wieder zur Erdoberfläche zurück. Die damit
verbundene Erwärmung kann eine Reihe von Rück-
kopplungen initiieren, wenn sich organische (und
auch anorganische) Senken für Treibhausgase auf-
grund der höheren Temperatur in Quellen umwan-
deln und weitere Treibhausgase freisetzen. Der Ge-
samteffekt ist sicherlich umstritten. Dennoch geht
man oft von der Schätzung aus,daß sich die Wirkung
des (beispielsweise vom Menschen) freigesetzten
Kohlendioxids um den Faktor 1,2–3,6 erhöhen könn-
te (Nisbet, 1994). Die Spannbreite zeigt die große
Unsicherheit, die bei der Bewertung verstärkender
Rückkopplungseffekte besteht. Ein extremes Bild
wäre sicherlich die alptraumhafte Vorstellung, eine
Erwärmung könnte das gesamte, in den arktischen
Permafrostböden eingeschlossene Methan freiset-
zen. Der Verstärkungsfaktor wäre dann immens. Für
dieses Szenario bestehen Abschätzungen (Lashof,
1991), die darauf hinweisen, daß die Saisonalität der
Witterung und die temperaturabhängige Aktivität
der methanbildenden Bakterien eine dominante
Rolle in der Verstärkung der Rückkopplungseffekte
spielen.
Die Kohlendioxid-Klima-Biosphären-Wechsel-
wirkung zeigt dagegen eine zeitabhängige Rück-
kopplungsstärke.Palecki (1991) geht von einer insge-
samt positiven Rückkopplung für Zeiträume unter
10 Jahren aus. Nur wenn CO2 kurzfristig den limitie-
renden Faktor für ein erhöhtes Pflanzenwachstum
darstellt, kann es in einem bestimmten Maß aufge-
nommen werden. Klimaänderungen sollten jedoch
über eine verringerte biosphärische Aktivität zu ei-
ner Erhöhung des atmosphärischen Kohlenstoffs
führen. Dadurch verursachte wärmere Jahre mit der
Folge von Wasserstreß könnten den Effekt weiter er-
höhen. Die Schlüsselrolle spielt hier die Anbindung
des Wasserkreislaufs. Höhere Temperaturen führen
eher zu mehr Niederschlag.Die Wirkungscharakteri-
stik ist für den Zeitverlauf noch unklar. Für längere
Zeitskalen (über 10 Jahre) scheint jedoch eine nega-
tive Rückkopplung zu dominieren,da der Biomasse-
zuwachs die atmosphärische Kohlenstoffmenge wei-
ter reduziert.Dieser Effekt wird auch als eine mögli-
che Erklärung für die augenblickliche Stabilität des
Klimas herangezogen (Nisbet, 1994): Das Wachstum
großer Waldbestände in den letzten 10.000 Jahren
könnte aufgrund seiner negativen Rückkopplung
eine stabilisierende Wirkung gehabt haben.
F 5.2 
Physiologische und metabolische Bedeutung der
Biosphäre
Die Existenz und das Wachstum der borealen Wäl-
der hat allerdings eine weitere wichtige Funktion:
Durch die geringere Albedo der Wälder wird die
Temperatur angehoben. Eine Entwaldung würde
hier aufgrund niedriger Temperaturen zwar nicht zu
einer Emission von Methan führen, möglicherweise
aber eine „Runaway-Cooling-Chain“ in Gang set-
zen. Die schneebedeckten Flächen würden zuneh-
men und aufgrund ihrer hohen Rückstrahlkraft die
Temperatur weiter absenken.Allerdings ist dies kein
Schalter im oben beschriebenen Sinn, da er anthro-
pogen ausgelöst wird; der Effekt deutet aber auf ein
möglicherweise kritisches Element im Erdsystem
hin. In Tab. F 5.2-1 sind einige Biome hinsichtlich ih-
rer physiologischen und metabolischen Bedeutung
für das Erdsystem dargestellt.
F 5.2.1
Amazonas-Becken
Das Amazonas-Becken ist wegen seiner Größe und
Nähe zum Äquator eine für das globale Klimasystem
entscheidende Quelle von Wärme und Feuchtigkeit
(Pielke et al., 1998). So gehen Schätzungen z. B. da-
von aus, daß 30–50% der Niederschläge im Amazo-
nas-Gebiet aus der Verdunstung innerhalb des Ein-
zugsgebiets stammen. Die Region beherbergt etwa
die Hälfte der globalen tropischen immergrünen
Wälder sowie große Flächen tropischer Savannen
(Tian et al., 1998). Die Wälder leisten etwa 10% der
weltweiten Nettoprimärproduktion und stellen ei-
nen etwa gleich großen Anteil der terrestrischen
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lich eine wichtige Kohlenstoffsenke,die z.Z.die Koh-
lenstoffentnahme durch Entwaldungen in dieser Re-
gion (etwa 0,3 Gt C Jahr-1; Fearnside, 1997) in etwa
ausgleicht (Tian et al., 1998). Die Nettoprimärpro-
duktion im Amazonasbecken wird wesentlich durch
die Bodenfeuchte bestimmt, die wiederum eine
Funktion von Temperatur und Niederschlag ist (Tian
et al.,1998).
Die direkten regionalklimatischen Auswirkungen
einer Entwaldung des Amazonas-Beckens sind die
Veränderung der Vegetation und des Bodens,die Zu-
nahme der Albedo und die Abnahme der Rauhig-
keit.Der Austausch von Wasser,Energie und Impuls
zwischen Atmosphäre und Vegetation verändert
sich, so daß die Temperatur lokal steigt und Verdun-
stung und Niederschlag zurückgehen, letzterer um
bis zu 30% (Couzin, 1999). Diese Veränderungen
sind irreversibel. Von Ost nach West stammen
30–70% des Niederschlags im Amazonasbecken aus
„biologisch rezykliertem“ Wasser – die Region gene-
riert sich sozusagen ihr eigenes Klima. Nach einer
Entwaldung könnte möglicherweise kein neuer Re-
genwald entstehen. Die Funktion der Regenwälder
als Kohlenstoffsenke wird durch Brände und Ro-
dung weiter verringert. Außerdem beeinflussen die
emittierten Aerosole das Klima, indem sie regional
abkühlend wirken.Allerdings könnte die flickentep-
pichartige Entwaldung zunächst zu einem verstärk-
ten Recycling von Wasser führen, ohne die Nieder-
schläge zu beeinflussen:erst die vollständige Entwal-
dung leitet einen global spürbaren Rückgang des
Niederschlags ein (Pielke et al.,1998).
F 5.2.2 
Sahel-Region
Die Wechselwirkungen zwischen Landoberfläche
und Atmosphäre im Sahel sind eingehend studiert
und modelliert worden. Veränderungen der natürli-
chen Landbedeckung, die sich aus Umwandlung in
landwirtschaftliche Nutzflächen, aus Überweidung
und aus anderen Landnutzungsänderungen ergeben,
sind die wesentlichen Dispositionsfaktoren einer an-
thropogenen Desertifikation (WBGU, 1996b). Ver-
änderte Eigenschaften der Landoberfläche können
darüber hinaus erhebliche Auswirkungen auf die me-
soskalige atmosphärische Zirkulation haben, da sie
die lokale Evapotranspiration und die Wasserspei-
cherung beeinflussen. Eine sich selbst verstärkende
Rückkopplung geht von der Veränderung der Vege-
tation aus: verringerte Evapotranspiration   gerin-
gere Niederschläge  abnehmende Bodenfeuchte  
weiter verminderte Evapotranspiration usw.
Diese Effekte haben möglicherweise in Verbin-
dung mit externen Einflüssen zu der Abnahme der
Niederschläge beigetragen, die seit den Jahren 1950-
1955 in der Sahelregion beobachtet wird (Hupfer
und Schönwiese,1998;Nicholson,1998).Weitere Ein-
flußfaktoren sind die Veränderung der Albedo und
damit der Flüsse fühlbarer Wärme und der Konvek-
tion, die ebenfalls durch Vegetationsänderungen im
Sahel ausgelöst werden. Einige daraus resultierende
hydrologische Effekte sind: verspäteter Beginn der
Regenzeit, Abnahme der Niederschlagsintensität,
Verschiebung des Regengürtels sowie verminderte
Bodenfeuchte. Zusammengenommen haben diese
Effekte zu einer weiteren Aridität der ohnehin schon
unter Wasserstreß leidenden Region beigetragen.Al-
lerdings erhöhte die Vegetation gleichzeitig ihre Effi-
zienz bei der Niederschlagsnutzung, so daß für die
Sahel-Region im Zeitraum 1979–1996 insgesamt kei-
ne Verringerung der Nettoprimärproduktion diagno-
stiziert wurde (Nicholson et al.,1998).Die These der
Desertifikation ist hiermit nicht entkräftet,allerdings
bleiben die Konsequenzen für Landwirtschaft und
Wasserversorgung umstritten.
Der Einfluß einer veränderten Temperatur der
globalen und regionalen Ozeanoberfläche und des
El-Niño-Phänomens auf Dauer und Ausdehnung der
Tabelle F 5.2-1
Qualitative Einschätzung der funktionalen Bedeutung von Biomen für Bereiche globaler Stoff- und Energiekreisläufe.
Quelle:Nisbet,1994 und andere
Wald Grasland Wüste Marine Biosphäre
tropisch gemäßigt boreal Savanne Tundra
Rückstrahlvermögen gering gering sehr gering mittel hoch sehr hoch gering
Intensität des
Wasserkreislauf sehr hoch hoch gering gering ungewiß sehr gering gering
Nettoprimär- sehr hoch sehr hoch hoch mittel gering sehr gering gering
produktion
Dauerhafter sehr hoch hoch hoch mittel hoch gering sehr hoch
Kohlenstoffspeicher
Nährstoffweitergabe gering ungewiß gering hoch gering sehr hoch ungewiß264 F Die Biosphäre im System Erde
Regenzeit im Sahel wurde kürzlich nachgewiesen
und wird weiter untersucht (Xue und Shukla, 1998).
Aufgrund der starken Niederschlagsvariabilität ist
die Sahel-Biosphäre nicht in erster Linie „Täter“,
sondern eher „Opfer“ der globalen Umweltverände-
rungen.
F 5.2.3
Boreale Wälder
Eine Sensitivitätsstudie zur Auswirkung eines Rück-
gangs borealer Wälder (Bonan et al.,1992) zeigt,daß
die Entwaldung zu einer starken Abkühlung im Som-
mer führt und sich die Albedo so verstärkt,so daß in
den meisten abgeholzten Regionen keine Wälder
mehr nachwachsen können. In borealen Wälder ent-
faltet die sog. Vegetation-Schnee-Albedo-Rück-
kopplung eine starke regionalklimatische, mögli-
cherweise globale Wirkung.Boreale Wälder konnten
sich im Holozän aufgrund dieses Effekts und einer
Veränderung der Erdumlaufbahn weiter nordwärts
ausbreiten als heute (Foley et al.,1994).Dabei wurde
das Schnee- und Eisvolumen infolge der geringeren
Rückstrahlung der Vegetation um ca.40% reduziert,
und die Temperatur erhöhte sich regional um 1–4 °C.
Heute könnten aufgrund der forcierten Abholzung
der Taiga und der kanadischen Primärwälder die
Schneeflächen durch den umgekehrten Effekt wie-
der zunehmen, die Temperatur folglich sinken und
die Waldgrenze sich südwärts verschieben, mit all
den Konsequenzen für die Biodiversität borealer
Wälder und der Tundra-Ökosysteme (Bonan et al.,
1992). Wahrscheinlicher ist allerdings anzunehmen,
daß angepaßte forstwirtschaftliche Bewirtschaf-
tungsmethode jetzt stärker angewendet werden und
aufgrund der CO2-bedingten globalen Erwärmung
eine erneute Nordwärtswanderung mit selbstverstär-
kenden Rückkopplungen für das globale Klima ein-
setzt.
F 5.3
Biogeographische Kritikalität
Im vorhergehenden Abschnitt sind einige Regionen
beschrieben worden, deren Biosphäre eine wichtige
metabolische und physiologische Bedeutung im Erd-
system hat.Die Auswahl erfolgte unsystematisch auf
der Basis von Experteneinschätzungen (Nisbet,
1994). Im folgenden Abschnitt wird der Versuch un-
ternommen, einzelne Indikatoren zu benennen, de-
ren Verknüpfung die Bedeutung der Biosphäre für
das Erdsystem regional ausweist. Dieser Ansatz lie-
fert auch erste Anhaltspunkte für eine Kritikalitäts-
bewertung bei vorhandener oder möglicher Degra-
dation und läßt gleichzeitig eine besondere Schutz-
würdigkeit der biogeographischen Regionen erken-
nen.
F 5.3.1
Bewertung der Bedeutung der Biosphäre für das
Erdsystem
Eine Möglichkeit zur Entwicklung eines Kritikali-
tätsindex für die Biosphäre soll im folgenden darge-
stellt werden.Dieser Index kennzeichnet die Bedeu-
tung der regionalen Biosphäre  für das Erdsystem.
Hier sind also Eigenschaften zu identifizieren, die
eine Funktion für das globale Ökosystem Erde besit-
zen.Natürlich ist eine solche Vorgehensweise nicht a
priori eindeutig und die Auswahl sicherlich nicht
vollständig. Der Beirat betont deshalb ausdrücklich,
daß das folgende Konzept auch nur einen ersten
Schritt in Richtung einer solchen Bewertung darstellt
und eine mögliche Vorgehensweise aufzeigt.
Folgende Parameter der Biosphäre wurden ausge-
wählt: Robustheit bzw. Sensibilität R gegenüber ei-
ner Veränderung der Umweltbedingungen sowie
eine Kombination wichtiger metabolischer Funktio-
nen der Biosphäre für das Gesamtsystem, die durch
eine integrale Größe F gekennzeichnet wird. Der
Kritikalitätsindikator K ergibt sich aus dem Quotien-
ten dieser Eigenschaften,also
K = F .
R
Er stellt damit eine einfache, geographisch explizite
Bewertungsfunktion dar, in die geeignete Basisindi-
katoren für die genannten Eigenschaften (R, F) ein-
gesetzt werden. Die globalen Funktionen der Bio-
sphäre für das Erdsystem werden unter der Größe F
zusammenfaßt.
Für die exemplarische Bewertung in diesem Kapi-
tel wurden die Primärenergieaufnahme P, die Dyna-
mik der biosphärischen Albedoverteilung und der
Beitrag, den die Biosphäre im Rahmen des globalen
Wasserkreislaufs spielt, betrachtet. Die Funktion P
läßt sich als Produktivität der Biosphäre auf Biom-
skala, bei Bedarf auch in noch feinerer Auflösung,
darstellen. Als geeignete Meßgröße für P kann die
Nettoprimärproduktion (NPP) herangezogen wer-
den,da sie als Energieflußdichte (Energiezufuhr pro
Flächeneinheit) formuliert werden kann und ihre
Datengrundlage relativ vollständig vorhanden ist.
Unter der NPP versteht man die Menge an pflanzli-
chem Material,die durch Photosynthese während ei-
nes Jahres pro Flächeneinheit gebildet wird. Die
Größe der NPP beschreibt das System im Gleichge-
wicht mit seiner Umgebung. Sowohl für naturnahe
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terrestrische Ökosysteme spielt die pflanzliche Pri-
märproduktion eine entscheidende Rolle. Im natur-
nahen Ökosystem dient dieses pflanzliche Material
im wesentlichen dem Wachstum der lebenden Bio-
masse;zudem ersetzt es abgestorbene oder abgefres-
sene Pflanzenteile und bildet Fortpflanzungsorgane.
Bei landwirtschaftlich genutzten Ökosystemen bil-
det die NPP die obere Grenze des Ernteertrags, die
jedoch wegen nicht verwendbarer Anteile (Wurzel-
werk, Stengel) kaum erreicht wird. In einer globalen
Darstellung stellt die NPP-Verteilung ein geeignetes
Maß für die regionale Energieaufnahme der Bio-
sphäre dar und hat damit immense Bedeutung für
das Erdsystem. Durch eine adäquate Verknüpfung
mit der weltweiten Darstellung der Primärprodukti-
vität der marinen Biosphäre,die als ein wichtiges Er-
gebnis der „Joint Global Ocean Flux Study“
(JGOFS) des internationalen Geosphäre-Biosphäre-
Programms (Ducklow und Fasham, 1999) gewonnen
wurde, läßt sich dieser Aspekt weltweit identifizie-
ren.
Aus dem Vergleich der jahreszeitlichen Albedo-
verteilungen (Matthews,1983) lassen sich die Regio-
nen identifizieren, wo die Albedo der Biosphäre im
Jahresverlauf eine negative Rückkopplung zeigt,
wenn bei schwächerer Sonneneinstrahlung in den
Wintermonaten weniger zurückgestreut wird.Natür-
lich kommt es zu keiner völligen Kompensation;den-
noch wird durch Blattfärbung und -fall und den dann
dunkleren Hintergrund des Bodens der Übergang zu
den Wintermonaten energetisch gemildert.
Auch der Beitrag der Biosphäre zum Wasserkreis-
lauf (Kap.C 2) kann als bedeutende Funktion für das
globale Ökosystem aufgefaßt werden.Die Transpira-
tionsleistung der Pflanzen übersteigt die Verdun-
stungsleistung der abiotischen Prozesse bei weitem
und trägt damit entscheidend zum Energie- und
Nährstofftransfer im Erdsystem bei (Kap. F 1). Die-
ser Aspekt läßt sich durch die Verknüpfung von glo-
balen Datensätzen der Evapotranspiration und des
Blattflächenindex aufzeigen.Beide Größen sind not-
wendig, um die regionale biosphärische Transpira-
tionsleistung global darzustellen.
F 5.3.2
Identifikation der für das Erdsystem wichtigen
biogeographischen Regionen 
Die Zusammenschau der eben skizzierten biosphäri-
schen Funktionen als Verschneidung der themati-
schen Karten zur biosphärischen „Energieaufnah-
me“, „Thermostatwirkung“ und zum „Einfluß auf
den globalen Wasserkreislauf“ weist bereits in grober
Näherung die wichtigsten biogeographischen Regio-
nen der Erde aus (Abb.F 5.3-1).Herausragende bio-
geographische Regionen sind entweder durch eine
hohe Aufnahme der Sonnenenergie, eine wichtige
Rolle im Wasserkreislauf, das stabilisierende Verhal-
ten der Albedo der lokalen Biosphäre oder durch
Kombination dieser Aspekte charakterisiert.
Durch eine Verknüpfung dieser Darstellung mit
einer weiteren Größe der Kritikalitätsfunktion, der
Robustheit R,kann darüber hinaus auch eine beson-
dere Schutzwürdigkeit der Regionen abgeleitet wer-
den.Zur Abschätzung von R,die ein Stabilitätskrite-
rium der lokalen Biosphäre bezeichnet, wurde eine
weltweite Darstellung der lokalen Sensitivität der
Nettoprimärproduktion für Niederschlags- und Tem-
peraturänderungen herangezogen. Aus einer Stich-
probe der NPP an mehr als 62.000 Orten sowie dem
dazugehörigen Klima (bodennahe Lufttemperatur,
Niederschlag, Lichteinfall unter Berücksichtigung
der Bewölkung usw.) wurde ein statistisches Korrela-
tionsmodell erstellt. Es benutzt zur Ermittlung der
Sensitivität der NPP gegenüber Klimaänderungen
ein neuronales Netz (Moldenhauer und Lüdeke,
1999; Lüdeke et al., 1999), das die funktionale Ab-
hängigkeit der NPP von den Klimagrößen quantifi-
ziert. Die resultierende globale Karte zeigt, in wel-
chen Regionen der Welt die NPP relativ stabil gegen-
über Klimaschwankungen ist bzw. wo bei geringen
Klimaveränderungen große Effekte zu erwarten
sind. Eine Minimumverknüpfung dieser Karte mit
Abb.F 5.3-1 identifiziert dann diejenigen biogeogra-
phischen Regionen,die gleichermaßen eine wichtige
Funktion für das Erdsystem haben und sensibel auf
eine Veränderung der Umweltbedingungen reagie-
ren (Abb.F 5.3-2).
Einige kritische Regionen sollen im folgenden
vorgestellt werden. Im Nordwesten der USA wurde
ein Ost-West-Streifen (Kreis 1 in Abb. F 5.3-2) als
kritisch identifiziert, der sich innerhalb der Rocky
Mountains parallel zur kanadischen Grenze er-
streckt. Die Vegetationstypen in dieser Region vari-
ieren zwischen borealem Mischwald,Nadelwald und
Grasland und sind durch den Einfluß des Menschen,
insbesondere in den Regionen um Seattle und Port-
land,durch Abholzung (Raubbau-) oder Zersiedlung
(Suburbia-Syndrom) gefährdet (vgl. auch Abb.
F 2.1-1,Kap.G,Abb.G 4.2-3).
Das atlantische Küstengebiet Amazoniens mit
Guyana, Surinam und Brasilien stellt ebenfalls eine
wichtige und fragile Region dar (Kreis 2 in Abb. F
5.3-2).Dort befinden sich ein von Abholzung gefähr-
deter tropischer Regenwald und bereits degradierte
steppenähnliche Strauch- und Graslandgebiete. Der
Küstenstreifen wird als Agrar- und Siedlungsland ge-
nutzt. Ähnlich schutzwürdig sind weite Bereiche
Zentralbrasiliens und die Kordilliere Venezuelas.Die
Chancen für einen effektiven Schutz sind aufgrund266 F Die Biosphäre im System Erde
schwacher Staatsstrukturen in jenen Ländern aller-
dings sehr gering.
Die kritischen Gebiete am Nordrand der Steppen
Kasachstans liegen in einem Streifen nördlich des
Kaspischen Meers und der zentralasiatischen Wü-
sten (Kreis 3 in Abb.F 5.3-2).Dort befinden sich heu-
te überwiegend hochproduktive Agrargebiete und
kaum noch die ursprüngliche Steppe. Die in diesem
Gebiet vorgenommene Konversion von Steppe in
Agrarland ist aber ein vergleichsweise geringer Ein-
griff.
Die kritischen Gebiete in Afrikaerstrecken sich in
mehreren Streifen entlang der Sudanzone und der
Übergangszonen zum Regenwald West- und Zen-
tralafrikas, der ostafrikanischen Savannen, der Re-
genwaldrandgebiete im Süden des Kongo,in Mozam-
bik und auf Madagaskar (Kreise 4 und 5 in Abb. F
5.3-2). Der Nutzungsdruck ist vergleichsweise hoch,
aber die Bevölkerungsdichte bleibt mit Ausnahme
des Süden Nigerias auf einem niedrigem Niveau.Da-
her besitzen Land- und Forstwirtschaft in nahezu al-
len Region eine nur mittlere bis schwache Intensität.
Es ist nur in Ausnahmegebieten,wie den Küstenwäl-
dern Westafrikas,zu befürchten,daß eine Intensivie-
rung der Nutzung zu einer schnellen Vernichtung der
Biomfunktionen führen wird.
Der Süden Chinas und Indochina (Kreis 6 in Abb.
F 5.3-2) stellen eine hochverdichtete,kaum noch mit
natürlicher Vegetation bedeckte Landfläche dar.Ins-
besondere die Bergregionen Vietnams,Laos,Südchi-
nas,Thailands und Burmas sind aufgrund ihrer Rege-
lungsfunktion für die Flüsse, ihrer hohen Biodiversi-
tät und ihrer Klimafunktionen als extrem bedeutsam
einzustufen. Der Osten Australiens (Kreis 7 in Abb.
F 5.3-2) besitzt ebenfalls hohen Schutzbedarf, weil
die ursprüngliche Vegetation insbesondere im südli-
chen Teil durch Agrarfläche ersetzt worden ist. Dort
besteht aufgrund des erreichten Wohlstandsniveaus
allerdings die Möglichkeit, die Eingriffe in die Bio-
sphäre auf ein erträgliches Ausmaß zu reduzieren.
Generell läßt sich aus den Datensätzen und Kar-
ten herauslesen, daß kritische biogeographische
Areale durch starke Umweltgradienten charakteri-
siert sind,so daß diese Areale häufig die Grenzzonen
zwischen großräumigen Biosphärenelementen bil-
den.
Der Beirat möchte an dieser Stelle nochmals beto-
nen, daß diese Analysen nur einen ersten Schritt in
Richtung der Identifikation funktional wichtiger und
schutzwürdiger biogeographischer Regionen darstel-
len. Die Bewertung der globalen Biosphäre unter
dem Gesichtspunkt besonders wichtiger Erdsystem-
funktionen steht erst am Anfang und sollte Ziel ver-
stärkter Forschungsanstrengungen sein. Zukünftige
Forschung muß auch die wechselseitige Abhängig-
keit der verschiedenen biogeographischer Regionen
berücksichtigen: Innerhalb des Erdsystems besitzt
jedes dieser wichtigen „Organe“, die man auch als
Niedrig
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Abbildung F 5.3-1
Die Bedeutung biogeographischer Regionen für das Erdsystem bei Energieaufnahme,Thermostatwirkung und
Wasserkreislauf.
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Erdsystembiome bezeichnen könnte, seine eigene
Ökologie mit charakteristischen,vernetzten Kompo-
nenten. Die Wälder der borealen und gemäßigten
Zonen,die Graslandregionen,die tropischen Feucht-
regionen und Savannen, die Wüsten und die Bergre-
gionen zeichnen sich jeweils durch spezifische Wir-
kungen von Albedo, Evapotranspiration und Koh-
lenstoffdurchsatz aus. Sie bilden Formen von
Lebensgemeinschaften, deren Grenzen zu den be-
nachbarten Biomen scharf ausgeprägt sind. Der bo-
reale Wald in Kanada oder Sibirien ist beispielsweise
nur durch eine schmale Übergangszone von viel-
leicht 20–30 km Breite von dem Graslandbiom mit
einer völlig anderen Ökologie getrennt.
Obwohl sich diese Biome in charakteristischer
Weise abgrenzen, sind sie nicht voneinander unab-
hängig.Auf einer höheren Hierarchiestufe bilden sie
vielmehr ein komplexes Abhängigkeitsnetz und sind
im übertragenen Sinn die „Global Player“ der Bio-
sphären-Umwelt-Kopplung. So profitieren beispiels-
weise die tropischen Regenwälder von den Wüsten-
regionen durch äolische Staub- und Nährstofftran-
sporte: auf den ausgewaschenen Böden weiter Teile
Amazoniens könnte das Waldökosystem ohne regel-
mäßige Düngung mit Saharastaub seine biologische
Vielfalt nicht aufrechterhalten. In ähnlicher Weise
stellen Staub- und Feuerstürme in den Graslandbio-
men Nährstoffe und Bodenmaterial für die Wälder
zur Verfügung. Abhängigkeiten ergeben sich aber
nicht nur über Fernwirkungen, auch in direkter
Nachbarschaft besteht ein Wechselspiel von Koope-
ration und Konkurrenz um Nährstoffe und insbeson-
dere um Wasser. Die Bedeutung eines Bioms für die
anderen könnte deshalb durch die Zahl der Interak-
tionen bewertet werden:Ob ein Biom in Wechselwir-
kung mit anderen steht oder relativ autonom organi-
siert ist, gibt einen wichtigen Hinweis auf mögliche
weitere Folgen lokaler Schädigungen, insbesondere
aber auch auf die Auswirkungen auf das Gesamtsy-
stem.
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Abbildung F 5.3-2
Biogeographische Regionen mit wichtiger Funktion für das Erdsystem (Abb.F 5.3-1) und gleichzeitig hoher klimatischer
Sensibilität.
Quelle:WBGUVernetzung von Bio- und
Anthroposphäre: Das Raubbau-Syndrom
GG 1 „Raubbau“ als Syndrom des Globalen Wandels
Nachdem die Syndromanalyse (WBGU, 1994–1998)
bereits an verschiedenen Stellen im Gutachten ange-
sprochen wurde, wird in diesem Kapitel eine detail-
lierte Analyse eines typischen Musters nichtnachhal-
tiger Nutzung der Biosphäre vorgenommen.Wesent-
liches Charakteristikum dieser Forschungsmethode
ist die Analyse der Vernetzung natürlicher und gesell-
schaftlicher Faktoren. Ausgewählt wurde das Raub-
bau-Syndrom.
G 1.1
Charakterisierung
Das Raubbau-Syndrom beschreibt die rasche,bis zur
Zerstörung bzw.Ausrottung reichende Übernutzung
nachwachsender Ressourcen sowie die Degradation
oder Vernichtung von Ökosystemen aufgrund kurz-
fristiger Nutzungsinteressen.Irreversible Verluste an
biologischer Vielfalt sind die Folge. Die Verluste für
den Menschen treten teils unmittelbar, teils zeitlich
versetzt und diffus auf.Von diesem Syndrom sind vor
allem die globalen Waldökosysteme mit den letzten
verbliebenen Primärwäldern in tropischen und bore-
alen Regionen betroffen. Die Überweidung von
Steppen und Savannen, aber auch die Ausrottung
einzelner Tier- und Pflanzenarten oder die Überfi-
schung der Weltmeere sind weitere Beispiele einer
nichtnachhaltigen Naturnutzung, die sich nach dem
typischen Muster des Raubbau-Syndroms vollzieht
(WBGU, 1996b, 1998a; QUESTIONS, 1996, 1998;
Cassel-Gintz,1997).
G 1.2
Erscheinungsformen
Historische und aktuelle Beispiele aus verschiede-
nen Regionen und Umweltmedien beschreiben die
ganze Breite anthropogener Naturzerstörungen. Sie
haben eines gemeinsam: die Mensch-Natur-Interak-
tion folgt im Kern in diesen auf den ersten Blick ver-
schiedenen Fällen immer wieder dem typischen Mu-
ster des Raubbau-Syndroms.
Historische Beispiele
Das Raubbau-Syndrom tritt in der menschlichen
Entwicklungsgeschichte bereits sehr früh auf. Schon
in der Antike wurde beobachtet, daß eine schnelle,
die Regenerationsfähigkeit übersteigende Nutzung
einer nachwachsenden Ressource vielfältige negati-
ve Folgen für Natur und Zivilisation mit sich bringt.
Ein frühes Beispiel ist die Entwaldung des Mittel-
meerraums in der Antike, weil Hölzer für den
Schiffs- und Städtebau benötigt wurden.Bereits Pla-
ton berichtet in seinem Dialog Kritias (ca. 350
v. Chr.) über die Abholzung der attischen Hänge,wo-
durch die Bodenschicht der Wassererosion schutzlos
preisgegeben wurde und von einer einst blühenden
und „fetten“ Landschaft nur noch das „kahle Gerip-
pe“ übriggeblieben sei. Mitte des 19. Jahrhunderts
machten Autoren wie Carl Fraas oder Georg Perkins
Marsh auf den Raubbau an Waldressourcen und sei-
ne negativen Konsequenzen aufmerksam (Schramm,
1984;Brüggemeier,1998).
Die fast vollständige Ausrottung der nordameri-
kanischen Bisons wegen ihrer Felle im letzten Jahr-
hundert ist ein Beispiel für eine andere mediale Aus-
prägung des Raubbau-Syndroms.Hier wurde der Be-
stand einer Tierart auf Grund kurzfristiger ökonomi-
scher Interessen in kürzester Zeit bis auf ein
Minimum reduziert. Ähnlich führte der industrielle
Walfang in der ersten Hälfte des 20.Jahrhunderts fast
zur Ausrottung einiger Arten.
Diese Beispiele deuten bereits den Skalenwandel
in der Problematik des Raubbau-Syndroms an. Wa-
ren die Folgen früher eher auf kleinere Naturräume
beschränkt und hatten primär regionalen Charakter,
so sind heute oft große Regionen oder sogar – wie im
Fall der Entwaldung mit Rückkopplungen zum glo-
balen Klima – das Erdsystem als Ganzes betroffen.
Selbst wenn man die Verluste für zukünftige Genera-
tionen nicht berücksichtigt,sind daher heute wesent-
lich mehr Menschen mit den Folgen des Raubbaus
konfrontiert.
Regionale Beispiele
Das Raubbau-Syndrom läßt sich derzeit z. B. in Ma-
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stellen. Bei der Vernichtung von Waldökosystemen
befindet es sich gegenwärtig in seiner Endphase:
Nachdem vor allem die Waldbestände mit der öko-
nomisch wertvollen Familie Dipterocarpaceae (bis zu
70 m hohe Urwaldbäume) in Sarawak und Sabah
durch Holzentnahme großflächig zerstört wurden,
gehen Holzfirmen aus Malaysia in jüngerer Zeit dazu
über,Einschlagskonzessionen in anderen südostasia-
stischen Ländern sowie in Guyana,Brasilien und Su-
rinam zu erwerben.Dies ist ein Beispiel für die räum-
liche Verlagerung des in seinen langfristigen sozialen,
ökologischen und ökonomischen Folgen ruinösen,
aber aus der einzelwirtschaftlichen Perspektive der
international operierenden Holzindustrie kurzfristig
höchst lohnenden Mechanismus. Die Persistenz
wichtiger Trends innerhalb des Syndroms und da-
durch geprägter Strukturen wird hier besonders
deutlich: Holzeinschlagsfirmen und das angeglieder-
te verarbeitende Gewerbe haben über Jahrzehnte,
unterstützt durch großzügige Konzessionsvergabe,
ein beträchtliches technisches, ökonomisches und
Humankapital aufgebaut, das auch dann weiterhin
rentabel eingesetzt sein will,wenn die Ressource vor
Ort erschöpft ist.Unter dem Konkurrenzdruck einer
globalisierten Holzeinschlagsindustrie verschärft
sich dieser Trend zu einer transkontinentalen Aus-
breitung des Syndroms.
Eine andere mediale Ausprägung des Raubbau-
Syndroms in der gleichen Region stellt der Fischfang
in Malaysia dar.Traditionell war er wenig produktiv
und auf die flachen Küstenzonen begrenzt. In den
70er Jahren fand jedoch eine Modernisierung und
Mechanisierung der Fischereiindustrie und Fangflot-
te statt, Malaysia wurde eine der führenden Fische-
reinationen. Die Produktion erreichte in den 80er
Jahren ihren Höhepunkt und ist seitdem wieder
hauptsächlich auf die stark übernutzten Küstenre-
gionen beschränkt (ECB,1997).In Form der starken
Überfischung der küstennahen Fischbestände sowie
zerstörender Fangmethoden (z.B.in Form von Dyna-
mit- und Zyanidfischerei,Kap.E 2.4) im Bereich der
ökologisch hochsensiblen Korallenriffe ist das Raub-
bau-Syndrom in der malaiischen Region damit auch
im Umweltmedium „Wasser“ aktiv.
Negative soziale und ökonomische Folgen für eine
Region,in der das Raubbau-Syndrom in der Vergan-
genheit existierte,sind beispielsweise auf den Philip-
pinen sichtbar. In den 60er und 70er Jahren gehörte
das Land aufgrund einer extrem nichtnachhaltigen
Forstpolitik zu den vier größten Holzexportnationen
der Welt.Innerhalb kurzer Zeit gingen dadurch 90%
der philippinischen Wälder verloren. Das Land wur-
de zum Holzimporteur,und etwa 18 Mio.Menschen,
die vorher hauptsächlich in und von den Wäldern
lebten,verarmten (Abramovitz und Mattoon,1999).
Überfischung
Das regionale Beispiel Malaysia deutet schon an:
nicht nur Wälder und andere Landschaften,auch die
Nutzung mariner und limnischer Ökosysteme findet
oft in jener Weise statt, die hier als Raubbau-Syn-
drom beschrieben wird. Mittlerweile stellt die Über-
fischung eine ernsthafte Bedrohung aquatischer
Ökosysteme dar (Kap.E 3.4).
Die einfachste Erklärung der Überfischung ist,
dieses Problem darauf zurückzuführen, daß (Mee-
res-)Fische ein Gut mit freiem Zugang (open access)
sind, an deren Erhaltung niemand Interesse hat und
die darum übernutzt werden, da es keinen indivi-
duellen Vorteil gibt, Fische zu verschonen, die dann
doch nur der nächste Fischer fängt. Die Überfi-
schung auf diese Weise als ein klassisches Open-Ac-
cess-Problem zu betrachten,greift allerdings zu kurz,
da so nicht erklärt werden kann,warum bisher dieses
Fehlverhalten nur sehr unzureichend behoben wer-
den konnte – selbst wenn es sich,wie z.B.in den EU-
Gewässern,nicht mehr um freien Zugang im engeren
Sinn handelt. Zusätzlich sind also andere Faktoren
heranzuziehen, eine Hauptursache ist Subventionie-
rung: Verschiedene Schätzungen deuten darauf hin,
daß der Fischfang insgesamt Verluste macht, die
durch Subventionen je nach Unternehmen und Re-
gion teilweise oder vollständig aufgefangen oder so-
gar überkompensiert werden. Eine besondere Fehl-
steuerung stellen Subventionen für den Ausbau der
Fangflotte dar, deren Kapazität weltweit seit vielen
Jahren schneller zunimmt als die Fänge (Kap.E 3.4).
Eine zu große Fangflotte fordert weitere Subventio-
nen geradezu heraus. Diese Entwicklung läßt sich,
ebenso wie die Übernutzung des Waldes, zu einem
guten Teil durch den Einfluß der Fischereilobby er-
klären, die ebenso wie die Holzlobby einen Abbau
von Subventionen zu verhindern sucht.Die nachhal-
tige Nutzung aquatischer Ökosysteme ist allerdings
aus mehreren Gründen schwieriger zu regulieren als
die der Wälder:
• Schon die Kontrolle ist schwieriger. Ein Beispiel
dafür sind die Anlandungspraktiken: Oft werden
mehr Fische gefangen als angelandet, weil die Fi-
scher jene Fische, die keinen besonders hohen fi-
nanziellen Ertrag erbringen, wieder über Bord
werfen (Kap. E 3.4). Diese Praxis wird durch
strenge Fangquotenregelungen eher noch geför-
dert und ist kaum kontrollierbar.
• Es ist kaum möglich, Eigentumsrechte an Fisch-
gründen für einzelne Fischer zu definieren und da-
mit Anreize für eine ressourcenschonende Nut-
zung zu setzen. In der Praxis erhalten immer nur
Staaten solche Eigentumsrechte, und Fischfang-
unternehmen besitzen höchstens Eigentumsrech-
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• Die Vorhersage der Fischpopulationen ist relativ
schwierig (Kap. E 3.4). Dies führt dazu, daß sich
nachhaltig zu bewertende Fangquoten unvorher-
sehbar innerhalb kürzester Zeit ändern können,
was Planungsprobleme bei den Fischereiunter-
nehmen verursacht. Andererseits ist der Nutzen
einer nachhaltigen Fischbewirtschaftung nicht so-
fort ersichtlich, da ein statistischer Zusammen-
hang zwischen der gefangenen Menge und der Re-
krutierungsrate im folgenden Jahr kaum nachzu-
weisen ist. Bei Wäldern ist dagegen der Aufwuchs
gut kalkulierbar,und die Folgen nichtnachhaltiger
Bewirtschaftung werden sofort deutlich. Aller-
dings sind durch kürzere Lebenszyklen der wich-
tigsten Nutzfische jedoch auch relativ schnelle Re-
generationen möglich.Besonders wichtig sind hier
daher vorausschauende Strategien der Risikomi-
nimierung unter höheren Unsicherheiten
(WBGU,1999a).
Das Raubbau-Syndrom in Form der Überfischung
zeichnet sich ferner dadurch aus, daß für eine be-
grenzte Zeit die Möglichkeit besteht,nach der Über-
nutzung einer Subregion die Kapazitäten aufrecht-
zuerhalten und auf eine andere Subregion auszuwei-
chen: Die Fischereiflotten stoßen in immer neue
Fischgründe vor und fangen immer neue Arten, zu-
meist solche, die bis zur Überfischung der „höher-
wertigen“ Arten nicht interessant waren.
Für die Überfischung lassen sich Räume bestim-
men, die potentiell für das Raubbau-Syndrom anfäl-
lig sind. Diese Disposition wird sowohl durch natur-
räumliche Faktoren als auch durch die oben be-
schriebenen sozioökonomischen Strukturen be-
stimmt.Zu ersteren sind ökosystemare Faktoren wie
z. B. Sauerstoff- und Nährstoffgehalt der Gewässer,
die eine hohe Planktonproduktion in der oberflä-
chennahen Meeresschicht ermöglichen, zu zählen.
Somit können besonders Küsten- und Schelfregio-
nen sowie Randmeere als disponiert angesehen wer-
den. Diese im Verhältnis zu den weit größeren Le-
bensräumen der offenen Ozeane prozentual kleinen
Subsysteme stellen ca. 90% der marinen Fischpro-
duktion.Aufgrund sozioökonomischer Faktoren sind
Gebiete disponiert,die außerhalb der 200 sm Bewirt-
schaftungszone (EEZ, Exclusive Economic Zone)
liegen, da dort der direkte Einfluß von Regierungen
deutlich geringer ist. Das gilt auch für Küstengewäs-
ser von Staaten, die den Vollzug ihrer Fischereirech-
te nicht effektiv kontrollieren können.
Ausrottung und Bedrohung einzelner
Arten 
Der Handel mit einzelnen Tier- und Pflanzenarten
hat regional zu erheblichen Eingriffen in Ökosyste-
me geführt, weshalb heute ca. 5.000 Tier- sowie
25.000 Pflanzenarten durch das WashingtonerArten-
schutzabkommen geschützt werden (Kap. D 3.4).
Der (internationale) Handel ist oft eine Reaktion auf
sehr spezifische, mit Kultur, Lebensweisen oder Tra-
ditionen verbundene Bedürfnisse. So beobachtet
man besonders im südostasiatischen Raum starke
Verluste wertvoller Tierarten wie Tiger und Nashorn
zur Gewinnung traditioneller,vor allem chinesischer
Heilmittel. In jüngerer Zeit führte auch die Verwen-
dung von Heilpflanzen für in Europa gebräuchliche
Pharmazeutika zu einer Bedrohung einzelner Arten.
Der Wunsch nach Luxusgütern ist nach wie vor ein
Motiv für den Handel mit Elfenbein, Reptilienhäu-
ten oder Pelzen seltener Raubtiere. Bei anderen Ar-
ten,wie z.B.den Walen,ist die Jagdgerade wegen der
Vielfalt ihrer Verwendungsmöglichkeiten so lukrativ.
Gemeinsam ist allen Fällen die für das Raubbau-
Syndrom typische Priorität kurzfristiger Nutzung
ohne Beachtung der notwendigen Regenerationszei-
ten, die in vielen Fällen zur Ausrottung von Arten
führte und immer noch führt.
G 1.3 
Medialer Schwerpunkt: Globale Waldökosysteme
In Kenntnis der vielfältigen Erscheinungsformen des
Raubbau-Syndroms sollen im folgenden Waldökosy-
steme einer Syndromanalyse unterzogen werden.
G 1.3.1 
Die Wälder der Erde: Bestand und Gefährdung
Entwicklung der Waldbestände
Die globalen Waldflächen wurden historisch in im-
mer stärkerem Maß vom Menschen bestimmt. Bei
Einführung des Ackerbaus vor etwa 10.000 Jahren
waren weltweit schätzungsweise 6,2 Mrd. ha bewal-
det (Burschel, 1995; WRI, 1997). Die heutige Wald-
fläche wird mit rund 3,45 Mrd. ha angegeben, davon
die Hälfte tropische Wälder (1,76 Mrd. ha) und die
andere Hälfte boreale (0,93 Mrd. ha) und temperate
Wälder (0,75 Mrd.ha;FAO,1997b).Dieses entspricht
einem Rückgang von 40% auf 27% der eisfreien
Landoberfläche über die letzten 10.000 Jahre und do-
kumentiert die Kontinuität des Entwaldungsprozes-
ses. Die globale Verteilung der heutigen und histori-
schen Waldressourcen ist in Abb.G 1.3-1 dargestellt.
Gegenwärtige Waldflächenänderung
Zwischen 1980–1995 ist die globale Waldbedeckung
um 180 Mio. ha zurückgegangen (Abb. G 1.3-2).Vor
allem in Entwicklungsländern wurden etwa 200
Mio. ha Wald hauptsächlich für landwirtschaftliche
Nutzung vernichtet – eine Entwicklung,die auch vie-274 G Das Raubbau Syndrom
Abbildung G 1.3-1
Verteilung der Primärwälder und Waldtypen.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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Abbildung G 1.3-2
Jährliche Rate der Waldflächenänderung zwischen 1990 und 1995.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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le Industrieländer in ihrer früheren Entwicklungs-
phase durchlaufen haben (Brüggemeier,1998).Mitt-
lerweile ist dort aber zwischen 1980–1995 ein flä-
chenmäßiges Waldwachstum durch Aufforstung und
Flächenstillegungen in der Landwirtschaft zu ver-
zeichnen (FAO,1997b).
G 1.3.2
Einordnung des Kernproblems Entwaldung in die
Syndrome
In den verschiedenen Regionen der Welt sind für die
Entwaldung deutlich unterscheidbare Typen auszu-
machen (FAO, 1997b), die verschiedenen Syndro-
men zugeordnet werden. Nur ein Teil der globalen
Entwaldung vollzieht sich nach dem Muster des
Raubbau-Syndroms.
Die in Afrika vorherrschende Transformation ge-
schlossener Waldflächen über Zwischenstadien zu
Gebüsch und Brache ist vor allem allem auf die Aus-
weitung von Subsistenzlandwirtschaft unter ländli-
chem Armuts- und Bevölkerungsdruck zurückzufüh-
ren (FAO, 1997b). Dieser in geringerer Stärke auch
in Asien und Lateinamerika auftretende Mechanis-
mus kann als Ausdruck des Sahel-Syndroms gedeutet
werden (WBGU, 1996b; QUESTIONS, 1996, 1998;
Schellnhuber et al., 1997; Petschel-Held et al., 1999).
Die in Lateinamerika dominierende relativ rasche
Umwandlung geschlossener Primärwälder in andere
Formen der Landbedeckung ist häufig auf staatlich
geplante Maßnahmen (z. B. Umsiedlungsaktionen
oder den Bau von Staudämmen) zurückzuführen.
Dieses Muster wurde vom Beirat als Aralsee-Syn-
drom klassifiziert (WBGU,1998a).
Die großflächige Umwandlung von Waldflächen
zu landwirtschaftlicher Nutzfläche mit anschließen-
der gewinnorientierter Cash-Crop- (z. B. Ölpalm-
plantagen) oder intensiver Weidenutzung kann hin-
gegen als Dust-Bowl-Syndrom bezeichnet werden.
Diese Konversion erfolgt meistens durch großflächi-
ge Brandrodung und wird auch – neben einem ver-
stärkend wirkenden außergewöhnlichen El-Niño-
Ereignis – als eine wesentliche Ursache für die „Jahr-
hundertwaldbrände“ des Jahres 1998 in Indonesien
angesehen. In geringerem Ausmaß sind auch Maß-
nahmen zur Gewinnung nicht erneuerbarer Rohstof-
fe (Öl und Gas, Edelsteine, Erze usw.) für die Wald-
vernichtung verantwortlich. Der „störende“ Wald
wird beseitigt, der möglicherweise erzielte Gewinn
aus dem Holzverkauf ist ein Nebenprodukt. Dieses
Muster hat der Beirat als Katanga-Syndrom bezeich-
net.
Obwohl die temperaten Wälder Nordamerikas
und Europas etwa 1/3 des weltweiten Holzaufkom-
mens liefern, weiten sich die Waldflächen in diesen
Regionen seit einiger Zeit aus.Gründe dafür sind vor
allem Flächenstillegungen in der landwirtschaftli-
chen Produktion sowie die Aufforstung mit artenar-
men Nutzholzkulturen. Die Gefährdung der Wälder
in diesen Regionen geht mithin vor allem von der
Verdrängung natürlicher Waldbestände durch struk-
turell und biologisch verarmte Monokulturen aus
(Schmidt, 1997). Diese Verdrängung erfolgt oft im
Rahmen langfristiger Waldbewirtschaftung und stellt
eine langsame,schleichende Form des Raubbau-Syn-
droms dar.Waldschädigungen über die Bioakkumu-
lation von Schwefel- und Stickstoffverbindungen
führen zu großen Schäden im Bereich dieser Wälder
(Saurer Regen). Dieses Syndrom wurde vom Beirat
als Hoher-Schornstein-Syndrom (WBGU, 1998a)
identifiziert und beschreibt die Fernwirkung von
Emissionen.Durch eine möglichst feine Verteilung in
Luft und Wasser sollen Schadstoffe entsorgt werden.
Sie wirken dann in anderen Regionen direkt auf Le-
bensgemeinschaften oder reichern sich in den Orga-
nismen an.Der Mechanismus des Raubbau-Syndroms G2
G 2.1
Syndromkern
Im Kern besteht die Problematik des Raubbau-Syn-
droms in der zeitlichen Diskrepanz zwischen
menschlicher Nutzung und natürlichem (Nach-)
Wachsen der Ressource (Abb. G 2.1-1). Die für die-
ses Syndrom charakteristischen Prozesse auf natur-
räumlicher Ebene sind einerseits durch die Trends
Übernutzung biologischer Ressourcen und Schädi-
gung bzw.Konversion des Ökosystems gekennzeich-
net.Andererseits gibt es direkte und indirekte Schä-
den in weiteren Umweltbereichen: Bodenverdich-
tung oder Veränderung der lokalen Wasserbilanz
sind Beispiele. Die Entnahme der Ressource erfolgt
in einem Ausmaß, das die Reproduktionsfähigkeit
übersteigt und im Extremfall mit der irrversiblen
Vernichtung von Arten oder Ökosystemen verbun-
den ist. Damit bedroht dieses Syndrom die Funktio-
nalität der Biosphäre insgesamt und verändert glo-
bale Regel- und Stoffkreisläufe. Eine Besonderheit
des Raubbau-Syndroms besteht darin, daß es sich –
das Weiterbestehen der Antriebskräfte vorausge-
setzt – in einer Region B „fortpflanzt“, wenn es sich
in Region A durch vollständige Übernutzung er-
schöpft hat („Wunderkerzeneffekt“;Abb.G 2.4-1).
Als wesentliche anthropogene Ursache kann die
nicht auf langfristige Bewirtschaftung,sondern kurz-
fristige Gewinnmaximierung ausgerichtete Nutzung
der Wälder durch lokale,oft auch multinationale Ak-
teure in der Holzwirtschaft angesehen werden. Oft
wird diese Praxis durch den Staat toleriert oder sogar
aktiv unterstützt:vermeintliche und tatsächliche Vor-
teile durch diese Art der Nutzung (wie die Ent-
stehung von Einkommen, Beschäftigung, Steuer-
aufkommen, Deviseneinnahmen) einerseits sowie
offensichtliches „Politikversagen“ (wie Korruption,
fehlende Mittel für Verwaltung und Exekutive) oder
defizitäre Infrastrukturausstattung andererseits ver-
anlassen Regierungen typischerweise sogar zu be-
günstigender Politik wie der Gewährung von Sub-
ventionen oder Steuervorteilen;sie sind somit für die
mangelhafte Einhaltung bestehender Schutzvor-
schriften verantwortlich.
Angeregt wird die politisch nicht verhinderte oder
geförderte Übernutzung biologischer Ressourcen im
wesentlichen durch zwei Faktoren: zum einen durch
den zunehmenden Verbrauch von Energie (Brenn-
holz) und Rohstoffen (Holzprodukte), zum anderen
durch eine Veränderung der Nachfragestruktur (Pro-
duktpalette).Während der erste Aspekt eher quanti-
tativer Natur ist, zielt der zweite auf qualitative Än-
derungen in der Zusammensetzung des Verbrauchs.
Die Übernutzung wird durch „Politikversagen“ nicht
nur gefördert, sie nährt auch umgekehrt diesen An-
triebstrend. Hier ist sowohl das Phänomen der Kor-
ruption bedeutsam, das in vielen „Raubbau-Län-
dern“ eine wichtige Rolle spielt, als auch die Bedeu-
tung der Holzlobby. In beiden Fällen haben soziale
Akteure, die von der aktiven Übernutzung in der
Vergangenheit profitiert haben, ein hohes Maß an
ökonomischem, sozialem und politischem Kapital
angesammelt, um auf Regierungen entsprechenden
Druck bei Konzessionsvergabe, Gesetzgebungs-
oder -auslegungspraxis auszuüben, der seinerseits
den zukünftigen Raubbau begünstigt.
Das politische System verhält sich im Rahmen des
historisch weitgehend stabilen Syndromkerns erst
dann syndromdämpfend, wenn die Schädigung von
Funktion und Bestand der Ressource so weit fortge-
schritten ist, daß sich daraus keine Einkünfte mehr
erzielen lassen.Daß sich hier auch politischer Protest
oder wissenschaftliche Bedenken geltend machen
können,ist ein historisch vergleichsweise junges Phä-
nomen, das zum aktuellen Beziehungsgeflecht, nicht
aber zum klassischen Kern gehört.
G 2.2
Trends und Wechselwirkungen des Syndroms
Mit dem Syndromkern verfügt man zwar über eine
historisch relativ robuste Beschreibung der nicht-
nachhaltigen „Verschaltung“ von Mensch und Wald,
gleichwohl wird man damit der aktuellen Ausprä-
gung des globalen Holzraubbaus und seiner biosphä-277 Syndromkern G 2.1
rischen Bedeutung nicht gerecht.Das syndromspezi-
fische Beziehungsgeflecht analysiert die relevanten
Trends und ihre Wechselbeziehungen detaillierter
und bezieht aktuelle Faktoren mit ein (Abb.G 2.2-1).
Trends in der Wirtschaftssphäre
Betrachtet man die Logik für den Ablauf des Raub-
bau-Syndroms,dann ist die Existenz eines lukrativen
Marktes der Ausgangspunkt, welcher durch eine zu-
nehmend globale Nachfrage angetrieben wird (Glo-
balisierung der Märkte). Im Falle der Syndromaus-
prägung „Wald“ ist dieses der Markt für Holz und
Holzprodukte (Papier, Pappe, Möbel, Bauholz, Fur-
nierholz,Spanplatten,Kücheneinrichtungen,Fenster
usw.), im Falle der Syndromausprägung „Fisch“ der
Markt für Frischfisch und Fischprodukte (Fischöl,
Fischmehl,Tiefkühlware usw.). In den letzten Jahren
tritt neben die hohe und kaufkräftige Nachfrage der
Industrieländer zunehmend die Binnennachfrage
aus Schwellen- und Entwicklungsländern (z. B. Bra-
silien, Malaysia) (Ausbreitung westlicher Konsum-
und Lebensstile). Dabei spielt für die nachgefragte
Menge neben der Anzahl der Konsumenten und de-
ren Wohlstands- und Anspruchsniveau auch die
Technologie der Ressourcengewinnung und -verar-
beitung sowie die Konsumtionsweise eine entschei-
dende Rolle.Einerseits verschärfen Automatisierung
und Mechanisierung das Syndrom,die breite Verfüg-
barkeit der Kettensäge oder von schwerem Holzver-
arbeitungsgerät sind dafür Beispiele. Andererseits
wirkt sich der technische Fortschritt auch ressour-
censchonend aus. Geringere Ausschußraten und hö-
here Recyclingquoten können teilweise zu großen
Holzeinsparungen führen und dämpfend auf bevöl-
kerungs- und wohlstandsbedingte Nachfragezuwäch-
se wirken. Der Ersatz von Holzprodukten durch an-
dere Materialien kann die Entnahmerate der
Ressource weiter senken. Dieser Effekt wird durch
den Trend Entwicklung neuer Werkstoffe, stoffliche
Substitution berücksichtigt.
Die dominanten Nachfragesektoren im Bereich
der Holzwirtschaft sind Bau,Industrie,einzelne Kon-
sumgüterbereiche (z. B. Möbel, Papier,Verpackung)
sowie verschiedene Infrastrukturbereiche (z. B. Ei-
senbahnschwellen, Telegraphenmasten), die alle an
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Tech-
nologie- und Konsumstruktur eines Landes gekop-
pelt sind.Daneben spielt,vor allem in Entwicklungs-
und Schwellenländern, der Brennholzbedarf ein
wichtige Rolle (zunehmender Verbrauch von Roh-
stoffen und Energie).Unter gleichbleibenden Bedin-
gungen wird der Holzbedarf eines Landes allein
durch das Bevölkerungswachstum bestimmt, kann
aber mit steigendem Wohlstandsniveau zusätzliche
Wachstumsimpulse erfahren.
In einigen Industrieländern ist seit kurzem die
Nachfrage nach Tropenhölzern rückläufig bzw. stag-
niert, teilweise als Folge veränderter Rahmenbedin-
gungen im Welthandel (Zunahme internationaler Ab-
kommen und Institutionen),teilweise als Folge verän-
derter Konsumgewohnheiten (Zunahme des
Umweltbewußtseins) bzw. einer wachsenden Sensibi-
Abbildung G 2.1-1
Kern des Raubbau-Syndroms.Grau unterlegte Ellipsen indizieren aggregierte bzw.Hilfsvariablen,die nicht im globalen
Beziehungsgeflecht enthalten sind (Erläuterung der dargestellten Mechanismen siehe Text).
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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lisierung für globale Probleme in der Bevölkerung.
Die Debatte um die Einführung von Produktkenn-
zeichnungen (Zertifizierung; Kasten E 3.3-8) ist da-
für kennzeichnend.
Damit sich die Nachfragestruktur syndromver-
stärkend auswirkt, muß es einen nach Umsatz und
Beschäftigung ökonomisch bedeutsamen holzwirt-
schaftlichen Sektor geben. Die Palette reicht dabei
von holzeinschlagenden Firmen über Sägewerke und
Papierfabriken bis hin zu Herstellern von Möbeln
und sonstigen Gebrauchsgegenständen bzw. Investi-
tionsgütern aus Holz. Die Heterogenität der Be-
triebstypen hinsichtlich ihrer technischen Ausstat-
tung ist dabei weltweit, aber auch innerhalb eines
Landes sehr groß.Der syndromverstärkende Einfluß
eines Unternehmens ist umso höher,je „flächendek-
kender“ (z. B. internationaler) und ineffizienter es
operiert. In Indonesien etwa wurden Mitte der 90er
Jahre nur 43% des eingeschlagenen Holzes zu Pro-
dukten verarbeitet, der Rest war Abfall. In anderen
Entwicklungs- und Schwellenländern ist die Relation
mit 45% Abfall etwas günstiger (Jepma, 1995; Dud-
ley et al.,1996).Hier liegt also noch ein großes Poten-
tial für eine ressourcenschonende Effizienzrevolu-
tion.
Eine wesentliche Folge des Raubbau-Syndroms
ist die dämpfende Wirkung auf den Trend Wirt-
schaftswachstum im Herkunftsland. Grundsätzlich
spiegelt sich in dieser Wechselbeziehung die Gefähr-
dung der eigenen Lebensgrundlagen wieder, mithin
das wesentliche Agens für die Entstehung der Um-
weltpolitik und der Nachhaltigkeitsdebatte. Natur-
zerstörung und -degradation beim Auftreten des
Raubbau-Syndroms führen zur Vernichtung oder
Behinderung der wachstumsrelevanten Lebens-
raumfunktion, aber auch von mittelbar relevanten
Reinigungs-, Produktions- und Absorptionsfunktio-
nen bei den betroffenen Umweltgütern (de Groot,
1992). Zwei weitere Effekte sind ebenso problema-
tisch. Kurzfristige Gewinnorientierung steht beim
Raubbau-Syndrom typischerweise in Konflikt mit ei-
ner auf längere Sicht ausgerichteten, produktiven
und ressourcenschonenden Bewirtschaftung der
Wälder. Oft schon mittelfristig, zweifellos aber auf
längere Sicht leidet die örtliche Bevölkerung unter
negativen Beschäftigungseffekten, Möglichkeiten
für Produktion und Einkommenserzielung (für Pri-
vate wie für den Staat) werden vernichtet, negative
regionalpolitische, wachstums- bzw. entwicklungspo-
litische Effekte sind die Folge. Mit der Vernichtung
von in Jahrtausenden entstandenen Ökosystemen
und Arten entsteht schließlich ein irreversibler Scha-
den in der Form verlorener Quellen für neues Wis-
sen, ein Faktor, der als höchst wachstumsrelevant
einzustufen ist. Abgesehen von den generellen
Schwierigkeiten einer monetären Erfassung des
Schadensausmaßes ist die Abschätzung hier beson-
ders schwierig, weil die vernichteten Ökosysteme
weitgehend unerforscht waren, ihr ökonomischer
Nutzen daher unbekannt ist. Es ist außerdem nicht
unwahrscheinlich, daß erst zu einem späteren Zeit-
punkt produktive Verwendungsmöglichkeiten für
bekannte, aber gegenwärtig ökonomisch „unbedeu-
tende“ Tier- oder Pflanzenarten entdeckt werden
(Optionswert,Kap. H).
Eine weitere viel diskutierte Antriebskraft für das
Raubbau-Syndrom ist die internationale Verschul-
dung vieler Entwicklungs- und Schwellenländer
(Miller, 1991; Kahn und McDonald, 1995). Sie wirkt
allerdings eher indirekt und kommt erst durch das
Versagen der für die Ressource Holz entscheidenden
politischen Institutionen zum Tragen. Dafür gibt es
zwei Gründe: Zum einen kann eine Verschuldung
der öffentlichen Haushalte die privatwirtschaftlichen
Akteure nur über den Umweg haushalts-,fiskal- und
wirtschaftspolitischer Maßnahmen erreichen. Diese
können,müssen aber nicht zur Entscheidung führen,
mit dem Einschlag und dem Export der heimischen
Ressource Holz den Schuldendienst zu bedienen.
Zum anderen ist zu bedenken, daß der verschul-
dungsbedingt gesunkene Handlungsspielraum des
Staates,den man für einen verstärkten Druck auf die
natürlichen Ressourcen geltend machen möchte,ten-
denziell auch dazu führt, daß die dem Raubbau för-
derliche Infrastruktur – für gewöhnlich ja eine ko-
stensenkende Vorleistung der öffentlichen Hand für
private Ressourcennutzer – nicht (mehr) finanzier-
bar ist. Für diesen gegenläufigen Zusammenhang –
d. h.Verschuldung wirkt eher hemmend auf die Aus-
breitung des Syndroms – ist Ecuador in den Jahren
1974–1982 ein Beispiel (Wunder, 1997). Auch die
südostasiatischen Länder wiesen über viele Jahre
hinweg (bis zur ökonomischen Krise im Herbst 1997)
relativ geringe Verschuldungsraten und gleichzeitig
hohe Entwaldungsraten auf.
Trends in der gesellschaftlichen
Organisation
Der holzverarbeitende Sektor besitzt auch indirek-
ten Einfluß auf die Politik. Eine dauerhafte „Raub-
bauökonomie“ ist in der Regel mit der Bildung von
mächtigen Lobbies (Individuen, Gruppen, Clans,
Verbände, Gewerkschaften usw.) verbunden, die zu-
mindest auf regionaler Ebene das politische System
unter großen Druck setzen können. Dieser wirt-
schaftliche Faktor spielt auch in Demokratien eine
Rolle,in denen gesellschaftliche Teilinteressen durch
Medienöffentlichkeit, Verbandsmacht und den
Zwang zur Wiederwahl der Entscheidungsträger
vorhandene Schutzziele aushebeln oder doch in er-
heblichem Ausmaß abschwächen können. Wenn die
Nachfrage groß und die wirtschaftliche Bedeutung279 Syndromkern G 2.1
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9280 G Das Raubbau Syndrom
des forst- und holzwirtschaftlichen Sektors hoch ist,
muß eine Entwaldung im Sinn des Raubbau-Syn-
droms jedoch nicht automatische Folge sein. Rund
80% der tropischen Wälder sind staatliches Eigen-
tum (Jepma, 1995). Wirksamer politischer Schutz
kann, das zeigen eine ganze Reihe positiver Beispie-
le, den wirtschaftlichen Druck auf die Wälder deut-
lich mildern und die Suche nach Alternativen (ande-
re Werkstoffe,nachhaltiger Holzeinschlag) anregen.
Zum Raubbau-Syndrom kommt es in der Regel
erst dann, wenn die Marktkräfte und der wirtschaft-
liche Nutzungsdruck durch Politikversagen auf die
Ressource einwirken. Mit „Politik“ wird hier das
Handeln oder Unterlassen von Legislative, Exekuti-
ve und Judikative auf den verschiedenen Verwal-
tungsebenen bezeichnet. Unter „Versagen“ sollen
die Unfähigkeit oder Unwilligkeit des politischen Sy-
stems oder einzelner politischer Akteure mit Blick
auf die Ziele der nachhaltigen Waldwirtschaft bzw.
des Naturschutzes verstanden werden. Es kann sich
also sowohl um Unvermögen (z. B. auf Grund man-
gelnder finanzieller Mittel) als auch um Unwilligkeit
handeln (z. B. bei anderen politischen Prioritäten
oder dem Streben einzelner oder ganzer Gruppen
nach persönlicher Bereicherung). Politikversagen in
diesem Sinn hat mehrere Facetten, die grob nach
zwei Bereichen differenziert werden können:
• Ein direktes Versagen der Politik ist überall dort
zu konstatieren, wo im unmittelbar auf die Res-
sourcennutzung bezogenen Bereich aufgrund po-
litischer Nicht- oder Fehlentscheidungen eine bio-
sphärisch bedeutsame Waldregion der Raubbau-
wirtschaft preisgegeben wird. Dies kann zum ei-
nen dadurch geschehen, daß Konzessionen für
den Holzeinschlag zu ökologisch und fiskalisch
ungünstigen Konditionen vergeben werden (zu
kurze Laufzeiten, zu geringe Gebühren, keine
Ausschreibungen,zu große Territorien,keine oder
zu geringe Schutzauflagen),oder dadurch,daß die
staatliche Forstpolitik die Ressource nicht hinrei-
chend schützt (nicht hinreichend viele Schutzge-
biete und -gesetze oder zu geringe Kontrollen;
schlechte finanzielle und personelle Ausstattung
der Forstbehörden).Die in den offiziellen Statisti-
ken in der Regel nicht ausgewiesene illegale Res-
sourcenentnahme, die durch das Versagen politi-
scher Institutionen mit bedingt wird, verdient
hierbei besondere Aufmerksamkeit. Sie spielt für
den Forstbereich in Ländern wie Zaire, Brasilien,
Laos oder Rußland eine besondere Rolle. Dieses
direkte Politikversagen bezieht sich also auf das
Forst- und Waldmanagement im weiteren Sinn.
• Werden die rechtlichen und fiskalischen Rahmen-
bedingungen so gestaltet, daß nichtnachhaltige
Holz- und Forstwirtschaft begünstigt werden,han-
delt es sich um indirektes Politikversagen.So kann
z. B. eine Infrastrukturpolitik betrieben werden,
die auf eine offensive und rasche Erschließung
von (abgelegenen) Waldgebieten abzielt (Ausbau
der Verkehrswege). Auch Subventionen, Steuer-
vergünstigungen oder Importschutzmaßnahmen
für einen ökologisch und/oder ökonomisch ineffi-
zienten holzverarbeitenden Sektor gehören in
diese Kategorie.
Korruption ist in beiden Fällen eine besonders dra-
stische Form des Politikversagens. An der Übernut-
zung interessierte Individuen oder Gruppen versu-
chen dann,ein dafür förderliches Verhalten der poli-
tischen Entscheidungsträger durch mehr oder weni-
ger direkte „Gaben“ von Geld- oder Sachmitteln
bzw. von Gegenleistungen anderer Art zu stimulie-
ren (z.B.für die Konzessionsvergabe oder eine „wei-
che“ Auslegung von Schutzbestimmungen). Dabei
können in der Vergangenheit erzielte Raubbau-Ge-
winne im Sinn einer „Zukunftssicherung“ dieser
nichtnachhaltigen Wirtschaftsform genutzt werden,
weshalb in Abb. G 2.2-1 ein verstärkender Pfeil von
der Übernutzung biologischer Ressourcen zum Poli-
tikversagen führt.
Wälder sind auch Lebensraum von Menschen.
Viele indigene Völker leben nicht nur im, sondern
seit Jahrhunderten auch vom Wald – oft, aber nicht
immer in nachhaltiger Form (Kap. E 3.1). Mit dem
Druck auf die Ressource Holz ist auch der Lebens-
und Kulturraum dieser Völker bedroht. Häufig wer-
den ihre traditionellen Nutzungsrechte durch Wand-
lung des Waldes in Staatseigentum annulliert, nicht
selten die ihnen eingeräumten Reservate zusätzlich
nicht hinreichend geschützt. Übernutzung und Öko-
systemschädigung zerstören den Lebensraum der in-
digenen Völker und vertreiben viele von ihnen in
städtische oder ländliche Siedlungen, wo sie sozialer
und ökonomischer Ausgrenzung ausgesetzt sind.Ins-
gesamt ist der Raubbau an der Ressource Wald nicht
nur mit einem Rückgang der Biodiversität verbun-
den, sondern auch mit Kulturverlust und einer Re-
duktion kultureller Vielfalt (Reduktion traditioneller
gesellschaftlicher Strukturen).Dieser Verlust mag ak-
tuell wenig spürbar sein, er hat aber im historischen
Rückblick eine hohe Dynamik erreicht und kann un-
absehbare kulturelle Folgen nach sich ziehen.
Trends in der Biosphäre
Die wesentlichen Folgen und Wechselwirkungen des
Syndroms sind in der Biosphäre angesiedelt. Hier
spielen insbesondere die Prozesse der natürlichen
Sukzession sowie ihre Beeinflussung in Form zu star-
ker anthropogener Nutzung biologischer Ressour-
cen (Walter und Breckle, 1983) eine Rolle. Die ent-
scheidende Folge ist dabei die zunehmende Übernut-
zung biologischer Ressourcen, deren direkte Folgen
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zum anderen die Fragmentierung natürlicher Ökosy-
steme darstellen. Findet der Raubbau in Form eines
Kahlschlags statt, wandelt sich das Ökosystem radi-
kal: aus Primärwald wird dann Weidefläche, Ödland,
Siedlungsfläche usw. Wird dagegen nur selektiv ein-
geschlagen (bestimmte Arten oder Altersstufen, ab-
gegrenzte Areale), kommt es zu einer Fragmentie-
rung des Ausgangssystems. Viele Sekundärwälder
sind das Produkt solcher Fragmentierungsprozesse.
Bei weiterer Übernutzung können auch sie vollstän-
dig konvertieren.
Beide Formen führen zum Rückgang der Gen-
und Artenvielfalt sowie zur Schädigung von Ökosy-
stemstruktur und -funktion. Die direkte Folge des
Raubbaus an nachwachsenden Ressourcen ist die
Reduktion oder sogar Vernichtung von Arten. So
nimmt etwa allein durch den sehr selektiven Ein-
schlag der Bestand an südamerikanischem Mahago-
ni bedenklich ab. Daneben umfassen diese Wechsel-
wirkungen aber auch weitergehende Aspekte, etwa
Verschiebungen in der Artenzusammensetzung, weil
z.B.Jungwald verstärkt durch Herbivoren geschädigt
werden kann (Schulze und Mooney, 1993). Ähnliche
Argumente gelten auch für den Fischfang.Es ist mit-
hin wichtig, nicht nur auf die Anzahl der Arten zu
achten, sondern auch auf deren Qualität mit Blick
auf den Ausgangszustand und die funktionalen Bezü-
ge im Ökosystem sowie auf der Landschaftsebene
(Dudley et al.,1996).
Unmittelbar festzustellen ist der konversionsbe-
dingte Verlust biosphärischer Senken, in diesem Fall
der Verlust der Kohlenstoffspeicherfunktion der
Wälder, der zum Treibhauseffekt und zum Klima-
wandel beiträgt (IPCC, 1996a, b). Raubbau hat auch
Folgen im Bodenbereich, Bio- und Pedosphäre sind
angesichts der zahlreichen Bodenlebewesen ohnehin
nur schwer zu trennen.Bodenerosion und Bodenver-
dichtung sind die sichtbarsten Folgen der Ökosy-
stemschädigung.Hierbei spielt nicht nur die Erosion
nach einem Kahlschlag eine Rolle, sondern auch
Schäden durch Holzabfuhrwege oder die Verdich-
tung durch schwere Maschinen.So wird z.B.in Finn-
land teilweise mit alten, ausrangierten sowjetischen
Panzern massiver Kahlschlag betrieben. Der Fertili-
tätsverlust tritt insbesondere auf Böden ein, deren
Nährstoffkreislauf stark vom biologischen Gesche-
hen im Aufwuchs geprägt ist,was für die meisten tro-
pischen Waldböden zutrifft.
Neben den unmittelbaren Folgen für die Biosphä-
re,z.B.reduzierte Wachstumsmöglichkeiten,bewirkt
Bodenerosion aber auch veränderte Stofffrachten
und eine Veränderung der Wasserqualität, z. B. durch
deutlich erhöhte Sedimentfrachten. Dieser Aspekt
des Raubbau-Syndroms wird etwa in Bangladesch
als eine Ursache für die massiven Überflutungen an-
gesehen. Erfahrungen aus der Schweiz zeigen je-
doch, daß diese Ursachenzuweisung nicht für alle
Regionen der Welt eindeutig möglich ist (Christian
Pfister,pers.Mitteilung).Eine Änderung der lokalen
Wasserbilanz findet dadurch statt, daß es durch die
Konversion des Ökosystems und die Schädigung von
Systemstruktur und -funktion zu geringerer Evapo-
transpiration (Verdunstung und Feuchtigkeitsabga-
be) mit der Folge erhöhter Oberflächenabflüsse
kommt. In diesem Fall sind die terrestrische und die
limnische Syndromausprägung gekoppelt: Die ent-
waldungsbedingte Verschlechterung der Wasserqua-
lität im Einzugsgebiet führt vor allem durch gestei-
gerten Sedimenttransport in den Flüssen zu einem
dramatischen Rückgang der Fischpopulationen (ins-
besondere bei Lachsarten).
G 2.3
Mögliche Syndromverläufe
Der in Kap.G 2.1 skizzierte Syndromkern wurde mit
Hilfe eines neuartigen qualitativen Modellierungs-
ansatzes so formalisiert, daß verschiedene, mit die-
sem Mechanismus kompatible Syndromverläufe be-
schrieben und prognostiziert werden können (Pet-
schel-Held et al.,1999).Dieser Zugang ermöglicht es
z.B.auch,bei der Einteilung möglicher Syndromver-
läufe über die offensichtliche, aufgrund der gegebe-
nen Variationen jedoch zu kurz greifende Einteilung
in boreale und tropische Wälder hinauszugehen.Ent-
scheidend für diese allgemein gültige Einteilung ist
die Verwendung gewisser Prinzipien wie etwa der
ökologischen Sukzessiontheorie (Walter und Breck-
le,1983; Tilman,1993).
Es sollte betont werden, daß diese unterschiedli-
chen Syndromverläufe nicht auf qualitativ unter-
schiedliche Wechselwirkungen innerhalb des Syn-
dromkerns zurückzuführen sind. Vielmehr sind sie
Ausdruck der „Mustergültigkeit“ dieser Beziehun-
gen,d.h.es ist gerade ihre allgemeine Charakterisie-
rung in Form von Aussagen wie „Politikversagen ver-
stärkt oder stabilisiert nichtnachhaltige Bewirtschaf-
tungsformen“ (WBGU, 1993 und folgende), die die-
se unterschiedlichen Verläufe zuläßt. Es geht hier
also nicht um divergierende Typen des Syndroms,
sondern um unterschiedliche Verläufe der Syndrom-
dynamik,die durch denkbare und in sich konsistente
Konstellationen aus Trends und Wechselwirkungen
möglich sind.
Zwei Aspekte sind dabei vorweg zu unterschei-
den:Zum einen die Frage,welche Form des Holzein-
schlags praktiziert wird,zum anderen,wie das Ergeb-
nis dieser Einschlagsformen aus ökologischer Sicht
zu bewerten ist. Selbstverständlich hängen beide
Aspekte, der technisch-praktische und der ökosyste-
mar-bewertende, eng zusammen. Aus Gründen der282 G Das Raubbau Syndrom
Übersichtlichkeit unterscheidet der Beirat hier nur
grob zwischen einem Typ A, bei dem der gesamte
Waldbestand eines Areals gefällt wird, und einem
Typ B, bei dem nur ein selektiver Einschlag erfolgt
(bezogen auf bestimmte Arten, Altersklassen oder
Flächenanteile).Entsprechend wird auch das Ergeb-
nis dieser Einschlagsmuster nur in zwei Formen
unterschieden: Erstens kann eine vollständige Kon-
version des Ökosystems erfolgen (z. B. von Wald- in
Weidefläche) (Typ Konversion), zweitens kann es zu
verschiedenen Stufen der Degradation des Waldbe-
standes kommen, von leichter Verlichtung bis hin zu
artenarmen und deutlich funktionsreduzierten Rest-
wäldern (Typ Degradation).Qualitativ unterschiedli-
che Zeitverläufe des Syndroms werden nun dadurch
hervorgerufen, daß das Endergebnis der menschli-
chen Ressourcenentnahme nicht nur durch deren
Form, sondern auch durch ihre Geschwindigkeit so-
wie die Reproduktionsrate der natürlichen Vegeta-
tion bestimmt wird. Folgende Verlaufsformen des
Raubbau-Syndroms treten in der medialen Ausprä-
gung „Wald“ typischerweise auf:
• Konversionstyp A: Dieses gleichsam „reine“ Ab-
laufmuster zeichnet sich durch eine politisch un-
gedämpfte und wirtschaftlich rückhaltlose Nut-
zung der Ökosysteme aus.Hierunter fällt z.B.der
Kahlschlag im Falle von Waldökosystemen, wo es
zu einer vollständigen Unterdrückung der natürli-
chen Sukzession kommt, z. B. durch Bodenver-
dichtung oder durch Verlust oder Fragmentierung
von Räuberhabitaten, so daß es zu einer Überpo-
pulation von Herbivoren kommt, die bereits den
jungen Pflanzenwuchs abäsen.
• Degradationstyp A: Wird bei einer ungebremsten
Ressourcennutzung während der Entnahme auf
bestimmte ökologische Gegebenheiten in be-
grenztem Maß Rücksicht genommen (Flächense-
lektivität), ist nicht mit einer vollständigen Kon-
version, sondern „nur“ mit Verschiebungen der
Ökosystemstruktur zu rechnen.Es kommt z.B.zu
Verjüngungsprozessen auf ausgewählten Kahl-
schlagflächen. Degradiert ist das gesamte Ökosy-
stem jedoch aufgrund einer Schädigung der Öko-
systemstruktur und -funktion. Längerfristig führt
auch dieser leicht gedämpfte Raubbauverlauf zu
einer vollständigen Konversion des betreffenden
Ökosystems. Die meisten borealen Wälder haben
in historisch lange und intensiv anthropogen ge-
prägten Kulturlandschaften diesen Verlauf hinter
sich.
• Degradationstyp B: Auch in diesem Verlaufsfall
wird die Ressource selektiv genutzt (vgl.Degrada-
tionstyp A),allerdings sind die Selektionskriterien
nicht primär flächenorientiert, sondern auf be-
stimmte Arten oder Altersklassen bezogen. Falls
dabei der Einschlag die Reproduktionsrate des
Ökosystems überschreitet, ist der klassische Fall
einer nichtnachhaltigen Forstwirtschaft gegeben.
Die Schwere der dabei auftretenden Schädigung
des Ökosystems hängt dabei zusätzlich vom Grad
des Funktions- und Biodiversitätsverlusts ab,
nicht allein von der Reproduktionsrate der nach-
wachsenden Ressource. Dieser Verlauf ist für die
meisten tropischen Regenwaldgebiete typisch,die
sich über die Zeit zu mehr oder weniger degra-
dierten Sekundärwäldern gewandelt haben.
• Konversionstyp B: Unter Umständen kann es im
Rahmen der natürlichen Sukzession jedoch auch
beim  Degradationstyp B zu einer Konversion
kommen. Hierbei ist insbesondere auf den Über-
gang zu anderen Syndromen zu verweisen, die z.
B. durch die mit der Nutzung verbundene Er-
schließung ausgelöst oder befördert werden kön-
nen.
G 2.4 
Interaktion des Raubbau-Syndroms mit anderen
Syndromen
Die Bedeutung des Raubbau-Syndroms für die glo-
bale Entwaldungsproblematik variiert in Abhängig-
keit vom Waldtyp. In den borealen Wäldern be-
schreibt das Raubbau-Syndrom den Hauptbestand-
teil der Entwaldung. Andere Nutzungsmuster wie
etwa die Konversion von Wald zu landwirtschaftli-
cher Nutzfläche spielen hier nur eine untergeordne-
te Rolle. In den tropischen Wäldern ist der direkte
Beitrag des Raubbau-Syndroms zur Entwaldung we-
sentlich geringer. Die Konversion zu landwirtschaft-
licher Nutzfläche macht hier den größten Entwal-
dungsbeitrag aus, wovon etwa 50% dem kleinbäuer-
lichen Wanderfeldbau zugeschrieben werden kann
(Herkendell und Pretzsch,1995).Dieses Muster wur-
de als Teil des Sahel-Syndroms klassifiziert (QUES-
TIONS, 1996 und 1998;WBGU,1996b;Schellnhuber
et al., 1997; Petschel-Held et al., 1999). Dennoch hat
das Raubbau-Syndrom auch in den Tropen eine gro-
ße, wenngleich indirekte Bedeutung für das globale
Kernproblem der Entwaldung:es fungiert gleichsam
als „Pionier-“ oder „Katalysator-Syndrom“ für ande-
re Muster der Waldzerstörung. Als Folge der Er-
schließung von Waldregionen für bzw.durch Holzfir-
men kommt es zu einer signifikanten Verbesserung
der allgemeinen Zugänglichkeit der Region.Entlang
der neu angelegten Straßen wandern landlose Wan-
derfeldbauern und Großgrundbesitzer ein.Diese mit
dem eigentlichen Raubbau-Syndrom nicht direkt
verbundenen Akteure können nun große Waldflä-
chen in landwirtschaftliche Nutzflächen umwandeln.
Diese Flächen werden anschließend durch ein aus-
brechendes Sahel- bzw. Dust-Bowl-Syndrom degra-283 Interaktion des Raubbau-Syndroms mit anderen Syndromen G 2.4
diert. Teilweise übernehmen in diesem Stadium die
Holzfirmen sogar selbst das Metier der Viehzucht auf
den konvertierten Waldflächen,um einerseits länger-
fristige Landrechte zu erhalten, aber auch um ihre
Gewinne in stabilen Bodenwerten anzulegen.
Durch diesen Mechanismus wird das eigentliche
Schadenspotential des selektiven Holzeinschlags
deutlich. Da für den selektiven Einschlag ertragrei-
cher Edelhölzer (z.B.Mahagoni) Erschließungswege
von bis zu 500 km in Kauf genommen werden (Veris-
simo et al., 1995), führt diese verschiedentlich als
„umweltschonende“ Form der Forstwirtschaft be-
zeichnete Einschlagsform zu erheblichen Folgeschä-
den. Denn „kleine“ Eingriffe dieser Art führen im
allgemeinen zu einer großräumigen Erschließung
der Waldgebiete,die dadurch für die moderne Zivili-
sation und deren unterschiedliche Nutzungsinteres-
sen geöffnet werden. Eine solche Degradation löst
oft die völlige Zerstörung der nutzbaren Boden-
schicht aus. Diese Wirkung des Raubbau-Syndroms
als auslösender Expositionsfaktor für das Sahel-Syn-
drom und das Dust-Bowl-Syndrom ist in Abb.
G 2.4-1 dargestellt.Dieser Prozeß wird in vielen Fall-
studien zur tropischen Entwaldung beschrieben
(Heilig, 1994; Walker und Homma, 1996; Mertens
und Lambin,1997;Lambin und Mertens,1997;Rudel
und Roper, 1997;WRI, 1997; Parayil und Tong, 1998;
Stone,1998).
Eine solche Kausalitätsbeziehung besteht auch
zwischen der Erschließung vorher unzugänglicher
Regionen und dem Ausbau von Infrastruktur zum
Bau technischer Großprojekte (wie z. B. Staudäm-
men) sowie der Erschließung von Bodenschätzen.
Diese Muster der Umweltdegradation wurden dem
Aralsee-Syndrom und dem Katanga-Syndrom zuge-
ordnet (WBGU, 1998a), das Raubbau-Syndrom
kann diese Prozesse aber auslösen.
Abbildung G 2.4-1
Das Raubbau-Syndrom als
auslösendes Element für das
Sahel-Syndrom und das
Dust-Bowl-Syndrom.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,
1999
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Für die Analyse der aktuellen Dynamik,aber vor al-
lem auch zur Identifizierung zukünftig gefährdeter
Regionen ist die Ermittlung der Disposition des
Raubbau-Syndroms wichtig. Formal liefert das Kon-
zept des Dispositionsraums eine Antwort auf die Fra-
ge nach den Bedingungen, unter denen die Wechsel-
beziehungen des Syndromkerns potentiell vorhan-
den sind (QUESTIONS, 1998). Praktisch ausge-
drückt umfaßt der Dispositionsraum jene Flächen
der Erde, auf denen die Wahrscheinlichkeit für ein
zukünftiges Auftreten des Syndroms besonders hoch
ist.
Eine Disposition von Wäldern für das Raubbau-
Syndrom wird dann als gegeben angesehen,wenn die
kurzfristige ökonomische Nutzung ihrer Holzpro-
dukte in großem Stil möglich und wahrscheinlich ist.
Andere Produkte der Waldökosysteme können hier
vernachlässigt werden, sofern ihre Gewinnung kei-
nen Raubbau am gesamten Ökosystem nach sich
zieht. Die Disposition wird nicht allein durch das
Vorhandensein von Wäldern bestimmt,sondern auch
durch ihre wirtschaftliche Nutzbarkeit. Diese hängt
von einer Reihe unterschiedlicher Faktoren ab, auf
die unten eingegangen wird.
G 3.1
Dispositionsfaktoren
Erst wenn vorhandene Waldgebiete auch ökono-
misch nutzbar sind, können die für das Raubbau-
Syndrom charakteristischen Mechanismen einset-
zen.Die ökonomische Nutzbarkeit hängt von der na-
turräumlich verfügbaren Holz- bzw. Biomassedichte
und ihrer möglichst kostengünstigen Erreichbarkeit
ab. Der Zusammenhang von Transportkosten und
Landnutzung bei der Entwaldung ist gut dokumen-
tiert (Lambin und Mertens,1997;Cassel-Gintz,1997;
Stone, 1998) und läßt sich in der Tradition der Theo-
rie der Bodenrente von von Thünen (Schätzl, 1988)
ökonomisch begründen. Die Grundaussage lautet,
daß die Landnutzung von der Distanz zum Absatz-
markt in Abhängigkeit von den Transportkosten (in-
klusive der Erschließungskosten) sowie vom Ver-
kaufpreis bestimmt wird (Stone,1998).
Die ökonomisch verwertbare Biomassedichte
wurde mit Hilfe von Expertenabschätzungen (Kohl-
maier et al.,1997) und einem Modell zur globalen Ve-
getationsdynamik (Sitch et al.,1999) abgeschätzt und
mit einer kompensatorischen UND-Verknüpfung
mit erreichbaren Waldressourcen verknüpft. Dabei
wird eine für die ökonomische Rentabilität notwen-
dige Mindestbiomassedichte unterstellt.
Die verwendeten Walddaten stammen aus der
World Forest Map (WRI,1998b),die in ein 5’-Raster
(ungefähr 10 x 10 km am Äquator) umgewandelt
wurden. Allerdings sind nicht alle so als erreichbar
qualifizierten Waldgebiete in gleichem Maß dispo-
niert.In vielen Regionen der Welt haben die Staaten,
bisweilen im Rahmen internationaler Abkommen,
Waldschutzgebiete mit unterschiedlichen Graden
der Nutzungseinschränkung eingerichtet. Gebiete
mit einem Schutzstatus von Klasse I–V nach der
IUCN-Einteilung (Kap. E 3.3.2) werden aus poli-
tisch-rechtlichen Gründen als nicht nutzbar ausge-
wiesen. Ein Schutz gegenüber illegaler Abholzung
durch die Ausweisung von Schutzgebieten (z.B.Bio-
sphärenreservate des MAB-Programms, Kap. E 3.9)
kann häufig als nicht ausreichend angesehen werden
und ist von lokalen, zeitlich variablen Faktoren ab-
hängig. Daher wird eine Abschätzung der lokalen
Rechtssicherheit dieser Schutzgebiete im Rahmen
eher kurzfristiger Einflußgrößen im Bereich der In-
tensitätsmessung vorgenommen (Kap. G 4) und
spielt hier keine Rolle.
Die Erreichbarkeit der Wälder wurde durch die
Berechnung einer virtuellen Kostenoberfläche simu-
liert. Grundannahme dabei ist, daß Waldgebiete, die
zu geringen Kosten erreichbar sind, vor solchen aus-
gebeutet werden, deren Erschließung und Nutzung
mit einem hohen technischen und organisatorischen
Aufwand verbunden ist. Um diesen Aufwand näher
zu bestimmen,wurde eine Fuzzy-Logik-basierte Ver-
knüpfung folgender Faktoren vorgenommen:
– die Nähe zu Straßen und Eisenbahnen,
– die Nähe zu flachen Küstengebieten,285 Räumliche Verteilung der Disposition G 3.2
– die Nähe zu urbanen Zentren und dichten Sied-
lungsgebieten,
– die Steigung in der Geländetopographie.
Permafrostgebiete sowie schiffbare Flüsse ohne eis-
freie Häfen wurden als nur schwer erreichbar einge-
stuft. Die so erzeugte Karte (5’-Raster) weist mithin
eine potentielle Erreichbarkeit von Waldgebieten
und auch die relativen aufzubringenden Kosten für
ihre ökonomische Erschließung sowie die potentiel-
len Transportkosten der Ressource Holz aus.Die hier
beschriebene Vorgehensweise ist in dem Bewer-
tungsbaum gemäß der Fuzzy-Logik in Abb. G 3.1-1
dargestellt.
G 3.2 
Räumliche Verteilung der Disposition
Abb.G 3.2-1 zeigt die auf diese Weise ermittelte geo-
graphisch explizite Verteilung der Disposition von
Regionen für das Raubbau-Syndrom. Im folgenden
wird eine kurze Diskussion der Dispositionswerte für
die größeren zusammenhängenden Waldgebiete der
Welt gegeben.
Amerika
Als besonders hoch disponiert erscheinen die Wälder
in den dichtbesiedelten Regionen der US-amerikani-
schen Ostküste. Hier findet vor allem in den nördli-
chen Neuengland-Staaten eine intensive Holzwirt-
schaft statt. In diesen Regionen hat gegen Ende des
letzten und zu Beginn dieses Jahrhunderts das Raub-
bau-Syndrom besonders stark gewirkt. Heute steht
dort ein teilweise dichter Sekundärwald. In den Ap-
palachen und den Adirondacks findet auch heute
noch eine forstwirtschaftliche Nutzung mit Kahl-
schlag statt.
In Kanada erscheinen vor allem die Regionen ent-
lang des St.-Lorenz-Stroms sowie um die Großen
Seen als hoch disponiert. Gleiches gilt für die Wald-
gebiete im nördlichen Ontario sowie Teile von Que-
bec. Die Waldgrenze der Prärieprovinzen und die
Westküste (British Columbia) erscheinen ebenfalls
hoch gefährdet. In diesen Regionen findet auch ein
Großteil der kanadischen Holzproduktion statt.Vor
allem der Holzeinschlag in den Nebelwäldern der
Westküste von Vancouver Island und dem Festland
von British Columbia (Great Bear Rainforest, Clay-
oqout Sound) sind derzeit von Bedeutung (Diem,
1993;Soltwedel-Schäfer,1997;Greenpeace,1998).
In Zentralamerika erscheinen vor allem Yucatan
und die karibischen Küstenwälder Costa Ricas und
Abbildung G 3.1-1
Bewertungsbaum gemäß Fuzzy-Logik zur Bestimmung der Disposition von Waldressourcen für das Raubbau-Syndrom.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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Nicaraguas als disponiert. Die verbliebenen Primär-
wälder in dieser Region werden auch in der auf Ex-
pertenbefragung beruhenden Studie der Frontier Fo-
rest Initiative (WRI, 1997) als hoch gefährdet einge-
stuft. Besonders die Wälder der Sierra Madre Occi-
dental und der Maya Forest Region sowie entlang
des Pan American Highway werden als stark von
Holzeinschlag bedroht beschrieben.
In Südamerika sind die erreichbaren Regionen
des Amazonas-Beckens und das Guyana-Schild hoch
disponiert. Diese Regionen werden neben vielen
Fallstudien (vor allem über Rôndonia) auch von der
FAO als Entwaldungsschwerpunkte identifiziert
(FAO,1999b).Auch die kleineren verbleibenden Ge-
biete der brasilianischen Küstenregenwälder erschei-
nen hoch gefährdet (Dünckmann und Wehrhahn,
1998). Die großen, noch relativ intakten temperaten
Küstenwälder im südlichen Chile erscheinen teilwei-
se disponiert (Richter und Bäher,1998).
Afrika
In Afrika werden vor allem die letzten großen Se-
kundär- und Primärwaldgebiete im Kongobecken als
disponiert identifiziert. Diese Regionen erscheinen
hier als etwas zu hoch eingestuft, da sich die wirt-
schaftshemmenden Effekte der kriegerischen Aus-
einandersetzungen der letzten Jahre in den verwen-
deten Daten nicht niederschlagen. So war etwa 1960
die Zahl der für die Entwaldung nutzbaren Straßen
im Kongogebiet wesentlich größer als heute.
Asien und Ozeanien
Das kontinentale Südostasien weist kontinuierlich
hohe Dispositionswerte auf, ein Ergebnis, das durch
viele Fallstudien unterstützt wird (z.B.Krings,1998).
Von 1960 –1980 hat Asien etwa 1/3 seiner tropischen
Wälder verloren (Singh und Marzoli, 1995) und
nimmt damit den weltweiten „Spitzenplatz“ ein.
Auch die verbliebenen Waldgebiete in Kalimantan
und Sarawak auf Borneo sowie in Irian Jaya und Pa-
pua-Neuguinea sind hoch disponiert,wobei in letzte-
rem die Disposition als etwas zu hoch eingestuft er-
scheint. Die meisten der tatsächlich zugänglichen
Wälder in Borneo, Sumatra, Sulawesi und Irian Jaya
sind bereits dem Raubbau anheimgefallen, so daß
nur noch Wälder in sehr unzugänglichen Regionen
verbleiben (WRI, 1997). Die Wälder Japans erschei-
nen – berücksichtigt man ihre ideelle Bedeutung für
die japanischen Gesellschaft – in der Karte als zu
hoch disponiert, ein Hinweis immerhin auf die Res-
sourcennutzung unter sich ändernden kulturellen
Bedingungen.
Europa und Rußland
Die sehr hohe Disposition der Wälder Skandinaviens
und Finnlands kann teilweise auf die fehlende Be-
rücksichtigung der vor allem im südlichen Skandina-
vien angelegten Holzplantagen zurückgeführt wer-
den. Die hohe Einstufung der russischen Wälder ist
dagegen plausibel. Die wirtschaftlichen Probleme
Rußlands bei der Transformation von einer Plan- in
Disposition des
Raubbau-Syndroms
Niedrig Hoch
Abbildung G 3.2-1
Der globale Dispositionsraum für das Raubbau-Syndrom am Beispiel der Ressource Wald (flächentreue Mollweide-
Projektion).Zunahme der Disposition von Grün nach Rot.Weiße Flächen wurden als nicht bewaldet identifiziert.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999287 Räumliche Verteilung der Disposition G 3.2
eine Marktwirtschaft spielen dabei ebenso eine Rol-
le wie der Autoritätsverlust vieler Regierungsstellen
sowie die Zunahme von Korruption und Kriminali-
tät. Insgesamt nimmt unter diesen Bedingungen der
Druck auf die Waldressourcen zu, der durch die ver-
gleichsweise ineffiziente Einschlagstechnik weiter
verstärkt wird (Greenpeace,1998).Auch aus den süd-
lichen Waldgebieten der sibirischen Taiga ist der zer-
störende Umwelteinfluß der kommerziellen Holz-
entnahme gut dokumentiert. Hier sind es vor allem
internationale, meist asiatische Holzfirmen, die die
Wälder Sibiriens als eine neue und lohnende Quelle
ansehen (WRI,1997) und dabei u.a.die Habitate des
Sibirischen Tigers bedrohen.Intensität des Raubbau-Syndroms G 4
In diesem Kapitel wird versucht, die geographische
Verteilung der verschiedenen Typen des Raubbau-
Syndroms auf die Waldökosysteme zu bestimmen.
Dabei stellt sich zunächst das Problem, daß die vor-
liegenden räumlich aufgelösten Daten zu Art, Um-
fang und Ursache der Entwaldung deutliche Defizite
aufweisen. Bei Untersuchungen mit Hilfe von Satel-
liten- oder Luftbildern wird die Degradation von
Waldökosystemen häufig unterschätzt, da hierbei
kaum Aussagen über den Grad der Ausdünnung des
Walds möglich sind. Auch sind hieraus keine Anga-
ben hinsichtlich der Ursache für die Entwaldung,
also etwa Konversion für Weidewirtschaft, Straßen-
und Staudammbau oder Ackerbau, zu gewinnen.
Dieses generelle Manko wird zur Zeit im Rahmen ei-
nes globalen Waldinventars zu beheben versucht,
dessen Ergebnisse allerdings erst in den kommenden
Jahren zu erwarten sind.
G 4.1 
Bestimmung der Grundtypen des Syndroms
Diese Gründe führen zu einem indirekten Weg der
Bestimmung der Grundtypen Degradation versus
Konversion (Kap. G 2.3). Die Untersuchungen wur-
den für den Zeitraum 1990–1995 mit verläßlichen
globalen Datensätzen durchgeführt. Auf der Basis
länderspezifischer Datensätze zum Verlust von
Waldflächen wurden zunächst mit Hilfe eines globa-
len, dynamischen Vegetationsmodells (LPJ: Lund-
Potsdam-Jena-Modell; Sitch et al., 1999) die im Rah-
men der Konversion möglichen Biomasseentnahmen
abgeschätzt. Es ist jedoch weder der Anteil des im
Rahmen der Konversion tatsächlich genutzten Hol-
zes noch der Ort der Konversion bekannt.Daher läßt
sich die im Rahmen der Konversion erzielte Holz-
produktion nur nach oben (volle Nutzung in den je-
weils produktivsten Regionen) abschätzen.Die unte-
re Abschätzung ergibt sich zu null, entsprechend der
Nichtnutzung des Holzes in den konvertierten Wald-
flächen.
Vergleicht man in einem zweiten Schritt den so
abgeschätzten Holzertrag aus der Konversion mit
den entsprechenden empirischen Daten für die ge-
samte Holzproduktion eines Landes,so muß die Dif-
ferenz sich durch die Degradation bestehender
Waldflächen ergeben (dabei: Degradationsgrad
>90% nach FAO-Definition). Betrachtet man den
oben eingeführten Anteil der Holznutzung hier als
unabhängige Größe, so ergibt sich auf diese Weise
die zu einem beliebigen Anteil gehörige Holzpro-
duktion, die mit einer Degradation des Waldes ver-
bunden ist.Wiederum mit Hilfe des globalen Vegeta-
tionsmodells ermittelt sich daraus die zugehörige
Degradationsfläche. Da jedoch wiederum der Ort
der Degradation unbekannt ist,ist auch hier nur eine
Abschätzung nach oben bzw. unten möglich. Abb.
G 4.1-1 zeigt bespielhaft das Ergebnis dieser Ab-
schätzung im Falle Brasiliens. Die Linie oberer Ab-
schätzung ergibt sich, wenn Konversion und Degra-
dation auf den unproduktivsten, diejenige der unte-
ren Abschätzung,wenn beides auf den produktivsten
Standorten vorgenommen wurde. Die tatsächlich
durch Holzentnahme degradierte Waldfläche sollte
somit zwischen den beiden Linien liegen.
Es zeigt sich, daß diese Art der Abschätzung zu
charakteristischen Unterschieden zwischen tropi-
Abbildung G 4.1-1
Abschätzung der Waldnutzung zur Holzgewinnung ohne
Konversion der Waldfläche am Beispiel Brasilien.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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schen und temperaten bzw.borealen Regionen führt.
Die Ergebnisse der meisten Tropenländer ähneln de-
nen Brasiliens:für Holzentnahmen größer einem kri-
tischen Anteil ucrit der als konvertiert ausgewiesenen
Fläche ist aufgrund der Kohlenstoffbilanz eine Nut-
zung anderer Waldressourcen nicht zu erwarten. Für
Brasilien liegt dieser Wert bei 25–65%. Da jedoch
unterschiedlichen Quellen zufolge der Anteil der
Holzproduktion an der Flächenkonversion in Brasi-
lien eher in der Größenordnung von 5–10% liegt,
kann hier (wie auch bei anderen Tropenländern) da-
von ausgegangen werden, daß eine Mischform zwi-
schen Konversion und Nutzung unter Fortbestand
vorliegt, die unter Umständen mit Degradation ver-
bunden ist.Die ermittelte Größenordnung für die ge-
nutzte Fläche stimmt im Fall Brasiliens mit den An-
gaben von Nepstad et al. (1999) überein, die für
Amazonien eine durch Holzeinschlag geschädigte
Fläche von 10.000–15.000 km2 Jahr-1 neben der Ent-
waldung an sich angeben. Dagegen weisen die Län-
der des Nordens durchweg einen hohen Grad an
Nutzung ohne Konversion auf. Dieser Unterschied
läßt sich durch den Wert von ucrit zusammenfassen
(ucrit >1 für Länder des Nordens).Abb. G 4.1-2 zeigt
die geographische Verteilung dieses Indikators für
Mischnutzung.
Wie zu erwarten weisen die meisten Tropenländer
eine Mischform der Holznutzung auf. Nur wenige
Länder wie z. B. Bolivien oder Venezuela sind weit-
gehend durch einen einzigen Konversionstyp ge-
kennzeichnet. Dagegen ist in den Ländern des Nor-
dens durchweg nicht Konversion,sondern eine reine
Nutzung bestehender Waldbestände zu beobachten.
Allerdings ist bei diesem Ergebnis das bereits ein-
gangs diskutierte Problem der nur länderweiten Auf-
lösung der verwendeten Daten zu berücksichtigen:
so weist Kanada als Ganzes eine Zunahme der Wald-
fläche auf, obwohl in weiten Bereichen noch Kahl-
schlag betrieben wird.Auch fallen hier Aufforstungs-
programme ins Gewicht, die auf der aggregierten
Ebene der Modellrechnung für einen Ausgleich mit
den kahlgeschlagenen Flächen sorgen. Insgesamt
kann das in Abb. G 4.1-2 dargestellte Maß als Anga-
be für den in einem Land vorherrschenden Typ des
Raubbau-Syndroms, d. h. Konversions- oder Degra-
dationstyp, ohne Angabe der Stärke des Syndroms
betrachtet werden.
G 4.2 
Intensität des Raubbau-Syndroms im Hinblick auf
Waldökosysteme
Die Intensität eines Syndroms ergibt sich durch die
Messung aller konstitutiven Trends und Wechselbe-
ziehungen (Kap. G 2.1). Im folgenden wird aus-
Abbildung G 4.1-2
Vorherrschende Typen des Raubbau-Syndroms in länderweiter Darstellung ohne Angabe der Stärke des Syndroms (Blau =
Degradationstypen A und B;Dunkelgrün = Konversionstypen A und B;Übergang blau zu grün = Mischformen;grau = keine
konsistenten Datensätze vorhanden).
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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schnittsweise und beispielhaft eine solche Intensi-
tätsmessung bei zwei essentiellen Trends beschrie-
ben: der  Übernutzung natürlicher Ressourcen und
dem Politikversagen.
G 4.2.1 
Nutzung biologischer Ressourcen
Die Abschätzung der Dynamik der Nutzung biologi-
scher Ressourcen beruht auf statistischen Angaben
der FAO, insbesondere im Hinblick auf die Rund-
holzproduktion eines Landes. Damit ist insbesonde-
re auch Feuerholz in den folgenden Untersuchungen
enthalten, das in der Syndromanalyse schwierig ein-
zuordnen ist: Brennholz, das etwa durch verarmte
Kleinbauern geschlagen wird, muß dem Sahel-Syn-
drom zugerechnet werden. Sofern dieses Holz aller-
dings im Handel weiterveräußert wird, kann es
durchaus auch Teil der Raubbaulogik sein. Daher
werden die FAO-Zahlen zur Rundholzproduktion zu
einem großen Teil dem Raubbau-Syndrom zugeord-
net.
Zur Bestimmung des Trends wurde einerseits die
Höhe der Produktion berücksichtigt,andererseits je-
doch auch deren Veränderung von 1990–1995.Insbe-
sondere ist der Trend dann für das Raubbau-Syn-
drom als relevant zu betrachten,wenn entweder eine
starke relative Zunahme der Produktion zu beob-
achten ist oder aber eine nicht zu starke rückläufige
Produktion auf hohem Niveau. Diese Charakterisie-
rung wurde entsprechend der Syndromanalyse
(Schellnhuber et al.,1997) mit Hilfe der Fuzzy-Logik
auf der Basis der FAO-Statistiken zu einem Gesamt-
indikator für diese „natürliche“ Komponente der
Syndromintensität verbunden. Die Parameter, die in
der Berechnung benötigt werden, wurden so ge-
wählt, daß jene Regionen, in denen im allgemeinen
von einer „Übernutzung“ gesprochen wird, entspre-
chend indiziert wurden.
Neben den „klassischen“ Entwaldungsländern
wie Brasilien,Indonesien oder auch Kanada sind ins-
besondere China, Indien und Nigeria als stark von
dem Trend betroffen indiziert (Abb.G 4.2-1).Dies ist
möglicherweise auf den hohen Brennholzanteil bei
der Energiegewinnung dieser Länder zurückzufüh-
ren. So machte etwa die Brennholzproduktion in
China im Jahr 1990 rund 70% des Rundholzein-
schlags aus. Hier ist jedoch in den Jahren seit 1995
vermutlich ein Rückgang des Brennholzanteils auf-
grund des starken Wirtschaftswachstums zu erwar-
ten.
Abbildung G 4.2-1
Messung des Trends Zunehmende Übernutzung biologischer Ressourcen.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
Niedrig
Keine Daten
Zunehmende ￿bernutzung
biologischer Ressourcen
Hoch291 Intensität des Raubbau-Syndroms im Hinblick auf Waldökosysteme G 4.2
G 4.2.2 
Messung des Trends Politikversagen
Politikversagen betrifft in diesem Kontext sowohl die
Unfähigkeit des Staats, vorhandene regulative Maß-
nahmen für den Schutz von Waldökosystemen
durchzusetzen, als auch die Unwilligkeit, solche
Maßnahmen überhaupt zu beschließen. Letzteres
läßt sich an den vorhandenen forstwirtschaftlichen
Institutionen bemessen,die während des Analysezei-
traums (1990–1995) in Kraft waren.Dabei wurde un-
terschieden,ob es sich nur um Aktionspläne oder um
bindende Gesetze handelt. Diese Unterscheidung
orientiert sich an den Angaben im FAO-Waldbericht
(1999b). Im Falle eines Aktionsplanes stellt sich die
Frage, inwieweit die politisch-ökonomische Konstel-
lation in einem Land eine Umsetzung erwarten läßt.
Die Umsetzung kann zumindest durch zwei Mecha-
nismen effektiv unterbunden werden: Korruption
und Lobbyismus (auch und gerade im Rahmen de-
mokratischer Systeme).
Die Korruption wurde mit Hilfe des Korruptions-
indexes von Transparency International (1998) so-
wohl hinsichtlich der Stärke als auch der Verände-
rung berechnet. Dieser Index mißt für derzeit fast
100 Länder den Grad der Korruption in der staatli-
chen Bürokratie aus der Sicht von Wirtschaft und
Gesellschaft. Grundlage sind bis zu 12 verschiedene
Quellen, in denen unabhängig voneinander einzelne
Länder bewertet wurden (z.B.der World Competiti-
veness Report oder der Political Risk Service). Zur
Bestimmung der sich hieraus ergebenden Kompo-
nente des Trends Politikversagen wurde darüber hin-
aus berücksichtigt, daß legal bindende Waldschutz-
programme schwerer zu umgehen sind als unver-
bindliche Absichtserklärungen zu Umwelt- und Na-
turschutz.
Um den Grad des Lobbyismus im Hinblick auf
eine fortgesetzte Nutzung von Waldressourcen abzu-
schätzen, wurde annäherungsweise der Anteil des
Forstsektors am Bruttoinlandsprodukt genutzt. Poli-
tische Entscheidungen von Provinzen gehen in die-
sen Indikator nicht ein. Dieses Maß bildet gemein-
sam mit dem zusammengesetzten Korruptionsindex
den in Abb. G 4.2-2 dargestellten Indikator für das
Politikversagen im Hinblick auf den Schutz von
Waldressourcen für den Analysezeitraum 1990–1995.
Es ist zu erkennen, daß in den Tropenländern ein
hohes Politikversagen vorliegt, insbesondere auch in
den klassischen „Entwaldungsländern“ Brasilien,In-
donesien, Malaysia oder der Demokratischen Repu-
blik Kongo. Dagegen ist im Norden der Trend deut-
lich schwächer ausgeprägt. Ausnahmen bilden etwa
Kanada oder Schweden, wo Lobbyismus ein Umset-
zen von Waldschutzmaßnahmen lange Zeit verhin-
dert hat bzw. teilweise noch verhindert. Im Süden
sind nur wenige Ausnahmen von dem generell als
hoch zu bezeichnenden Politikversagen zu erkennen.
Abbildung G 4.2-2
Indikator für den Trend Politikversagen im Hinblick auf den Schutz von Waldressourcen.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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So zeigen Südafrika und Thailand eine etwas schwä-
chere Ausprägung des Trends.
G 4.2.3
Kombinierte Intensität
Die oben vorgestellten Teilindikatoren lassen sich
mit Hilfe einer fuzzy-logischen UND-Verknüpfung
zu einem Gesamtindikator für das Raubbau-Syn-
drom kombinieren.Dieser Indikator,dessen geogra-
phische Verteilung in Abb. G 4.2-3 dargestellt ist,
stellt neben dem „Typindikator“ in Abb. G 4.1-2 die
zweite Komponente der Intensitätsmessung dar.
Die Karte zeigt, daß sich die brennholzbedingte
natürliche Komponente in Indien,China und Nigeria
in der Intensität widerspiegelt.Die Übernutzung bio-
logischer Ressourcen in diesen Ländern betrifft zu-
meist Sekundärwälder und stellt ein häufig vernach-
lässigtes Problem dar.Der Beirat weist daher darauf
hin,daß in der Diskussion über globale Waldressour-
cen die Sekundärwälder nicht außer acht gelassen
werden dürfen.
Neben diesen Regionen tritt das Raubbau-Syn-
drom insbesondere in Indonesien, Brasilien, Finn-
land, Kanada, Kongo und in einigen weiteren Län-
dern auf.Für diese Regionen ist zu bedenken,daß die
starke Bedeutung des Forstsektors im allgemeinen
und in Kombination mit Korruption (im Süden) und
Lobbyismus (im Norden) ein großes Problem für die
Waldressourcen darstellt. Solange keine ausreichen-
den alternativen Einkommensmöglichkeiten ge-
schaffen werden,ist eine Trendwende nicht zu erwar-
ten.
Relativ schwach ausgeprägt ist das Syndrom dage-
gen in den USA und weiten Teilen Europas und
Nordafrikas. In den USA und Europa sorgt insbe-
sondere die gut organisierte, traditionsreiche Forst-
wirtschaft für eine niedrige Intensität,d.h.langfristi-
ge ökonomische und damit auch ökologische Inter-
essen dominieren hier meist über kurzfristige ökono-
mische. Dagegen ist in den anderen Regionen
Afrikas, insbesondere in der Sahelzone, der Anteil
des Raubbau-Syndroms an der Entwaldung als eher
gering einzuschätzen. Hier dominiert das Sahel-Syn-
drom mit seiner Komponente des Brennholzsam-
melns.
Abbildung G 4.2-3
Intensität des Raubbau-Syndroms.Für die Spezifikation des Typs vergleiche Abb.G 4.1-2.
Quelle:Cassel-Gintz et al.,1999
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HochG5 Politische Implikationen der Syndromanalyse
Ernüchternde Bilanz des Natur- und
Artenschutzes 
Eine Bewertung der bisherigen Politik zur Bekämp-
fung des Raubbau-Syndroms hat ernüchternd die
Diskrepanz zwischen wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen und politischen Bemühungen einerseits und kon-
kreten Maßnahmen bzw. ökologischen Erfolgen
andererseits festzustellen. Trotz zahlreicher Zu-
standsberichte (verwiesen sei beispielhaft auf die
Jahresberichte der FAO,die Tropenwaldberichte der
Bundesregierung oder die Arbeit der Enquete-Kom-
mission „Schutz der Erdatmosphäre“) sind nur weni-
ge Politikerfolge zu verzeichnen, namentlich kann
der vor rund einer Dekade ins Leben gerufene Tropi-
cal Forest Action Plan (TFAP) als gescheitert gelten.
Politische Bemühungen erscheinen hier offensicht-
lich wie ein Wettlauf gegen die Zeit. Denkt man an
die weitgehende Zerstörung der afrikanischen und
ostasiatischen Tropenwälder, den unwiederbringli-
chen Verlust einzigartiger Ökosysteme wie Auen-
landschaften in Deutschland, die Gefährdung fragi-
ler Ökosysteme wie z. B. Küsten-, Fluß- und Berg-
landschaften, so ist offensichtlich, daß dieser Wett-
lauf bereits in vielen Fällen entschieden ist.
Interdependenz von Natur- und
Anthroposphäre als Ausgangspunkt
erfolgreicher Politik 
Wie in der Syndromanalyse aus der Differenz zwi-
schen Dispositions- und Intensitätsmessungen er-
sichtlich wird, ist eine konsequente Schutzpolitik im
Interesse von Natur und Mensch möglich. Die Ana-
lyse deutet verschiedene Potentiale für erfolgver-
sprechende Strategien an. Integrierte Ansätze und
eine geschickte Allokation der politischen Ressour-
cen sind dabei die Grundvoraussetzungen.Wesentli-
ches Ergebnis der Analyse ist, daß Politik dann er-
folgreich sein kann,wenn sie die Vernetzung von Na-
tur- und Anthroposphäre von Beginn an als konstitu-
tives Element berücksichtigt.
Nachhaltige Entwicklungs- bzw. Wachstumsstra-
tegien müssen den kulturellen und ökonomischen
Erscheinungsformen der Gesellschaft Rechnung tra-
gen. Das bedeutet, auch in den nicht primär umwelt-
politisch ausgerichteten Ressorts sind institutionelle
Mechanismen zu entwickeln, die grobe Verstöße ge-
gen das Leitbild „Nachhaltige Entwicklung“ benen-
nen bzw.im Ansatz korrigieren und bestehenden Wi-
dersprüchen in den Politiken entgegenwirken.
Implikationen aus der Syndromanalyse verweisen
jedoch auch in die andere Richtung. „Nachhaltig-
keit“ sollte nicht allein nach Maßgabe ökologischer
Bedürfnisse oder mit Blick auf zukünftige Genera-
tionen definiert werden. Es wurde deutlich, daß
Schutzvorschriften für Tropenwälder kaum in Kon-
frontation mit legitimen Bedürfnissen der gegenwär-
tigen Bevölkerung durchgesetzt werden können.Die
sozialen, ökonomischen und politischen Bezüge, Be-
dürfnisse und Interessenlagen heutiger Generatio-
nen sind bei der Entwicklung konkreter Schutzpoli-
tiken ebenfalls zugrunde zu legen. Die im folgenden
entwickelten Empfehlungen sind auf der Basis bei-
der Dimensionen dieses Grundgedankens zu verste-
hen.
Ein integrierter Politikvorschlag zur Bekämpfung
der weltweiten Raubbaudynamik muß versuchen,
die entscheidenden Trends und Wechselwirkungen
mit geeigneten Instrumenten anzugehen und dabei
die politischen Kosten möglichst gering zu halten.
Dies kann im einzelnen durch verschiedene Maß-
nahmen geschehen:
• Substitution und effizientere Nutzung des Roh-
stoffs Holz und seiner Folgeprodukte, z. B. durch
vermehrtes Recycling oder durch neue Werkstof-
fe.Je nach Standort und unter Kosten-Nutzen-Ab-
wägung kann es auch zu einer Ausweitung von
Plantagen kommen.
• Veränderung der Konsum- und Lebensstile, z. B.
durch freiwilligen Verzicht oder ein neues Quali-
tätsbewußtsein,um den Nachfragedruck auf nicht
zertifizierte Tropenhölzer zu senken.
• Umstellung der Brennholznutzung auf alternative
Energiequellen (z.B.Biogas,Solaröfen) unter Be-
rücksichtigung lokaler Verhältnisse (angepaßte
Technologien).
• Signifikante Effizienzsteigerung in den am gering-
sten entwickelten Einschlags- und Verarbeitungs-
betrieben (z.B.durch Technologietransfer,verbes-294 G Das Raubbau Syndrom
serte Mitarbeiterqualifikation, Partizipation und
wirtschaftliche Beteiligung der Mitarbeiter, Un-
terstützung in der Organisationsmodernisierung).
• Implementierung von Formen nachhaltiger Wald-
bewirtschaftung, also stärkere Berücksichtigung
ökologischer und sozialer Belange in den für eine
wirtschaftliche Nutzung vorgesehenen Waldflä-
chen.Hier existiert eine Vielzahl von Vorschlägen
seitens der Forstwissenschaft und der NRO (z. B.
Selektiveinschlag, bodenschonende Entnahme,
Erhaltung des „grünen Dachs“, Stehenlassen von
Samenträgern, bevorzugte Nutzung heimischer
Arten bei der Wiederbepflanzung, Schutz der
Wasserläufe usw.).
• Weiterentwicklung eines international akzeptier-
ten Zertifizierungssystems für nachhaltige Holz-
produktion (Kasten E 3.3-8).
• Berücksichtigung von Naturschutzkontingenten
(d. h. nicht ausschließlich einschlagtechnisch aus-
gerichteten Kriterien) und von möglichen negati-
ven ökologischen und sozialen Folgen während
der gesamten Produktkette (also auch der Verar-
beitung in anderen Ländern).
• Stärkung von Demokratie,Transparenz und ande-
ren Formen der good governance,um den Einfluß
von Interessenlobbies und Korruption zurückzu-
drängen (z.B.bei der Konzessionsvergabe).
• Stärkung der Transparenz forstpolitischer Maß-
nahmen. Dieses betrifft sowohl die Verbesserung
der Daten- und Wissenschaftsgrundlagen als auch
die Verfahrensformen und die Zielvorstellungen
(nationale Umwelt- und Waldpläne).
• Suche nach neuen Interessenkoalitionen und
Bündnispartnern (z.B.im Bereich NRO,Gewerk-
schaften,Vertreter von Waldbewohnern usw.) für
einen möglichst kooperativen Politikstil im Wald-
nutzungs- und -schutzbereich (Kap. E 3.9). Schaf-
fung von Kommunikationsforen für verschiedene
Nutzer- und Interessengruppen. Sicherung von
Landnutzungsrechten. Suche nach möglichst sub-
sidiären Lösungen.
• Abbau von Subventionen und Handelshemmnis-
sen,die zum Schutz ineffizienter heimischer Holz-
unternehmen errichtet wurden.
• Restriktivere Konzessionsvergabe für den Holz-
einschlag (höhere Umweltauflagen, höhere Ge-
bühren,bessere Kontrollen,Ertragsregulierungen
pro Flächeneinheit).
• Konzessionsvergabe und Eigentumsrechte so aus-
gestalten, daß das Eigeninteresse an einer nach-
haltigen Nutzung gefördert wird (z. B. längere
Laufzeiten bei der Konzession)
• Entwicklung und Implementierung nationaler
Forstgesetze mit einer Waldschutzkomponente.
Abgestuftes und ökologisch abgesichertes Schutz-
und Nutzungskonzept mit Kern- und Nutzungszo-
nierungen (Bioregionales Management, Kap.
E 3.9).
• Verbesserte finanzielle,rechtliche und organisato-
rische Ausstattung der Forst- und Naturschutzbe-
hörden. Qualifikationsmaßnahmen zur Integra-
tion des Nachhaltigkeitsgedankens in die Forst-
verwaltungen. Kapazitätsförderung durch Indu-
strieländer.
• Verbesserte internationale Waldschutzpolitik
(Kap.I 3.4.4 und K).Aufnahme ausgewählter Tro-
penholzarten in die CITES-Anhänge (Kap.
D 3.1).
• Verbesserung der Forschungs- und Datenlage zu
Waldökosystemen und nachhaltiger Waldnutzung.
Breitere Kommunikation der Ergebnisse auch im
Bildungssystem.Bewertung der Biosphäre aus ethischer
und ökonomischer Sicht
HH 1 Die grundlegende Fragestellung
Dürfen Menschen alles,was sie können? Dieser Fra-
ge begegnet man immer wieder,wenn es um den Ein-
satz von neuen Technologien,wie etwa der Gentech-
nik, oder um Eingriffe des Menschen in die Natur,
wie etwa die Rodung von Urwäldern zum Zweck der
landwirtschaftlichen Nutzung, geht. Intuitiv antwor-
tet jeder auf diese Frage mit einem klaren „Nein“.
Auf keinen Fall dürfen Menschen alles tun, was sie
tun könnten. Das gilt auch für das Alltagshandeln.
Viele Optionen des täglichen Lebens,vom Lügen bis
zum kleinen Betrug, vom Bruch eines Versprechens
bis zum Hintergehen eines Freundes,sind offensicht-
lich Handlungen, die von allen gutwilligen Betrach-
tern als nicht akzeptabel angesehen werden. Viel
schwieriger zu beurteilen sind allerdings solche
Handlungen, bei denen die Bewertung nicht so ein-
deutig auf der Hand liegt. Handlungen, bei denen
Konflikte zwischen positiven und negativen Folgen
auftreten oder bei denen eine Beurteilung mit guten
Gründen so oder auch so ausfallen könnte, sind im
Bereich der Umweltpolitik besonders häufig. Denn
es gibt kaum jemanden, der mutwillig und ohne
Grund die Umwelt verschandelt oder der giftige
Schadstoffe freisetzt oder der Tiere aus purer Lust
quält.Bewußte Umweltschänder handeln offensicht-
lich falsch, und jeder Gesetzgeber tut gut daran, sol-
che Personen durch entsprechende Androhung von
Strafen von ihrem Verhalten abzubringen.Klärungs-
bedarf besteht aber dort,wo Personen aus guter Ab-
sicht und mit guten Gründen eine Veränderung der
Umwelt bewirken und dabei auch die Umwelt schä-
digen.In der Ethik spricht man hier von Zielkonflik-
ten.
Die meisten Eingriffe in die Umwelt erfolgen aus
guten Gründen: Die Akteure, die solche Eingriffe
vornehmen, möchten etwa die Ernährung einer
wachsenden Menschheit sicherstellen, damit immer
weniger Hunger leiden müssen; sie möchten langfri-
stig sichere Arbeitsplätze und ein ausreichendes Ein-
kommen gewähren; sie möchten die Ressourcen der
Natur für Produkte und Dienstleistungen nutzen,die
vielen Menschen das Leben angenehmer machen;sie
möchten die Natur als Auffangbecken für die nicht
mehr benötigten Abfallstoffe aus Produktion und
Konsum einsetzen.All dies tun sie natürlich nicht aus
lauter Liebe zur Menschheit, sondern wesentlich
auch zu ihrem eigenen Vorteil,ohne daß dies deshalb
bereits unmoralisch wäre. Die Liste der umweltver-
ändernden menschlichen Aktivitäten, die aus exi-
stentiellen oder wirtschaftlichen Gründen erfolgen,
ließe sich unbegrenzt fortsetzen. Menschliche Exi-
stenz ist an die Nutzung von Natur gebunden. Je
mehr Menschen diese Welt bevölkern, desto intensi-
ver muß diese Nutzung ausfallen.
Um ein begründetes Urteil über das ethisch ver-
tretbare Ausmaß des Naturverbrauchs durch
menschliches Wirtschaften abgeben zu können, muß
das mit dem Naturverbrauch geschaffene Angebot
an Produkten und Dienstleistungen ins Verhältnis
gesetzt werden zu den Verlusten, die Umwelt und
Natur zugefügt wurden. Bei diesem Vergleich wird
sichtbar,daß die schwerwiegenden Eingriffe in Natur
und Umwelt nicht aus Übermut oder Gleichgültig-
keit erfolgten, sondern um die wachsende Zahl der
Menschen mit Gütern und Dienstleistungen zu ver-
sorgen, die diese zum Überleben oder als Vorausset-
zung für ein gutes Leben benötigen. Gleichzeitig ist
aber auch nicht zu übersehen,daß diese Eingriffe oft
irreversible Schäden an der Umwelt anrichten oder
mögliche zukünftige Nutzenpotentiale für die kom-
menden Generationen zerstören. Darüber hinaus ist
Natur für den Menschen ein Hort sozialer, kulturel-
ler und religiöser Wertschätzung, die wiederum das
Wohlbefinden des Menschen maßgeblich beeinflußt.
Auf beiden Seiten der Gleichung stehen also wichti-
ge Güter, die bei Eingriffen in die Natur abzuwägen
sind. Wie aber sollte eine solche Abwägung ausse-
hen?
Wenn es um die Bilanzierung von Vor- und Nach-
teilen des Eingriffs in die Natur geht, braucht man
Kriterien, nach denen man eine Abwägung vorneh-
men kann. Wer kann und darf solche Kriterien auf-
stellen,nach welchen Maßstäben sollen die Eingriffe
beurteilt werden und wie lassen sich die Ausprägun-
gen verschiedener Handlungsoptionen auf jedem
Kriterium miteinander vergleichen? Auf diese Fra-
gen gibt das vorliegende Kapitel eine Antwort. Eine
tiefergehende Analyse findet sich in dem vom298 H Bewertung der Biosphäre
WBGU herausgegebenen Sondergutachten zur ethi-
schen und ökonomischen Bewertung (WBGU,
1999b). In diesem Sondergutachten sind die Fragen
und Probleme bei der Bewertung von menschlichen
Eingriffen in die Biosphäre ausführlich erörtert.
Der folgende Teil vermittelt einen knappen Über-
blick über die Möglichkeiten der Bewertung von
Umweltgütern: Dabei wird zunächst zwischen kate-
gorischen Prinzipien, das sind solche, die unter kei-
nen Umständen verletzt werden dürfen, und kom-
pensatorischen Prinzipien,das sind solche,bei denen
ein Ausgleich mit anderen konkurrierenden Prinzi-
pien zugelassen ist, unterschieden. Diese Differen-
zierung führt folgerichtig zu einer Klassifizierung
von Umweltwerten, die wiederum als Entschei-
dungskriterien für die Abwägung von Handlungsop-
tionen im Bereich des Umwelthandelns genutzt wer-
den können.Im zweiten Teil werden diese Gedanken
der Bewertung aufgegriffen und für eine Überfüh-
rung der Wertkategorien in ökonomisches Handeln
genutzt.Im Mittelpunkt der Überlegungen steht hier
die Frage, wie durch ökonomische Bewertungsver-
fahren die Ziele der ethisch fundierten Abwägung
unterstützt und operational umgesetzt werden kön-
nen. Der letzte Teil führt den Gedanken der opera-
tionalen Umsetzung von normativen und faktischen
Bewertungen fort und beschreibt eine Vorgehens-
weise,die weitgehend die Schlußfolgerungen aus den
vergangenen Kapiteln beherzigt und die ethischen
und wirtschaftlich ermittelten Bewertungskriterien
ins eigene prozedurale Kalkül übernimmt.Das Kapi-
tel endet mit einigen Schlußfolgerungen für die Er-
haltung und nachhaltige Nutzung der Biosphäre.H 2 Grundlagen der Ethik
Die Beantwortung der Frage nach dem richtigen
Handeln ist das Betätigungsfeld der praktischen Phi-
losophie, der Ethik. In Anlehnung an die in der Phi-
losophie übliche Sichtweise bezeichnet Ethik die
Lehre von der Begründung normativer, d. h. hand-
lungsleitender Aussagen (Gethmann, 1991; Mittel-
straß,1992;Nida-Rümelin,1996a;Revermann,1998).
Ein System normativer Aussagen wird als Moral be-
zeichnet. Ethische Urteile beziehen sich also auf die
Begründbarkeit von moralischen Handlungsanwei-
sungen, die von Individuum zu Individuum und von
Kultur zu Kultur variieren können (Ott,1999).
Auf welcher Grundlage kann die Ethik menschli-
ches Verhalten bzw. Verhaltensnormen intersubjek-
tiv verbindlich beurteilen? Die Antwort auf diese
Frage hängt davon ab, ob man die primären Prinzi-
pien, also den Ausgangspunkt aller moralischer Sy-
steme,oder sekundäre Prinzipien bzw.Normen einer
ethischen Prüfung unterwirft. Im ersten Fall geht es
um die Grundprinzipien moralischen Handelns. Ob-
wohl viele Philosophen dazu Vorschläge gemacht ha-
ben,besteht heute weitgehend Konsens darüber,daß
weder die Philosophie noch irgendeine andere
menschliche Instanz in der Lage ist, zweifelsfrei und
für alle Menschen verbindlich Metakriterien anzuge-
ben, nach denen solche primären Prinzipien abzulei-
ten oder zu überprüfen seien (Mittelstraß,1984).
Die Problematik, letztgültige Normen nicht
schlüssig ableiten zu können, scheint aber weniger
tragisch zu sein,als auf den ersten Blick zu vermuten
ist. Denn gleichgültig ob man die Grundaxiome mo-
ralischer Normen aus der Intuition, der Naturbe-
trachtung, der Religion, der Tradition oder der Ver-
nunft entnimmt,sie gleichen sich in den wesentlichen
Aussagen. So besteht weitgehend Konsens darüber,
daß jedes menschliche Individuum ein Recht auf Le-
ben besitzt, daß menschliche Freiheit als ein hohes
Gut einzustufen und daß soziale Gerechtigkeit anzu-
streben sei.Was diese hehren Prinzipien im einzelnen
bedeuten und wie sie umzusetzen sind, darüber gibt
es offenkundig viele unterschiedliche Auffassungen.
Trotz dieser Pluralität können sich aber,ganz im Sinn
des Leitplankenkonzepts des WBGU (siehe dazu
ausführlich WBGU, 1998a), erkenntnisfähige und
gutwillige Betrachter in der Regel schnell darüber ei-
nigen, ob eines der Grundprinzipien eindeutig ver-
letzt ist.Schwieriger ist es zu entscheiden,ob sie ein-
deutig erfüllt oder ob das zu beurteilende Verhalten
eindeutig einem oder mehreren Prinzipien zuzuord-
nen ist.
Sofern es nicht um primäre Prinzipien (wie etwa
die Menschenrechte) geht, besteht der ethische Dis-
kurs im wesentlichen darin,die Kompatibilität der je-
weils zur Wahl stehenden Normen und Handlungs-
optionen mit den primären Prinzipien zu prüfen.Da-
bei geht es um Widerspruchsfreiheit, um Konsistenz,
Kohärenz, Strukturtreue und andere, im wesentli-
chen logische Kriterien (Gethmann, 1998). Als Re-
sultat einer solchen Überprüfung kann man durch-
aus zu unterschiedlichen Schlußfolgerungen kom-
men, die alle den Gesetzen der Logik entsprechen
und somit neue Pluralität begründen.
Um hier zu verbindlichen Aussagen oder Bewer-
tungen zu kommen,kann der Philosoph entweder ei-
nen Diskurs im „Geiste“ vornehmen und die Argu-
mente für verschiedene Normengebäude miteinan-
der wetteifern lassen (etwa im Sinn eines platoni-
schen Dialogs) oder einen realen Diskurs mit den
durch die Handlung berührten Personen durchfüh-
ren.In beiden Fällen geht es dann darum,auf der Ba-
sis konsensual getragener Primärprinzipien sekundä-
re Prinzipien des allgemeinen und Normen des spe-
ziellen Handelns abzuleiten,die gegenüber gleich be-
gründbaren Alternativen bevorzugt werden sollen.
Besonders bedeutsam für die Bewertung von
Handlungen und Handlungsanleitungen ist die Un-
terscheidung in kategorische und kompensationsfähi-
ge Normen. Kategorische Normen dürfen unter kei-
nen Umständen verletzt werden, während bei den
kompensatorischen Normen ein Ausgleich mit ande-
ren konkurrierenden Prinzipien zugelassen ist. Das
Leben eines Menschen zu schützen, ist z. B. eine ka-
tegorische Norm: die Opferung eines Menschen für
irgendein anderes Gut (etwa Geld oder saubere Um-
welt) wird überwiegend abgelehnt, sei der Gewinn
auch noch so hoch. Nur wenn Leben und Gut ande-
rer bedroht sind, kann diese kategorische Norm
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für eine kompensationsfähige Norm wäre die Nut-
zungsfreiheit über Eigentum.Obgleich dem Eigentü-
mer prinzipiell das Recht zusteht,das Eigentum nach
eigenem Gutdünken zu nutzen, können andere Nor-
men (etwa Umweltschutz, Sozialverpflichtung) den
Geltungsbereich des Eigentumschutzes einschrän-
ken.
Aus diesen Vorüberlegungen ergeben sich einige
wichtige Rückschlüsse für die Frage nach der An-
wendung ethischer Prinzipien auf die Frage des
menschlichen Handelns in bezug auf die Biosphäre.
Zunächst widerspricht es dem Selbstverständnis der
Ethik,für unterschiedliche Handlungskontexte eige-
ne Ethiken zu entwickeln.Ähnlich wie es auch in der
Wissenschaft keine unterschiedlichen Regeln der
Logik von Deduktion und Induktion geben kann, je
nach dem um welchen Gegenstand es sich handelt,so
macht es auch keinen Sinn, eine eigene Ethik der
Biosphäre zu postulieren (Galert,1998).Begründun-
gen für Prinzipien und Moralsysteme müssen univer-
sellen Gesetzmäßigkeiten genügen (Nida-Rümelin,
1996b).
Zum zweiten ist es auch wenig hilfreich, ein spe-
zielles Moralsystem für die Biosphäre einzufordern,
da dieses wie jedes andere Moralsystem auf primäre
Prinzipien zurückführbar sein muß.Stattdessen ist es
sinnvoll,die allgemein gültigen Prinzipien zu spezifi-
zieren, die auch in der Frage nach dem Umgang mit
der Biosphäre Geltung beanspruchen können.
Gleichzeitig sind die speziellen Normen zu spezifi-
zieren, die dem Gegenstand der Biosphärennutzung
angemessen sind und die die Prinzipien widerspie-
geln,die über die Biosphäre hinaus gelten.
Zum dritten ist es weder hilfreich noch sinnvoll,
ethisches und wirtschaftliches Handeln gegenüber-
zustellen, wie dies häufig in populären Abhandlun-
gen zum Umweltverhalten des Menschen geschieht.
Wirtschaftliches Handeln ist ebenso von moralischen
Normen bestimmt wie umweltbezogenes Handeln.
Selbst eine egoistische Durchsetzung der eigenen in-
dividuellen Interessen ist ethisch begründbar, etwa
als Mittel zur freien Entfaltung der eigenen Persön-
lichkeit oder als Anreiz für eine Leistung,die der ge-
samten Gesellschaft zugute kommt. Unter ethischen
Gesichtspunkten ist dabei allerdings kritisch zu fra-
gen,ob dieses Verhalten nicht im Widerspruch zu hö-
heren Normen oder Prinzipien steht (etwa dem Prin-
zip des Lebenserhalts anderer Menschen) oder aber
im Konflikt mit gleichrangigen Normen oder Kon-
flikten (gerechte Verteilung von Gütern).H 3 Grundlagen der Umweltethik
Im Umgang mit der Umwelt sind die traditionellen
Grund- und Menschenrechte sowie die z. T. daraus
abgeleiteten Bürgerrechte ebenso Grundlage der
Betrachtung wie bei den übrigen Anwendungsberei-
chen der Ethik. Allerdings ergibt sich bei der Frage
nach den Prinzipien eine für die Nutzung von Natur
und Umwelt spezielle Übertragungsproblematik:
Gilt das Grundpostulat des Lebenserhalts nur für
Menschen oder auch für alle anderen Lebewesen?
Diese Frage führt nicht zu einem neuen primären
Prinzip, wie man vielleicht auf den ersten Blick ver-
muten könnte. Vielmehr geht es um die Frage der
Abgrenzung des allseits anerkannten und bereits im
Grundrechtskanon festgelegten Lebenserhaltungs-
prinzips.Sind in diesem Prinzip nur Menschen einge-
schlossen (so die heute geltende kodifizierte Fas-
sung) oder auch andere Lebewesen? Und wenn ja,
welche?
Bei der Beantwortung dieser Frage lassen sich zu-
nächst zwei gegensätzliche Perspektiven ableiten:
der  Anthropozentrismus und der Biozentrismus
(Taylor,1986;Ott,1993;Galert,1998).Die anthropo-
zentrische Sichtweise stellt den Menschen und seine
Bedürfnisse in den Mittelpunkt. Eigene, originäre
Ansprüche der Natur sind dieser Sichtweise fremd.
Eingriffe in die Natur sind erlaubt, wenn sie dem
Nutzen des Menschen dienlich sind. Eine Pflicht, für
die Zukunft vorzusorgen und Natur zu erhalten, be-
steht im anthropozentrischen Weltbild nur insoweit,
wie natürliche Systeme für die Menschen als wertvoll
eingestuft werden und wie Natur als Mittel und Ga-
rant menschlichen Lebens und Erlebens einzuord-
nen ist (Norton,1987;Birnbacher,1991).
In der biozentrischen Konzeption, die einen Ge-
genpol zur anthropozentrischen Sichtweise bildet,
stehen die Belange des Menschen nicht über jenen
der Natur.Jedem Lebewesen,sei es nun Mensch,Tier
oder Pflanze, stehen hier dieselben Rechte in bezug
auf die prinzipielle Chance zur eigenen Lebensent-
faltung im Rahmen einer natürlichen Ordnung zu.
Schutzwürdigkeit begründet sich in der biozentri-
schen Sicht in einem inneren Wert, der jedem Lebe-
wesen eigen ist.Natur hat einen Eigenwert,der nicht
von den Funktionen abhängt, den sie aus der Sicht
des Menschen heute erfüllt oder später einmal erfül-
len könnte (Devall und Sessions, 1984; Naess, 1986;
Callicott,1989;Meyer-Abich,1996;Rolston,1994b).
Wenn es um die Frage der Umweltgestaltung und
Umweltpolitik geht, findet man in der Realität an-
thropozentrische und biozentrische Ansätze jedoch
nur selten in Reinform vor, sondern sie treten viel-
mehr in unterschiedlichen Mischungen und Ausprä-
gungen auf.Die Übergänge zwischen den Konzeptio-
nen sind fließend. Gemäßigte Ansätze nehmen
durchaus Elemente der jeweiligen Gegenposition
auf. So kann es einer grundsätzlich biozentrischen
Perspektive entsprechen, wenn man im Zielkonflikt
um Ressourcen die Vorrangigkeit menschlicher In-
teressen nicht in Frage stellt.Auch für den Anthropo-
zentrismus gilt,daß er sich in einer gemäßigten Form
in seinen Schlußfolgerungen in bezug auf den erfor-
derlichen Umgang mit Umwelt und Natur der bio-
zentrischen Sichtweise annähern kann. Ein protek-
tionistisch geprägter Anthropozentrismus etwa, der
Natur als Schutzobjekt vor menschlichen Eingriffen
sieht und über die Erhaltung der Ressourcenbasis
hinaus einen von Menschen erwünschten Existenz-
wert der Natur zugrunde legt, wird in den abgeleite-
ten Handlungsempfehlungen nur wenig von der bio-
zentrischen Sichtweise entfernt sein.
Sieht man sich die Verhaltensweisen der Men-
schen in unterschiedlichen Kulturen an, so werden
biozentrische oder anthropozentrische Grundposi-
tionen selten konsistent durchgehalten (Bargatzky
und Kuschel, 1994; zur Konvergenztheorie Birnba-
cher, 1996). In den stark anthropozentrisch gepräg-
ten Ländern des Westens werden für das Wohlerge-
hen und die Gesundheit der eigenen Haustiere mehr
finanzielle Ressourcen aufgewandt als zur Rettung
von Menschenleben in anderen Ländern, in den von
biozentrischen Auffassungen geprägten fernöstli-
chen Ländern wird die Natur häufiger noch radikaler
ausgebeutet als in den Industrienationen des We-
stens.Diese Inkonsistenz ist keine Rechtfertigung für
die eine oder andere Sichtweise, sondern mahnt nur
zur Vorsicht, bei der Festlegung von weiteren Nut-
zungsregeln keine extremen und damit nicht einlös-
bare Forderungen zu stellen. Auch unter ethischen302 H Bewertung der Biosphäre
Gesichtspunkten ist ein reiner Anthropozentrismus
ebenso abzulehnen wie ein reiner Biozentrismus.
Wenn, um nur ein Argument hier aufzugreifen, das
Recht auf menschliche Unversehrtheit im wesentli-
chen dadurch begründet ist, die Verursachung von
Schmerzen durch andere als vermeidungspflichtig
anzusehen, dann muß diese Überlegung zweifelsoh-
ne auch auf die Lebewesen angewandt werden, die
ebenfalls Schmerzen empfinden können (Stichwort:
Pathozentrismus). Hier kann also der reine Anthro-
pozentrismus nicht überzeugen. Umgekehrt sind bei
einem rein biozentrischen Ansatz die primären Prin-
zipien von Freiheit, Gleichheit und Menschenwürde
überhaupt nicht einzulösen, wenn jeder Teil der be-
lebten Natur ein gleiches Recht auf die Nutzung der
Umwelt beanspruchen würde.Unter diesen Umstän-
den müßten die Menschen auf Ackerbau, Umwand-
lung von Natur- in Nutzfläche sowie auf Züchtung
von Nutz- und Haustieren, die nach menschlichen
Bedürfnissen ausgerichtet werden, verzichten. Das
will wohl niemand. Sobald man aber den Biozentris-
mus auf Arten und nicht auf Individuen bezieht (die
geschützt werden sollen),wird automatisch eine Vor-
rangstellung des Menschen impliziert;denn,wenn es
um den Menschen geht, wird bei nahezu allen ethi-
schen Schulen ein individuelles Lebensrecht ab Ge-
burt als moralisches Prinzip zugrunde gelegt.Die ex-
tremen Formen des Bio- wie des Anthropozentris-
mus können daher wenig überzeugen und sind zu-
dem kaum konsensfähig. In Frage kommen also nur
ein moderater Anthropozentrismus oder ein mode-
rater Biozentrismus.
Es würde den Rahmen dieses Kapitels sprengen,
die Argumente für und gegen die eine wie die ande-
re Lösung hier Revue passieren zu lassen. Beide
Sichtweisen sind ethisch begründbar;an dieser Stelle
muß man nach exogenen Kriterien oder eigenen Prä-
ferenzen entscheiden.Dabei braucht man es sich bei
der Entscheidung nicht allzu schwer zu machen,denn
im Endeffekt unterscheiden sich die beiden modera-
ten Auffassungen in ihren praktischen Implikationen
und konkreten Verhaltensnormen kaum (Norton,
1991;Birnbacher,1996;Ott,1996).Es macht in prak-
tischen Abwägungsfragen meist keinen Unterschied,
ob man nun den moderaten Biozentrismus oder den
moderaten Anthropozentrismus verfolgt.Der Beirat
ist in dieser Frage zu dem Schluß gekommen,daß aus
logischen wie pragmatischen Gründen ein moderater
Anthropozentrismus zu bevorzugen ist.Dies wird im
Sondergutachten ausführlich begründet (WBGU,
1999b).H 4 Spezielle Prinzipien und Normen zur Nutzung der Biosphäre
H 4.1
Die Notwendigkeit menschlicher Interventionen in
die Biosphäre
Aus der Festlegung für einen moderaten Anthropo-
zentrismus und der Gültigkeit der allgemein aner-
kannten primären Prinzipen des menschlichen Zu-
sammenlebens lassen sich zwar schon einige wichtige
Rückschlüsse für die ethische Beurteilung der Bio-
sphärennutzung durch den Menschen ziehen,sie rei-
chen aber noch lange nicht aus,konkurrierende Nor-
men der Nutzung vergleichend miteinander zu beur-
teilen.
Da die Mit- und Nachwelt in jedem Fall mehr Na-
turressourcen nutzt bzw.nutzen wird,als es einer Le-
bensweise entsprechen würde, die im Einklang mit
den gegebenen natürlichen Verhältnissen stünde,
führt kein Weg daran vorbei,Naturflächen in anthro-
pogen bestimmte Nutzflächen umzuwandeln (Mohr,
1995).
Bei der Frage nach dem Arterhalt und der Ein-
griffstiefe menschlicher Interventionen in die Bio-
sphäre ist eine Abwägung zwischen unterschiedli-
chen Gütern vorzunehmen. Die Natur selbst kann
dem Menschen nicht zeigen,was unbedingt zu erhal-
ten ist und was für wertvolle Güter eingetauscht wer-
den kann.Verantwortlich für eine Entscheidung und
die daraus erwachsenden Konflikte zwischen kon-
kurrierenden Zielen ist alleine der Mensch. Abwä-
gungs- und Aushandlungsprozesse stellen deshalb
den Kern der Überlegungen um die ethische Begrün-
dung von Nutzungsregeln der Biosphäre dar.
Dies bedeutet aber nicht, daß in der Frage der
Biosphärennutzung kein Raum für kategorische Ur-
teile nach der Art: „Dies oder jenes ist in jedem Fall
zu unterlassen“ bestünde.Aus dem Grundprinzip des
Erhalts menschlichen Lebens über die Gegenwart
und die Zukunft folgt, daß alle Eingriffe des Men-
schen, bei der die Existenzfähigkeit der menschli-
chen Gattung insgesamt oder eines nennenswerten
Teils der Bevölkerung gefährdet ist, kategorisch zu
unterlassen seien. Diese Eingriffe werden vom Bei-
rat als Gefährdungen der systemaren Funktionen der
Biosphäre bezeichnet. Solche Gefährdungen stellen
eine der Leitplanken dar, die unter keinen Umstän-
den überschritten werden dürfen, selbst wenn mit
diesem Überschreiten ein hoher Nutzen verbunden
wäre. In der Sprache der Ethik ist dies ein kategori-
sches Prinzip oder in der Sprache der Ökonomie ein
nicht tauschfähiges Gut.Mit der „Keule“ der katego-
rischen Verbote sollte man allerdings sehr sparsam
umgehen,weil sich bei den meisten Prinzipien immer
wieder plausible Ausnahmen ausdenken lassen, de-
ren partielle Überschreitung intuitiv sinnvoll er-
scheint (etwa Notwehr als Ausnahme zum Tötungs-
verbot). Im Fall der Existenzbedrohung ist aber die
kategorische Ablehnung der dazu führenden Verhal-
tensweisen direkt und unmittelbar einsichtig und
wahrscheinlich auch international konsensfähig.
H 4.2
Die Anwendung kategorischer Prinzipien beim
Biosphärenschutz 
Was bedeutet die Aufnahme kategorischer Prinzi-
pien konkret für die politische Gestaltung des Bio-
sphärenschutzes? Eine Reihe von Autoren haben in
der Vergangenheit versucht,die Mindestanforderun-
gen an ein ethisch vertretbares Moralsystem in bezug
auf Biosphärennutzung festzulegen. Diese sog. „safe
minimum standards“ legen Grenz-Markierungen auf
der nach oben offenen Meßskala der Folgen mensch-
licher Eingriffe fest, die auch bei Aussicht auf hohen
Nutzengewinn nicht überschritten werden dürfen
(Randall und Farmer,1995;Randall,1988).Um diese
Grenzwerte näher festzulegen, ist die in Kap. B vor-
geschlagene Aufteilung in drei Ebenen hilfreich,und
zwar in:
– die globalen biogeochemischen Kreisläufe,bei de-
nen die Biosphäre als Mitverursacher, Modulator
oder auch „Nutznießer“ beteiligt ist;
– die Vielfalt von Ökosystemen und Landschaften,
die in der Biosphäre tragende Funktion haben
und schließlich
– die genetische Vielfalt und die Artenvielfalt, die
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Grundelemente ökosystemarer Funktion und Dy-
namik darstellen.
Wenn es um die erste Ebene geht, bei der die Funk-
tionsfähigkeit des globalen Ökosystems auf dem
Spiel steht, sind kategorische Prinzipien offenbar
notwendig und sinnvoll, sofern man am primären
Prinzip des dauerhaften Erhalts der Menschheit
nicht rütteln will. Kategorisch verboten sind demge-
mäß alle Eingriffe, bei denen wichtige Stoff- oder
Energiekreisläufe auf globaler Ebene nennenswert
beeinflußt werden und global wirksame negative Aus-
wirkungen zu erwarten sind. In der Regel braucht da-
bei ein stringenter kausaler Beweis für die Schädlich-
keit global relevanter Interventionen nicht vorzulie-
gen, ein hinreichender Verdacht auf eine solche
Schädlichkeit sollte ausreichen. Wie man mit dem
Problem der Unsicherheit bei möglichen katastro-
phalen Schadenspotentialen umgehen soll (Risiko-
typ Kassandra),hat der Beirat bereits in seinem Risi-
kogutachten 1998 eingehend dargelegt (WBGU,
1999a).
Auf der zweiten Ebene, dem Schutz von Ökosy-
stemen und Landschaften, ist es schon schwieriger,
kategorische Regeln aufzustellen. Zunächst ist ein-
leuchtend,daß alle Eingriffe in Landschaften,bei de-
nen die auf der ersten Ebene angesprochenen globa-
len Funktionen gefährdet sind,nicht erfolgen dürfen.
Darüber hinaus ist es aus Vorsorgegesichtspunkten
klug, eine möglichst große ökosystemare Vielfalt zu
erhalten, um den Grad der Verwundbarkeit gegenü-
ber nicht vorhergesehenen oder sogar nicht vorher-
sehbaren Folgen menschlicher ebenso wie außer-
menschlicher Ereignisse gering zu halten.Auch wenn
es schwierig ist, aus der Beobachtung der Evolution
Erkenntnisse für menschliche Verhaltensweisen ab-
zuleiten,so scheint doch die empirisch belegte Aussa-
ge „Wer alles auf eine Karte setzt,verliert langfristig
immer“ eine universell gültige Einsicht in die Funk-
tionsweise systemar organisierter Wechselbeziehun-
gen darzustellen.Aus diesem Grund ist die Erhaltung
der natürlichen Vielfalt von Ökosystemen und Land-
schaftsformen ein kategorisches Prinzip,während die
Festlegung der jeweils erlaubten Eingriffstiefe auf
der Basis kompensationsfähiger Prinzipien und Nor-
men erfolgen soll.
Ähnliches gilt auch für die dritte Ebene,den Gen-
und Artenschutz. Auch hier ist zunächst einmal die
Kausalkette: Arterhalt, Landschaftserhalt, globaler
Funktionserhalt aufzustellen. Dort, wo diese Kette
schlüssig nachzuweisen ist,sollte wiederum ein kate-
gorisches Gebot des Erhalts gelten.Man könnte die-
se Arten als „primäre Schlüsselarten“ bezeichnen.
Darunter sind solche Arten zu verstehen, die durch
ihre besondere Stellung im Ökosystem nicht nur es-
sentiell sind für den besonderen Landschaftstyp, in
dem sie auftreten, sondern über diesen spezifischen
Landschaftstyp hinaus auch für die globalen Kreis-
läufe.Wahrscheinlich werden nicht allzu viele Arten
unter diese Rubrik einzuordnen sein, aber man
könnte auch an Gruppen von Arten denken, etwa
humusbildende Bakterien. An zweiter Stelle folgen
die Arten,die für bestimmte Ökosysteme oder Land-
schaften prägend sind.Sie werden hier als „sekundä-
re Schlüsselarten“ bezeichnet.Auch sie stehen unter
einem besonderen Schutz,der aber nicht mehr zwin-
gend unter kategorischem Vorbehalt steht. Ihr funk-
tionaler Wert verdient aber besondere Beachtung.
Unterhalb dieser beiden Arttypen stehen die übrigen
Arten, die in mehr oder weniger großem Ausmaß
ökosystemare Funktionen wahrnehmen.Was das für
die Schutzwürdigkeit dieser Arten bedeutet und an
welcher Stelle man die genaue Grenze des erlaubten
Eingriffs ziehen darf, ist eine Frage, die man nicht
mehr mit kategorischen, sondern nur noch mit Hilfe
von kompensationsfähigen Prinzipien und Normen
lösen kann. Generell ist auch hier wie bei der Frage
des Ökosystem- und Landschaftsschutzes die Erhal-
tung der Vielfalt als Strategie der „Rückversiche-
rung“ gegen Unwissenheit, globale Risiken und un-
vorhersehbare Überraschungen zu empfehlen.
Festzuhalten bleibt, daß aus systemarer Sicht ein
kategorisches Verbot für alle Eingriffe des Menschen
gelten muß, bei dem globale Regelkreise nachweis-
lich gefährdet sind (Leitplankenmodell des WBGU).
Darüber hinaus ist es sinnvoll, die Erhaltung der
Vielfalt von Landschaften (auch der ökosystemaren
Vielfalt innerhalb von Landschaften) sowie der Gen-
und Artenvielfalt als Grundprinzipien anzuerken-
nen, ohne damit kategorische Urteile über einzelne
Landschaftstypen oder bestimmte Arten abgeben zu
können.
H 4.3
Die Anwendung kompensationsfähiger Prinzipien
und Normen beim Biosphärenschutz
Um die Frage nach der Bewertung von partiellen
Verletzungen kompensationsfähiger Prinzipien oder
Normen, die bei der Frage nach der Erhaltung spe-
zieller Arten oder Landschaften herangezogen wer-
den,zu beantworten,benötigt man Entscheidungsre-
geln, die einem die Abwägung erleichtern. In der
heutigen Debatte um Nutzungsregeln für Umwelt
und Natur werden überwiegend teleologische Be-
wertungsverfahren vorgeschlagen (Hubig, 1993; Ott,
1993).Diese Verfahren sind darauf ausgerichtet,
1. die möglichen Folgen verschiedener Handlungs-
optionen auf allen normrelevanten Dimensionen
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2. die Verletzungen bzw.Erfüllungen dieser erwarte-
ten Konsequenzen im Licht der Normen und Prin-
zipien zu erfassen und 
3. diese schließlich nach einem internen Schlüssel so
zu gewichten, daß eine ausgewogene Abwägung
zustandekommen kann.
Auf der positiven Seite der Abwägung stehen die
durch Nutzung geschaffenen wirtschaftlichen und
kulturellen Werte, etwa in der Form von Einkom-
men, Subsistenz oder einem ästhetisch ansprechen-
den Landschaftsbild (Parks,Ziergärten usw.);auf der
negativen Seite stehen die Zerstörung gegenwärtiger
oder künftiger Nutzungspotentiale, der Verlust von
nicht bekannten,aber in Zukunft möglicherweise be-
nötigten Naturressourcen und die Verletzung ästhe-
tischer, kultureller oder religiöser Attribute, die mit
Umwelt und Natur verbunden werden.
Auf beiden Seiten der Gleichung stehen also
durchaus verwandte Kategorien: heutige Nutzung
gegenüber Nutzungsmöglichkeiten in der Zukunft,
Entwicklungspotentiale der heutigen Nutzung ge-
genüber Optionswerten für künftige Nutzung, Um-
weltgestaltung durch Nutzung gegenüber Umwelt-
verschandelung durch alternative Nutzung usw. Bei
gleichen oder ähnlichen Kategorien auf der Haben-
und Sollseite der Abwägungsbilanz ist die Entschei-
dung dann einfach,wenn es eine Option gibt,die auf
allen Kategorien besser abschneidet als jede andere
Kategorie. Eine solche sog. dominante Option ist
zwar in der Realität selten,es gibt aber durchaus Bei-
spiele für dominante oder für das Gegenteil,für sub-
dominante Lösungen. So kann man etwa den Raub-
bau an den Wäldern von Kalimantan in Indonesien
als subdominante Option einordnen, da der kurzfri-
stige Nutzengewinn selbst bei sehr hohen Diskont-
sätzen in keinem Verhältnis steht zu den langfristigen
Nutzenverlusten,die mit einer mit Imperata-Gras be-
wachsenen Ödfläche verbunden sind. Die Rekulti-
vierung einer solchen Ödfläche ist um ein vielfaches
teurer als der Erlös aus dem Holzverkauf einschließ-
lich Zinsen. Durch das Kyoto-Protokoll wird diese
Situation noch dadurch verschärft, daß den privaten
Akteuren aus der Landverwüstung noch ein privater
Gewinn durch Aufforstung zufließen kann, wenn sie
sich dies als Klimaprojekt anrechnen lassen. Dabei
ist eine solche Strategie (erst abholzen und dann auf-
forsten) auch von der Kohlenstoffbilanz negativ zu
beurteilen (WBGU,1998b).Neben dem Fehlen öko-
logischer Gründe gibt es es auch keine kulturellen,
ästhetischen oder religiösen Gründe für eine Um-
wandlung von Primär- oder Sekundärwald in Gras-
land.Allenfalls läßt sich von einer Gewohnheit spre-
chen,den Regenwald als „nicht erhaltenswertes Bio-
top“ der kurzfristigen Nutzung zu überlassen.
Sieht man von den dominanten bzw.subdominan-
ten Lösungen ab, dann ist eine Abwägung zwischen
Optionen, die kompensationsfähige Normen und
Prinzipien verletzen bzw. erfüllen, von zwei Voraus-
setzungen abhängig: bestmögliches Folgewissen und
ein nachvollziehbarer, konsistenter Abwägungspro-
zeß (Akademie der Wissenschaften,1992).
H 4.4
Wissen und Werte als Grundlage für
Abwägungsprozesse
Adäquates Folgewissen ist notwendig, um die syste-
maren Zusammenhänge zwischen Nutzungsformen,
Reaktionen der Ökosysteme auf menschliche Inter-
ventionen und soziokulturellen Bedingungsfaktoren
aufzudecken (Wolters, 1995). Mit dem Syndromkon-
zept des Beirats sind eine Reihe solcher systemarer
Zusammenhänge erfaßt worden (z. B. Kap. G). Die
einzelnen Systemelemente werden dabei durch die
verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen in ihrer Wir-
kungsweise spezifiziert und dann in ein disziplinen-
übergreifendes Beziehungsgeflecht integriert
(WBGU, 1998a). Die angewandte ökologische For-
schung hat beispielsweise die Aufgabe zu zeigen,wie
die Ökosysteme durch unterschiedliche Nutzungs-
konzepte und -praktiken belastet werden und welche
konkreten Folgen bestimmte Eingriffe in die Natur
und die natürliche Umwelt haben.Der ökonomische
Denkansatz liefert einen Ansatz, der eine nutzen-
orientierte Bewertung von natürlichen und künstli-
chen Ressourcen im Rahmen von Produktion und
Konsum erlaubt. Die Kultur- und Sozialwissenschaf-
ten untersuchen die sozialen und kulturellen Rück-
kopplungseffekte zwischen Nutzung, sozialer Ent-
wicklung und kulturellem Selbstverständnis und bil-
den die dynamische Wechselwirkung zwischen Nut-
zungsformen, soziokulturellen Lebensstilen und
Steuerungsformen ab. Die interdisziplinäre, pro-
blemorientierte und systembezogene Forschung
trägt dazu bei, einen Grundstock an Erkenntnissen
und Einsichten über Funktionszusammenhänge im
Verhältnis zwischen Mensch und Umwelt auszubil-
den und auch konstruktive Vorschläge zu entwickeln,
wie die Grundfrage einer ethisch gerechtfertigten
Nutzung der Biosphäre in Abstimmung zwischen
den betreffenden Akteuren beantwortet werden
kann.Alle diese Aspekte werden in den fachbezoge-
nen Kapiteln dieses Gutachtens ausführlich erörtert.
Zur Sicherung eines ausreichenden Biosphären-
schutzes ist demnach wissenschaftliche Forschung,
vor allem aber transdisziplinäre Systemforschung an
der Nahtstelle zwischen Natur- und Sozialwissen-
schaften unabdingbar (Kap.J).
Wissen allein reicht aber nicht. Um effektiv und
effizient handeln zu können und dabei ethische
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gungsprozeß  zwischen den verschiedenen Hand-
lungsoptionen nach rationalen Kriterien zu gestalten
(Gethmann,1998).Dazu ist zunächst einmal notwen-
dig, die Dimensionen zu identifizieren, die für eine
Bewertung herangezogen werden sollten. Die Dis-
kussion um die der Bewertung zugrundeliegenden
Wertdimensionen ist eines der am meisten bearbeite-
ten Themen innerhalb der Bioethik. Unter den ver-
schiedenen Wissenschaftszweigen hat sich insbeson-
dere die Ökonomie dieser Fragestellung angenom-
men.Daher wird im folgenden der ökonomische An-
satz zur Bewertung biosphärischer Leistungen
vorgestellt und diskutiert.H5 Ökonomische Bewertung biosphärischer Leistungen
H 5.1
Ökonomische Bewertung als Ausprägung einer
speziellen Bewertungsethik
Auch die Ökonomie besitzt in Form des „sozialen
Subjektivismus“ eine ethische Basis. Der „soziale
Subjektivismus“ besteht im Kern aus einer utilitari-
stischen Werttheorie,nach der ausschließlich die Prä-
ferenzen der Individuen zur Ermittlung von Werten
herangezogen werden (Marggraf und Streb, 1997).
Ausgangsthese des Beirats bei der Behandlung öko-
nomischer Aspekte von Bewertungsfragen ist, daß
sich ethische und ökonomische Bewertungsansätze
nicht konträr gegenüberstehen, sondern in der Öko-
nomie die Ausprägung einer speziellen Bewertungs-
ethik zu sehen ist. Es wird demnach nach ökonomi-
schen Kriterien und Argumenten gesucht, die in ei-
nem übergeordneten ethischen Bewertungskonzept
angewandt werden können. Die Ökonomie kann so-
wohl Kriterien für die Abgrenzung zwischen katego-
rischen und kompensationsfähigen Kriterien ablei-
ten als auch Kriterien benennen,die bei einem nach-
vollziehbaren, konsistenten Abwägungsprozeß un-
terstützend herangezogen werden können.Mit Blick
auf diese Argumentation strebt der Beirat zwar an,
die Vorteile des ökonomischen Bewertungsansatzes
herauszuarbeiten und eine stärkere Berücksichti-
gung ökonomischer Überlegungen beim Biosphä-
renschutz zu fordern.Jedoch spricht er sich nicht ein-
seitig für den ökonomischen Bewertungsansatz aus
und löst somit nicht den immer wieder angeführten
Gegensatz von Ethik und Ökonomie zugunsten der
Ökonomie auf.
Aufbauend auf diesen einleitenden Ausführungen
über das Verhältnis von Ökonomie und Ethik wer-
den zunächst die methodischen Grundlagen und der
Erklärungsanspruch ökonomischer Bewertungsan-
sätze dargestellt (Kap.H 5.2).Anschließend wird die
grundlegende Vorgehensweise bei einer ökonomi-
schen Bewertung der Biosphäre vorgestellt (Kap.
H 5.3). Ein wichtiger Schritt ist hierbei die Ermitt-
lung von Wertkategorien, die der Biosphäre zuge-
schrieben werden können (Kap. H 5.4). Das ökono-
mische Kalkül läßt sich nicht uneingeschränkt auf die
Bewertung der Biosphäre übertragen.Von daher ist
auch eine Diskussion über die Grenzen des ökono-
mischen Bewertungsansatzes erforderlich (Kap.
H 5.5). Die Vielzahl der existierenden Wertdimen-
sionen erschwert die Auswahl von Handlungsoptio-
nen. Von daher versucht der Beirat in einem näch-
sten Schritt, die Wertkategorien aus globaler Per-
spektive in eine Rangfolge zu bringen (Kap. H 5.6).
Mit einem kurzen Fazit schließt das Kapitel über die
ökonomische Bewertung der Biosphäre (Kap.
H 5.7).
H 5.2
Methodische Grundlagen und Erklärungsanspruch
ökonomischer Bewertungen
Das methodische Ziel ökonomischer Bewertungen
wird in der Monetarisierung individueller Präferen-
zen gesehen.Für die Politik,aber auch für die betrof-
fenen Bürger besteht der eigentliche Zweck ökono-
mischer Bewertungsverfahren darin, die von den
Bürgern gewünschten und von der Politik umgesetz-
ten Handlungsalternativen in Geldgrößen auszu-
drücken. Auf diese Weise werden die quantitativen
Grundlagen für politische Entscheidungen geschaf-
fen.Auch wenn die Monetarisierung nicht immer ge-
lingt, so bleibt sie doch das erstrebenswerte Ziel.
Ökonomische Bewertungen sehen sich aufgrund der
Ermittlung monetärer Werte für die natürliche Um-
welt häufig scharfer Kritik gegenüber. Eine ökono-
mische Bewertung kann allerdings weit mehr sein als
der Vorgang einer reinen Monetarisierung, und die
Kritik an diesem Ansatz sollte sich immer im Rah-
men des Erklärungsanspruchs der Bewertungsme-
thode bewegen.
Insbesondere der Monetarisierungsaspekt steht
im Mittelpunkt der Kritik an dem Versuch,ökonomi-
sche Bewertungsverfahren auf die Umwelt – hier auf
die Bewertung biosphärischer Leistungen – anzu-
wenden. Aufbauend auf dem Anthropozentrismus
sieht die Ökonomie im Menschen die zentrale In-
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genüber spricht die biozentrische Sichtweise der Na-
tur einen intrinsischen Wert, der unabhängig von in-
dividuellen Präferenzen existiert, zu und lehnt dem-
zufolge die Übertragung des ökonomischen Kalküls
auf die Umwelt ab.Um diesen Konflikt zwischen An-
thropozentrikern und Biozentrikern ein wenig abzu-
schwächen – in der umweltpolitischen Praxis liegen
die Forderung von Bio- und Anthropozentrikern in
der Regel gar nicht soweit auseinander (Kap.H 3) –,
sind zunächst kurz die methodischen Grundlagen
der ökonomischen Bewertung darzustellen.Von be-
sonderer Bedeutung ist es in diesem Zusammenhang
außerdem, den Erklärungsanspruch näher zu erläu-
tern, der einer ökonomischen Bewertung zugrunde
liegt.
Ausgangspunkt ökonomischer Bewertungen sind
die Präferenzen der Individuen. Sie bilden den Be-
zugspunkt für den auf der neoklassischen Wohl-
fahrtsökonomie beruhenden Bewertungsansatz. Ne-
ben dem Augenmerk auf das Individuum ist der
Wunsch nach individueller Nutzenmaximierung die
zweite Annahme des ökonomischen Bewertungsan-
satzes, d. h. die Individuen streben danach die Ver-
wirklichung derjenigen Handlungsalternative an,die
ihnen den höchsten Nutzen stiftet.
Basierend auf diesen grundlegenden Annahmen
wird die Aufgabe ökonomischer Bewertungen auch
darin gesehen, die Nutzenstiftungen verschiedener
politischer Handlungsalternativen zu erfassen,zu be-
werten und in einem vergleichenden Nutzenäquiva-
lent – in der Regel handelt es sich um monetäre Grö-
ßen – wiederzugeben. In ausgebauter Form findet
sich dies in formalisierten Kosten-Nutzen-Analysen.
Sie werden im politischen Bereich durchgeführt, um
die Rationalität politischer Entscheidungen zu erhö-
hen und zur Objektivierung beizutragen (Cansier,
1996).
Bei der Beurteilung ökonomischer Bewertungen
ist es von entscheidender Bedeutung, sich nicht nur
kritisch mit den methodischen Grundlagen auseinan-
derzusetzen, sondern sich ebenso mit dem Erklä-
rungsanspruch des ökonomischen Bewertungsansat-
zes zu beschäftigen. So stellt sich die Ökonomie kei-
neswegs die Aufgabe, allen Dingen einen Wert zuzu-
messen. Vielmehr wird versucht, die in einer
Gesellschaft meist implizit vorhandenen Bewertun-
gen transparent und entscheidungsrelevant zu ma-
chen (Burtraw und Portney,1991;Kosz,1997).
Dieser Erklärungsanspruch ökonomischer Be-
wertungen, über eine Monetarisierung Entscheidun-
gen transparent zu machen, wird insbesondere bei
der Anwendung des ökonomischen Kalküls auf die
Bewertung der Biosphäre deutlich. Entscheidungen
über den Schutz der Biosphäre sind unvermeidlich.
Es kann beispielsweise nicht die gesamte biologische
Vielfalt in ihrem derzeitigen Bestand erhalten wer-
den. In jedem Fall sind Abwägungsentscheidungen
darüber zu treffen, in welchem Umfang der Mensch
biologische Vielfalt erhalten will. Solche Entschei-
dungen treten zum einen explizit auf, wenn es bei-
spielsweise darum geht,welche Flächen mit ihrem je-
weiligen Arteninventar als Schutzgebiete ausgewie-
sen werden sollen, und zum anderen werden auch
implizite Abwägungsentscheidungen in dem Sinn ge-
troffen, daß beispielsweise der Bau einer Straße
durch ein naturnahes Ökosystem zwecks wirtschaft-
licher Erschließung einer Region beschlossen wird.
Wenn entsprechende ökologische Überlegungen bei
der Planung des Straßenbaus nicht eingeflossen sind,
ist in der Entscheidung für den Bau eine implizite
Wertung und Prioritätensetzung in dem Sinn enthal-
ten, daß der wirtschaftliche Nutzen höher eingestuft
worden ist als der Verlust biologischer Vielfalt, der
unter Umständen mit dem Straßenbau einhergeht.
Dem Zwang,zu handeln und zu entscheiden,kann
nicht entgangen werden. Implizit oder explizit wer-
den ständig Bewertungen durchgeführt (Weikard,
1998; Goulder und Kennedy, 1997; Perrings et al.,
1995). Wegen dieser Unvermeidbarkeit von Ent-
scheidungen insbesondere beim Schutz der Biosphä-
re sollte die Bewertungsfrage pragmatisch gesehen
werden. Der Hinweis, daß die Natur intrinsische
Werte aufweist,hilft bei den meisten Entscheidungs-
problemen, die in der politischen Realität zu treffen
sind,nicht weiter (Pearce und Moran,1998).Der an-
thropozentrische Ansatz besitzt insoweit eine höhere
Operationalität,als daß intrinsische Werte der Natur
nicht absolut gesetzt werden. Vielmehr zielt der an-
thropozentrische Ansatz auf ein Abwägen zwischen
unterschiedlichen Werten menschlicher Gesellschaf-
ten ab (Heister,1997).Eine weitere Stärke anthropo-
zentrischer Begründungen für die Erhaltung biologi-
scher Vielfalt liegt darin,daß sich anthropozentrische
Ansätze direkt aus den wenigen zentralen (freiheit-
lich-demokratischen) Grundsätzen ableiten lassen,
die die Zivilisation überhaupt zusammenhalten. Mit
der vom Beirat vertretenen Ethik des moderaten
Anthropozentrismus ist es zugleich möglich und
auch gewollt, ökologische Aspekte mit dem indivi-
duellen Kosten-Nutzen-Kalkül zu verbinden. Auf-
grund ihrer integrierenden Funktion scheint die mo-
derat anthropozentrische Naturethik die einzige zu
sein, die gesellschaftliche und somit auch gesetzliche
Verbindlichkeit erlangen kann. Denn nur sie baut
ganz überwiegend auf den Regeln auf,die in einer zi-
vilisierten Gesellschaft ohnehin bestehen und sie be-
gründen (Geisendorf et al.,1998).
In diesem Sinn sollte der Versuch der Ökonomie,
solche Entscheidungslagen durch eine Monetarisie-
rung transparenter zu machen, als ein Ansatz gese-
hen werden, der dazu beiträgt, die ökonomische Re-
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bei kommt es weniger auf eine exakte Berechnung
der Nutzenstiftungen durch die Biosphäre an. Ent-
scheidend ist vielmehr die Demonstrationsfunktion
ökonomischer Bewertungen (Fromm, 1997). So wei-
sen Bewertungsstudien auf die ökonomische Rele-
vanz von Umweltproblemen hin (Costanza et al.,
1997; Repetto, 1993) und leisten somit einen wichti-
gen Beitrag zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit
für Umweltfragen (Hampicke, 1991). Die Umrech-
nung – bzw. bescheidener: der Versuch einer Um-
rechnung – von biosphärischen Leistungen in mone-
täre Werte ist auch deshalb sinnvoll,weil der Wert in
einer „Währung“ ausgedrückt wird,wie er vom poli-
tischen Entscheidungsprozeß verstanden wird und
weiter verarbeitet werden kann (Daily, 1997a). Die
Ergebnisse ökonomischer Bewertungen können so-
mit nicht nur als Argumente für einen anthropozen-
trisch ausgerichteten Naturschutz dienen. Vielmehr
können sie auch für biozentrische Standpunkte hilf-
reich sein, zumal monetäre Werte über eine höhere
Überzeugungskraft verfügen als der Hinweis auf dif-
fus wahrgenommene intrinsische Werte (Hampicke,
1991).
H 5.3
Überblick über die Vorgehensweise bei einer
ökonomischen Bewertung der Biosphäre
Folgende Vorgehensweise bietet sich bei einer öko-
nomischen Bewertung der Biosphäre an (Fromm,
1997):
1. Identifizierung der von der Biosphäre ausgehen-
den Nutzenstiftungen, d. h. der ökonomisch rele-
vanten Funktionen (Mengengerüst). – Inhaltlich
kann hier auf die in den vorangegangenen Kapi-
teln erarbeiteten und diskutierten Funktionen der
Biosphäre verwiesen werden. Methodisch kann
auf das Konzept des ökonomischen Gesamtwertes
verwiesen werden, der unten als heuristisches In-
strument zur Ermittlung der verschiedenen von
der Biosphäre ausgehenden Nutzenstiftungen
vorgestellt wird (Kap.H 5.4).
2. Überprüfung der Anwendbarkeit des Kosten-
Nutzen-Kalküls auf die Biosphäre. – Hier stehen
die Kriterien der begrenzten Substituierbarkeit
und der Irreversibilität von Schäden im Vorder-
grund, die der Anwendung des ökonomischen
Kalküls Grenzen setzen.Aufgrund der Bedeutung
dieses Analyseschritts wird dieser Punkt unten
nochmals intensiver diskutiert (Kap.H 5.5).
3. Monetarisierung der Nutzenstiftungen. – Hierzu
existieren verschiedene Bewertungsmethoden,
die indirekt über eine Analyse von Marktdaten
oder direkt über Befragungen versuchen,aus indi-
viduellen Präferenzen einen ökonomischen Wert
abzuleiten. Diese Verfahren sind vom Beirat be-
reits beschrieben worden (WBGU,1993) und wer-
den in einem aktuellen Sondergutachten einge-
hender erläutert (WBGU,1999b).Von daher wer-
den diese Verfahren hier nicht weiter behandelt.
4. Berechnung der Gegenwartswerte der monetari-
sierten Nutzenstiftungen. – Wenn eine Monetari-
sierung angestrebt wird,ist das zeitliche Profil der
Leistungsströme bzw. der Beeinträchtigungen zu
berücksichtigen, d. h. zukünftige Nutzen- bzw.
Schadensgrößen sind auf den Gegenwartswert ab-
zudiskontieren. Auf die komplizierten Probleme
bezüglich der Wahl des geeigneten Diskontie-
rungsfaktors zwecks Abwägung der intergenerati-
ven Kosten und Nutzen wird hier allerdings nicht
eingegangen. Diese Probleme sind zwar zentral
für alle Bewertungsfragen, in diesem Gutachten
sollen jedoch die biosphärenspezifischen Bewer-
tungsaspekte im Vordergrund stehen.
Legt man eine solche Vorgehensweise bei einer öko-
nomischen Bewertung zugrunde, so ist unmittelbar
einsichtig, daß eine ökonomische Bewertung nicht
auf eine Monetarisierung beschränkt bleiben muß
und sollte. Vielmehr sind bei einer ökonomischen
Bewertung neben der Monetarisierung auch viele
qualitative Elemente zu berücksichtigen, wie bei-
spielsweise die Identifizierung und Beschreibung der
Leistungen des Naturvermögens, hier im speziellen
die Leistungen der Biosphäre (Kap. H 5.4). Ein sol-
ches qualitatives Element stellt auch der zweite Ana-
lyseschritt dar, der auf die Grenzen des ökonomi-
schen Abwägungskalküls hinweist (Kap.H 5.5).
H 5.4
Wertkategorien biosphärischer Leistungen aus
ökonomischer Sicht
H 5.4.1
Einzelne Werte und ökonomischer „Gesamtwert“
Die verschiedenen einzelnen „Werte“, die in der
ökonomischen Bewertungstheorie entwickelt wur-
den,erfassen unterschiedliche Dimensionen des Pro-
blems (z. B. zeitlich die kurzfristig absehbare und
langfristig erhoffte Nutzung) und verschiedene Aus-
schnitte der Biosphäre. In einer Art Gedankenexpe-
riment kann man sich dann über alle Ausschnitte und
über die Zeitachse hinweg einen ökonomischen
„Gesamtwert“ vorstellen (Total Economic Value;
TEV). Mit diesem „Gesamtwert“ soll die Gesamt-
heit an Wertaspekten eingeschlossen werden,die die
Nachfrage nach Umweltgütern allgemein bestimmt
(Pearce und Turner,1990).Seine gedachten Elemen-310 H Bewertung der Biosphäre
te sind in Abb. H 5.4-1 aufgeführt. Zusammengefaßt
ergeben sie (Meyerhoff,1997):
TEV = [nutzungsabhängige Werte] + [nichtnutzungsabhän-
gige Werte] 
= [direkte Werte + indirekte Werte + Optionswerte] +
[Existenzwert + andere nichtnutzungsabhängige 
Werte]
Dabei deuten die – mathematisch überflüssigen –
Klammern eine gewisse Affinität bestimmter Typen
von Werten an; diese sind jetzt zu erläutern (vgl. zu
den Wertkategorie auch die Ausführungen im Jahres-
gutachten 1997 zur ökonomischen Bewertung von
Süßwasser, WBGU, 1998a). Zudem wird jeweils der
Bezug dieser Wertkategorien zu den Gutseigenschaf-
ten der betreffenden biosphärischen Leistungen her-
gestellt. D. h. es wird geprüft, inwieweit eher ein pri-
vates Gut oder ein öffentliches Gut vorliegt. Öffent-
liche Güter (Kollektivgüter) unterscheiden sich von
den privaten Gütern dadurch, daß Nichtrivalität im
Konsum vorliegt.Außerdem kann bei ihnen das Aus-
schlußprinzip nicht angewandt werden.Diese Unter-
scheidung zwischen den beiden Güterarten – wobei
in der Realität meistens Mischformen vorliegen – ist
sowohl von Bedeutung bei der Entwicklung geeigne-
ter Ansätze für Schutz und Nutzung der Biosphäre
als auch für den Versuch, den ökonomischen Wert
biosphärischer Leistungen zu bestimmen. Denn die
Ermittlung individueller Präferenzen und die Um-
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Abbildung H 5.4-1
Die Zusammensetzung des sog.ökonomischen „Gesamtwertes“ biosphärischer Leistungen.
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rechnung in monetäre Werte ist stark davon abhän-
gig, ob sich die Präferenzen auf Märkten äußern
(biosphärische Leistungen mit überwiegendem Pri-
vatgutcharakter) oder ob die Präferenzen auf ande-
rem Weg, d. h. mit entsprechenden Bewertungsme-
thoden,ermittelt werden müssen (biosphärische Lei-
stungen mit überwiegendem Kollektivgutcharakter).
Im Vordergrund steht in Abb. H 5.4-1 die Unter-
teilung in nutzungsabhängige und nichtnutzungsab-
hängige Werte.Eine solche Unterteilung macht aller-
dings nur dann Sinn, wenn der Nutzungsbegriff eng
ausgelegt wird. Denn die Bezeichnung „nichtnut-
zungsabhängige Werte“ soll nicht suggerieren, daß
mit diesen Werten kein Nutzengewinn verbunden ist.
Vielmehr wird auf einen engeren Nutzungsbegriff
abgestellt, der auf eine unmittelbare Nutzung der
Biosphäre verbunden mit einer persönlichen Nähe
zur biosphärischen Leistung abzielt.So setzt z.B.die
Nutzung des Symbolwertes – wenn ein instrumentel-
ler Wert des Symbolwertes unterstellt wird – oder des
wirtschaftlichen Nutzungswertes die räumliche Nähe
zur Biosphäre voraus, während beim Existenzwert
allein das Wissen um ein fern des persönlichen Le-
bensraums liegenden Ausschnitts der Biosphäre aus-
reicht,um Nutzen zu stiften,ohne biosphärische Lei-
stungen direkt in Anspruch zu nehmen.
Die direkten Werte setzen sich zusammen aus ei-
nem wirtschaftlichen Nutzungswert und einem Sym-
bolwert. Der wirtschaftliche Nutzungswert zeigt sich
darin, daß biosphärische Leistungen für Produk-
tions- und für Konsumzwecke genutzt werden kön-
nen.Wenn die Natur als Produktionswert dient, also
beispielsweise biosphärische Produktionsleistungen
wie Holz,Getreide,Baumwolle usw.genutzt werden,
so handelt es sich um ein privates Gut.Ein häufig un-
terschätzter Wert der Biosphäre ist der Erlebniswert.
Der Erlebniswert wird als ein Konsumwert bezeich-
net,weil die Individuen die Naturz.B.in ihrer Ästhe-
tik unmittelbar als Konsumgut nutzen. Somit ist der
Erlebniswert ebenso ein Nutzungswert wie die wirt-
schaftlichen Nutzungswerte. Im Unterschied zu dem
dominierenden Fall der Privatguteigenschaft von
wirtschaftlichen Nutzungswerte überwiegt beim Er-
lebniswert meist der Kollektivgutcharakter der Bio-
sphäre.
Symbolwerte werden von Individuen bestimmten
Elementen der Biosphäre zugewiesen. Beispielswei-
se sind hier heilige Tier- und Pflanzenarten, unter
Umständen auch Teile der unbelebten Biosphäre wie
heilige Flüsse oder Berge,zu nennen.Insgesamt um-
faßt der Symbolwert die religiösen oder spirituellen
Werte, die Ausschnitten der Biosphäre zugeschrie-
ben werden. Eine klare Bezeichnung der Symbol-
werte als öffentliches oder privates Gut ist auf grund-
sätzlicher Ebene nicht möglich. Eine Entscheidung
über die überwiegende Gutskomponente kann nur
am Einzelfall festgemacht werden.
Unter den indirekten Werten sind die vielfältigen
ökologischen Leistungen zu verstehen, die die Bio-
sphäre für den Menschen erbringt (z. B. vielfältige
Funktionen in biogeochemischen Kreisläufen, Flut-
kontrolle usw.;Abb.H 5.4-1).Die Aufrechterhaltung
dieser spezifischen Leistungsfähigkeit von Ökosyste-
men ist in der Regel ein öffentlich zu sicherndes Gut,
denn von den ökologischen Leistungen, die von den
Menschen überwiegend nicht laufend und bewußt,
sondern meist erst bei Verlust wahrgenommen wer-
den, können keine potentiellen Nutzer ausgeschlos-
sen werden. Folglich findet sich auch kein privater
Anbieter,der sich für die Aufrechterhaltung der öko-
logischen Funktionen einsetzt.
Der  Optionswert biologischer Vielfalt ist in der
Absicht auszumachen,sich die spätere Nutzung einer
Ressource offenzuhalten. In diesem Sinn kann der
Optionswert als eine Art Versicherungsprämie ange-
sehen werden.Soweit er sich auf zukünftige Nutzun-
gen bezieht, gehört er zu den nutzungsabhängigen
Werten. In einer weiter gefaßten Definition kann
sich der Optionswert insoweit auf alle Wertkategori-
en beziehen, als er auf die Möglichkeit einer künfti-
gen Realisierung einer Wertkategorie hinweist. Be-
zieht sich der Optionswert auf einen nichtnutzungs-
abhängigen Wert wie den Existenzwert, so könnte
der Optionswert auch in der Kategorie der nichtnut-
zungsabhängigen Werte eingeordnet werden (Tab.
H 5.6-1). In der Abb. H 5.4-1 soll diese nicht eindeu-
tig vorzunehmende Einteilung durch die gestrichelte
Linie angedeutet werden.
Die nichtnutzungsabhängigen Werte sind – wie
oben bereits allgemein erläutert – anderer Art, wie
der Vergleich von Erlebnis- und Existenzwert zeigt.
Im Unterschied zum Erlebniswert wird beim Exi-
stenzwert nicht in der Nutzung ein Wert gesehen.
Vielmehr stiftet das Bewußtsein um die bloße Exi-
stenz von Naturgütern Befriedigung oder Wohlgefal-
len. So spenden z. B. viele Menschen für den Schutz
tropischer Regenwälder oder die Erhaltung von
Korallenriffen, obwohl sie niemals in den Genuß
kommen werden, diese in irgendeiner Form zu nut-
zen, nicht einmal als Hort der Ästhetik oder der
Rekreation. Eine Abgrenzung zum Symbolwert, der
hier zu den nutzungsabhängigen Werten gezählt
wird,ist nicht immer eindeutig und muß im Einzelfall
entschieden werden.Vom Existenzwert ist der intrin-
sische Wert ganz klar zu unterscheiden. Der Exi-
stenzwert ist anthropozentrisch definiert und wird
aus individuellen Nutzenüberlegungen abgeleitet,
während der intrinsische Wert aus biozentrischer
Sicht zu verstehen ist und eben nicht auf individuelle
Präferenzen zurückgeführt werden kann. Da nie-
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und auch keine Rivalitätsbeziehungen vorliegen,
liegt hier der seltene Fall eines reinen öffentlichen
Gutes vor.
Der Vermächtniswert wird abgeleitet aus dem
Wunsch,Elemente der Biosphäre aufgrund des Sym-
bol- und Identifikationswertes an nachkommende
Generationen zu vererben. Es ergibt sich also – wie
beim Existenzwert – in vielen Fällen eine enge Bin-
dung zum nutzungsabhängigen Symbolwert. Der
Vermächtniswert äußert sich beispielsweise darin,
daß für Naturschutzgebiete freiwillig Beiträge aufge-
wendet werden. Dieses Beispiel verdeutlicht aber
auch gleichzeitig, daß der Vermächtniswert nur
schwer von anderen Wertkategorien abgegrenzt wer-
den kann. So kann die Aufwendung freiwilliger Be-
träge für Naturschutzgebiete ganz unterschiedliche
Ursachen haben. Z. B. können sich solche Beiträge
auch auf den Erlebniswert, den Existenzwert, den
Symbolwert oder – bei aufgeklärten Individuen –
auch den Funktionswert beziehen. Diese Schwierig-
keiten bei der Einordnung des Vermächtniswertes
zeigt sich auch in der Literatur,wo er mal als interge-
nerationeller Optionswert und mal als Sonderform
des Existenzwertes angesehen wird (Pommerehne,
1987). Deshalb ist der Vermächtniswert nur aus
Gründen der Vollständigkeit in Abb. H 5.4-1 aufge-
führt und wird im folgenden nicht explizit zu den
vom Beirat in den Vordergrund gestellten Wertkate-
gorien gezählt.
Es können noch weitere Wertkategorien aufge-
zählt werden (Informationswerte, Werte mit Hin-
blick auf ein wissenschaftliches Forschungsinteresse,
soziale Anmutswerte, biophilische Werte usw.; Ott,
1999). Jedoch lassen sich die meisten von ihnen den
aufgeführten Wertkategorien zuordnen.
H 5.4.2
Wahrnehmung biosphärischer Werte durch den
Menschen
Aus Abb. H 5.4-1 und den Ausführungen über den
Gutscharakter der Wertkategorien kann abgeleitet
werden, daß es bei einer ökonomischen Bewertung
große Unterschiede in der Erfaßbarkeit der Wertka-
tegorien gibt. So werden die verschiedenen Leistun-
gen der Biosphäre von den Individuen sehr unter-
schiedlich wahrgenommen. Während direkte Werte
unmittelbar für Konsum- oder Produktionszwecke
zugänglich und daher bekannt sind, entziehen sich
insbesondere die Funktionswerte (indirekte Werte)
meist der menschlichen Wahrnehmungsfähigkeit.
Das Bewußtsein für die Bedeutung dieser biosphäri-
schen Leistungen tritt in der Regel erst dann auf,
wenn die entsprechenden Leistungen z. B. als Folge
anthropogener Eingriffe nicht mehr im gewohnten
Umfang bereitgestellt werden.
Diese unterschiedliche Wahrnehmung biosphäri-
scher Leistungen hat zwei wichtige Konsequenzen
für eine ökonomische Bewertung:
1. Die Ergebnisse einer marktlichen Bewertung und
der ökonomische Wert biosphärischer Leistungen
unterscheiden sich in den meisten Fällen. Bei ei-
ner marktlichen Bewertung werden nur die auf
dem Markt offenbarten Präferenzen berücksich-
tigt. Aufgrund des Kollektivgutcharakters fließen
die Präferenzen für viele biosphärische Leistun-
gen nicht in eine marktliche Bewertung ein. Den-
noch besitzt die Biosphäre einen ökonomischen
Wert,der sich beispielsweise dann darin zeigt,daß
bei einer Beeinträchtigung biosphärischer Lei-
stungen Schäden an der menschlichen Gesundheit
und am menschlich geschaffenen Vermögensbe-
stand auftreten, die einen hohen finanziellen Ver-
lust hervorrufen können. Als bekannte Beispiele
seien hier Hochwasserschäden oder der vermin-
derte natürliche Lawinenschutz infolge menschli-
cher Eingriffe in ökologische Systeme angeführt.
Aufgabe ökonomischer Bewertungen ist es also
besonders, den Unterschied zwischen Marktbe-
wertung und dem „wahren“ ökonomischen Wert
aufzuzeigen.
2. Aus der begrenzten individuellen Wahrnehmung
bzw. Marktbewertung biosphärischer Leistungen
resultiert in vielen Fällen eine massive Unterbe-
wertung der Bedeutung der Biosphäre für den
Menschen. Soweit die Individuen ökosystemare
Zusammenhänge nicht erkennen und biosphäri-
schen Leistungen nicht den entsprechenden Wert
zuweisen,werden Grenzen des engeren ökonomi-
schen Abwägungskalküls deutlich. Solche Gren-
zen stellen allerdings nicht den ökonomischen An-
satz grundsätzlich in Frage. Sie machen jedoch
deutlich, daß das Ergebnis einer ökonomischen
Bewertung nicht allein das Kriterium für politi-
sche Entscheidungen sein kann und immer noch
einer Interpretation im Rahmen demokratischer
Entscheidungsprozesse bedarf.
H 5.4.3
Die Funktion des Konzepts des ökonomischen
Gesamtwertes
Der Beirat versteht unter dem ökonomischen Ge-
samtwert in erster Linie ein heuristisches Instru-
ment. Ziel der Konzeption des ökonomischen Ge-
samtwertes in diesem Sinn ist es nicht, einzig eine
rechnerische Größe aus dem Bewertungsverfahren
abzuleiten und diese anteilsmäßig auf Erlebnis-,Exi-
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teilen. Diese Versuche müßten unbefriedigend blei-
ben, weil zu viele inhaltliche Überlappungen der
Wertkategorien bestehen (Geisendorf et al., 1998).
Zudem würde ein quantitativer Wert eine Exaktheit
vortäuschen, wie sie das Konzept des ökonomischen
Gesamtwertes nicht hervorbringen kann.Aus diesem
Grund sieht der Beirat den Zweck des Verfahrens
zur Ermittlung eines ökonomischen Gesamtwertes
nicht einseitig in einer Quantifizierung. Vielmehr
wird dieses Verfahren als ein geordnetes Argumenta-
tionssystem aufgefaßt, in dem auch qualitative Ele-
mente Berücksichtigung finden sollten und müssen
(Kap. H 5.5). Zudem beinhaltet das Verfahren zur
Ermittlung eines ökonomischen Gesamtwertes die
Aufforderung zur Vollständigkeit bei der Berück-
sichtigung von Wertkategorien.In diesem Sinn impli-
ziert der ökonomische Gesamtwert zugleich eine Na-
turvermögensaufstellung, was den heuristischen
Charakter des Ansatzes nochmals unterstreicht.
In diesem Zusammenhang kann auf die viel be-
achtete, aber auch kritisierte Studie von Costanza et
al. verwiesen werden (Costanza et al., 1997). Hier
wurde der Versuch unternommen, global relevante
ökosystemare Leistungen zu bewerten.Als Ergebnis
dieser Studie wurde eine Schätzung von 33.000 Mrd.
US-$ Jahr-1 ermittelt, d. h. global relevante ökologi-
sche Funktionen wie die Regulierung des Kohlen-
stoffkreislaufs, des Wasserkreislaufs oder die Nah-
rungsmittelproduktion besitzen einen Gesamtwert,
der das 1,8-fache des Wertes aller weltweit produ-
zierten Güter und Dienstleistungen – also das globa-
le Bruttosozialprodukt – übersteigt (Costanza et al.,
1997). Auch wenn die verschiedenen Methoden zur
Ermittlung der monetären Werte der ökologischen
Leistungen kritisiert werden können, zwang die Stu-
die die Autoren dazu, möglichst alle ökologischen
Leistungen aufzuführen.Zudem zeigt die sich an die
Veröffentlichung der Studie anschließende Diskus-
sion, daß – ungeachtet der Exaktheit der ermittelten
Ergebnisse – die Relevanz der ökologischen Leistun-
gen verstärkt Beachtung findet.Auch dies ist ein Bei-
spiel für die bereits erwähnte Demonstrationsfunk-
tion ökonomischer Bewertungen.
Vorteilhaft am Konzept des ökonomischen Ge-
samtwertes ist zudem die gedankliche Anwendbar-
keit auf Regionen.Es können für bestimmte Flächen
in intuitiver oder überschlägiger Weise ökonomische
Werte ermittelt und daraus Landschaftsnutzungsty-
pen abgeleitet werden (Kap.E 3.3.1).
H 5.5
Grenzen der Anwendbarkeit des ökonomischen
Kalküls auf die Bewertung biosphärischer
Leistungen
H 5.5.1
Das Substitutionsparadigma und die Essentialität
biosphärischer Leistungen
Charakteristisch für die ökonomische Methode ist
die Annahme der Substituierbarkeit von Gütern und
Produktionsfaktoren. Diesem Substitutionsparadig-
mawird im Rahmen der neoklassischen Umweltöko-
nomie,die die Grundlage für den ökonomischen Be-
wertungsansatz bildet, auch die Umwelt unterwor-
fen.Es wird davon ausgegangen,daß Leistungen der
Biosphäre gegeneinander substituierbar sind. Die
Betrachtung der Substitutionsmöglichkeiten von Ar-
ten zeigt hingegen deutlich, daß eine vollständige
Substitution einer Art nicht möglich ist, denn jede
Art nimmt ganz spezifische Aufgaben im ökologi-
schen Systemzusammenhang wahr, so daß man von
Substituierbarkeit eigentlich nur bei genetisch iden-
tischen Arten sprechen kann, wobei es sich dann lo-
gischerweise nicht mehr um zwei verschiedene Ar-
ten, sondern um eine identische Art handelt (aus-
führlich zu den substitutiven und komplementären
Beziehungen von Arten Fromm, 1999). Es stellt sich
bei der Anwendbarkeit des ökonomischen Kalküls
also die Frage,ob es sich bei der zu bewertenden bio-
sphärischen Leistung um eine essentielle Leistung
handelt, d. h. daß auf bestimmte biosphärische Lei-
stungen nicht verzichtet werden kann (Beirat Um-
weltökonomische Gesamtrechnung, 1995; Fromm,
1997). In der Literatur wird für den Sachverhalt es-
sentieller Naturfunktionen auch der Ausdruck „kriti-
sches Naturvermögen“ (critical natural capital) ver-
wendet (Geisendorf et al.,1998).
Für die Anwendbarkeit ökonomischer Bewertun-
gen bedeuten diese Überlegungen, daß festgestellt
werden muß, welche biosphärischen Leistungen in
einem strengen Sinn unverzichtbar sind. Diese Auf-
gabe kann nicht durch den Rückgriff auf die Präfe-
renzen der Bürger geleistet werden,weil diese in der
Regel nicht den nötigen Wissensstand zur Identifizie-
rung und hinreichenden Wertzuschreibung haben.
Von daher ist eine externe,jenseits der individuellen
Präferenzen stehende Bewertungsinstanz erforder-
lich (Farnworth et al.,1981),die gegebenenfalls auch
die individuellen Präferenzen meritorisch korrigie-
ren soll (Common und Perrings,1992).In diesem Zu-
sammenhang wird auch von der sog. „Ökologischen
Lücke“ ökonomischer Bewertungen von Ökosyste-
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Es ist also bei der Bewertung vieler biosphärischer
Leistungen eine gewisse Skepsis festzustellen, ob In-
dividuen die Fähigkeit haben, ökologische Systeme
zu beurteilen und entsprechend zu bewerten. Der
Beirat erkennt die Bedeutung des Expertenwissens
bei der Bewertung biosphärischer Leistungen an.
Viele Bewertungsfragen können ohne Rückgriff auf
Expertenwissen nicht gelöst werden. Dies gilt insbe-
sondere für die Bewertung ökosystemarer Leistun-
gen der Biosphäre, die außerhalb der unmittelbaren
Wahrnehmung stehen und somit keine individuellen
Zahlungsbereitschaften schaffen können. Geprüft
werden muß jedoch, durch welches Verfahren die
Expertenmeinung Eingang in die politische Willens-
bildung findet. Es sollten keine kleinen Experten-
gruppen Entscheidungen treffen, die spürbare wirt-
schaftliche Konsequenzen für die Mehrheit der Be-
völkerung haben können,ohne daß es eine demokra-
tische Kontrolle über diesen Prozeß gibt (vgl. hierzu
auch die verschiedenen Verfahren zur Erfassung und
Begründung von Normen zum Biosphärenschutz im
WBGU-Sondergutachten 1999; WBGU, 1999b; au-
ßerdem Kap.H 6).
Im Idealfall sollte sichergestellt sein, daß Indivi-
duen zumindest in ihrer Mehrheit zu der gleichen
Beurteilung kommen würden wie die Experten, so-
fern sie vollständig über die Konsequenzen infor-
miert sind. Meritorische Eingriffe dieser Art sollten
daher immer kritisch geprüft werden. Beim notwen-
digen Rückgriff auf Expertenwissen handelt es sich
allerdings nicht um einen grundlegenden Einwand
gegen ökonomische Bewertungen,sondern vielmehr
um ein Informationsproblem,das im Rahmen gesell-
schaftlicher Willensbildungsprozesse gelöst werden
sollte (Kap.H 6).
H 5.5.2
Das Problem des Auftretens von Irreversibilitäten
Neben der Nichtsubstituierbarkeit bzw.der Essentia-
lität biosphärischer Leistungen nimmt das Problem
der Irreversibilität von Beeinträchtigungen der Bio-
sphäre eine hervorgehobene Stellung bei der Diskus-
sion der Probleme ökonomischer Bewertungen ein.
In Verknüpfung von ökonomischen und ökologi-
schen Kriterien für Irreversibilität können Schäden
der Biosphäre als irreversibel bezeichnet werden,die
in für den Menschen relevanten Planungszeiträumen
– durch natürliche Regenerationsmechanismen
nicht ausgeglichen werden können und
– durch anthropogen-technischen Ressourcenein-
satz nicht rückgängig gemacht oder substituiert
werden können (WBGU,1994;Fromm,1997).
Das Kernproblem irreversibler Umweltschäden ist
in der Kombination von Unwiederbringlichkeit des
Nutzens,der bei einer „guten“ Umweltqualität reali-
siert werden und der durch Umweltschäden verloren
gehen kann,und der Ungewißheit über die Höhe die-
ses Nutzenverlusts zu sehen. Eine gegenwärtig nicht
vermiedene Irreversibilität führt – bei positivem zu-
künftigen Nutzen – zu unausweichlichen Wohlfahrts-
einbußen zukünftiger Generationen, die sich in er-
höhten Schäden und in der Eliminierung von Hand-
lungsoptionen äußern (Fisher und Krutilla, 1974).
Von daher ist in der Literatur überwiegend unbestrit-
ten, daß das konventionelle Kosten-Nutzen-Kalkül
zur Bewertung von Irreversibilitäten ungeeignet ist
(Fromm,1997).
In Anbetracht von Irreversibilitäten ist als alter-
native Entscheidungsregel bei der Durchführung
von Kosten-Nutzen-Analysen der „Safe Minimum
Standard“ vorgeschlagen worden (Ciriacy-Wantrup,
1968, Bishop, 1978). Der Grundgedanke besteht in
der Überlegung,daß auf der einen Seite zukünftigen
Generationen keine unzumutbaren Kosten in Form
von irreversiblen Schäden auferlegt werden sollen.
Zugleich soll aber vermieden werden,daß die gegen-
wärtige Generation hohe Opportunitätskosten zu er-
tragen hat,die aus der Vermeidung von irreversiblen
Belastungen der Biosphäre resultieren. In diesem
Sinn wären dann Irreversibilitäten zu vermeiden,so-
lange die Opportunitätskosten der gegenwärtigen
Generation nicht inakzeptabel hoch ausfallen. Folg-
lich wird mit Blick auf „Safe Minimum Standards“
gefordert, daß verbindliche Leitplanken für die An-
wendung des ökonomischen Kosten-Nutzen-Kalküls
festgelegt werden.Auf diese Weise wird ein Mindest-
schutz gewährleistet, sofern die sozialen Kosten des
Schutzes der Biosphäre nicht inakzeptabel hoch wer-
den (WBGU,1993).
Am Beispiel des Artenschutzes würde dies bedeu-
ten: Es wird im Rahmen von „Safe Minimum Stan-
dards“ gefragt, wieviel an potentieller Nutzenstif-
tung den Menschen verlorengeht, wenn ein sicherer
Mindestschutz der Arten gewährleistet wird. Wird
davon ausgegangen, daß jede Art einen positiven
Wert hat, werden durch die Konzentration auf die
Opportunitätskosten die Probleme einer systemati-
schen Erfassung der Nutzen vermieden. Zugleich
wird die Beweislast denjenigen angelastet,die die na-
türliche Ressource ausbeuten wollen bzw. die arten-
vernichtende Nutzungsalternative präferieren
(WBGU,1993).
H 5.5.3
Folgerungen zur Anwendbarkeit des
ökonomischen Bewertungsansatzes
Sowohl das Problem der Nichtsubstituierbarkeit als
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– verbunden mit der Ungewißheit über zukünftige
Nutzenstiftungen – zeigen die Grenzen des ökono-
mischen Abwägungskalküls auf, das auf individuel-
len Präferenzen basiert.Folglich muß eine vollständi-
ge Ermittlung des Wertes biosphärischer Leistungen
mittels individueller Bewertungen skeptisch beur-
teilt werden.Als Fazit können zwei Folgerungen fest-
gehalten werden:
1. Eine auf individuellen Präferenzen basierende
Wertermittlung aller biosphärischen Leistungen
ist nahezu unmöglich. Die einzige Möglichkeit,
dennoch einen monetären Wert auszuweisen, be-
steht darin, den ökonomischen Wert, der anhand
individueller Bewertungen – direkt über Befra-
gungen oder indirekt über Marktbewertungen –
ermittelt worden ist, mit einem „angemessenen“
Aufschlag zu versehen. Für die Bemessung eines
solchen „angemessenen“ Aufschlags fehlen zwar
ganz überwiegend geeignete wissenschaftliche
Kriterien, so daß dieser Aufschlag nur qualitativ
aus Expertenwissen abgeleitet werden kann. Als
positives Element dieses Ansatzes kann jedoch
festgehalten werden, daß die erwähnte und wich-
tige Demonstrationsfunktion ökonomischer Be-
wertungen erhalten bleibt. Die exakte Höhe des
ermittelten ökonomischen Wertes spielt dann
nicht die entscheidende Rolle.Vielmehr wird eine
ungefähre Vorstellung über die Problemhöhe ge-
schaffen, ohne daß der ermittelte Wert als solcher
zu genau genommen werden soll.
2. Die Ungenauigkeiten,die bei einer ökonomischen
Wertermittlung biosphärischer Leistungen auf-
grund des Kollektivgutcharakters und des man-
gelnden Wissens über ökosystemare Zusammen-
hänge unvermeidlich sind, verdeutlichen, daß
ökonomische Bewertungen nicht die alleinige
Grundlage für politische Entscheidungen sein
können. Ökonomische Bewertungsverfahren sind
somit nur eine von vielen Hilfsgrößen,die zur Ent-
scheidungsfindung herangezogen werden können.
Hier sind insbesondere ökologische und soziale
Kriterien anzuführen, soweit sie nicht in einer
ökonomischen Bewertung berücksichtigt werden
können. Die Ergebnisse von Bewertungsstudien
bedürfen daher einer weiteren Interpretation im
Rahmen des demokratischen Willensbildungspro-
zesses, und zwar losgelöst von einer Monetarisie-
rung,so wie es in diesem Abschnitt durch die Dis-
kussion der Grenzen der Anwendbarkeit des öko-
nomischen Kalküls angedeutet wurde. Zudem
wird offensichtlich, daß es sich bei den Bewer-
tungsfragen immer um ein ökonomisch-ethisches
Problem handelt (Hampicke, 1991), denn die teil-
weise Lösung von dem Gedanken einer indivi-
duellen Bewertung erfordert ebenso eine ethische
Rechtfertigung wie die ökonomische Herange-
hensweise selbst. Die Gegenüberstellung von
Ökonomie und Ethik in Form eines Konflikts
führt jedenfalls nicht weiter.Vielmehr ist die Öko-
nomie als eine Ausprägung einer bestimmten Be-
wertungsethik zu verstehen.
H 5.6
Versuch einer Reihung der Wertkategorien aus
globaler Perspektive
Die Vielzahl an Wertdimensionen verdeutlicht, daß
Abwägungsentscheidungen erforderlich sind.Dieses
Abwägungserfordernis läßt sich veranschaulichen,
wenn Wertkategorien auf die drei Landschaftsnut-
zungstypen (Kap. E 3.3.1) abgebildet werden. Wäh-
rend beim Landschaftsnutzungstyp „W“ (Schutz
trotz Nutzung) der wirtschaftliche Nutzwert domi-
niert, sind beim Landschaftsnutzungstyp „N“ (-
Schutz vor Nutzung) meist der Symbolwert, der Op-
tionswert und der Existenzwert sehr hoch. Dem
Funktionswert kommt generell eine besondere Be-
deutung zu,weil er für die Aufrechterhaltung des bei
den Landschaftsnutzungstypen jeweils dominieren-
den Ziels die entscheidende Rolle spielt,sei es,daß er
die ökologischen Grundlagen für die Aufrechterhal-
tung des wirtschaftlichen Nutzwertes schafft (Typ
„W“), oder sei es, daß der Funktionswert das Schut-
zerfordernis einer Landschaft determiniert (Typ
„N“). Es stellt sich bei den Landschaftsnutzungsty-
pen also die Frage,welche Werte in welchem Umfang
in die Nutzungsentscheidung einfließen, denn es
können nicht alle Werte gleichzeitig maximiert wer-
den.
Je mehr Wertdimensionen allerdings für eine Ab-
wägung zu berücksichtigen sind, desto komplexer
werden Entscheidungen und desto eher kommt es
auch zu Gewichtungsverzerrungen, weil die meisten
Menschen dazu neigen, bestimmte Wertkategorien
bewußter wahrzunehmen und ihren Wert subjektiv
höher einschätzen, als er objektiv eigentlich ist. Zu-
dem fällt das jeweilige Einzelgewicht der „eigent-
lich“ besonders relevanten Bewertungsfaktoren
marginaler aus,wenn mehr Dimensionen einbezogen
werden.Aus diesem Grund ist es ratsam,sich auf die
wesentlichen Wertdimensionen zu beschränken. Die
oben geführte Diskussion über die Grenzen der An-
wendbarkeit des ökonomischen Kalküls auf die Be-
wertung der Biosphäre liefert zwei wichtige Krite-
rien,nach denen eine Reihung der Wertkategorien –
auch aus ökonomischer Sicht begründet – vorgenom-
men werden kann. Dies sind das Kriterium der
Nichtsubstituierbarkeit (Essentialität) und der Irre-
versibilität.
Des weiteren ist nun zwischen einer Gewichtung
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spektive zu unterscheiden.Auf der regionalen Ebene
können bei der Vielfalt der verschiedenen in der Re-
alität vorzufindenden Landschaften nahezu keine
allgemeingültigen Aussagen über eine Rangfolge der
Wertdimensionen getroffen werden. Die Festlegung
einer Reihenfolge kann nur am Einzelfall festge-
macht werden.Hierzu sind die eben angeführten Kri-
terien heranzuziehen. Eine Regel zur Bestimmung
einer Reihenfolge könnte z. B. wie folgt lauten: Je
größer die Ungewißheit der Schäden, je höher die
Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Irreversibili-
täten und je größer die vermutliche monetäre Unter-
bewertung ausfällt, desto höheres Gewicht sollte die
betreffende Wertkategorie bei der Beurteilung von
Handlungsoptionen haben.
Aufgabe des Beirats ist es,den globalen Wandel zu
beschreiben und zu analysieren sowie aus der Analy-
se Handlungsempfehlungen für die globale Umwelt-
politik abzuleiten. Von daher sieht der Beirat es als
wichtig an,sich von der relativierenden Aussage,daß
letztlich der konkrete Anwendungsfall allein über
die Gewichtung der Wertkategorien zu entscheiden
hat, zu lösen und sich auf eine gewisse Reihung der
verschiedenen Wertkategorien aus Sicht eines globa-
len Umweltbeirats festzulegen. Für die Beurteilung
von Handlungsoptionen, die Auswirkungen auf die
Biosphäre haben, schlägt der Beirat die folgende
Reihenfolge der Wertdimensionen vor, die in Abb.
H 5.4-1 an verschiedenen Stellen wiedergegeben
sind:
•F unktionswert: Damit ist der Einfluß der jeweili-
gen Handlung auf die Funktionsfähigkeit des be-
treffenden Ökosystems gemeint.Wie bereits oben
ausgeführt, haben Funktionswerte auf globaler
Ebene, wo sie den Einfluß auf globale ökosyste-
mare Kreisläufe bezeichnen, kategorischen Char-
akter.Dort sind sie nicht kompensationsfähig und
entsprechen damit dem Kriterium der Essentiali-
tät, auf regionaler Ebene sind sie zwar prinzipiell
kompensationsfähig,aber nur dann,wenn schwer-
wiegende Gründe für einen solchen Eingriff spre-
chen. Die Verletzungen des Funktionswertes sind
am stärksten zu gewichten, weil ohne den Funk-
tionserhalt auch alle anderen Wertdimensionen
negativ berührt sind, der Funktionserhalt selbst
aber noch über diese Werte hinausgeht.Die über-
ragende Bedeutung des Funktionswertes der Bio-
sphäre wird deutlich, wenn man sich die Funktio-
nen,die die Biosphäre – meist abseits der mensch-
lichen Wahrnehmung – bereitstellt, vor Augen
führt. Ein einfaches Gedankenexperiment mag
veranschaulichen,daß der genannte TEV der öko-
logischen Leistungen der Biosphäre gegen unend-
lich geht (Daily, 1997b). Man stelle sich vor, man
wolle einen vergnügten Tag auf dem Mond ver-
bringen und müßte sich überlegen, welcher Auf-
wand erforderlich wäre,um auf dem Erdtrabanten
die Lebensbedingungen herzustellen, die dem
Menschen auf der Erde ein angenehmes Leben er-
möglichen. Selbst wenn man davon ausginge, daß
es die entsprechende Technologie zur Herstellung
eines menschengerechten Klimas und Atmosphä-
re gäbe,ist unmittelbar einsichtig,welcher enorme
finanzielle Aufwand mit der Schaffung einer
künstlichen,menschengerechten Umwelt auf dem
Mond einhergehen würde.Würde man versuchen,
mit der irdischen Flora und Fauna den Mond für
den Menschen bewohnbar zu machen, würden
sich bisher ungelöste Wissens- und Umsetzungs-
probleme (Beispielsweise: Welche Organismen
braucht man und in welcher Zahl?) ergeben. Die-
ses Gedankenexperiment zeigt zudem, daß die
empirische Ermittlung eines solchen gesamthaf-
ten ökonomischen Wertes der biosphärischen Lei-
stungen kaum erkenntnisfördernd wäre, weil die-
ser aufgrund der überragenden Bedeutung für das
Leben des Menschen auf diesem Planeten gegen
unendlich geht.
Im Vordergrund einer ökonomischen Bewertung
der Biosphäre steht demnach eine marginale Be-
wertung,d.h.es wird gefragt,welcher Nutzen dem
Menschen verloren geht,wenn die biosphärischen
Leistungen ein wenig – formaler ausgedrückt:
wenn der Leistungsumfang um eine Einheit redu-
ziert wird – durch menschliche Aktivität beein-
trächtigt werden (Costanza et al., 1997; Fromm,
1999).
• Nutzwert: Dem Nutzwert kann zwar nicht wie
dem Funktionswert ein kategorischer Charakter
zugesprochen werden, vielmehr wird der Nutz-
wert als kompensationsfähig betrachtet. Dies be-
deutet, daß der Nutzwert zur Realisierung ande-
rer Werte eingeschränkt werden darf, wenn der
Nutzen die Kosten einer solchen Handlungsalter-
native übersteigt. Aus globaler Sicht – beispiels-
weise mit Blick auf die Sicherstellung einer ausrei-
chenden Versorgung der Weltbevölkerung mit
Nahrungsmitteln – kann der Nutzwert im Ver-
gleich mit den nachfolgenden Werten am höch-
sten gewichtet werden.
• Symbolwert: Damit ist eine ästhetische, religiöse
oder anderweitig kulturell geprägte Zuordnung
von Sinngehalten an natürliche Phänomene (oder
auch künstliche Produkte) gemeint. Der Symbol-
wert kann bei der Reihung tendenziell hinter dem
Nutzwert eingeordnet werden. Für die Erhaltung
von Landschaften oder Arten mit hohem Symbol-
wert existieren teilweise beträchtliche Zahlungs-
bereitschaften. Zudem werden Verringerungen
des Symbolwertes von Menschen als Verlust der
Voraussetzungen für ein gutes Lebens wahrge-
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Nutzwert der Biosphäre – insbesondere mit Blick
auf die Förderung nachhaltiger Entwicklungspro-
zesse und der Sicherung der Welternährung – et-
was höher als den Symbolwert.
• Existenzwert: Der Existenzwert ist wie der Sym-
bol- oder Nutzwert eintauschbar gegen andere
Werte; er beansprucht also keine kategorische
Geltung.
Neben diesen 4 „realen“ Wertkategorien betont der
Beirat gesondert die Bedeutung des Optionswertes.
Damit ist die Möglichkeit einer künftigen Realisie-
rung eines Wertes gemeint. Über den Wahrschein-
lichkeitsbegriff ist der Optionswert mit allen anderen
Wertdimensionen verknüpft. Somit ist der Options-
wert mit den anderen Wertkategorien nicht unmittel-
bar zu vergleichen, sondern steht jeweils daneben
und ist mit dem jeweils anderen Wert (Realwert)
über die Wahrscheinlichkeit für dessen Eintreten
verknüpft (Tab. H 5.6-1). Mit der expliziten Beto-
nung der Bedeutung des Optionswertes möchte der
Beirat der Tendenz entgegenwirken,daß diese Wert-
dimension bei der Auswahl von Handlungsoptionen
nicht angemessen berücksichtigt wird.
Diese Gliederung in eine Hierarchie von Wertdi-
mensionen soll lediglich als eine erste Entschei-
dungshilfe bei der Bewertung von möglichen Hand-
lungsoptionen oder bei der Aufstellung verbindlicher
Handlungsnormen dienen. Die meisten Abweichun-
gen von dieser Hierarchie sind dort zu erwarten, wo
die Unsicherheit über die mögliche Nutzenstiftung
biosphärischer Leistungen sehr hoch ist. Beispiels-
weise steht vielfach einem sicheren Nutzwert (etwa
Holzverkäufe aus Kahlschlag) ein höchst unsicherer
Optionswert in wesentlich größerer Tragweite (etwa
Vernichtung eines möglichen natürlichen Krebsbe-
kämpfungsmittel) oder einer marginalen Verletzung
eines ansonsten kategorischen Funktionswertes (Be-
einflussung des Weltklimas) entgegen. In solchen
Fällen läßt sich der Hierarchie der Wertdimensionen
keine eindeutige Entscheidungsregel entnehmen.
Dies ist auch nicht die im Vordergrund stehende In-
tention.Zum einen greifen bei einer Beurteilung von
Handlungsoptionen auf regionaler Ebene z.B.die er-
wähnten Kriterien der Nichtsubstituierbarkeit und
der Irreversibilität, zum anderen ist das Ziel dieser
Reihung insbesondere auch darin zu sehen, daß auf
die generelle Bedeutung der verschiedenen Wertka-
tegorien aufmerksam gemacht wird, ohne daß mit
dieser Reihung der Anspruch einhergeht, diese
Rangfolge müßte sich bei jeder zu bewertenden
Handlungsoption einstellen. Bei schwierigen Abwä-
gungsprozessen sind dann zusätzlich prozedurale
Kriterien heranzuziehen, auf die weiter unten einge-
gangen wird (Kap.6).
H 5.7
Fazit zur ökonomischen Bewertung
Grundlage einer (ökonomischen) Bewertung sollten
zunächst immer die individuellen Präferenzen sein.
Auch eine Studie im Auftrag des Umweltbundesamts
(UBA) kommt zu dem Ergebnis, daß „in bezug auf
die Erhaltung und Entwicklung der Biodiversität die
Wertschätzungen und Intentionen der letzteren [der
Gesellschaftsmitglieder] die Richtschnur für zu er-
greifende Maßnahmen darstellen, soweit sie nicht
aus übergeordneten moralischen Gründen der Kor-
rektur bedürfen.“ (Geisendorf et al., 1998). Aus-
gangspunkt ist also die auf individuellen Präferenzen
basierende Bewertung der Biosphäre. Strategien
zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der Bio-
sphäre sollten daher an den individuellen Bewertern
ansetzen und ihre Wertschätzung der Biosphäre stär-
ken.Nur wenn solche Strategien nicht ausreichen,ist
eine Bewertung von außen,die nicht auf individuelle
Präferenzen abstellt, zusätzlich in den Bewertungs-
prozeß zu integrieren.Insgesamt wird die Bedeutung
ökonomischer Bewertungen als sehr hoch angese-
hen.Zudem wird durch den heuristischen Charakter
des Konzepts des ökonomischen Gesamtwertes
deutlich, daß bei jeglicher Betrachtung der Biosphä-
re die gesamte Bandbreite der unterschiedlichen An-
sprüche – und damit der Werte – berücksichtigt wer-
den muß, ungeachtet der methodischen Schwierig-
keiten, die bei einer exakten monetären Bewertung
entstehen. Die Bedeutung ökonomischer Ansätze
zeigt sich auch in der Biodiversitätskonvention, wo
an vielen Stellen auf den Bedarf und das Erfordernis
hingewiesen wird,Werte präziser zu erfassen und zu
quantifizieren.
Tabelle H 5.6-1
Das Reihungsschema des Beirats.
Quelle:WBGU
Realwert Entsprechender Ethisches
Optionswert Prinzip
Funktionswert F F * pF Kategorisches Prinzip
Nutzwert N N * pN Kompensatorisches 
Prinzip
Symbolwert S S * pS Kompensatorisches 
Prinzip
Existenzwert E E * pE Kompensatorisches 
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Die Erläuterungen zu den ökonomischen Werten
und ihrer Anwendung auf die Biosphäre haben ge-
zeigt, daß sehr oft eine begründbare, eindeutige Be-
wertung von Handlungsoptionen nicht möglich ist.
Wie also ist in diesen Fällen vorzugehen? Nach wel-
chen Kriterien kann man dann eine Abwägung vor-
nehmen? Konflikte bei Abwägungen lassen sich in
der Regel (von dominanten, subdominanten oder
Fällen mit absolut gleichen Wertverletzungen auf je-
der Dimension einmal abgesehen) nicht durch ethi-
sche Überlegungen allein lösen. Die Ethik würde
sich überfordern, wenn sie verspräche, konkrete
Handlungsnormen oder Gewichtungen der relevan-
ten Bewertungsdimensionen allein aus ethischen
Wissensbeständen für alle verbindlich abzuleiten. In
den Abwägungsprozeß selbst gehen stets subjektive
Bewertungen ein,die zwar ethisch begründet werden
können,die aber keine universelle Geltungskraft ge-
genüber Dritten beanspruchen oder eine eindeutige
Prioritätensetzung für alle erzwingen.
Wie geht man mit konkurrierenden ethischen Be-
wertungen um? In diesem Dilemma hat sich die
Ethik auf prozedurale Kriterien konzentriert (Ott,
1996). Diese Kriterien sollen sicherstellen, daß Per-
sonen, die eine Abwägung zwischen den verschiede-
nen Wertdimensionen treffen müssen, dies in fairer
und kompetenter Weise tun (Renn und Webler,
1998). Fair bedeutet dabei, daß jeder, der an der Ab-
wägung teilnimmt, eine gleiche Chance erhält, seine
Argumente und Begründungen vorzustellen und an-
dere zu kritisieren;kompetent bedeutet,daß der Pro-
zeß der Prüfung von Argumenten nach logischen und
nachvollziehbaren Kriterien erfolgt.Die Ethik bietet
Prüfverfahren für Abwägungsprozesse an,die es den
Bewertern ermöglichen,nach rational-logischen Ge-
setzmäßigkeiten getreu der von ihnen anerkannten
primären Prinzipien Handlungsoptionen zu beurtei-
len und Prioritäten festzulegen. Eine solche konsi-
stente Bewertungsstrategie kann sowohl von einem
einzelnen Bewerter selbst oder in Verhandlungen
mit unterschiedlichen Bewertergruppen umgesetzt
werden. Weil die Erhaltung der Biosphäre weitge-
hend einen Gegenstand politischer Verhandlungen
darstellt und solche Abwägungen meist in Absprache
mit vielen Akteuren erfolgt,soll im folgenden nur auf
diesen Aspekt eingegangen werden.
In welcher Weise können ethische Überlegungen
Hilfestellung für eine rationale und faire Verhand-
lungsführung leisten? Wie lassen sich allgemeine
Verbindlichkeiten trotz Pluralität von Moralsyste-
men und Präferenzen und trotz der Unüberwindbar-
keit der Probleme bei der Letztbegründung festle-
gen? Im folgenden sind einige wichtige Gestaltungs-
normen für die Verhandlungsführung aufgeführt
(Renn und Webler,1998):
1. Es ist sicherzustellen,daß alle an den Verhandlun-
gen beteiligten Personen den aktuellen Wissens-
stand über die möglichen Folgen unterschiedli-
cher Handlungsoptionen (Handlungsoptionen
schließen auch allgemeinverbindliche Handlungs-
begrenzungen im Sinn von Normen und Vereinba-
rungen ein) kennen bzw. mobilisieren können.
Dabei ist in Analogie zur Klassifikation der Risi-
ken (WBGU, 1999a) darauf zu achten, daß Folge-
wirkungen in ihrem Ausmaß, der Wahrscheinlich-
keit ihres Eintreffens und in der Spanne der ver-
bleibenden Unsicherheiten dargestellt werden.
Nur auf der Basis eines soliden und ehrlichen
Überblicks über die zu erwartenden Handlungs-
folgen kann eine ethisch begründbare Abwägung
erfolgen.
2. Es ist sinnvoll, sich in Verhandlungen zunächst
einmal pragmatisch auf die wesentlichen primä-
ren Prinzipien festzulegen. Diese Prinzipien sind
in der Regel bereits in den allgemein anerkannten
Menschenrechten niedergelegt. Die amerikani-
schen Bioethiker Beauchamp und Childress
(1994) haben dazu einige Leitprinzipen aufge-
stellt, die sich ihrer Meinung nach als primäre
Prinzipien in Diskursen bewährt haben. Diese
Prinzipien sind wiederum im Sinn einer Hierar-
chie zu verstehen (zitiert nach Revermann,1998):
– Prinzip der Nichtschädigung (keine Schädigung
von Leib,Leben und Eigentum),
– Prinzip der Autonomie (Berücksichtigung der
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– Prinzip des Wohltuns (Vermeidung oder Behe-
bung von Schäden oder die Verbesserung einer
als nicht akzeptabel angesehenen Situation),
– Prinzip der Gerechtigkeit (zumindest formale
Gleichheit bei der Zuordnung von Rechten
und Pflichten bei gleichgelagerten Fällen).
Langatmige Diskussionen über anthropozentri-
sche oder biozentrische Perspektiven sind dage-
gen meist kontraproduktiv,weil die Implikationen
beider Standpunkte weniger weit auseinander lie-
gen, als die grundsätzlichen Positionen es nahele-
gen. Auch bei der weiteren Erläuterung von pri-
mären Prinzipien sollte man eher weich formulie-
ren und dafür bei den konkreten Handlungsnor-
men auf möglichst konkrete Ausdifferenzierung
und Präzisierung achten.
3. Bei der Einbindung von sekundären Prinzipien
und Normen ist dagegen eine ausführliche Debat-
te notwendig. Vor allem gilt es, die Bandbreite
normativer Aussagen festzulegen. Damit ist eine
Einengung auf die Normen und Prinzipien ge-
meint, die für das anstehende Problem relevant
sind.Verschiedene Verfahren, wie die im WBGU-
Sondergutachten vorgestellte Wertbaum-Analyse
sind dazu prinzipiell geeignet (WBGU, 1999b;
Renn, 1997). Auf der einen Seite ist es erforder-
lich, nur die Kriterien zuzulassen, die in einem in-
neren Zusammenhang mit der Thematik liegen,
andererseits erfordert es das Gebot der Fairneß,
alle Werte und Normen, die von den jeweiligen
Parteien vorgetragen werden,so weit wie möglich
zu berücksichtigen.
4. Um in der praktischen Durchführung von Ver-
handlungen normative Kriterien und Prinzipien
zu diskutieren, ist es notwendig, die Teilnehmer
auf bestimmte Regeln für Begründungsformen
hinzuweisen.Gefordert ist die Einhaltung von for-
malen Kriterien wie Kohärenz (Widerspruchsfrei-
heit) und Konsistenz (logische Folgerichtigkeit).
Daneben gelten inhaltliche Kriterien wie das der
Reziprozität („Was Du nicht willst, daß man Dir
tu’, das füg’ auch keinem anderen zu“) oder das
der Subsumtion eines zu prüfenden Kriteriums
unter einem anderen, bereits als gültig anerkann-
ten Oberkriterium.In der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit kommt dazu noch die Kompatibilität mit
den gesetzlichen Bestimmungen oder auch inter-
nationalen Vereinbarungen, die im Idealfall die
vorangegangenen, auf Konsens oder Mehrheits-
beschluß fußenden Vereinbarungen der Gemein-
schaft über kollektiv bindende Werte und Ziele
widerspiegeln.
5. Im Verlauf der Verhandlungen treten unterschied-
liche Konflikte auf,die auch unterschiedliche For-
men der Bearbeitung erforderlich machen. Die
wesentlichen Konflikte ergeben sich auf der kog-
nitiven Ebene (Was ist richtig?),der Interessenebe-
ne(Was nützt mir?),der Wertebene(Was ist für ein
gutes Leben notwendig?) und der normativen
Ebene (Was kann ich allen Beteiligten zumuten?).
6. Um Konflikte auf diesen unterschiedlichen Ebe-
nen aufzulösen,sind übergeordnete Kriterien not-
wendig, auf die man sich in Verhandlungen eini-
gen muß (ähnliche Argumentation in Dryzek,
1990).Bei kognitiven Konflikten können dies me-
thodologische Regeln der Beweisführung sein
oder bei Wertkonflikten empirische Maßstäbe ei-
nes geglückten Lebens. Besondere Probleme er-
geben sich bei den normativen Konflikten,da hier
die Frage nach der Begründung,wie oben ausführ-
lich dargelegt, im Sinn intersubjektiver Verbind-
lichkeit kaum einzulösen ist. Es lassen sich stets
unterschiedliche Beurteilungskriterien als be-
gründbar oder nicht begründbar einstufen. Die
meisten Ethiker gehen heute davon aus, daß un-
terschiedliche Typen und Schulen ethischer Be-
gründung von Prinzipien und Normen parallel
Gültigkeit beanspruchen können, es also den be-
teiligten Gruppen überlassen bleibt, welche Art
ethisch legitimer Rechtfertigung sie benutzen
wollen (Ropohl, 1991; Renn, 1997). Die Grenzen
partikularer Begründungen ergeben sich aller-
dings dort,wo von allen akzeptierte primäre Prin-
zipien verletzt werden (etwa die Menschenrech-
te).Ansonsten sind Normen dann als legitim ein-
zustufen, wenn sie im Rahmen ethischer Beweis-
führung stringent begründet werden können und
nicht im Widerspruch zu universellen Normen,die
für alle als verbindlich angesehen werden, stehen.
Dabei können und werden Konflikte entstehen,
z. B. daß legitime Normableitungen aus der Per-
spektive der Gruppe A im Widerspruch stehen zu
den ebenfalls legitimen Ableitungen der Gruppe
B (Shrader-Frechette,1988).Um dennoch zu einer
gemeinsamen Auswahl an Normen zu kommen,ist
entweder ein Portfolio von noch begründbaren
parallel einzusetzenden Normen zu erstellen,oder
aber es müssen Kompensationslösungen geschaf-
fen werden,bei denen eine Partei die andere dafür
entschädigt, daß sie ihre legitimen Handlungsop-
tionen zugunsten einer gemeinsamen Option auf-
gibt.
7. Bei der Wahl von möglichen Handlungsoptionen
oder auch Normen können die Optionen von
vornherein ausgeschlossen werden, die kategori-
sche Prinzipien verletzen, indem sie etwa die sy-
stematische Funktionsfähigkeit der Biosphäre für
menschliche Nutzungsmöglichkeiten der Zukunft
gefährden (Leitplanken) überschreiten. Gleich-
zeitig müssen alle subdominanten Optionen aus-
geschlossen werden. Häufig sind subdominante
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monetäre Gewinne für eine Partei versprechen,
die aber im Lauf der Zeit zu anhaltenden Verlu-
sten oder globalen Risiken führen (Beck,1996).In
diesem Fall ist an eine Zwischenfinanzierung oder
eine Kompensation durch Dritte zu denken.
8. Es macht Sinn, bei der relativen Gewichtung der
verschiedenen Bewertungsdimensionen die Hier-
archisierung von Werten in der Form vorzuneh-
men, wie sie oben beschrieben wurde. Dabei soll-
te deutlich werden, daß symbolische Wertungen
für das subjektive Wohlbefinden und die Ausge-
staltung eines „guten“ Lebens ebenso große nor-
mative Berechtigung haben wie materielle Nutz-
werte; gleichzeitig ist aber die Sicherstellung öko-
nomischer Grundfunktionen häufig Vorausset-
zung für das Wirksamwerden symbolischer
Zuordnungen. Bei der Bewertung von Options-
werten ist zunächst zu klären, ob Informationen
über Wahrscheinlichkeiten und Nutzenpotentiale
vorliegen. Wenn ja, ist die Höhe der Diskontie-
rung von gegenwärtiger versus künftiger Nutzung
festzulegen. Für viele Formen ökologischer Risi-
ken mag es dabei gerechtfertigt sein,Diskontsätze
von Null oder nahe Null anzugeben.Wenn Infor-
mationen über die Wahrscheinlichkeit von Nut-
zungspotentialen nicht vorliegen – und dies ist die
Regel -, kann man nur nach funktionalen Ge-
sichtspunkten (Vorhandensein von Funktions-
äquivalenten) oder nach Expertenschätzung ver-
fahren.Gleichzeitig können durch dezentrale An-
reizsysteme und Haftungsvereinbarungen Impul-
se für die Wissensbereitstellung und ständige
Anpassungsprozesse gesetzt werden. In jedem
Fall ist aber der Existenzwert bei der Abwägung
mit zu berücksichtigen.
9. Bei der Abwägung von Handlungsoptionen kön-
nen formale Verfahren der bilanzierenden Beur-
teilung hinzugezogen werden. Unter diesen Ver-
fahren haben sich vor allem die Kosten-Nutzen-
Analyse wie die Nutzwertanalyse bewährt. Das
erste Verfahren beruht im wesentlichen auf dem
Ansatz der „revealed preferences“, d. h. aus dem
in der Vergangenheit gezeigten Präferenzverhal-
ten der Menschen ausgedrückt in Preisen, das
zweite auf dem Verfahren der „expressed prefe-
rences“, also der expliziten Angabe von relativen
Gewichtungen zwischen den verschiedenen Nut-
zendimensionen (Fischhoff et al., 1982). Beide
Verfahren sind aber nur Hilfsmittel bei der Abwä-
gung und können eine ethische Reflexion der Vor-
und Nachteile nicht ersetzen.
10.Bei der Festlegung von Handlungsoptionen und
vor allem von Handlungsnormen ist darauf zu
achten, daß die Implementationsbedingungen
und Überprüfungskriterien zusammen mit den
Normen spezifiziert werden. Normen haben nur
so viel Geltungskraft, wie sie auch durchgesetzt
werden können.H7 Folgerungen für den Biosphärenschutz
Was ist der Beitrag der Ethik zur Klärung der Mög-
lichkeiten und Grenzen der Biosphärennutzung?
Die Nutzung von (kultivierter) Natur ist eine anthro-
pologische Notwendigkeit.Der Mensch verfügt über
ein reflexiv wirkendes Bewußtsein und damit ver-
bunden ein kausales Erkenntnisvermögen, das ihn
befähigt, Ursache und Wirkungen antizipativ zu er-
fassen und produktiv in eigenes Handeln umzuset-
zen. Dieses Wissen ist die Triebfeder der kulturellen
Evolution und der Entwicklung von Technik, Agri-
kultur und Städtebau. Mit der Herrschaft über ein
immer größer werdendes Potential an Gestaltungs-
und Interventionsmöglichkeiten in Natur und Sozial-
wesen ist im Lauf der Menschheitsgeschichte aber
auch das Potential an Mißbrauchs- und Ausbeu-
tungsmöglichkeiten angewachsen. Während dieses
Potential im Bereich der Beziehungen der Menschen
untereinander schon früh in den philosophischen
Überlegungen und rechtlichen Normen seinen Nie-
derschlag gefunden hat, ist die Frage nach der Ver-
antwortung des Menschen gegenüber der Natur erst
in jüngerer Zeit zum Gegenstand intensiver Überle-
gungen geworden. Bei diesen Überlegungen spielen
zunehmend ethische Erwägungen eine wichtige Rol-
le. Sie bieten zum einen die Möglichkeit, auf der Ba-
sis verallgemeinerungsfähiger Kriterien konkrete
Normen und Verhaltensoptionen zu überprüfen,und
zum anderen vermitteln sie prozedurale Ratschläge,
um eine rationale und faire Abwägung von zu erwar-
tenden positiven und negativen Auswirkungen vor-
zunehmen.
Für die Begründung von Prinzipien und Normen
zum Biosphärenschutz ist eine Unterteilung in kate-
gorische und kompensationsfähige Ge- und Verbote
sinnvoll. Sobald menschliche Aktivitäten die Leit-
planken der kategorischen Prinzipien überschreiten,
ist dringender Handlungsbedarf geboten. Wie aber
läßt sich feststellen,daß eine Übertretung erfolgt und
– besser noch – wie läßt sich eine Übertretung sol-
cher unverletzlichen Normen und Prinzipien von
vorneherein verhindern? Dazu vier zentrale Überle-
gungen:
Zum ersten hat der WBGU (1996b, 1998a) in fast
allen Gutachten der letzten Jahre internationale
Funktionseinheiten gefordert, die eine Monitoring-
und Frühwarnfunktion ausüben (so etwa der Vor-
schlag für ein UN Risk-Assessment-Panel im Jahres-
gutachten 1998, siehe WBGU, 1999a). Solche Funk-
tionseinheiten sollten nicht als neue Behörde organi-
siert werden,sondern vielmehr als ein Netzwerk von
Wissenschaftlern und professionellen Beobachtern,
die schnell und zuverlässig eine Diagnose über be-
reits eingetretene oder bevorstehende Leitplanken-
überschreitungen erstellen können. Diese Funktion
ist auch und gerade im Bereich der Biosphärennut-
zung notwendig, weil nur durch die Auswertung glo-
baler Daten und Entwicklungen Verletzungen der
kategorischen Werte festgestellt werden können.
Zum zweiten sind internationale Vereinbarungen
dringend erforderlich, die zumindest die kategori-
schen Werte schützen helfen. Da bei kategorischen
Gefährdungen Argumente für eine Wertverletzung
in der Diskussion kaum Bestand haben werden, ist
die Aussicht einer Übereinkunft dort sehr groß.Die-
se Vorgehensweise ist in der Literatur als Triage-Stra-
tegie bezeichnet worden (Rolston, 1994a). Priorität
haben solche Vereinbarungen, die einerseits effekti-
ven Schutz versprechen und andererseits ethisch ein-
deutig gerechtfertigt erscheinen.
Zum dritten sieht der Beirat die Durchsetzungs-
chancen der ethisch gebotenen Handlungsweisen zur
schonenden Nutzung der Biosphäre weniger durch
Konventionen oder ordnungsrechtliche Verordnun-
gen gesichert (von kategorischen Normen einmal ab-
gesehen).Vielmehr vertraut er in stärkerem Maß auf
die Schaffung dezentraler Anreizsysteme, die einer-
seits Impulse für die notwendige Wissensbereitstel-
lung und andererseits ökonomische Anreize für
ethisch gebotene Verhaltensweisen vermitteln. Da
Schonung und Erhaltung der Biosphäre ein globales
Gut darstellt und Nutznießer und Kostenträger häu-
fig auseinanderfallen,sind zudem Verhandlungen auf
internationaler wie auf subpolitischer Ebene (multi-
nationale Konzerne,NRO usw.) notwendig.
Zum vierten erscheint dem Beirat zur Durchset-
zung kategorischer Leitplanken eine analytische
Trennung in drei Strategien des Biosphärenschutzes
zielführend. Dabei ist davon auszugehen, daß die322 H Bewertung der Biosphäre
Einteilung in die drei Kategorien nicht ohne Konflik-
te ablaufen wird. Hier könnte man ein diskursives
Verfahren der Entscheidungsfindung einsetzen, des-
sen Grundregeln weiter oben skizziert wurden. Fol-
gende Strategien sind vom Beirat erarbeitet worden:
• Die erste Strategie ist die des vollständigen Schut-
zes unter starker Einschränkung jeglicher Nut-
zung durch den Menschen (Noah-Strategie).
• Die zweite Strategie sieht ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Schutz und Nutzungsinteressen
vor, wobei eine extensive Nutzung mit der Erhal-
tung der jeweiligen Ökosysteme einhergehen soll.
Gefordert ist dabei eine selektive Nutzungsform
(Kurator-Strategie).
• Die dritte Strategie setzt auf optimale Nutzung
unter Einbezug von vordringlichen Schutzinteres-
sen. Leitbild wäre hier eine intensive und gleich-
zeitige nachhaltige,d.h.auf Dauer angelegte Nut-
zung der Naturressourcen (Demiurg-Strategie).
Die erste Strategie ist dann zu empfehlen, wenn in
der Tat kategorische Werteauf dem Spiel stehen oder
aber bei der Abwägung eindeutig Schutzinteressen
vor Nutzungsinteressen stehen. Da in solchen Fällen
die Nutzungsinteressen häufig bei anderen Bevölke-
rungsgruppen anfallen als die Schutzinteressen,ist es
unabdingbar, daß Ausgleichszahlungen oder zumin-
dest Ausgleichsleistungen erfolgen, durch die der er-
wartete Nutzengewinn der Weltgemeinschaft mit de-
nen geteilt wird, die durch den Schutz in ihren Nut-
zungsrechten eingeschränkt werden.Wenn z. B. eine
unbedingt erhaltenswerte Landschaft weitgehend
von ökonomischer Nutzung freigehalten werden soll,
damit die gesamte Menschheit davon langfristig pro-
fitieren kann, muß die lokale Bevölkerung, deren
Einkommensmöglichkeiten dadurch erheblich be-
schränkt werden, adäquat mit einem Zusatzeinkom-
men oder einem zusätzlichen Nutzen entschädigt
werden. Ideal sind in diesem Fall selbst tragende
Strukturen in den betroffenen Gebieten, in denen
durch ökonomische Anreize und dezentrale Steue-
rungsmechanismen eine Schutzfunktion wahrge-
nommen wird. Ausgleichszahlungen sollen also si-
cherstellen, daß diese Strategie nicht auf Kosten der
meist armen Lokalbevölkerung durchgesetzt wird.
Gleichzeitig wird damit auch die Zahlungsbereit-
schaft der reichen Länder, zugunsten eines globalen
Nutzens auf eigenes Einkommen zu verzichten, auf
die Probe gestellt. Dieser Mechanismus der Aus-
gleichszahlungen ist auch ein wirksames Regulativ
dafür, daß ein Verbot von weitreichender Nutzung
nur in den Fällen erfolgt, in denen auch wirklich ka-
tegorische Werte verletzt werden oder eindeutige
Abwägungsurteile vorliegen.
Die zweite Strategie ist immer dann von Nutzen,
wenn bei der Abwägung zwischen Nutzen und
Schutz Zielkonflikte auftreten und ein eindeutiges
Abwägungsurteil schwer fällt. In diesem Fall macht
es Sinn,kreative Lösungen im Sinn von Schutz durch
Nutzung zu finden. Auch hier müssen ökonomische
Anreize geschaffen werden,die sicherstellen,daß die
Nutzer nicht das maximale Potential ausschöpfen,
sondern zugunsten des langfristigen Schutzes exten-
sive Formen der Bewirtschaftung bevorzugen. Wie
diese Forderung im einzelnen umzusetzen ist,behan-
delt das Kap.E 3.3.3 „Schutz durch Nutzung“.
Die dritte Strategie geht ähnlich wie die erste von
kategorischen Werten oder eindeutigen Abwägungs-
urteilen aus – diesmal allerdings in umgekehrter
Richtung. Mehr als 6 Mrd. Menschen auf der Welt
müssen ausreichend mit Nahrungsmitteln und ande-
ren Produkten sowie Dienstleistungen versorgt wer-
den.An den Flächen,in denen intensive Bewirtschaf-
tung ohne schwerwiegende Beeinträchtigung der
Biosphäre möglich ist, ist es nicht nur ethisch tolera-
bel,sondern geradezu geboten,diese Potentiale auch
intensiv zu nutzen.Hier ist allerdings sicherzustellen,
daß die natürlichen Voraussetzungen,die eine inten-
sive Nutzung erst ermöglichen, auch in der Zukunft
noch Bestand haben. Gefordert ist also eine intensi-
ve Naturnutzung unter Berücksichtigung nachhalti-
ger Rahmenbedingungen.
Die Befolgung dieser drei Strategien ist nicht nur
geographisch im Sinn einer räumlichen Differenzie-
rung von global zu national und regional zu verste-
hen. Auch innerhalb eines regionalen Raums (etwa
einer Stadt) lassen sich auf Teilflächen oder in be-
stimmten Funktionsräumen jeweils unterschiedliche
Strategien verfolgen. Die analytische Trennung in
drei Strategien ist demnach auch auf lokaler, regio-
naler und nationaler Ebene sinnvoll anzuwenden.
Bei der Bearbeitung der globalen Dimensionen des
Biosphärenschutzes ist der Beirat allerdings davon
überzeugt,daß die einfache Aufteilung in drei grund-
legende Strategien,die sich logisch aus den ethischen
Überlegungen ableiten lassen, eine wichtige Hilfe
zur Diagnose der heutigen Probleme wie auch zur
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Der Beirat hat im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um Nachhaltigkeit das Leitplankenkonzept ent-
wickelt, das zu einer Operationalisierung dieses Be-
griffs beitragen soll (WBGU, 1996a, 1998a). In die-
sem Kapitel wird versucht, dieses Konzept auf die
Biosphäre anzuwenden, indem aus den in Kap. C–H
angestellten Überlegungen Prinzipien abgeleitet
werden, welche die Entwicklung von Mensch und
Gesellschaft als Teil der Biosphäre sichern helfen
können.
Leitplanken sind bestimmte, quantitativ definier-
bare Schadensgrenzen, deren Überschreiten jetzt
oder in der Zukunft derart intolerable Folgen mit
sich bringt, daß auch große, einmalige Nutzenvortei-
le diese Schäden nicht ausgleichen können. Durch
die Leitplanken werden Bereiche abgegrenzt,die ge-
mieden werden müssen,da dort von einer Verletzung
des Nachhaltigkeitsgebots ausgegangen werden
kann (WBGU, 1998a). Es wird also nicht ein „opti-
maler“ Zielzustand definiert und ein enger Pfad oder
„Leitstrahl“ zu diesem Ziel vorgegeben, sondern es
werden innerhalb der Leitplanken breite Entwick-
lungsspielräume eröffnet, in denen Lern- und Such-
prozesse unbehindert ablaufen können. Das Über-
schreiten der Leitplanken in den Bereich der Nicht-
nachhaltigkeit muß allerdings sicher verhindert wer-
den.
Die Anwendung dieses Konzepts auf die Biosphä-
re erfolgt zum einen auf der regionalen Ebene (Kap.
I 1.1), in der sich das konkrete Handeln der Men-
schen abspielt, und zum anderen auf der globalen
Ebene (Kap. I 1.2–I 1.6), auf der sich in der Zusam-
menschau Notwendigkeiten erkennen lassen,die aus
der regionalen Perspektive nicht sichtbar werden
können. Dabei ist es vor allem wegen der – im Gut-
achten vielfach angesprochenen – großen Unsicher-
heiten und Wissensdefizite nicht immer möglich,
exakte Leitplanken im Sinn präziser, quantifizierba-
rer Grenzen anzugeben, wie dies dem Beirat beim
globalen Klimaschutz gelungen ist (WBGU, 1995,
1998b). Daher werden zunächst „biologische Impe-
rative“ formuliert, die Prinzipien vermitteln sollen,
mit denen die Werte der Biosphäre für heutige und
kommende Generationen erhalten und nachhaltig
genutzt werden können. Diese Imperative spiegeln
im wesentlichen die Kategorisierung der Werte wi-
der,die in Kap.H vorgestellt wurde.
Auf regionaler Ebene läßt sich die Leitplanken-
strategie konkret in die Ausweisung von Schutzge-
bieten (Typ „N“, Schutz vor Nutzung; Kap. E 3.3.2)
übersetzen. In Schutzgebieten werden für die Biore-
gion wichtige Ökosystemleistungen erbracht (z. B.
Erosionsschutz durch Hangwälder oder Überflu-
tungsschutz durch Auen) und wertvolle Arten ge-
schützt.Aus diesem Grund müssen sie der wirtschaft-
lichen Nutzung vorenthalten bleiben. Außerdem
werden für die anderen beiden Typen der Landnut-
zung (Typen „M“, Schutz durch Nutzung, und „W“,
Schutz trotz Nutzung;Kap E 3.3.1) „Leitlinien“ defi-
niert. Diese sind, im Gegensatz zu allgemeinen Prin-
zipien (Imperative) oder numerisch definierbaren
Schadensgrenzen (Leitplanken),als konkrete Mana-
gementregeln zu verstehen, deren Einhaltung auch
bei den intensiv genutzten Ökosystemen sicherstellt
(Kasten I1.1-1),daß z.B.der Erosionsschutz oder die
Vermeidung von Eutrophierung gewährleistet blei-
ben.Die Angabe von Leitplanken,außerhalb derer z.
B. eine Erosionsrate oder ein Nährstoffaustrag als
nicht mehr nachhaltig gilt, würde – neben anderen
Faktoren – eine differenzierte Betrachtung der je-
weiligen Boden- und Klimaverhältnisse verlangen
und ist eine wichtige Forschungsfrage.
Die Leitlinien für die Nutzung nachwachsender
Ressourcen betreffen sowohl die extensive als auch
die intensive Landnutzung (und entsprechend die
Nutzung aquatischer Lebensräume) und werden re-
gional umgesetzt. Leider ist jedoch ihre Anwendung
in absehbarer Zeit nicht überall zu erwarten: die be-
obachteten Trends sprechen sowohl in den Industrie-
gesellschaften wie in den Entwicklungsländern eine
andere Sprache (Kap.C).
Die Definition von Leitplanken auf globaler Ebe-
ne ist notwendig, um bei Mißachtung der Leitlinien
zu gewährleisten, daß die Mindestvoraussetzungen
für das gemeinsame Überleben von Biosphäre und
menschlichen Gesellschaften erfüllt werden. Das
Konzept globaler Leitplanken oder „Mindestsicher-
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Zusammenhängen verfolgt hat,kann im Prinzip auch
auf die Biosphäre angewandt werden.Die numerisch
exakte Definition solcher Grenzen menschlichen
Handelns – die notwendigerweise immer eine nor-
mative Komponente enthalten – ist aber gerade im
globalen Maßstab für die Biosphäre wegen der gro-
ßen Unsicherheiten besonders schwierig.
Dennoch wird hier eine numerische Festlegung im
Sinn einer Leitplanke angegeben, weil die Gefähr-
dung der Biosphäre und der Verlust biologischer
Vielfalt ein schwerwiegendes Risiko des Globalen
Wandels darstellt, das vom Beirat in den Risikotyp
„Kassandra“ eingeordnet wurde (Kap.B;zur Risiko-
klassifizierung siehe WBGU,1999a).Wegen der Ver-
zögerungswirkung,die mit diesem Risikotyp verbun-
den ist, wird Warnern nur selten Gehör geschenkt,
denn die schädlichen Auswirkungen sind in der Ge-
genwart nicht erleb- und vorstellbar.Wie im Risiko-
gutachten des Beirats ausgeführt (WBGU, 1999a),
sind Selbstverpflichtungen der globalen Akteure und
internationale Koordination wesentliche Instrumen-
te, um die Langfristverantwortung gegenüber Kas-
sandra-Risiken zu stärken. In diesem Sinn sind auch
die in Kap. I 1.1–1.5 vorgestellten globalen biologi-
schen Imperative und die in I 1.6 als Fazit genannte
Leitplanke (10–20% der weltweiten Landflächen als
Naturschutzfläche auszuweisen) zu interpretieren:
sie können Elemente einer globalen Strategie dar-
stellen, die von den bestehenden internationalen In-
stitutionen aufgegriffen und in deren Handlungspro-
gramme aufgenommen werden sollten.
I 1.1
Erster biologischer Imperativ: Integrität der
Bioregionen bewahren
Angewandt auf die bioregionale Ebene (Kap. E 3.9)
bedeutet das Leitplankenkonzept zweierlei. Zum ei-
nen ist es sinnvoll,bestimmte Gebiete mit Nutzungs-
beschränkungen zu belegen (Typ „N“, Kap. E 3.3.1),
bei denen die Erhaltung von Regelungsfunktionen
oder das Bereitstellen ökosystemarer Leistungen im
Vordergrund stehen sollte (z. B. Verzicht auf wirt-
Kasten I 1.1-1
Leitlinien der multifunktionalen Nutzung
nachwachsender Ressourcen 
Leitlinie: Erhaltung oder Wiederherstellung der Regelungs-
funktion intensiv genutzter Ökosysteme.
Eine multifunktionale Nutzung nachwachsender Res-
sourcen führt zur Verminderung der Stoffbelastung genutz-
ter Systeme und deren Nachbarsysteme durch die
• Reduktion interner Entkopplungsprozesse des Stoff-
und Energieumsatzes,
• Synchronisation der Abbau-, Umbau- und Aufbaupro-
zesse lebender und toter Biomasse,
• Minimierung der Bodendegradation (Erosion, physika-
lische und chemische Degradation),
• Eliminierung unerwünschter Stoffdefizite,
• Schaffung ausgeglichener Stoffbilanzen,
• Vermeidung von Eutrophierungen und Toxifizierungen
aus diffusen oder Punktquellen,
• Zustands- und Belastungsüberwachung der Systeme.
Leitlinie: Erhaltung oder Wiederherstellung der Lebens-
raumfunktion genutzter Ökosysteme.
Eine multifunktionale Nutzung nachwachsender Res-
sourcen führt zur Erhaltung der biologischen Vielfalt auf
Arten- und Biotopniveau und damit verbunden zu erhöhter
Elastizität und Resilienz der genutzten Ökosysteme durch 
• Vielfalt der Nutzung in ihrer zeitlichen und räumlichen
Anordnung,
• Schaffung von Mischbeständen und diversen Fruchtfol-
gen,
• Erhaltung der standörtlichen Vielfalt,
• Einrichtung nichtgenutzter Ausgleichsflächen und
Schutzzonen (temporär,regional),
• weitgehende Vermeidung des Einsatzes von Bioziden,
• Schutz bedrohter Arten,
• Anpassung der Nutzung an die Produktivität der Be-
stände,
• Aufklärung der Abhängigkeiten und Wechselwirkungen
unter den Lebensgemeinschaften,
• Monitoring und Beschreibung der Organismengesell-
schaften und deren Veränderungen.
Leitlinie:Langfristige Erhaltung oder Wiederherstellung der
Nutzungsfunktion genutzter Ökosysteme unter Berücksich-
tigung ökonomischer und ökologischer Gegebenheiten.
Eine multifunktionale Nutzung nachwachsender Res-
sourcen führt zu einer Nahrungs-, Futtermittel- und Roh-
stoffproduktion, bei der Energie- und Stoffumsätze opti-
miert werden.Dies wird erreicht durch die 
• Reduzierung von Stoff- und Energieverlusten (Kreis-
laufwirtschaft),
• Reaktivierung oder Förderung von Prozessen der
Selbstregulation,
• Optimierung des Pflanzen- und Bodenschutzes,
• ressourcenschonende Bewirtschaftung durch Optimie-
rung der Nutzungsstrategien,
• Erweiterung des Spektrums der bisher genutzten Arten,
• Vorsicht bei Verwendung nicht standortgerechter, nicht
angepaßter oder nicht heimischer Arten.
Leitlinie: Erhaltung oder Wiederherstellung der Kultur- und
Sozialfunktionen genutzter Ökosysteme.
Eine Nutzung nachwachsender Ressourcen führt zur so-
zialen Stabilisierung autochthoner Gesellschaften und
dient dem Wohl der gesamten Bevölkerung durch die
• Sicherung von Arbeitsplätzen und Einkommen,
• Erhaltung ruraler Kulturlandschaften und angepaßter
Wirtschaftsstrukturen,
• Erhaltung historisch gewachsener Gesellschaftsstruktu-
ren,
• Erhaltung der Erholungs- und Freizeitnutzung,
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schaftliche Nutzung von Hangwäldern wegen ihrer
Bedeutung für den Erosionsschutz). Hinzu kommen
die Schutzgebiete von überregionaler oder gar glo-
baler Bedeutung, die Bestandteile einer globalen
Leitplanke sind (Kap.I 1.3).Diese werden auf natio-
naler oder globaler Ebene festgelegt, müssen aber
natürlich auch für die Bioregion bindenden Charak-
ter haben.
Zum anderen können aber auch in den Zonen,die
sich für die extensive bzw. intensive Nutzung durch
Land- und Forstwirtschaft eignen (Typen „M“ bzw.
„W“; Kap. E 3.3.3 bzw. E 3.3.4), Leitplanken über-
schritten werden, wenn z. B. durch übermäßigen
Düngemitteleintrag das Grundwasser gefährdet
oder in angrenzenden aquatischen Ökosystemen Eu-
trophierung ausgelöst wird, oder etwa indem durch
ungeeignete landwirtschaftliche Methoden die Ero-
sionsraten untolerierbar hoch werden. Es lassen sich
für diese Zonen „Leitlinien“ definieren, die sich in
der Praxis nicht durch Nutzungsverzicht auf be-
stimmten Flächen ausdrücken, sondern durch Re-
geln für einen vernünftigen Umgang, die den Ver-
bleib im Bereich der Nachhaltigkeit garantieren sol-
len (Kasten I 1.1-1;Kap.E 3.9).
I 1.2
Zweiter biologischer Imperativ:Aktuelle
biologische Ressourcen sichern
Aus der Forderung, daß die Produktion von Nah-
rungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen
(„food and fiber“) nicht gefährdet werden darf (Kap.
D 3.1), läßt sich auf der Grundlage des Nutzwertes
folgender biologischer Imperativ ableiten:Die biolo-
gischen Ressourcen, die für die (ständig notwendige)
Anpassung und Weiterentwicklung der Nutzpflanzen
(und -tiere) erforderlich sind, dürfen nicht gefährdet
werden.
Dazu gehört die akut gefährdete enorme Vielfalt
der traditionellen, lokal angepaßten Sorten, die von
erheblicher Bedeutung für die Pflanzenzüchtung und
die Ernährungssicherung sind.Der Beirat ist besorgt,
weil diese wertvolle Vielfalt der traditionellen Sorten
zunehmend schwindet (genetische Erosion). Hier
sind besondere Anstrengungen notwendig, die in
Kap. D 3.1 und Kap. I 3 näher erläutert werden. Ex-
situ-Schutz (z. B. in Genbanken) kann zwar nicht in
allen Fällen eine Lösung sein, muß aber angesichts
der weltweiten Situation verstärkt betrieben werden
(Kap.D 3.1;FAO,1996c).
Andererseits müssen die wildverwandten Arten
der von uns genutzten Kulturpflanzen geschützt wer-
den.Die pflanzengenetischen Ressourcen in den sog.
„Genzentren“ sind hierbei besonders zu beachten
(Hammer, 1998; Kap D 3.1). Diese Zentren sind Zo-
nen, in denen wertvolle genetische Ressourcen be-
sonders konzentriert vorkommen.Sie können wegen
ihrer großflächigen geographischen Ausbreitung
nicht als Ganzes geschützt werden, weil sie nicht nur
Biotope beherbergen, die wertvolle genetische Res-
sourcen wildverwandter Kulturpflanzen enthalten,
sondern selbst ein Flickenteppich vielfältiger Land-
schaftstypen sind.Daher besteht bei Vielfaltszentren
eine besondere Verantwortung zum Schutz dieser
Ressourcen, was im Rahmen des bioregionalen Ma-
nagements berücksichtigt werden sollte (Erhaltung
genetischer Ressourcen in situ bzw. on farm; Kap.
D 3.1). Die Leistungen, die in solchen Bioregionen
erbracht werden und letzlich allen zugute kommen,
sind ohne Mechanismen für den überregionalen oder
globalen finanziellen Ausgleich nur schwierig dauer-
haft zu erbringen,denn sie sind – aus der Perspektive
der lokalen Bevölkerung vor Ort gesehen – meist die
ökonomisch weniger interessante Alternative im
Vergleich zu intensiver Landnutzung (Kap.I.3.5).
Gentransfer durch Freisetzung transgener Pflan-
zen kann ein Gefährdungsfaktor sein, z. B. wenn die
Fremdgene auch außerhalb des Agroökosystems ei-
nen Konkurrenzvorteil vermitteln (Regal,1994;Kap.
D 3.2). Krankheitsresistenz, Kälte-, Trockenheits-
oder Salztoleranz sind Beispiele für Merkmale, die
bei Auskreuzung eine Verschiebung des Konkur-
renzgleichgewichts in Wildpopulationen verursachen
könnten und deren Anwendung daher im Einzelfall
besonders streng geprüft werden muß. Die Freiset-
zung transgener Pflanzen in Genzentren, in denen
Wildtypen dieser Kulturpflanzen vorkommen,ist da-
her mit besonderen Risiken verbunden. Es ist nicht
auszuschließen,daß die Wildpopulationen durch Hy-
bridisierung und Konkurrenzdruck gefährdet wer-
den und dadurch genetische Vielfalt verlorengehen
könnte (WBGU, 1999a). Zum Beispiel sollte gen-
technisch veränderter Mais im ursprünglichen Ver-
breitungsgebiet (Mexiko) nicht angebaut werden,da
durch Auskreuzung und mögliche Veränderung von
Konkurrenzgleichgewichten unter Umständen die
genetische Vielfalt der wildlebenden Arten gefähr-
det sein könnte.
I 1.3
Dritter biologischer Imperativ: Biopotentiale für
die Zukunft erhalten
Die Biosphäre hält noch viele bislang unerkannte
Stoffe und Prinzipien für den Menschen bereit,deren
Optionswerte im Hinblick auf eine künftige Nutzung
gesichert werden müssen. Wie in Kap. D 3.3 näher
ausgeführt wird, sind dabei nicht alle Standorte für
die Gewinnung von Naturstoffen gleich interessant.
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und mit wenig Einsatz eine hohe Ausbeute zu erzie-
len, besteht naturgemäß in den Bereichen, in denen
eine hohe biologische Vielfalt in natürlichen Ökosy-
stemen vorkommt (z. B. tropische Wälder, Korallen-
riffe). Durch die Vielfalt der ökologischen Nischen
und der Anpassungen der Arten an einen hochkom-
plexen Lebensraum finden sich auch vergleichsweise
viele interessante „Lösungen“ biochemischer oder
struktureller Art. Daher sind diese Brennpunkte der
biologischen Vielfalt besonders bedeutsam.
Wenn es in Gebieten mit hoher biologischer Viel-
falt traditionell lebende Bevölkerung gibt,so können
durch das im Verlauf von vielen Generationen ge-
sammelte traditionelle Wissen über die verschiede-
nen Arten und ihre Wirkungen wertvolle Hinweise
für die Bioprospektierung gewonnen werden (z. B.
Methoden der Ethnobotanik; Kap. D 3.3.6, z. B. Ei-
gentumsrechte,Kap.I 3.3.3)
Interessant sind auch Standorte, bei denen extre-
me Umweltbedingungen die Arten im Verlauf der
Evolution zu entsprechend differenzierten Anpas-
sungen getrieben haben.Beispiele hierfür sind gene-
rell Standorte mit abiotischen Grenzbedingungen,
wie z.B.heiße Quellen,Trockengebiete oder die Tief-
see mit ihren besonderen Druckverhältnissen.In Ge-
bieten mit hoher Vielfalt, einem Angebot an extre-
men abiotischen oder biotischen Bedingungen und
ungebrochener Tradition der lokalen Bevölkerung
ist demnach der Optionswert dieser natürlichen
Ressource besonders hoch. Zur Erhaltung des Op-
tionswerts bislang unbekannter Arten und Nutzungs-
formen für zukünftige Generationen müssen also
Flächen natürlicher oder naturnaher Ökosysteme er-
halten bleiben,in denen bestimmte menschliche Nut-
zungen, wie z. B. die kommerzielle Entnahme von
Biomasse sowie Jagd und Fischerei, unterbleiben.
Dabei ist eine Differenzierung nach Regionen ent-
sprechend der Zahl der gefährdeten Arten nötig.Die
Bereitstellung nur eines Schutzgebiets pro Art bzw.
Ökosystemtyp ist zu riskant, daher müssen mehrere
repräsentative Gebiete geschützt werden, um das
langfristige Schutzziel sicherzustellen. Dabei ist eine
Vernetzung der Schutzgebiete in der Landschaft vor-
zusehen (Kap.E 3.3.2).Nach bisherigem Wissen rea-
giert ein Teil der Ökosysteme und Arten extrem
empfindlich auf menschliche Einflüsse,so daß ein ge-
wisser Teil der Biosphäre einen totalen Schutz vor
menschlichen Einflüssen braucht. Diesen Schutz, der
sich auf Werte gründet, die nicht unmittelbar mone-
tarisierbar sind und die sich erst in der Zukunft er-
schließen, gegenüber konkreten, konfligierenden
Nutzungsinteressen durchzusetzen,ist eine besonde-
re Herausforderung.
Der Beirat ist sich bewußt, daß eine naturwissen-
schaftlich begründete „wasserdichte“ Herleitung ei-
ner Leitplanke in Form von Flächenschutzzielen zur
Zeit nicht vorgenommen werden kann. Wenn hier
dennoch die Zahl von 10–20%der terrestrischen Flä-
chen angegeben wird, dann handelt es sich um eine
grobe Schätzung, die im wesentlichen in der Exper-
tenintuition begründet ist (Kap. E 3.3.2). Diese Zahl
wird allerdings, abhängig von der Naturausstattung,
regional stark schwanken. Da solche Gebiete meist
auch aus anderen Gründen interessant sind (z. B.
Schutz des Existenzwerts), ergeben sich hier Syner-
gien mit der Leitplanke zur Bewahrung des globalen
Naturerbes (Kap. I 1.4). In diese Prozentzahl ist be-
reits sowohl die Bewahrung von Populationen und
Arten aus Gründen des Existenzwertschutzes (Kap.
I 1.4) als auch des Optionswertschutzes eingerech-
net.
I 1.4
Vierter biologischer Imperativ: Das globale
Naturerbe bewahren
Die Biodiversitätskonvention erklärt in der Präam-
bel die biologische Vielfalt zu einem gemeinsamen
Anliegen der Menschheit.Ähnliche Formulierungen
in anderen Abkommen zur Biosphäre, in der AGEN-
DA 21 und in Programmen internationaler Institutio-
nen lassen den Schluß zu, daß sich in der internatio-
nalen Gemeinschaft ein globaler Konsens für die Er-
haltung des Naturerbes der Schöpfung etabliert hat.
Nach diesem Konsens ist es inakzeptabel,große Ver-
luste an der weltweiten biologischen Vielfalt hinzu-
nehmen.Die Gründe dafür sind vielfältig und in die-
sem Gutachten an verschiedenen Stellen erläutert:
sie reichen von konkreten „Überlebensargumenten“
(ohne Erhaltung der Agrobiodiversität ist die Welt-
ernährung gefährdet,Kap.D3.4 und I1.2) bis zu eher
normativ geprägten Begründungen (Existenz- und
Symbolwerte; die Erhaltung eines Naturerbegebiets
kann ähnlich wie beim Denkmalschutz des Weltkul-
turerbes begründet werden; Kap. H). Letztlich hat
auch diese Leitplanke unter anderem Konsequenzen
in Form von Flächenansprüchen, d. h. Naturschutz
muß in bestimmten Gebieten zur vorrangigen
„Landnutzungsform“ werden (Kap.E 3.3.2).
Landschaften und Ökosysteme
Hier sind zunächst die Bestandteile der Biosphäre zu
nennen,die gemäß UNESCO-Konvention und ande-
rer gebietsspezifischer Konventionen dem „Naturer-
be der Menschheit“ angehören und daher besonde-
ren Schutz genießen (Kap.I 3).Ähnlich wie der Ver-
lust von im Verlauf der kulturellen Evolution des
Menschen erworbenen Kulturschätzen für die globa-
le Gemeinschaft nicht hinnehmbar ist, hat sich auf-
grund der hohen Existenz- und Symbolwerte ein glo-
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biologischen Evolution oder geologisch wertvolle
Formationen zu bewahren. Hierzu gehören z. B. der
Baikalsee, der Yellowstone-Nationalpark oder die
Serengeti. Diese „Juwelen der Biosphäre“ stehen
vielfach bereits unter nationalem oder internationa-
lem Schutz (z.B.durch die Welterbekonvention,Kap.
I 3.3.1), der aber in vielen Fällen zusätzlicher Unter-
stützung bedarf, vor allem, wenn die Kräfte des je-
weiligen Landes – vielfach eines Entwicklungslands
– überfordert sind.
Diese bislang bereits geschützten „Juwelen“ soll-
ten in einem globalen Ansatz um repräsentative Aus-
schnitte aller großen Ökosysteme der Erde ergänzt
werden.Die Forderung,daß kein Ökosystemtyp ver-
schwinden darf, ist wesentlich leichter umzusetzen
als die entsprechende Forderung für die Arten, ob-
wohl es auch bei den Ökosystemen bereits unwider-
bringbare Verluste gegeben hat. Hierfür benötigt
man ein Netzwerk von Schutzgebieten, das repräsen-
tative Beispiele aller natürlichen Ökosystemtypen der
Erde einschließt (Kap.E 3.3.2).Topologische Aspek-
te müssen bei der Auswahl der Gebiete besonders
berücksichtigt werden (Biotopverbund, Korridore,
Trittsteinökosysteme).
Aus diesen Überlegungen lassen sich Empfehlun-
gen für Landschaften und Ökosysteme ableiten:
1. Sie müssen bereits geschützte Gebiete einschlie-
ßen.
2. Sie müßten nach einer Lückenanalyse der Reprä-
sentativität des bestehenden Schutzgebietsystems
noch fehlende Gebiete umfassen. Diese Analyse
ist aufwendig und kann vom Beirat an dieser Stel-
le nicht durchgeführt werden. Anhand der ver-
schiedenen Ökosystemtypen könnte dieser An-
satz beispielhaft durchgerechnet werden: hier ist
Naturschutzforschung gefordert (Kap.J).
3. Es läßt sich die Frage stellen, ob es Grenzen für
den Mix von Ökosystemtypen in einer Landschaft
gibt, sowohl regional wie global. Kann das Land-
schaftsgefüge ohne schwerwiegende Folgen belie-
big verschoben werden,wie dies derzeit z.B.durch
den Verlust der Feuchtgebiete oder der Bergwäl-
der erfolgt? Läßt sich für die verschiedenen Öko-
systemtypen des Globus eine Mindestforderung
des Flächenanteils in den verschiedenen Regio-
nen aufstellen (Korallen, Mangroven, Wälder,
Feuchtgebiete, Hochmoore usw.)? Auch hier stel-
len sich dringende Forschungsfragen (Kap.J).
Die bestehenden Schutzgebiete machen 8,2% der
globalen Landfläche aus,wenn auch die schwächsten
Schutzkategorien des IUCN mitgerechnet werden.
Bei alleiniger Berücksichtigung der Kategorien I–V
liegt die Zahl bei 5,3% (McNeely und Miller, 1984;
Kap.E 3.3.2).Angesichts der Mängel des weltweiten
Schutzgebietsystems (fehlende Repräsentativität,
fehlende Umsetzung, Redundanz) wird aber ein er-
heblich höherer Flächenanteil notwendig sein. Die
oben bereits angesprochene Größenordnung von
10–20% der globalen terrestrischen Fläche, die sich
auch als grober Anhaltswert der Flächenerfordernis-
se aus anderen Berechnungsansätzen ergibt (Kap.
I 1.3),erscheint dem Beirat daher angemessen.
Arten
Natürlich gehören nicht nur bestimmte Ökosysteme
und Landschaften zum Naturerbe,sonderen auch die
in ihnen lebenden Arten. Bei konsequenter Anwen-
dung und Einhaltung der Leitplanke für den Ökosy-
stemschutz und der bioregionalen Managementre-
geln werden daher auch die Arten mit geschützt.
Dies ist allerdings keineswegs als selbstverständlich
vorauszusetzen, daher sind Artenschutzmaßnahmen
sinnvoll,wenn besonders wertvolle Arten sonst keine
Überlebenschance hätten. „Besonders wertvoll“ be-
deutet, daß sich bei Anwendung der Wertkategorien
aus Kap. H eine herausragend hohe Bewertung er-
gibt, die eine globale Bedeutung rechtfertigt. In der
Regel wird es sich dabei um eine Mischung aus meh-
reren hoch bewerteten Kategorien handeln. Das
können beispielsweise außergewöhnlich hohe Ein-
schätzungen des Existenz- oder Symbolwerts sein
(Symbolarten: Tiger, Pandabär, Wale; Kasten
E 3.3-3),oder auch Arten mit hohem Funktionswert,
etwa mit zentraler Bedeutung in global bedeutenden
Ökosystemen (Schlüsselarten;Kap.D 2).
Die Artenvielfalt ist auf der Erde keineswegs
gleichmäßig verteilt, vielmehr zeigen sich auf den
verschiedenen globalen Diversitätskarten Brenn-
punkte biologischer Vielfalt (Abb. D 1.2-1). Für die
Bewahrung des globalen Naturerbes sind besonders
die Gebiete interessant, in denen sich eine hohe Ar-
tenvielfalt auf engem Raum findet oder in denen es
eine große Zahl von endemischen oder besonders
verschiedenen (genetisch distinkten) Arten gibt. Bei
der Auswahl von Schutzgebieten sollte auf diese
Brennpunkte der Artenvielfalt besonderes Augen-
merk gelegt werden.Für eine Prioritätensetzung soll-
ten zu diesen Angaben der „biologischen Bedeu-
tung“ von Gebieten zusätzlich Daten über die ak-
tuelle Bedrohung bzw.den gegenwärtigen Schutzsta-
tus ausgewertet werden, wie dies am Beispiel der
Vogelarten von Stattersfield et al. (1998) mit einem
globalen Ansatz durchgeführt wurde.Die Verschnei-
dung von Brennpunktkarten unterschiedlicher Her-
kunft und Qualität zu weltweiten Karten der biologi-
schen Vielfalt,ihrer Bedeutung und ihrer Bedrohung
ist für die Prioritätensetzung gegenwärtig ein dyna-
misches Forschungsfeld (Barthlott et al., 1999;Willi-
ams, 1998; Kap. J), das für die Ableitung einer quan-
titativen Leitplanke für das globale Naturerbe in Zu-
kunft von großer Bedeutung ist. Da der derzeitige
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te Herleitung einer solchen quantitativen Leitplanke
nicht ausreicht, sollen hier Überlegungen dargelegt
werden, die zu einer ersten Einschätzung beitragen
können.
Da viele Arten Ansprüche an ein Mindestareal
haben, wird unter Umständen eine erste grobe
Quantifizierung der Flächenansprüche möglich,
wenn man sich bei der Betrachtung auf „besonders
wertvolle“ Schlüsselarten,Symbolarten oder Schirm-
arten konzentriert (Kasten E 3.3-3). Über die Aus-
sterbewahrscheinlichkeit großer Säugetiere und Vö-
gel in situ lassen sich möglicherweise Leitplanken für
den Artenschutz quantifizieren (über populationsge-
netische mathematische Modelle), weil allein der
Anspruch, lebensfähige Populationen der großen
Säugetiere in freier Wildbahn mindestens über meh-
rere Jahrhunderte zu erhalten, bereits mit erhebli-
chen Flächenansprüchen verbunden ist.
Um den Schutz vor dem Aussterben zu gewährlei-
sten, muß eine Mindestgröße der Populationen er-
halten bleiben.Das Konzept der Minimal Viable Po-
pulation (MVP) ergibt folgende überschlägige Zah-
len:
1. 50–100 Individuen sind mindestens notwendig,um
ein Aussterben durch demographische Schwan-
kungen zu vermeiden.
2. Rund 500 Individuen sind die Mindestzahl,um In-
zuchtdepressionen vorzubeugen.
3. 5.000–10.000 Individuen sind die Mindestzahl,um
evolutive Änderungen und Anpassung an die na-
türliche Variabilität zu gewährleisten.
Dabei sind diese für Säugetiere geltenden Zahlen für
langlebige Pflanzenarten wahrscheinlich zu gering
(z.B.sind für Eichen mit einer Lebensdauer von 400
Jahren mindestens 400.000 Individuen nötig). Durch
Unterschreiten dieser Grenzen sind im 20. Jahrhun-
dert mit nur einer Ausnahme in allen US-National-
parks Säugetiere ausgestorben, wobei der Artenver-
lust linear mit zunehmender Größe der Parks ab-
nimmt (Newmark, 1987). Belovsky (1987) schätzt,
daß die Reservatgröße für große Säugetiere (>50 kg)
100.000–1.000.000 km2 betragen muß, wenn sie über
evolutionäre Zeiträume (10.000–100.000 Jahre) vor
dem Aussterben bewahrt werden sollen.
Eine Quantifizierung auf dieser Grundlage
scheint also prinzipiell möglich, ist aber bislang nur
für einzelne Arten, jedoch nie global durchgeführt
worden. Natürlich summieren sich die Flächenan-
sprüche nicht einfach für die verschiedenen Arten,
denn multiple Schutzgebiete beherbergen mehrere
solcher Arten (Shafer, 1990). Sie können nicht (und
müssen auch nicht) ausschließlich in Totalreservaten
(Typ „N“) befriedigt werden:die Integration mit der
umliegenden Kulturlandschaft ist essentiell (Kap.
E 3.9). Außerdem sollten mehrere Populationen ei-
ner Art an verschiedenen Lokalitäten diese Mindest-
größe aufweisen. Zu beachten ist, daß diese Zahlen
auf theoretischen Überlegungen beruhen und für je-
den Einzelfall mittels einer Population Viability Ana-
lysis (PVA) zu überprüfen wären. Bislang sind nur
wenige solcher Analysen durchgeführt und doku-
mentiert worden (z. B. für den Fleckenkauz und den
Grizzlybär in den USA): für die Naturschutzfor-
schung öffnet sich hier ein weites und äußerst rele-
vantes Feld.
Es gibt noch einen anderen Ansatz für eine Über-
schlagsrechnung, der an die Voraussetzung für öko-
systemare Regelungsfunktionen auf der Artenebene
ansetzt.Aus Kap.D 2 wird deutlich,daß die nachhal-
tige Erbringung ökosystemarer Güter und Leistun-
gen an ein Mindestmaß von Artenvielfalt geknüpft
ist. Dabei steigen die Kosten für die Aufrechterhal-
tung ökologischer Leistungen exponentiell mit sin-
kender Artenzahl. Basierend auf den Erfahrungen,
die aus ökologischen Experimenten gewonnen wur-
den, sind mindestens 10–100 Pflanzenarten (im Mit-
tel vielleicht 30 Pflanzenarten) in jedem Ökosystem-
typ notwendig,um langfristig mit vertretbarem Ener-
gie- und Arbeitsaufwand diese Leistungen zu erhal-
ten. Wenn man sich die verschiedenen Bioregionen
der Erde mit ihren unterschiedlichen Höhentypen,
Klimazonen und Bodenbeschaffenheiten vor Augen
hält,potenziert sich diese erforderliche Mindestzahl,
weil viele Arten auf nur einen oder wenige der Kli-
ma- oder Bodentypen spezialisiert sind und bei ei-
nem Wechsel der edaphischen Randbedingungen
durch andere Arten ersetzt werden müssen. Eine –
zugegebenermaßen unzulässig vereinfachende –
Überschlagsrechnung, die von weltweit 30 Pflanzen-
arten,50 Bodentypen,10 Höhenstufen und 10 Klima-
typen ausginge, käme bei einfacher Multiplikation
auf 150.000 Pflanzenarten. Diese Berechnung ist na-
türlich eine grobe Überschätzung, denn die meisten
Pflanzenarten sind nicht ausschließlich auf einen der
jeweiligen Typen festgelegt. Die Zahl überrascht
dennoch,denn sie liegt in der selben Größenordnung
wie die geschätzte Gesamtzahl der Gefäßpflanzen
auf der Erde (ca.320.000 Arten;Heywood,1997).
Auch aus dieser Betrachtung heraus erscheint die
Einschätzung nicht übertrieben, auf 10–20% der
weltweiten terrestrischen Flächen einen Vorrang für
den Naturschutz einzuräumen.
I 1.5
Fünfter biologischer Imperativ:
Regelungsfunktionen der Biosphäre erhalten
Biogeochemische Kreisläufe des Erdsystems
Die großen biogeochemischen Kreisläufe des Erdsy-
stems werden derzeit vom Menschen massiv beein-
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und Klimasystem ist bereits heute betroffen,und an-
thropogene Klimaänderungen haben Auswirkungen
auf die Biosphäre wie auch umgekehrt. Von daher
sind die Ziele der Klimarahmenkonvention auch in
diesem biosphärischen Zusammenhang relevant.
Nach Art.2 der Konvention sollen Ökosysteme in ih-
rer Anpassungsfähigkeit an die Klimaänderungen
nicht überfordert werden, Nahrungsmittelproduk-
tion und nachhaltige ökonomische Entwicklung
dürfen nicht gefährdet werden (Erhaltung der Funk-
tionswerte der Biosphäre, Kap. H). So ist z. B. unbe-
dingt das nicht implausible Szenario eines Runaway-
Greenhouse-Effekts zu vermeiden,der mit unakzep-
tablen Kosten für Mensch und Gesellschaft verbun-
den wäre (Kap. F 4). Das bedeutet letztlich, daß
Klimaschutz auch eine wesentliche Voraussetzung für
Biosphärenschutz ist.
Daher läßt sich die globale Leitplanke, die der
Beirat für den Klimaschutz bereits entwickelt hat
(WBGU,1995,1998b),auf die Biosphäre übertragen
und anwenden. Man könnte diese Leitplanke ergän-
zen um Schätzungen der potentiellen Wanderungsra-
ten von Biomen oder Ökosystemtypen als Reaktion
auf Klimaänderungen. Ein wichtiges zusätzliches
Kriterium für Küstenökosysteme (Korallen, Man-
groven,Watten) ist die Erhöhung des Meeresspiegels
(und deren zeitliche Rate) als Folge des Klimawan-
dels.
Brennpunkte der Kritikalität
In Kap. F 5 wurde die Bedeutung der Biosphäre für
das globale Erdsystem mit Hilfe eines zusammenge-
setzten Kritikalitätsindikators eingeschätzt, der die
Brennpunkte geographisch explizit aufzeigt und sich
aus folgenden Basisindikatoren zusammensetzt:
1. Sonnenenergieaufnahme bzw. Produktivität der
Biosphäre,
2. Bedeutung der Rolle der Biosphäre für den globa-
len Wasserkreislauf und die damit zusammenhän-
genden Regelungsfunktionen für das Erdsystem,
3. regionale jahreszeitliche Albedoverteilung der
Biosphäre im Sinn einer stabilisierenden negati-
ven Rückkopplung,
4. Bewertung der Resilienz bzw.Robustheit der Bio-
sphäre gegenüber einer Veränderung der Um-
weltbedingungen am Beispiel von Temperatur-
und Niederschlagsänderungen.
Für die globale Ebene lassen sich durch die in Kap.
F 5 skizzierte Vorgehensweise Regionen aufzeigen,
bei denen das Augenmerk auf Erhaltung bestimmter
natürlicher Biome oder Ökosysteme besonders groß
sein sollte,da die Biosphäre in diesen Gebieten nicht
nur eine wichtige Funktion im Erdsystem erfüllt,son-
dern auch empfindlich auf Veränderungen der Um-
weltbedingungen reagiert. Diese Brennpunkte müs-
sen in ihren ökosystemaren Funktionen für das Erd-
system bewahrt werden.Als wichtige und gleichzeitig
fragile biogeographische Regionen sind in Kap.F 5.3
beispielsweise einige Gebiete im Nordwesten der
USA bzw. im Südwesten Kanadas, das atlantische
Küstengebiet Amazoniens mit Guyana,Surinam und
Teilen Brasiliens,kritische Gebiete am Nordrand der
Steppen Kasachstans,Regionen entlang der Sahelzo-
ne und Übergangszonen zu den Regenwäldern West-
und Zentralafrikas identifiziert worden.Abb.F 5.3-2
stellt diese und weitere schützenswerte Brennpunkte
der Kritikalität dar.
Aus diesen Überlegungen lassen sich Mindestfor-
derungen an einem flächenhaften Ökosystemschutz
ableiten: in diesen empfindlichen Regionen mit glo-
bal bedeutsamen Biosphärenfunktionen darf die
Landnutzung nicht zu einer großflächigen Verände-
rung der natürlichen Vegetation führen,da dieses die
Funktion der Flächen für den globalen Regelungs-
mechanismus beeinträchtigen würde.
I 1.6
Fazit: eine explizite Leitplanke für den
Biosphärenschutz
Eine exakte, naturwissenschaftlich begründete Ab-
leitung einer Leitplanke für den Biosphärenschutz
im Sinn eines Flächenschutzanteils an der Gesamt-
fläche ist beim derzeitigen Kenntnisstand sicherlich
nicht möglich.Die Überschlagsrechnungen bieten je-
doch – bei aller methodischen Unzulänglichkeit –
Anhaltspunkte, anhand derer sich der Beirat orien-
tiert hat. Die verschiedenen Ansätze zur Erhaltung
jeweils unterschiedlicher Bestandteile und Aspekte
der Biosphäre aus den unterschiedlichen Bewertun-
gen ihrer Funktion und ihres Wertes kommen zu je-
weils ähnlichen Größenordnungen des Flächenbe-
darfs:auf 10–20% der weltweiten terrestrischen Bio-
sphäre sollte die „Naturschutznutzung“ die prioritä-
re Landnutzungsform sein. Diese Größenordnung
kann aber nur ein erster Anfang sein. Es muß natür-
lich eine Differenzierung nach Biomen, Ländern
usw. erfolgen, wobei es auch Regionen geben wird,
bei denen eine Zahl von 80% oder gar 90% Natur-
schutzvorrangfläche nicht übertrieben ist; bei ande-
ren Regionen mögen 2–5% bereits ausreichen.
Diese Zahl ist mehr als Anstoß zu systematischem
Nachdenken zu verstehen,denn als quantitative Zah-
lenvorgabe für konkrete Biosphärenpolitik. Es ist
eine Aufforderung an die Staatengemeinschaft, sich
diesem zentralen Problem der Biosphäre ernsthaft
und gesamthaft zuzuwenden.In vielen Ländern wird
dieses leicht,in anderen schwierig zu realisieren sein.
Daher ist auch über Mechanismen zur internationa-
len Einigung und Lastenteilung verstärkt nachzu-
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Die Auswahl dieser Flächen ist eine schwierige
Aufgabe, die nicht nur wissenschaftlichen Kriterien
und Ansprüchen genügen, sondern auch im gesell-
schaftlichen Prozeß durchgesetzt werden muß (Kap.
E 3.9). Es gibt mittlerweile eine reichhaltige Litera-
tur über Auswahlkriterien und -prozeduren sowie
Prioritätensetzung (z. B. Miller et al., 1995; Johnson,
1995;Dinerstein et al.,1995;Stattersfield et al.,1998).
Auf diesen Flächen sind nicht von vornherein an-
dere Nutzungen, etwa nachhaltige Waldwirtschaft,
sanfter Tourismus, wissenschaftliche Expeditionen,
Lebensraum für indigene Völker usw. ausgeschlos-
sen, sofern keine großen Mengen an Biomasse ent-
nommen werden und sie den Charakter und die Ei-
genschaften der zu schützenden Landschaft nicht
wesentlich verändern (Kap. E 3.3.2).Angesichts der
Einflüsse, die Mensch und Gesellschaft (z. B. über
Stoffeinträge) auf jedes heute bestehende Ökosy-
stem haben, ist ein adaptives Management zu em-
pfehlen, also Flexibilität und Lernfähigkeit bei
Schutzzielen und -maßnahmen während der Ent-
wicklung der Naturschutzflächen (Kap.E 3.3.2.5).
Die Einhaltung der biologischen Imperative kann
aber sicherlich nicht allein durch Ausweisung von
Schutzgebieten erfüllt werden.Es sind zusätzlich fol-
gende Punkte zu beachten:
• Topographie: Die Lage der Schutzgebiete zuein-
ander und ihre Vernetzung ist von hoher Bedeu-
tung (Wanderungskorridore, Ausweichzonen im
Falle von Klimaänderungen,Trittsteinökosysteme
auf Routen der Zugvögel usw.)
• Regionale Konzepte: Naturschutzvorrangflächen
müssen im jeweils regionalen Zusammenhang im
Rahmen eines Konzepts der differenzierten Land-
nutzung durch Zonen extensiver Nutzung ergänzt
werden (z.B.Pufferzonen;Kap.E 3.3.2).Bioregio-
nales Management bietet hier Ansätze für eine in-
tegrierte Betrachtung der verschiedenen Ansprü-
che an Landschaft (Kap.E 3.9).
• Leitlinien für die Landnutzung:Auch in der Zone,
in der intensive Bewirtschaftung vorgesehen ist,
sind bestimmte Regeln einzuhalten, z. B. für den
Boden- und Gewässerschutz. Artenschutz wird
z.B.auch in Jagdregeln und Handelsbeschränkun-
gen (Kap.D 3.1) seinen Niederschlag finden.Die-
se Leitlinien sind in Kasten I 1.1-1 benannt.
Aus diesen Überlegungen lassen sich wichtige For-
schungsempfehlungen (Kap.J) ableiten,weil es ohne
Zweifel eine vorrangige Aufgabe der angewandten
biosphärischen Forschung sein wird, den zentralen
Zielparamentern des Globalen Wandels präziser auf
die Spur zu kommen als nur mit den unzulänglichen
Mitteln der Expertenschätzung.I 2 Elemente einer globalen Biosphärenpolitik
I 2.1
Aufgabenstellung und Probleme globaler
Biosphärenpolitik
Die Forderung nach einer globalen Politik zur nach-
haltigen Nutzung und zur Erhaltung der Biosphäre
beruht gemäß bisheriger Argumentation des Beirats
auf zwei Fundamenten:
1. Es werden für eine solche Politik moralisch-ethi-
sche Prinzipien geltend gemacht,die der Biosphä-
re einen intrinsischen Wert zuordnen und somit
ein eigenständiges Existenzrecht einräumen
(Kap. H).
2. Es wird darauf hingewiesen,daß der Verlust biolo-
gischer Vielfalt und die Reduktion der biosphäri-
schen Leistungen eine gravierende Einschrän-
kung zukunftsfähiger Entwicklungspfade der Ge-
sellschaft darstellen und darum, insbesondere mit
Blick auf künftige Generationen, mit dem Risiko
eines längerfristigen gesellschaftlichen Wohl-
fahrtsverlusts verbunden sind (Kap.C–F).
Die Verhinderung solcher Wohlfahrtsverluste setzt
zunächst die Festlegung globaler und räumlicher
Schutzziele voraus, um daraus differenzierte Schutz-
maßnahmen und nachhaltige Nutzungsformen ent-
wickeln zu können. Ziel dieser Bemühungen muß es
sein,die vom Menschen ausgelöste Auslöschung von
Arten zu verhindern. Notwendig ist insofern eine
pragmatische, schrittweise Biosphärenpolitik, die
staatliche und internationale Steuerung mit einem
dezentralen Anreizsystem zu einer umfassenden
Nachhaltigkeitsstrategie für die Biosphäre verbin-
det.
Die Ausgestaltung einer solchen globalen Bio-
sphärenpolitik sieht sich – im Unterschied zu vielen
Handlungsfeldern der Umwelt- und Ressourcen-
schutzpolitik – verschiedenen besonderen Heraus-
forderungen gegenüber:
• Biologische Vielfaltist in ihren drei Komponenten
– Ökosysteme,Arten und genetische Variabilität –
ein ungewöhnlich komplexes Schutzgut.
• Es besteht ein beachtliches Unsicherheits- bzw.
Wissensproblem bezüglich des anzustrebenden
Leitbilds sowie der zu ergreifenden Maßnahmen
und Umsetzungswege.
• Der Komplex biologische Vielfalt weist besondere
Schwierigkeiten in Hinblick auf eine quantifizier-
te Bewertung auf.
• Eine globale Biosphärenpolitik verlangt die adä-
quate Berücksichtigung zeitlicher, räumlicher und
sozialer Verteilungskonflikte sowie die Festlegung
der räumlich optimalen Handlungsebene.
• Eine globale Biosphärenpolitik ist ohne eine
grundlegende Mitwirkungs- und Kooperationsbe-
reitschaft der verschiedenen privaten und öffentli-
chen Akteure auf lokaler, nationaler und interna-
tionaler Ebene undenkbar.
I 2.1.1
Überwindung des Wissensdefizits
Ein zentrales Hemmnis der Festlegung von Erhal-
tungsstrategien für die biologische Vielfalt sind die
immer noch vorhandenen gravierenden Wissensdefi-
zite, die sich auf die biologischen und biogeochemi-
schen Zusammenhänge, insbesondere auf Ursachen,
Ausmaß und Folgen des Biodiversitätsverlusts sowie
auf die Wirkung menschlicher Handlungen beziehen
(Becker-Soest, 1998a, b; Kap. D–F und J). Dies gilt
vor allem für die fundamentale Frage, wieviel Natur
der Mensch langfristig für sein Überleben benötigt.
Insofern bereitet auch die Ableitung eindeutig defi-
nierter globaler und regionaler Leitplanken (biore-
gionale Ebene) große Probleme (Kap. E 3.9, Kap.
I 1).Noch muß Biosphärenpolitik also in Unkenntnis
der genaueren Mechanismen der Biosphärendyna-
mik betrieben werden, und noch muß politisches
Handeln unter starker Unsicherheit erfolgen. Des-
halb spricht der Beirat auch von „biologischen Impe-
rativen“ anstelle quantifizierbarer Leitplanken.
Diese fünf identifizierten Imperative (Kap. I 1)
sollten nach Ansicht des Beirats aber besondere Be-
achtung finden und darum den Gegenstand einer
globalen Biosphärenpolitik bilden. Diese Politikfel-
der reichen nicht aus, um die Bedeutung der Biodi-
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aber auf notwendige Schwerpunkte globaler Bio-
sphärenpolitik hin:
1. die Bewahrung der Integrität von Bioregionen,
2. die Sicherung biologischer Ressourcen,
3. die Erhaltung von Biopotentialen,
4. die Bewahrung des globalen Naturerbes,
5. die Erhaltung der globalen Regelungsfähigkeit
der Biosphäre.
Die großen Wissensdefizite führen dazu, daß die al-
leinige Forderung nach Unterlassung naturverdrän-
gender Aktivitäten national, insbesondere aber in-
ternational wenig aussichtsreich ist (Hampicke,
1991). Insbesondere gilt, daß Nutzen-Kosten-Abwä-
gungen in diesem Politikfeld wegen der hohen Unsi-
cherheiten und Bewertungsprobleme äußerst
schwierig sind.Gleichzeitig fehlt es noch an einer in-
ternational akzeptierten operationalen Interpreta-
tion des Vorsorgeprinzips.
Die vom Beirat vertretene Position eines gemä-
ßigten Anthropozentrismusspricht jedoch dafür,daß
eine grundsätzlicher Erhaltung jeder Art geboten ist,
es sei denn, daß mit dieser Erhaltung erhebliche ge-
sellschaftliche Nachteile verbunden sind (Kap. H).
Dies ist eine Grundentscheidung des Beirats, die
höchstens bei extrem hohen Erhaltungskosten auf-
gegeben werden darf.
Die Frage, wo und wie eine so skizzierte Schutz-
aufgabe erfüllt werden soll, ist mit dieser Festlegung
nicht eindeutig beantwortet.Eine global flächendek-
kende Übersicht über das naturräumliche Potential
der Biosphäre gibt es noch nicht, und einzelne Maß-
nahmen greifen regional unterschiedlich.Der Schutz
bestimmter Komponenten der Biosphäre ist in räum-
licher und zeitlicher Hinsicht mit divergierenden Ko-
sten und Wohlstandseffekten verbunden. Auch die
Erfolgsbedingungen einer Schutzpolitik unterschei-
den sich je nach Ort, Situation und Zeitpunkt. Ein
raumplanender Umweltschutz setzt z. B. gut arbei-
tende Planungsbehörden mit Durchsetzungskraft
voraus, welche von der Verteilung der Eigentums-
rechte an natürlichen Ressourcen und den siedlungs-
strukturellen Ausgangsbedingungen abhängt. Eine
globale Biosphärenpolitik ist somit durch regionale
Besonderheiten gekennzeichnet, die die Konzipie-
rung einheitlicher Strategien im Sinn eines homoge-
nen Akteursrahmens oder eines global gültigen In-
strumentenarrangements erschweren. Eine globale
Biosphärenpolitik ist daher nicht nur durch die be-
schriebenen Informationsdefizite, sondern auch
durch Defizite in der Governancekapazität geprägt.
Deshalb ist bei der Organisation von Suchprozessen
nach naturwissenschaftlichen Zusammenhängen,
aber auch nach differenzierten Umsetzungswegen
institutionelle Vielfalt geboten.
I 2.1.2
Räumliche und zeitliche Verteilungsprobleme
Zu den Wissensdefiziten treten erschwerend Kon-
flikte,die man vordergründig als Verteilungskonflik-
te bezeichnen kann, obwohl es sich vielfach um eine
räumliche bzw. zeitliche Verletzung des Äquivalenz-
prinzips handelt. Im Grunde geht es um die räumli-
che und zeitliche Verteilung der Nutzen sowie der
Anpassungs- bzw. Opportunitätskosten einer prakti-
zierten oder unterlassenen Politik der Bewahrung
biologischer Vielfalt.Fallen diese Nutzen und Kosten
räumlich und zeitlich zusammen, ist davon auszuge-
hen, daß die Nutznießer aus Eigeninteresse heraus
bereit sind,die Kosten zu tragen und damit eine ziel-
orientierte Biosphärenpolitik zu betreiben.Je weiter
diese Vorteile und „Nachteile“ jedoch zeitlich und
räumlich auseinanderklaffen, desto eher unterbleibt
ein Biosphärenschutz.
Räumlich gesehen fällt dieser Konflikt vielfach
mit dem klassischen Nord-Süd-Konflikt zusammen,
da
– die Staaten des „Nordens“ der Erdkugel vor allem
den Nutzen und jene des „Südens“ primär die Ko-
sten bestimmter Entwicklungsprozesse und Poli-
tikfestlegungen zu tragen haben bzw.
– angesichts divergierenden Entwicklungsstands
die Interessen dieser Ländergruppen auseinan-
derfallen müssen (Shiva, 1995; Suplie, 1996; Bier-
mann,1998).
Länder mit hohem Entwicklungsstand haben nicht
nur aus ökonomischen Gründen (inkl.protektionisti-
scher Intentionen) ein wachsendes Interesse an der
Erhaltung eines zumeist in Entwicklungsländern an-
zutreffenden Genpools,sondern tendieren auch – sei
es aus Gründen eines die Umweltsensibilität för-
dernden hohen Entwicklungsstands, aufgrund einer
spezifischen Bildungspolitik oder eines höheren
„Wissensstands“ – zu einer Höhergewichtung des
Naturschutzes. Entwicklungsländer fürchten demge-
genüber einen ökologischen Imperialismus der Indu-
striestaaten, der sie zur unentgeltlichen Nichtnut-
zung natürlicher Entwicklungspotentiale (etwa
Nichtnutzung biodiversitätsreicher Tropenwälder)
verpflichten möchte und ihnen damit Entwicklungs-
perspektiven versperrt.
Hieraus ergeben sich bereits wichtige Schlußfol-
gerungen. Es muß den „Kostenträgern“ deutlich ge-
macht werden,daß Biosphärenschutz auch für sie mit
Wohlfahrtsgewinnen verbunden ist. Gleichzeitig
müssen Wege gefunden werden,die Nutznießer eines
regionalen Biosphärenschutzes auch an den Kosten
zu beteiligen. Vor allem muß der Eindruck verhin-
dert werden, Biosphärenschutz sei stets mit Verzicht
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verbunden. Dies kann in Einzelfällen durchaus der
Fall sein, mehrheitlich besteht jedoch die Chance,
Schutz durch angepaßte Nutzung zu gewährleisten.
Dies ist ein entscheidender Grund dafür, daß der
Beirat dem Motivierungsansatz große Bedeutung zu-
mißt und hierbei vor allem solche Maßnahmen be-
tont, die die wirtschaftlichen Vorteile eines Biosphä-
renschutzes erkennen lassen, was auch kooperatives
Handeln begünstigt (Kap.I3.3).Des weiteren liegt es
nahe,Biosphärenschutz über die Verwirklichung des
räumlichen Äquivalenzprinzips zu realisieren. Dazu
sind Verhandlungen und Ausgleichsmechanismen
auf der gemeinsamen Ebene von Nutznießern und
Kostenträgern des Biosphärenschutzes notwendig.
Es muß also nicht immer auf der globalen Ebene ge-
handelt werden, Nationen- oder Regionalverbünde
können ebenfalls interessante Ansatzpunkte sein.
Schwieriger sind zeitliche Verteilungskonflikte zu
bewältigen.Sie ergeben sich aus der entwicklungsab-
hängigen Unterschätzung künftiger Nutzen bei Be-
wahrung der Biodiversität,d.h.aus einer Kurzfristo-
rientierung von Nationen und wirtschaftlichen Ak-
teuren. Nationen, die um das Überleben kämpfen
und durch hohe Ökokapitalbestände, aber geringe
Realkapitalvorräte gekennzeichnet sind, werden in
der Regel ihren Kurzfristinteressen folgen, was zur
überdurchschnittlichen Nutzung des Ökokapitals
und damit zwangsläufig zu einer Untergewichtung
des Nachhaltigkeitspostulats führt. Wie der Beirat
bereits betonte (WBGU, 1993, 1994), gehen darum
bei vielen Entwicklungsländern wirtschaftliche Ent-
wicklung und die Entwicklung eines Gefühls für
Langfristverantwortung Hand in Hand.Unter Lang-
fristverantwortung wird hierbei eine mentale Bereit-
schaft privater und öffentlicher Entscheidungsträger
verstanden,bei der Abwägung von Chancen und Op-
tionen die eigene Zukunft sowie die der nachfolgen-
den Generationen angemessen einzubeziehen
(Wink,1998).
Auf der individuellen Ebene können ähnliche
Probleme auftreten. So verlangt der Naturschutz
oder die am Nachhaltigkeitsprinzip orientierte Nut-
zung regenerierbarer Ressourcen häufig den weitge-
henden Verzicht auf Gegenwartsnutzung.Dies impli-
ziert, daß z. B. angesichts der langen Wuchszeiten ei-
nes Baums die Früchte einer solchen nachhaltigen
Nutzung erst von späteren Generationen geerntet
werden können und den gegenwärtigen Eigentü-
mern somit Opportunitätskosten (Kosten durch Ent-
gang einer alternativen Nutzung) entstehen.Die Lö-
sung dieses Problems kann über eine freiwillige
Selbstverpflichtung (intrinsische Motivation) der
Besitzer oder den Steuerungsweg (Verbote und Ge-
bote) erfolgen, was aber in der Regel einen hohen
Kontrollaufwand (Einhaltung der dokumentierten
Selbstverpflichtung bzw. der vorgegebenen Regeln)
voraussetzt. Denkbar ist aber auch, daß die Besitzer
für ihren heutigen Nutzungsverzicht honoriert wer-
den,wobei die Nutznießer sog.„Verpflichtungsschei-
ne“ erwerben, deren Verkaufserlöse den Besitzern
zugute kommen. Diese spezifische Form der Moti-
vierung von Eigentümern wichtiger natürlicher Res-
sourcen durch ökonomische Anreize würde auch
Spielräume für eine Club- oder Mäzenlösung eröff-
nen.
I 2.1.3
Koordinationsprobleme
Das dritte Problem betrifft die Koordination. Auf-
grund des räumlichen und zeitlichen Auseinanderfal-
lens von Nutznießern und Kostenträgern sowie der
Autonomie und Interessenvielfalt der beteiligten
Staaten bzw.der privaten und öffentlichen Entschei-
dungsträger verlangt eine globale Biodiversitätspoli-
tik Verhandlungen.Verhandelt werden muß über die
Ausweisung unter globalen Überlegungen zu schüt-
zender Gebiete, die Zuteilung der Zugangs- und
Nutzungsrechte an diesem Ökokapital sowie über
eventuelle Kompensationsleistungen für die Länder,
die die Opportunitätskosten einer Bewahrungspoli-
tik zu tragen haben (Becker-Soest,1998a,b).Die Lö-
sung dieses Koordinationsproblems ist keineswegs
gesichert,und selbst dort,wo Vereinbarungen getrof-
fen wurden, bestehen immer noch gravierende Um-
setzungs- und Kontrollprobleme.
Der Schutz bestimmter Umweltgüter stellt ein öf-
fentliches Gut dar,weil die globale Gesellschaft oder
zumindest viele Nationen von den Vorteilen einer
Verhinderung des Artenverlusts nicht ausgeschlos-
sen werden können. Die Kosten einer solchen
Schutzpolitik fallen zumeist national oder regional,
die Vorteile aber transregional oder -national bzw.
intertemporal an. Dies führt dazu, daß sich „Tritt-
brettfahren“ rechnet und das Schutzniveau geringer
ausfällt als ökonomisch geboten. Man kann dieses
Problem auch als klassisches Gefangenen-Dilemma-
Spiel interpretieren, bei der sich die Neigung, keine
Schutzpolitik zu betreiben, als dominante Strategie
herausstellt,was sich jedoch kollektiv als fatal erwei-
sen kann.Insofern besteht die Aufgabe darin,koope-
ratives Verhalten zu induzieren und nach Mechanis-
men zu suchen,die zu einer freiwilligen Kooperation
führen.Da keine übergeordnete Sanktionsgewalt be-
steht, die nichtkooperatives Verhalten „bestraft“,
kommt hier dem Motivierungsansatz besondere Be-
deutung zu.
Biosphärenschutz ist angesichts der Komplexität
des Schutzanliegens gegen die Interessen der Betrof-
fenen – das können Regierungen, aber auch Private
sein,welche die Kosten der Biosphärenpolitik zu tra-336 I Globale Biosphärenpolitik
gen haben – kaum oder nur schwer durchzusetzen.
Dies ist bereits ein Problem der notwendigen Kon-
trolle zur Überprüfung der meisten Maßnahmen. So
zeigen Analysen zu den gegenwärtig bestehenden ca.
120 internationalen Umweltvereinbarungen, daß ef-
fektive Regelungen primär nur dort zustande ge-
kommen sind, wo relative Interessenhomogenität
vorherrschte (Haas et al.,1993;Knill,1998).Aber ge-
rade bei einer Biosphärenpolitik muß nicht nur von
einem sehr heterogenen Leitbild,sondern in der Re-
gel auch von einer großen Interessenheterogenität
ausgegangen werden, was vor allem die Verfolgung
eines Steuerungsansatzes in diesem Politikbereich
erschwert. Aufgrund von Legitimations- und Voll-
zugserfordernissen wird zumindest eine Kombina-
tion staatlicher und privater Regeln benötigt,um die
Mitwirkungsbereitschaft der verschiedenen Akteure
sicherzustellen. Über Ansätze der zivilrechtlichen
Haftung, der Regulierung des Handels oder auch
z. B. der Ausgestaltung des Handels mit Patentrech-
ten an Genen hinaus muß auch eine „Motivierung“
der Akteure erfolgen.Diese Erkenntnis hat den Bei-
rat bewogen, auch den Motivierungsansatz (Kap.
I 2.4) und den Lern- und Bildungsansatz (Kap. I 2.5)
zu betonen.
Zur Konkretisierung und Umsetzung einer Bio-
sphärenpolitik bieten sich demnach vier Ansätze an,
die nicht isoliert nebeneinander stehen, sondern zu
verknüpfen sind:
• Ein Steuerungsansatz,der vor allem dort greift,wo
Vereinbarungen von allen Akteuren geteilt wer-
den und wo deren Umsetzung einfach zu handha-
ben und zu kontrollieren ist (Kap.I 2.2),
• ein Ansatz zum Aufbau planender und umsetzen-
der Governancekapazität, wobei neben der globa-
len Ebene vor allem auch die Governancekapazi-
tät von Nationen- und Regionalverbünden im
Vordergrund stehen muß (Kap.I 2.3),
• ein  Motivierungsansatz, der kooperatives Han-
deln ermöglicht, vor allem nichtstaatliche Aktivi-
täten stärkt und eine Mitwirkungsbereitschaft pri-
vater Akteure erreicht (Kap.I 2.4),
• ein Lern- und Bildungsansatz, der die Akteure in-
trinsisch motiviert, die mit den Maßnahmen ver-
bundenen Verhaltensregeln aus innerer Einsicht
und nicht aus einem Zwang heraus einzuhalten
(Kap.I 2.5).
I 2.1.4
Ansatzpunkte einer globalen Biosphärenpolitik
Auf der Basis der oben skizzierten Probleme lassen
sich die wichtigsten Ansatzpunkte für eine globale
Biosphärenpolitik beschreiben.
Überwindung der Kollektivguteigenschaft
der Biosphäre
Zunächst ist festzuhalten, daß angesichts der ökono-
misch-ethischen Argumentation, die vom Beirat in
der Biosphärenpolitik vertreten wird,und aus Grün-
den der aufgezeigten Wissensdefizite sowie der Kol-
lektivguteigenschaft der Natur (auch ohne zu zahlen
kommt man in den Genuß des Gutes) davon auszu-
gehen ist, daß reine Marktlösungen nicht ausreichen
werden, um zu einer angemessenen Erhaltung und
nachhaltiger Nutzung der Biosphäre zu kommen.
Zwar ist zu vermuten, daß eine individuelle Zah-
lungsbereitschaft existiert, die auch genutzt werden
muß. Nur wird sie sich aufgrund der Kollektivgutei-
genschaft nur bedingt im Verhalten niederschlagen.
Die Berücksichtigung ethischer Werte (z. B. Exi-
stenzwert) führt auch dazu,daß beim Naturschutzan-
liegen Wertelemente ins Spiel kommen,die nicht mit
Überlegungen einer Mobilisierung von Zahlungsbe-
reitschaft vereinbar sind.Dies verbindet sich mit der
These,daß der Wert der Natur „an sich“ nur unzurei-
chend in Geldwerteinheiten ausgedrückt werden
kann (Hampicke, 1991). Darum bereitet auch eine
Verrechnung des Nutzens von Naturerhalt mit den
Naturschutzkosten große Schwierigkeiten. Die Be-
stimmung des Mindestnaturschutzniveaus bleibt
letztlich eine politische Entscheidung.
Das bedeutet aber auch, daß politische Entschei-
dungen im Bereich der Biosphärenpolitik notwendi-
gerweise den Interessen einzelner Nationen, Regio-
nen oder Individuen entgegenlaufen und darum von
ihnen als „fremd“ bzw. aufgezwungen empfunden
werden müssen (Akzeptanzproblem). Insofern ist
hier häufiger mit Interessenkonflikten zu rechnen als
in anderen Feldern der Umweltpolitik. Gebote und
Verbote (Steuerungsansatz) sowie der Aufbau von
internationaler Governancekapazität sind zwar
grundsätzlich mögliche Umsetzungswege, sie verlan-
gen aber Durchsetzungskraft und Kontrolle. Beides
ist selbst in hochentwickelten Demokratien nicht im-
mer gewährleistet und führt zu Vollzugsdefiziten und
Umgehungshandlungen (z.B.Schwarzmärkte für be-
drohte Arten).Steuerung sowie Aufbau und die Wei-
terentwicklung von Governancekapazität sind nach
Ansicht des Beirats wichtige Instrumente der Um-
setzung, ohne eine zusätzliche Motivierung der Ak-
teure durch Kooperation, Vermittlung von Einsich-
ten und ökonomische Anreize bleibt die Erfolgsaus-
sicht der Argumente aber gering.
Weckung des ökonomischen Interesses an
der biologischen Vielfalt
Im allgemeinen wird nach Verfahren zur Bewahrung
der biologischen Vielfalt in der Regel erst dann ge-
forscht, wenn sich hiermit eine langfristige Ertrags-
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teresse an den biologischen Ressourcen geweckt
werden.Dies setzt zumeist die Zuweisung von Eigen-
tumsrechten sowie das Recht auf gewinnbringende
Vermarktung voraus. So wurden die naturwissen-
schaftlichen Erkenntnisse der Waldforschung in den
Industrienationen in starkem Maß von der Forstwirt-
schaft selbst vorangetrieben. Aus dieser Erkenntnis
widmet der Beirat dem Thema „Schutz durch ökono-
mische Nutzung“ besondere Aufmerksamkeit: Bio-
sphärenpolitik, die den ökonomischen Interessen
entgegenläuft, besitzt kaum Durchsetzungschancen.
Bei expandierender Bevölkerung und einer aktiven
Politik zur Überwindung der Armut wird eine ange-
messene Nutzungsstrategie mit größter Wahrschein-
lichkeit effizienter das Ziel eines Biosphärenschutzes
erreichen als eine Freihaltungsstrategie (Freihaltung
von Räumen vor anthropogener Nutzung), deren
Einhaltung (Umsetzungs- und Kontrolldefizite) in
vielen Entwicklungsländern ohnehin nicht gewähr-
leistet werden kann.
Überwindung des Nord-Süd-Konflikts und
ordnungspolitische Entscheidungen
Die Ableitung des anzustrebenden Mindestschutzni-
veaus ist eine politische Entscheidung, die auf inter-
nationaler Ebene eine Einigung zwischen autonom
handelnden Staaten voraussetzt.Wie schwer dies zu
erreichen ist, zeigen die bisherigen internationalen
Verhandlungen in diesem Politikfeld.Blockaden ein-
zelner Staaten oder Akteure zu verhindern, ist eines
der größten Probleme einer globalen Biosphärenpo-
litik. Insofern ist es wichtig, daß institutionelle Re-
geln oder Arrangements gefunden werden, die der
Überwindung der vorhandenen Interessengegensät-
ze und Verteilungskonflikte dienen. Fragt man nach
den spezifischen Interessen im Nord-Süd-Konflikt,
so ergibt sich für die südlichen Länder mit hoher bio-
logischer Vielfalt häufig folgende Situation: Es
herrscht ein Nebeneinander von Subsistenzlandwirt-
schaft und zumeist politisch geförderten Großgrund-
besitzern vor, die vielfach ein kurzfristorientiertes
Interesse an einer gewinnbringenden Nutzung bzw.
Umwandlung naturnaher Flächen haben. Dies ist
teilweise Folge instabiler politischer Rahmenbedin-
gungen sowie inflationärer Prozesse. Sie reizen zur
kurzfristigen Ausschöpfung von Gewinnpotentialen.
Hinzu tritt in der Regel ein nationales Prestigeden-
ken, das sich gegen internationale Bevormundung
oder die sog.„Interessen multinationaler Konzerne“,
die in stärkerem Maß als die heimischen Großunter-
nehmen der öffentlichen Kontrolle in den Industrie-
staaten ausgesetzt sind, wendet. Dies führt häufig zu
einer unter Umweltaspekten problematischen Iden-
tifizierung der Politikinteressen mit den Interessen
der heimischen, vielfach staatlichen Großindustrie
bzw. mit den Präferenzen der Großgrundbesitzer. In
Verbindung mit politischer Verfilzung und Vettern-
wirtschaft kommt es dann zu einer Übernutzung der
biologischen Ressourcen, die manchmal nicht vom
vorhandenen Umweltrecht gedeckt wird. Bildungs-
defizite erschweren gleichzeitig eine öffentliche Kon-
trolle, zentrale Informationen werden sogar häufig
unterdrückt. Bei internationalen Verhandlungen
kommt es darum in der Regel zu einer Verhärtung
der Interessenpositionen und zu partiellen Koali-
tionsbildungen zwischen den Ländern mit ähnlichen
Interessen. Aber auch Länder, die Biodiversität
nachfragen, sind durch spezifische Interessen ge-
prägt, die nicht immer der Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt dienen. Nicht nur, daß sie zur Steige-
rung der Wettbewerbsfähigkeit ihrer Unternehmen
den Zugang zu biologischen Ressourcen fordern,
vielmehr bietet der Vorwurf eines sog. „Ökodum-
pings“ auch willkommene Gelegenheit zur Durch-
setzung protektionistischer Ziele, vor allem im Be-
reich der Landwirtschaft.Dies verschärft die interna-
tionalen Interessenkonflikte, da hierdurch Agrarex-
porte die Entwicklungsländer blockiert werden.
Das Washingtoner Artenschutzabkommen (CI-
TES) erweist sich angesichts dieser Interessenstruk-
tur als nicht hinreichend effektiv (Kap. D 3.1). Die
Biodiversitätskonvention zielt demgegenüber auf
eine Stärkung der privaten Initiative durch Förde-
rung des internationalen Handels mit Verfügungs-
und Nutzungsrechten an biologischen Ressourcen.
Politikversagen bei der Ausweisung von Schutzge-
bieten, die der Machtstabilisierung dienende Zuwei-
sung von Eigentums- und Nutzungsrechten, die un-
zureichende Umsetzung vorhandener umweltrechtli-
cher Vorschriften, mangelnde Kontrolle sowie die
einseitige Ausrichtung an den Zielen spezifischer In-
teressengruppen lassen diese durchaus positiven An-
reize der CBD jedoch nur unzureichend zur Geltung
kommen (Becker-Soest,1998b).
Unter diesen Bedingungen müssen darum alle
Anstrengungen unternommen werden,die Bildungs-
und Qualifikationsstrukturen in den Ursprungslän-
dern (und das sind meist Entwicklungsländer) zu
verbessern und dort eine originäre Forschungsland-
schaft,die sich auf die eigenen biologischen Ressour-
cen konzentriert, aufzubauen. Vor allem muß es für
die Ursprungsländer biologischer Vielfalt rentabel
werden,ihr Wissen über Gefährdung und Bewertung
biologischer Vielfalt auszuweiten und auch ökono-
misch umzusetzen. Dies verlangt eine Übertragung
exklusiver Eigentumsrechte an biologischen Res-
sourcen und naturnaher Flächen auf individueller
und zumindest lokaler Ebene mit der Zulassung des
Erwerbs und der Weiterveräußerung. Unterstützt
werden muß dieses durch eine internationale Anglei-
chung und Akzeptanz von Haftungs-, Patentschutz-
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Mobilisierung von Zahlungsbereitschaft
und Selbstverpflichtung wichtiger Akteure
Eine Möglichkeit, die ökonomische Bedeutung des
Erhalts der biologischer Vielfalt weiter zu stärken,
besteht darin, in den Industriestaaten das Interesse
der naturschutzbewußten Nachfrager zu wecken und
über die inzwischen mächtig gewordenen Einkaufs-
ketten auf die Angebotsländer einzuwirken.Gelänge
es, diese Handelseinrichtungen im Rahmen von
Selbstverpflichtungen zur stärkeren Prüfung der
Nutzungsbedingungen biologischer Ressourcen zu
veranlassen,würden in den Angebotsländern ökono-
mische Anpassungsreaktionen ausgelöst, die der Er-
haltung und nachhaltigen Nutzung dienen könnten.
Dies setzt jedoch eine entsprechende Kennzeich-
nung der Produkte (Labelingsstrategien) voraus,wo-
bei im Gegensatz zur Darstellung von Merkmalen,
die über den Gebrauchsnutzen informieren, nun
Merkmale hervorgehoben werden müßten, die über
Produktionsmethoden unterrichten. So würde die
Zahlungsbereitschaft der Endnachfrager in Verbin-
dung mit einer Informationspolitik des Handels bzw.
seiner Zulieferer zu einem wichtigen ökonomischen
Umsetzungshebel zur Erhaltung biologischer Viel-
falt in den Entwicklungsländern.
Nutzung globaler Vernetzungstendenzen
Internationale Vereinbarungen über konkrete
Schutzmaßnahmen zugunsten der Biodiversität sind
angesichts der unterschiedlichen Ausgangsbedingun-
gen erst in langwierigen Verhandlungsrunden zu er-
reichen.Demgegenüber bietet die Einbindung natio-
naler Bewahrungsstrategien in weltweite Vermark-
tungsaktionen, beispielsweise durch multinationale
Nahrungsmittel-, Touristik- oder Pharmazieunter-
nehmen, die Möglichkeit, die direkte wirtschaftliche
Bedeutung biologischer Ressourcen zu verdeutli-
chen und die Anreize zum Beitritt zu erhöhen (Such-
anek, 1998; Klemmer und Wink, 1998). Der Wettbe-
werbsdruck bzw. die Aussicht auf Wettbewerbsvor-
teile lösen zudem Anreize aus, neue Wege zur Um-
setzung von Schutz- und Nutzungskonzepten für
Biodiversität zu entwickeln und so Konflikte zwi-
schen sozialer Absicherung, wirtschaftlichem Erfolg
und Bewahrung der Biodiversität zu überwinden.
Der internationale Vollzug von Umweltschutzver-
einbarungen stellt weiterhin ein nur unbefriedigend
gelöstes Problem dar. Er hängt in hohem Maß von
den nationalen Anreizen zum Umweltschutz ab.Ge-
rade im Bereich der weltweiten Biodiversität fallen
diese Anreize in den Entwicklungsländern gering
aus, da sich die Vorteile zumeist auf westliche An-
wenderländer konzentrieren, während die Lasten
vor Ort zu tragen sind. Bei funktionsfähigen Labe-
lingstrategien liegt es im Interesse der Produzenten,
die Einhaltung von Standards nachzuweisen (Gerek-
ke, 1998). Gerade multinationale Unternehmen se-
hen sich in diesem Zusammenhang durch den Druck
der Medienöffentlichkeit dazu gezwungen, die Risi-
ken und Konsequenzen ihrer Produktionsverfahren
für Umwelt- und Sozialstandards offenzulegen. Das
Eigeninteresse der Produzenten tritt daher an die
Stelle staatlicher Kontrolle. Betrug läßt sich damit
schneller aufdecken.
Die Forderung nach einer weltweiten Anglei-
chung ökologischer Standards ignoriert zumeist die
unterschiedliche räumliche Dimension von Umwelt-
belastungen. Ein sog. „Ökodumping“ liegt dann
nicht vor, wenn die Belastungen ausschließlich auf
das regulierende Land beschränkt sind, da in diesen
Fällen die autonome Entscheidung zwischen Nut-
zungs- und Schutzniveau in diesem Land zu akzep-
tieren ist. Niemand kann sich anmaßen, die Bürger
dort zu „bevormunden“ (Karl und Ranné,1997;Ben-
der,1998).Auch bei den weltweiten Umweltverände-
rungen sind die Interessen an einer Erhaltung der
biologischen Vielfalt in den einzelnen Ländern sehr
unterschiedlich. Die Einführung homogener Stan-
dards läuft Gefahr, pauschale Lösungen zu entwik-
keln, die keinem Beteiligten die Chance läßt, den ei-
genen Präferenzen Ausdruck zu verleihen. Demge-
genüber ermöglicht ein Wettbewerb der unterschied-
lichen Standards eine Abstufung unterschiedlicher
Schutzniveaus, die sich als Reaktion auf marktgebil-
dete Preise – und damit dem erklärten Käufer(Bür-
ger-)willen – ergeben.Voraussetzung dafür ist natür-
lich, daß die Nutzungsformen die wirklichen Präfe-
renzen der Bevölkerung widerspiegeln und nicht die-
jenigen einer kleinen Oberschicht.
In den folgenden Unterkapiteln werden die In-
strumente und Strategien beschrieben, die im Rah-
men der hier skizzierten integrierten Biosphärenpo-
litik eine wichtige Rolle spielen.Kap.I 2.2 beschreibt
die rechtlichen Steuerungsansätze,wie sie in interna-
tionalen Vereinbarungen zum Ausdruck kommen.
Kap. I 2.3 widmet sich den Kooperationslösungen,
die von Regierungen und von privaten Akteuren an-
gestrebt werden können. Die Motivationsansätze,
vor allem in Verbindung mit ökonomischen Anrei-
zen, stehen im Mittelpunkt des Kap. I 2.4, bevor in
Kap. I 2.5 die Möglichkeiten zu Umweltbildung und
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I 2.2
Völkerrechtliche Ansätze
I 2.2.1
Steuerungsinstrumente im nationalen Recht 
Das nationale Umweltrecht kennt verschiedene
Steuerungsinstrumente, um erwünschtes umwelt-
freundliches Verhalten zu erreichen:Produktverbote
(für Herstellung und Gebrauch), technische Stan-
dards, direkte und indirekte Steuern und Abgaben,
handelbare Zertifikate (z. B. in den USA), Subven-
tionierung usw. Eine weithin anerkannte Einteilung
unterscheidet zwischen direkter und indirekter Steu-
erung, ergänzt durch informelles Verwaltungshan-
deln, insbesondere Selbstbeschränkungsabsprachen
(Schuppert, 1998). Direkte Verhaltenssteuerung ist
dadurch gekennzeichnet,daß sie dem Adressaten ein
bestimmtes Verhalten vorgibt und dessen Erfüllung
notfalls mit Zwangsmitteln durchsetzt. Indirekte
Verhaltenssteuerung versucht hingegen, über ge-
wollte selektive Gewinn- und Verlusteffekte auf die
Motivation des Adressaten Einfluß zu nehmen. Ein
Verhalten, das dem Steuerungsanliegen zuwider-
läuft, ist zwar unerwünscht, bleibt aber rechtmäßig.
Das informelle Verwaltungshandeln in Form norm-
vertretender Absprachen findet sich vor allem in
Selbstbeschränkungsvereinbarungen mit der Indu-
strie.Hier erklärt sich die Industrie – rechtlich unver-
bindlich – zu einem bestimmten Verhalten bereit,
während die Verwaltung oder der Gesetzgeber auf
ein formelles Tätigwerden verzichtet (staatlich ge-
lenkte Kooperation;Kloepfer,1998).
I 2.2.2
Direkte Verhaltensregelung als
Steuerungsinstrument im internationalen Recht
I 2.2.2.1
Das Fehlen von Vollzugsorganen im
internationalen Umweltrecht
Das typische Charakteristikum direkter Verhaltens-
steuerung, die Vollzugsgarantie durch eine hoheitli-
che Instanz gegenüber dem Adressaten, läßt diesem
Instrument auf internationaler Ebene nur wenig An-
wendungsspielraum: Allenfalls der UN-Sicherheits-
rat kann unter bestimmten Voraussetzungen (zur
Wahrung des internationalen Friedens und der Si-
cherheit,Art.1 UN-Charta in Verbindung mit Art.39
und Kap.VII UN-Charta) völkerrechtlich verbindli-
che Entscheidungen treffen und gegebenenfalls
Durchsetzungsmechanismen einsetzen. Zu der Fra-
ge, ob die bisherigen Kompetenztitel ausreichen, um
den UN-Sicherheitsrat auch bei der Bewältigung
ökologischer Krisen einzuschalten,hat der Beirat be-
reits Stellung genommen (WBGU, 1999a). Es wurde
bisweilen vorgeschlagen, die Kompetenzgrundlage
dieser Maßnahmen zu erweitern und auf umweltbe-
zogene Sicherheitsfragen auszudehnen (Bilderbeek,
1992). Bei dieser Diskussion sollte man sich aller-
dings die Struktur des Sicherheitsrates vergegenwär-
tigen, der den 5 ständigen Mitgliedern durch ihr Ve-
torecht eine bevorzugte, letztlich sanktionsbefreite
Stellung einräumt.Aus Sicht des Beirats ist es zwei-
felhaft,ob sich ein internationales Umweltregimeauf
diese Basis stützen sollte.
I 2.2.2.2
Das Fehlen von zentralen Entscheidungsinstanzen
im internationalen Umweltrecht
Eine andere Frage ist, ob und inwieweit im Rahmen
des internationalen Umweltschutzes neue zentrale
Entscheidungsinstanzen geschaffen werden sollten.
In der Haager Erklärung vom 11. März 1989 zeigen
sich erste Ansätze in diese Richtung (Beyerlin und
Marauhn,1997),und im Vorfeld des Rio-Gipfels gab
es konkrete Forderungen, ein Umweltgesetzge-
bungsorgan, einen Umweltsicherheitsrat und einen
Umweltgerichtshof der UN einzurichten (Bilder-
beek, 1992). Realisiert haben sich diese Vorstellun-
gen nicht. Nach wie vor scheuen sich also Vertrags-
staaten,einer von ihnen zwar selbst geschaffenen,da-
nach aber verselbständigten Institution Entschei-
dungsbefugnisse anzuvertrauen und damit das
weitere Vertragsgeschehen gewissermaßen aus der
Hand zu geben (Beyerlin und Marauhn, 1997).
Grundsätzlich setzt im Umweltvölkerrecht neben
dem Abschluß auch die Änderung oder Erweiterung
eines Vertrags das Einvernehmen aller Staaten vor-
aus. Ausnahme zu diesem „souveränitätsfreundli-
chen“ Verfahren ist das Montrealer Protokoll,dessen
Normen bei ausbleibendem Konsens schon mit 2/3
Mehrheit,gleichwohl aber mit rechtlicher Bindungs-
wirkung für alle Parteien angepaßt werden können
(Art. 2 Abs. 9 c-d; Beyerlin und Marauhn, 1997; Pal-
mer, 1992). Einem Vertragsstaat kann insoweit eine
völkerrechtliche Verpflichtung gegen seinen Willen
auferlegt werden.Obgleich die CBD in Art.29 Abs.3
ebenfalls ein erleichtertes Vertragsänderungsverfah-
ren besitzt,bedarf dort eine Änderung,die nicht ein-
stimmig beschlossen wurde,der Ratifikation der Ver-
tragsstaaten, um völkerrechtlich wirksam werden zu
können.340 I Globale Biosphärenpolitik
I 2.2.2.3
Direkte Verhaltenssteuerung als
Umsetzungsvorgabe in völkerrechtlichen
Verträgen
Die nationalen Steuerungsinstrumente sind auch für
Vereinbarungen auf internationaler Ebene bedeut-
sam.Denn da nur wenige Vorschriften in umweltvöl-
kerrechtlichen Abkommen self-executing norms dar-
stellen, die unmittelbar anwendbar sind (nachdem
sie Teil der staatlichen Rechtsordnung wurden),ist es
ihre Aufgabe, internationale Vereinbarungen wirk-
sam in nationales Recht umzusetzen.Oft geht bereits
unmittelbar aus den internationalen Vereinbarungen
hervor, welches Instrument bei der nationalen Um-
setzung zur Anwendung kommen soll: Häufig läßt
sich das Regelungsziel nur durch Normen direkter
Verhaltenssteuerung verwirklichen.
Es gibt ausnahmsweise Übereinkommen, in de-
nen sich umweltvölkerrechtliche Verbote staatlichen
Handelns finden, Normadressat mithin der Staat
bleibt (z. B. Abkommen zur Beschränkung von
Atomwaffenversuchen).Oft unterliegen Staaten um-
weltrechtlichen Geboten zu bestimmten Handlun-
gen, die typischerweise nur von staatlichen Organen
vorgenommen werden. Darunter fällt zum Beispiel
die Pflicht zur Zusammenarbeit in Umweltfragen,
die Pflicht der Staaten zum Informationsaustausch
nach Art.19 IV CBD oder die Verpflichtung,auf dem
Staatsgebiet Naturschutzzonen einzurichten.
Völkerrechtliche Normen beziehen sich in der
Regel letztendlich jedoch auf umweltrelevante Tätig-
keiten nichtstaatlicher Einheiten, seien es private
Unternehmen oder Haushalte.Diese Tätigkeiten ha-
ben die Staaten präventiv zu genehmigen oder re-
pressiv zu überwachen. Regelungen in Form eines
vollständigen Verbots sollen dafür Sorge tragen, daß
Meeresverschmutzungen durch radioaktiven Abfall
(Art. 25 der Konvention über die Hohe See) oder
Umweltschäden durch Bohrungen im Kontinental-
shelf (Art.5 VII der Konvention über den Festlands-
sockel) unterbleiben. Ebenso sind Staaten nicht nur
verpflichtet, Naturschutzzonen einzurichten, son-
dern auch darauf zu achten, daß auf diesem Gebiet
gewisse Handlungen eingeschränkt oder untersagt
werden.Zu den ältesten Instrumenten im internatio-
nalen Umweltrecht gehören die nationalen Fangquo-
ten,die Staaten verpflichten,gewisse Ressourcen nur
in bestimmten Mengen auszubeuten. Bei der Be-
schränkung des internationalen Handels mit ge-
schützten Arten im Rahmen von CITES müssen
Staaten über strafbewehrte Durchsetzungsmaßnah-
men dafür Sorge tragen, daß der Handel nach und
von ihrem Staatsgebiet unterbleibt.
I 2.2.2.4
Mechanismen zur Gewährleistung der
Vertragserfüllung
Inwieweit völkerrechtliche Verpflichtungen tatsäch-
lich umgesetzt werden, liegt in der Hand der unter-
zeichnenden Staaten.Der Versuch,diese Staaten tat-
sächlich zu einer Erfüllung ihrer eingegangenen Ver-
pflichtung zu bewegen, spielt sich auf zwei Ebenen
ab.Auf einer ersten Ebene wird versucht, durch un-
terschiedliche Monitoringmaßnahmen den Grad der
erfolgten Umsetzung festzustellen, auf einer folgen-
den, defizitäre Umsetzungen durch Sanktions- und
Unterstützungsmaßnahmen abzubauen.
Monitoringmaßnahmen
Es gibt umweltvölkerrechtliche Vereinbarungen, in
denen die Staaten verpflichtet sind, in regelmäßigen
Abständen einen Bericht über den Fortschritt der
Umsetzung an das zuständige Sekretariat zu schik-
ken.Hier liegt es also in der Hand eines jeden Staats,
auf entstehende Schwierigkeiten und vorhandene
Defizite hinzuweisen.
Im Fall einer Inspektion kann das Sekretariat be-
rechtigt sein, den Implementierungsprozeß zu über-
wachen und gegebenenfalls auch unangekündigte
Kontrollen durchzuführen. Solche Maßnahmen
konnten sich bisher in umweltrechtlichen Überein-
kommen nur schwer durchsetzen, erlauben sie doch
den Inspekteuren Kontrollen innerhalb der nationa-
len Hoheitsgewalt eines Staates.
Maßnahmen zur Erreichung von
Vertragstreue
Haben Staaten ein völkerrechtliches Übereinkom-
men ratifiziert,besteht die Verpflichtung,die interna-
tionalen Vorschriften wirksam in nationales Recht
umzusetzen. Das allgemeine Völkerrecht kennt ver-
schiedene Möglichkeiten,auf Vertragsbrüche zu rea-
gieren. Völkergewohnheitsrechtlich anerkannt sind
die Maßnahmen der Retorsion und Repressalie.
Hierunter sind Maßnahmen zu verstehen, die ein
Staat gegenüber einem anderen Staat ergreift, um
diesen Staat zur Beseitigung eines Zustandes zu
zwingen.Oft wird hierfür eine Frist gesetzt.Während
die Retorsion eine Maßnahme ist,die völkerrechtlich
erlaubt ist (Abbruch diplomatischer Beziehungen),
ist die Repressalie die Vergeltung eines Unrechts
durch ein anderes, um den Staat zur Rückgängigma-
chung eines von ihm zu verantwortenden völker-
rechtlichen Unrechts zu bewegen. Immer häufiger
verfügen multilaterale Abkommen jedoch über spe-
ziellere – und damit vorrangige – Regelungsmecha-
nismen, um Vertragstreue zu gewährleisten. Insbe-
sondere im internationalen Handelsrecht sind Sank-
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erreichen; im Umweltrecht werden sie hingegen sel-
tener verwendet (z. B. die Androhung von Handels-
sanktionen gegen China und Italien wegen Verlet-
zung von CITES-Vorschriften). Im Bereich des Um-
weltrechts finden eher „weiche“ Sanktionsmaßnah-
men Anwendung, die eigentlich den Entzug
eingeräumter Privilegien darstellen (Wolfrum,1999).
So wird in der Welterbekonvention (WHC) und im
Montrealer Protokoll bestimmten Staaten ein Son-
derstatus eingeräumt, der ihnen Zuwendungen aus
den angegliederten Fonds zukommen läßt.Bei einem
Verstoß gegen bestimmte Vorschriften können diese
Privilegien entzogen werden.
Ein weiteres Mittel zur Gewährleistung der Ein-
haltung international vereinbarter umweltrechtli-
cher Standards können Haftungsregime sein. Um-
weltschäden,die durch mangelnde Vertragstreue au-
ßerhalb des eigenen Territoriums entstehen,sind von
dem schädigenden Staat zu tragen. Die Grenzen ei-
nes solchen Systems sind jedoch zweifach: Globale
ökologische Schäden lassen sich nur schwer beziffern
und selten einem konkreten Staat genau zuordnen.
Angesichts dieser inherenten Begrenzungen eines
Haftungsregimes ist die Anwendbarkeit eines sol-
chen Instruments über exakt zuzuordnende Fälle
hinaus schwierig.
Grenzen von Sanktionsregeln
Ob Sanktionen die angemessene Antwort auf Ver-
tragsverletzungen und ausbleibende -umsetzungen
sind, hängt vor allem von den Ursachen ab, die zur
Nichterfüllung führen. Fehlende Vertragstreue läßt
sich in der Regel auf einen der folgenden Faktoren
zurückführen (Bothe, 1996): mangelnden Willen,
mangelnde Sorgfalt oder mangelnde Kapazitäten.
Defizite in der Umsetzung können mithin zunächst
darauf beruhen,daß der Staat die Unterzeichnung ei-
nes internationalen Abkommens außenpolitisch für
notwendig hielt, eine wirksame Implementierung je-
doch nie oder nur durch Alibivorschriften vorneh-
men wollte.Weiterhin kann ein Staat aus Nachlässig-
keit unzutreffenderweise annehmen,eine internatio-
nale Verpflichtung durch bereits existierende Geset-
ze abzudecken. Schließlich kann ein Staat zwar
Gesetze schaffen, die dem Gedanken des Überein-
kommens Folge leisten,jedoch nicht in der Lage sein,
diese Gesetze auch zu vollziehen.
Sanktionsmaßnahmen als Mechanismus zur Ge-
währleistung der Vertragserfüllung bieten sich allen-
falls in den ersten beiden Fällen an, nicht jedoch,
wenn der Umsetzungswille vorhanden ist, die Um-
setzungsmöglichkeiten jedoch aufgrund fehlenden
technischen Know-Hows oder aus wirtschaftlichen
Gründen eingeschränkt sind. In modernen Umwelt-
abkommen wird daher vermehrt auf indirekte Steu-
erung im Wege der Öffentlichkeitsarbeit,Motivation
und Unterstützung zurückgegriffen. Beispiele hier-
für sind technische Unterstützung, Ausbildungspro-
gramme und finanzielle Zuwendungen.
I 2.3
Ansätze für positive Regelungen
I 2.3.1
Negative versus positive internationale
Regelungen
Die Forschung über internationale Regime in
Deutschland unterscheidet zwischen sog. negativen
und positiven internationalen Regelungen (Scharpf,
1996; Zürn 1997, 1998b). Negative Regelungen die-
nen dazu,neue Handlungszusammenhänge zwischen
den Staaten im sozialen und wirtschaftlichen Bereich
über Grenzen hinweg zu schaffen,um protektionisti-
scher Politik entgegenzuwirken, d. h. es werden ge-
meinsam Regeln aufgestellt,die bestimmte nationale
Politikhandlungen einschränken oder untersagen.
Im Rahmen positiver Regelungen hingegen ge-
stalten und formulieren die Staaten gemeinsam Poli-
tikinhalte und -programme,z.B.zum Schutz der Um-
welt. Im Gegensatz zu den erwünschten Auswirkun-
gen des Marktes bei negativen Regelungen geht es
hier um die Umsetzung kollektiver Ziele, die über
die Marktkräfte allein nicht zu erreichen sind. Bei
der Entwicklung positiver Regelungen zum Schutz
der globalen Biosphäre sollten die internationalen
Akteure,wie Regierungen,NRO und multinationale
Unternehmen, gemeinsam bestimmte Politikinhalte
vereinbaren, nach denen sie umweltschädigende
Handlungen so einschränken, daß die gesteckten
Zielvorgaben des Schutzes, der nachhaltigen Nut-
zung und des Vorteilsausgleichs zur Erhaltung der
globalen Biosphäre erreicht werden können.
In jüngeren Studien internationaler Umweltpoli-
tik,die den Sachverhalt umfassender positiver Rege-
lungen betonen, werden immer wieder 3 internatio-
nale Umweltregime als positive und effektive Bei-
spiele angeführt (Zürn, 1997, 1998a, b): das „Saurer-
Regen-Regime“, das die grenzüberschreitende
Luftverschmutzung bekämpft; das „Ozonregime“,
das zum Schutz der Ozonschicht geschaffen wurde;
das „Öltankerregime“, das beabsichtigte Ölver-
schmutzungen der Ozeane reduzieren soll. Die Er-
forschung internationaler Umweltschutzkooperatio-
nen hat gezeigt, daß 4 Voraussetzungen förderlich
sind, damit dauerhafte und effektive positive Rege-
lungen entstehen können. Diese Bedingungen kön-
nen als Muster dienen, um positive Regelungen zum
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I 2.3.2
Bedingungen positiver Regelungen und Anreize
Ein Konzept für erfolgreichen internationalen Um-
weltschutz haben Haas et al. (1993) als Resultat aus
mehreren Fallstudien (Schutz der Ozonschicht, Sau-
rer-Regen-Regime,Schutz der Nord- und Ostsee,Öl-
verschmutzung der Ozeane und internationaler
Fischfang) näher entwickelt. Internationale Zusam-
menarbeit zum Schutz der globalen Biosphäre kann
dann den Ansprüchen positiver Regelungen gerecht
werden,wenn sie die institutionellen Merkmale eines
sog. C-4-Designs aufweisen (Levy et al., 1993; Zürn,
1997,1998a).Es wird dabei ein kooperationsförderli-
ches Umfeld geschaffen, Regelverletzungen werden
flexibel gehandhabt, schwächere Regierungen wer-
den beim Ausbau ihrer Fähigkeiten unterstützt, um
die gesteckten Ziele erreichen zu können, und bei
Nachzüglern soll das Interesse für den internationa-
len Umweltschutz geweckt sowie die Position jener
Staaten gestärkt werden, die die Regelungen unter-
stützen.
Kooperationsförderliches Umfeld
(contractual environment)
Wenn Akteure internationale Umweltschutzkoope-
rationen anstreben,können bereits bestehende inter-
nationale Regime das Umfeld insofern verbessern,
daß sich dort z.B.Foren für Verhandlungen und An-
knüpfungspunkte für bestimmte Regelungen anbie-
ten.So werden die Verhandlungen zum internationa-
len Naturschutz sowie darüber hinausgehende The-
men unter der Schirmherrschaft der UNEP geführt.
Das bei der UNCED eingeführte Leitbild der nach-
haltigen Entwicklung wird in dessen Sogwirkung auf
das Problem der Erhaltung der biologischen Vielfalt
übertragen und führt so zum Konzept Schutz durch
Nutzung bzw.Schutz trotz Nutzung.
Durch gemeinsam vereinbarte Normen und Re-
geln schaffen die Akteure dabei übereinstimmende
Verhaltenserwartungen, was positive Regelungen
motiviert und bereits vorhandene stabilisiert. Durch
Überwachungs- und Verifikationsdienste können In-
formationen über die Regeleinhaltung bereitgestellt
werden, so daß die Verhaltenserwartungen verstärkt
werden. Institutionen bilden zudem Foren, in denen
Informationen ausgetauscht und Kommunikations-
prozesse aufrechterhalten werden, wodurch die
Transaktionskosten gesenkt werden. In Situationen,
in denen aus spieltheoretischer Sicht normalerweise
ein Dilemma in den Interessenkonstellation der
Staaten zu erwarten ist, ist ein kooperationsförderli-
ches institutionelles Umfeld von erheblicher Bedeu-
tung.
Wenn Staaten Regeln verletzen, ergibt sich ein
Problem in der Übereinstimmung der Verhaltenser-
wartungen. In solchen Fällen besitzen zuverlässige
Informationen und reduzierte Transaktionskosten
bei der Kommunikation besondere Relevanz.Würde
das institutionelle Umfeld fehlen, käme es zu einer
Eskalation.Ist das Umfeld hingegen durch eine insti-
tutionelle Absicherung transparent, kann es zu ei-
nem kommunikativen Prozeß kommen, in dem die
Beteiligten sich über den Inhalt und die Einhaltung
von Normen und Regeln verständigen.So findet bei-
spielsweise der kontroverse Diskurs über den Öko-
systemansatz (ecosystem approach), der als eine
neue Umsetzungsstrategie für den umfassenden
Schutzanspruch zu Artenvielfalt,Vielfalt der Ökosy-
steme und genetischer Variabilität verhandelt wird,
im bereits bestehenden Umfeld der Biodiversitäts-
konvention statt (Kap.I 3).
Internationale Vereinbarungen und ihre institu-
tionellen Umfelder, die Teilbereiche zum Schutz der
globalen Biosphäre abdecken,sind zu verschiedenen
Problembereichen und in unterschiedlichen Formen
vorhanden (Kap.D 3.2 und I 3).
Flexible Handhabung der
Regelkonformität (compliance management)
Da Sanktionen, formale Feststellung von Regelver-
letzungen und Gerichtsentscheidungen im Völker-
recht eher die Ausnahme sind, kommen vielmehr
sog.„weiche“ Reaktionen wie Berichtsverfahren und
Verhandlungen zum Tragen. Das Völkerrecht leidet
am Mangel von Durchsetzungsinstanzen und ist
weitestgehend auf „weiche“ Mechanismen angewie-
sen.
Wenn Akteure bei internationalen Umweltpro-
blemen an einer gemeinsamen Problemlösung gro-
ßes Interesse zeigen, ist es für die Kooperation nicht
essentiell, Regelverletzungen zu überwachen. Zu-
nächst vereinbaren die Akteure aus eigenem Interes-
se neue politische Maßnahmen,wie die Beispiele der
Regime zum Schutz der Nordsee und der Ostsee de-
monstrieren, um Ziele, die für alle erstrebens- oder
wünschenswert erscheinen,zu erreichen.Ihr Interes-
se, Regeln zu verletzen, ist unter diesen Umständen
gering und damit reichen sog. „weiche“ Formen zur
Verifikation. Solche weichen Maßnahmen sind bei-
spielsweise die von den an der Biodiversitätskonven-
tion beteiligten Staaten auf der COP vorzulegenden
Nationalberichte. Zusätzlich sind hier und in ande-
ren neueren umweltvölkerrechtlichen Verträgen zu-
meist verschiedene Arten von Streitbeilegungsme-
chanismen vorgesehen, z. B.Verhandlungen, Media-
tion oder Schiedsgerichtsverfahren. Gerichtsartige,
verbindliche Streitbeilegungsmechanismen werden
von Staaten allerdings nur selten ergriffen (Beyerlin
und Marauhn, 1997). Aus diesem Grunde macht es343 Ansätze für positive Regelungen I 2.3
Kasten I 2.3-1
Verständigungsregeln bei Diskursen
Die verständigungsorientierten Bedingungen für einen
Diskurs basieren auf der Theorie der kommunikativen Ra-
tionalität (Habermas, 1971, 1981, 1992;WBGU, 1998a).Als
kommunikatives Handeln gelten solche Handlungen, die
darauf abzielen, andere durch Argumente zu überzeugen.
Im Rahmen von Verhandlungen zum Schutz der Biosphäre
können vor allem die Hinweise zur kommunikativen Ratio-
nalität bzw. Handeln für die Organisation von Diskursen
genutzt werden. Ein Diskurs, in dem ein symmetrischer
Austausch von Informationen stattfindet, genügt dann den
Ansprüchen des kommunikativen Handelns,wenn alle Teil-
nehmer gleiche Rechte und Pflichten besitzen und – freiwil-
lig oder durch Regeln der Beweisführung – von strategi-
schem Verhalten Abstand nehmen.
Das Ideal des Diskurses beruht dabei auf der Annahme,
daß mit Hilfe von Kommunikation eine Einigung zwischen
Interessengegensätzen und Wertkonflikten unterschiedli-
cher Parteien erzielt werden kann, ohne daß eine Partei
ausgeschlossen wird oder ihre Interessen oder Werte unbe-
rücksichtigt bleiben. Sinn eines solchen Diskurses ist es,
Optionen für kollektive Entscheidungen nach dem Grad
ihrer Wünschbarkeit zu bewerten. Dabei wird es Konflikte
unter den Diskursteilnehmern geben.
Auf der Basis der Theorie des kommunikativen Han-
delns und aus der praktischen Erfahrung mit Verhandlun-
gen und Beteiligungsverfahren lassen sich Verfahrensre-
geln ableiten,die bei verständigungsorientierten Diskursen
zum Schutz der globalen Biosphäre hilfreich sein können
(Habermas, 1981; Bacow und Wheeler, 1984; Barber, 1984;
Kemp,1985;Amy,1987;Burns und Überhorst,1988;Haller,
1990; Fiorino, 1990; Fietkau, 1991; Renn, 1991; Karger und
Wiedemann,1994a;Oppermann und Renn,1995).
• Ein klares Mandat für die am Diskurs beteiligten Par-
teien ist erforderlich, damit allen Beteiligten klar ist,
welche Aufgabe ihnen als Delegierte anvertraut wurde
und welche Handlungsspielräume sie besitzen. Jede
Entscheidung ist immer in einen Kontext eingebunden,
der durch vergangene Entscheidungen vorbestimmt
wurde. Deshalb ist es wichtig, vor Beginn des Diskurses
eingehend zu klären, inwieweit vorangegangene Ent-
scheidungen noch revidiert werden können und welcher
Handlungsspielraum innerhalb des Mandats zur Verfü-
gung steht, um sich von besseren Argumenten überzeu-
gen lassen zu können.Alle beteiligten Personen müssen
die Grenzen des Mandats genau kennen und diesen
auch aktiv zustimmen,sofern sie am Diskurs teilnehmen
wollen.
• Die Vorbereitung und die Durchführung eines Diskur-
ses verlangen längere Zeiträume, so daß internationale
Verhandlungen zum Schutz der Biosphäre ohne zu gro-
ßen Zeitdruck stattfinden sollten. Gleichzeitig aber
drängen die Staatengemeinschaft und nationale politi-
sche Systeme häufig auf schnelle Entscheidungen. Oft
wird die Umsetzung solcher schnellen Entscheidungen
dann aufgrund von Protesten und Widerständen der be-
troffenen Bevölkerung über wesentlich längere Zeiträu-
me verzögert, als es bei einer langsameren Entschei-
dungsfindung unter Einbeziehung eines Diskurses der
Fall gewesen wäre (Kasperson,1986).
• Um innerhalb eines Diskurses eine verständigungs-
orientierte Vorgehensweise einhalten zu können und
nicht in strategische Verhaltensmuster zurückzufallen,
ist es notwendig, die Regeln der kommunikativen Ge-
sprächsführung von vornherein mit den Beteiligten zu
diskutieren und konsensual zu verabschieden. Dies er-
mächtigt die Verhandlungsleitung, auf die Einhaltung
der von allen akzeptierten Regeln zu achten.
• Das Ergebnis des Diskurses muß insofern Offenheit auf-
weisen,daß keine der beteiligten Parteien versucht,ihre
vorab getroffene Entscheidung an die anderen Parteien
zu „verkaufen“.Niemand verlangt,daß die Parteien be-
reit sein müssen, ihre Meinung oder Einstellung zu be-
stimmten Fragen aufgrund der Kommunikation zu än-
dern (obwohl die Bereitschaft dazu sicherlich hilfreich
ist), aber alle Parteien müssen sich bereit erklären, auf
ihre präferierte Handlungsoption zugunsten einer ande-
ren Option zu verzichten,sofern diese besser als alle an-
deren Optionen beim Wettstreit der Aussagen und bei
der Ausbalancierung von Interessen und Werten der be-
teiligten Parteien abschneidet.Die eigene Präferenz für
eine Handlungsoption steht also immer zur Disposition.
• Alle am Diskurs beteiligten Parteien haben die gleichen
Rechte und Pflichten,was im Gebot der Fairneß implizit
enthalten ist.Außerhalb des Diskurses bestehen selbst-
verständlich hierarchische Beziehungen und unter-
schiedliche Zuständigkeiten, Kompetenzen und Macht-
verhältnisse. Der Diskurs kann diese vorgegebenen
Strukturen nicht auflösen, seine eigene Macht, d. h. die
Bindungskraft der erarbeiteten Ergebnisse, wird sich
der rechtlichen und politischen Realität anpassen müs-
sen.Der Diskurs selbst ist aber an die interne Regelung
der strikten Egalität gebunden. Keine Partei, mag sie in
der politischen Realität auch noch so mächtig sein,kann
im Diskurs Privilegien oder Sonderrechte beanspru-
chen.
• Diskurse sind darauf angewiesen, daß die zum Zeit-
punkt der Beratungen relevanten Wissensbestände über
Folgen und Nebenfolgen der dort diskutierten Optionen
allen Beteiligten zur Verfügung gestellt werden. Die
Einbeziehung des jeweils notwendigen Sachwissens
muß organisatorisch vorbereitet und in den Ablauf des
Verfahrens integriert werden.
• Alle Parteien müssen eine Bereitschaft zum Lernen mit-
bringen.Die Beteiligten sollten bereit sein,von den Ar-
gumenten und Evidenznachweisen anderer Parteien zu
lernen und gegebenenfalls ihre Haltung zu überdenken.
Das bedeutet nicht,daß einzelne Parteien ihre Präferen-
zen, Interessen oder Werte zur Disposition stellen müs-
sen, sondern nur, daß sie bereit sind, die von ihnen vor-
genommenen Verknüpfungen zwischen Handlungsop-
tionen und Werten im Lichte neuer Erkenntnisse zu
korrigieren.Das gilt auch für die gegenseitige Anerken-
nung von Wissen. Erst wenn alle Parteien die argumen-
tative Vorgehensweise der jeweils anderen Partei aner-
kennen und zu verstehen suchen, wird ein fruchtbarer
Dialog möglich sein (Haller,1990).
• Alle beteiligten Parteien in einem Diskurs sollten sich
von vornherein darauf einigen,auf die moralische Verur-
teilung von Positionen zu verzichten. Der Verzicht auf
Moralisierung bedeutet aber keineswegs, daß man Ar-
gumente nicht nach moralischen Kategorien bewerten
dürfe oder man ethische Argumente aus dem Diskurs
verbannen müsse. Im Gegenteil, ohne ethische Bewer-
tung von Optionen würde eine wichtige Komponente
der Bewertung fehlen. Es ist ja geradezu das Kennzei-
chen eines verständigungsorientierten Diskurses, allge-
mein verbindliche Kriterien für die Aufstellung morali-
scher Normen festzulegen. Diese Normen dürfen aber
nicht an Personen oder Institutionen festgemacht, son-
dern an Verhaltensweisen gebunden werden. Was ver-344 I Globale Biosphärenpolitik
Sinn, bei der Vereinbarung von Maßnahmen das Ei-
geninteresse jedes Partners an der Umsetzung der
Vereinbarung zu wecken.
Bei dennoch vorkommenden Regelverletzungen
kommt eine flexible Handhabung von Regelverlet-
zungen in Betracht, die andere Formen zur Errei-
chung von Regeleinhaltung und Verhaltensanpas-
sung sinnvoller macht. Erfolgversprechend ist z. B.
eine Form des verständigungsorientierten Diskurses
(Kasten I 2.3-1), in dem kommunikatives Handeln
(WBGU,1998a) im Mittelpunkt steht.Hierbei sollen
die Möglichkeiten zur Regelverletzung von vornher-
ein eingeschränkt werden, indem regelmäßig Raum
und Gelegenheit gegeben wird, sowohl allgemeine
als auch konkrete Probleme der Regeleinhaltung
und der Verhaltensanpassung zu erörtern und sich
darüber zu verständigen (Zürn, 1997) Die COP im
Rahmen der Biodiversitätskonvention könnte ein
solches Forum für einen verständigungsorientierten
Diskurs darstellen. Eine weitere Strategie, Regelbe-
folgung zu erlangen, sind positive Anreize in Form
von zusätzlicher Entwicklungshilfe oder Mitteln aus
internationalen Fonds.
Der Beirat empfiehlt deshalb insgesamt eine flexi-
ble Handhabung von Regelverletzungen, indem den
beteiligten Akteuren Raum und Gelegenheit in ei-
nem verständigungsorientierten Diskurs geboten
wird,über die Probleme bei der Regeleinhaltung und
bei der Verhaltensanpassung zu kommunizieren.
Dazu geeignet sind regelmäßige Konferenzen. Die
flexible Handhabung der Regelbefolgung sollte
durch ein entsprechendes Monitoring unterstützt
werden.
Ausbau nationaler Kapazitäten (capacity
building)
Um globale Umweltprobleme lösen zu können,müs-
sen in vielen Ländern – insbesondere in Entwick-
lungsländern und in den neuen osteuropäischen De-
mokratien – die kognitiven, administrativen, institu-
tionellen und materiellen Kapazitäten verbessert
werden, weil die vorhandenen Ressourcen und Fä-
higkeiten nicht ausreichen. Obwohl die Kapazitäten
in den OECD-Staaten im allgemeinen sehr solide
sind, heißt das nicht, daß damit automatisch die spe-
zifischen Bedingungen für den relativ neuen Politik-
bereich der Erhaltung und des Schutzes der biologi-
schen Vielfalt abgedeckt sind (OECD,1998).
Internationale Institutionen können oft auf zwi-
schenstaatliche oder interorganisatorische Netzwer-
ke zurückgreifen oder verfügen über eigene Mecha-
nismen, die Technologie- und Managementtransfers
bewerkstelligen.Trainingsprogramme,die Bereitstel-
lung von politikrelevanten Informationen und For-
schungsunterstützung können Regierungen der Ent-
wicklungsländer und der neuen osteuropäischen De-
mokratien helfen, stärkere Programme zum Schutz
der Biosphäre zu schaffen und umzusetzen. Oft sind
solche Programme von nationalen Experten der
OECD-Staaten besetzt, die unter der Schirmherr-
schaft der internationalen Institutionen stehen. In
vielen Fällen helfen solche Programme, die eigenen
Fähigkeiten von Staaten zu verbessern, um so effek-
tivere Maßnahmen implementieren zu können
(„Hilfe zur Selbsthilfe“).Um im Rahmen internatio-
naler Umweltschutzkooperationen faire Lastenver-
teilungen zu erreichen, sind Regelungen erforder-
lich, wonach die beteiligten Länder relativ zu ihren
Fähigkeiten verpflichtet werden, d. h. die Leistungs-
fähigkeit der jeweiligen politischen Systeme und
Ökonomien berücksichtigt wird.
Weil internationale Umweltinstitutionen oft klei-
ne Sekretariate und geringe Kapazitäten besitzen,
müssen sie Netzwerke mit anderen internationalen
Institutionen und verwandten Programmen entwik-
keln und aufbauen, so z. B. mit der Weltbank, dem
UNDP und verschiedenen regionalen Entwicklungs-
banken. Solche interorganisatorischen Koalitionen
und Netzwerke können erheblich dazu beitragen,die
Leistungsfähigkeit in schwächeren Staaten zu för-
dern. So agiert die Global Environment Facility
(GEF) als Finanzierungsmechanismus der Biodiver-
sitätskonvention, wobei UNDP, UNEP und Welt-
bank als „Mutterorganisationen“ fungieren.
Interesse wecken (concern building)
In vielen Fällen des internationalen Umweltschutzes
sind Akteure durchaus zu motivieren, Umweltpro-
mieden werden soll, ist eine moralische Verurteilung
von Parteien und deren Positionen im Diskurs.
• Im Rahmen von Diskursen ist es wichtig, daß die Dele-
gierten die in jeder Verhandlung erreichten Teilergeb-
nisse an ihre Bezugsgruppen rückkoppeln. Wartet man
bis zum Endergebnis, ist eine Zustimmung der jeweili-
gen Gruppe selten zu erreichen,weil die anderen Grup-
penmitglieder am Prozeß der Konsensfindung nicht be-
teiligt waren und die gefundene Lösung dann auch nicht
mehr schrittweise nachvollziehen können. Eine explizi-
te Rückkopplung aller Teilergebnisse ermöglicht es den
Gruppen, in jedem Teilschritt zustimmende oder ableh-
nende Voten abzugeben, Nachverhandlungen zu for-
dern oder neue Gesichtspunkte einzubringen. Diese
Rückkopplung hilft den Delegierten, den möglichen
Konsens auf eine breitere Basis zu stellen. In gleicher
Weise ist es notwendig, die nicht am Diskurs teilneh-
mende Öffentlichkeit über den Prozeß und die jeweili-
gen Ergebnisse zu informieren. Die Glaubwürdigkeit
des Verfahrensergebnisses ist weitgehend an die Trans-
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bleme zu lösen. Sie sind dazu aber allein oft nicht in
der Lage, weil es sich um grenzüberschreitende Um-
weltprobleme und -risiken handelt, die nur gemein-
sam mit anderen Akteuren gelöst werden können,
was besonders auf den globalen Biosphärenschutz
zutrifft. Wenn jedoch andere Akteure das Interesse
nicht teilen, ist es nicht unbedingt zu erwarten, daß
internationale Institutionen effektive Regelungen
einführen. Institutionen und Staaten sind aber den-
noch nicht machtlos. Es gibt mehrere Wege, auf de-
nen das Interesse von Staaten geweckt oder geför-
dert werden kann.
Um solche Staaten zu ermutigen, an effektivem
internationalem Schutz und nachhhaltiger Nutzung
der globalen Biosphäre mitzuwirken,dürfen ihre An-
liegen und Interessen nicht ignoriert, sondern müs-
sen auf der internationalen Tagesordnung berück-
sichtigt werden. Dazu können offene Verfahren des
agenda setting internationaler Institutionen beitra-
gen,so daß die Staaten in der Lage sind,ihre Proble-
me auf der internationalen Agenda zur Sprache zu
bringen und ihnen damit mehr Gewicht zu verleihen.
Auch wenn Nachzügler nur geringes Interesse an
der Lösung des globalen Biosphärenschutzes aufwei-
sen, kann doch die Verknüpfung unterschiedlicher
Probleme ihr Interesse vergrößern. Wird das Um-
weltproblem mit anderen Anliegen oder Interessen
verbunden, dann bewerten die Nachzügler ihre Ab-
neigung meistens neu. Solche Verknüpfungen sind
dann vielversprechend,wenn materielle Anreize,wie
finanzielle Hilfe und Technologietransfers, oder
Handelsrestriktionen damit verbunden sind. Ein er-
folgversprechender Ansatz in dieser Richtung ist die
Biodiversitätskonvention: es sind materielle Anreize
geplant,d.h.die Industrieländer beabsichtigen,ihren
Technologie- und Finanztransfer zu den Entwick-
lungsländern auszubauen. Im Gegenzug lassen sich
die biodiversitätsreichen Entwicklungsländer auf
verstärkte Natur- und Artenschutzmaßnahmen ein
(Kap. I 3). Die Biodiversitätskonvention verknüpft
damit das Ziel der Nutzung biologischer Vielfalt mit
dem Vorteilsausgleich (benefit sharing),so daß weni-
ger an der Kooperation interessierte Entwicklungs-
länder einen Ausgleich dafür erhalten, daß sie die
biologische Vielfalt nachhaltig nutzen.
Institutionen können den internationalen öffentli-
chen Druck verstärken, indem sie die Konkurrenz
unter den Regierungen vorantreiben,stärker für den
Umweltschutz einzutreten, weil Verpflichtungen zu
positiven Regelungen zur internationalen Reputa-
tion und zu Imagegewinn beitragen. Institutionen
spielen dabei eine Schlüsselrolle. Internationale In-
stitutionen halten sich in ihrer Kritik gegenüber Re-
gierungen fast immer zurück, NRO hingegen unter-
liegen solchen Zwängen nicht. Deshalb spielen sie
eine wichtige und aktive Rolle, indem sie Regierun-
gen und nationale Politiken sowie multinationale
Unternehmen kritisieren. Sie verwenden dafür In-
formationen, die sie aus formalen internationalen
Treffen erhalten.
Die Erforschung der Umweltregime hat gezeigt,
daß das Interesse an internationaler Umweltpolitik
bei den eher weniger motivierten Staaten und den
Nachzüglern geweckt und verstärkt werden kann.
Ein internationales Netzwerk aus internationalen In-
stitutionen, Regierungen, NRO, Massenmedien und
multinationalen Unternehmen kann einerseits öf-
fentlichen Druck auf Akteure ausüben, aber ande-
rerseits auch Interesse und Verständnis für positive
Regelungen hervorrufen. Entscheidend ist, daß ge-
sellschaftliche Lernprozesse innerhalb der Staaten,
bei Regierungen und bei multinationalen Unterneh-
men angestoßen werden können. Die Lernprozesse
berühren dabei innergesellschaftliche Interessen-
konstellationen und nationale Regelungen, die sich
wechselseitig beeinflussen, so daß schließlich eine
Verhaltensanpassung an positive Regelungen statt-
findet.
I 2.3.3
Schlußfolgerungen für Schutz und Nutzung der
Biosphäre
Der Schutz der globalen Biosphäre ist eine umfas-
sende und komplexe Aufgabe, die nur dann ausrei-
chend und effektiv gelöst werden kann, wenn die
oben aufgeführten Bedingungen positiver Regelun-
gen erfüllt oder zumindest als Ziel anvisiert und die
Leitplanken zur Bewahrung der Biosphäre eingehal-
ten werden. Zusammenfassend kann man festhalten
(Levy et al., 1993), daß ein kooperationsförderliches
Umfeld, eine flexible Handhabung der Regelbefol-
gung, der Ausbau nationaler Leistungsfähigkeit und
Lernprozesse sowie ein wachsendes Interesse paral-
lel verlaufende Aktivitäten sind, die sich gegenseitig
synergistisch beeinflußen. Positive Regelungen zum
globalen Biosphärenschutz,die dauerhaft und effek-
tiv wirksam sein sollen, bedürfen umfassender Stra-
tegien, die die wechselseitigen Einwirkungen be-
rücksichtigen und auf verschiedenen Ebenen (inter-
national, national und gesellschaftlich) in einem dy-
namischen Prozeß arbeiten. Derart verankerte
positive Regelungen erzeugen dann kreative Lösun-
gen für den globalen Umweltschutz und geben ihm
eine dauerhafte Grundlage, wenn die inhaltliche
Ausgestaltung der Regelwerke die Leitplanken für
die Bewahrung der Biosphäre berücksichtigen (Kap.
I 1). Dazu werden drei Grundformen von Gebieten
als besonders wichtig erachtet,in denen positive Re-
gelungen zum Schutz der Biosphäre wirksam und ef-
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aus der Übersetzung des Leitplankenkonzepts in die
Ausweisung der Zonen „N“, „M“ und „W“ (Kap.
E 3.3.1 und I 1).Einen vergleichbaren Ansatz besitzt
das MAB-Programm der UNESCO (Kap.I 3.3.2).
Gebiete mit dem absoluten Vorrang des
Schutzes vor der Nutzung 
Einige Gebiete mit einer einzigartigen biologischen
Vielfalt oder einem hohen wissenschaftlichen oder
ästhetischem Wert gelten als „Weltnaturerbe“
(Schutztyp „N“,siehe Kap.E 3.3.1).In diesen Gebie-
ten gebührt dem Schutz der Biosphäre absoluter und
uneingeschränkter Vorrang vor der Nutzung der Na-
tur. Bereits 1972 wurde im Rahmen der UNESCO
ein völkerrechtliches „Übereinkommen zum Schutz
des Weltkultur- und -naturerbes“ geschlossen
(WBGU, 1998a). Dieses Übereinkommen verpflich-
tet seine Mitgliedsstaaten,bestimmte als „Weltnatur-
erbe“ definierte Gebiete unter besonderen Schutz zu
stellen (Kap.I 3.3.1).Im Rahmen dieses völkerrecht-
lichen Abkommens können die Parteien die Staaten-
gemeinschaft um Unterstützung ersuchen, wenn sie
die erforderlichen Schutzmaßnahmen selbst nicht
ausreichend umsetzen können. Zu diesem Zwecke
wurde ein Fonds für das Weltnaturerbe (World Her-
itage Fund) eingerichtet, der den Entwicklungslän-
dern zur Unterstützung dient.
Die UNESCO bietet so ein geeignetes institutio-
nelles und kooperationsförderliches Umfeld, so daß
sich immer mehr Länder freiwillig bereit erklären,
Selbstbeschränkungen auf sich zu nehmen, um Ge-
biete, die sie wirtschaftlich nutzen und damit schädi-
gen könnten, als Weltnaturerbe auszuweisen, um so
dem Schutz der Biosphäre Vorrang zu geben. Die
Motivation dazu erhalten sie zum einen dadurch,daß
der institutionelle und kooperationsförderliche Rah-
men der UNESCO übereinstimmende Verhaltenser-
wartungen in bezug auf den Schutz des Weltnaturer-
bes bei den Beteiligten schafft.Neben einem Finanz-
transfer können wissenschaftliche und technologi-
sche Beratung und Hilfestellung dazu beitragen,
nationale Programme zur Umsetzung des Weltnatur-
erbes einzurichten. Da solche Fonds oft zu gering
ausgestattet sind,weil sie auf den Beiträgen der Mit-
glieder beruhen,ist eine verstärkte Einbindung in in-
terorganisatorische Netzwerke und eine Verknüp-
fung mit weiteren Finanzierungsmechanismen wie
der GEF sinnvoll. Die Beitragsverpflichtungen der
Staaten für die Fonds sollten eine faire Lastenvertei-
lung gewährleisten,d.h.die Mitgliedsstaaten müssen
relativ zu ihren ökonomischen Fähigkeiten verpflich-
tet werden. Mit materiellen Anreizen, wie finanziel-
ler oder technologischer Unterstützung durch die
Fonds, können bisher abgeneigte Staaten motiviert
werden. Dabei ist offensichtlich: Je stärker die mate-
riellen Anreize sind,desto größer ist die Bereitschaft,
ein Weltnaturerbe zu bewahren. In diesem Zusam-
menhang sind die Empfehlungen des Beirats zu Fi-
nanzierung von Erhaltungsmaßnahmen in Kap.
I 3.3.1 (Welterbe), I 3.5.3.2 (GEF) und I 3.5.2 (Bio-
sphärenfonds) zu sehen.
Gebiete mit der Maxime „Schutz durch
nachhaltige Nutzung“
Im Gegensatz zu den Gebieten des Weltnaturerbes,
wo der Schutz der Biosphäre absolute Priorität be-
sitzt, geht es hier um solche Gebiete, in denen die
Biosphäre zwar geschützt werden soll,aber gleichzei-
tig auch genutzt werden kann, allerdings im Sinn ei-
ner extensiv-nachhaltigen Nutzung (Schutztyp „M“,
Kap.E 3.3.1).Ziel ist es,die Vielfalt der Biosphäre in
diesen Territorien auch für zukünftige Generationen
zu erhalten. Nach UNCED hat sich ein Leitbild der
nachhaltigen Entwicklung herausgebildet, das auf
den Terminus „Erhaltung und nachhaltige Nutzung
der biologischen Vielfalt“ in der Biodiversitätskon-
vention übertragen wurde.
Die Bestrebungen, die Nutzung der biologischen
Vielfalt mit Maßnahmen des Vorteilsausgleichs zu
verknüpfen, sind als positive Entwicklung zu sehen,
da damit Interesse bei den oft biodiversitätsreichen
Entwicklungsländern geweckt wird. Die Motivation
dieser Staaten nimmt zu, sich zur nachhaltigen Nut-
zung der Biosphäre zu verpflichten und umweltscho-
nend zu handeln,wenn ein Finanz- und Technologie-
transfer wirtschaftliche Vorteile mit sich bringt. Da-
durch sind diese Staaten wiederum in der Lage, ihre
eigenen wirtschaftlichen Kapazitäten auszubauen
und damit zur Steigerung ihrer ökonomischen Pro-
duktivität beizutragen.Dieser positive Ansatz inner-
halb der Biodiversitätskonvention, durch Vorteils-
ausgleich bei Entwicklungsländern das Interesse am
Schutz und der nachhaltigen Nutzung der biologi-
schen Vielfalt zu wecken und dadurch die nationale
Leistungsfähigkeit zu steigern,sollte auf andere Pro-
bleme des Biosphärenschutzes übertragen werden.
Gebiete mit intensiver Nutzung bei
möglichst hohem Schutzniveau
Im Vergleich zu den beiden oben definierten Gebie-
ten handelt es sich hier um Gebiete, die bereits heu-
te sehr intensiv genutzt werden und dadurch in ho-
hem Maß transformiert wurden (Schutztyp „W“,
Kap. E 3.3.1).Trotz intensiver Nutzung ist auch hier
das Leitbild der nachhaltigen Nutzung Orientie-
rungspunkt.Die Verbesserungsmöglichkeiten betref-
fen dabei vor allem internationale Kooperationen im
UNCED-Folgeprozeß sowie im Rahmen der GEF,
UNEP und UNDP (Kap.I 3).
Im Prozeß der AGENDA 21 ist zwar ein koopera-
tionsförderliches Umfeld entstanden. Eine Verhal-
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reicht, daß zumindest in den OECD-Staaten immer
mehr Staaten einen nationalen Plan zur nachhaltigen
Entwicklung erstellt haben. Eine angemessene Um-
setzung läßt aber oft noch zu wünschen übrig. Eine
Verbesserung des kooperationsförderlichen Umfel-
des ist deshalb erforderlich. Um die Implementation
solcher nationalen Nachhaltigkeitspläne verifizieren
zu können, ist ein Monitoringsystem geeignet, das
eine flexible Handhabung bei Regelverletzungen be-
rücksichtigt und außerdem Foren umfaßt, in denen
verständigungsorientierte Diskurse über die Proble-
me bei der Erstellung und Umsetzung von nationa-
len Nachhaltigkeitsplänen durchgeführt werden
können. Finanz- und Technologietransfer sind ein
probates Mittel, das Interesse an nachhaltiger Ent-
wicklung zu wecken und gleichzeitig zur Erhöhung
der nationalen Kapazitäten beizutragen.
I 2.4
Motivierungsansätze
Eine globale Biosphärenpolitik kann auf einem um-
fassenden Steuerungs- bzw. Kooperationsansatz auf-
bauen. In beiden Fällen kann und sollte auch mit se-
lektiven ökonomischen Anreizen (etwa Honorie-
rung eines Nutzungsverzichts über Verpflichtungs-
scheine oder Subventionen) gearbeitet werden.
Beide Strategien werden dem Biosphärenanliegen
gerecht,
• wenn man z. B. die kommerzielle Nutzung von
Tieren und Pflanzen reguliert,etwa über Handels-
beschränkungen oder die Vorgabe von Nutzungs-
vorschriften für regenerierbare Ressourcen,oder
• wenn man die Lebensräume von Tieren und
Pflanzen schützt,indem man sie vor sie gefährden-
den stofflichen Einträgen bewahrt oder/und ihre
anthropogene Nutzung teilweise oder ganz ein-
schränkt.
Der erste Teilweg bedient sich primär der rechtlichen
Steuerung, der zweite greift vor allem auf den pla-
nenden Umweltschutz zurück – häufig in Verbindung
mit Subventionen für Nutzungsverzichte. Dabei
kann der Verlust nationalstaatlicher Steuerungspo-
tentiale im Rahmen einer immer globaler ausgerich-
teten Ökonomie den Aufbau supranationaler Rege-
lungskompetenz verlangen (Scharpf,1997;Petschow,
1998).Globale Problemstellungen können auch eine
globale Governance erfordern (Commission on Glo-
bal Governance,1994;Kirchgässner,1998).Dies kön-
nen, dem fiskalischen Äquivalenzprinzip oder dem
Subsidiaritätsprinzip folgend, auch Nationen- oder
Regionalverbünde sein (etwa im Rahmen eines bio-
regionalen Managements,Kap.E 3.9).
Der Motivierungsansatz baut auf der Überlegung
auf, daß es für viele Anliegen einer Biosphärenpoli-
tik durchaus eine individuelle Zahlungsbereitschaft
gibt,die mobilisiert werden kann.Es geht bei diesem
Ansatz nicht um eine Politik selektiver ökonomi-
scher Anreize – etwa über staatliche Finanzierungs-
fonds,die Gewährung von Subventionen,Bürgschaf-
ten usw.Gemeint ist vielmehr die Schaffung motivie-
render Voraussetzungen für die Etablierung vielfälti-
ger und „spontaner“ Lösungskonzepte auf
staatlicher und privater Basis. Gesucht wird eine in-
stitutionelle Vielfalt, die nicht Ausdruck bewußter
staatlicher Intervention zur Verfolgung eines inter-
national abgestimmten Leitbilds, sondern Ergebnis
individueller, lokaler oder regionaler Schutzvorstel-
lungen ist.Dies hat verschiedene Konsequenzen.
Globalisierung und biologische Vielfalt
Dies verlangt z. B. eine Neubewertung des Globali-
sierungsprozesses. Die Ausweitung der weltweiten
Handels- und Produktionsverflechtungen wird im-
mer wieder, geradezu modisch, als Auslöser zuneh-
mender Gefährdungen der globalen biologischen
Vielfalt angesehen und politisches Handeln zur Kor-
rektur der sich globalisierenden Märkte gefordert.
Handlungsbedarf wird vor allem bei der Weiterent-
wicklung des GATT/WTO-Regimes in Hinblick auf
eine Anpassung an internationale Umweltschutzver-
einbarungen und auf eine Harmonisierung nationa-
ler Umweltschutzstandards gesehen (Kap. D 3.1).
Wettbewerb und Globalisierung werden in diesem
Kontext sogar häufig als primäre Gefahr für die Be-
wahrung von biologischer Vielfalt betrachtet. Viele
Autoren sind der Meinung, daß ohne die internatio-
nale Harmonisierung ökologischer Standards, d. h.
ohne Steuerung, ein Race-to-the-bottom-Wettbe-
werb mit der Folge ungebremster Gefährdung der
Biosphäre drohe (Oates und Schwab, 1988; Revesz,
1994;Markusen et al.,1995).
Dies ist eine einseitige Sicht. Ihr stehen z. B. öko-
nomische Forschungsergebnisse gegenüber, die den
Globalisierungsprozeß nicht nur als ökologisches Ri-
siko, sondern auch als Chance verstehen, um durch
einen Wettbewerb institutioneller Systeme der Einzel-
staaten zu wirksamen und akzeptierten Maßnahmen
des Umweltschutzes zu gelangen (Streit, 1995; Karl,
1998;Becker-Soest,1998b).Es ist also durchaus auch
ein Race-to-the-top-Wettbewerb denkbar, der unter
bestimmten Voraussetzungen zur Erhaltung und
nachhaltigen Nutzung der Biosphäre beiträgt. Der
Beirat hält es daher für notwendig,sich der Frage der
Auswirkungen des Globalisierungsprozesses auf die
Biosphäre differenziert zu nähern und vor pauscha-
len Urteilen zu warnen. Insbesondere betont er im
Zusammenhang mit einer globalen Biosphärenpoli-
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des Systemwettbewerbs. Damit eröffnen sich auch
neue Chancen für einen Biosphärenschutz.
Zusatznutzen der Einhaltung von Auflagen
und Standards
Die Grundüberlegung für einen Systemwettbewerb
auf der Basis des Motivierungsansatzes ist, daß sich
die Einhaltung von Schutzauflagen bzw.bestimmter,
nicht unbedingt politisch gesetzter Standards bei der
Bewahrung biologischer Vielfalt nicht nur als Ko-
stenfaktor für Produzenten erweist, sondern sich
auch als Zusatznutzen betrachten läßt. Dieser Zu-
satznutzen kann gewinnbringend vermarktet werden
und vermag umweltinnovative Prozesse zu entfalten.
Diese Standards treten als Produkt- oder Standort-
merkmale in Konkurrenz zu Produkten oder Stand-
orten mit anderen Standards.Wettbewerb findet da-
her nicht nur zwischen Produkten,sondern auch zwi-
schen Standards statt.
Diese müssen keineswegs staatlich gesetzt wer-
den,sondern können sich analog zu vielen ISO-Nor-
men „spontan“ herausbilden. Konsumenten oder
Standortsuchende entscheiden bei ihrem Kauf damit
zugleich über die Akzeptanz von Standards (Wegner,
1998, zu den Potentialen von Labellingstrategien im
Umweltschutz auch IWÖ und IFOK, 1998; Karl und
Orwat, 1998). Produzenten, die sich solchen Stan-
dards nicht unterwerfen, setzen sich damit der Ge-
fahr aus,vom weltweiten Wettbewerb sanktioniert zu
werden und wirtschaftliche Nachteile in Kauf neh-
men zu müssen. Besteht zusätzlich das Risiko, sich
längerfristig ohnehin rechtlichen Standards anpassen
zu müssen, steigt der Anreiz, die entsprechenden
Maßnahmen zuvor als freiwillig zu vermarkten und
so auf globaler Ebene neue Standards als Wettbe-
werbselemente ins Spiel zu bringen und damit eine
ökologische Dynamik freier Märkte anzuregen
(Knill, 1998). Es geht also nicht primär darum, über
den Steuerungsweg zu verhindern, daß arme Länder
reiche und umweltsensible Länder nach unten zie-
hen, sondern es gilt umgekehrt, Mechanismen ins
Spiel zu bringen,die alle Länder veranlassen,sich an-
spruchsvolleren Standards anzupassen (Vogel,1997).
In dem Maß,wie sich eine private Zahlungsbereit-
schaft zugunsten des Schutzes und der nachhaltigen
Nutzung der Biosphäre aufbaut und mobilisieren
läßt, dienen Standards und Normen, ökonomisch
ausgedrückt, der Senkung der Transaktionskosten.
Durch Senkung des Transaktionsrisikos und Erhö-
hung der Vertrauenswürdigkeit für die Produkt- und
Verfahrensqualität verbessern freiwillige Standards
die Vergleichbarkeit von Produkten unter Umwelt-
aspekten und steigern damit den Qualitätswettbe-
werb. Gegenwärtig kommt z. B. im europäischen
Raum in dieser Hinsicht zwei Standards besondere
Bedeutung zu:der ISO 14000f und der EG-Öko-Au-
dit-Verordnung (EMAS) (Petschow, 1998). Beide
dienen als Schlüsselinformationen zur Beseitigung
von Informationsasymmetrien und Unsicherheiten
zwischen Verkäufer und Käufer und können damit
auch eine produkt- bzw. standortbezogene Umwelt-
politik begründen. Sie ermöglichen ein Benchmar-
king mit Standort- und Produktbezug, das den Nach-
fragern bzw. der Öffentlichkeit eine Einschätzung
über den bei bestimmten Produzenten oder an be-
stimmten Standorten praktizierten Umweltschutz
erlaubt.
Zertifizierung (Ökolabel)
Ein gutes Beispiel in dieser Hinsicht ist der von Ver-
tretern der Holzindustrie, von Umweltverbänden –
so war der World Wide Fund for Nature (WWF) ei-
ner der Initiatoren – und indigenen Völkern 1993 ge-
gründete Forest Stewardship Council (FSC), der seit
1996 mit einem eigenen Siegel auf dem Markt ist,mit
dem weltweit bereits ca.13 Mio.ha Wald ausgezeich-
net worden sind (Kasten E 3.3-8). Dieser Zertifizie-
rung liegen 10 Grundsätze einer nachhaltigen Wald-
wirtschaft zugrunde.Es handelt sich somit um „spon-
tan“ definierte Qualitätsmerkmale,die darauf abzie-
len, eine bestimmte Zahlungsbereitschaft für
Umweltschutz auszuschöpfen. Nachdem das sog.
FSC-Holz den deutschen Markt erorbert, weil Un-
ternehmen wie der Otto-Versand oder die OBI-Bau-
märkte sich auf solche Produkte konzentrieren,wird
aus dem Siegel ein unter den Aspekten des Biosphä-
renschutzes interessantes Markenkennzeichen. Er
muß nicht der einzige Standard bleiben.So denkt die
Arbeitsgemeinschaft deutscher Waldbesitzerverbän-
de (AGDW) bereits darüber nach,im Rahmen einer
paneuropäischen Initiative ein eigenes System zur
Zertifizierung nachhaltiger Forstwirtschaft zu eta-
blieren, d. h. es entfaltet sich im Wettbewerb eine in-
stitutionelle Vielfalt, bei der sich bessere Zertifizie-
rungssysteme auf Dauer durchsetzen. Erfahrungen
ähnlicher Art liegen bereits für die Produktgruppen
Textilien/Bekleidung oder Leder/Schuhe vor und las-
sen sich auf andere Produkte und Standorte auswei-
ten.
Damit das Instrument Ökolabel seine positiven
Wirkungen im Sinn der Ökologisierung des Käufer-
verhaltens sowie der Produktions- bzw. Naturnut-
zungsverfahren entfalten kann, muß für Glaubwür-
digkeit gesorgt werden. Hier kann und muß die For-
schung helfen,indem sie – ebenfalls im Wettbewerb –
Kriterien entwickelt, die vor allem von den großen
Handelsorganisationen übernommen werden kön-
nen.Es zeigt sich nämlich,daß Umweltstandards und
Ökolabel vor allem vom Handel akzeptiert werden
müssen, damit sie auf die Produzenten zurückstrah-
len. Diese Rückwirkung ist vielfach wirkungsvoller
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staatliche Verbote und Gebote. Dies führt oft zu im-
mer neuen Selbstverpflichtungen, die auf ihre Ak-
zeptanz durch die Konsumenten getestet werden
können. Der Motivierungsansatz setzt auf spontane
Reaktionen und durch Mobilisierung von Zahlungs-
bereitschaft über die Handelsverflechtungen der
Länder trägt dieser Ansatz zur Erhaltung der Bio-
sphäre bei.
Private Fonds
Es gibt weitere Instrumente im Rahmen dieses An-
satzes. So können private Mäzene Fonds bilden, die
den Biosphärenschutz unterstützen. Bei bestimmten
nachwachsenden Ressourcen ist das zeitliche Aus-
einanderfallen von Kosten und Nutzen eine wichtige
Ursache für die Dominanz von Kurzfristinteressen
(Kap. I 2.1). Fonds könnten in dieser Situation sog.
Verpflichtungsscheine erwerben, mit denen die Ei-
gentümer der Ressourcen darauf verpflichtet wer-
den, auf die Entnahme aus Beständen zu verzichten
oder die Entnahme zumindest an bestimmte Regeln
zu binden.Dabei ist nicht an staatliche Fonds mit Bü-
rokratie und belastenden Finanzierungsregeln ge-
dacht.Vielmehr wird mit privaten Fonds eine spezifi-
sche Zahlungsbereitschaft bei voller institutioneller
Vielfalt mobilisiert,so daß dem Schutzanliegen flexi-
bel Rechnung getragen werden kann.
Wie positiv sich solche privaten Fonds auswirken
können, zeigt das Stiftungswesen in den USA. Phil-
antrope Stiftungen, wie etwa von Carnegie, Rocke-
feller oder Stanford, waren von Anfang darauf aus-
gerichtet,durch private Stärkung von schulischer Bil-
dung, Bibliothekswesen oder Wissenschaft und For-
schung eine bildungspolitische Entlastung des Staats
und eine Art „private society“ mit Gemeinwohlauf-
trag herbeizuführen (Hüttl und Semmerl, 1998).
Hierbei entstand eine beachtliche institutionelle
Vielfalt mit interessanten Wettbewerbselementen in
einem Tätigkeitsfeld mit hoher Komplexität. Ähnli-
che Kräfte könnten auch im Rahmen der Biosphä-
renpolitik zur Entfaltung gebracht werden. Damit
sich solche privaten Initiativen entwickeln und aus-
dehnen können, müßte das Stiftungsrecht in
Deutschland geändert und die Einbringung von Gel-
dern in solche Stiftungen begünstigt werden.
Schnellere Durchsetzung von
Schutzstandards
Internationale Vereinbarungen über konkrete
Schutzmaßnahmen zugunsten der Biosphäre sind an-
gesichts der unterschiedlichen Ausgangsbedingun-
gen erst in langwierigen Verhandlungsrunden zu
erreichen. Demgegenüber bietet die Einbindung na-
tionaler Bewahrungsstrategien in weltweite Ver-
marktungsaktionen, z. B. durch multinationale Nah-
rungsmittel-, Touristik- oder Pharmazieunterneh-
men, die Option einer Verdeutlichung der direkten
wirtschaftlichen Bedeutung biologischer Ressourcen
und erhöht somit die Anreize zum Beitritt (Suchan-
ek, 1998; Klemmer und Wink, 1998). Der Wettbe-
werbsdruck bzw. die Aussicht auf Wettbewerbsvor-
teile lösen zudem Anreize aus, neue Wege zur Um-
setzung von Schutz- und Nutzungskonzepten für bio-
logische Vielfalt zu entwickeln und auf diese Weise
Konfliktlinien zwischen sozialer Absicherung, wirt-
schaftlichem Erfolg und Bewahrung der biologi-
schen Vielfalt zu überwinden.
Weltweiter Wettbewerbsschutz
Die Funktionsfähigkeit privater Märkte setzt voraus,
daß Konsumenten die Gelegenheit erhalten,Waren-
ströme zu selektieren und zu steuern. Einzelstaatli-
che Vergünstigungen zugunsten bestimmter Produ-
zenten verhindern, daß die Einhaltung von Stan-
dards zur Bewahrung der Biosphäre zu einem rele-
vanten Kriterium der Kaufentscheidung wird.
Einseitige Angebotsbeschränkungen bzw. staatlich
induzierte Verteuerungen verzerren die Information
des Konsumenten. Solche nationalen Vergünstigun-
gen werden häufig durch starke Interessengruppen
mit Argumenten der Arbeitsplatzsicherung durchge-
setzt.Weltweit führen sie jedoch zu einer Minderung
von Anreizen für Investitionen in den Schutz der
Biosphäre und langfristig zu einer strukturellen Ver-
schlechterung der Wettbewerbsfähigkeit nationaler
Standorte. Eine solche Protektion soll im internatio-
nalen Handel durch das GATT/WTO-System ver-
hindert werden.In der Praxis stoßen diese Bemühun-
gen allerdings an vielfältige Grenzen. Selbst in der
Europäischen Union werden Handelsregulierungen
als Vehikel zum Schutz durchsetzungsfähiger Inter-
essen genutzt (Winkler,1998).Alternativ setzt daher
das Konzept des Systemwettbewerbs auf die privat-
wirtschaftliche, d. h. über Markt- und Wettbewerb-
sprozesse gesteuerte Regulierung von Handelsströ-
men. Um hierbei dem Konsumenten alle relevanten
Informationen über die Produkte zur Verfügung zu
stellen, bedarf es jedoch insbesondere einer Mittei-
lung von Umweltfolgen in den Empfängerländern.
Informations- und Kennzeichnungspflichten können
hierzu einen Beitrag leisten. Grundlegend erfordert
die Verhinderung protektionistischer Maßnahmen
allerdings ein verändertes Verständnis für die Chan-
cen internationaler wirtschaftlicher Verflechtungen.
Ausländische Direktinvestitionen deutscher Unter-
nehmenstellen eine Möglichkeit dar,neue Märkte zu
erschließen und auf diese Weise heimische Arbeits-
plätze zu sichern, Arbeitsplätze in den Zielländern
der Investition zu schaffen und damit der einheimi-
schen Bevölkerung den Wert biologischer Ressour-
cen zu verdeutlichen. Direktinvestitionen in den Ur-
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jene Interessen,die auf die Bewahrung der Biosphä-
re gerichtet sind. Eingriffe in den Wettbewerb durch
protektionistische Maßnahmen gefährden hingegen
nicht nur den Schutz der Biosphäre,sondern darüber
hinaus auch langfristig die Wettbewerbsfähigkeit der
heimischen Arbeitsplätze.
Konsumenteninformationen
Auch wenn sich der Konsument häufig als mündiger
und vernünftiger erwiesen hat, als wohlmeinende
Steuerungen es erwarten ließen, würde eine unüber-
schaubare Vielfalt unterschiedlicher Informationen
(z. B. Kennzeichnungen) eher zur Verwirrung als zur
bewußten Entscheidung zugunsten des Schutzes der
Biodiversität beitragen. Neue Label liefen zudem
Gefahr,nicht in die Sortimente wichtiger Produktan-
bieter, z. B. große Einzelhandelsketten, zu gelangen,
wenn sie nicht zumindest über ein größeres multina-
tionales Unternehmen in ihrem Kooperationskreis
verfügen. Daher erhalten hier Informationsinstru-
mente eine wichtige Aufgabe.Der Beirat sieht vor al-
lem bei der Unterstützung des Aufbaus unabhängi-
ger Informationsanleitungen – analog zu Stiftung
Warentest oder den Verbraucherschutzverbänden –
sowie des Markteinstiegs neuer Labels auch politi-
schen Handlungsbedarf. Dieser könnte sich als wir-
kungsvoller erweisen als das ausschließliche Vertrau-
en auf politische Verhandlungen.
Internationale Vereinbarungen werden angesichts
der globalen Bedeutung der biologischen Vielfalt
auch weiterhin eine tragende Rolle bei Schutz und
nachhaltiger Nutzung biologischer Ressourcen spie-
len. Der Beirat plädiert aber dafür, weltweite Wett-
bewerbsprozesse nicht nur als Gefahr für die Bewah-
rung der Biosphäre anzusehen. Gerade im Zeitalter
einer Entwertung der nationalen Vollzugsmacht
kommt privaten Selbststeuerungsregimen eine zu-
nehmende Bedeutung zu. Der Beirat wird daher in
einem folgenden Gutachten ausführlicher zu den
Möglichkeiten Stellung beziehen, wie solche Selbst-
steuerungen nachhaltigkeitsfördernd in marktwirt-
schaftlichen Systemen eingesetzt werden können.
I 2.5
Ansätze für Umweltbildung und Umweltlernen
I 2.5.1
Einleitung
Die Bewahrung und nachhaltige Nutzung der Bio-
sphäre und ihrer Ressourcen ist eine schwierige Auf-
gabe für die Umweltpolitik, die den klugen Einsatz
aller verfügbaren Politikinstrumente notwendig
macht.Zu diesen Instrumenten gehört auch die Um-
weltbildung, die auf langfristige Einstellungs- und
Verhaltensänderungen ausgerichtet ist. Eingesetzt
auf allen Ebenen des formalen und informellen Bil-
dungssystems muß Umweltbildung Sozialisations-
kontexte und Lernstrategien bereitstellen, um das
Verhältnis des Menschen zu seinen natürlichen Le-
bensgrundlagen neu zu reflektieren und neue Hand-
lungsmuster zu entwickeln. Dabei kann es nicht nur
um den Erwerb umweltrelevanten Wissens gehen,
vielmehr müssen alle für das Mensch-Umwelt-Ver-
hältnis relevanten Wahrnehmungs-, Erlebens- und
Verhaltensmodalitäten einbezogen werden.
Über diesen engen Rahmen der schulischen und
außerschulischen Grund-, Aus- und Weiterbildung
hinaus geht es jedoch auch um den Erwerb neuer,
nachhaltiger Lebensstile für alle Gruppen der Ge-
sellschaft in ihren unterschiedlichen beruflichen
Kontexten und Lebenssituationen,und damit um ein
(lebenslanges) „Lernen“. Diese seit den 80er Jahren
als „Umweltlernen“ bezeichneten Prozesse finden in
einer „Experimentiergesellschaft“ (Fietkau, 1984)
statt, in der durch Aufklärung, Kommunikation und
Partizipation, aber auch durch gezielte Interven-
tionsmaßnahmen neue Lebens- und Konsumformen
erprobt werden können, die letztlich eine nachhalti-
ge, auf die Dauer zukunftsfähige Entwicklung der
Gesellschaft gewährleisten, zu der als ein wesentli-
ches Element die schonende Nutzung der Biosphäre
gehört.Ein konkreter Ansatz zum Umweltlernen auf
kommunaler Ebene wird am Beispiel der Förderung
von Kaufentscheidungen für Bioprodukte darge-
stellt (I 2.5.5). Diese Zielvorstellung einer nachhalti-
gen Entwicklung hat seit der Rio-Konferenz 1992 im-
mer stärkeres Gewicht erlangt. Auch die Kommis-
sion für Nachhaltige Entwicklung (CSD) weist auf
die Notwendigkeit eines umfassenden Programmes
für eine nachhaltige Umweltbildung hin. Dabei wer-
den die Bedeutung einer auch außerschulischen Be-
wußtseinsbildung und die Förderung nachhaltiger
Lebensstile betont.Da eine nachhaltige Entwicklung
aber weitaus umfassender ist als eine „nur“ umwelt-
gerechte, indem sie ökonomische und soziokulturel-
le Entwicklungen mit zu berücksichtigen hat,sind da-
mit streng genommen auch die Begriffe „Umweltbil-
dung“ und „Umweltlernen“ zu eng geworden und zu
ersetzen durch „Bildung“ bzw. „Lernen für eine
nachhaltige Entwicklung“. Wenn der Beirat in die-
sem Kapitel noch die alten Begriffe verwendet,dann
nicht nur, weil sie für die meisten Leser bekannter
sind, sondern auch, weil gerade für den Problembe-
reich Schutz der Biosphäre noch viele Lernprozesse
zu den ökologischen Zusammenhängen notwendig
sind,um diese überhaupt mit den ökonomischen und
soziokulturellen Bedingungen gesellschaftlicher
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In den letzten Jahren ist es in der Fachwelt zu leb-
haften Debatten über den Stellenwert und die neue
Ausrichtung der Umweltbildung im Bildungssystem
gekommen (z. B. de Haan et al.,1997; Trommer und
Noack,1997;Beyer,1998),dies auch durch die Anstö-
ße des SRU (z. B. 1994) und des WBGU (z. B. 1993,
1996a). Der Beirat begrüßt, daß mit der aktuellen
Neufassung des bereits verabschiedeten Orientie-
rungsrahmens der Bund-Länder-Kommission (BLK,
1998) „Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“
der notwendige Rahmen für die Umsetzung in die
Bildungspraxis geschaffen worden ist, der nun von
den Ländern ausgefüllt werden muß.In diesen Richt-
linien ist jedoch eine gewisse Vernachlässigung ins-
besondere der sozialen Dimension von Nachhaltig-
keit unverkennbar.Themen wie etwa die internatio-
nale Entwicklungspolitik dürfen im Bildungssystem
nicht unberücksichtigt bleiben, die notwendige Ver-
zahnung von Umwelt- und Entwicklungsthemen
muß sich in der Bildungspraxis,die der Leitidee einer
nachhaltigen Entwicklung folgt,niederschlagen.
In der vom BMBF in Auftrag gegebenen Evalua-
tionsstudie „Umweltbildung als Innovation – Bilan-
zierungen und Empfehlungen zu Modellversuchen
und Forschungsvorhaben“ (de Haan et al.,1997) sind
jedoch auch Umsetzungsschwächen sichtbar gewor-
den, die nach wie vor der dauerhaften Anstrengung
aller Akteure im Bildungssystem bedürfen. Insge-
samt ist festzustellen, daß der umwelt- und naturbe-
zogene Unterricht im Laufe der Zeit einen größeren
Umfang (Zahl der Schulstunden) erreicht hat und
nicht nur auf naturwissenschaftliche Fächer be-
schränkt ist,sondern in eine Reihe von sozialwissen-
schaftlichen Fächern Einzug gehalten hat. Gleich-
wohl ist festzuhalten, daß die in diesem Gutachten
thematisierten umfassenden Aspekte von biologi-
scher Vielfalt und ihrer Funktion im Unterricht
kaum eine Rolle spielen (Bolscho et al.1994;Mayer,
1995;de Haan et al.,1997;Lob,1997).
I 2.5.2
Umweltbildung und der Schutz der Biosphäre
In allen bisherigen umwelt- und klimarelevanten
Konventionen wird auf die Notwendigkeit von Auf-
klärung,Bildung und Training aufmerksam gemacht,
um die Ziele der Konventionen zu erreichen. In der
Biodiversitätskonvention (CBD) fällt dieser Hinweis
mit Artikel 13 sparsam aus.Allerdings fand auf der 4.
Vertragsstaatenkonferenz zur CBD bereits ein um-
fangreicher Workshop zu diesem Thema statt; einige
Länder,wie z.B.Kanada,haben erste Vorschläge und
Fallstudien zum Thema „Learning about biodiversi-
ty“ (1998) vorgelegt.
Diese (noch) untergeordnete Bedeutung von
Wahrnehmungs-,Bewertungs- und Lernprozessen in
der Gesellschaft hat ihre Entsprechung in Meinungs-
umfragen. Der weltweite Verlust biologischer Viel-
falt findet in der Öffentlichkeit,verglichen mit ande-
ren Umweltthemen wie „Klimawandel“ oder „Ozon-
loch“,nur wenig Beachtung.Er ist kaum von den Me-
dien aufgegriffen worden und damit nicht ins
Bewußtsein der meisten Menschen vorgedrungen,
obwohl der Sachverhalt seit einigen Jahren in der
Fachwelt intensiv diskutiert wird. Auch ein in den
Medien häufig aufgegriffenes Thema wie die Zerstö-
rung der tropischen Regenwälder, die durch die da-
mit einhergehende Habitatzerstörung eine der Kern-
ursachen für den Verlust der biologischen Vielfalt ist,
wird in der Öffentlichkeit eher dem Problem „Kli-
mawandel“ zugeordnet.
Das Thema biologische Vielfalt weist einige
Schwierigkeiten auf, die als Barrieren für die ange-
messene Beachtung in der Öffentlichkeit wirken mö-
gen.
Wenn eine Tier- oder Pflanzenart in irgendeinem
Ökosystem ausstirbt, fühlt sich dadurch niemand di-
rekt bedroht. Auf den ersten Blick besteht – anders
als beim Klimawandel – keine Gefahr für die eigene
Gesundheit oder das Leben.Der Bezug zum alltägli-
chen Leben und Überleben ist für die meisten nicht
unmittelbar feststellbar,und angesichts anderer Pro-
bleme, wie des Verkehrsproblems, des Energiever-
brauchs, der Nachfrage nach ökologischen Produk-
ten usw.,bei deren Bewältigung der Öffentlichkeit ja
auch eine wichtige Rolle zugeschrieben wird, ist die
Bedeutung dieses Themas noch weniger deutlich.
Die vielfältigen Zusammenhänge zwischen den
Komponenten der Biosphäre, Hydrosphäre, Pedos-
phäre usw.,die zur Bedrohung oder zum Verlust bio-
logischer Vielfalt führen können, sind komplex und
nicht auf den ersten Blick zu durchschauen. Vor al-
lem ist auf Grund dieser Komplexität nicht ersicht-
lich, welche Tragweite der Verlust biologischer Viel-
falt auch für die Menschheit haben kann (Kap. D 1
und 2 ).Des weiteren bezieht sich das Thema auf eine
Vielzahl weltweit sehr unterschiedlicher Ökosyste-
me, die auch ohne den besonderen Umstand des
„Artensterbens“ für die meisten Menschen kaum ein
Begriff sein dürften.
Der Verlust von Arten ist ein weltweites Phäno-
men, dessen Auswirkungen aber nicht überall be-
merkbar sind. Teilweise handelt es sich um Arten,
von deren Existenz die Öffentlichkeit das erste Mal
mit der Meldung ihres Aussterben hört (Kap. E 2.2
bis 2.4.). Viele Arten, die in weit entfernten Ökosy-
stemen angesiedelt sind,haben für die Öffentlichkeit
nie existiert.Aber auch das Aussterbenjeweils heimi-
scher Arten bleibt vielen verborgen, da der Prozeß
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schen z. B. daran gewöhnen, weniger Sumpfdotter-
blumen anzutreffen.Abgesehen von diesen Gewöh-
nungseffekten kommt zumindest in Westeuropa nur
ein kleiner Teil der Bevölkerung regelmäßig zu Na-
turerlebnissen, bei denen bemerkt werden könnte,
daß bestimmte Pflanzen- und Tierarten verschwin-
den. Der größte Teil der Öffentlichkeit lebt in urba-
nen Lebenswelten, deren Tier- und Pflanzenvielfalt
in der Regel nicht vom Aussterben bedroht ist (Kap.
E 3.8)
Auf Grund der Komplexität und Vielschichtigkeit
des Themas und des auf den ersten Blick mangeln-
den Bezugs zum Alltagsleben,ist es nicht einfach,die
Bedeutung und Zusammenhänge des Verlustes bio-
logischer Vielfalt zu vermitteln. Erschwerend hinzu
kommt, daß besonders dieses Thema nicht ohne die
Berücksichtigung ethischer Fragen angemessen be-
handelt werden kann, da sich aus der Beschreibung
von Ökosystemfunktionen noch keine normativen
Schutzforderungen ableiten lassen (Kap.H).
Das Thema „Verlust biologischer Vielfalt“ und
der zu aktivierende Schutz der Biosphäre könnten
Gefahr laufen, als weitere Hiobsbotschaft der „Um-
welthysteriker“ nicht ernst genommen zu werden.
Deswegen scheint es vordringlich, die Vernetzung
mit anderen ökologischen Problemfeldern zu zeigen
und nicht auf die Entdeckung und Lösung einer völ-
lig neuen, unerwarteten Gefahr abzuheben. Bei den
dringend gebotenen Vorsorgemaßnahmen und An-
passungen in bezug auf andere, bereits länger disku-
tierte Probleme (Klimawandel,die Folgen von Emis-
sionen und hohen Stoffströmen usw.) muß die Ver-
netzung mit der Erhaltung und dem Verlust biologi-
scher Vielfalt aufgezeigt werden und in die
Entwicklung nachhaltiger Lebensweisen integriert
werden.
Die Umweltbildung als ein zentrales Instrument
der Umweltpolitik muß sich den aufgezeigten
Schwierigkeiten stellen und möglichst schnell Wege
finden, das Thema in ihre Bildungscurricula und
-programme effizient einzubinden.
I 2.5.3
Aufgaben von Umweltbildung und Umweltlernen
Die Zerstörung oder die Erhaltung biologischer
Vielfalt werden durch das Verhalten von Produzen-
ten und Konsumenten, die Rohstoffe, Landschaft
und Güter verbrauchen, bestimmt. Dies geschieht
etwa durch den Einsatz mehr oder weniger energie-
intensiver oder umweltschädigender Technologien,
durch die Nutzung mehr oder weniger umfangrei-
cher Stoffströme bei der Produktion von Gütern,
durch tägliche Konsumentscheidungen, durch das
Mobilitätsverhalten oder durch die Akzeptanz politi-
scher Maßnahmen sowohl durch Konsumenten wie
durch Produzenten.Umweltbildung und Umweltler-
nen müssen den Schutz der Biosphäre,wie einleitend
betont, unterstützen durch unmittelbare Thematisie-
rung in Curricula des gesamten Bildungswesens wie
durch die durch die Förderung einer allgemeinen
nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft.
Die Einbringung des Themas in die Curricula des
Bildungssystems zielt nicht nur auf die Vermehrung
von Wissen,sondern richtet sich auf alle psychischen
Prozesse, die die Wertschätzung von Natur und
Handlungsbereitschaften zur Erhaltung der Bio-
sphäre stärken. Lernprozesse betreffen den ganzen
Menschen, nicht nur seine Rationalität: „Sie bezie-
hen alle Sinne, Wünsche und Sehnsüchte, Gefühle
und Motivationen mit ein“ (Csikszentmihalyi, 1987,
zitiert nach Environment Canada,1998).
Das Wissen um biologische Bedingungen, die zur
Vernichtung von Arten führen können, ist zwar eine
notwendige, allerdings, wie immer wieder nachge-
wiesen worden ist,keine hinreichende Bedingung für
den Schutz von Natur. Dies trifft vor allem auf das
häufig im Unterricht vermittelte abstrakte Wissen zu.
Sinnvoller ist das auf konkrete Problemfelder bezo-
gene Wissen und darüber hinaus ein Handlungswis-
sen, das auf bestimmte Ziele bezogen, tatsächlich
eingesetzt werden kann. Wesentlich ist es auch, daß
die erwünschten Verhaltensweisen prinzipiell durch-
führbar und darüber hinaus attraktiv für die jeweili-
gen Personen sind. Darüber hinaus muß sicherge-
stellt sein, daß die Personen die entsprechenden Na-
turgüter,Arten und ihre Habitate,Landschaften usw.
überhaupt schützen wollen, also entsprechende
Werthaltungen und Motivationen entwickelt haben.
Dazu ist es in der Regel notwendig, daß Menschen
sich mit Natur beschäftigen, sie in Bezug zu ihrem
Alltagsleben sehen und erfahren, das heißt insge-
samt, sich Natur „aneignen“ können (Kruse, 1999
und Kap.E 3.5).Diesen Aneignungsprozeß muß jede
Gruppe oder jedes Individuum selbst vornehmen
und dabei auf unmittelbare und vermittelte Erfah-
rungen zurückgreifen können. Nur weil die Großel-
tern die Natur lieben, tun das nicht auch schon die
Enkel. Diese müssen sich vielmehr Natur in ihren
konkreten Lebensbezügen selbst aneignen.
Maßnahmen der Umweltbildung können diesen
Aneignungsprozeß, der auf die Wertschätzung von
Natur,die Bereitschaft zum Schutz – mit den entspre-
chenden Verhaltensweisen – und der nachhaltigen
Nutzung zielt,fördern.Dazu müssen Maßnahmen er-
griffen bzw. verstärkt werden, die im Rahmen des
Bildungssystems dem Thema biologische Vielfalt
bzw. Mensch und Biosphäre einen festen Platz si-
chern.Doch das allein reicht nicht aus.
Bildung und Lernen müssen in einem weiteren
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tiger Lebensstile unterstützen, die dazu beitragen,
die Stoffströme für den Material- und Energiever-
brauch zu verringern, den Landschaftsverbrauch
möglichst gering und schonend zu halten,die Mobili-
tät des Menschen verträglich zu gestalten (BUND
und Misereor, 1997; UBA, 1997b; Enquete Kommis-
sion, 1998). Die Diskussion um die Entwicklung
nachhaltiger Leitbilder ist in den Sozial- und Natur-
wissenschaften in den letzten Jahren lebhafter ge-
worden, Konzepte und konkrete Gesellschaftsent-
würfe sind im Prinzip vorhanden (z. B. Jischa, 1993;
Müller, 1995; Kastenholz et al., 1996; Brand et al.,
1997), werden aber noch kaum umgesetzt. Eine Rei-
he von Barrieren steht der Verwirklichung entgegen.
Für eine breite Popularisierung in der Öffentlichkeit
birgt der Begriff der Nachhaltigkeit einige Schwie-
rigkeiten: er ist abstrakt, unscharf, ungewöhnlich
(Kuckartz, 1998). Dies muß jedoch nicht für die da-
hinterstehenden konkreten Konzepte zutreffen. Bil-
dungsbemühungen allein reichen nicht aus,um diese
Schwierigkeiten zu überwinden, zumal eine Umset-
zung der Nachhaltigkeitsleitbilder auf verschiedenen
Ebenen unter Einschluß entsprechender Steue-
rungsinstanzen (wie gesetzlichen Regelungen) statt-
finden muß. Außerdem ist die Änderungsbereit-
schaft sowohl von Konsumenten wie von Produzen-
ten nach wie vor gering. Bildungsbemühungen und
Maßnahmen zum Umweltlernen laufen ins Leere
und riskieren, vorhandene Änderungspotentiale bei
ihren Adressaten zu verspielen,wenn sie nicht getra-
gen sind durch konzertierte Anstrengungen aller Po-
litikbereiche und den koordinierten Einsatz von In-
strumenten auf dem Wege zu einem erkennbaren
und vermittelbaren Ziel: dem Schutz der Biosphäre
als wichtige Komponente einer nachhaltigen Ent-
wicklung.
I 2.5.4 
Inhaltliche Kriterien für die Gestaltung der
Bildung für den Schutz der Biosphäre
„Teach them and they will forget, demonstrate them
and they will understand, involve them and they will
remember“ (Geller, 1989). Nach dieser plakativen
Faustregel sollte die Behandlung des Themas biolo-
gische Vielfalt neben Wissenskomponenten auch auf
Erleben und Motivation ausgerichtet sein,so daß ein
problem- und handlungsorientiertes sowie partizipa-
tives Lernen aus Erfahrung stattfinden kann. Des
weiteren müssen ethische Aspekte und ein konkreter
Alltagsbezug berücksichtigt werden.
Wissenskomponente
Die Vermittlung von Wissensinhalten zum Thema
biologische Vielfalt ist nicht die ausschließliche und
eine keinesfalls hinreichende Aufgabe von Umwelt-
bildung.Aber sie ist dennoch eine notwendige,zumal
sich in der Bildungspraxis zeigt, daß hier noch große
Defizite bestehen.Diese beziehen sich einmal auf die
im Biologieunterricht kaum mehr vermittelten For-
menkenntnisse (Mayer, 1994; Flury-Keubler und
Gutscher, 1996), zum anderen auf die Vermittlung 
systemökologischer Zusammenhänge unter explizi-
ter Einbeziehung der Biodiversitätsthematik. Die
Wissensvermittlung über die Bedeutung und Funk-
tion biologischer Vielfalt sollte den Erkenntnissen
der Lernpsychologie Rechnung tragen:
• Sie sollte an den Erfahrungen der Lernenden an-
knüpfen.Was das heißt, muß für jede Zielgruppe
immer wieder neu geprüft werden. Die Belange
der Zielgruppe müssen offen und sensibel analy-
siert und berücksichtigt werden.Für Auszubilden-
de im Fischereiwesen müssen andere Konzepte er-
stellt werden als für Schüler und Schülerinnen des
Gymnasiums. Die Passung der Lerninhalte und
Lernmethoden ist eine wichtige Voraussetzung für
den Erfolg von Bildungsmaßnahmen.Aus diesem
Grunde müssen genügend Ressourcen bereitge-
stellt werden,um Lernstrategien zu planen und zu
aktualisieren,um Konzepte immer wieder an eine
veränderte Praxis anzupassen, da sich die Eigen-
schaften von Zielgruppen verändern. Deutlich
wird dies zum Beispiel an der – kaum einheitli-
chen – Gruppe der Schülerinnen und Schüler (Ju-
gendwerk der Deutschen Shell, 1997): Hier kann
nicht einfach davon ausgegangen werden, wie das
die klassische Pädagogik vielleicht nahelegen
würde, daß die unmittelbare Umgebung einen at-
traktiven Lernort darstellt oder den relevanten
Alltagsbezug bietet (de Haan, 1998). Die Heraus-
forderung für die Lehrenden bleibt darin beste-
hen,subgruppenspezifische Angebote zu schaffen,
die sich nicht nur durch den eigenen Denk- und
Lebensstil nahelegen.
• Sie sollte den Lernenden genügend Gestaltungs-
raum für eigene Erfahrungen, Gedanken und
Schwerpunktsetzungen erlauben. In diesem Sinn
sollten infrastrukturelle Rahmenbedingungen
(Lehrpläne, Lehrformen) flexibler gehandhabt
werden können und Offenheit für partizipative
Ansätze zeigen.
• Die Inhalte sollten aus möglichst verschiedenen
Perspektiven präsentiert werden (fächerübergrei-
fende Behandlung), damit die faktische Vernetzt-
heit von Problemen auch kognitiv repräsentiert
werden kann und damit zu einem vertieften Ver-
ständnis von Sachverhalten führen kann.
• Es sollten auch andere für die Lernenden attrakti-
ve Themenfelder und Lernziele genutzt werden.
So scheint das Internet vor allem für Jugendliche
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Aneignung des Themas biologische Vielfalt inten-
siv genutzt werden sollte. Die Nutzung des Inter-
net ermöglicht zudem einen internationalen und
interkulturellen Austausch, wie er derzeit z. B.
durch das GLOBE-Projekt (Seybold, 1999) reali-
siert wird.
• Die Fähigkeit zu systemischem und komplexem
Denken muß durch geeignete Methoden (Spiele,
Computersimulationen) gefördert werden.
Erlebniskomponente
Empirische Untersuchungen liefern Hinweise dar-
auf, daß sinnliche Erfahrungen und Erlebnisse mit
Natur (Landschaft, Pflanzen und Tieren) eine för-
dernde Rolle für die Schutzbereitschaft spielen
(Klee und Berck, 1993; Eigner und Schmuck, 1998).
Personen,die ihre Freizeit gern und häufig in der Na-
tur verbringen (Wandern, Vögel beobachten, Cam-
pen),zeigen im Alltag eher umweltschonende Hand-
lungsweisen als Personen,die weniger häufige Natur-
kontakte haben (Nord et al., 1998). Kinder und Ju-
gendliche mit intensiven Naturerfahrungen schätzen
im Mittel Umweltbedrohungen als schwerwiegender
ein,zeigen größere Betroffenheit und höhere Verant-
wortung für die Umweltsituation sowie eine größere
Bereitschaft zu umweltfreundlichen Verhaltenswei-
sen als Kinder und Jugendliche mit weniger intensi-
ven Naturerfahrungen (Mayer und Bögeholz, 1995,
Bögeholz,1999).Naturerfahrungen können in unter-
schiedlicher Weise und in verschiedenen Kontexten
gemacht werden. (Tab. I 2.5-1). Besonders die „öko-
logischen“ und „instrumentellen“ Typen weisen eine
hohe Motivation und starke Intention zu umwelt-
freundlichen Handlungen auf, für deren Förderung
die bestehenden Bildungseinrichtungen (Kindergär-
ten und Schulen) eine Vielzahl von Möglichkeiten
bieten. Es sollte auch nicht übersehen werden, daß
Naturerleben und -aneignung wichtige soziale Funk-
tionen erfüllen.Nicht allein das Naturerlebnis ist ent-
scheidend, sondern auch die Tatsache, daß es mit ei-
ner sozialen Bezugsgruppe geteilt werden kann (Sza-
gun et al.,1994).
Diese mit intensiven Naturerfahrungen einherge-
henden unterschiedlichen Naturerlebnisse sollten im
Rahmen von Umweltbildungsmaßnahmen geför-
dert, aber auch weiterhin wissenschaftlich evaluiert
werden.
Wertekomponente
Die Funktionsweise von Ökosystemen läßt die Ab-
leitung normativer Aussagen nicht zu (Kap. H). Da-
her ist die Diskussion von Werten und ethischen
Aspekten im Hinblick auf die Bildungsziele „Stär-
kung politischer Partizipationsbereitschaft und
Kompetenzerwerb zur Bewertung und Risikoein-
schätzung von Produkten, Projekten, Programmen,
Entwicklungen usw.“ (BLK,1998) für eine angemes-
sene Behandlung des Themas unabdingbar. Lernen-
de müssen nicht nur Einsicht in ihre eigenen Wert-
haltungen in bezug auf Natur und biologische Viel-
falt gewinnen und diese begründen können, sondern
die Vielfalt von existierenden und häufig konträren
Interessen und Werthaltungen verstehen lernen. Sie
sollten lernen, die Perspektive anderer zu überneh-
men und in Konfliktfällen (Schutz versus Nutzung)
begründbare Entscheidungen auszuhandeln.
Das Konzept des lebenslangen Lernens und
zielgruppenspezifischer Angebote
Der Umgang mit Natur wird von klein auf gelernt
und eingeübt (WBGU,1993,1996a).An dem lebens-
langen Sozialisations- und Lernprozeß ist eine Viel-
zahl von Bildungsinstitutionen und prägenden sozia-
len Bezugsgruppen beteiligt. Dazu zählt der Kinder-
garten,die Schule,die berufliche Ausbildung und Tä-
tigkeit,sonstige Netzwerke und Gruppen (NRO),die
Familie, Freunde und Nachbarschaft. Die Behand-
lung des Themas Schutz der Biosphäre muß, damit
Tabelle I 2.5-1
Dimensionen der Naturbeziehungen.
Quelle:Mayer und Bögeholz,1995
Individuelle Orientierung Kultureller Kontext Gegenstandsbereich
Lebewesen Tätigkeiten
Erkundend Wissenschaft Charakterarten, Naturkundliche Studien
systematische Gruppen und Hobbies
Ökologisch Naturschutz Bedrohte und geschützte Ökologisches Engagement,
Arten Naturschutzaktivitäten
Instrumentell Wirtschaft Nutztiere und -pflanzen, Gärtnern,Jagen,Fischen,Ernten
Wildfrüchte,Pilze
Ästhetisch Ästhetik Zimmer-,Zierpflanzen, Wandern,Naturphotographie,
Ästhetische Naturobjekte Naturzeichnen,Gärtnern
Sozial Tierpartnerschaft Haus-,Heim-,Hobbytiere, Heimtierhaltung und -zucht,
Sporttiere Tierschutzaktivitäten,Sport mit
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sie erfolgreich sein kann, zielgruppenspezifisch und
angepaßt an den jeweiligen Bildungsabschnitt erfol-
gen. Das heißt, die Inhalte müssen den Wissenstand
und den Erfahrungshintergrund der jeweiligen Rezi-
pienten berücksichtigen und an jeweilige Alltagskon-
texte anschließen.Menschen nehmen neue Informa-
tion aktiv auf, interpretieren sie und vergleichen sie
mit vorhandenen Wissensbeständen oder Überzeu-
gungen. Palmer (1995, zitiert nach Environment Ca-
nada, 1998) fand in ihren Untersuchungen, daß Kin-
der beim Schuleintritt bereits klare Vorstellungen
von weit entfernten Umwelten haben und auch Kon-
zepte von Biodiversität besitzen, und dieses Wissen
die Interpretation neuer Informationen und Erfah-
rungen beeinflußt.
Die Auswertung von Modellversuchen in
Deutschland hat vielfach die Bedeutung der Integra-
tion von Bildungsinhalten in die Lebenswelten spezi-
fischer Zielgruppen gezeigt (de Haan et al., 1997).
Insgesamt bestehen also weniger konzeptionelle De-
fizite bezüglich einer adäquaten Umweltbildung,
vielmehr mangelt es am entsprechenden Transfer in
die Bildungspraxis. Hier muß verstärkte Fortbildung
der Lehrenden und der Abbau struktureller Barrie-
ren einsetzen,darüber hinaus müssen aber auch ver-
stärkt Anreize für eine wirkungsvolle Bildungspraxis
gesetzt werden.
Besondere Zielgruppen
In vielen Konventionen,vor allem aber in der AGEN-
DA 21, wird immer auf die Bedeutung spezifischer
Zielgruppen für die Verwirklichung von Nachhaltig-
keitszielen hingewiesen.Für den Schutz der Biosphä-
re seien einige relevante Gruppen benannt:
• Für Frauen sollten besondere Bildungsangebote
vorgesehen werden, da sie in ihrer zentralen Stel-
lung für die Organisation von Haushalt und Fami-
lie in der Regel nicht nur einen großen Einfluß auf
Konsumentscheidungen (Erwerb von Nahrungs-
mitteln, Kleidung usw.) haben, sondern auch für
die Gestaltung von Sozialisationsbedingungen
und die Kindererziehung zuständig sind. Sie ha-
ben damit einerseits große Entscheidungsmacht
für einen nachhaltigen Konsum, andererseits wir-
ken sie über entsprechendes Erziehungshandeln
auf die Entwicklung neuer Einstellungsmuster
und Lebensstile. Die herausragende Rolle der
Frauen für die Entwicklung nachhaltiger Produk-
tions- und Konsummuster ist inzwischen häufig
thematisiert worden (WBGU, 1998a), und sollte
bei bildungsbezogenen Maßnahmen der Entwick-
lungshilfe besondere Berücksichtigung finden.
• Besondere Aufklärungsprogramme sind für Touri-
sten zu entwickeln und auszubauen,die,häufig un-
wissend, den Handel mit bedrohten Tierarten un-
terstützen.
• Für Konsumenten,die auf Grund ihrer Nachfrage
die Ausrottung bestimmter Tierarten zu verant-
worten haben, müssen – unter Berücksichtigung
kulturspezifischer Konsummuster – Programme
entwickelt werden, die Anreize für den Verzicht
oder weitgehende Einschränkung bestimmter
Nahrungsgewohnheiten setzen. Auch der Ausbau
bestehender rechtlicher Sanktionsmöglichkeiten,
wie sie etwa für den internationalen Handel im
Rahmen von CITES schon bestehen,muß geprüft
werden. Ein Beispiel für Nachfrageverhalten mit
schädlichen Folgen ist der bei wohlhabenden chi-
nesischen Familien als Statussymbol geltende Ver-
zehr von lebend gefangenen Fischen (durch den
Einsatz von Zyankali) in Hongkong und anderen
asiatischen Ländern (Kap. E 2.4). Auch die im
Rahmen der traditionellen asiatischen Medizin
begehrten Tierteile (Knochen des Tigers,Horn des
schwarzen Rhinozeros) haben zum dramatischen
Rückgang der Populationen beigetragen (D 3.1).
• Eine wichtige Rolle für die Veränderung von bio-
sphärenschädigenden Verhaltensweisen kommt
lokalen Gruppen von NRO zu, deren Bemühun-
gen besonderer Unterstützung bedarf. Sie errei-
chen häufig Gruppen und agieren an „Lernor-
ten“, die durch formelle Bildungsprogramme
nicht erreicht werden.Neben der finanziellen Un-
terstützung sind für die NROs in der Regel keine
inhaltlichen Bildungsangebote notwendig, son-
dern Angebote für Lerntechniken, Kommunika-
tionsstrategien, Projektplanungsmethoden, Me-
thoden selbstorganisierten Lernens und der Parti-
zipation.
• An den Brennpunkten biologischer Vielfalt ist die
Stärkung und der Ausbau der entsprechenden Bil-
dungsaktivitäten dringend geboten. Vor allem ist
die Förderung partizipativer Schutzprojekte vor-
zusehen unter besonderer Berücksichtigung des
Potentials von NRO.
Biosphärenreservate als besondere
Lernorte mit verschiedenen Zielgruppen
Die Biosphärenreservate der UNESCO sind in be-
sonderer Weise für Bildungs- und Lernprozesse ge-
eignet, da zusammen mit der lokalen Bevölkerung
Schutz und Nutzung besonders wertvoller Ökosyste-
me integriert werden muß. Die drei Zonen der Bio-
sphärenreservate (Kern- bzw. Schutzzone, Pflege-
und Entwicklungszone) verlangen unterschiedliche
Schutz- und Nutzungskonzepte, die von ganz unter-
schiedlichen Akteuren (Biosphärenreservatsleitung,
Landbesitzer, Land- und Forstwirte, Jagdbesitzer,
Einwohner, Touristen, Naturschutzverbände usw.)
realisiert werden müssen.Hier ist es notwendig,öko-
nomische, ökologische und soziale Interessen und
Ansprüche zu artikulieren und auszuhandeln. Die356 I Globale Biosphärenpolitik
356 Biosphärenreservate in 90 Staaten (Stand: Janu-
ar 1999), die gemäß UNESCO-Definition auch der
Bildung dienen sollen, bieten eine hervorragende
Möglichkeit der Vernetzung von Bildungs- und Lern-
programmen und für den Erfahrungsaustausch.
Ausbildung für Ausbilder
Elementare Voraussetzung für eine zielgruppenspe-
zifische Bildung zum Schutz biologischer Vielfalt ist
eine sorgfältige Ausbildung des Bildungspersonals.
Die entsprechenden Konzepte müssen integrativer
Bestandteil der Berufsausbildung für Lehrende sein.
Lehrende,die bereits beruflich tätig sind,müssen die
entsprechenden Fortbildungen wahrnehmen. Dabei
ist zu prüfen, wo eine wirksame Unterstützung von
entsprechenden Bildungsmaßnahmen in Ländern
mit hoher biologischer Vielfalt geleistet werden
kann.
I 2.5.5
Maßnahmen für das „Lernen“ nachhaltiger
Lebensstile
Neben Umweltbildungsmaßnahmen, die die wissens-,
erlebens- und wertorientierte Auseinandersetzung
mit der Biosphäre und der biologischen Vielfalt för-
dern,ist es auch notwendig,gezielte Maßnahmen zur
Förderung umweltschonender Handlungsweisen zu
ergreifen, die im konkreten Alltagsleben bei Indivi-
duen und Gruppen wirksam werden können. Land-
schaftsverbrauch und Eintrag von Schadstoffen in
die Natur sind wesentliche Ursachen für die Zerstö-
rung biologischer Vielfalt.In den Ländern Südameri-
kas und Asiens sind die Abholzung großer Waldflä-
chen,in tropischen Küstenregionen der Landschafts-
verbrauch durch die Zerstörung und Umwandlung
der natürlichen Küstenökosysteme(z.B.Mangroven,
Korallen), in Europa der Landschaftsverbrauch
durch die Landwirtschaft wichtige Ursachen für die
Beeinträchtigung biologischer Vielfalt (BfN, 1997a).
Die damit einhergehenden Handlungsmuster und
die zugrundeliegenden Triebkräfte sind komplex und
variieren von Region zu Region.Dieser Komplexität
wird durch das Syndromkonzept des Beirats,hier vor
allem durch das Raubbau-, das Aralsee- und Dust-
Bowl-Syndrom, Rechnung getragen (Kap. G). Eine
Vielzahl von Maßnahmen muß zur Problemlösung
entwickelt,eingesetzt und evaluiert werden (Kap.I 3
und K).
Beispielhaft soll auf die Veränderungsmöglichkei-
ten individueller Konsumentscheidungen (Gebrauch
von Nahrungsmitteln) eingegangen werden, und
zwar aus der Perspektive europäischer Verhältnisse,
wo Landschaftsverbrauch und Schadstoffeinträge im
Alltagshandeln von Verbrauchern durch den Kon-
sum von Lebensmitteln aus „nichtökologischem
Landbau“ relevant wird. In ähnlicher Weise könnte
auch die Verringerung des Papierverbrauchs ange-
gangen werden. In den Sozialwissenschaften ist eine
Reihe von Maßnahmen entwickelt worden,durch die
Veränderungen der Handlungsweisen von Gruppen
und Gesellschaften „angestoßen“ werden können
(Homburg und Matthies,l998;Mosler und Gutscher,
1998). Solche Maßnahmen stellen „Veränderungs-
techniken“ dar und umfassen ein breites Spektrum,
das über die reine Informationsvermittlung hinaus
geht.
Informationsvermittlung und Erwerb von Wissen
sind notwendige Maßnahmen, aber sie sind keines-
wegs ausreichend, um komplexe Handlungsmuster
zu verändern. Die im folgenden genauer dargestell-
ten Techniken zur expliziten Veränderung von Ver-
halten können auf verschiedenen Ebenen im Zusam-
menspiel mit unterschiedlichen Akteuren angewandt
werden: Sie können in großen landesweiten „Pro-
grammen“, in kleineren Programmen zum Beispiel
auf kommunaler Ebene oder als Programm für spe-
zielle Institutionen, wie Schulen, Krankenhäusern
usw. durchgeführt werden. Die Bundesregierung
sollte als Initiatorin solcher Programme auftreten
und hierzu gegebenenfalls auch finanzielle Mittel be-
reitstellen. Zudem muß gesichert sein, daß die not-
wendigen Rahmenbedingungen auf Bundes- und
Länderebene geschaffen werden, die die angestreb-
ten Handlungsänderungen ermöglichen. Die Pro-
gramme sollten von lokalen Akteuren geplant und
durchgeführt werden, wobei die Zusammenarbeit
mit Forschungsinstituten anzustreben ist, um eine
wissenschaftliche Begleitung und Evaluation sicher-
zustellen.Im ersten Schritt muß entschieden werden,
welches Handlungsfeld (Kaufentscheidungen,Mobi-
litätsentscheidungen,Energieverbrauch usw.) verän-
dert werden soll und welche Einflüsse auf diese
Handlungen als relevant erachtet werden. Exempla-
risch wird in diesem Abschnitt auf die Veränderung
von Kaufentscheidungen im Lebensmittelbereich
eingegangen.Im folgenden werden einige Prinzipien
beschrieben, die für die Planung und Durchführung
von entsprechenden Maßnahmen von Bedeutung
sind.
Veränderung umweltrelevanter
Handlungsweisen
Am Beispiel des Konsums von Lebensmitteln aus
ökologischem Landbau soll dargestellt werden, wel-
che Schritte und Maßnahmen ergriffen werden müs-
sen, um diese nachhaltigere Landnutzungsform zu
fördern. Da speziell für dieses Konsumverhalten
kaum empirische Daten vorliegen, werden die Er-
gebnisse aus anderen, gut untersuchten Handlungs-
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Energiesparen, Verkehrsvermeidung) übertragen
(Schahn und Giesinger,1993;Geller,1995;Schultz et
al., 1995). Es sind zwei Prinzipien zu beachten (Kot-
ler und Roberto,1991):
1. Es muß immer ein Bündel verschiedener Maß-
nahmen angewandt werden; singuläre Aktionen
reichen nicht aus,stabile Verhaltensmuster zu ver-
ändern.
2. Die Maßnahmen müssen – wo immer dies möglich
ist – zielgruppenspezifisch gestaltet werden, da
nur so eine effiziente Wirkweise erwartetet wer-
den kann. Die Zielgruppenpassung der Maßnah-
men kann insbesondere durch Partizipationsmög-
lichkeiten sichergestellt werden (Geller, 1989;
Matthies und Krömker, 1999). Genaue Umset-
zungsvorschläge, wie Zielgruppenspezifität er-
reicht werden kann, werden z. B. im Rahmen des
partizipativen sozialen Marketings gemacht (Pro-
se,1997).
Im folgenden werden die Faktoren genannt, die ei-
nen Einfluß auf den Konsum von „Bioprodukten“
haben. Daran anschließend werden Maßnahmen
aufgeführt, die zu einer Veränderung der jeweiligen
Einflußfaktoren und damit letztlich zu Handlungsän-
derungen führen. Dabei ist die Zuordnung der ein-
zelnen Maßnahmen zu den Einflußfaktoren nicht
trennscharf, sie können sich auch auf mehrere Ein-
flußfaktoren beziehen.
Handlungsmöglichkeiten
Der Konsum von Bioprodukten läßt sich nur dann
steigern, wenn sie für Konsumenten einfach verfüg-
bar sind. Dazu reicht es z. B. nicht aus, daß sich ein
oder zwei spezielle „Bioläden“ in der Kommune be-
finden,die zu erreichen nur mit einem erhöhten Auf-
wand an Zeit und Organisation möglich ist.Vielmehr
müßten diese Produkte in jedem normalen Super-
markt zu beziehen sein.Auch die Vielfalt und Quali-
tät der angebotenen Produkte muß sichergestellt
sein,da nicht davon ausgegangen werden kann – wie
es offenbar manchmal bei der Vermarktung ressour-
censchonender Produkte angenommen wird –, daß
die Konsumenten bereit sind, mindere Qualität, ge-
ringe Auswahl und höhere Preise in Kauf zu nehmen
(Schneider,1998).
Maßnahmen zur Verbesserung der Handlungs-
möglichkeiten sind:
• Veränderung der Situation. Die deutliche Stär-
kung des Angebots in normalen Supermärkten
oder der Zusammenschluß verschiedener Produ-
zenten, um eine ausreichende Lieferkapazität zu
sichern und eine einheitliche Produktpräsentation
zu erlauben,sind Beispiele dafür.
• Hinweise und Etikettierung. Eine eindeutige
Kennzeichnung der Produkte (z. B. Grünes Um-
weltzeichen) muß geschaffen und eine Verunsi-
cherung von Konsumenten durch Vielfalt und wi-
dersprüchliche Informationen vermieden werden.
Auch deutliche Hinweise innerhalb der Läden auf
die Produkte durch Beschilderung und entspre-
chendes Ladendesign sind relevant.
Einstellungen, Werte, Normen
Einfluß auf Konsumentscheidungen kommt durch
positive oder negative Einstellungen dem Produkt
gegenüber zustande. Positive Einstellungen zum
Umweltschutz fördern die Bereitschaft zu entspre-
chenden Handlungen. Die Einstellung, daß die Er-
haltung biologischer Vielfalt erstrebenswert ist,kann
dazu führen, daß Konsumenten größere Umstände,
Mühen und Kosten auf sich nehmen,um die entspre-
chenden Handlungsweisen durchführen zu können
(Bamberg und Kühnel, 1998). Sind keine positiven
Einstellungen vorhanden,werden Handlungsweisen,
die größeren Aufwand erfordern, unwahrscheinli-
cher. Werthaltungen und Einstellungen führen auch
dazu, daß Personen nach weiteren Informationen
und nach entsprechenden Handlungsoptionen su-
chen. Für die Entstehung von Einstellungen,Werten
und Normen spielt die Zugehörigkeit zu einer Be-
zugsgruppe eine entscheidende Rolle (Fuhrer und
Wölfing, 1997), da diese normbildend und verstär-
kend wirken. Auf neue Handlungsoptionen werden
Verbraucher zwar häufig durch schriftliche Informa-
tionen und Werbung aufmerksam, für die Hand-
lungsentscheidungen sind aber oft Gespräche mit
Nachbarn, Freunden, Vereinskameraden oder Ver-
wandten ausschlaggebend. Ihre Multiplikatoren-
funktion muß daher beachtet werden (Prose, 1997).
Mögliche Maßnahmen zur Förderung positiver Ein-
stellungen zur Erhaltung der Biosphäre sind:
• Persuasion. Vertrauens- und glaubwürdige Perso-
nen (Nachbarn, Freunde, Familie usw.) fungieren
als Multiplikatoren, kommunizieren das Thema
nach Möglichkeit persönlich und versuchen, den
Gesprächspartner zu überzeugen.
• Modellverhalten. In (Massen)medien, auf Werbe-
plakaten, in Broschüren usw. werden die er-
wünschten Handlungen von Modellpersonen vor-
gelebt und demonstriert. Modelle können fiktive
oder reale Personen oder auch, für bestimmte
Zielgruppen,Comicfiguren sein.
• Ziele. Personen oder Institutionen (Supermärkte,
Schulen, Mensen usw.) werden gebeten, sich frei-
willig ein bestimmtes Ziel (z.B.30% aller benötig-
ten Lebensmittel werden durch Bioprodukte ge-
deckt) zu setzen, das sie erreichen wollen. Das
Ziel darf weder zu hoch, noch zu niedrig gesetzt
werden,um ein schnelles Aufgeben auf Grund von
Überforderung oder weil das Ziel bereits erreicht
wurde, zu verhindern. Wichtig ist, die Einhaltung
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• Selbstverpflichtung. Diese Methode kann eng mit
der Zielsetzung verknüpft werden.Personen oder
Institutionen verpflichten sich freiwillig, ein be-
stimmtes Ziel zu erreichen und fühlen sich in der
Regel daran wie an ein Versprechen gebunden.
Am wirksamsten ist eine öffentliche Selbstver-
pflichtung.Auch hier ist eine Überprüfung der tat-
sächlichen Fortschritte maßgeblich.
Wahrnehmung der Produkte
In Abhängigkeit von Alltagswissen und Überzeugun-
gen potentieller Konsumenten bezüglich der Eigen-
schaften von Bioprodukten wirken diese Produkte
attraktiv oder nicht. Relevante Eigenschaften, deren
Wahrnehmung und positive Bewertung durch eine
entsprechende Darstellung (Promotion) in der Öf-
fentlichkeit gefördert werden sollte, könnten sein:
Geschmack, Gesundheitsverträglichkeit, Haltbar-
keit, Aussehen, Erreichbarkeit, Preis, Auswahl oder
positive oder negative Konnotationen, die mit der
Herkunft der Produkte assoziiert werden.
Maßnahmen zur Förderung einer positiven Wahr-
nehmung der Produkte sind:
• Werbung. Die relevanten positiven Eigenschaften
der Produkte werden durch Massenkommunika-
tion (z.B.Plakate,Werbespots),selektive Kommu-
nikation (Radio- und Fernsehbeiträge) oder per-
sönliche Kommunikation (z. B. Weitergabe von
Handzetteln, Nachbarschaftsgespräche, sonstige
Multiplikatoren) verbreitet.
• Verkaufspräsentation. Durch eine ansprechende
Gestaltung der Präsentationsflächen (Helligkeit,
Geräumigkeit, Sauberkeit, Hintergründe, Über-
sichtlichkeit usw.) in den Geschäften wird die At-
traktivität der Produkte unterstrichen.
• Ebenso sind die genannten Strategien des Modell-
verhaltens, gezielter Hinweise und der Persuasion
einschlägig.
Wissen über die Produkte
Eng mit der Wahrnehmung der Bioprodukte ist das
Wissen über sie und über herkömmliche Lebensmit-
tel verknüpft. Nur wer überhaupt etwas über die
ökologischen Hintergründe der Lebensmittelpro-
duktion, ihre Ursachen, Folgen und Nebenwirkun-
gen weiß, ist in der Lage, bewußte Konsumentschei-
dungen zu treffen.Auch das Wissen,wo Bioprodukte
erhältlich sind, ist eine wichtige Voraussetzung. Des
weiteren ist entscheidend,daß Konsumenten wissen,
wie sie die Produkte erkennen können. Maßnahmen
zur Steigerung des Wissens über Bioprodukte sind:
• Wissensvermittlung. Über alle verfügbaren Kom-
munikationskanäle (Massenkommunikation, se-
lektive und persönliche Kommunikation) werden
die relevanten Zusammenhänge und Bewertun-
gen allgemeinverständlich und mit lokalem Bezug
dargestellt. Die Bezüge zu den eigenen Hand-
lungsmöglichkeiten müssen deutlich erkennbar
sein.Auch hier sind zielgruppenspezifische Unter-
schiede zu beachten.
• Besichtigungen. Interessierte sollten die Möglich-
keit haben, die entsprechenden Produzenten und
ihre Produktionsmethoden kennenzulernen. Ne-
ben „Tagen der offenen Tür“ können die Produk-
tionshintergründe, z. B. auch durch Videos an den
Verkaufsorten, dargestellt werden. Dabei sollten
Bezüge zu den regionalen Landschafts- und Na-
turverhältnissen deutlich werden.
Handlungsanreize
Der Anreiz für den Konsum von Bioprodukten muß
im Vergleich zu herkömmlichen Produkten sichtbar
werden.Anreize sind eng mit der Wahrnehmung der
Waren verknüpft.Eine Anreizsetzung über den Preis
kann durch gezielte staatliche Förderung biologi-
schen Landbaus erreicht werden, wie es derzeit bei-
spielsweise in dem EU-konformen Österreichischen
Programm zur Förderung einer umweltgerechten,
extensiven und den natürlichen Lebensraum schüt-
zenden Landwirtschaft (ÖPUL) geschieht. Hand-
lungsanreize können zudem auch über immaterielle
Werte wie die Verantwortungsübernahme für eine
intakte Natur,eine gesündere und geschmackvollere
Ernährung,einen Beitrag zur regionalen Arbeitsplat-
zerhaltung usw.,geschaffen werden.Hier ist das Wis-
sen darüber, welche Produkteigenschaften für wel-
che Zielgruppe Anreize darstellen können, eine we-
sentliche Voraussetzung. Mögliche Maßnahmen zur
Erhöhung des Anreizes des Konsums von Biopro-
dukten sind:
• Belohnungen. Die Konsumenten von Bioproduk-
ten werden für ihre Entscheidung durch materiel-
le oder auch immaterielle Geschenke „entschä-
digt“.Das könnten z.B.weitere Produkte sein,die
zu umweltschonendem Verhalten einladen (Brot-
dose, Trinkflasche usw.), weitere Biolebensmittel
oder auch Einladungen auf die Biohöfe. Diese
Maßnahmen eignen sich nicht zum Dauereinsatz
(hohe Kosten) und sind auch nicht geeignet, eine
intrinsische Motivation der gewünschten Hand-
lungen aufzubauen, können aber gerade bei der
Initiierung neuer Handlungsweisen wertvolle
Dienste leisten.
• Lotterien. Auch hier geht es um eine „Entschädi-
gung“ der Konsumentscheidung, mit dem Unter-
schied,daß sie nur mit einer gewissen Wahrschein-
lichkeit zu erhalten ist.
• Wettbewerbe. Verschiedene Organisationen (Su-
permärkte, Stadtteile, Straßenzüge, Kommunen,
Schulen usw.) werden motiviert, miteinander in
Wettbewerb über den Anteil des Konsums von
Bioprodukten zu treten.Wichtig dabei ist,daß der359 Ansätze für Umweltbildung und Umweltlernen I 2.5
Konsum noch mit weiteren ideellen Werten (z. B.
Stadt x tut mehr für die Nachhaltigkeit der Region
als Stadt y) verknüpft ist, die identitätsstiftende
Funktionen übernehmen.
Wahrnehmung der Handlungskonsequenzen
Die aus einer Handlung resultierenden Folgen be-
einflussen, ob diese wiederholt wird oder nicht. Ent-
scheidend dabei ist,welche der vielen möglichen Fol-
gen wahrnehmbar sind und welche davon beachtet
werden. Die Erhaltung biologischer Vielfalt ist für
Laien in der Regel schwer wahrnehmbar, erst recht
in einer städtischen Umgebung.Leichter wahrnehm-
bar sind unmittelbar auf den eigenen Lebensalltag
bezogene Faktoren, wie höhere Ausgaben für die
Nahrungsmittelversorgung oder eine Qualitätsstei-
gerung. Die positiven Konsequenzen der Konsu-
mentscheidung müssen für die Verbraucher sichtbar
werden, um das Verhalten attraktiv zu machen. Die
wahrgenommenen Handlungskonsequenzen haben
wiederum Einfluß auf das Handlungswissen, die
Handlungsanreize, die Produktwahrnehmung und
auch auf die Einstellung zum Produkt. Maßnahmen
zur Vermittlung der Handlungskonsequenzen sind:
• Rückmeldungen. Rückmeldungen können sich
auf verschiedene Folgen des verstärkten Konsums
von Bioprodukten beziehen. Denkbar sind z. B.
Mitteilungen über die eingesparten Pestizidmen-
gen oder Transportkilometer, über die Wiederan-
siedlung bestimmter Tier- oder Pflanzenarten,
über die Anzahl die Produktion umstellender
Höfe oder über die Anteile des Gesamtabsatzes
von „Bioprodukten“ pro Supermarkt oder Kom-
mune.Die Rückmeldungen können in verschiede-
ner Form, z. B. durch Werbeplakate, Zeitungsmit-
teilungen, Handzettel, lokale Nachrichten, per-
sönliche Anschreiben gegeben werden. Insbeson-
dere können Rückmeldungen auch mit
Wettbewerben kombiniert werden.
I 2.5.6
Forschungs- und Handlungsempfehlungen
Bildung und Lernen sind wichtige Instrumente für
den Schutz und die schonende Nutzung der Biosphä-
re. Ihr Einsatz sollte in Abstimmung und im Zusam-
menwirken mit anderen Instrumenten und Wegen
zur Entwicklung und Förderung nachhaltiger Wirt-
schafts- und Lebensweisen, die die Erhaltung der
Biosphäre sicherstellen, erfolgen. Bildung und Ler-
nen für die Biosphäre dürfen nicht auf das schulische
Lernen beschränkt bleiben: „Biodiversitätserzie-
hung ist nicht nur für Kinder und für die Schule ge-
dacht; es findet in unseren Wohnungen, an unseren
Arbeitsplätzen,in unserer Gemeinde,in unseren Fe-
rien und auch in unseren Schulen statt“ (Environ-
ment Canada, 1998). Bildung und Lernen dürfen
auch nicht auf Wissensvermittlung und Informa-
tionskampagnen beschränkt werden.Vielmehr ist es
notwendig, eine breite Konzeption von Bildung und
Lernen,wie sie in diesem Kapitel angestrebt worden
ist, zugrunde zu legen und diese auch in die Praxis
umzusetzen.
Auch wenn die Themen Biodiversität,die Stellung
des Menschen in der Biosphäre, seine schädigenden
und potentiell Nutzen stiftenden Einflüsse für die
Erhaltung der Biosphäre noch kaum unter der Bil-
dungsperspektive aufgegriffen worden sind, so liegt
doch schon genügend Wissen vor, das unmittelbar in
Bildungs- und Lernprogramme umgesetzt werden
kann; anderes Wissen kann per Analogieschluß aus
anderen Bereichen des Natur- oder Klimaschutzes
fruchtbar gemacht werden. Viele Fragen sind aber
noch durch weitere systematische Forschung aufzu-
greifen und problemlösungsorientiert für Bildung
und Lernen zu bearbeiten.Dazu gehören etwa
– die verstärkte Untersuchung von Alltagsvorstel-
lungen, Konzepten und Einstellungen bezüglich
Biodiversität, die Rolle der Biosphäre für das
menschliche Leben,das Verhältnis von Natur und
Kultur als Grundlage für zielgruppenspezifische
Lern- und Bildungsaktivitäten,
– die Förderung kulturspezifischer und kulturver-
gleichender Forschung zu Wahrnehmungen, Kon-
zepten, Einstellungen,Werthaltungen hinsichtlich
biologischer Vielfalt,ihres Schutzes und ihrer Nut-
zung (z. B. auch zu indigenen Wissens- und Über-
zeugungssystemen),um die kulturspezifische Per-
spektivendivergenz sowie die zielgruppenspezifi-
sche Interessenvielfalt auch in ihrer politischen
Relevanz (bei Vertragsstaatenverhandlungen,
runden Tischen usw.) zu erkennen.
Gleichwohl läßt sich auch beispielhaft eine Reihe
von Handlungsempfehlungen formulieren, die das
umweltpolitische Instrument der Bildung bereits
jetzt wirksamer machen könnten,als es zur Zeit ist:
• Zusammenstellung und Auswertung internationa-
ler Forschungsergebnisse zum „biodiversity lear-
ning“, zu ersten Schulcurricula und auch außer-
schulischen Modellprojekten.
• Prüfung von Umweltbildungsprogrammen und
Ansätzen des kommunalen Umweltlernens auf
ihre Übertragbarkeit bzw. Anpassungsfähigkeit
für andere geographische Kontexte und Zielgrup-
pen.
• Überprüfung der Vereinbarkeit rechtlicher, tech-
nischer und ökonomischer Rahmenbedingungen,
innerhalb derer „Umweltlernen“ initiiert und sta-
bilisiert werden soll,um widersprüchliche Lernan-
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• Systematische Analyse von Bildungsaktivitäten in
Biosphärenreservaten und ihres Zusammenhangs
mit anderen biosphärenreservatsbezogenen Ma-
nagementaktivitäten für die Erhaltung und Nut-
zung biologischer Vielfalt. Förderung der Vernet-
zung von Bildungsaktivitäten in Biosphärenreser-
vaten national, europaweit und international un-
ter Nutzung bzw. Ausbau bereits vorhandener
Informationssysteme (z. B. BRIM = Biosphere
Reserve Integrated Monitoring) und Koopera-
tionssysteme bei der UNESCO. Klärung einer
möglichen Unterstützung solcher Vernetzungsini-
tiativen durch nationale oder UNESCO-Fonds.I 3 Die Biodiversitätskonvention: Umsetzung,Vernetzung und
Finanzierung
Das komplexe Netzwerk an Organisationen, Kon-
ventionen, Plänen und Programmen für die Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung biologischer Vielfalt
zeigt,daß die Biosphärenpolitik inzwischen ein wich-
tiges Handlungsfeld der internationalen Beziehun-
gen ist.Vor dem Hintergrund des Leitbilds der nach-
haltigen Entwicklung hat sich dabei ein Wandel von
klassischen,sektoral oder regional fokussierten Kon-
zepten des Arten- und Naturschutzes hin zu komple-
xen Vereinbarungen über das Verhältnis Mensch-
Biosphäre vollzogen.Neben den direkten Wirkungs-
zusammenhängen,wie z.B.Übernutzung oder Raub-
bau, spielen zunehmend auch sozioökonomische
Fragen bei der Nutzung biologischer Ressourcen
eine Rolle.
Das während der UN-Konferenz über Umwelt
und Entwicklung (United Nations Conference on
Environment and Development,UNCED) in Rio de
Janeiro 1992 gezeichnete Übereinkommen über die
biologische Vielfalt (Convention on Biological Di-
versity,CBD, hier Biodiversitätskonvention) ist Aus-
druck dieses neuen,umfassenderen Ansatzes und ein
wichtiges Zwischenergebnis in einem schwierigen
Verhandlungsprozeß, der seit der UNCED zuneh-
mend komplexer geworden ist.
I 3.1
Inhaltliche und institutionelle Grundlagen der
Biodiversitätskonvention
Die Biodiversitätskonvention ist heute das zentrale
und maßgebliche internationale Regelwerk für die
Biosphäre (WBGU,1996a).Bestehende biosphären-
relevante Konventionen, Programme (Kap. I 3.3.3)
und Institutionen haben sich seit Inkrafttreten der
CBD neu orientiert und ihre Arbeit an die neuen
Konzepte und Ziele der CBD angepaßt.
Die CBD ist inzwischen von 178 Staaten ratifiziert
worden. Die USA haben als einziges Industrieland
bisher nicht ratifiziert: dies scheitert nach wie vor an
einer Blockadepolitik innerhalb des US-Senats, die
auch auf Widerstände seitens der Biotechnologiein-
dustrie zurückzuführen ist.
Die Vertragsstaaten der CBD verpflichten sich zur
Erhaltungder biologischen Vielfalt,zu einer nachhal-
tigen Nutzung ihrer Bestandteile und zu einem aus-
gewogenen Ausgleich für die sich aus der Nutzung ge-
netischer Ressourcen ergebenden Vorteile (Art. 1
CBD). Diese „Zieltriade“ verdeutlicht den weitge-
faßten Ansatz der Konvention: Im Vordergrund
stand zunächst die Abdeckung institutioneller Defi-
zite des globalen Natur- und Artenschutzes, die von
der World Conservation Union (IUCN) mehrfach
angemahnt worden waren. Die Beratungen im Vor-
feld derUNCED waren darüber hinaus vom Leitbild
der nachhaltigen Entwicklung geprägt, das die Inte-
gration der Erhaltung und Nutzung biologischer
Vielfalt fordert.
Weiterhin wurde die Notwendigkeit einer fairen
Lastenverteilung deutlich. Naturschutzmaßnahmen
in den biodiversitätsreichen, jedoch strukturschwa-
chen Ländern der Erde sollten durch erweiterten Fi-
nanz- und Technologietransfer ermöglicht und kom-
pensiert werden.Diese Finanzierungwird im wesent-
lichen über die GEF abgewickelt. Die sog. Mehrko-
sten für Maßnahmen der Vertragsdurchführung
(incremental costs), können von der GEF zur Verfü-
gung gestellt werden. In den ersten Jahren bestand
eine deutliche Diskrepanz zwischen den der Biodi-
versität zugewiesenen und den tatsächlich abfließen-
den Geldern. Die Anwendung der Finanzierungs-
maßgaben der GEF schien sich für die Biodiversi-
tätspolitik schwieriger zu gestalten als z. B. für die
Klimapolitik. Die Feststellung der Mehrkosten für
die Erhaltung der weltweiten biologischen Vielfalt
durch bestimmte,in einzelnen Vertragsstaaten ergrif-
fene Maßnahmen stellt nach wie vor eine Herausfor-
derung für Umweltökonomen und Entscheidungs-
träger dar.
Die Biodiversitätskonvention regelt die Verfüg-
barkeit und Nutzung biologischer Vielfalt. Sie hebt
dabei die nationale Souveränität der Vertragsstaaten
über ihre biologische Vielfalt hervor und überläßt ih-
nen die Regelung des Zugangs zu diesen Ressour-
cen. An die Stelle des älteren Prinzips der biologi-
schen Vielfalt als gemeinsames Erbe der Menschheit
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meinsamen Sorge (common concern) für den Um-
gang mit der biologischen Vielfalt. Feste Vorgaben
für die Vereinbarungen zwischen „Anbietern“ und
„Nutzern“ biologischer Vielfalt enthält die CBD
nicht. Die Vertragspartner sollen jedoch Verfahren
der vorherigen Information und Zustimmung ent-
wickeln und ihre Vereinbarungen entsprechend der
beidseitig akzeptierten Maßgaben gestalten.In ihren
regelmäßigen Beratungen konkretisieren die Ver-
tragsstaaten den Rahmen für die Zugangsregelungen
und das Konzept des Vorteilsausgleichs und bemü-
hen sich, die relevanten Interessengruppen einzube-
ziehen (Kap.I 3.2.9).
Zur Umsetzung der in der Präambel dargelegten
Prinzipien und der Zieltriade verpflichtet die CBD
die Vertragsstaaten zu einer Reihe von Maßnahmen
(WBGU, 1996a). Artikel 5–21 beziehen sich auf in-
haltliche Fragen und fordern insbesondere die
• Entwicklung nationaler Strategien zur Erhaltung
und nachhaltigen Nutzung biologischer Vielfalt
sowie die Überprüfung bestehender Pläne und
Programme hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf
die biologische Vielfalt (Kap.I 3.2.1.2),
• Erfassung, Erforschung und Überwachung biolo-
gischer Vielfalt (Kap.I 3.2.6 und I 3.2.7),
• Verstärkung von In-situ-Maßnahmen (z. B. durch
den Aufbau eines Systems von Schutzgebieten)
und ergänzend Unterstützung von Ex-situ-Maß-
nahmen (z. B. in botanischen und zoologischen
Gärten sowie in Genbanken; Kap. I 3.3.1 und
I 3.3.2.2),
• Verbesserung der institutionellen Rahmenbedin-
gungen, Anwendung von (z. B. ökonomischen)
Anreizen für die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung biologischer Vielfalt und Abbau negativer
Anreize (Kap.I 3.5),
• Förderung nationaler Kapazitäten, Verstärkung
und Erweiterung der wissenschaftlich-techni-
schen Zusammenarbeit,der Bildungs- und Ausbil-
dungsprogramme sowie des Informationsaus-
tauschs (Kap.I 3.2.2 und I 3.2.3).
Der institutionelle Rahmen für die Kooperation der
Vertragsstaaten bei der Umsetzung der Konvention
ist in Artikel 23–42 angelegt. Die Vertragsstaaten-
konferenz (Conference of the Parties, COP) ist das
beschlussfassende Gremium und tritt nach zunächst
jährlichen Konferenzen nun im zweijährigen Turnus
zusammen. Ein nachgeordnetes Gremium für wis-
senschaftliche, technische und technologische Bera-
tung (Subsidiary Body on Scientific, Technical and
Technological Advice, SBSTTA) bereitet diese Ent-
scheidungen der COP vor und nimmt Arbeitsaufträ-
ge entgegen.Das Konventionssekretariat in Montre-
al koordiniert die Zusammenarbeit der Vertragsstaa-
ten und organisiert den Informationsaustausch über
den Auf- und Ausbau eines Kommunikationssystems,
des „Clearing-House-Mechanismus“ (Kap.I 3.2.2)
Seit Inkrafttreten der CBD im Dezember 1993 ha-
ben vier Vertragsstaatenkonferenzen und vier Tref-
fen des SBSTTA sowie zahlreiche Sitzungen infor-
meller Arbeitsgruppen stattgefunden (WBGU,
1996a, 1998a). Die 1. COP in Nassau (1994) befaßte
sich mit der organisatorischen und inhaltlichen Pla-
nung der weiteren Arbeit, richtete die entsprechen-
den Gremien ein und verabschiedete ein mittelfristi-
ges Arbeitsprogramm. Die Themen der folgenden
COPs in Jakarta (1995), Buenos Aires (1996) und
Bratislava (1998) orientierten sich an dieser Prioritä-
tensetzung. Eine Bestandsaufnahme des bisherigen
Verhandlungsprozesses zeigt die Fülle an Entschei-
dungen und Empfehlungen zu einer großen Band-
breite an Themen.Es wurden Arbeitsprogramme für
unterschiedliche Ökosysteme bzw. Nutzungssysteme
verabschiedet und Arbeitsgruppen bzw. Experten-
gremien für die Beratung spezieller Querschnittsthe-
men (z. B. biologische Sicherheit, Zugang zu geneti-
schen Ressourcen) eingerichtet.Der Dialog der Ver-
tragsstaaten in dem verbindenden,wenn auch oft als
zu vage kritisierten Rahmen der CBD hat sich als un-
verzichtbar erwiesen.Für die Entwicklung einer um-
fassenden Biosphärenpolitik kommt es jedoch neben
dem Kooperationswillen der Vertragsstaaten auch
auf eine dynamische Fortentwicklung des CBD-Sy-
stems selbst an. So wird die Vernetzung der Arbeit
unter der CBD mit derjenigen unter anderen Kon-
ventionen und in anderen Prozessen der Weltum-
weltpolitik immer wichtiger. Darüberhinaus spre-
chen Defizite in der wissenschaftlichen Politikbera-
tung und der Umsetzung (Kap.I.2.1) dafür,die beste-
henden Gremien der CBD weiterzuentwickeln oder
zu ergänzen.
I 3.2
Schwerpunkte der Umsetzung 
Im Mai 2000 findet die 5.COP in Nairobi statt,an die
hohe Erwartungen geknüpft sind. Ein besonders in-
tensiv diskutiertes Thema wird die biologische Si-
cherheit sein (Kap.D 3.2).Die ursprünglich geplante
Annahme eines „Biosafety-Protokolls“ über den
grenzüberschreitenden Verkehr genetisch veränder-
ter Organismen in Nairobi wird nach der im Februar
1999 gescheiterten Abschlußberatung in Cartagena
noch längere Zeit in Anspruch nehmen und Ver-
handlungskapazitäten binden.Mehr als ein Statusbe-
richt ist zu diesem Thema von der 5.COP nicht zu er-
warten. Aufgrund seiner besonderen Bedeutung
wird dieses Thema in Kap. D 3.2 gesondert behan-
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Fortschritte der CBD sind dagegen auf dem Ge-
biet der Ökosysteme festzustellen.Von den Vertrags-
staatenkonferenzen in Jakarta (1995), Buenos Aires
(1996) und Bratislava (1998) wurden Arbeitspro-
gramme für marine- und Küstenbiodiversität, Wald-
biodiversität, Agrobiodiversität und Biodiversität in
Binnnengewässern entwickelt, deren Umsetzungs-
stand nun erörtert werden soll. Vorgesehen ist für
künftige Konferenzen nun die Entwicklung von Ar-
beitsprogrammen für Trockengebiete, Grasland und
Savannen sowie die Mittelmeerregion.
Als Querschnittsthemen wird es unter anderem
um den Ökosystemansatz, um nichtheimische Arten
(„alien species“;Kap.E 3.6 und I 3.2.7),die Entwick-
lung von Indikatoren und die Förderung der Taxono-
mie gehen. Laufende Beratungen über Maßnahmen
zur Implementierung der CBD – Tourismus,Anreiz-
mechanismen, Informationsaustausch, Bildung und
Ausbildung sowie Verträglichkeitsprüfungen – wer-
den fortgesetzt.
Die 5. COP wird weiterhin auf den Ergebnissen
der Arbeitsgruppe für die Umsetzung des Artikel
8(j) zur Rolle indigener und lokaler Gemeinschaften
(voraussichtlich in Spanien, Januar 2000) und von
dem Expertentreffen über den Zugang zu geneti-
schen Ressourcen und Vorteilsausgleich (Costa Rica,
Oktober 1999) aufbauen.
I 3.2.1
Innovative Strukturen in der Diskussion
Ein grundlegendes, übergreifendes Thema in der
Vorbereitung der 5.COP ist die Überprüfung der Ar-
beitsweise der CBD. Die bestehenden Gremien er-
möglichen zwar eine kontinuierliche Zusammenar-
beit der Vertragsstaaten, sehen jedoch bisher nicht
die Einbeziehung unabhängiger wissenschaftlicher
Expertise vor und können die entscheidende Er-
folgskontrolle nur unzureichend gewährleisten.
Ein informelles Expertentreffen (London, Januar
1998) hatte über Möglichkeiten der Verbesserung
von Struktur und Arbeitsweise der CBDberaten und
Empfehlungen an die 4. COP im Mai 1998 in Bratis-
lava geleitet.
Dabei ging es insbesondere um die Verbesserung
der wissenschaftlichen Beratung und der Implemen-
tierungskontrolle, die Einbeziehung nichtstaatlicher
Akteure und die Zusammenarbeit mit anderen Kon-
ventionen und Programmen.
Die Einberufung eines gesonderten Arbeitstref-
fens im Juni 1999 (ISOC) zeigt, welche Bedeutung
die Vertragsstaatengemeinschaft diesem Thema zu-
spricht. Die von vielen Vertragsstaaten der Gruppe
der 77 und China geforderte Einrichtung eines neu-
en Implementierungsgremiums (Subsidiary Body on
Implementation – SBI) erschwerte allerdings eine
Einigung. Der Beirat empfiehlt der Bundesregie-
rung, die Fortentwicklung des institutionellen Sy-
stems der CBD zu unterstützen und dabei insbeson-
dere die in den beiden folgenden Kapiteln I 3.2.1.1
und I 3.2.1.2 erläuterten Empfehlungen und Argu-
mente aufzugreifen.
I 3.2.1.1
Einrichtung eines IPBD für die wissenschaftliche
Beratung
Die Erfahrungen aus unterschiedlichen Verhand-
lungsprozessen der internationalen Umwelt- und
Nachhaltigkeitspolitik verdeutlichen den Bedarf an
fundierter und unabhängiger wissenschaftlicher Be-
ratung. Für die Klimaschutzpolitik erfüllt der IPCC
(Intergovernmental Panel on Climate Change) diese
Aufgabe (WBGU, 1996b, 1998a). Eine vergleichbare
Einrichtung gibt es für die Beratung und Begleitung
der internationalen Biodiversitätspolitik nicht. Die
Vagheit der wissenschaftlichen Grundlagen,Begriffe
und Konzepte, mit denen in den Verhandlungen ge-
arbeitet wird, wird zunehmend zum Hindernis bei
der Ausarbeitung und Umsetzung von Entscheidun-
gen der Vertragsstaaten. Ein Beispiel hierfür ist die
Diskussion über die Definition und Ausgestaltung
des Ökosystemansatzes (Kap. I 3.2.3), der zu den
grundlegenden Konzepten der CBD gehört.Das wis-
senschaftliche Defizit liegt auf zwei Ebenen:
Zum einen sind die vorliegenden Erkenntnise
über den Zustand und den Verlust der biologischen
Vielfalt und die Folgen dieses Trends noch unzurei-
chend und lückenhaft. Diese Lücken müssen syste-
matisch identifiziert und aufgearbeitet werden.
Gleichzeitig ist die fundierte wissenschaftliche Be-
gleitung bereits politisch bearbeiteter Themen wich-
tig.
Zum anderen fehlt für die Umsetzung wissen-
schaftlicher Forschungsergebnisse in politikrelevan-
te Handlungsoptionen die Integration von naturwis-
senschaftlicher, sozioökonomischer und juristischer
Expertise.
Ein erster Versuch, den Mängeln gerecht zu wer-
den, wurde mit der Erarbeitung des „Global Biodi-
versity Assessment“ (GBA) unternommen (WBGU,
1996a). Dieser GEF-finanzierte Bericht wurde 1995
von UNEP veröffentlicht und der 2. COP in Jakarta
vorgelegt (Heywood und Watson,1995).Wie der Ori-
ginaltitel andeutet, handelte es sich dabei zunächst
um eine Bestandsaufnahme, die eine sehr gute wis-
senschaftliche Grundlage für die internationale Bio-
diversitätspolitik darstellt.Der Prozeß zur Erstellung
des Berichts war mit der breiten,internationalen Be-
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Peer-Review-Verfahren der Arbeit des IPCC recht
ähnlich. Eine Fortführung und Ergänzung des GBA
in Form eines kontinuierlichen Evaluierungs- und
Beratungsverfahrens war nicht vorgesehen, es blieb
bei dieser einmaligen Anstrengung – und bei vielen
offenen Fragen der praktischen Politik vor dem Hin-
tergrund des konstatierten dramatischen und irre-
versiblen Verlusts der biologischen Vielfalt.
Die wissenschaftlich-technische Beratung in der
Biodiversitätspolitik ist bislang Aufgabe zweier stän-
diger Gremien: SBSTTA und der wissenschaftliche
Ausschuß der GEF (Scientific and Technical Adviso-
ry Panel – STAP). Diese Gremien erfüllen jedoch
fest umrissene Aufgaben im politischen Prozeß.
STAP ist in erster Linie für die Prüfung der GEF-
Projektanträge und die Evaluierungen zuständig und
leistet darüber hinaus keine Politikberatung. Die
Funktion des SBSTTA im CBD-System ist es, auf
spezifische Anfrage der COP wissenschaftliche Ex-
pertisen anzuregen und auszuwerten.Die Ergebnisse
dieser Expertisen müssen daraufhin in Beschlußvor-
lagen für die Vertragsstaatenkonferenz gebündelt
werden.SBSTTA ist als nachgeordnetes,weisungsge-
bundenes Gremium der COP eng in das Arbeitspro-
gramm der CBD eingebunden, muß sich nach den
Arbeitsaufträgen der COP richten und kann seine
Themen nicht frei auswählen.Im Kräftefeld der poli-
tischen Interessen ist die notwendige unabhängige
wissenschaftliche Arbeit nicht zu realisieren. Häufig
sind bei den SBSTTA-Sitzungen anstelle unabhängi-
ger Wissenschaftler Regierungsvertreter anwesend
und führen die Beratungen auf dem politischen Ni-
veau der Vertragsstaatenkonferenz: SBSTTA wird
zunehmend zu einer „Mini-COP“. Es bleibt abzu-
warten, ob die nun vorgesehene Einrichtung techni-
scher Expertenausschüsse des SBSTTA (Ad Hoc
Technical Expert Panels) die Politisierung der
SBSTTA-Beratungen zum Teil ausgleichen könnte,
in dem sie einen fokussierten, wissenschaftlichen
Diskurs zu ausgewählten Themen der CBD ermögli-
chen.
Neben SBSTTA und STAP fehlt also ein unab-
hängiges Expertengremium bzw. -netzwerk für die
wissenschaftliche Politikberatung zur Biodiversität,
das – neben prioritären selbstgewählten Themen –
aktuelle Fragen und Probleme aus dem politischen
Prozeß aufgreift, gezielte Empfehlungen erarbeitet
und der Vertragsstaatengemeinschaft sowie allen in-
teressierten Akteuren vorlegt. Dabei darf es nicht
nur um die biologisch-ökologische Sicht gehen. Die
Integration sozioökonomischer und juristischer Ex-
pertise in die Analysen und Handlungsempfehlun-
gen ist unabdingbar.Das Wissenschaftsgremium soll-
te die mit der GBA gelungene Erarbeitung des ak-
tuellen wissenschaftlichen Sachstandes regelmäßig
überprüfen und fortentwickeln, aber mehr Gewicht
auf die praktischen Fragen der Anwendung und Um-
setzung legen.
Zunächst sollte geprüft werden, inwieweit eine
engere Zusammenarbeit vorhandener Wissen-
schaftsgremien und regionaler Netzwerke den Defi-
ziten der wissenschaftlichen Beratung entgegenwir-
ken könnte.Es ist nach Ansicht des Beirats allerdings
davon auszugehen,daß die Einrichtung eines wissen-
schaftlichen Expertengremiums für biologische Viel-
falt, z. B. in Form eines „Zwischenstaatlichen Aus-
schusses für biologische Vielfalt“ (Intergovernmen-
tal Panel on Biological Diversity – IPBD) notwendig
ist. In diesem Ausschuß ließen sich international an-
erkannte Wissenschaftler zusammenführen,die kon-
tinuierlich und unabhängig arbeiten und wissen-
schaftliche Politikberatung leisten könnten.
Die Einrichtung eines IPBD wird nur mit der ent-
sprechenden administrativen und finanziellen Un-
terstützung der Staatengemeinschaft und ihrer Insti-
tutionen (insbesondere UNEP und CBD) zu realisie-
ren sein, die jedoch durch die Vorteile geringerer
Transaktionskosten und durch die Produktivität ei-
nes koordiniert und zielgerichtet arbeitenden IPBD
ausgeglichen werden und daher gerechtfertigt sind.
Ein hilfreiches Beispiel für ein vergleichbares
Gremium bietet der IPCC, der bereits 1988 – vor
Vereinbarung der Klimarahmenkonvention – direkt
von der UN-Generalversammlung eingerichtet wur-
de,unter UNEP und WMO arbeitet und nicht an die
Beschlüsse der Vertragsstaatenkonferenz gebunden
ist.Gleichwohl haben die Regierungen durch die No-
minierung der Mitglieder des IPCC und über Mitar-
beit in UNEP und WMO die Möglichkeit, sich am
IPCC-Prozeß zu beteiligen..
Der IPBD würde – ähnlich wie die GBA und der
IPCC – auf einer breiten,internationalen Beteiligung
von Wissenschaftlern und einem differenzierten
mehrstufigen Peer-Review-Verfahren aufbauen. Es
müßte eine Kooperation mit dem CBD-Prozeß ange-
strebt werden, aber keine Subordination unter die
COP.Das Verhältnis von IPBD und SBSTTA könnte
analog zur erfolgreichen Zusammenarbeit zwischen
dem Wissenschaftsgremium SBSTA der Klimarah-
menkonventionund dem IPCC gestaltet werden.Die
Beiträge des IPBD könnten dem Biodiversitätsdis-
kurs mehr Objektivität verleihen. Auch die Wissen-
schaft würde von der Einrichtung eines IPBD durch
verbesserte Koordination und Vernetzung profitie-
ren, und die Experten würden vermehrt für die poli-
tische Dimension und die Rahmenbedingungen der
Debatte sensibilisiert.
Der Beirat empfiehlt,bei der eventuellen Einrich-
tung eines IPBD auf die Erfahrungen des Global
Biodiversity Assessment und des IPCC aufzubauen,
um Konstruktionsschwächen von vornherein zu ver-
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I 3.2.1.2
Erfolgskontrolle, Implementierung und
Berichtswesen
Neben einer Verbesserung des wissenschaftlichen
Beratungssystems sollte auch die Überprüfung der
Umsetzung der CBD verbessert werden.Von vielen
Vertragsstaaten – insbesondere von Vertretern der
G 77 – wurde in den Verhandlungen der 4. COP die
Einrichtung eines Implementierungsgremiums (Sub-
sidiary Body on Implementation – SBI) gefordert.
Dies wurde jedoch aufgrund des zu erwartenden fi-
nanziellen und administrativen Mehraufwands von
den Industrieländern abgelehnt. Darüber hinaus
wurde seitens der Industrieländer in der Diskussion
der Nutzen eines eigenen Implementierungsgremi-
ums in Frage gestellt, das zusätzlich zu der COP und
dem SBSTTA in regelmäßigen Beratungsrunden zu-
sammentreten würde. Unstrittig ist, daß die Umset-
zung der inzwischen verabschiedeten Arbeitspro-
gramme und Maßnahmen künftig stärkere Aufmerk-
samkeit der Vertragsstaatengemeinschaft erfordern
wird Dies soll zunächst durch klarer strukturierte Ta-
gesordnungen für die Konferenzen geleistet werden.
Breite Unterstützung fand der Vorschlag eines „stra-
tegischen Plans“, der neben einem langfristigen Ar-
beitsprogramm auch eine gewisse Standardisierung
der kleineren Beratungsgremien im CBD-System,
ein laufend aktualisiertes Register von Wissenschaft-
lern und die kontinuierliche Abstimmung mit ande-
ren relevanten Konventionen und Einrichtungen
vorsieht. Das Sekretariat wird diesen Vorschlag wei-
ter konkretisieren und den Vertragsstaaten zur
5.COP unterbreiten.Weiterhin wurden verschiedene
Optionen für eine effektivere Erfolgskontrolle der
Umsetzung vorgestellt, z. B. die Einrichtung einer
ständigen Arbeitsgruppe der COP, die sich aus-
schließlich mit Implementierungsfragen befassen
würde.
Einen wichtigen, wenn auch nicht ausreichenden
Beitrag zur strategischen Umsetzung der CBD kön-
nen die regelmäßigen Berichte der Vertragsstaaten
leisten. Art. 6 CBD fordert die Vertragsstaaten auf,
nationale Strategien für den Schutz und die nachhal-
tige Nutzung der biologischen Vielfalt zu entwickeln.
Bestehende Pläne und Programme mit Auswirkung
auf die biologische Vielfalt müssen den Anforderun-
gen der Konvention angepaßt werden. Die 2. COP
vereinbarte 1995 Rahmenrichtlinien für die Erstel-
lung der Nationalberichte, die erstmals zur 4. COP
1998 vorgelegt wurden. Während die ersten Natio-
nalberichte im wesentlichen eine Bestandsaufnahme
über den Zustand der biologischen Vielfalt und die
allgemeine Umsetzung der Konvention in den Ver-
tragsstaaten darstellen,sollten die folgenden Berich-
te zu einer strategischen, schrittweisen Umsetzung
der einzelnen Themenfelder beitragen. Das Sekreta-
riat der Konvention wird einen Synthesebericht er-
stellen, der kontinuierlich fortgeführt und entspre-
chend der Umsetzungsergebnisse ergänzt werden
soll. Die 5. COP hat darüber zu entscheiden, wie das
Berichtswesen der Vertragsstaaten künftig gestaltet
wird.Ein besonderes Anliegen ist es dabei,durch die
Berichte eine gewisse internationale Vergleichbar-
keit über den Stand der Umsetzung zu ermöglichen
und Schwachstellen frühzeitig zu erkennen. Dies
wird allerdings nur über die langfristige Einführung
einer Art von „Accounting“-System möglich sein,
das eine Überprüfung des Zustands der biologischen
Vielfalt auf der Grundlage eines vereinbarten Satzes
von Indikatoren zuläßt.
Nicht zu unterschätzen ist auch die integrative
Wirkung der Berichtspflicht auf den innerstaatlichen
Abstimmungsprozeß. In vielen Ländern wurden zur
Vorbereitung der Nationalberichte interdisziplinäre
Komitees einberufen, die neben den Entscheidungs-
trägern auch die sachverständigen gesellschaftlichen
Gruppen und den Privatsektor in die Debatte mit
einbeziehen.
Der Beirat empfiehlt, die Ausarbeitung eines
„strategischen Plans“ für die weitere Umsetzung der
CBD zu unterstützen und die Möglichkeiten für eine
bessere Abstimmung innerhalb der Vertragsstaaten-
gemeinschaft und mit Blick auf andere Konventio-
nen und Prozesse der globalen Umwelt- und Nach-
haltigkeitspolitik zu prüfen und entsprechende Initi-
ativen in den Verhandlungen zu fördern.
Auch national sollten die Bedingungen der Biodi-
versitätspolitik verbessert werden. Der Beirat hält
die Erarbeitung einer nationalen Strategie für
Deutschland (WBGU,1996a),die auf dem deutschen
Nationalbericht von 1998 aufbaut und darüber hin-
aus auf die Entwicklung sektoraler Biodiversitäts-
strategien abzielt, nach wie vor für sinnvoll. Dabei
geht es vor allem um die Einbeziehung der Biodiver-
sitätsaspekte in die Politikfelder Landwirtschaft,
Forstwirtschaft, Fischerei, Forschung sowie um die
Weiterentwicklung der Biodiversitätspolitik auf den
Gebieten Biotechnologie, Wirtschafts- und Finanz-
politik sowie Entwicklungszusammenarbeit. Zu be-
rücksichtigen sind auch die verschiedenen ineinan-
dergreifenden Konventionsprozesse, die eine ständi-
ge Abstimmung erfordern. Die enge Zusammenar-
beit der jeweils federführenden Ressorts auf
Bundesebene ist dabei eine wichtige Voraussetzung.
Das BMZ hat sich dieser Herausforderung bereits
gestellt und 1997 ein Sektorkonzept „Erhaltung der
biologischen Vielfalt durch Naturschutz“ entwickelt.
Weitere sektorale Strategien sollten z.B.im Rahmen
der Landwirtschafts- und Forstpolitik, der For-
schungs- und Bildungspolitik sowie der Wirtschafts-
und Finanzpolitik erstellt werden.366 I Globale Biosphärenpolitik
Der Querschnittscharakter der Konvention und
die vielfältigen Aufgaben, die ihre Umsetzung mit
sich bringt, verlangen eine enge und kontinuierliche
Abstimmung zwischen den Ressorts sowie zwischen
Bund und Ländern und Kommunen. Der Beirat
empfiehlt daher der Bundesregierung die Einrich-
tung einer interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA)
„Biodiversitätspolitik“, in der alle an der Entwick-
lung einer nachhaltigen Biodiversitätspolitik betei-
ligten Ressorts vertreten sind.
I 3.2.2
Informationsaustausch und Kapazitätsaufbau
Für den Informationsaustausch zwischen den Ver-
tragsstaaten wurde ein Clearing-House-Mechanis-
mus eingerichtet,der in erster Linie dazu dienen soll,
die Arbeit der Vertragsstaaten und die Ergebnisse ih-
rer Umsetzungsmaßnahmen allgemein zugänglich zu
machen.Dies geschieht vor allem über eine internet-
gestützte Informationsvermittlung und regelmäßige
regionale Tagungen.Vordringliche Aufgabe ist es da-
bei, Dezentralität zu bewahren und den technischen
Aufwand für die Vertragsstaaten so gering wie mög-
lich zu halten.Weitere Aufgaben des Clearing-Hou-
se-Mechanismus sind die Vernetzung der jeweiligen
wissenschaftlichen Einrichtungen für die Bearbei-
tung der unterschiedlichen Themenfelder der CBD
und die Koordinierung mit anderen biodiversitätsre-
levanten Konventionen. Die Kontinuität der deut-
schen Unterstützung ist für die Fortentwicklung des
Clearing-House-Mechanismus von großer Bedeu-
tung und sollte auch künftig gewährleistet werden.
Zu prüfen wäre die Verknüpfung der internationalen
Konventionen und Programme – für die Biodiversi-
tät und andere Handlungsfelder – durch ein gemein-
sames Clearing House, das z. B. bei UNEP angesie-
delt sein könnte.
Die Förderung nationaler Kapazitäten durch ei-
nen angemessenen Technologietransfer wird in fast
allen Entscheidungen der COP zur Umsetzung der
CBD angemahnt. Die biodiversitätsreichen und
strukturschwachen Länder sind ohne Unterstützung
der technologie- und finanzzstarken Länder nicht in
der Lage, die Nutzung der bedrohten biologischen
Vielfalt nachhaltig zu gestalten. Neben einer stärke-
ren Berücksichtigung der Biodiversität in den Pro-
grammen der wirtschaftlichen und technischen Zu-
sammenarbeit allgemein kommt es im Rahmen der
CBD darauf an, geeignete Strukturen für den Trans-
fer und die Verbreitung von Wissen und Technologie
aufzubauen. Forschungskooperationen mit speziel-
len Ausbildungsprogrammen, z. B auf dem Gebiet
der Taxonomie oder der nachhaltigen Nutzung ge-
fährdeter Ökosysteme, sind hier besonders wichtig,
um zunächst das grundlegende Verständnis der je-
weiligen Bevölkerungsgruppen für die Bedeutung
der biologischen Vielfalt und damit ein Interesse an
ihrer langfristigen Erhaltung zu erzielen.Der Aufbau
von eigenen Forschungseinrichtungen in den biodi-
versitätsreichen Ländern sollte unterstützt und die
Investitionsbereitschaft der Unternehmen entspre-
chend mobilisiert werden.
Der Beirat empfiehlt der Bundesregierung, sich
bei der Erarbeitung einer nationalen Strategie inten-
siv mit den Möglichkeiten des erweiterten Technolo-
gietransfers für die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung biologischer Vielfalt zu befassen.Dies ist nur in
enger Abstimmung mit dem BMZ möglich.
I 3.2.3
Arbeitsprogramme entlang der Zieltriade
Bei der schrittweisen Entwicklung themenspezifi-
scher Arbeitsprogramme im Rahmen der CBD für
die unterschiedlichen Ökosysteme (bislang Meere
und Küsten, Wälder, Agrobiodiversität sowie Bin-
nengewässer) steht die integrierte Betrachtung von
Schutz und nachhaltiger Nutzung biologischer Viel-
falt im Vordergrund. Dadurch wird die bislang übli-
che räumliche Beschränkung auf natürliche oder na-
turnahe Ökosysteme oder Schutzgebiete aufgeho-
ben. Diese Neuorientierung führt dazu, daß Biodi-
versitätsfragen einen größeren Flächenbezug
gewinnen und in der gesamten Landnutzungspla-
nung stärker berücksichtigt werden müssen.Auf der
3.COP wurde beschlossen,Savannen,Trockengebie-
te und Grasland sowie Bergökosysteme auf die Ta-
gesordnungen der kommenden Vertragsstaatenkon-
ferenzen zu setzen.
I 3.2.4
Ökosystemansatz
Der Ökosystemansatz (ecosystem approach) ist ein
grundlegendes Konzept für die Umsetzung der CBD,
auf das z. B. in vielen Arbeitsprogrammen und Ent-
scheidungen der COP Bezug genommen wird.Auch
für das bioregionale Management bildet dieses inte-
grative Konzept eine wichtige Grundlage (Kap.
E 3.9).Es wird jedoch in der CBD derzeit verwendet,
ohne daß es eine klare Definition oder eine einhelli-
ge Auffassung über die Inhalte gibt. Da der Ökosy-
stemansatz ohne vorherige Absicherung durch eine
unabhängige wissenschaftliche Debatte oder Aufbe-
reitung durch den SBSTTA Eingang in die CBD fand
und vielfach Irritationen unter den Akteuren hervor-
gerufen hat, erscheint eine bessere wissenschaftliche
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Mit entsprechenden Expertenworkshops im Rah-
men der CBD (zuletzt in Trondheim, September
1999) hat dieser Prozeß bereits begonnen.Der Beirat
empfiehlt, die inhaltliche Ausgestaltung dieses Kon-
zepts weiter mit Vorrang zu betreiben.
I 3.2.5
Indikatoren und Monitoring
Im Rahmen der Konvention ist die Erarbeitung eines
kohärenten Indikatorensystems für die Überwa-
chung des globalen Zustands der biologischen Viel-
falt noch nicht weit fortgeschritten. Es bestehen im-
mer noch große Unsicherheiten bei Methodik und
wissenschaftlichen Grundlagen, die durch gezielte
Forschung angegangen werden sollten (Kap. J 2.1).
Sinnvoll wäre zudem eine Zusammenführung der
bestehenden Vorhaben zur Indikatorenentwicklung
für Biodiversität auf internationaler Ebene (CSD,
IUCN, IFF, CCD, OECD usw.). Wünschenswert ist
die iterative Entwicklung und verbindliche Einfüh-
rung eines international kompatiblen Kernsets an
Biodiversitätsindikatoren, die auf den unterschiedli-
chen Integrationsstufen Belastungen, Zustände/-
Trends und Reaktionen auf Eingriffe erfassen kön-
nen.Wichtig ist dabei die enge Verknüpfung mit der
Entwicklung von Nachhaltigkeitsindikatoren,wie sie
derzeit z.B.im Rahmen von OECD und CSD voran-
getrieben wird.Um diesen Prozeß zu beschleunigen,
sollte die Einrichtung eines internationalen Exper-
tendialogs geprüft werden, dessen Arbeit von einem
künftigen IPBD fortgesetzt werden könnte.
I 3.2.6
Taxonomie
Immer wieder wird von Seiten der Wissenschaft die
mangelnde Kapazitätenförderung auf dem Gebiet
der Taxonomie angemahnt. Oft wird die Taxonomie
sogar als „aussterbende Wissenschaft“ bezeichnet.
Dies gilt insbesondere für Entwicklungsländer, aber
auch in Industrieländern sind vielfach die personel-
len und finanziellen Kapazitäten zur Erfassung bio-
logischer Vielfalt stark vernachlässigt worden.Ange-
sichts dieser Situation empfiehlt der Beirat die ver-
stärkte Forschungsförderung der Taxonomie (Kap.
J 3.1.1).
Die globale Taxonomieinitiative (Global Taxono-
my Initiative,GTI) versucht,durch den Aufbau eines
internationalen Förderprogramms der Krise der Ta-
xonomie entgegenzuwirken (Eberhard, 1999). In
jüngster Zeit wird diskutiert, ob die GTI als Rah-
menprojekt institutionalisiert werden sollte.Auf der
4. SBSTTA-Sitzung der CBD unterstützte die über-
wiegende Mehrheit der Delegierten die Beförderung
der GTI innerhalb des CBD-Prozesses. Umstritten
war allerdings, ob sie an UNEP angebunden werden
sollte. Mit einer Aufwertung der Taxonomie wäre
auch eine Veränderung der GEF-Politik verbunden,
indem diese klare und spezifische Richtlinien im
Rahmen neuer oder bestehender GEF-Projekte ent-
wickeln müßte. Ebenso muß die GTI mit bestehen-
den Informationsnetzwerken, insbesondere dem
Clearing-House-Mechanismus,verknüpft werden.
I 3.2.7
Nichtheimische Arten
Das Phänomen der Verbreitung nichtheimischer Ar-
ten wurde vom Beirat bereits mehrfach behandelt
(WBGU, 1999a; Kap. E 3.6). Dabei wurde insbeson-
dere auf die Notwendigkeit einer ökologischen Risi-
koanalyse bei der geplanten Einführung nichtheim-
ischer Arten hingewiesen und empfohlen, auch für
die Freisetzung von Organismen,die nicht zur biolo-
gischen Kontrolle, sondern für die Nahrungsproduk-
tion eingeführt werden, internationale Regelungen
einzuführen.
Für die Land- und Forstwirtschaft gibt es bereits
klare Vorgaben. Zwar ist eine umfassende Risiko-
analyse für alle potentiellen „Neuankömmlinge“
nicht möglich,doch wird beispielsweise heute für die
meisten Innovationen der klassischen Schädlingsbe-
kämpfung, bei denen die Neueinführung nichthei-
mischer Arten eine Rolle spielt, eine Risikoanalyse
verlangt und durchgeführt (WBGU, 1999a). Zusätz-
lich hat die FAO einen Verhaltenskodex für den Im-
port und die Freisetzung exotischer Organismen ent-
wickelt, der als Leitfaden für Regierungen, Expor-
teure und Importeure dient und zur Risikominimie-
rung beitragen soll (WBGU, 1999a). Aus der Sicht
des Beirats erscheint es notwendig, die bestehenden
Regelungen über die Einbringung nichtheimischer
Arten zu harmonisieren und diese um die oben ange-
sprochenen Anwendungsfelder zu erweitern (Kap.
E 3.6).Dabei sind die Defizite in der präventiven Ri-
sikoanalyse durch Modelle und Szenarien zu vermin-
dern. Im Mittelpunkt sollte aus der Sicht des Beirats
das Vorsorgeprinzip bzw. die Vermeidung der Ein-
führung fremder Arten stehen. Im einzelnen emp-
fiehlt der Beirat:
• Harmonisierung relevanter Begriffe und Bestim-
mungen: Damit die mit der Einbringung nicht-
heimischer Arten im Zusammenhang stehenden
Begriffe in nationalen Gesetzeswerken einheitlich
verwendet werden können, ist eine klare Defini-
tion und Festlegung der Begriffsinhalte notwen-
dig. Zudem sollten die Bestimmungen im Zusam-
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türlicher Arten und gentechnisch veränderter Ar-
ten harmonisiert werden, da zahlreiche Probleme
in beiden Fällen ähnlich gelagert sind.
• Institutionelle Zuständigkeiten und Überprüfbar-
keit bestehender Regelungen für gewollte Einfüh-
rungen: Bereits jetzt unterliegt in vielen Staaten
die beabsichtigte Einführung gebietsfremder Or-
ganismen einer Genehmigungspflicht; Defizite
herrschen in vielen Staaten hinsichtlich der Über-
prüfbarkeit bestehender Regelungen und mögli-
cher Sanktionen gegenüber Verstößen. Bei der
Einführung einer nichtheimischen Art sollte im-
mer das Vorsorgeprinzip zugrunde gelegt werden.
Daher müssen vor einer gewollten Einführung
Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt
werden. Diese müssen auch für Aussetzungen in
der Land- und Forstwirtschaft gelten. Grundsätz-
lich sollten die Verursacher, die für die Einfuhr
nichtheimischer Arten verantwortlich sind,für die
möglicherweise auftretenden Folgeschäden haft-
bar gemacht werden. Die Zuständigkeiten inter-
nationaler Institutionen und nationaler Behörden
für Prävention und für Management im Notfall
müssen geklärt werden.
• Prävention unbeabsichtigter Einschleppungen:
Unbeabsichtigten Einschleppungen sollte vorge-
beugt werden durch Grenz- und Saatgutkontrol-
len, logistische Maßnahmen wie verkürzte Stand-
zeiten im Containerverkehr,vor allem aber durch
Bewußtseinsbildung in der Bevölkerung und
wichtigen Zielgruppen (Touristen, Jäger, Fischer,
Aquarianer, Förster, Landwirte, Gartenbesitzer
usw.).Bereits heute können verschiedene Ansätze
der Analyse von Einführungen in verschiedenen
Gebieten auf Gemeinsamkeiten und Unterschie-
de für die Frühwarnung und Präventionsmaßnah-
men eingesetzt werden. Diese Ansätze sollten in
Richtung eines Frühwarnsystems weiterenwickelt
werden.
I 3.2.8
„Terminator Technology“
Bei den sog. „Terminator Technologies“ handelt es
sich um neue Entwicklungen der Pflanzenzüchtung
mit biotechnologischen Verfahren,bei denen z.B.die
Keimfähigkeit pflanzengenetischer Ressourcen ein-
schränkt oder ausschaltet wird. Das verkaufte Saat-
gut dieser neuen Sorten selbst ist nicht betroffen,die
geerntete Pflanze ist jedoch nicht fortpflanzungsfä-
hig. Die Verwendung des Ernteguts für die erneute
Aussaat wird dadurch unmöglich gemacht,so daß das
Saatgut immer neu nachgekauft werden muß.Das er-
ste patentierte „Technology Protection System“ der
Firma Delta & Pine Lands ist eine Anwendung die-
ser Technologie. Weitere Anwendungen sehen die
Einschränkung natürlicher Resistenzen von Pflan-
zen vor (z. B. das Patent der Firma Novartis auf „sy-
stematic acquired resistence genes“). Die Befürch-
tungen, daß der Anbau dieser neuen Sorten über
eine Durchmischung mit traditionellen Sorten und
Wildpflanzen zu einer Beeinträchtigung der biologi-
schen Vielfalt führen könnte, sind bislang nicht hin-
reichend durch wissenschaftliche Studien begründet.
Dennoch wurde diese Technologie während der
4. COP als schwer einschätzbares Risiko für Natur
und Gesellschaft zu einem Streitpunkt. Die Abhän-
gigkeit der Anwender der Terminator Technologies
und die zunehmende Kontrolle der Pflanzenproduk-
tion durch einflußreiche Saatgutkonzerne wirft zu-
mindest sozioökonomische Probleme auf. Aus Sicht
des Beirats ist Forschung über die ökologischen wie
sozioökonomischen Auswirkungen der Terminator
Technologies zu empfehlen,um eine wissenschaftlich
fundierte Behandlung des Themas zu ermöglichen.
I 3.2.9
Zugang zu genetischen Ressourcen
Die Entnahme von Bestandteilen der biologischen
Vielfalt und deren Verwendung soll gemäß der Bio-
diversitätskonvention durch faire und ausgewogene
Verteilung der daraus erwachsenden Vorteile kom-
pensiert werden (Kap.D 3.3;WBGU,1996a).Auf der
Grundlage souveräner Verfügungsrechtehaben Her-
kunftsländer die Regelungsbefugnis bezüglich des
Zugangs zu ihren genetischen Ressourcen. Über die
Gestaltung der Vereinbarungen zwischen Nutzern
und Anbietern genetischer Ressourcen enthält die
Konvention allgemeine Vorgaben wie die vorherige
Zustimmung des Herkunftslandes (Prior Informed
Consent,PIC) und die Berücksichtigung der Vorstel-
lungen beider Seiten (Mutually Agreed Terms,
MAT). Es wurden also mit der neuen Ordnung für
die Nutzung genetischer Ressourcen nicht einseitig
erlassene Zugangsbestimmungen angestrebt, son-
dern es sollen eher Rahmenbedingungen aufgebaut
werden, die den Austausch genetischer Ressourcen
befördern (Henne, 1998). Die Frage der Umsetzung
der CBD-Bestimmungen über den Zugang zu gene-
tischen Ressourcen und den Vorteilsausgleich hat als
Thema der Vertragsstaatenkonferenzen eine beson-
ders wichtige Rolle gespielt. Das zunehmende Inter-
esse an der Nutzung biologischer Vielfalt bei gleich-
zeitig voranschreitender Verknappung der
Ressource ist sowohl für die Anbieter- als auch die
Nutzerländer zu einer Herausforderung geworden.
Die Anbieterländer haben ein Interesse daran, den
Zugang zu ihren genetischen Ressourcen durch ent-
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Gewinnen aus der Nutzung beteiligt zu werden. Da-
bei dürfen die Verordnungen und Gesetze nicht so
gestaltet sein, daß sie die Nutzung der biologischen
Vielfalt und somit das Interesse ausländischer Nach-
frager wesentlich einschränken. Für die Nutzerlän-
der wiederum besteht das Problem, die Einhaltung
der jeweiligen Zugangsbestimmungen durch die
Nutzer – insbesondere private Unternehmen – zu ge-
währleisten.
Die Erfahrungen mit den bisher erlassenen natio-
nalen oder regionalen Zugangsregelungen zeigen,
daß es eines international vereinbarten Standards als
Orientierungsrahmen für Anbieter- und Nutzerlän-
der bedarf, um den Zugang zu genetischen Ressour-
cen im Sinn der Konvention zu gestalten. Neben der
Möglichkeit zur Erarbeitung von Protokollen im
Rahmen der CBD können internationale Rahmen-
richtlinien und Verhaltenskodizes vereinbart wer-
den. Diese „Guidelines“ haben zwar einen unver-
bindlicheren Charakter, sind aber nicht an ein kom-
pliziertes Verfahren wie die Verhandlung und Verab-
schiedung von Protokollen gebunden und daher
flexibler und möglicherweise effizienter.Im Oktober
1999 wird ein Expertengremium daran arbeiten,kon-
krete Optionen für internationale Regelungen auf-
zustellen und diese der 5.COP zur Beratung und Be-
schlußfassung vorzulegen.
Der Beirat empfiehlt der Bundesregierung, den
Prozeß der Entwicklung internationaler Standards
für den Zugang zu genetischen Ressourcen und den
Vorteilsausgleich im Rahmen der CBD zügig voran-
zutreiben. Es besteht erheblicher Forschungsbedarf
hinsichtlich geeigneter Strukturen für Kooperations-
vorhaben für die Nutzung genetischer Ressourcen
(Kap.J 1.3).Die Erarbeitung solcher Strukturen soll-
te die Informationen aus der Praxis, auch im Aus-
tausch mit den relevanten Unternehmen, auszuwer-
ten.Erfahrungen,die durch die Zusammenarbeit mit
Herkunftsländern genetischer Ressourcen im Sek-
torvorhaben der GTZ vorhanden sind, sollten hier
stärker genutzt werden. Dabei ist insbesondere die
Rolle der technischen Zusammenarbeit für Maßnah-
men der Kapazitätenförderung, der Aufbau von
Technologie- und Forschungskapazitäten sowie Aus-
bildungsprogrammen zu stärken. Die Zusammenar-
beit mit den Partnerinstitutionen in den Anbieterlän-
dern genetischer Ressourcen sollte nach Ansicht des
Beirats auf eine Transparenz der Entscheidungs- und
Beteiligungsprozesse, auf eine nachhaltige Nutzung
und auf Vorteilsausgleich zielen. Begonnene Initiati-
ven, die relevanten Unternehmen und Institutionen
der Naturstofforschung in die politische Diskussion
einzubeziehen, sollten fortgesetzt und intensiviert
werden.Ein Netzwerk von Modellkooperationen für
die Förderung der nachhaltigen Bioprospektierung
sollte – in Zusammenarbeit mit den zuständigen Res-
sorts – und in Zusammenarbeit mit den kompetenten
durchführenden Institutionen (z. B. GTZ, BfN,
ZADI) enwickelt werden. Vereinzelte Kooperatio-
nen zwischen Nachfragern genetischer Ressourcen
in Deutschland mit den entsprechenden Institutio-
nen in Anbieterländern zeigen, daß die Sensibilität
für die politische Dimension des Themas und die Be-
reitschaft zur Zusammenarbeit bei der Entwicklung
von Standards und deren Umsetzung durchaus vor-
handen ist.
I 3.2.10
Indigene Völker und traditionelles Wissen:
Geistige Eigentumsrechte
Die Rolle indigener und lokaler Gemeinschaften
und die Bedeutung traditionellen Wissens ist ein
Querschnittsthema der CBD. Auf der 4. COP der
CBD (1998) einigte man sich auf die Einrichtung ei-
ner Arbeitsgruppe für die Umsetzung des entspre-
chenden Artikel 8(j), deren erstes Treffen im Januar
2000 stattfinden wird. Indigene und lokale Gemein-
schaften sind aufgrund ihrer traditionellen Lebens-
formen vielfach direkt von biologischer Vielfalt ab-
hängig und daher oft von deren Verlust unmittelbar
betroffen (Kap. E 3.5). In vielen Regionen der Erde
wurde indigene und lokale Bevölkerung durch die
Einrichtung großräumiger Naturschutzgebiete aus
ihren Heimatregionen ausgewiesen. Die CBD for-
dert in Art.8(j) die Vertragsparteien dazu auf,die tra-
ditionellen Kenntnisse,die Innovationen und Prakti-
ken indigener Völker zu achten und zu erhalten.Die
Anwendung dieses traditionellen Wissens soll geför-
dert und der Nutzen aus der Anwendung gerecht ver-
teilt werden. In Art. 8 angedeutet und von den COP
kontrovers diskutiert, gelangen hier auch Diskussio-
nen um Landrechte und um Rechte geistigen Eigen-
tums auf die Tagesordnung (Henne,1998).Allerdings
beschränkt sich der Diskurs auf Verweise an die zu-
ständigen Foren. Die Frage der Anerkennung von
Sui-generis-Systemen für den Schutz des traditionel-
len Wissens und traditioneller Praktiken indigener
und lokaler Gemeinschaften wird mit zunehmender
Intensität beraten. Hier besteht ein enger Bezug zu
anderen Foren, zur World Intellectual Property Or-
ganisation (WIPO) und vor allem zur WTO in Hin-
blick auf die TRIPs Revision.
Der Beirat empfiehlt der Bundesregierung, sich
der Aufgabe der Umsetzung des Art. 8(j) durch eine
entsprechende Ausrichtung der Entwicklungszusam-
menarbeit (Förderung des Sektorvorhabens der
GTZ) sowie durch die konstruktive Auseinanderset-
zung mit den Fragen alternativer Schutzsysteme für
traditionelles Wissen in den Beratungen über inter-
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Ressourcen und Vorteilsausgleich anzunehmen.Dar-
überhinaus sollte festgestellt werden, welche inter-
disziplinären Forschungseinrichtungen sich mit dem
Thema indigener und lokaler Gemeinschaften befas-
sen und die Umsetzungsfragen konstruktiv begleiten
könnten. Zu erwägen ist auch – etwa im Rahmen ei-
nes internationalen Forschungsprojekts – die Auf-
stellung einer Systematik bzw.einer „Weltkarte“,die
die Bedeutung indigener und lokaler Bevölkerungs-
gruppen für die Politik der Erhaltung und nachhalti-
gen Nutzung biologischer Vielfalt veranschaulicht.
I 3.3
Die Rolle der Biodiversitätskonvention im
Institutionennetzwerk
Die CBDsteht im Mittelpunkt des Institutionennetz-
werks zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der
Biosphäre (Abb.I 3.3-1).Der weite Wirkungsbereich
der CBD erfordert eine enge Abstimmung mit beste-
henden Konventionen und Programmen. Dabei
kommt es darauf an,eine kohärente Biosphärenpoli-
tik zu gewährleisten,in der sich die unterschiedlichen
Ansätze der Abkommen ergänzen und Aufgaben fle-
xibel zugewiesen werden. Die G8-Umweltminister
gaben im Kommuniqué ihres Treffens im März 1999
die grundsätzliche Absicht zum Ausdruck, „die Be-
mühungen um einen kohärenten globalen ökologi-
schen Ordnungsrahmen bestehend aus multilatera-
len Vereinbarungen und Institutionen zu verstärken“
(BMU,1999).
Der Beirat teilt diese Auffassung.Für die Abkom-
men mit direktem Bezug zur Biosphäre lassen sich
hierfür geeignete Strukturen aufbauen – angefangen
bei einer Harmonisierung der Berichtspflichten bis
zur Entwicklung von ineinandergreifenden Arbeits-
programmen gibt es viele Möglichkeiten der Koordi-
nierung.Wichtig ist aber darüber hinaus auch die Be-
achtung der größeren Wirkungszusammenhänge,
z. B.der Beziehungen zwischen Biosphäre und Pedo-,
Abbildung I 3.3-1
Empfehlungen des Beirats für eine globale Biosphärenpolitik im Rahmen des CBD-Netzwerks.
Quelle:WBGU
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- Globales Schutzgebietssystem fördern 
- FHH-Richtlinie umsetzen
- CITES: Kontrolle verbessern
- Nichtheimische Arten: Vorsorge stärken
- Weltnaturerbeabkommen und MAB- 
Programm der UNESCO stärken
- Protokoll zur biologischen Sicherheit 
abschließen
- Leitlinien beachten (Kasten I 1.1-1)
- Prozeß zum Wälderschutz fördern
- Erhaltung genetischer Ressourcen 
sicherstellen
- Tourismusrichtlinien voranbringen
- Ressourcenschutz in der Fischerei-
  politik fördern
- Bioprospekting: Rahmenrichtlinien und 
Verhaltenskodizes verabschieden
- Technologietransfer und capacity 
building verstärken
- Interessenausgleich bei Nutzung 
genetischer Ressourcen fördern
- Kooperationsförderliches Umfeld für Verhandlungen im UNCED-Nachfolgeprozeß unterstützen
- Nationale Umsetzung und Strategiefähigkeit verbessern
- Bioregionales Management und Partizipation wichtiger Akteure fördern, Anreizinstrumente entwickeln
- "Naturpatenschaften" einrichten, Attraktivität von Stiftungen steigern, Selbstverpflichtungen fördern
- Biodiversität in Curricula und Programme des Bildungssystems einführen
- Globale Bodenkonvention entwickeln
- Abstimmung mit Vereinbarungen des UNCED-Folgeprozesses (z.B. FCCC, CCD, CSD)
- Entwicklungszusammenarbeit verstärkt als Instrument für Biosphärenpolitik nutzen 
- Bi- und multilaterale Zusammenarbeit ausbauen
Wissens-
grundlage
Wissenschaft 
vernetzen und 
ggfs. IPBD
einrichten
Umsetzung
Bedingungen 
für Umsetzung 
und Erfolgs-
kontrollen 
verbessern
Biodiversitätskonvention
Vorteilsausgleich
Nachhaltige 
Nutzung Erhaltung 
SBSTTA
(Wissenschaftlicher Ausschuß)
CHM
(Informationsaustausch)
COP
(Vertragsstaatenkonferenz)
Übergreifende Maßnahmen371 Die Rolle der Biodiversitätskonvention im Institutionennetzwerk I 3.3
Hydro- bzw.Atmosphäre und der jeweiligen Politik-
strategien.
Es sind bereits Zielkonflikte zwischen verschiede-
nen Konventionen aufgetreten, ein Beispiel ist das
Problem von Kohlenstoffquellen und -senken, das
der Beirat in einem Sondergutachten behandelt hat
(WBGU, 1998b; Kap. I 3.4.3).Angesichts der großen
Anzahl paralleler Verhandlungen werden Detailab-
stimmungen zwischen den Foren immer wichtiger,
die langfristige Kompatibilität der Konventionen
und Programme muß gewährleistet sein. Der Beirat
empfiehlt daher die Einrichtung eines ständigen Ta-
gesordnungspunkts für diese Fragen auf den Agen-
den der relevanten internationalen Organisationen
(CSD, UNEP, UNDP, UNESCO, FAO, WTO usw.)
und Konventionen (CBD,FCCC,CCD,UNCLOS).
Neben den globalen Konventionen und Program-
men zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der
Biodiversität werden im folgenden die Institutionen
des UNCED-Folgeprozesses sowie die Seerechts-
konvention in ihrem jeweiligen Verhältnis zur CBD
betrachtet und mögliche Synergieeffekte sowie Ziel-
konflikte hervorgehoben.
I 3.3.1
Erhaltung
Die Welterbekonvention der UNESCO
Das Ziel der 1972 vereinbarten Welterbekonvention
der UNESCO (World Heritage Convention,157 Mit-
gliedsstaaten) ist der weltweite Schutz von Kultur-
und Naturerbe von herausragendem Wert für die
Menschheit.Derzeit gibt es 582 Stätten bzw.Gebiete
in 114 Staaten, davon sind 445 dem Kulturerbe, 117
dem Naturerbe und 20 beiden Kategorien zugerech-
net (UNESCO, 1999).Vorschläge für die Aufnahme
von Gebieten werden von den Mitgliedstaaten un-
terbreitet und von einem speziellen Welterbekomi-
tee geprüft. Die IUCN ist das beratende Gremium
für die Naturerbegebiete. Die gleichzeitige Ausrich-
tung der Welterbekonvention auf Natur- und Kultu-
rerbe ist von zunehmender Bedeutung für die Biodi-
versitätspolitik. Der Zusammenhang von Natur-
schutz und Kulturschutz ist für die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung von Kulturlandschaften ebenso
wichtig wie für die Bewahrung eines Naturerbes
(Kap.E 3.5;Rössler,1995).
Für den Biosphärenschutz sind einige Auswahlkri-
terien für Naturerbegebiete besonders interessant,
dazu gehören vor allem herausragende und reprä-
sentative Beispiele ökologischer oder biologischer
Prozesse, Naturphänomene bzw. Stätten von großer
natürlicher Schönheit sowie Lebensräume mit her-
ausragender Bedeutung für die In-situ-Erhaltung
biologischer Vielfalt oder für die Erhaltung bedroh-
ter Arten mit „universellem Wert“.Der aktuelle Zu-
stand der Gebiete (Schutz,Management und Integri-
tät) ist ebenfalls ein wichtiges Kriterium. Die regel-
mäßige Berichterstattung über Zustand und Gefähr-
dung der Naturerbestätten gehört zu den Pflichten
der Vertragsstaaten. Bei Vernachlässigung kann der
Status des Welterbes auch entzogen werden. Zudem
wird eine weltweite Liste gefährdeter Gebiete ge-
führt. Ist ein Gebiet akut gefährdet, können gezielt
Maßnahmen eingeleitet werden, z. B. Kampagnen
zur Mobilisierung der Öffentlichkeit. Es gibt eine
Reihe von Beispielen, in denen diese Vorgehenswei-
se wichtige Gebiete erfolgreich vor Zerstörung oder
Degradation bewahrt hat.
Der Welterbefonds der Konvention (World Her-
itage Fund) wird aus Pflichtbeiträgen und zusätzli-
chen freiwilligen Zahlungen gespeist.Die Pflichtbei-
träge der Staaten betragen 1% ihrer Zahlungen an
den allgemeinen Haushalt der UNESCO. Derzeit
liegt der Umfang des Fonds bei etwa 3 Mio. US-$.
Wegen dieser äußerst begrenzten finanziellen Aus-
stattung wird vor allem den stark gefährdeten Stät-
ten Priorität eingeräumt. Eine Aufstockung des
Fonds wäre nötig,um die vielfältigen Aufgaben (Aus-
wahl der Stätten und Gebiete, Training und Ausrü-
stung der Manager,Erstellung der Zustandsberichte,
Umweltbildungsprojekte und Hilfe in Notfällen)
wirksamer erfüllen zu können.
Die Welterbekonvention ist wichtiges Element ei-
ner globalen Erhaltungsstrategie und somit für die
Umsetzung der Biodiversitätskonvention bedeut-
sam. Es sollte daraufhin gewirkt werden, verstärkt
auch GEF-Mittel für Projekte zum Schutz vom Na-
turerbegebieten einzusetzen und Anliegen der Welt-
erbekonvention mit den Umsetzungsmaßnahmen
der Biodiversitätskonvention zu verbinden.
In Deutschland wird die Konvention vor allem als
Instrument für den Schutz des Kulturerbes wahrge-
nommen, was sich auch in der federführenden Zu-
ständigkeit der Kultusministerien widerspiegelt. Es
sollte geprüft werden, ob das Instrument auch ver-
mehrt dafür genutzt werden sollte, das insbesondere
in Deutschland untrennbar verknüpfte Natur- und
Kulturerbe im Zusammenhang zu sehen und zu
schützen. In diesem Sinn könnte die Welterbekon-
vention auch als Baustein für die nationale Strategie
zur Umsetzung der Biodiversitätskonvention An-
wendung finden.
Handel mit gefährdeten Tier- und
Pflanzenarten (CITES)
In Kap. D 3.4 sind Wirkungsweise und Umsetzungs-
schwierigkeiten des Übereinkommens über den in-
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten wildle-
bender Tiere und Pflanzen (CITES) eingehend be-
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bedrohter Arten steht in grundsätzlicher Überein-
stimmung mit den Zielen der CBD. Die in der CBD
verfolgte Verbindung von Schutz und nachhaltiger
Nutzung und z. B. die Berücksichtigung der Belange
indigener und lokaler Gemeinschaften wird auch im
Rahmen von CITES vermehrt behandelt. Diesbe-
züglich könnten Erfahrungen ausgetauscht sowie In-
strumente und Grundsätze unter Beachtung der je-
weiligen spezifischen Anforderungen und Gegeben-
heiten gemeinsam entwickelt werden.
Schutz wandernder Tierarten (CMS)
Ziel der Konvention zum Schutz wandernder Tierar-
ten (Convention on Migratory Species, CMS) ist die
Entwicklung effektiver Naturschutzstrategien der
Staaten, die in den Regionen der Migrationsrouten
wandernder Tierarten liegen. 1979 unterzeichneten
diese sog. Arealstaaten das Abkommen, welches
1983 in Kraft trat und seinen Sekretariatssitz in Bonn
hat.
Das Schutzziel der CMS wird auf zwei Ebenen
verfolgt. In einem ersten Anhang (Art. 3) sind ge-
fährdete Arten aufgeführt. Als gefährdet gilt eine
Art,wenn sie „in ihrem gesamten Verbreitungsgebiet
oder in einem bedeutenden Teil desselben vom Aus-
sterben bedroht ist“ (Art. 1, Nr. 1b). Die 76 in An-
hang I aufgeführten Tiere unterliegen einem Total-
schutz und dürfen grundsätzlich nicht aus der Natur
entnommen werden.Zudem sind die Vertragsstaaten
dazu verpflichtet,ihren Lebensraum zu erhalten und
Hindernisse auf den Migrationsrouten zu beseitigen.
Anhang II führt die Arten auf, die sich in einer
schlechten Erhaltungssituation befinden und für de-
ren Schutz eine internationale Zusammenarbeit
empfohlen wird (Art. 4, Nr. 4). Ein Informationssy-
stem zu wandernden Tierarten befindet sich im Auf-
bau.
Feuchtgebiete von besonderer Bedeutung
(Ramsar-Konvention)
Die Konvention zum Schutz der Feuchtgebiete 
(Convention on Wetlands of International Importan-
ce Especially as Waterfowl Habitat) wurde 1971 in
Ramsar, Iran, unterzeichnet und trat 1975 in Kraft.
Ziel der internationalen Zusammenarbeit war zu-
nächst der Schutz des bedrohten Lebensraums von
Wasser- und Watvögeln. Inzwischen hat sich der An-
spruch der Konvention auf Feuchtgebiete als wert-
volle Ökosysteme generell ausgeweitet. Die Defini-
tion in Art. 1 erfaßt unterschiedliche Ökosysteme,
z. B. Mangrovensümpfe, Gebirgsbäche, Wattenmee-
re, tropische Flußläufe und Korallenriffe. Ausgangs-
punkt des Schutzsystems von Ramsar ist die Aufli-
stung von wertvollen Feuchtgebieten. Jeder Ver-
tragsstaat verpflichtet sich, zumindest ein solches
Feuchtgebiet seines Territoriums zu benennen. Die
Liste umfaßt bisher 965 Feuchtgebiete in 113 Staaten
und bezieht sich auf eine Gesamtfläche von über
670.000 ha.
Das Arbeitsprogramm der CBD für Biodiversität
in Binnengewässern sieht die Ramsar-Konvention
als „durchführende Organisation“ vor. Die Zusam-
menarbeit zwischen der CBD und Ramsar kann als
ein Beispiel für die künftige Vernetzung und Harmo-
nisierung von biodiversitätsrelevanten Konventio-
nenangesehen werden.
Schlußfolgerungen
Aufgrund unbestimmt gehaltener Rechtsbegriffe
und des weiten Schutzkanons in Art. 8 umfaßt die
CBD die Schutzbereiche der vor ihr in Kraft getrete-
nen globalen Schutzabkommen (insbesondere
Art.8 (a),8 (d),8 (k) CBD).Rechte und Pflichten ei-
ner Vertragspartei aus bestehenden völkerrechtli-
chen Übereinkünften bleiben dabei unberührt
(Art.22 CBD).
Die Präambel der CBDerklärt als Ziel eine besse-
re Abstimmung mit bestehenden Konventionen und
Programmen und Ergänzung der jeweiligen Maß-
nahmen.Die in Art.23 IV h und 24 I d CBD vorgese-
hene Zusammenarbeit mit Organisationseinheiten
verschiedener Übereinkommen sollte intensiviert
werden. Spezielle Vereinbarungen legen die Grund-
lagen für die Zusammenarbeit der Sekretariate von
Ramsar, CITES und CMS mit dem Sekretariat der
CBD. Kurzfristiges Ziel dieser Zusammenarbeit
könnte zunächst die Harmonisierung der Berichts-
pflichten sein. Der Beirat empfiehlt deswegen, sich
bei der anstehenden Beratung über die künftigen
Nationalberichte der CBD für eine größtmögliche
Koordinierung mit den Berichten und der Umset-
zung anderer Konventionen einzusetzen.Wichtig ist
auch ein enger Austausch der Konventionssekretari-
ate mit den Gremien der CSD.
Ein Beispiel für die Übertragung von Umset-
zungsprogrammen der CBD auf spezialisierte Kon-
ventionen ist die Entscheidung der CBD, die Ram-
sar-Konvention als Durchführungsorganisation für
das Ökosystemthema „Biodiversität der Binnenge-
wässer“ zu bestimmen.
Die spezialisierten Konventionen nehmen eine
mehr oder weniger vollständige Listenführung der
jeweiligen Schutzgüter (bedrohte Arten, wertvolle
Gebiete) vor.Im Rahmen der CBD stieß die Idee zur
Erstellung von Listen für wertvolle und gefährdete
Bestandteile biologischer Vielfalt auf Ablehnung der
betroffenen Vertragsstaaten (insbesondere der Ent-
wicklungsländer), die von der Festlegung besonders
biodiversitätsreicher Brennpunkte (sog.„hot spots“)
eine Einschränkung und Konzentrierung der Pro-
jektgelder auf die ausgewählten Regionen befürchte-
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weltweiten Brennpunkte biologischer Vielfalt, da
dies nicht nur die Transparenz und Orientierung er-
leichtert,sondern vor allem eine wichtige Grundlage
für Kritikalitätsanalysen ist (Kap.I 1.4).Es sollte da-
her nicht nur auf die Brennpunkte der Artenvielfalt,
sondern ebenso auf z. B. Herkunftsgebiete wichtiger
genetischer Ressourcen (Kap. D 3.4.3) und auf die
biosphärischen Funktionen von Ökosystemen (Kap.
F 5.3.2) geachtet werden.
Besonders wichtig ist die Abstimmung der jeweili-
gen nachgeordneten Gremien der Konventionen für
wissenschaftliche und technische Beratung. Abstim-
mungsbedarf besteht nach Ansicht des Beirats hin-
sichtlich der Projektkoordinierung und -finanzierung
durch die GEF. Die CBD sollte bei der Erarbeitung
von Leitlinien für die GEF auch auf die Realisierung
der Ziele und Bestimmungen anderer relevanter
Konventionen achten. Dies ist insbesondere durch
die Planung gemeinsamer Umsetzungsprojekte mög-
lich.
Weiterhin bestehen Möglichkeiten für gemeinsa-
me Maßnahmen der Informationsvermittlung und
der Kapazitätenförderung. Ansätze sind durch die
Verbindungen zwischen dem Clearing-House-Me-
chanismus und den Informationsnetzwerken der an-
deren Konventionen bereits sichtbar. Die weitere
Ausgestaltung des Clearing-House-Mechanismus
sollte sich zum einen auf diese Zusammenarbeit kon-
zentrieren und stärkeren Austausch schaffen. Zum
anderen muß sich der Clearing-House-Mechanismus
über den Status eines Informationssystems hinaus
fortentwickeln, um die Komplexität und Dynamik
biologischer Vielfalt sektor- und fachübergreifend
erfassen zu können. Dazu zählen z. B. die Auswer-
tung nationaler Berichte als zentrale Informations-
quelle, die Möglichkeit zur Verschneidung geogra-
phisch expliziter Informationen zu einer Trend- und
Kritikalitätsabschätzung, Monitoring und Indikato-
renentwicklung oder die Entwicklung nutzerfreund-
licher Suchmaschinen. Seitens der Bundesregierung
wird der Clearing-House-Mechanismus durch ein
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im Auftrag
des BMU unterstützt.
I 3.3.2
Nachhaltige Nutzung
UNESCO-Programm „Der Mensch und die
Biosphäre“
Das 1970 eingerichtete UNESCO-Programm „Der
Mensch und die Biosphäre“ (MAB) läßt sich nicht
eindeutig in die für dieses Kapitel verwendete Ein-
teilung einordnen:sowohl die Erhaltung biologischer
Vielfalt als auch deren nachhaltige Nutzung gehören
zu den Zielen des Programms (Nauber,1995;zur Or-
ganisationsstruktur von MAB siehe WBGU, 1996a,
b). Das wichtigste Instrument des Programms sind
die Biosphärenreservate, die von den Mitgliedstaa-
ten vorgeschlagen und betreut werden. Es handelt
sich dabei um Modellgebiete, in denen beispielhafte
Konzepte für die Integration von Erhaltung und
nachhaltiger Nutzung der Biosphäre gemeinsam mit
den dort lebenden und wirtschaftenden Menschen
entwickelt und erprobt werden sollen (Erdmann und
Spandau, 1997). Biosphärenreservate sind auf die
Landschaftsebene zugeschnitten, die für den Natur-
schutz besonders wichtig und am meisten vernach-
lässigt ist. Wegen dieser Ausrichtung auf den biore-
gionalen Kontext wurde in Kap. E 3.9 näher auf das
Konzept der Biosphärenreservate eingegangen (Ka-
sten E 3.9-1). Umweltbildung, Forschung (z. B. lang-
fristige Ökosystemforschung, interdisziplinäre For-
schungsprogramme) und Umweltbeobachtung sind
wichtige Komponenten des Konzepts. Zwei Beispie-
le für Biosphärenreservate werden in den Kästen
E 3.9-2 und E 3.9-4 vorgestellt.
Seine besondere Bedeutung erhält das Programm
durch den Zusammenschluß der einzelnen Gebiete
zu einem weltumspannenden Netzwerk (356 Bio-
sphärenreservate,Beteiligung von über 100 Staaten),
in dem die Ergebnisse und Erfahrungen ausge-
tauscht und z.B.auf vergleichbare Regionen übertra-
gen werden können. 1995 wurden die Statuten für
das Netzwerk und eine neue Strategie erarbeitet
(„Sevilla-Strategie“;UNESCO,1996b).Diese Doku-
mente geben einen klaren Rahmen für das Pro-
gramm und für einzelne Biosphärenreservate vor,
z. B. sind periodische Begutachtungen und Berichts-
pflichten vorgesehen. Bislang gibt es allerdings noch
keinen Mechanismus zur Aberkennung des Status
bei Vernachlässigung oder Mißachtung. In der Sevil-
la-Strategie werden den Staaten eine Reihe von Zie-
len und Empfehlungen gegeben, die mit ihrem mo-
dernen, integrativen Ansatz nicht nur eine klare An-
leitung für die Gestaltung und Betreuung von Bio-
sphärenreservaten geben, sondern auch die Brücke
zur Biodiversitätskonvention schlagen. Das MAB-
Programm bietet sehr gute Voraussetzungen, ein
wichtiger Baustein in der Umsetzung der Biodiversi-
tätskonvention auf regionaler Ebene zu werden
(Bridgewater und Cresswell,1998).
Nach Auffassung des Beirats sollten diese Mög-
lichkeiten in Zukunft verstärkt auch für entspre-
chende nationale Strategien genutzt werden. Dazu
gehören vor allem die Anwendung der Sevilla-Stra-
tegie und die Weiterentwicklung des Netzwerks.Der
Trend zu größeren, besser untereinander und mit
dem Umland vernetzten und zunehmend auch län-
derübergreifenden Biosphärenreservaten ist sehr zu
begrüßen und sollte weiter gefördert werden (ein
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Biosphärenreservat „Nordvogesen und Pfälzer-
wald“). Das MAB-Programm könnte als Instrument
für die internationale Zusammenarbeit zum Bio-
sphärenschutz allerdings besser genutzt werden. Da
es keinen eigenen Finanzierungsmechanismus hier-
für gibt, sollten die Staaten ermutigt werden, ver-
mehrt die Möglichkeiten der GEF nutzen. Es sollte
keine Konkurrenz zwischen dem weltweiten Schutz-
gebietsnetzwerk des IUCN (Kap. E 3.3.2) und dem
Netzwerk der Biosphärenreservate geben, denn bei-
de Konzepte ergänzen sich gegenseitig (Phillips,
1998). Die Zusammenarbeit zwischen der Kommis-
sion für Schutzgebiete des IUCN (WCPA) und dem
MAB-Programm sollte daher weiter vertieft werden.
Eine besondere Rolle könnten Biosphärenreser-
vate als Experimentierfeld für integrierte biosphä-
renorientierte Forschung und Monitoring spielen.
Dabei sollte nicht nur auf ökologische Forschung ge-
zielt werden: auch für Pilotprojekte zu ökonomi-
schen und sozialwissenschaftlichen Forschungsfra-
gen (z. B. Methodenentwicklung zur Inventarisie-
rung und Bewertung ökosystemarer Leistungen,
Langzeitstudien zu sozialen Lebensbedingungen von
Menschen und langfristiger Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen) sollten Biosphärenreserva-
te vermehrt genutzt werden (Kap.J 3.2.3).
Globales System für den Schutz und die
nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer
Ressourcen
Die Schlußakte der CBD-Verhandlungen von Nairo-
bi (1992) fordert in der Resolution3,die offenen Fra-
gen der Ex-situ-Bestände, die vor Inkrafttreten der
CBD aufgebaut worden waren, sowie der „Farmers
Rights“ zu klären und den Anforderungen der CBD
gemäß anzupassen.Die FAO begann daraufhin 1993
mit der Revision der „Internationalen Verpflichtung
über pflanzengenetische Ressourcen für die Ernäh-
rung und Landwirtschaft“ (International Underta-
king on Plant Genetic Resources, IUPGR). Das
IUPGR wurde 1983 unter Federführung der FAO als
nicht bindende Absichtserklärung vereinbart und be-
handelt pflanzengenetisches Material als „gemeinsa-
mes Erbe der Menschheit“, welches für alle Nutzer
frei verfügbar sein soll. Ziel der Vereinbarung ist es
sicherzustellen, daß pflanzengenetische Ressourcen
von ökonomischen und sozialem Interesse (insbe-
sondere für die Landwirtschaft) erforscht und be-
wahrt werden sowie für die Pflanzenzucht und wis-
senschaftliche Zwecke verfügbar sind. Die Kommis-
sion für genetische Ressourcen der FAO (Commis-
sion on Genetic Resources for Food and Agriculture,
CGRFA) hat in mehreren Verhandlungsrunden eine
Überarbeitung des IUPGR durchgeführt.
Der Beirat begrüßt die Entscheidung für eine
rechtlich bindende Vereinbarung der IUPGR und
empfiehlt die Unterstützung der Verhandlungen und
deren Abschluß im dafür vorgesehenen Zeitraum bis
Frühjahr 2000. Dies würde eine Befassung der
5. COP der CBD im gleichen Jahr mit der Vereinba-
rung ermöglichen. Die Voraussetzungen für die An-
nahme der überarbeiteten IUPGR als Protokoll der
CBD sollten rechtzeitig geprüft werden.
Sicherer Umgang mit Biotechnologie
Das Bestreben nach einem sicheren Umgang mit
Biotechnologie äußert die CBD in mehreren Vor-
schriften: Art. 8(g) fordert die Vertragsstaaten zur
Schaffung einer nationalen Risikovorsorge im Be-
reich der Biotechnologie auf,Art.19 Abs.4 verpflich-
tet sie zum Informationsaustausch über mögliche
nachteilige Auswirkungen beim Umgang mit gene-
tisch veränderten Organismen und nach Art. 19
Abs.3 soll die Notwendigkeit eines Protokolls im Be-
reich Sicherheit von Biotechnologie (Biosafety-Pro-
tokoll) überprüft werden.Wie an anderer Stelle die-
ses Gutachtens dargelegt, sind die Verhandlungen
über ein solches Protokoll vorläufig gescheitert
(Kap.D 3.2).Ein völkerrechtlich bindendes,interna-
tionales Abkommen über den sicheren Umgang mit
der Biotechnologie gibt es daher bisher nicht.Aller-
dings existieren bereits von unterschiedlichen inter-
nationalen Organisationen initiierte Richtlinien, die
auf freiwilligerBasis Teilaspekte aus dem Bereich der
Biotechnologie regeln: Dies sind vor allem der Co-
dex Alimentarius (FAO und WHO) von 1962, der
freiwillige Verhaltenskodex der United Nations In-
dustrial Development Organisation (UNIDO) zur
Regelung der Aussetzung von Organismen in die
Umwelt (UNIDO,UNEP,WHO und FAO) von 1991
und der von der Kommission für Genetische Res-
sourcen bei Pflanzen im Bereich der Lebensmittel
(CPGR) erarbeitete Verhaltenskodex für Biotechno-
logie. 1993 stellte die Kommission ihre Arbeit an
Kap. 3 dieses Biosafety-Verhaltenskodex jedoch ein,
da Fragen über biologische Sicherheit eher unter die
Regie der CBD fallen würden.Nach dem vorläufigen
Scheitern der Verhandlungen über ein Biosafety-
Protokoll besteht insoweit eine Regelungslücke.
Da es sich bei den vorgestellten Verhaltenskodizes
um unverbindliche Absichtserklärungen handelt,las-
sen sie sich nur schwer als Umsetzungs- und Ausge-
staltungshilfe eines völkerrechtlich verbindlichen
Abkommens instrumentalisieren.Sofern im Rahmen
der COP ausdrücklich auf sie Bezug genommen
wird, erfahren sie eine stärkere Anerkennung. Der
Beirat betont, daß ohne Biosafety-Protokoll der si-
chere Umgang mit Gentechnologie bruchstückhaft
bleibt und zu Unsicherheiten führt. Die Empfehlun-
gen des Beirats zu Biosafety finden sich in Kap.
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I 3.3.3
Vorteilsausgleich
Rechte an geistigem Eigentum
In verschiedenen internationalen Übereinkünften,
vor allem durch das Abkommen über handelsbezo-
gene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
(Trade-related Aspects of Intellectual Property
Rights – TRIPs) von 1994,haben die Mitgliedstaaten
festgelegt, die dort vereinbarten Standards als Min-
destschutz bei der Ausgestaltung ihrer nationalen
Gesetzgebung zum Schutz geistigen Eigentums zu
berücksichtigen.Der Streit um die Rolle geistiger Ei-
gentumsrechte bei der Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung biologischer Vielfalt hat im Vertragstext der
CBD zu der Verpflichtung geführt sicherzustellen,
daß solche Rechte – vorbehaltlich des innerstaatli-
chen Rechts und des Völkerrechts – die Ziele des
Übereinkommens unterstützen und ihnen nicht zu-
widerlaufen (Art.16 Abs.5).
Diese beiden Ansatzpunkte bieten eine Chance
für die Ausschöpfung von Synergien, enthalten aber
zugleich auch die Gefahr kontraproduktiver Effekte.
Bei der Umsetzung der verschiedenen Bestimmun-
gen auf nationaler Ebene muß daher darauf geachtet
werden, daß der Schutz geistiger Eigentumsrechte
als Voraussetzung dient,Anreize für die Entwicklung
neuer Technologien zu schaffen, die die biologische
Vielfalt erhalten und nachhaltig nutzen helfen. Die
Sicherung des wirtschaftlichen Werts genetischer
Ressourcen und traditionellen Wissens durch
Schutzrechte wäre auch für Entwicklungsländer ein
Anreiz, diese und damit die biologische Vielfalt zu
erhalten. Insoweit könnte über Schutzrechte auch
ein Vorteilsausgleich an Entwicklungsländer und in-
digene Gemeinschaften stattfinden.
Ein besonderes Problem bei der Anerkennung
traditionellen Wissens indigener Gemeinschaften ist
die mangelnde Übertragbarkeit der bisher existie-
renden Schutzrechte. Die internationale Anerken-
nung als Patent scheitert zumeist aus zwei Gründen:
Zunächst wird es schwer fallen, nachzuweisen, daß
ein über Generationen angewandtes Wissen neu ist,
daß also niemand anderes darüber verfügt. Die Art
des über Jahrhunderte gepflegten Austauschs inner-
halb der Gemeinschaft und der Gemeinschaften un-
tereinander beförderte ein kollektives Wissen. Wei-
terhin ist zweifelhaft, ob z. B. die Entdeckung der
Wirkung einer bestimmten Pflanze eine erfinderi-
sche Tätigkeit beinhaltet oder nicht vielmehr eine
dem Schutz nicht zugängliche Entdeckung ist (Simp-
son,1997).
Fraglich ist insoweit, ob Gebrauchsmuster mit ih-
ren geringeren Anforderungen an Neuheit und erfin-
derische Tätigkeit ein adäquates Schutzinstrument
für traditionelles Wissen sein könnten.Schwachstelle
des Gebrauchmusterschutzes ist neben der kurzen
Laufzeit (7–10 Jahre) die fehlende Anerkennung auf
internationaler Ebene (nicht im TRIPs-Abkommen
aufgeführt) und innerhalb vieler nationaler Gesetz-
gebungen (nur wenige Länder,u.a.Brasilien,China,
Deutschland, Japan und Malaysia, erkennen dieses
Recht auf nationaler Ebene an;Gollin,1993).
Über das Schutzinstrument eines Geschäftsge-
heimnisses ließe sich das traditionelle Wissen indige-
ner Gemeinschaften wohl am ehesten schützen.
Liegt das Wissen nicht bei einzelnen Medizinmän-
nern oder Schamanen, sondern besteht es als Grup-
penwissen, kann es zu praktischen Problemen der
Geheimhaltung kommen. Zudem ist es die Pflicht
des Schutzsuchenden, nachzuweisen, daß er notwen-
dige Schritte in die Wege geleitet hat, um die Ge-
heimhaltung zu wahren. Diese Schwierigkeiten ver-
sucht z. B. Ecuador in einem 1997 angelaufenen Pi-
lotprojekt unter dem Namen „The Transformation of
Traditional Knowledge into Trade Secrets“ zu bewäl-
tigen. Ziel des Projekts ist es, durch Katalogisierung
von traditionellem Wissen unter Garantie vertrauli-
cher Behandlung ein Kartell über dieses Wissen zu
schaffen.Wissen,das noch die Anforderungen an ein
Geschäftsgeheimnis erfüllt,kann dann als solches ge-
handelt werden.Die Erlöse werden zwischen der Re-
gierung und jenen Gemeinschaften aufgeteilt, die
denselben Wissensinhalt registrieren ließen.Die Ge-
meinschaften verpflichten sich, die Erträge für öf-
fentliche Projekte zu verwenden (Simpson,1997).
Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß es ge-
genwärtig keine rechtlichen Instrumente auf interna-
tionaler Ebene gibt,die ein Recht indigener Gemein-
schaften an ihrem traditionellen Wissen in adäquater
Weise anerkennen. Insbesondere läßt sich traditio-
nelles Wissen indigener Gemeinschaften nicht den
Kategorien geistigen Eigentums zuordnen.
Den Zielen der CBD würde es jedoch entspre-
chen, ein internationales Schutzregime zu schaffen,
das nicht nur jene für eine Industrienation bedeutsa-
men geistigen Eigentumsrechte umfaßt, sondern
auch schützenswerte Interessen der indigenen Ge-
meinschaften und Entwicklungsländer mit einbe-
zieht. Eine solche Möglichkeit bietet die anstehende
Neuverhandlung des Art. 27 Abs. 3(b) TRIPS, nach
dem derzeit bereits Pflanzensorten einem wirksamen
Schutzsystem „eigener Art“ unterworfen werden
können (Sui-generis-System). Solche Schutzsysteme
„eigener Art“ – im Unterschied zum allgemeinen Pa-
tentschutz – sind in besonderer Weise geeignet, der
Wirtschaftsweise indigener und lokaler Gemein-
schaften Rechnung zu tragen,und sollten deshalb un-
terstützt werden.
In einem weiteren Zusammenhang werden solche
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Handel und Umwelt bei dem Komitee für Umwelt
und Handel,einem Organ der WTO,behandelt.Die-
se Konstellation legt die Vermutung nahe, daß Han-
delsaspekten in diesem Gremium ein übergroßes
Gewicht eingeräumt wird.Aus Sicht des Beirats wäre
es ratsam, die materiellrechtliche Gleichrangigkeit
von Umwelt und Handel auch auf institutioneller
Ebene zum Ausdruck zu bringen.
Die Seerechtskonvention
Durch wachsende technologische Möglichkeiten,ge-
netische und biochemische Ressourcen von leben-
den Organismen im Meer zu nutzen, ist die biologi-
sche Vielfalt der Meere in letzter Zeit verstärkt in das
internationale Blickfeld geraten. Einige Meeresge-
biete erscheinen unter diesem Aspekt besonders
wertvoll,so beispielsweise Korallenriffe oder Ökosy-
steme bei heißen Quellöffnungen im Meeresboden.
Hier sind Organismen und Bakterien zu finden, die
unter ungewöhnlichen Hitze- und Druckverhältnis-
sen leben und daher Perspektiven für neue Anwen-
dungsgebiete eröffnen (Kap. D 3.3). Das Potential
mariner Biodiversität als Quelle für neue Produkte
(Medikamente,Klebstoffe,Farbstoffe) und als Liefe-
rant von „Schadstoffbindern“ oder Enzymen für in-
dustrielle und biotechnologische Anwendungen hat
eine Reihe von Bioprospektierungsmaßnahmen aus-
gelöst.Viele Industrieländer haben Konsortien gebil-
det, die Meeresorganismen sammeln und nach
potentiellen Anwendungsbereichen für marine Res-
sourcen forschen.Auch große multinationale Unter-
nehmen sowie kleinere Biotechnologie-Unterneh-
men haben die Sammlung und Forschung aufgenom-
men.
Die in der CBDenthaltenen rechtlichen Vorgaben
für den Zugang zu genetischen Ressourcen und die
ausgewogene Verteilung der daraus entstehenden
Vorteile werden im Bereich der Meeresumwelt (also
auch der marinen Ressourcen) durch Bestimmungen
des Seerechts beeinflußt.Sie finden in marinen natio-
nalen Hoheitsbereichen nur Anwendung, sofern sie
mit den „Rechten und Pflichten der Staaten auf-
grund des Seerechts“ in Einklang stehen (Art. 4a,
22 (2) CBD).
Im Bereich des Küstenmeers (12-Seemeilenzone)
gewährt die Seerechtskonvention (United Nations
Convention on the Law of the Sea, UNCLOS;
WBGU, 1996a) den Küstenstaaten das ausschließli-
che Recht,die wissenschaftliche Meeresforschung zu
regeln.Wie auch nach den Bestimmungen der CBD
darf Forschung dort nur mit ausdrücklicher Zustim-
mung des Küstenstaats und zu den von ihm festgeleg-
ten Bedingungen betrieben werden (Art. 245
UNCLOS), was den Einbezug einer angemessenen
Teilhabe an sich aus der Nutzung der marinen gene-
tischen Ressourcen ergebenden Vorteilen ermög-
licht.
Auch in der ausschließlichen Wirtschaftszone
(200-Seemeilenzone) weist das Seerechtsüberein-
kommen den Küstenstaaten Hoheitsbefugnisse in
bezug auf die wissenschaftliche Meeresforschung zu
(WBGU,1996a).Bei deren Ausgestaltung müssen je-
doch Rechte und Pflichten anderer Staaten berück-
sichtigt werden (Art.56 UNCLOS).So sollen die Kü-
stenstaaten „unter normalen Bedingungen“ einer
wissenschaftlichen Meeresforschung durch einen an-
deren Vertragsstaat zustimmen. Die Zustimmung
kann nur in ausdrücklich geregelten Fällen verwei-
gert werden (Art. 246 UNCLOS). Die Umsetzung
der Zugangs- und Vorteilsausgleichsregelungen der
CBD muß sich in der ausschließlichen Wirtschaftszo-
ne an den entsprechenden Bestimmungen des See-
rechtsübereinkommens orientieren. Beispielsweise
müssen dem Küstenstaat hiernach mindestens 6 Mo-
nate vor beabsichtigtem Forschungsbeginn detail-
lierte Angaben über das Forschungsvorhaben vorge-
legt werden.
Außerhalb nationalen Hoheitsgebiets entfällt die
Frage nach der Zugangsregelung, da gemäß Art. 256
und 257 UNCLOS alle Staaten – ungeachtet ihrer
geographischen Lage – das Recht haben, wissen-
schaftliche Meeresforschung im Gebiet (Meeresbo-
den und Meeresuntergrund jenseits der Grenzen des
Bereichs nationaler Hoheitsbefugnisse) und in der
Wassersäule jenseits der Grenzen der ausschließli-
chen Wirtschaftszone zu betreiben. Eine internatio-
nale Zusammenarbeit im Sinn einer gerechten Ver-
teilung finanzieller und sonstiger Vorteile ist durch
das Seerechtsübereinkommen lediglich für die Er-
forschung und Ausbeutung mineralischer Ressour-
cen des Meeresgrundes vorgesehen (insbesondere
Art. 137, 140 und 143) und zudem durch das Durch-
führungsübereinkommen von 1994 relativiert. Für
die Nutzung mariner genetischer Ressourcen der
Hohen See gibt es keine vergleichbaren Bestimmun-
gen (Wold,1998;Verhoosel,1998).Angesichts mögli-
cher großer Gewinne und des sowohl in der See-
rechts- als auch in der Biodiversitätskonvention aus-
gedrückten Gedankens einer internationalen Ko-
operation für eine gerechte und ausgewogene
internationale Wirtschaftsordnung, die insbesondere
die speziellen Interessen und Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer berücksichtigt, stellt sich die Frage,
ob ein der Regelung für mineralische Ressourcen
ähnliches Regime für genetische Ressourcen der Ho-
hen See erwogen werden sollte. Gemäß Art. 118
UNCLOS und auch nach Art. 5 CBD sind die Staa-
ten jedenfalls dazu verpflichtet, bei der Erhaltung
und dem Management von lebenden Ressourcen au-
ßerhalb nationalen Hoheitsgebiets miteinander zu
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konkrete Ausgestaltung sollte im Interesse einer
nachhaltigen Nutzung der Ressourcen vorangetrie-
ben werden.
I 3.3.4
Die Umsetzung der CBD-Verpflichtungen innerhalb
der EU am Beispiel der Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie
Neben ihren Mitgliedsstaaten wurde auch die Euro-
päische Gemeinschaft Vertragspartei der CBD und
hat sich damit zu ihrer Umsetzung verpflichtet. Ob
bei der Umsetzung der innerhalb der CBD eingegan-
genen Verpflichtungen die EG in Form von Richtli-
nien oder Verordnungen tätig werden muß oder es
den Nationalstaaten innerhalb der EU überlassen
bleibt, die sich aus der CBD ergebenden Rahmen-
verpflichtungen unmittelbar im nationalen Recht zu
konkretisieren, entscheiden die EG und deren Mit-
gliedsstaaten;EG und Mitgliedstaaten können Rech-
te aufgrund der Konvention jedoch nicht gleichzeitig
ausüben (Art.34 Abs.2 CBD).
Die Kompetenzverteilung zwischen EG und Mit-
gliedsstaaten richtet sich nach dem „Prinzip der be-
grenzten Einzelermächtigung“, d. h. die Gemein-
schaft darf nur handeln,wenn ihr eine solche Kompe-
tenz vertraglich eingeräumt wurde. Auf dem Gebiet
des Umweltschutzes ist dies vor allem durch den
Art. 175 des EG-Vertrages (Art. 130s a.F. EGV) ge-
schehen.Die EG nimmt hierbei im Verhältnis zu den
Mitgliedstaaten eine konkurrierende Zuständigkeit
war (Middeke, 1994). Soweit also bisher keine ge-
meinschaftsrechtliche Umweltschutzbestimmung ge-
troffen wurde,können die Mitgliedstaaten eigenstän-
dige Regelungen erlassen. Trotz der durch Art. 175
EGV verliehenen Kompetenz ist es der EG dennoch
nicht möglich, in allen Bereichen des Umweltschut-
zes tätig zu werden. Insoweit hat sie den Subsidiari-
tätsgrundsatz (Art. 5 EGV) zu berücksichtigen, der
eine Kompetenzausübungsschranke für die EG ent-
hält. Danach darf die Gemeinschaft in Fällen einer
im Bereich des Umweltschutzes vorliegenden kon-
kurrierenden Zuständigkeit nur tätig werden, sofern
und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maß-
nahmen auf der Ebene der Mitgliedsstaaten nicht er-
reicht werden können.
Bereits kurz vor dem Inkrafttreten der CBD wur-
de die EU-Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natür-
lichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen erlassen (FFH-Richtlinie). Soweit der
Regelungsbereich dieser Richtlinie und der bereits
1979 erlassenen Richtlinie zur Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie, 79/409/
EWG) die Verpflichtungen der CBD erfaßt, dürfen
die Mitgliedsstaaten über die Umsetzung der Richt-
linie hinaus grundsätzlich nicht mehr selbständig tä-
tig werden. Im Umkehrschluß heißt dies aber auch,
daß für jene Bereiche,die durch Richtlinien nicht ab-
gedeckt werden, jeder Mitgliedsstaat aktiv werden
muß, um seiner völkerrechtlichen Verpflichtung
nachzukommen. Daher besteht die Notwendigkeit,
die inhaltliche Reichweite der Richtlinie abzustek-
ken.Das Hauptziel der FFH-Richtlinie ist,die Erhal-
tung der biologischen Vielfalt zu fördern. Das recht-
lich verbindliche, auf die Sicherung der Artenvielfalt
beschränkte Ziel der Richtlinie (Art.2 Abs.1) in der
deutschen Fassung des Textes läßt insoweit auf einen
Übersetzungsfehler schließen, da die englische und
französische Version an gleicher Stelle von biodiver-
sity bzw.biodiversité sprechen.
Dieses Ziel soll durch Bestimmungen zur Erhal-
tung natürlicher Lebensräume und Habitate sowie
Regelungen zum unmittelbaren Artenschutz (Tö-
tungs-,Fang- und Störungsverbote sowie Handelsun-
tersagungen) erreicht werden. Kernelement der
Richtlinie ist es, ein kohärentes europäisches ökolo-
gisches Netz besonderer Schutzgebiete mit der Be-
zeichnung „NATURA 2000“ zu errichten (Art.3 Abs.1
FFH-Richtlinie). Es soll mithin ein länderübergrei-
fender,zusammenhängender Flächenschutz geschaf-
fen werden, der die bisherige Insellage einzelner
Schutzgebiete aufhebt und so auch einen für die Er-
haltung der biologischen Vielfalt notwendigen gene-
tischen Austausch wildlebender Arten ermöglicht
(Kap.E 3.3.2).
Die Schutzmechanismen der FFH-Richtlinie fin-
den nur innerhalb der in diesem Zusammenhang
ausgewiesenen Gebiete statt. Die Bewahrung der
biologischen Vielfalt außerhalb der zu schaffenden
Gebiete bleibt mithin Aufgabe der Mitgliedsstaaten
(Freiburg, 1998). Eine zentrale Bedeutung innerhalb
der CBD nehmen die Ökosysteme ein,deren Vielfalt
auch von dem Erhaltungsstreben der Konvention
umfaßt ist (Art. 2 Abs. 14 CBD; Kap. D 2). Der Be-
griff des Ökosystems findet in der FFH-Richtlinie
hingegen keine Erwähnung.Zentraler Begriff ist hier
u. a. der natürliche Lebensraum, der als durch geo-
graphische, biotische und abiotische Merkmale ge-
kennzeichnetes völlig natürliches oder naturnahes
terrestrisches oder aquatisches Gebiet definiert wird.
Bei den im Anhang der Richtlinie aufgeführten Le-
bensräumen handelt es sich um mehr oder weniger
scharf abgrenzbare Gebiete wie Obst-, Streu- oder
Salzwiesen, Hoch- oder Niedermoore, Flüsse,Teiche
oder Wattflächen.Der Begriff des Lebensraums oder
Habitats verweist auf die Sichtweise der Art oder des
einzelnen Organismus, während der Begriff Ökosy-
stem die funktionale Interdependenz zwischen be-
lebter und unbelebter Natur hervorhebt. Unbestrit-
ten überschneiden sich beide Begriffe (Freiburg,
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räume geschaffenen Schutzmechanismen der FFH-
Richtlinie auch einen ausreichenden Schutz der Viel-
falt der Ökosysteme gewährleisten können. Sofern
dies nicht der Fall sein sollte, bleibt es insoweit Auf-
gabe der Staaten, Regelungen zu schaffen, um den
Verpflichtungen der CBD nachzukommen.
Schutzgebiete sind oft nur unzureichend inner-
halb bestimmter Staatsgrenzen ausweisbar (Kap.
E3.3.2),daher können bestimmte Ziele der CBD nur
auf transnationaler Ebene effektiv umgesetzt wer-
den. Mit der EU bietet sich insofern eine besondere
Chance für die Umsetzung der CBD,da sie die Schaf-
fung eines vernetzten Landschaftsschutzsystems
über Staatsgrenzen hinweg organisieren kann. Die
EU als eine regionale Organisation mit weitreichen-
den Befugnissen im Umweltbereich kann hier eine
Vorbildfunktion ausüben. Insoweit sollte überlegt
werden, auch in anderen Regionen regionale Gebil-
de zu schaffen, die im Bereich des Umweltschutzes
staatenübergreifende Organisationsaufgaben wahr-
nehmen könnten.Die Realisierbarkeit einer solchen
Idee erscheint jedoch nicht einfach. Selbst auf EU-
Ebene ist der Erfolg der FFH-Richtlinie ausschließ-
lich auf den Kooperationswillen der Mitgliedstaaten
angewiesen. Gegen den Willen des betroffenen Mit-
gliedstaates kann auch innerhalb der EU kein
Schutzgebiet auf dessen Territorium ausgewiesen
werden.
Auf den bislang unbefriedigenden Stand der Um-
setzung der FFH-Richtlinie und des darin vorgesehe-
nen EU-weiten Netzwerks NATURA2000in Deutsch-
land wird in Kap.E 3.3.2.6 eingegangen.
I 3.4
Übereinkommen und Vereinbarungen des UNCED-
Folgeprozesses
I 3.4.1
AGENDA 21 und die Kommission für nachhaltige
Entwicklung
Im Rahmen der Kommission für nachhaltige Ent-
wicklung (CSD) werden die vereinbarten Leitlinien
und Programme der AGENDA 21 weiterverfolgt und
Kapitel für Kapitel abgehandelt, so auch Kapitel 15,
wo Maßnahmen zur Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung von biologischer Vielfalt behandelt werden.
Auf der 8.CSD Sitzung im Jahr 2000 wird das Thema
im Rahmen des Schwerpunktes zu integrierter Land-
nutzungsplanung erneut aufgegriffen werden. Zum
Thema biologische Vielfalt hat die CSD bislang nur
sehr allgemeine Aussagen getroffen.
Ein konkretes, die Biodiversitätskonvention be-
treffendes Ergebnis wurde auf der jüngsten 7. CSD-
Sitzung 1999 erzielt.Aufgrund des Engagements der
EU wurde erreicht,daß in der Abschlußerklärung zu
einer Aufnahme von Tourismusrichtlinien in die
CBD aufgerufen wird. Obgleich auf der UN-Welt-
konferenz für Umwelt und Entwicklung 1992 (UN-
CED) das Thema „nachhaltiger Tourismus“ nur eine
marginale Rolle spielte und dieser Aspekt daher in
der AGENDA 21 nur beiläufig erwähnt wird, wurde
die CSD von der UN-Sondergeneralversammlung
1998 beauftragt,ein maßnahmenorientiertes interna-
tionales Arbeitsprogramm zum Thema „nachhaltiger
Tourismus“ vorzulegen, um die negativen Auswir-
kungen des Tourismus zu minimieren und seinen po-
sitiven Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung zu
fördern (Kap. E 3.7). Allerdings bestehen unter-
schiedliche Auffassungen darüber, ob nachhaltiger
Tourismus in bezug auf biologische Vielfalt geson-
dert angesprochen wird oder nachhaltiger Tourismus
insgesamt. Diese Frage sollte nach Ansicht des Bei-
rats zukünftig geklärt werden.
I 3.4.2
Die Konvention zur Desertifikationsbekämpfung
Beschlüsse im Rahmen des „Übereinkommens der
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbil-
dung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung
schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afri-
ka“ (Desertifikationskonvention – CCD) können
nicht unabhängig von Vereinbarungen anderer glo-
baler Umweltkonventionen gesehen werden, da
Trockengebietebesonders anfällig für Umweltverän-
derungen sind (zur Diskussion um eine globale Bo-
denkonvention siehe Kasten E 3.3-7). Gleichzeitig
gilt die biologische Vielfalt in Trockengebieten auf-
grund ihrer guten Anpassung an Extrembedingun-
gen als besonders wertvoll und schützenswert.Wäh-
rend die meisten terrestrischen Ökosysteme eine
hohe Pufferkapazität für Klimaänderungen aufwei-
sen, gilt dies nicht für aride und semi-aride Zonen.
Dort können auch nur geringe Klimaänderungen die
bereits vorhandene hohe natürliche Variabilität der-
art verstärken, daß eine irreversible Bodendegrada-
tion ausgelöst wird,der stets eine Zerstörung biologi-
scher Vielfalt vorausgeht (WBGU, 1994).Aride und
semi-aride Regionen könnten daher unter den ersten
Regionen sein,deren Ökosystemdynamik durch glo-
bale Umweltveränderungen nachhaltig verändert
werden (West,1994).Ebenso sind auch Rückwirkun-
gen von Desertifikation auf das lokale und globale
Klima möglich (IPCC,1996b) und damit auch auf die
Vegetationsbedeckung. Zusätzlich führt jede dauer-
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lust biologischer Vielfalt und zur Freisetzung des
Treibhausgases CO2. Bodendegradation kann also
die Zunahme von „Quellen“ bzw. Abnahme von
„Senken“ für Treibhausgase verstärken. An diesem
Beispiel wird deutlich, daß Vereinbarungen im Rah-
men der CCD nicht länger isoliert von Regelungen
der beiden anderen Rio-Konventionen gesehen wer-
den können. Dieser wachsende Abstimmungsbedarf
zwischen den parallel laufenden Konventionsprozes-
sen wurde auf den COPs der letzten Jahre immer
deutlicher (Pilardeaux,1997,1998).Eine koordinier-
te Vorgehensweise globaler Umweltkonventionen
wird also zunehmend wichtiger, um Doppelarbeit,
Überschneidungen oder gar widersprüchliche Maß-
nahmen zu vermeiden. Ein erster Schritt in diese
Richtung ist das auf der 4. SBSTTA-Sitzung (1999)
der CBD verabredete und der kommenden COP zur
Verabschiedung vorzulegende Arbeitsprogramm zur
biologischen Vielfalt in Trockengebieten. Dieses Ar-
beitsprogramm beruht auf dem Ökosystemansatz,
orientiert sich an der Zieltriade der Konvention und
soll nachfrageorientiert und flexibel sein. Ziel ist es,
Synergien,Lücken und Überschneidungen zum The-
ma biologische Vielfalt in Trockengebieten in laufen-
den Programmen der CBD zu identifizieren. Um
Doppelarbeit zu vermeiden, soll das Arbeitspro-
gramm in Abstimmung mit der CCD und anderen re-
levanten Institutionen entwickelt werden. Eine
Grundlage hierfür ist u. a. das Memorandum of Un-
derstanding zwischen dem CBD- und dem CCD-Se-
kretariat. Das Thema Biodioversität in Trockenge-
bieten wird voraussichtlich Schwerpunkt der kom-
menden SBSTTA-Sitzung sein. Es ist auch geplant,
im Rahmen von SBSTTA eine Ad-hoc-Experten-
gruppe hierzu einzurichten.
Die Bundesregierung sollte im Rahmen ihrer Be-
teiligungsmöglichkeiten bei den COPs weiter darauf
einwirken, daß in den nachgeordneten wissenschaft-
lichen Gremien der COP einzelner „Rio-Konventio-
nen“,z.B.im Ausschuß für Wissenschaft und Techno-
logie (CST) der Desertifikationskonvention, ver-
stärkt Fragen der Überlappung mit anderen Um-
weltkonventionen zur Sprache kommen.
I 3.4.3
Die Klimarahmenkonvention
Für die Stabilisierung der Treibhausgaskonzentratio-
nen, insbesondere der CO2-Konzentration, spielt die
terrestrische Biosphäre eine entscheidende Rolle:
Nur wenn ihre Speicher- und Senkenwirkung beste-
hen bleibt und die Biosphäre in Zukunft sogar mehr
als bisher an Kohlendioxid aufnimmt,kann eine Sta-
bilisierung erreicht werden (Kap. F 3; IPCC, 1996a).
Rechtlich verbindliche quantifizierte Reduktions-
verpflichtungen der Industriestaaten wurden erst mit
dem Kyoto-Protokoll zur Klimarahmenkonvention
(FCCC) beschlossen,das noch nicht in Kraft getreten
ist. Es sieht eine begrenzte Anrechnung biologischer
Senken und Quellen (nur Aufforstungen,Wiederauf-
forstungen und Entwaldungen seit 1990) auf die Ver-
pflichtungen der Industriestaaten zur Reduktion ih-
rer Emissionen vor (Art. 3 Abs. 3; WBGU, 1998b).
Außerdem erlaubt Art. 6 Kyoto-Protokoll die An-
rechnung von in anderen Anlage-I-Staaten vorge-
nommenen Projekten zur erhöhten Aufnahme durch
Senken.Zusätzlich ermöglicht der in Art.12 definier-
te Clean Development Mechanism (CDM) die Zer-
tifizierung von Emissionsreduktionen, die bei Pro-
jekten in Entwicklungsländern erzielt werden. Hier
ist noch offen, ob auch Senkenprojekte möglich sind
oder nur Projekte zur Reduktion von Emissionen
(WBGU,1998b).
Die Regelung der Anrechnung von Senken nach
dem Kyoto-Protokoll wirft eine Reihe von Fragen
zur Definition der anzurechnenden Tätigkeiten oder
der zu messenden Kohlenstoffspeicher auf. Eine
Empfehlung für eine Entscheidung der 1. COP des
Protokolls zu Definitionen in bezug auf die Tätigkei-
ten nach Art.3 Abs.3 Kyoto-Protokoll (Aufforstung,
Wiederaufforstung,Entwaldung) sowie über die An-
rechnung zusätzlicher Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 4
Kyoto-Protokoll wird die COP der Konvention erst
treffen, nachdem der IPCC-Sonderbericht fertigge-
stellt (nicht vor 2000) und durch das wissenschaft-
lich-technische Unterorgan der COP (SBSTA)
behandelt wurde. Auch eine Entscheidung über die
genaue Ausgestaltung des CDM, einschließlich der
Kriterien zur Auswahl von Projekten und der Zerti-
fizierungsmodalitäten, soll nach dem Aktionsplan
von Buenos Aires (4. COP) bis 2000 getroffen wer-
den. Eine Abstimmung zwischen der CBD und der
FCCC hat es vor der Annahme des Kyoto-Protokolls
nicht gegeben. Auch weitere Verhandlungsprozesse
wie das IFF sind nicht berücksichtigt worden. Es ist
zu hoffen, daß diese Abstimmung zukünftig herge-
stellt wird.
Der Beirat hat in einem Sondergutachten ausführ-
lich zur Anrechnung biologischer Senken auf die
Verpflichtungen der Industriestaaten nach dem Kyo-
to-Protokoll Stellung genommen (WBGU, 1998b).
Die Art der Anrechnung von Tätigkeiten im Bereich
„Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft“, wie
sie im Kyoto-Protokoll geregelt wird, berücksichtigt
nicht die komplexe Dynamik der terrestrischen Bio-
sphäre und kann zu negativen Anreizen sowohl für
den Klimaschutz als auch für den Schutz der Bio-
diversität führen. So könnte die Umwandlung von
Primärwäldern, die sich durch einen hohen Kohlen-
stoffgehalt, aber auch durch eine hohe biologische
Vielfalt auszeichnen, in Sekundärwälder oder Holz-380 I Globale Biosphärenpolitik
plantagen bei entsprechender Definition der anre-
chenbaren Tätigkeiten indirekt gefördert werden.
Dies wäre mit einem Verlust von Biodiversität ver-
bunden (WBGU, 1998b). Falls Aufforstungsprojekte
in Art.12 (CDM) einbezogen werden,könnte dies ei-
nen zusätzlichen Anreiz zur Abholzung von Primär-
wäldern schaffen, um sich die darauffolgende An-
pflanzung von Plantagen anrechnen zu lassen
(WBGU,1998b;Schulze et al.,1999).
Senkenprojekte in Entwicklungsländern könnten
aber auch Waldschutzprojekte umfassen.Der Schutz
eines Waldgebiets vor Abholzung oder Degradation
würde danach als CDM-Projekt angerechnet, wenn
dadurch Emissionen verhindert werden, die andern-
falls – ohne das betreffende Projekt – durch Abhol-
zung oder Degradation in die Atmosphäre gelangt
wären.Allerdings kann eine Anrechnung von Wald-
schutzprojekten ohne die Verpflichtung zu einer Er-
stellung einer vollständigen Kohlenstoffbilanz für
das Entwicklungsland zu einer bloßen räumlichen
Verlagerung von Emissionenführen:Waldzerstörung
findet dann eben an anderer Stelle, außerhalb der
Projektgrenzen, statt. Diese Verlagerung ist sogar
sehr wahrscheinlich, solange mit den CDM-Projek-
ten nicht die zugrundeliegenden Ursachen von Wald-
zerstörung angegangen werden.Auch ist fraglich, ob
die notwendige langfristige Sicherung des Wald-
schutzes garantiert werden kann. Eigentlich müßten
die Investoren zeitlich unbegrenzt für die geschütz-
ten Wälder haften.Wird ein Wald,der im Rahmen ei-
nes CDM-Projekts geschützt wurde, etwa nach dem
Ende der Projektlaufzeit abgeholzt, müßte die dann
emittierte Kohlendioxidmenge dem Investorstaat
negativ angerechnet werden. Es ist allerdings mehr
als fraglich,ob ein solcher Haftungsmechanismus re-
alisiert werden kann.Vollständige Kohlenstoffbilan-
zen,gerade in Entwicklungsländern,sind bisher noch
nicht erstellt.Hinzu kommt,daß sowohl der investie-
rende Staat als auch das Gastland ein Interesse an ei-
ner Überzeichnung der erzielten Emissionsreduk-
tion haben.Dies bietet in Verbindung mit der erheb-
lichen Unsicherheit in der Verifizierbarkeit der Sen-
kenwirkung einen gefährlichen Anreiz zum
Mißbrauch einer Anrechnung von Waldschutzpro-
jekten innerhalb des CDM. Eine Anrechnung von
Aufforstungsprojekten im CDM sollte verhindert
werden, solange es keine Anrechnung von Emissio-
nen in Entwicklungsländern gibt (WBGU, 1998b).
Eine Anrechnung von Waldschutzprojekten sollte
nur bei Vorliegen einer vollständigen nationalen
Kohlenstoffbilanz möglich sein. Es sollte auch ge-
prüft werden,ob nicht der bestehende Mechanismus
der GEF verstärkt Projekte zum Schutz natürlicher
Speicher und Senken, insbesondere von Primärwäl-
dern und Feuchtgebieten,finanzieren kann (WBGU,
1998b).Da die GEF das Finanzierungsinstrument so-
wohl der FCCC als auch der CBD darstellt, können
hier Synergieeffekte genutzt und gleichzeitig die
durch die Anrechnung als CDM-Projekte gegebenen
Risiken vermieden werden.
I 3.4.4
Das Zwischenstaatliche Wälder-Forum
Das Zwischenstaatliche Wälder-Forum der UN (In-
tergovernmental Forum on Forests,IFF) als Nachfol-
gegremium des Intergovernmental Panel on Forests
(IPF) hat im Mai 1999 seine 3.Sitzung abgehalten.Es
zeigt sich, daß die Verhandlungen aufgrund gravie-
render Meinungsverschiedenheiten und stets wie-
derkehrender Grundsatzdiskussionen nach wie vor
schleppend verlaufen.
Nach wie vor offen ist die Frage der institutionel-
len Ausgestaltung des Ergebnisses der IFF-Beratun-
gen,das im Jahr 2000 vorliegen soll.Ein völkerrecht-
lich verbindliches Übereinkommen zur Erhaltung
der Wälder könnte die Form einer eigenständigen
Konvention der FAO annehmen oder als Protokoll
im Rahmen der CBD wirksam werden. Die Klärung
der institutionellen Fragen hatte sich bisher immer
wieder als äußerst problematisch erwiesen und wur-
de deswegen zunächst hinter die inhaltlichen Ausein-
andersetzungen zurückgestellt, um die Verhandlun-
gen nicht zu behindern.
Der Beirat hat sich in der Vergangenheit für ein
Waldprotokoll im Rahmen der CBD ausgesprochen
(WBGU,1995) und hält diese Lösung auch weiterhin
für die erfolgversprechendste hinsichtlich des Ziels
einer globalen Nachhaltigkeitspolitik.In einer neu zu
verhandelnden und bei der FAO verankerten Wald-
konvention läge das Hauptgewicht vermutlich auf
der Nutzung.Die Gleichberechtigung von Erhaltung
und nachhaltiger Nutzung biologischer Vielfalt, die
in der CBD bereits verankert ist,müßte erst neu ver-
handelt und festgeschrieben werden.Allerdings wäre
angesichts der sich derzeit abzeichnenden mangeln-
den internationalen Durchsetzbarkeit eines CBD-
Protokolls eine eigenständige Waldkonvention einer
lediglich unverbindlichen Fortführung des Diskurses
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I 3.5
Anreizinstrumente, Fonds und internationale
Zusammenarbeit
I 3.5.1
Anreizinstrumente
Die CBD fordert in Art. 11 die Vertragsstaaten dazu
auf, die Bedeutung von Anreizinstrumenten anzuer-
kennen und verstärkt soziale und ökonomische An-
reizmaßnahmen zum Schutz und zur nachhaltigen
Nutzung der einzelnen Elemente der Biosphäre ein-
zusetzen.In Anlehnung an diese Aufforderung setzte
die OECD eine Arbeitsgruppe ein, die sich mit öko-
nomischen Aspekten der Biodiversität beschäftigte
(Working Group on Economic Aspects of Biodiver-
sity). Im Dezember 1998 wurde der Entwurf eines
Handbuchs veröffentlicht, der sich – aufbauend auf
22 Fallstudien – mit den Möglichkeiten von Anreizin-
strumenten in der Biodiversitätspolitik auseinander-
setzt. Ziel des Handbuchs ist es, der Politik einen
Leitfaden an die Hand zu geben, mit dem – abge-
stimmt auf die ökologischen, sozialen und ökonomi-
schen Rahmenbedingungen – verstärkt Anreizin-
strumente zur nachhaltigen Nutzung biologischer
Vielfalt eingesetzt werden können (OECD,1998).
Im Gegensatz zu ordnungsrechtlichen Anweisun-
gen setzen ökonomische Anreizinstrumente nicht
darauf, bestimmte Handlungen vorzuschreiben, wie
dies z. B. durch gesetzliche Vorschriften zur Installa-
tion bestimmter Filteranlagen im Rahmen des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes geschieht. Vielmehr
werden die mit bestimmten Handlungsalternativen
verbundenen Kosten- und Nutzengrößen verändert.
Emissionszertifikate, die z. B. in den USA in der
Luftreinhaltepolitik erfolgreich eingesetzt werden,
führen dazu, daß Emissionsminderungen sich finan-
ziell lohnen, weil früher erworbene Zertifikate ver-
kauft werden können. Emissionssteuern erhöhen
z. B. die Kosten von Emissionen. Die Entscheidung,
ob weiter emittiert oder zur Vermeidung der Steuer-
zahlung Filteranlagen erworben werden, verbleibt
letztlich beim individuellen Entscheidungsträger.
Durch solche ökonomischen Ansätze wird der Infor-
mationsvorsprung auf dezentraler Ebene ausgenutzt,
v.a.zur Beurteilung von Handlungsalternativen.An-
statt pauschal Handlungen gesetzlich festzuschrei-
ben, bleibt es beim ökonomischen Ansatz den Wirt-
schaftssubjekten überlassen, sich für eine Handlung
gemäß ihrer individuellen Kosten-Nutzen-Überle-
gung zu entscheiden.
Die CBD fordert die Vertragsstaaten auf, ver-
stärkt Instrumente in der Biosphärenpolitik einzu-
setzen, die in der Lage sind, die Vorteile des ökono-
mischen Kalküls zu nutzen.Eine Grundbotschaft des
OECD-Handbuchs lautet dementsprechend auch,
„daß angemessen definierte Eigentumsrechte und
ökonomische Anreize,wenn immer möglich,genutzt
werden sollten, um die nachhaltige Nutzung anzure-
gen, und daß auf Regulierungen, Zutrittsbeschrän-
kungen und Subventionierung einer nachhaltigen
Nutzung nur wenn nötig zurückgegriffen werden
sollten“ (OECD,1998).
In Anbetracht der Vielzahl von Akteuren, die am
Schutz und an der Nutzung der Biodiversität betei-
ligt sind, und der komplexen Zusammenhänge zwi-
schen Anthroposphäre und Biosphäre liegt dem
OECD-Handbuch ein breites Verständnis von An-
reizinstrumenten zugrunde. Neben den ökonomi-
schen Anreizinstrumenten im engeren Sinn (d.h.vor
allem Eigentumsrechte, Steuern und andere Abga-
benformen, Zertifikate) werden unter Anreizinstru-
menten auch folgende Maßnahmen gezählt:
– Stärkung der wissenschaftlichen und technischen
Kapazität,
– Einbeziehung aller relevanten Akteure in den
Entscheidungsprozeß über den Schutz und die
Nutzung der Biosphäre,
– Sicherstellung, daß alle verfügbaren Informatio-
nen über die biologischen Ressourcen und deren
Beeinträchtigung zu den Entscheidungsträgern
gelangen,
– Stärkung bzw.Schaffung geeigneter Institutionen,
um die erforderlichen politischen Entscheidungen
treffen zu können,
– Implementierung und Durchsetzung von Anreiz-
maßnahmen im engeren Sinn,
– Beobachtung biologischer Ressourcen.
Alle diese Maßnahmen sind Voraussetzung dafür,
daß nachhaltige Nutzung oder ein Schutz biologi-
scher Ressourcen ermöglicht und gefördert werden
kann. Sie stellen also die erforderlichen Rahmenbe-
dingungen für einen erfolgreichen Einsatz der oben
erwähnten Anreizinstrumente im engeren Sinn dar
und bilden somit die wichtige Grundlage,auf der ein
in sich schlüssiger und erfolgreicher Policy Mix ge-
gründet werden kann (OECD,1998).
Es ist sehr schwierig, ein einzelnes politisches In-
strument derart auszugestalten, daß es allein in der
Lage ist,die nötigen Anreize bei allen relevanten Ak-
teuren zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung
biologischer Ressourcen zu setzen. Daher empfiehlt
die OECD in ihrem Handbuch, eine breite Palette
von Anreizinstrumenten zu nutzen, um dem unter-
schiedlichen Problemdruck beim Schutz der Bio-
sphäre und den unterschiedlichen Interessen der be-
teiligten Akteuren Rechnung zu tragen. Dadurch,
daß sich manche Anreizinstrumente in ihrem Wir-
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dem Fall vorgesorgt,daß ein Instrument nicht die er-
forderlichen Anreize zu setzen vermag.
Die Feststellung, daß nur eine Kombination von
Anreizinstrumenten dem Ziel der CBD gerecht
wird, eine nachhaltige Nutzung biologischer Res-
sourcen zu fördern, ist in unmittelbarer Verbindung
zu dem breiteren Verständnis der OECD hinsichtlich
der Definition von Anreizmaßnahmen zu sehen.Der
Einsatz kombinierter Anreizinstrumente erfordert
geeignete wissenschaftliche, technische und politi-
sche Kapazitäten und Institutionen. Hier wird die
Bedeutung von Kapazitätenförderung für die erfolg-
reiche Implementation von Anreizinstrumenten
deutlich (OECD,1998).
Der Beirat betont,daß in der Regel die Kombina-
tion verschiedener Anreizinstrumente notwendig ist.
Im Zentrum steht die Zuweisung von Eigentums-
rechten. Damit allerdings auch langfristig Schutz-
und Nutzungsziele erreicht werden,sind begleitende
Anreizinstrumente wie Steuern und Subventionen
oder auch ordnungsrechtliche Regulierungen wie
Zutrittsbeschränkungen einzubeziehen. Insbesonde-
re die Konzeption von Biosphärenreservaten,die ex-
plizit auf den Schutz und die nachhaltige Nutzung
biologischer Ressourcen ausgerichtet ist, erfordert
die Kombination einer Vielzahl an Instrumenten
ökonomischer,rechtlicher und raumplanerischer Art
(Kap.E 3.9).
I 3.5.2
Umweltfonds
Die Umsetzung einer Politik zur Bewahrung biologi-
scher Ressourcen erfordert zusätzliche finanzielle
Mittel,da die auf der UNCED vereinbarte finanziel-
le Unterstützung bisher nicht im erwarteten Maß ge-
geben wurde, aber der Problemdruck weiter zu-
nimmt. Schutz- und Managementregeln müssen um-
gesetzt und überwacht,bisherige Nutzer biologischer
Ressourcen für Einschränkungen entschädigt wer-
den.Art. 20f. CBD verlangen folgerichtig ein erhöh-
tes finanzielles Engagement der Unterzeichnerstaa-
ten, insbesondere der wirtschaftlich stärkeren Län-
der,sowie eine Stärkung existierender Finanzinstitu-
tionen.
Explizit wird auf die GEF Bezug genommen
(Art.29).Damit wird allerdings der Eindruck vermit-
telt,daß sich internationale Umweltfonds ausschließ-
lich aus öffentlichen Haushalten finanzieren. Dem-
gegenüber gehen die folgenden Ausführungen von
einem breiteren Verständnis des Einsatzes von Fonds
aus.
Die Realität steht der Forderung nach vermehrten
Mitteln für den Schutz der Biosphäre jedoch in vie-
lerlei Hinsicht entgegen. Öffentliche Mittel zugun-
sten internationaler Umwelt- und Entwicklungspro-
jekte nehmen vor dem Hintergrund von Haushalts-
engpässen und wirtschaftlichen Strukturkrisen ab.
Zugleich hatte bis 1997 ein drastischer Anstieg aus-
ländischer privater Investitionen vor allem in Süd-
ostasien, Lateinamerika sowie Mittel- und Osteuro-
pa eingesetzt.Eine Aktivierung dieser privaten Inve-
stitionsbereitschaft zugunsten des weltweiten Schut-
zes der Biosphäre wurde international mit Blick auf
die Erfahrungen mit den in den vergangenen Jahren
zunehmend eingeführten Umweltfonds sowie hin-
sichtlich einer stärkeren Einbeziehung der Instru-
mente internationaler Finanzmärkte in die Finanzie-
rung umweltpolitischer Strategien diskutiert.Auslän-
dische private Investitionen, z. B. im Bereich der
Bioprospektierung sowie des Aufbaus von Label-
lingsystemen für Produkte aus biosphärenerhalten-
den Anbauformen, können neben privaten – philan-
thropischen – Stiftungen und Sponsoren zu wichti-
gen Finanzierungsquellen für nationale Umwelt- und
Entwicklungsprojekte werden (McNeely und Wea-
therly,1996;Acharya,1995).Eine Zusammenstellung
des UNDP Ende 1997 wies 46 existierende und 11 in
der Einführung befindliche Fonds in Entwicklungs-
ländern aus (Bayon und Deere,1998),die aus staatli-
chen Quellen und privaten Spenden finanziert wur-
den. Falls die asiatische Finanzkrise bald ihr Ende
findet und die ausländischen Investitionen wieder
zunehmen,wäre die Diskussion um die Stärkung des
privaten Engagements beim Aufbau und Manage-
ment internationaler Fonds vertieft zu führen.
Umweltfonds dienen allgemein der Bündelung fi-
nanzieller Ressourcen für Maßnahmen zu Zwecken
des Umweltschutzes. Damit ist ein weites Feld ange-
sprochen, das von der spezifischen Unterstützung
einzelner Projekte, z. B. Nationalparks in Uganda
und Jamaika, bis hin zur Umsetzung nationaler und
internationaler Umweltschutzstrategien, z. B. die In-
donesian Biodiversity Strategy reicht. Dementspre-
chend kommen auch sehr verschiedene Verwen-
dungszwecke des Fondskapitals in Frage, von der di-
rekten Bezuschussung von Maßnahmen bis hin zur
Finanzierung der Gründung sich finanziell selbsttra-
gender Umweltschutzprojekte.Zur laufenden Finan-
zierung können die Verzinsung eines Grundkapitals
(Stiftungslösung), laufende Einnahmen (aus Beiträ-
gen oder Gebühren) sowie die zeitlich festgelegte
Verausgabung des Fondskapitals, einschließlich der
Zinsen,eingesetzt werden.Die Bildung des Fondska-
pitals kann (wie bei der GEF) durch international
vereinbarte Zuschüsse von Mitgliedsländern,direkte
bilaterale Entwicklungshilfe, den Einsatz von Debt-
for-Nature-Swaps (Kap.I.3.5.3.2),private Stiftungen
oder den Erlös aus spezifischen Nutzungsgebühren
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Im Unterschied zu allgemeiner staatlicher (multi-
lateraler) Finanzierung bieten Fonds eher die Chan-
ce,Mittel gezielt und damit für die Öffentlichkeit er-
kennbar und überprüfbar für bestimmte Zwecke ein-
zusetzen (McNeely und Weatherly, 1996; OECD
1998). Ein erfolgreicher Einsatz dieses Finanzie-
rungsinstruments setzt eine überschaubare Verwal-
tung, ein an den Fondszielen ausgerichtetes Monito-
ring des Mitteleinsatzes sowie eine Sicherung dauer-
hafter Impulse für den internationalen Umwelt-
schutz voraus.Die existierenden Umweltschutzfonds
haben zu vielfältigen organisatorischen Lösungen
gegriffen, wobei insbesondere die Einbindung des
privaten Sektors mit unterschiedlicher Intensität ver-
folgt wird.So beteiligen sich NRO ebenso wie priva-
te Stiftungen an der Beschaffung finanzieller Mittel
und am Management. Die Einbindung privater Un-
ternehmen, z. B. pharmazeutischer Unternehmen im
Bereich der Bioprospektierung, in den Aufbau von
Umweltfonds erstreckt sich hingegen noch auf weni-
ge Umweltfonds. Gerade eine Stärkung dieser Ein-
bindung eröffnet jedoch mittelfristig zwei wichtige
Potentiale für die Finanzierung internationaler Um-
weltpolitik:
1. Entlastung öffentlicher Haushalte,
2. Stärkung und effizientere Organisation beim Um-
gang mit Fondsmitteln,da vor allem bei multilate-
ralen – öffentlich finanzierten – Fonds häufig hohe
Verwaltungskosten sowie intransparente Regeln
der Mittelvergabe festgestellt werden (Bayon und
Deere,1998).
Daher sollten institutionelle Anreize und Infrastruk-
turen für verstärktes privates Engagement verstärkt
geschaffen werden.Ein verstärktes Engagement pri-
vater Umweltschutzfonds bzw. weitergehender Fi-
nanzinnovationen bietet sich in den Fällen an, in de-
nen Schutzziele durch die Schaffung eindeutiger Ei-
gentumsrechte und den Aufbau privater Märkte
durchgesetzt werden können. Investitionen können
dann auf der Grundlage zu erwartender Erlöse (z.B.
durch Einnahmen aus Naturparks, Tourismus oder
Bioprospektierung) geplant werden, wobei neben
der konkreten Ausgestaltung von Anreizinstrumen-
ten der Aktivierung einer latenten Zahlungsbereit-
schaft durch entsprechende Informations- und La-
bellingstrategien eine entscheidende Bedeutung zu-
kommt (Kap. I 2). Im Bereich der Erhaltung beson-
ders wertvoller Ökosysteme sowie der globalen
Regelungsfähigkeit ist hingegen eher an eine ergän-
zende Funktion privater Finanzierung durch Sponso-
ren zu denken. Zur Sicherung einer finanziellen Ba-
sis für Erhaltungsmaßnahmen von Ressourcen mit
einem hohen ökonomischen Optionswert (Nah-
rungsproduktion, nachwachsende Rohstoffe, Bio-
prospektierung) steht zudem grundsätzlich die Aus-
gabe von Optionsrechten auf eine spätere wirtschaft-
liche Nutzung über internationale Finanzmärkte zur
Disposition.Allerdings beschränkt sich die Finanzie-
rungswirkung vorwiegend auf die einmalige Ausgabe
der Nutzungsrechte, positive Impulse auf eine
Durchsetzung von Erhaltungsanliegen hängen hier-
bei insbesondere von der Entwicklung der Preisbil-
dung auf den Finanzmärkten ab (Lerch, 1996; Bec-
ker-Soest, 1998b). Bisherige Erfahrungen mit dem
Einsatz von Umweltfonds weisen daraufhin,daß ins-
besondere folgende Aspekte den politischen Hand-
lungsbedarf bestimmen:
Transparenz und Operationalisierung der
Finanzierungskriterien
Für Kapitalgeber,aber auch für mögliche Begünstig-
te, ist entscheidend, daß die mit dem Umweltfonds
angestrebten Ziele auch tatsächlich erreicht werden
können. Hierzu bedarf es eindeutiger Kriterien und
Kontrollmechanismen. Als ein Beispiel für ver-
gleichsweise schwierig umzusetzende Kriterien gilt
die Vorgabe der GEF, lediglich zusätzliche Kosten
für den Schutz globaler Umweltgüter zu finanzieren.
Dezentralität und Vielfalt der
Umweltfonds
Die Besonderheit lokaler Gegebenheiten und Erfor-
dernisse einer Umsetzung von Managementregeln
und Erhaltungszielen legt es nahe,auch bei der Orga-
nisation und Zielsetzung der Umweltfonds weltweit
differenziert vorzugehen. Die sich herausbildende
Vielfalt der Umweltfonds mit regionalen Schwer-
punkten z.B.in Lateinamerika und Asien wird daher
vom Beirat begrüßt.Voraussetzung der erfolgreichen
Entwicklung dezentraler Umweltfonds, vor allem
auch der Einführung zusätzlicher privater Finanzie-
rungselemente, ist allerdings der Aufbau einer ent-
sprechenden Infrastruktur. Hierzu zählt neben dem
Einsatz dezentraler Anreizinstrumente auch die För-
derung lokaler Finanzierungsstrukturen in ländli-
chen Regionen (Yazon und Benjamin, 1997), um so-
wohl die Attraktivität dieser Gebiete für ausländi-
sche Investitionen als auch den Zugang der lokalen
Bevölkerung zu Finanzierungen und Entscheidun-
gen über die Umsetzung von Managementregeln zu
erleichtern.
Vernetzung dezentraler Umweltfonds
Ungeachtet der Vielzahl und Unterschiedlichkeit der
Umweltfonds bedarf es zur Verwirklichung globaler
Erhaltungsziele eines international konzertierten
Vorgehens. Die Unterstützung gegensätzlich ausge-
richteter oder paralleler Projekte mindert die Wirt-
schaftlichkeit des Einsatzes der Finanzierungsinstru-
mente.Darüber hinaus setzt die Beteiligung privater
Akteure, auch vor dem Hintergrund von Labelling-
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hohes Maß an Transparenz der Aktivitäten voraus.
Hier könnten die existierenden internationalen Or-
ganisationen in Kooperation mit den nationalen Re-
gierungen wichtige Informationsfunktionen über
„best practices“ im Finanzierungsbereich sowie
Möglichkeiten der privaten Partizipation überneh-
men, um zugleich auch den Übergang zu internatio-
nalen Finanzmärkten zu erleichtern (Chichilnisky,
1997).
Einbindung weltweiter Ausgleichsziele
Die Diskussion um die Finanzierung internationaler
Umwelt- und Entwicklungsprojekte wird häufig von
Nord-Süd-Konflikten überlagert. Angesichts der
weltweiten Bedeutung biologischer Ressourcen in
wirtschaftlich schwachen Ländern setzt eine weltwei-
te Schutzstrategie finanzielle Unterstützung aus den
OECD-Ländern voraus.Ansatzpunkte zur Verknüp-
fung entsprechender Umverteilungsanliegen mit ei-
nem effizienten Einsatz der finanziellen Ressourcen
sind jedoch überwiegend bei der Ausgestaltung de-
zentraler Anreizinstrumente in Verbindung mit einer
Stärkung des Zugangs der lokalen Bevölkerung in
vielen Entwicklungsländern zu finden.Insoweit geht
einer Forderung nach einem verstärkten finanziellen
Engagement der wirtschaftlich starken Länder die
Stärkung dezentraler Anreizinstrumente sowie der
Abbau existierender Fehlanreize,z.B.im Bereich der
internationalen Agrarpolitik,und Hemmnisse für lo-
kale Bevölkerungsgruppen voraus.
Insgesamt erweist sich ein Blick auf die Finanzie-
rung internationaler Politik zum Schutz der Biosphä-
re erst in zweiter Linie als Aufforderung an die
OECD-Länder zu einem verstärkten finanziellen
Engagement der öffentlichen Haushalte.Wie die Er-
fahrungen mit den Umweltfonds zeigen, ergibt sich
vor allem ein Handlungsbedarf beim Aufbau institu-
tioneller Strukturen und der Fortentwicklung von In-
formations- und Anreizsystemen. Der Beirat spricht
sich daher für einen differenzierten Einsatz von Um-
weltfonds aus,wobei vor allem bei der Erhaltung zu-
gunsten von Ernährung, Rohstoffproduktion und
Prospektion sowie bei der Umsetzung von Manage-
mentstrategien ein besonderer Fokus auf privaten Fi-
nanzierungsinstrumenten liegt.Gelingt es zudem,die
vielfältigen Fehlanreize zur Gefährdung der Bio-
sphäre durch Subventionsmaßnahmen abzubauen,
muß eine Umsetzung internationaler Politik zum
Schutz der Biosphäre nicht mit weiteren finanziellen
Lasten für die öffentlichen Haushalte verbunden
sein.
I 3.5.3
Entwicklungszusammenarbeit
I 3.5.3.1
Aktivitäten zum Biosphärenschutz
Die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) stellt für
den Biosphärenschutz ein wichtiges Instrument dar.
Zwei Sektorkonzepte des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) geben die Grundlinien der deutschen Ent-
wicklungspolitik im internationalen Naturschutz vor.
1992 wurde das Rahmenvorhaben „Förderung der
Umsetzung internationaler Tropenwald-relevanter
Programme“ aufgelegt,1997 kam das Sektorkonzept
„Erhaltung der biologischen Vielfalt durch Natur-
schutz“ hinzu. In beiden Konzepten spielt die Suche
nach Kompensationsmechanismen zum Ausgleich
von Nutzungsverzichten eine wichtige Rolle.Grund-
gedanke ist, durch die Schaffung neuer Einkom-
mensquellen im Umfeld von Schutzgebieten und
durch eine kontrollierte Nutzung der Schutzgebiete
selbst Ausgleichsmöglichkeiten zu den herkömmli-
chen Einkommensformen zu schaffen (Kap.E 3.3).
Neben Sektorkonzepten hat das BMZ auch zeit-
lich begrenzte Sektorvorhaben mit Pilotcharakter
initiiert. 1993 wurde ein Sektorvorhaben „Umset-
zung der CBD“ (BIODIV) eingerichtet,das die Ent-
wicklungsländer bei der nationalen Umsetzung der
Konvention unterstützen soll und damit die Imple-
mentierung von Einzelmaßnahmen mit Pilotcharak-
ter. Zu den Aufgaben zählt auch die Unterstützung
nationaler Biodiversitätsstrategien.Das Projekt wird
von der Deutschen Gesellschaft für Technische Zu-
sammenarbeit (GTZ) im Auftrag des BMZ durchge-
führt.
Das im Nachgang zu UNCED eingerichtete „Tro-
penökologische Begleitprogramm“ (TÖB) ist ein
von der GTZ durchgeführtes überregionales Ser-
viceprojekt, das der bedarfsorientierten Projektbe-
gleitung in den Bereichen Tropenwald und Tropenö-
kologie dient. Ziel des TÖB ist es, die ökologische
Nachhaltigkeit von EZ-Vorhaben zu erhöhen. Dazu
wurde ein projektbegleitender Forschungs- und Be-
ratungsservice aufgebaut, der EZ-Vorhaben bei um-
weltrelevanten Fragen unterstützt. Die gewonnenen
Ergebnisse fließen direkt in Planung und Umsetzung
ein. TÖB veröffentlicht die Erkenntnisse und stellt
sie anderen EZ-Sektoren und -Organisationen zu
Verfügung.
Das Sektorvorhaben zum Tropenwaldschutz hat
zum Ziel, die Arbeit der NRO im nationalen Natur-
schutz zu dokumentieren und zur Akzeptanz ihrer
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den beteiligten Naturschutz-NRO aufgebaut, die
auch Maßnahmen der EZ unterstützen soll. Dane-
ben werden nationale und internationale NRO ge-
fördert, die im Tropenwaldschutz aktiv sind (30 Pro-
jekte). Der deutsche Beitrag zum internationalen
Agrarforschungsnetzwerk CGIAR (Consultative
Group on International Agricultural Research) wird
durch das Sektorvorhaben „Förderung der interna-
tionalen Agrarforschung“ unterstützt, das mit einer
Reihe von Projekten v. a. die nationale Agrarfor-
schung stärkt. Die 1995 beschlossene strategische
Neuausrichtung von CGIAR auf den Schutz der na-
türlichen Ressourcen und der Umwelt sowie die Er-
haltung der genetischen Vielfalt war hierbei ein Mei-
lenstein. Hinzu kommen eine Reihe von Projekten
zum Biosphärenschutz im Rahmen der bilateralen
Zusammenarbeit.
Darüber hinaus stellt Deutschland im Rahmen
der EZ weltweit Experten zum Biosphärenschutz
zur Verfügung. Schließlich hat die Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) im Rahmen der finanziellen
Zusammenarbeit, bei der Investitionen von Partner-
ländern unterstützt werden, 30% ihrer Gesamtzusa-
gen für die Förderung der Entwicklungsländer im
Bereich Umwelt- und Ressourcenschutz eingesetzt
(1998:0,8 Mrd.DM).Auch im multilateralen Bereich
engagiert sich Deutschland für den Biosphären-
schutz. Zwischen 1994–97 betrug der deutsche Bei-
trag zur GEF rund 390 Mio.DM,das macht 12% der
Gesamtetats aus. Nach Japan und den USA ist
Deutschland drittgrößter Beitragszahler.
Insgesamt befürwortet der Beirat die in den letz-
ten Jahren entwickelten Konzepte des BMZ zur ent-
wicklungspolitischen Naturschutzarbeit und em-
pfiehlt diesen Weg weiter zu beschreiten. Besonders
wichtig ist dabei das Sektorkonzept „Erhaltung der
biologischen Vielfalt durch Naturschutz“,in dem Na-
turschutzarbeit als eine Querschnittsaufgabe defi-
niert wird.Erste Ansätze,den Naturschutz in die Flä-
che zu tragen,sind bereits sichtbar.
I 3.5.3.2 
Finanzierungsinstrumente
Trotz des festzustellenden Engagements im Bereich
der Erhaltung und der nachhaltigen Nutzung der
Biosphäre muß darauf hingewiesen werden, daß bei
anhaltendem demographischen Trend in den Ent-
wicklungsländern auf absehbare Zeit auch die letz-
ten noch verbliebenen naturnahen Gebiete gefähr-
det sein werden.Besonders in Lateinamerika,Afrika
und Asien wird das Konzept der nachhaltigen Nut-
zung natürlicher Ressourcen an seine Grenzen sto-
ßen. Eine Strategie zur nachhaltigen Nutzung dieser
Ressourcen wird nur dann in der Lage sein,die wach-
senden Nutzungsinteressen zu befriedigen, wenn sie
entsprechend steigerungsfähig ist, d. h. mehr für die
Menschen erwirtschaften kann. Daher müssen auch
Schutzgebiete immer wirtschaftlicher werden, um
die Verantwortlichen vor Ort von ihrer Erhaltung zu
überzeugen (Krug,1997).Dies wird nicht ohne exter-
ne Hilfe möglich sein.Hinzu kommt,daß der Verlust
biologischer Vielfalt mit so hoher Geschwindigkeit
voranschreitet, daß es vielfach nur noch um eine se-
lektive Rettung besonders wichtiger Gebiete gehen
kann.
Globale Umweltfazilität – GEF
Zukünftig müssen deshalb weitere Finanzierungs-
strategien für den Naturschutz entwickelt werden.
International stellt bereits die GEF ein bedeutendes
Finanzierungsinstrument für die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der Biodiversität dar,allerdings
häufen sich in jüngster Zeit die Klagen über die
Schwierigkeiten des Nachweises der Zusatzkosten
(incremental costs). Viele Projekte zum Biodiversi-
tätsschutz sind lokal ausgerichtet und haben Schwie-
rigkeiten beim Nachweis der globalen Relevanz. Bei
Projekten zum Klimaschutz gibt es diese Probleme
nicht. Die 1991 auf deutsch-französische Initiative
eingerichtete GEF deckt dabei nur die Zusatzkosten,
die den Entwicklungsländern bei Maßnahmen für
den globalen Umweltschutz entstehen, und nicht die
Kosten für jene Maßnahmen, die das betreffende
Land im Rahmen seiner nationalen Politik ohnehin
ergriffen hätte. Die Finanzierung von Projekten
durch die GEF erfolgt immer als Ergänzung zu den
Eigenleistungen der betreffenden Länder oder zur
bi- oder multilateralen Entwicklungszusammenar-
beit. Rund 40% der GEF-Mittel fließen in Projekte,
die der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung biologi-
scher Vielfalt dienen.4,1% dieser Mittel dienen dem
Biodiversitätserhalt in ariden und semiariden Gebie-
ten, 6,5% in Küstenzonen, 15,5% in Waldökosyste-
men, 2,4% in Gebirgsökosystemen, 2,2% sonstigen
unterstützenden Aktivitäten und 8% der GEF-Mit-
tel zum Biodiversitätsschutz werden für kurzfristige
Maßnahmen eingesetzt. 1998 bis 2002 stehen der
GEF insgesamt 2,75 Mrd.US-$ zur Verfügung.
Ein zusätzliches Finanzierungsinstrument könnte
sich aus dem im Kyoto-Protokoll vereinbarten Clean
Development Mechanism (CDM) entwickeln, aller-
dings befürchten die afrikanischen Länder, hierbei
kaum berücksichtigt zu werden. In der internationa-
len Zusammenarbeit werden zudem bereits seit län-
gerem durch EZ-Institutionen und private Geber na-
tionale Naturschutzfonds zur Absicherung von Inve-
stitionen im Naturschutzbereich gefördert. Aller-
dings muß dieses Instrument vorsichtig angewendet
werden,da die Gefahr droht,daß damit lediglich na-
tionale Budgetentlastungen finanziert werden. Aus386 I Globale Biosphärenpolitik
diesem Grund hat sich die deutsche EZ in diesem
Bereich zurückgehalten.
Debt-for-Nature-Swaps
Ein vielversprechendes Instrument in der EZ stellt
aus der Sicht des Beirats der Schuldentauschhandel
zum Naturschutz dar (Debt-for-Nature-Swaps). Mit
dem Tausch von Schulden gegen Naturschutzmaß-
nahmen soll es den Entwicklungsländern ermöglicht
werden, ihre Schuldenlast zu reduzieren und gleich-
zeitig Investitionen zum Ressourcenschutz durchzu-
führen. Dieses Instrument stellt eine sinnvolle Mög-
lichkeit zur Finanzierung von Naturschutzprojekten
dar, sofern die gestellten Bedingungen akzeptiert
und Kontrollen ermöglicht werden.Weltweit wurden
zwischen 1987 und 1994 etwa 178 Mio.US-$ mit Hil-
fe des Schuldentauschhandels erlassen und auf diese
Weise Finanzmittel für Projekte zum Biodiversitäts-
schutz bereitgestellt (Bayon und Deere, 1998). Seit
1993 wurde dieses Instrument durch Deutschland
mit etwa 200 Mio. DM jährlich gefördert, derzeit be-
finden sich über 700 Mio. DM in der Implementie-
rungsphase.Bis vor kurzem war der Schuldentausch-
handel auf bilaterale und private Gläubiger be-
schränkt, multilaterale Gläubiger waren nicht am
Schuldentauschhandel beteiligt.
Diese Position ist in Bewegung geraten durch die
1996 begonnene Schuldeninitiative von IWF und
Weltbank für hochverschuldete arme Entwicklungs-
länder (Highly Indebted Poor Countries Initiative,
HIPC). Diese Strategie basiert auf dem Ansatz, daß
Schuldenerleichterungen seitens der internationalen
Gebergemeinschaft an die Umsetzung wirtschaftpo-
litischer Gesundungs- und Reformmaßnahmen
durch das Schuldnerland geknüpft werden. Auf die-
ser Basis konnte bereits eine erhebliche Absenkung
der Schuldenbelastung für sieben Länder erreicht
werden, die bislang Zusagen über Schuldenentla-
stungen von rund 3 Mrd. US-$ erhalten haben.Vom
G8-Gipfel in Köln 1999 ging ein deutliches Signal zur
weiteren Unterstützung der ärmsten Entwicklungs-
länder aus. Die dort verabschiedete „Kölner Schul-
deninitiative“ der Bundesregierung zielt vor allem
auf eine Vertiefung und Beschleunigung der HIPC-
Initiative ab.Bis zum Jahr 2000 erhalten alle zugangs-
berechtigten Länder Klarheit über Umfang und
Zeitpunkt der Entschuldung. Die Schuldenlast der
ärmsten Länder der Welt soll um bis zu 70 Mrd.US-$
erleichert werden. Davon profitieren voraussichtlich
36 Entwicklungsländer. Auf der Grundlage dieses
multilateral abgestimmten Vorgehens wurde außer-
dem ein verbindlicher vollständiger Schuldenerlaß
von Schulden im Pariser Klub für jene Länder be-
schlossen,die sich für Hilfen bei der HIPC-Initiative
qualifizieren. Die Schuldnerländer sollen dadurch
freiwerdende Mittel für Vorhaben einsetzen,die eine
nachhaltige Entwicklung fördern.Im 1956 gegründe-
ten Pariser Klub verhandeln die Gläubigerregierun-
gen mit ihren Schuldnern über öffentlich-bilaterale
Schulden der Länder des Südens.Als wichtige Gläu-
biger sind die größeren OECD-Regierungen in der
Regel an allen Umschuldungsverhandlungen im
Klub beteiligt. Die Kritik an der Schuldeninitiative
(u.a.von den Kirchen) richtete sich an den aus ihrer
Sicht mangelnden Umfang der Entschuldungsmaß-
nahmen. Der Beirat begrüßt die Schuldeninitiative,
weil sie den betroffenen Ländern u. a. mehr Spiel-
raum für den Umweltschutz bietet und erachtet wei-
tere Schritte in diese Richtung für sehr sinnvoll. Um
den Biosphärenschutz zu verbessern und zu stärken
ist aber auch ein höheres finanzielles Engagement in
der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit er-
forderlich. In diesem Zusammenhang hat der Beirat
wiederholt darauf hingewiesen, daß eine Erhöhung
der Mittel für die deutsche EZ dringend geboten er-
scheint und eine Zielgröße von 1% des Bruttosozial-
produktes erstrebenswert und der Dringlichkeit des
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Der vielleicht wichtigste Aspekt beim Thema „Bio-
sphäre“ ist der eklatante Wissensmangel. Nur ein
kleiner Bruchteil der Arten ist bislang beschrieben,
die Gesamtzahl der Arten weltweit ist nicht einmal
der Größenordnung nach bekannt. Das gesamte Ar-
tenspektrum der Erde erfassen und beschreiben zu
wollen,ist bereits eine Jahrhundertaufgabe.Wenn zu-
dem noch die Rolle erforscht werden soll, die jede
Art in ihrem Ökosystem spielt, oder der mögliche
Nutzen, der aus jeder Art gezogen werden könnte,
steht die Forschung vor einem nahezu unlösbaren
Problem. Die wissenschaftliche Aufklärung der öko-
logischen Funktion nur einer Art ist bereits an-
spruchsvoll und schwierig:die Aufgabe,dies vollstän-
dig für die bekannten oder gar für die unbekannten
Arten zu tun,ist titanisch.Angesichts dessen gewinnt
die Frage nach der Prioritätensetzung in der Bio-
sphärenforschung entscheidende Bedeutung.
Da dieses Gutachten – wie auch die Biodiversi-
tätskonvention – biologische Vielfalt nicht in einem
ausschließlich biologischen Kontext betrachtet, son-
dern auch die sozioökonomischen Wechselwirkun-
gen mit einbezieht, kann sich eine entsprechende
Forschungsstrategie nicht auf biowissenschaftliche
Forschung im engeren Sinn – etwa Taxonomie,Syste-
matik und Ökosystemforschung – beschränken. Es
muß auch die Integration mit der nachhaltigen Nut-
zung biologischer Vielfalt geleistet werden
(agrar-, forst-, fischereiwirtschaftliche Forschung).
Dies erfordert einen interdisziplinären Ansatz, der
z. B. auch Ökonomie, Ethik, Psychologie und Sozio-
logie mit einbindet.Dabei geht es unter anderem um
Methoden zur ökonomischen Bewertung und In-
Wert-Setzung,zur Bewußtseinsbildung und zum Vor-
teilsausgleich beim Zugang zu genetischen Ressour-
cen.
Je umfassender der Auftrag und je breiter der
Kreis der zu beteiligenden Disziplinen angelegt wird,
desto größer ist die Gefahr lediglich „multidiszipli-
närer“ Forschung,die die Ergebnisse der verschiede-
nen Teildisziplinen nebeneinander stellt,ohne sie be-
reits beim Forschungsansatz zu integrieren. Auch
sind die Elemente vorgeschlagener Biodiversitäts-
programme oft so allgemein formuliert, daß nahezu
jedes biologisch-ökologische Projekt dort eine Hei-
mat finden wird:die Herangehensweise ist meist eher
enzyklopädisch als strategisch.
Folglich konnte die Biodiversitätsforschung bis-
lang nur wenig Einfluß auf politische Entscheidun-
gen haben (Catizzone et al.,1998).Um so mehr legen
die Dringlichkeit der Biodiversitätskrise und die dar-
aus ableitbare Verantwortung der Wissenschaft ge-
genüber der Gesellschaft, gepaart mit den knappen
Forschungsressourcen, ein strategisches Vorgehen
nahe.
Ausgangspunkt für eine problemorientierte Stra-
tegie sollte die Frage sein, welche der Leistungen
oder Produkte gefährdet sind, die die Biosphäre für
Mensch und Gesellschaft erbringt, bzw. welche aku-
ten Probleme im Wechselspiel zwischen Gesellschaft
und Biosphäre vorhanden sind (di Castri,1996).Eine
Kernfrage ist dabei, wieviel natürliche Ökosysteme
und biologische Vielfalt auf den verschiedenen Ebe-
nen (lokal, regional, global) notwendig sind, um die
Ökosystemgüter und -leistungen langfristig zu si-
chern (PCAST,1998).
Tatsächlich kann ein ganzes Bündel von zentralen
Fragen gestellt werden:Was leistet die Biosphäre für
den Menschen? Welche Elemente sind für ihn beson-
ders wertvoll? Welche sind unverzichtbar? Sind sie
geographisch explizit definierbar? Ist bekannt, in
welchem Zustand sie sind und welchen Bedrohun-
gen sie ausgesetzt sind? Wie können die begrenzten
Forschungskapazitäten möglichst effizient für den
Schutz dieser besonders wichtigen Elemente einge-
setzt werden? Wie kann internationale Kooperation
für diesen Ansatz garantiert werden? Wie wird Dop-
pelarbeit vermieden, ohne die notwendige For-
schungskonkurrenz völlig aufzugeben? Reicht die
Methoden- und Theoriebasis aus, um diese Fragen
befriedigend zu beantworten? Diese exemplarischen
Fragen lassen sich leicht zu einer langen Liste erwei-
tern.
Der Beirat stellt mit diesem Kapitel einen strate-
gischen Rahmen zur Biosphärenforschung vor, der
als Grundlage für ein europäisch wie international
vernetztes Forschungsprogramm dienen kann. Zum
Teil ist dieser Rahmen bereits mit konkreten inhalt-
lichen Forschungsempfehlungen ausgefüllt, aller-
dings erhebt der Beirat keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit.
Die Eckpunkte einer Strategie zur Biosphärenfor-
schung bilden die drei folgenden Aspekte:(1) Priori-
tät muß die Forschung zu den kognitiven Grundla-
gen der Leitplankenstrategie zur Biosphäre haben
(Kap.J 1);(2) zusätzlich muß es Forschung zu Metho-
den und Instrumenten geben (Kap. J 2); (3) ange-
sichts des Wissens- und Theoriedefizits ist eine breite
Grundlagenforschung notwendig, die sowohl biolo-
gisch-ökologische als auch sozioökonomische Ele-
mente enthalten muß (Kap.J 3).Einige Elemente für
eine solche Strategie hat der Beirat bereits in seinem
Forschungsgutachten dargelegt, sie werden hier er-
neut aufgegriffen und ergänzt (WBGU, 1996b). Die
in Kap.J 3.1 vorgestellten Vorschläge zur biologisch-
ökologischen Grundlagenforschung lassen sich mit
den Kernprogrammelementen des globalen For-
schungsprogramms zur biologischen Vielfalt „Diver-
sitas“ sehr gut in Übereinstimmung bringen (Diver-
sitas,1998).Forschung zu den fünf biologischen Imperativen J 1
Der Beirat hat in Kap. I 1 eine Leitplankenstrategie
für die Bewahrung und nachhaltige Nutzung der Bio-
sphäre entwickelt, die auch als Anhaltspunkt für die
Prioritätensetzung in der Forschung nützlich ist. Um
die Leitplankenstrategie des Beirats in eine For-
schungsstrategie umzusetzen,wird hier nach den bio-
logischen Imperativen gegliedert (Kap. I 1). Neben
den Forschungsfragen, die in diesem Gutachten auf-
geworfen werden,bezieht sich dieses Kapitel auf eine
Reihe von aktuellen Publikationen zum Thema (Sol-
brig,1994;Holz und Kaule,1995;GTZ,1997;RMNO
und NRLO, 1997; Ziegler et al., 1997; Barthlott und
Gutmann, 1998; Catizzone et al., 1998; Linsenmair,
1998; Meyer et al., 1998; PCAST, 1998; Specht, 1998;
Diversitas,1998).
J 1.1
Integrität der Bioregionen bewahren
Die Landschaft ist das „Habitat der Menschen“.Auf
der regionalen Ebene können die Menschen Natur,
Biodiversität, Ökosysteme und stoffliche Kreisläufe
erleben und verstehen (Kap. E 3.9). Vor allem kon-
krete Probleme im Konfliktfeld Landnutzung versus
Naturschutz finden dort ihren Ausdruck, auch wenn
sie wesentlich von nationalen oder globalen Rah-
menbedingungen abhängen. Die Integration natur-
wissenschaftlicher, sozial- und gesellschaftswissen-
schaftlicher Forschung ist auf dieser Ebene geradezu
zwingend: bioregionale Forschung sollte interdiszi-
plinär sein.Daher ist es wichtig,Forschung zum The-
ma Biosphäre verstärkt auf dieser Maßstabsebene zu
fördern.
Der Beirat hat die gleichberechtigte Stellung dif-
ferenzierter Anforderungen an den Landschafts-
raum betont:Schutz vor Nutzung,Schutz durch Nut-
zung und Schutz trotz Nutzung (Kap.E3.3).In jedem
der drei Bereiche – die eher ein Kontinuum als streng
voneinander abgrenzbare Typen darstellen – müssen
Nutzung und Erhaltung biologischer Vielfalt in Ein-
klang gebracht werden, wenn auch in jeweils abge-
stufter und differenzierter Form. Daraus ergeben
sich eine Reihe von Forschungsfragen zur Entwick-
lung eines differenzierten Systems der Landnutzung.
Schutzgebiete: „Schutz vor Nutzung“
• Auf der Ebene der Bioregion sind vor allem die
Definition und Bewertung der ökosystemaren Lei-
stungen naturnaher Ökosysteme (Kasten D 2.5-1;
Kap. E 3.9) sowie Kriterien zur sinnvollen Aus-
wahl von Schutzgebieten und ihres topologischen
Zusammenhangs wichtige Forschungsfragen. In
Kulturlandschaften wird der Naturschutz vom
Strukturwandel in der Landnutzung vielfach vor
besondere Herausforderungen gestellt, denen
durch problemorientierte Forschung begegnet
werden sollte (z. B. Offenlandbiotope Mitteleuro-
pas; BMBF, 1998). Die Forschungsfragen zur glo-
balen Bedeutung von Schutzgebieten werden in
Kap.J 1.4 behandelt.
• Landnutzungsentscheidungen,die für einen Ort in
der Landschaft getroffen werden, haben oft Aus-
wirkungen auf andere Bereiche. Das Verständnis
für die Einfluß- und Gefährdungsfaktoren,für die
Leistungen von Schutzgebieten in ihrer Einbet-
tung in die umliegende Kulturlandschaft sowie ih-
rer sozioökonomischen Rahmenbedingungen und
Triebkräfte ist Voraussetzung für erfolgreichen
Naturschutz. Um diese Zusammenhänge verste-
hen zu können, ist Forschung auf dem Gebiet der
größeren  Landschaftsmuster und -prozesse not-
wendig. Hierfür ist auch die Methodenentwick-
lung für eine Erfassung regional bedeutender
Ökosystemleistungen und ihrer Bedeutung für die
umliegenden intensiv genutzten Flächen ein wich-
tiges Forschungsthema.
• Das Erkennen der Grenzen der nachhaltigen Nut-
zung in natürlichen Ökosystemen (z. B. Naherho-
lung und Tourismus,Sammeln und Bioprospektie-
rung, Jagd, Fischerei, Holzernte) und die Auswahl
geeigneter Naturschutzinstrumente für die regio-
nale Umsetzung sind Schlüsselthemen. Hierbei
muß vermehrt Wert auf Forschung zur Rolle loka-
ler Gemeinschaften für die Erhaltung biologi-
scher Vielfalt (Beziehung zwischen Kulturschutz
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turschutzes in der Bevölkerung und zur geeigne-
ten Vermittlung seiner Ziele (Ökopädagogik) ge-
legt werden.
• Für die Restaurierung bzw. Renaturierung bereits
degradierter (terrestrischer wie mariner) Flächen
besteht zunehmende Nachfrage nach wissen-
schaftlich begründeten Konzepten (Kasten
D 2.4-1).Wichtig ist hierfür die Forschung zur Be-
deutung von Fragmenten verbliebener natürlicher
Vegetation,zu Korridoren und Trittsteinökosyste-
men. Vergleichende Studien mit langer Laufzeit
und sozioökonomischer Komponente sind zu em-
pfehlen.
Extensive Landnutzung: „Schutz durch
Nutzung“
• Das Konzept „Schutz durch Nutzung“ bedeutet
einen  Balanceakt zwischen der wirtschaftlichen
Tragfähigkeit und der Erhaltung wichtiger Ökosy-
stemstrukturen oder -leistungen. Dementspre-
chend wird die Forschung u.a.folgende Fragen zu
beantworten haben: Welche Formen extensiver
Nutzung sind auch wirtschaftlich tragfähig? Wie
können ökologische Leistungen und Erhaltung
biologischer Vielfalt in der Kulturlandschaft mo-
netär bewertet werden (Kap. J 3.2.3)? Wie kann
man die Konflikte zwischen Nutzung und Erhal-
tung von biologischer Vielfalt am besten lösen? 
• Dieser Landschaftstyp bietet eine besondere
Chance, die Erhaltung von (wilder und domesti-
zierter) Vielfalt pflanzengenetischer Ressourcen in
die landwirtschaftliche Nutzung zu integrieren
(Kap. J 1.2). Bei entsprechenden Methoden, ihrer
Anwendung und Evaluation bestehen noch er-
hebliche Kenntnislücken.
• Die bisherigen Fallstudien müssen ausgewertet
werden, um eine bessere Anpassung an die jewei-
lige regionale Situation zu erreichen. Das Zusam-
menspiel von ökonomischen Anreizen, Motiva-
tion der lokalen Bevölkerung, den erforderlichen
institutionellen Rahmenbedingungen und der
Einhaltung von ökologischen Schutzzielen bei der
Strategie „Schutz durch Nutzung“ bedarf noch ei-
ner eingehenderen systematischen Auswertung.
Intensive Nutzung: „Schutz trotz Nutzung“
• Bei intensiver Landnutzung beeinflußt die biologi-
sche Vielfalt in starkem Maß auch das Auftreten
und die Kontrolle von Schadorganismen,Pathoge-
nen und Bestäubern. Im Hinblick auf eine nach-
haltige und umweltschonende Landnutzung ist
diesem Aspekt besondere Aufmerksamkeit zu
widmen und die Forschung auf diesem Gebiet zu
verstärken.
• Der Beirat sieht Forschungsbedarf zur Aufklärung
der Beziehungen zwischen biologischer Vielfalt
(Struktur und Funktion) und den Leistungen in-
tensiv genutzter Ökosysteme (Kap. J 3.1.3). Hier
stellen sich Fragen nach einer spezifischen Zusam-
mensetzung der Arten, die für Selbstregulations-
funktionen des Systems erforderlich sind, sowie
die Ermittlung der kritischen Größen von biologi-
scher Vielfalt, um Leistungen im intensiv genutz-
ten Agrarökosystem aufrechtzuerhalten. Es be-
darf hierzu weiterer Erforschung der Funktions-
zusammenhänge von intrasystemarer und inter-
systemarer Biodiversität. Dazu zählt auch die
Klärung, inwieweit ein standörtlich angepaßtes
Verhältnis von struktureller Vielfalt und Agrar-
biodiversität leistungsfördernd oder stabilisierend
wirkt bzw. welche Landschaftsveränderungen
bzw. Nutzungswandel zu Beeinträchtigungen füh-
ren. Hierfür sollten die Forschung zur biologi-
schen und zur genetischen Diversität verbunden
werden.
Übergreifende Fragen
Die Herausforderung auf regionaler Ebene besteht
darin, die verschiedenen Landschaftstypen in der
Region zu integrieren, um zu nachhaltigen, multi-
funktionalen Landnutzungssystemen bzw. zu Strate-
gien für die nachhaltige Nutzung natürlicher Syste-
me zu kommen, die an die jeweiligen regionalen na-
turräumlichen wie sozioökonomischen Bedingungen
angepaßt sind (Kap.E 3.9).
• Externe Inputs in der Landwirtschaft stehen teil-
weise in Substitutionsbeziehungen zu Ökosystem-
leistungen. Ausgehend von der Überlegung, daß
der Schutz der Agrarbiodiversität am besten
durch ihre nachhaltige Nutzung gewährleistet
werden kann, ergibt sich vordringlicher For-
schungsbedarf für die Erfassung des potentiellen
und tatsächlichen Beitrags von Agrarbiodiversität
zur Produktivität, Stabilität und Nachhaltigkeit
von Agrarökosystemen (Kap. D 3.4). Der gezielte
Beitrag oder Einsatz von biologischer Vielfalt als
„Betriebsmittel“ bedarf der Untersuchung.
• Die Erfassung biologischer Vielfalt, der Ressour-
cen und Leistungen von Ökosystemen und Agrar-
biodiversität, die Bewertung ihres Status bzw.
Trends anhand von Indikatoren stehen noch vor
großen methodischen Problemen (Kap.J 2.1).De-
ren Lösung ist wichtige Grundlage für die Ent-
wicklung regionaler Nachhaltigkeitsindizes und
räumlicher Modelle auf den verschiedenen Maß-
stabsebenen.Die Analyse der Gefährdung wichti-
ger Ökosystemleistungen durch menschliche Ak-
tivität,die Abschätzung der Folgen sowie die Ent-
wicklung von Grenzwerten der Kritikalität würde
von solchen räumlichen Modellen wesentlich pro-
fitieren.Eine Kernfrage hierbei ist,wie die Fähig-
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xer Ökosysteme auf Störungen vorauszusehen
(Kap.J 3.1.3).
• Die in verschiedenen Gesellschaftsformen unter-
schiedlichen Gegebenheiten – vor allem sozio-
ökonomische und agrarpolitische Rahmenbedin-
gungen – für ein erfolgreiches,regionales Manage-
ment mit und durch die lokale Bevölkerung
verdienen verstärkte Beachtung. Hierzu ist trans-
disziplinäre Begleitforschung von Natur- und So-
zialwissenschaften zu regionalen Managements-
trategien unter Beteiligung der lokalen Akteure
notwendig. Der Ansatz des bioregionalen Ma-
nagements und seine verschiedenen Instrumente
bieten interessante Gesichtspunkte und sollten
von der Forschung verstärkt beachtet werden.Ins-
besondere sollte zu den Auswirkungen von recht-
lichen, ökonomischen und agrarpolitischen Rah-
menbedingungen auf den Zusammenhang von
Landnutzung und Agrarbiodiversität geforscht
werden.
• Die drei Typen der Landschaftsnutzung sind im
Gutachten nur grob klassifiziert worden. Um die
Ableitung von konkreten Handlungsempfehlun-
gen für bestimmte Regionen zu erleichtern,ist die
Entwicklung von Kriterien zu empfehlen, anhand
derer dann eine regional differenzierte Klassifika-
tion von Landschaftstypen erfolgen kann.
• Ein hoher Wissensbedarf besteht zu regionalen
Tragfähigkeitsgrenzen für Tourismus, insbesonde-
re in bezug auf die Ausweisung von Zonen unter-
schiedlicher Nutzungsintensität. Es sollte daher
untersucht werden, ob sich für verschiedene Na-
turlandschaften oder Schutzgebiete Tragfähig-
keitsgrenzen des Tourismus anhand von kritischen
„Störungsraten“ für Tiere, Pflanzen oder Ökosy-
steme ermitteln lassen.
• Zur Tropenwaldforschung und zur Tropenökolo-
giegibt es in Deutschlandbereits erfolgreiche Pro-
gramme mit guter Zusammenarbeit mit Entwick-
lungsländern (BMBF-Programm SHIFT;Tropen-
ökologisches Begleitprogramm der GTZ; Kap.
I 3.5.3.1).Diese Erfahrungen sollten auch in ande-
ren Bereichen genutzt werden.So sollten gemein-
same Projekte von deutschen Wissenschaftlern
mit Wissenschaftlern aus Entwicklungsländern
zur Agrarforschung verstärkt gefördert werden,
die entscheidende Beiträge zur globalen Ernäh-
rungssicherheit, zur Armutsbekämpfung und zum
Umwelt- und Ressourcenschutz liefern können
(ATSAF, 1996). Der Forschung „vor Ort“ kommt
eine bedeutende Multiplikatorfunktion zu. Dem
finanziellen Einbruch in der Förderung der inter-
nationalen Agrarforschung sollte durch verstärk-
tes deutsches Engagement entgegengewirkt wer-
den (WBGU, 1998a). Insbesondere wird empfoh-
len, daß das BMZ mehr Mittel als bisher für die
Förderung der Forschung über die vielfältigen
Aspekte von Biodiversität für die Nahrungs-, Fut-
termittel- und Rohstoffproduktion in den Ent-
wicklungsländern bereitstellt. Diese Aktivitäten
sollten mit denen des BMBF und des BML abge-
stimmt werden. Zur stärkeren Einbindung des
vorhandenen Forschungspotentials der Universi-
täten sollte auch die DFG in den Entwurf entspre-
chender Programme mit einbezogen werden.
J 1.2
Aktuelle biologische Ressourcen sichern
Grundlagen und Bewertung
• Die  „strategische Genreserve“ der Menschheit
darf nicht gefährdet werden (Kap.I 1.2).Dazu ge-
hören vor allem die traditionellen Sorten von
Nutzpflanzen und -tieren und deren wildverwand-
te Arten. Daher sollte generell die Forschung zu
genetischen Ressourcen auf die Erhaltung und
Erhöhung der Sortenvielfalt und des Kulturarten-
spektrums ausgerichtet sein (Kap.D 3.4;Meyer et
al.,1998).
• Eine verstärkte Erfassung und Erforschung der
Kultur- und Wildarten „on farm“ erscheint drin-
gend geboten (FAO, 1997a). Dabei sollten auch
die Nutzpflanzen einbezogen werden,die nicht zu
den „Top 30“ gehören (Kap.D 3.4.2).Kulturpflan-
zen wie Maniok, Kartoffel, Hirse,Amaranth oder
agroforstwirtschaftlich nutzbare Bäume, die re-
gional eine bedeutende Nahrungsgrundlage sind
und deren Potential bei weitem nicht ausgeschöpft
ist, bedürfen dringend der Weiterentwicklung
durch die Pflanzenzüchtung und der ökophysiolo-
gischen Erforschung.
• Identifizierung wertvoller Wildarten oder Popula-
tionen mit gewünschten Eigenschaften (z.B.Resi-
stenzen) für die Sicherung der genetischen Vielfalt
der Kulturarten sollte vorrangig sein. Weiterhin
sind die Nutzungspotentiale von Pflanzen, beson-
ders im Hinblick auf die Entwicklung umweltge-
rechter Produkte, sowie die Erweiterung des An-
bauspektrums von Kulturen als Lieferanten nach-
wachsender Rohstoffe zu erforschen.
• Die Modellezur Prognose nachhaltiger Fischerträ-
ge müssen verbessert werden (Kap. E 3.4). Die
Fischfangquoten können derzeit nur für das je-
weils laufende Jahr festgelegt werden,da die Jahr-
gangsstärken von Jungfischen (Rekrutierung) von
Jahr zu Jahr stark schwanken.Durch interdiszipli-
näre und international koordinierte Untersuchun-
gen von Fischereibiologie und Planktologie,physi-
kalischer Ozeanographie und Meteorologie könn-
te aber ein vertieftes Verständnis über die Steue-
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längerfristige Vorhersagemodelle Eingang finden
müßte.
Status und Trends
• Die Erarbeitung von Verbreitungskarten der wild-
verwandten Arten in situ für Kulturpflanzen und 
-tiere, die Bestandsaufnahme und Erarbeitung
von digitalen Katalogen dieser Arten in den
Schutzgebieten sowie die Inventur der Alten Sor-
ten bzw.Landsorten sollte vorangetrieben werden
(Kap.D 3.4).
• Die systematische Untersuchung und Evaluierung
pflanzengenetischer Ressourcen ex situ sowie po-
pulationsgenetische Studien zum Zustand dieser
Ressourcen werden noch vernachlässigt (Kap.
D 3.4). Daher wird die angestrebte Verbesserung
des Dokumentations- und Informationssystems
zu pflanzengenetischen Ressourcen in Deutsch-
land vom Beirat begrüßt und sollte beschleunigt
werden (Begemann et al., 1999). Die Forschung
sollte sich auf Elemente eines möglichen Früh-
warnsystems für genetische Ressourcen konzen-
trieren.
• Die national und international bereits existieren-
den oder sich in Planung befindenden Datenban-
ken zu nichtheimischen Arten weisen aufgrund
verschiedener Ziele auch unterschiedliche Inhalte
auf (Kap.E 3.6).Koordinierung,Standardisierung
und Vereinfachung dieser Datenbanken würde
Überschneidungen vermeiden helfen und dieses
Instrumentarium wesentlich wirksamer machen.
Gefährdung
• Ein Grund fehlender Konsensfindung bei den Ver-
handlungen zum Biosafety-Protokoll (Kap.D 3.2)
ist u.a.die unzureichende Erkenntnis über Gefah-
renpotentiale der „Grünen Gentechnik“. In diesem
Bereich besteht daher intensiver Bedarf an Risi-
koforschung (Sicherheits- und Begleitforschung
sowie langfristiges Monitoring), die nicht nur die
ökologischen, sondern auch die sozioökonomi-
schen und kulturellen Auswirkungen berücksich-
tigen sollte. Da es sich bei der „Grünen Gentech-
nik“ um einen Bereich mit großen wirtschaftli-
chen Erwartungen handelt, muß in besonderer
Weise eine interessenunabhängige Forschung ge-
währleistet sein (WBGU,1999a).
• Auch andere direkte und indirekte Gefährdungs-
potentialefür die genetischen Ressourcen der Kul-
turarten sollten ermittelt und Bestandsaufnahmen
von im Ursprungsgebiet gefährdeten genetischen
Ressourcen durchgeführt werden.
Management
• Die Entwicklung kombinierter Schutzstrategien
für genetische Ressourcen hat vergleichende For-
schung zu den Vor- und Nachteilen der Instrumen-
te (Ex-situ-, In-situ- und On-farm-Erhaltung) zur
Voraussetzung. Der Schwerpunkt sollte aber ver-
mehrt auf In-situ-Erhaltung liegen; vor allem bei
On-Farm-Projekten gibt es Nachholbedarf der
Forschung zur Erhaltung genetischer Vielfalt un-
ter verschiedenen ökologischen Bedingungen.
Die Forschung sollte außerdem die Möglichkeiten
von Biosphärenreservaten und Schutzgebieten für
eine bessere inhaltliche Vernetzung von klassi-
schem Naturschutz und In-situ-Erhaltung ver-
mehrt beachten. Prioritäten sind: (1) Forschung
zum notwendigen Populationsumfang zur Vermei-
dung negativer Effekte durch genetische Drift;(2)
Entwicklung kostengünstiger und handhabbarer
Reproduktionsmethoden; (3) Entwicklung effi-
zienter Transfermechanismen zur Finanzierung
der Erhaltung und zum Vorteilsausgleich bei der
Nutzung von agrargenetischen Ressourcen.
• Die fischereiliche Nutzung mariner lebender Res-
sourcen muß durch erhöhte Selektivität der Fang-
methoden bestands- und umweltschonender ge-
staltet werden (Kap.E 3.4).Die derzeit gebräuch-
lichen Fangmethoden führen zum Fang nicht er-
wünschter Tiere (Beifang), der zum Großteil
wieder verworfen werden muß, aber dennoch
nicht überlebt. Durch die technische Verbesse-
rung der Fangmethoden (vor allem des Netz- bzw.
Dredgendesign) könnte das Ausmaß des Beifangs
verringert werden.
• Die wissenschaftlichen Grundlagen für eine Inten-
sivierung der Aquakultur unter Berücksichtigung
der Nachhaltigkeit sind noch unzureichend (Kap.
E 3.4).Wichtige Themen für Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten sind die Erzeugung und Auf-
zucht von Besatzmaterial, die Optimierung der
Zuchtanlagen (Effizienzsteigerung der Nahrungs-
nutzung, Verringerung der Gefahr von Erkran-
kungen des Aufzuchtmaterials) und die Minimie-
rung negativer Auswirkungen auf die Umwelt
(marine Eutrophierung und Schadstoffbelastung,
Biotopkonversion,Landverbrauch in Konkurrenz
zu anderen Nutzungen,Grundwasserversalzung).
• Wichtige wissenschaftliche Grundlagen für kon-
krete generelle Richtlinien für das Management
nichtheimischer Arten fehlen noch (Kap. E 3.6).
Für die Verbesserung von Vorhersagen über die
mögliche Ausbreitung nichtheimischer Arten und
ihre Folgen sind Kenntnisse über die bisherige
Verbreitungsgeschichte und Autökologie der ein-
geschleppten Arten sowie Kenntnisse über die
biotische Struktur innerhalb der von der Invasion
betroffenen Ökosysteme notwendig. Die Auswer-
tung der über längere Zeiträume hinweg doku-
mentierten Einschleppungen und die Erfassung
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gebietsfremder Arten können wichtige Hinweise
liefern.
J 1.3
Biopotentiale für die Zukunft erhalten
Grundlagen und Bewertung
• Besonderes Augenmerk der Erforschung und In-
ventarisierung von Biopotentialen sollte auf noch
unerschlossenen Lebensräumen liegen.Vor allem
marine Lebensräume bieten hier besondere
Chancen, da sie nicht nur kaum untersucht sind,
sondern auch eine Vielzahl von Organismen mit
hoher Komplexität an Substanzen aufweisen.
Auch Standorte mit extremen biotischen oder abi-
otischen Bedingungen sollten besonders beachtet
werden,da die Evolution hier Lösungen gefunden
hat, die für die industrielle Nutzung interessant
sein können (heiße Quellen, Tiefsee, „Schwarze
Raucher“ usw.).
• Die Koevolution wechselwirkender Organismen
(z.B.Räuber,Herbivoren,Symbionten,Parasiten)
führt oft zu biochemischen Strukturen, die für die
Bioprospektierung besonders interessant sind.
Die systematische Erforschung funktioneller Be-
ziehungen von Organismen bietet insbesondere
die Chance für die Entdeckung neuer natürlicher
Wirkstoffe. Die Erforschung dieser Sekundärme-
taboliten, die durch die Evolution für ihre spezifi-
schen biochemischen Funktionen optimiert wur-
den und daher von großem Nutzen sein können
(Kap. D 3.3), wird derzeit vernachlässigt. In die-
sem Zusammenhang sind die Potentiale der gro-
ßen Anzahl noch unbekannter Arten von erhebli-
cher Bedeutung.
• An die Bioprospektierung werden mittlerweile
hohe Erwartungen geknüpft. Um zu beurteilen,
ob die Erwartungen hinsichtlich der kommerziel-
len Bedeutung biologischer Ressourcen und der
Chancen für die Erhaltung biologischer Vielfalt
berechtigt sind, reicht aber die wissenschaftliche
Grundlage noch keineswegs aus.Es sind z.Zt.we-
der annähernd verläßliche Abschätzungen über
die Menge oder die möglichen nutzbaren Inhalte
biologischer Vielfalt (Kap. J 3.1.1) noch über die
mögliche künftige Bedeutung für den Naturstoff-
markt möglich. Angesichts des derzeitigen ra-
schen und irreversiblen Verlusts biologischer Viel-
falt sind diese Wissensdefizite desaströs.
• Zudem ist eine Differenzierung nach jeweils unter-
schiedlichen Produktionsverfahren notwendig, da
die Bioprospektierung auf unterschiedliche Kom-
ponenten zielt: auf Biomasse, Biomoleküle, gene-
tische Information oder technische Prinzipien für
die Bionik.Diese Differenzierung wird in der For-
schung derzeit wenig berücksichtigt, was in der
politischen Diskussion zu Mißverständnissen
führt (Kap.D 3.3).
• Die Debatte um Chancen und Auswirkungen der
Nutzung biologischer Vielfalt auf die Natur und
Vorteilsausgleich ist stark polarisiert. Um diese
Diskussion zu versachlichen und einen langfristi-
gen Interessenausgleich zu schaffen, der sowohl
die Entwicklungschancen der Nachfrager und An-
bieter biologischer Vielfalt als auch die Bewah-
rung der Biopotentiale berücksichtigt,fehlen noch
wissenschaftliche Grundlagen. Im Rahmen von
Markt- und Industriestudien und durch eine Aus-
wertung repräsentativer Projekte sollten die künf-
tigen Schwerpunkte der Bioprospektierung pro-
gnostiziert und die absehbare Beanspruchung der
Biosphäre festgestellt werden.
Status,Trends und Gefährdung
Da Biopotentiale vor allem in natürlichen Ökosyste-
men liegen,steht die Forschung zu Status,Trends und
Gefährdung vor ähnlichen Aufgaben wie bei der Be-
wahrung des globalen Naturerbes (Kap. J 1.4). Die
entsprechenden allgemeinen Empfehlungen werden
dort abgehandelt.
• Sie bedürfen aber der Spezifizierung angesichts
der  besonderen Bedeutung von Biopotentialen.
Dies gilt besonders für die Gefährdung biologi-
scher Vielfalt durch Bioprospektierung.Die durch
gesteigerte Nachfrage nach speziellen Naturstof-
fen gestiegenen Preise können z. B. zu nichtnach-
haltiger Sammlung führen. Eine Studie über den
Heilpflanzenhandel in Deutschland gibt Auf-
schluß über die Bedeutung der auf Biomasse ba-
sierenden Naturstoffproduktion (Lange, 1996).
Heilpflanzen werden über einen langen Zeitraum
nachgefragt und unterliegen somit der Gefahr der
Übernutzung.Notwendig ist hier vor allem die Er-
forschung wirkungsvoller Methoden der In-situ-
und On-farm-Erhaltung.
Management
• Die Chancen der Bioprospektierung sowohl für
die wirtschaftliche Entwicklung als auch für die
Erhaltung der biologischen Vielfalt werden von
den rechtlichen Bestimmungen über den Zugang
zu biologischen Ressourcen in den Herkunfts- und
Nutzerländern beeinflußt (Kap. D 3.3). Die bis-
lang entwickelten Bestimmungen der Herkunfts-
länder haben jedoch vor dem Hintergrund über-
höhter Erwartungen eher abschreckend auf Inve-
storen gewirkt und keine Rechtssicherheit ge-
schaffen. Darüber hinaus wurde die wichtige
Frage nach der angemessenen Beteiligung an den
Gewinnen im Herkunftland meist unbeantwortet
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darf dahingehend, wie geeignete, transparente
und durchsetzungsfähige Zugangsbestimmungen
aussehen könnten.
• Derzeit wird die Erforschung von Mikroorganis-
men auf potentielle Wirkstoffe stark ausgebaut.
Die sozioökonomischen und ordnungsrechtlichen
Folgen der Verlagerung der Bioprospektierung
auf diese, in ihrer Verteilung nicht auf die Brenn-
punkte der Biodiversität in tropischen Entwick-
lungsländern beschränkten Organismen, sind
noch nicht untersucht.
• Das Konzept des Vorteilsausgleichs als Anreizsy-
stem für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung
biologischer Vielfalt ist in der Biodiversitätskon-
vention nur vage umrissen worden und bedarf der
Konkretisierung. Die verschiedenen Ansätze und
die Zusammensetzung der Elemente des Vorteils-
ausgleichs (monetäre Gewinnbeteiligung,Techno-
logietransfer, Aufbau von Kapazitäten) müssen
angesichts sehr unterschiedlicher Rahmenbedin-
gungen jeweils gesondert untersucht werden.
Wenn z. B. indigene und lokale Gemeinschaften
von Bioprospektierungsvorhaben absehbar be-
troffen sind oder die Nutzung ihrer traditionellen
Kenntnisse Bestandteil des Vorhabens ist,muß ein
angemessener Vorteilsausgleich unter umfassen-
der Beteiligung vereinbart werden. Es wird keine
Musterlösungen geben; auch das vielzitierte Bei-
spiel INBio in Costa Rica läßt sich nicht ohne wei-
teres auf andere Herkunftländer übertragen. For-
schung sollte sich vordringlich auf sehr biodiversi-
tätsreiche Regionen konzentrieren, für die noch
kaum geeignete Konzepte existieren,aber ein gro-
ßes Interesse von Firmen gegeben ist (z. B. Afri-
ka).
• Im wirtschaftlichen Bereich erfahren industrielle
Innovationen und neue Produktentwicklungen
durch den Schutz geistigen Eigentums (z. B. durch
Patente) eine Absicherung, die durch GATT/
WTO-Vereinbarungen auch international ge-
stärkt worden ist. Die kollektiven Rechte indige-
ner und lokaler Gemeinschaften hingegen sind in-
ternational nicht hinreichend anerkannt.Alterna-
tive und auf kollektive Wissenssysteme übertrag-
bare Schutzkonzepte sind noch weitgehend
unerforscht.
• Bei den sog.„Terminator Technologies“ handelt es
sich um neue Entwicklungen der Pflanzenzüch-
tung mit biotechnologischen Verfahren,bei denen
z. B. die Keimfähigkeit pflanzengenetischer Res-
sourcen einschränkt oder ausschaltet wird. Die
Abhängigkeit der Anwender der Terminator
Technologies und die zunehmende Kontrolle der
Pflanzenproduktion durch einflußreiche Saatgut-
konzerne wirft zumindest sozioökonomische Pro-
bleme auf. Aus Sicht des Beirats ist Forschung
über die ökologischen wie sozioökonomischen
Auswirkungen der Terminator Technologies zu
empfehlen,um eine wissenschaftlich fundierte Be-
handlung des Themas zu ermöglichen.
J 1.4
Das globale Naturerbe bewahren 
Eine Verbesserung der wissenschaftlichen Fundie-
rung der Naturschutzmaßnahmen ist dringend not-
wendig und wird auch in der Biodiversitätskonven-
tion gefordert (Präambel der CBD). Dazu bedarf es
erheblich verstärkter und europäisch wie internatio-
nal besser vernetzter Anstrengungen für natur-
schutzrelevante Forschung und Umweltbeobachtung
(Wissenschaftsrat, 1994; WBGU, 1996b). Angesichts
der Bedeutung des Naturschutzes besteht in
Deutschland immer noch erheblicher Nachholbedarf
in Forschung und Lehre (Kap. E 3.3.2). Zu For-
schungsfragen zum Landschaftstyp „Schutz vor Nut-
zung“ im bioregionalem Zusammenhang wird in
Kap.J 1.1 Stellung genommen.
Grundlagen und Bewertung
• Der  Ökosystemansatz (ecosystem approach) ist
ein grundlegendes Konzept für die Umsetzung der
CBD, auf das in vielen Arbeitsprogrammen und
Entscheidungen der COP Bezug genommen wird.
Es wird jedoch derzeit verwendet, ohne daß es
eine klare Definition der Inhalte gibt. Daher ist
eine wissenschaftliche Fundierung dieses Ansat-
zes notwendig. Mit entsprechenden Experten-
workshops (zuletzt in Trondheim, September
1999) hat dieser Prozeß bereits begonnen. Der
Beirat empfiehlt, die inhaltliche Ausgestaltung
dieses Konzepts weiter mit Vorrang zu betreiben.
• Eine systematische Analyse,welche Arten,Ökosy-
steme und Landschaften aus globaler Sicht – unter
Berücksichtigung aller Wertkategorien – unver-
zichtbar sind,ist derzeit nicht möglich.Daher sind
Methodenentwicklung und -anwendung für ein
„integrated assessment“ der Biosphäre auch auf
globaler Ebene weiterzuverfolgen,um die wissen-
schaftliche Grundlagen für eine derartige Kritika-
litätsanalyse zu schaffen. Ein Beispiel für die der-
zeit unbefriedigende Situation ist das Fehlen einer
einheitlichen Klassifikation der Weltökosysteme.
• Über die Notwendigkeit eines weltweiten,effekti-
ven und repräsentativen Systems von Schutzgebie-
ten besteht Einigkeit, aber das konkrete Setzen
von Flächenschutzzielen ist derzeit mehr eine
Kunst als eine Wissenschaft. Für die Entwicklung
von Kriterien zur Auswahl von Schutzgebieten
und ihres topologischen Zusammenhangs sind die
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stungen von Schutzgebieten wichtige Forschungs-
themen. Auch am Anfang von Bemühungen um
die Erhaltung von Arten sollte eine Bewertung
stehen, die sowohl ökologische als auch gesell-
schaftliche Kriterien berücksichtigt. Hier ist noch
erheblicher Forschungsbedarf zu verzeichnen.
Grundlagen können die bewußte Anwendung und
Gewichtung der unterschiedlichen Wertkategori-
en liefern (Kap.H).
• Die Verbindung zwischen neuen wissenschaftli-
chen Erkenntnissen der Ökologie und dem kon-
kreten Management der Schutzgebiete vor Ort
sollte verbessert werden. Eine Verbesserung der
Zusammenarbeit und des Wissens- und Technolo-
gieaustauschs zwischen Wissenschaftlern und
Praktikern des Naturschutzes und der Ressour-
cennutzung ist anzustreben, um z. B. die Paradig-
menwechsel in der modernen Ökologie der Praxis
zu vermitteln und umgekehrt der Wissenschaft die
aktuellen Fragestellungen der Praktiker nahezu-
bringen.
Status und Trends
• Kritikalitätsanalysen durch Verschneidung von
Brennpunktkarten unterschiedlicher Herkunft
und Qualität zu weltweiten Karten der biologi-
schen Vielfalt, ihrer Bedeutung, ihrer Bedrohung
und ihres Schutzstatus für die Prioritätensetzung
sind gegenwärtig ein dynamisches Forschungsfeld,
das für die Ableitung einer Leitplanke für das glo-
bale Naturerbe von großer Bedeutung ist. Der
derzeitige Forschungsstand ist allerdings ungenü-
gend und reicht für eine wissenschaftliche, be-
gründete Herleitung einer quantitativen Leitplan-
ke nicht aus. Forschungsinitiativen wie z. B. das
IBOY-Projekt (International Biodiversity Obser-
vation Year) von Diversitas können hierfür wert-
volle Daten beitragen und sollten unterstützt wer-
den.
• Der Verlust biologischer Vielfalt als Kerntrend
der Biosphäre ist nach wie vor nicht hinreichend
untersucht und mit Daten unterfüttert. So gibt es
keine verläßliche Abschätzung über globale Aus-
sterberaten von Arten und ihre anthropogene Be-
einflussung.Forschung hierzu ist für die Einschät-
zung des Status der Biosphäre von entscheidender
Bedeutung. Ein Beispiel für eine internationale
Forschungsanstrengung auf diesem Gebiet ist das
neue Committee on Recently Extinct Organisms
(CREO),das durch Entwicklung neuer Methodo-
logien versucht, das Artensterben in verschiede-
nen taxonomischen Gruppen zu überwachen und
zu evaluieren (CREO,1999).
Gefährdung
• Die direkten Ursachen für den Verlust biologi-
scher Vielfalt in den verschiedenen Ökosystemen
sind mittlerweile recht gut bekannt. Ein Defizit
gibt es allerdings bei den indirekten, mit gesell-
schaftlichen Prozessen vielfältig vernetzten Trieb-
kräften (Kap. C). Die Wirkung sozioökonomi-
scher Rahmenbedingungen auf Prozesse wie z. B.
Landnutzungsänderungen, Fragmentierung von
Artenarealen oder Einbringung nichtheimischer
Arten ist nicht hinreichend verstanden, um Ge-
staltung und Prognosen von Managementmaß-
nahmen zufriedenstellend zu ermöglichen. Eine
Verbesserung entsprechender Methoden, z. B. zur
qualitativen Modellierung,ist notwendig.
• Insbesondere die Auswirkungen der bestehenden
ökonomischen Anreize (z. B. Subventionen) auf
den Umgang mit Naturkapital und besonders auf
Schutzgebiete sollte besser untersucht werden,um
die Grundlage für eine Umsteuerung der Markt-
kräfte in Richtung Erhaltung und Pflege ökosyste-
marer Leistungen zu ermöglichen.
• Durch den drastischen Verlust von Artenvielfalt
und Schlüsselökosystemen, die in der Erdge-
schichte als „Kreativitätszentren“ der Evolution
gedient haben, könnte die Ressourcengrundlage
der natürlichen Evolution und somit ihre Ge-
schwindigkeit und Richtung in Mitleidenschaft
gezogen werden (Myers, 1996a). Die Evolutions-
biologie sollte auf diese Herausforderung reagie-
ren. Es ist Forschungsarbeit notwendig, um die
Naturschutzstrategien so anzupassen, daß die
wichtigsten evolutionären Prozesse mit einbezo-
gen werden können.
Management
• Besonders für marine und Küstenökosysteme fehlt
es noch an der wissenschaftlichen Basis für Aus-
wahl,Planung und Management von Schutzgebie-
ten. Integrierte, multidisziplinäre Forschung und
Monitoring sind notwendig, um sicherzustellen,
daß die bestehenden und neu auszuweisenden
marinen Schutzgebiete ihren Zweck erfüllen kön-
nen.
• Angesichts des anthropogenen Klimawandels und
der Fragmentierung natürlicher Ökosysteme be-
kommen Korridore und Trittsteinökosysteme zwi-
schen naturnahen Ökosystemen oder Schutzge-
bieten eine zusätzliche Bedeutung. Die Effektivi-
tät von Vernetzungsmaßnahmen ist von Fall zu
Fall zu verschieden, und der Nutzen von Korrido-
ren sowie die Voraussetzungen für ihr Funktionie-
ren sind noch nicht hinreichend untersucht.In Eu-
ropa kann die Umsetzung der FFH-Richtlinie und
des Verbundsystems NATURA 2000 für diese For-
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• Bei der Lösung der aktuellen Probleme im Zu-
sammenhang mit Akzeptanz und Konflikten in
Schutzgebieten müssen verstärkt verhaltens- und
sozialwissenschaftliche Zusammenhänge erkannt
und berücksichtigt werden. Angewandte sozial-
wissenschaftliche Forschung zu partizipativen und
diskursiven Ansätzen im Naturschutz sollte geför-
dert werden; vor allem der bioregionale Kontext
bietet hier einen geeigneten Rahmen. Dies sind
auch wichtige Themen für die Aus- und Fortbil-
dung von Naturschutzfachleuten.
• Die Evaluierung der Effektivität von Schutz- und
Managementanstrengungen ist bislang vernach-
lässigt worden. Es fehlt an detaillierte Untersu-
chungen über die Effekte von Natur- bzw. Res-
sourcenschutzgebieten und Biosphärenreserva-
ten.
• Das Erkennen der Nachhaltigkeitsgrenzen der
Nutzung in Schutzgebieten (z. B. Naherholung
und Tourismus, Sammeln und Bioprospektierung,
Jagd, Fischerei, Holzernte) ist besonders in der
dicht besiedelten mitteleuropäischen Landschaft
wichtige Voraussetzung für gutes fachliches Ma-
nagement.
• Es besteht erheblicher Forschungsbedarf hinsicht-
lich der erforderlichen Mindestflächengrößen von
Ökosystemen,um die Aufrechterhaltung der Öko-
systemleistungen zu gewährleisten. Auch bei der
Frage, welche Mindestgröße schützenswerte Po-
pulationen haben müssen, um dauerhaft überle-
bensfähig zu sein, fehlt es an populationsbiologi-
schen Grundlagen und Modellen.Das MVP-Kon-
zept (minimum viable population) sollte weiter-
verfolgt und -entwickelt werden.
• Die Forschung zu Exportquoten für den Handel
mit bedrohten Arten sollte insbesondere auf biolo-
gische Eckdaten der jeweils in Frage stehenden
Art (Bestand, Populationsdynamik, Reproduk-
tionsverhalten usw.), auf das Ausmaß der Gefähr-
dung (Handel, Habitatzerstörung, Umweltbela-
stung usw.) und auf die Entwicklung von Manage-
mentplänen (Erhaltung und kontrollierte Nut-
zung, Reinvestition der Gewinne, optimale
Verbindung mit Exportquotenregelungen usw.)
gerichtet sein. Insbesondere sollten die Auswir-
kungen der begrenzten Wiederaufnahme des
Handels mit unbehandeltem Elfenbein wissen-
schaftlich dokumentiert und analysiert werden.
Möglichkeiten einer begrenzten ökonomischen
Nutzung solcher Arten,die nicht unmittelbar vom
Aussterben bedroht sind (z.B.CITES,Anhang II)
sollten gezielt erforscht werden. Der aus der Nut-
zung entstehende Gewinn sollte unmittelbar der
Erhaltung der Artenbestände und der Unterstüt-
zung lokaler, für die Erhaltung arbeitender Ge-
meinschaften zugute kommen. Zur Eindämmung
und Verhinderung des illegalen Handels mit be-
drohten Arten ist Forschung zu innovativen Kon-
trollmechanismen gefragt (Zertifikatssysteme,
Nutzung von Gentests).
J 1.5
Regelungsfunktionen der Biosphäre erhalten
Grundlagen und Bewertung
• Die Weiterentwicklung der integrierten Erdsy-
stemmodellierung als wichtigstes Instrument zum
Verständnis der globalen Funktionen der Bio-
sphäre sollte gefördert werden. Eine Vielfalt von
dynamischen gekoppelten Modellierungsansät-
zen und eine Hierarchie von Modellen ist zu pfle-
gen und weiterzuentwickeln, auch national bzw.
europäisch.
• Skalenkopplung: Landschaftliche Vielfalt er-
scheint – auch im Hinblick auf die globale Rege-
lungsfähigkeit – notwendig für ein effizientes
Funktionieren von Ökosystemkomplexen. Es ist
zu überprüfen, wie groß die landschaftliche Viel-
falt sein muß, um die biogeochemischen Funktio-
nen zu erfüllen und welche Bedeutung die Frag-
mentierung der Ökosysteme für die Regelungs-
funktion der globalen Biosphäre hat.
• Die Hypothese der funktionalen Ähnlichkeit der
Primärproduzenten (aufgrund systeminterner Re-
dundanzen und Kompensationen) in bezug auf
globale biogeochemische Kreisläufe für Kohlen-
stoff,Nährstoffe und Wasser ist zu überprüfen.
• Die ökonomische Bewertung der globalen Rege-
lungsfunktionen der Biosphäre stellt eine interes-
sante und wichtige Herausforderung für die For-
schung dar (Kap.J 3.2.3).
Zustand und Trends
Monitoring und Frühwarnsysteme für die terrestri-
sche und marine Biosphäre sind insbesondere für die
Brennpunkte der Kritikalität zu entwickeln (etwa:
Nördlicher Ozean,Kap.F 5).
Gefährdung
Die Funktionen bestimmter biogeographischer Re-
gionen für das Erdsystem (globale Stoff- und Ener-
giekreisläufe bzw. -transfers) sollten hinsichtlich ih-
rer individuellen Bedeutungen,Wirkungsweisen und
Belastbarkeiten evaluiert werden. Besonders zu be-
achten sind die folgenden Punkte:
• Die Konstruktion globaler Karten zur Kritikalität
geographischer Regionen in bezug auf die biogeo-
chemischen Kreisläufe ist ein besonders wichtiger
Forschungsansatz, der dringend weiterverfolgt
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• Es ist verstärkt Forschung zu kritischen Schwell-
werten notwendig, um Leitplanken für Klimaän-
derungen bzw. für die Eingriffe in Stoffkreisläufe
besser definieren zu können.
• Auch mögliche Grenzen der Fragmentierung na-
türlicher Ökosysteme sind zu prüfen. Hierzu ge-
hört insbesondere die Untersuchung veränderter
Wirkungen fragmentierter Ökosysteme auf ver-
schiedene lokale Prozesse (Wasserkreislauf, Ero-
sion usw.) und daraus folgende veränderte Belast-
barkeitsgrenzen.
Management
Es sollten die prinzipiellen Möglichkeiten und Gren-
zen der gezielten menschlichen Einflußnahme auf
die globalen Stoff- und Energiekreisläufe als Ele-
mente des planetarischen Metabolismus untersucht
werden. Das Denkmodell eines bewußten „Global
Biogeoengineering“ findet zwar bisher seinen Aus-
druck nur in einigen Gedankenexperimenten zur
Modifikation bzw. Stabilisierung von Kohlenstoff-
senken und -quellen und realen Versuchen zur Eisen-
düngung im Meer, dennoch ist eine tieferes Ver-
ständnis dieser „Erdsystemsteuerung“ unabdingbar
– und sei es nur,um die Folgen unbeabsichtigter Ein-
griffe des Menschen in das System Erde besser ana-
lysieren zu können.
• Besonderes wichtig erscheinen hier Strukturunter-
suchungen zum Zusammenwirken einer Vielzahl
von homöostatischen Regelmechanismen mit ver-
schiedenen Wirkungscharakteristiken und Wir-
kungsskalen (räumlich wie zeitlich).
• Ebenfalls bedeutsam ist die Analyse einzelner Re-
gelprozesse hinsichtlich ihrer dynamischen Struk-
turen und Belastbarkeitsgrenzen. Beispielsweise
ist die Rolle der Biosphäre im (globalen) Wasser-
kreislauf, ihr Einfluß auf die Struktur und Vertei-
lung der Wolken und damit auch auf das Erdklima
noch weitgehend unverstanden.J 2 Methoden und Instrumente
J 2.1
Indikatoren
Der Entwicklung von Indikatoren biologischer Viel-
falt (vor allem Indikatorensysteme zur schnellen Er-
fassung der biologischen Vielfalt eines Raumes,aber
auch zur Beschreibung der Rolle und der Mechanis-
men von Biodiversität für Ökosystemprozesse) muß
eine zentrale Bedeutung innerhalb der Forschungs-
förderung zukommen. Indikatoren spielen bei allen
Versuchen des Erfassens und Bewertens von Status
und Trends biologischer Vielfalt auf den verschiede-
nen Ebenen (Gen,Art,Ökosystem) und Skalen (Bio-
top, Bioregion, Biom, Globus) eine große Rolle. Sol-
che Indikatorensysteme sind daher unabdingbare
Voraussetzung für das Monitoring biologischer Viel-
falt und für Kritikalitätsanalysen.
Ein wichtiges Ziel ist die iterative Entwicklung ei-
nes universell einsetzbaren Kernsets an Biodiversi-
tätsindikatoren, die auf den unterschiedlichen Inte-
grationsstufen Belastungen, Zustände/Trends und
Reaktionen auf Eingriffe erfassen können. Dabei ist
ein besonderer Schwerpunkt auf die Ökosystem-
und Landschaftsebene zu legen, da hier die Wissens-
lücke am größten ist.
Hierfür sollten auch alternative Konzepte zur Be-
schreibung der globalen Artenvielfalt (z. B. Rapid
Assessment Programs, Fernerkundung) weiterver-
folgt werden. Die Forschung muß den Abgleich der
verschiedenen internationalen Ansätze (z. B. Biodi-
versitätskonvention, CSD, OECD, SCOPE, Bio-
NET) und die Tauglichkeit zur Integration in Indika-
torensysteme zu nachhaltiger Entwicklung berück-
sichtigen.
J 2.2
Biodiversitätsinformatik
Viele praktische Fragen des Biodiversitätsmanage-
ments (planerische Herangehensweisen,Prioritäten-
setzungen bei Arten- und Schutzgebietsauswahl)
können durch Einsatz der Informationstechnologie
(z. B. GIS, Datenbanken) erheblich zweckdienlicher
beantwortet werden (Hawksworth et al., 1997). Die
dezentral vorhandenen Daten zur Biodiversität,z.B.
in den Sammlungen und Museen, den Verwaltungen
und NRO, sind derzeit nicht direkt zugänglich. Ein
wichtiges Forschungsfeld ist daher die Integration
und der Zugang zu Daten über biologische Vielfalt
(PCAST, 1998). Die neue Initiative des BMBF zu
diesem Punkt wird vom Beirat begrüßt (BIOLOG;
BMBF, 1999), sie sollte eng mit den Aktivitäten des
deutschen Clearing-House-Mechanismus abge-
stimmt werden. Die biogeographischen, systemati-
schen und taxonomischen Initiativen sind auf die
Methodenentwicklung der Biodiversitätsinformatik
angewiesen (z. B. Global Taxonomy Initiative, Kap.
I 3.2.6; Systematic Agenda 2000; Species 2000; Kap.
J 3.1.1). Der Beirat begrüßt ebenfalls die Initiative
der OECD für ein neues Informationsnetzwerk
(Global Biodiversity Information Facility – GBIF),
welcher die dezentral vorhandenen Datenbanken
vernetzen und offenen Zugang über das Internet er-
möglichen soll (OECD, 1999), wobei insbesondere
Entwicklungsländer bei der technischen Ausstattung
Unterstützung benötigen.
J 2.3
Monitoring und Fernerkundung
Marines Monitoring
Die kontinuierliche Beobachtung relevanter abioti-
scher und biologischer Parameter im Meer ist aus
verschiedenen Gründen (zunehmende Nutzungsin-
tensität,Umweltbelastung,Klimawandel) von großer
Bedeutung. Satellitengestützte Verfahren liefern seit
etwa zwei Jahrzehnten Daten in einer globalen Ab-
deckung, müssen aber kontinuierlich gegen In-situ-
Daten kalibriert werden, um langfristig verläßliche
Daten liefern zu können. Daher sind bestehende
oberflächengestützte Langzeitreihen fortzuführen
und zu ergänzen.Der Zugang zu den erhobenen Da-
ten ist z. Zt. nicht befriedigend gelöst und sollte er-
leichtert werden.Der in vielen Entwicklungsländern
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tungsstationen sollte gestoppt und umgekehrt wer-
den. Hierin liegt eine wichtige Aufgabe der techni-
schen Entwicklungszusammenarbeit. Die Rolle von
freiwilligen Beobachtungsschiffen sollte durch neue
Instrumentierung gestärkt werden. Für die Imple-
mentierung und Koordination derartiger Monito-
ringprogramme könnten die bereits bestehenden in-
ternationalen Organisationen und Programme (z. B.
WMO,ICES,GOOS,CLIVAR-GOALS) sorgen.
Fernerkundung
Die Erdbeobachtung wird für die Erforschung der
Biosphäre weiterhin eine wichtige Rolle spielen.Ge-
rade für die Entwicklung von Monitoringprogram-
men (z. B. für die Erfassung von Ökosystemtypen
und Landnutzung) und Indikatoren gewinnt die Ver-
fügbarkeit entsprechender globaler Datensätze aus
der satellitengestützten Fernerkundung zunehmend
an Bedeutung. Eine wichtige Forschungsfrage ist,
welche Komponenten der biologischen Vielfalt vom
Satelliten aus erkennbar sind. Daher sollten die An-
strengungen auf diesem Gebiet (z.B.im Rahmen des
Erdbeobachtungsprogramms der ESA) fortgeführt
werden.J 3 Biosphärische Grundlagenforschung
J 3.1
Biologisch-ökologische Grundlagenforschung
J 3.1.1
Beschreibung und Inventarisierung biologischer
Vielfalt (Taxonomie, Systematik)
Die Inventarisierung, taxonomische Beschreibung
und Klassifizierung der globalen Artenvielfalt ist
weit davon entfernt,abgeschlossen zu sein,insbeson-
dere in tropischen Gebieten und im marinen Bereich
(z. B. Mangroven, Korallen, Tiefsee; Kap. I 3.2.6).
Hier wird noch für lange Zeit erheblicher For-
schungsbedarf bestehen (vgl. Kernprogrammele-
ment 3 von Diversitas). Stork (1997) merkt an, daß
die Chance einer bislang unbeschriebenen Insekten-
art auf Entdeckung geringer sein könnte, als die
Chance,auszusterben.
Selbst in Deutschland ist die Fähigkeit, Tier- und
Pflanzenarten zu identifizieren, auf eine immer klei-
ner werdende Gruppe von Spezialisten beschränkt.
Taxonomische Kenntnisse sind jedoch erforderlich,
um die Vielfalt der Arten einer Region zu erfassen
und ihre geographische Verbreitung zu kartieren.
Für viele bislang kaum genutzte Arten und wild-
wachsende Nahrungspflanzen sind solche Erhebun-
gen eine unverzichtbare Voraussetzung für weiterge-
hende Untersuchungen potentieller Nutzungen so-
wie der Erhaltung. Daher empfiehlt der Beirat drin-
gend,Forschung und Ausbildung auf dem Gebiet der
Taxonomie und Systematik zu unterstützen. Dabei
ist auf eine verstärkte Kooperation zwischen Taxono-
men und Ökologen hinzuarbeiten.Auch Projekte zur
Sicherung des Wissens über regionale biologische
Vielfalt,die häufig von örtlichen Naturschutzvereini-
gungen getragen werden, sollten verstärkt gefördert
werden, um dem drohenden Verlust regionaler Ex-
pertise entgegenzuwirken.
Dazu gehört auch die stärkere Beteiligung
Deutschlands an internationalen Initiativen zur Ta-
xonomie und Arteninventarisierung (z. B. Systema-
tics Agenda 2000, 1997; Species 2000 Program, 1999;
Global Taxonomy Initiative, Kap. I 3.2.6), wie dies
z. B. mit dem Aufbau eines „Weltregisters wandern-
der Tierarten“ (GROMS) zur Unterstützung der
Bonner Konvention (CMS; Kap. I 3.3.1) bereits ge-
schieht. Hier ergeben sich wichtige Aufgaben für die
Forschung an den Naturkundemuseen.Insbesondere
sollten folgende Punkte Beachtung finden, die teil-
weise bereits im Forschungsprogramm „Biodiversi-
tät und Globaler Wandel“ (BIOLOG) des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung aufgegrif-
fen wurden (BMBF,1999):
• In vielen Ländern,besonders in Entwicklungslän-
dern, ist es nötig, die wissenschaftlichen Kapazitä-
ten auf dem Gebiet der Taxonomie zu verstärken,
um eine effektive Bestandsaufnahme ihrer Res-
sourcen zu unterstützen. Darüber hinaus ist es
notwendig, nutzerfreundliche Bestimmungsme-
thoden zu entwickeln, um den Personenkreis mit
Artenkenntnissen zu erweitern.
• Es besteht derzeit in der Erfassung biologischer
Vielfalt eine deutliche Wissensschieflage zugun-
sten der Wirbeltiere und Gefäßpflanzen und zuun-
gunsten von Invertebraten,Pilzen und Mikroorga-
nismen. Um ein unverzerrtes Erkennen der
Brennpunkte biologischer Vielfalt zu ermögli-
chen, sind für möglichst viele Bioregionen Inven-
tarisierungen durchzuführen, die alle Taxa umfas-
sen (All Taxa Biodiversity Inventories,ATBI’s).
• Für eine moderne Taxonomie sind molekularbio-
logische Methoden zur Beschreibung genetischer
Vielfalt unerläßlich. Diese Methoden müssen für
eine routinemäßige Anwendung weiterentwickelt
und vereinfacht werden. Die Verwendung fortge-
schrittener Datenverarbeitungsmethoden ist da-
bei eine zwingende Voraussetzung,um internatio-
nalen Zugang zu entsprechenden Sammlungen
und Datenbanken zu gewährleisten (Kap.J 2.2).
• Die Identifizierung von Verwandtschaftsverhältnis-
sen,insbesondere auch auf der Ebene von Gattun-
gen und Familien, ist zur Prioritätensetzung für
Artenschutzprogramme von großer Bedeutung.
• Das Verständnis der Habitatansprüche von Arten
an Grenzstandorten sollte dringend verbessert
werden, um räumlich-zeitliche Änderungen der402 J Forschungsstrategie für die Biosphäre
Biodiversität im Angesicht des Globalen Wandels
abschätzen und vorhersagen zu können. Zusam-
men mit Informationen über die Gesamtareale
der jeweiligen Arten ist dieses Verständnis eine
wichtige Grundlage für biogeographische Schutz-
würdigkeitsevaluierungen.
J 3.1.2
Populationsbiologie und -genetik
Neben der Forschung im Bereich der Taxonomieund
Systematik sollte ein zweiter Schwerpunkt auf die
Populationsbiologie gelegt werden. Prozesse, die zur
Evolution, Genese, Aufrechterhaltung und Gefähr-
dung von Arten führen, setzen an Individuen bzw.
Populationen an (vgl. Kernprogrammelement 2 von
Diversitas,1998).
Daher sind vertiefte Kenntnisse zur Populations-
biologie und -genetik Grundvoraussetzungen zum
Verständnis der räumlich-zeitlichen Dynamik von
Ökosystemen und ihrer Artenzusammensetzung.
Die unterschiedlichen Populationen einer Art kön-
nen aber auch spezifische lokale Anpassungen an be-
stimmte Umweltbedingungen aufweisen, die von
großer ökonomischer Bedeutung für die Entwick-
lung von Resistenzen bei Nutzpflanzen sein können.
In folgenden Bereichen sieht der Beirat vordringli-
chen Forschungsbedarf:
• Die genetische Variabilität innerhalb und zwischen
Populationen von gefährdeten Arten – aber auch
von wildverwandten Arten der Nutzpflanzen –
sollte verstärkt untersucht werden.Damit können
die potentiellen Konsequenzen von genetischer
Erosion für das Überleben von Arten mit kleinen
Populationen deutlich gemacht werden. Der Ein-
fluß demographischer, umweltbedingter und ge-
netischer Zufallsereignisse, sowie von Naturka-
tastrophen auf die Populationsdynamik ist in die-
sem Zusammenhang von großer Relevanz.
• Die Quellen-Senken-Dynamik und der Gentrans-
fer innerhalb und zwischen Populationen sollten
mit dem Ansatz der Metapopulationsbiologie ver-
tieft in langfristigen Projekten untersucht werden.
Damit würden Grundlagen für das Management
von gefährdeten Arten angesichts zunehmender
Habitatfragmentierung geschaffen.In diesem Zu-
sammenhang sollte das MVP-Konzept (Minimum
Viable Population) fortgeführt und experimentell
an verschiedenen Modellsystemen überprüft wer-
den.
J 3.1.3
Funktionale Ökologie
Als dritten Schwerpunkt der biologischen Grundla-
genforschung empfiehlt der Beirat die Förderung ei-
ner funktional orientierten Ökologie und Ökosy-
stemforschung (vgl. Kernprogrammelement 1 von
Diversitas). Sie ist u. a.Voraussetzung für die Beant-
wortung folgender Kernfrage: „Gibt es ökosystema-
re Schwellwerte der Diversität, deren Über- oder
Unterschreiten zu abrupten Veränderungen in der
Struktur und Funktionsweise von Ökosystemen
führt,und insbesondere:Gibt es untere Grenzen,jen-
seits derer das System zusammenbricht?“
Das Verständnis der vielfältigen Wechselwirkun-
gen und Zusammenhänge innerhalb von Ökosyste-
men ist sehr rudimentär, schafft aber die Vorausset-
zungen sowohl für die Abschätzung anthropogener
Eingriffe in die Biosphäre als auch für die Entwick-
lung nachhaltiger Nutzungssysteme. Für die Umset-
zung vieler der hier aufgeführten Forschungsemp-
fehlungen sind wiederum Grundlagen der Taxono-
mie und Populationsbiologie notwendig, so daß in-
terdisziplinäre Ansätze Erfolg versprechen.
• Die Biodiversität eines Ökosystems wird in star-
kem Maß durch die Standortfaktoren mitbe-
stimmt.Durch ein gestrafftes Vorgehen sollten die
Wirkungen der verschiedenen Standortfaktoren
ermittelt und zu einem Gesamtkomplex zusam-
mengefügt werden.
• Die wechselseitigen Beziehungen zwischen Diver-
sität,Struktur und Funktion von Ökosystemen be-
dürfen einer intensiven Forschungsinitiative. Da-
für reichen nur Grasland-, Klimakammer- oder
Laborversuche nicht aus. Experimente zum Zu-
sammenhang zwischen Biodiversität und Ökosy-
stemprozessen müssen dringend auch in weiteren
terrestrischen,limnischen und marinen Ökosyste-
men und auf mehreren Maßstabsebenen (nicht
nur auf der Artebene) durchgeführt werden. Pa-
rallel dazu sollten Erkenntnisse aus Versuchen mit
Modellökosystemen im Freiland überprüft wer-
den. Besondere Bedeutung haben dabei die Zu-
sammenhänge zwischen biologischer Vielfalt und
Bodenprozessen,Herbivorie sowie Bestäubung.
• Ökosysteme scheinen vielfach eine höhere Diver-
sität aufzuweisen, als dies für deren Funktion un-
ter stabilen Umweltbedingungen erforderlich ist.
Ist diese Annahme richtig, könnten auch erhebli-
che Eingriffe des Menschen ohne Bedeutung sein
– allerdings nur, sofern man die Voraussetzung
stabiler Umweltbedingungen garantieren kann.
Diese Hypothese bedarf dringend der Aufklärung.
Der Einfluß extremer Klimaereignisse (unter Si-
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dels) und anderer anthropogener Störungen auf
die Beziehung zwischen Artenvielfalt und Ökosy-
stemprozessen sowie die Stabilität bzw. Resilienz
von Ökosystemen (Kasten D 2.4-2) müssen daher
ebenfalls Gegenstand der Untersuchungen sein.
So könnte die Fähigkeit gesteigert werden,auf po-
tentielle Konsequenzen anthropogener Eingriffe
in die Biosphäre frühzeitig hinzuweisen und ent-
sprechende Gegenmaßnahmen zu entwickeln und
zu ergreifen.
• In diesem Zusammenhang muß nicht nur der Fra-
ge nach dem Einfluß der Artenvielfalt per se,son-
dern auch nach dem Einfluß der jeweiligen Arten-
zusammensetzung auf Ökosystemprozesse nach-
gegangen werden. Wie unterscheiden sich also
funktional zwei Systeme, die zwar die gleiche Ar-
tenzahl aufweisen, sich aber durch die Artzusam-
mensetzung unterscheiden (z.B.Buchenwald ver-
sus Fichtenwald)?
• Die Möglichkeiten, sog. Schlüsselarten (Kap.
D 2.4) in Ökosystemen zu identifizieren und als
Indikatoren für Struktur und Funktion von Syste-
men zu verwenden, müssen durch theoretische
und empirische Untersuchungen eröffnet werden.
Eng damit verknüpft ist die Entschlüsselung der
Eigenschaften,die Arten zur Dominanz befähigen
(z. B. Massenentwicklung von Schadorganismen,
invasive Arten;Kap.E 3.6).Diese Kenntnisse sind
unter anderem für die Weiterentwicklung nach-
haltiger Landnutzungsstrategien und für den Na-
turschutz von großer Bedeutung.
• Es bedarf großer Anstrengungen,um die bisher in
der Taxonomie und in der ökologischen For-
schung vernachlässigten Konsumenten und De-
struenten im Hinblick auf ihre Vielfalt und ihre
Einflüsse auf Ökosystemprozesse zu erforschen.
Dabei könnten die funktionalen Verknüpfungen
zwischen mikrobieller Diversität und höheren
Pflanzen oder Tieren (z. B. Mycorrhiza, Pathoge-
ne,Parasiten) einen Schwerpunkt bilden.Des wei-
teren sollte der Einfluß von Klimaänderungen,
Landnutzungswandel und Stoffdepositionen auf
die Zusammensetzung und Stabilität von mikro-
biellen Lebensgemeinschaften untersucht wer-
den.
• Die Aufklärung der biotischen Regulation der
Umsetzungsprozesse in Böden ist die Basis für
eine standortgerechte, nachhaltige und umwelt-
schonende Bodenbewirtschaftung. Zur Vermei-
dung dauerhafter oder irreversibler Schäden ist es
daher erforderlich,die standortspezifische Belast-
barkeit der Organismengesellschaften von Böden
systematisch zu erfassen und in umfassende Be-
wertungskonzepte zu integrieren. Hierzu wird in
Anlehnung an das Bodengutachten des Beirats
(WBGU, 1994) ein erweitertes Critical-Loads-
Konzept vorgeschlagen. Dazu bedarf es der
Grundlagenforschung, die sich den Zusammen-
hängen von Biodiversität in Böden und Ökosy-
stemfunktionen widmet, Skalenübergänge klärt
und methodische Vorgehensweisen zur Messung
der funktionalen Diversität der verschiedenen
Taxa entwickelt. Bestehende Indikatorensysteme
(z. B. von Weltbank oder OECD) sollten vertieft
und ergänzt werden,um biotische Zustände in Bö-
den quantitativ beschreiben zu können.Ohne sol-
che Systeme sind die Eingriffe der Menschen
letztlich nicht bewertbar. Die bisherigen Ansätze
sind für den Einsatz auf der Systemebene unzurei-
chend.
J 3.2
Sozioökonomische Grundlagenforschung
J 3.2.1
Ethik
Vergleichende Kulturforschung
Zur Identifikation und zum Verständnis unterschied-
licher Formen gelebter Sittlichkeit gegenüber der
Natur kann die vergleichende Kulturforschung wich-
tige Beiträge liefern (Kap. E 3.1 und E 3.5). Dabei
sind insbesondere die folgenden Themen besonders
zu beachten:
• Kulturelle und religiöse Normen der Wertschät-
zung von Biosphäre,
• Verhältnis von normativer Verhaltensorientie-
rung und tatsächlichem Verhalten,
• Identifikation universeller oder quasiuniverseller
Prinzipien in der Nutzung von Natur,
• Identifikation nachvollziehbarer normativer Be-
gründungsdiskurse in unterschiedlichen Kulturen,
• Analyse des Kulturpluralismus und Multikultura-
lismus in bezug auf die subjektiv empfundene Gel-
tungskraft von Normen im Zusammenhang mit
Biosphärennutzung.
Identifikation konsensfähiger Werte
Um für die Bewertung politischer Maßnahmen zum
Schutz der Biosphäre eine bessere Grundlage zu be-
kommen, sollte besonderer Wert auf die Identifika-
tion konsensfähiger Werte gelegt werden (Kap. H).
Dabei sind folgende Themen vordringlich:
• Systematische Sammlung und analytische Aus-
wertung von faktisch gelebten und normativ po-
stulierten Wertsystemen in der Gesellschaft (etwa
durch Wertbaumanalyse),
• Auswertung bestehender Diskurs- und Verhand-
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dität und Überzeugungsfähigkeit ethischer Be-
weisführung,
• Erarbeitung von Pilotstudien zur Erprobung neu-
er Formen ethischer Diskursführung.
Verhandlungsführung zum
Biosphärenschutz
Gerade im Bereich des Biosphärenschutzes können
die nationalen wie internationalen Verhandlungen
von einer Analyse der prozeduralen Anforderungen
an eine ethisch und fachwissenschaftlich befriedigen-
de Verhandlungsführung profitieren (Kap.I 2.3).Die
sozialwissenschaftliche Forschung sollte sich vor al-
lem um folgende Punkte bemühen:
• Analyse der politischen Verhandlungsprotokolle
unter dem Gesichtspunkt der Relevanz ethischer
Argumente und ihrer Wirkung auf die Verhand-
lungsteilnehmer,
• Auswertung von Fallstudien gelungener und weni-
ger gelungener Diskurse bzw. Verhandlungen, in
denen ethische Argumente eine wichtige Rolle ge-
spielt haben,
• Durchführung von Begleitstudien zu laufenden
Verhandlungen durch sozialwissenschaftlich ge-
schulte Beobachter,
• Planung von Pilotstudien zur konstruktiven Aus-
richtung ethisch diskursiver Verhandlungsprozes-
se an den Erfordernissen einer prozedural befrie-
digenden Verhandlungsführung.
Sekundäre Normen
Die Ableitung sekundärer Normen und Verhaltens-
orientierungen auf der Basis von allseits anerkann-
ten Primärnormen (bzw. Prinzipien), den Ergebnis-
sen aus der empirischen Verhaltenswissenschaften
sowie ethisch motivierter Diskurse ist ein For-
schungsfeld mit besonderer Bedeutung für die Lö-
sung von Konflikten zwischen Biosphärenschutz und
-nutzung.Prioritär sind dabei:
• Ableitung von kategorischen und kompensations-
fähigen Normen auf der Basis primär anerkannter
oder vereinbarter Prinzipien bzw.Normen,
• Erfassung des tatsächlichen normativen Verhal-
tens von Menschen und dessen subjektive Be-
gründung,
• zusammenfassende Analyse der aus Diskursen
stammenden Einsichten über Normen und Werte,
• Pilotstudien zur konstruktiven Synthese von nor-
mativ abgeleiteten, diskursiv erstellten und durch
faktische Sittlichkeit gelebten Verhaltensorientie-
rungen in einem oder mehreren „Megadiskur-
sen“.
J 3.2.2
Wahrnehmung und individuelle Bewertung
Der Entwicklung von Bewertungsmöglichkeiten von
Biodiversität (ökonomisch, ethisch, kulturell, u. a.)
sollte hohe Priorität eingeräumt werden,um die Aus-
wirkungen menschlicher Eingriffe in die Biosphäre
zu verdeutlichen.
• Dabei sollten vermehrt kulturvergleichende For-
schungen zur Wahrnehmung, Bewertung und zu
kulturell bedingten Deutungsmustern von Natur-
gütern (Tier- und Pflanzenarten, spezifische Öko-
systeme bzw.Landschaften) durchgeführt werden.
Dies kann direkt zur Identifizierung von Konflikt-
potentialen mit negativen Auswirkungen auf die
Biodiversität führen.
• Eine Analyse der komplexen Handlungsbedingun-
gen für den Schutz ökologisch wichtiger Arten
kann wesentlich dazu beitragen,die Effizienz und
die Akzeptanz von Arten- und Naturschutzpro-
grammen zu erhöhen.Daher ist beispielsweise die
Rolle von Symbolarten, von Systemwissen oder
von Betroffenheit zu erforschen.Außerdem sollte
intensiv der Frage nachgegangen werden,wie sich
Biodiversität und ihre Bedrohung in der Öffent-
lichkeit kommunizieren läßt.
• Die historischen und gesellschaftlichen Variabili-
täten des Mensch-Natur-Verhältnisses als Einfluß-
faktoren für die Bewertung und den Umgang mit
biologischer Vielfalt sollten verstärkt untersucht
werden.Dabei müssen die verschiedenen Akteure
und ihre Bedeutung erstens für alltägliche Le-
bens- und Wirtschaftsweisen und zweitens für po-
litisches Handeln im globalen Rahmen (z. B. Bio-
diversitätskonvention) miteinbezogen werden.
J 3.2.3
Ökonomische Bewertung
• Monetarisierung biosphärischer Werte. Ökonomi-
sche Bewertungsverfahren sind ein wichtiges
Hilfsmittel für die Politik,die notwendigen Abwä-
gungsentscheidungen in Anbetracht der entste-
henden Kosten und Nutzen zu treffen. Derzeit
kann allerdings noch ein erhebliches Forschungs-
defizit bei der Ermittlung eines monetären Maß-
stabs für einzelne biosphärische Wertkategorien
festgestellt werden. Hier sei insbesondere auf
ökologische Funktionswerte, soziale, kulturelle
und ästhetische Werte sowie Symbolwerte verwie-
sen, die sich meist einer marktlichen Bewertung
entziehen, aber dennoch verstärkt in politischen
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• Methodik für die ökonomische Bewertung. Insbe-
sondere im Bereich der Bewertung biosphärischer
Leistungen sind weiterführende methodische
Überlegungen beim Einsatz ökonomischer Be-
wertungsansätze erforderlich. Beispielsweise ist
bei der Ermittlung von Zahlungsbereitschaften
methodisch zu berücksichtigen, daß diese Zah-
lungsbereitschaften in Hocheinkommens- und
Niedrigeinkommensländern sehr unterschiedlich
sein können. Auch die Probleme hinsichtlich der
angemessenen Bewertung komplementärer bio-
sphärischer Leistungen und des Auftretens von Ir-
reversibilitäten weisen auf die Notwendigkeit hin,
die methodischen Grundlagen des ökonomischen
Bewertungsansatzes, der überwiegend auf den
Homo oeconomicus abstellt,zu erweitern.Handlungsempfehlungen für eine
nachhaltige Biosphärenpolitik
KK 1 Grundlagen einer Handlungsstrategie
Handlungsraum für eine globale
Biosphärenpolitik
Die Strategie des Beirats für eine globale „Bio-
sphärenpolitik“, die aufgrund ihrer Bezüge zum Kli-
ma- und Bodenschutz über die klassische Biodiver-
sitätspolitik hinausreicht, orientiert sich zunächst an
den in jedem Fall zu vermeidenden Entwicklungen in
der Biosphäre (Kap. I 1). Dazu wurden biologische
Imperative, Leitplanken und Leitlinien definiert.We-
gen der großen Unsicherheiten und Wissensdefizite
ist es nicht immer möglich,für den Biosphärenschutz
exakte Leitplanken im Sinn von präzisen, quantifi-
zierbaren Grenzen anzugeben.Zunächst wurden da-
her biologische Imperative formuliert,die Prinzipien
vermitteln sollen,mit denen die Werte der Biosphäre
für heutige und kommende Generationen erhalten
und nachhaltig genutzt werden können.Dazu zählen 
1. die Bewahrung der Integrität von Bioregionen,
2. die Sicherung aktueller biologischer Ressourcen,
3. die Erhaltung von Biopotentialen,
4. die Bewahrung des globalen Naturerbes,
5. die Erhaltung der globalen Regelungsfähigkeit
der Biosphäre.
Diese biologischen Imperative sind das Ergebnis der
Untersuchungen über Leitplanken für die Bewah-
rung und Gestaltung von Ökosystemen und Land-
schaften in Kap.E3.9 (Imperativ 1),die Situation der
genetischen Vielfalt und Artenvielfalt in Kap.D (Im-
perative 2, 3 und 4), der Ökosystem- und Land-
schaftsvielfalt in Kap.E (Imperative 1 und 4) und der
globalen Stoffkreisläufe in Kap.F (Imperativ 5).
Leitplanken sind im Gegensatz hierzu bestimmte,
numerisch definierbare Schadensgrenzen, deren
Überschreiten jetzt oder zukünftig intolerable Fol-
gen mit sich bringt. Die Anwendung des Leitplan-
kenkonzepts auf die Biosphäre erfolgt auf regionaler
(Kap. I 1.1) und globaler Ebene (Kap. I 1.2–I 1.6).
Global lassen sich zusätzlich Wechselwirkungen er-
kennen,die aus regionaler Perspektive nicht sichtbar
sind.Die numerisch exakte Definition solcher Gren-
zen menschlichen Handelns ist aber gerade im glo-
balen Maßstab für die Biosphäre wegen der großen
Unsicherheiten besonders schwierig. Es wird den-
noch eine numerische Festlegung im Sinn einer Leit-
planke angegeben, weil die Gefährdung der Bio-
sphäre ein schwerwiegendes Risiko des Globalen
Wandels darstellt. Die wissenschaftliche Herleitung
einer Leitplanke in Form von Flächenschutzzielen ist
noch nicht zufriedenstellend.Wenn hier ein Wert an-
gegeben wird, dann handelt es sich um eine grobe
Schätzung.Trotz dieser Einschränkung empfiehlt der
Beirat, global eine Naturschutzfläche von 10–20%
(der Landfläche) auszuweisen (Kap. E 3.3.2; Kap.
I 1.4).Allerdings fällt dieser Wert bei regionaler Dif-
ferenzierung sehr unterschiedlich aus.
Auf regionaler Ebene läßt sich die Leitplanken-
strategie konkret in die Ausweisung von Schutzge-
bieten („Schutz vor Nutzung“) übersetzen, in denen
für die Bioregion wichtige Ökosystemleistungen er-
bracht werden und die aus diesem Grund der wirt-
schaftlichen Nutzung vorenthalten bleiben (Kap.
E 3.9, Kap. I 1.1).Außerdem werden für die anderen
beiden Typen der differenzierten Landnutzung (Ty-
pen „Schutz durch Nutzung“ und „Schutz trotz Nut-
zung“) Leitlinien definiert (Kasten I 1.1-1). Leitlini-
en sind Managementregeln für konkretes Handeln,
die z. B. der Erhaltung oder Wiederherstellung ver-
schiedener Regelungsfunktionen (Lebensraum-,
Nutzungs-, Kultur- und Sozialfunktionen) dienen.
Die Angabe von Leitplanken, also konkreter nume-
rischer Grenzen außerhalb derer z.B.eine Erosions-
rate oder ein Nährstoffaustrag als nicht mehr nach-
haltig gilt, ist eine Forschungsaufgabe, so daß hier
noch keine hinreichend konkrete Politikformulie-
rung geleistet werden kann.Weil für die meisten Be-
reiche der Biosphäre noch keine Leitplanken formu-
liert werden können, legt der Beirat seinen Empfeh-
lungen diese drei strategischen Elemente gleichzeitig
zugrunde: biologische Imperative, Leitplanken und
Leitlinien.Sie definieren zusammen den Handlungs-
raum der hier skizzierten globalen Biosphärenpoli-
tik.
Biosphärenpolitik als Prozeß mit hoher
Institutionen-und Akteursvielfalt
Biosphärenpolitik wird hier nicht als alleinige Aufga-
be der Regierungen und staatlichen Institutionen
verstanden, sondern als Ergebnis eines vielschichti-410 K Handlungsempfehlungen
gen Prozesses, der neben den nationalen Entschei-
dungsträgern auch von lokalen Netzwerken,interna-
tionalen Organisationen, Verbänden und insbeson-
dere von multinationalen Unternehmen gestaltet
wird. Diese Institutionen- und Akteursvielfalt ist
auch eine der Grundbotschaften der Biodiversitäts-
konvention (CBD).
Abb. K-1 soll zeigen, wie die Empfehlungen des
Beirats im Rahmen der CBD umgesetzt werden kön-
nen. Hier wird deutlich, welchen Elementen der
Konvention sich die Empfehlungen zuordnen lassen.
Neben den drei Zielen der CBD Erhaltung,nachhal-
tige Nutzung und Vorteilsausgleich werden auch
übergeordnete Maßnahmen angesprochen. Die her-
ausragende Bedeutung der Wissensproduktion und
der Umsetzung wird durch eine gesonderte Darstel-
lung verdeutlicht.
Trotz der angesprochenen Institutionen- und Ak-
teursvielfalt bleibt der Adressat der Empfehlungen
stets die Bundesregierung in ihrer den internationa-
len politischen Prozeß mitgestaltenden Rolle.Da die
Entwicklung einer Strategie für die globale Bio-
sphärenpolitik noch durch große Unsicherheiten ge-
prägt ist, insbesondere durch große Wissensdefizite,
fehlende politische Maßgaben und unzureichende
Erfolgskontrolle, kann hier kein Anspruch auf Voll-
ständigkeit erhoben werden.
Abbildung K-1
Empfehlungen des Beirats für eine globale Biodiversitätspolitik im Rahmen des CBD-Netzwerks.
Quelle:WBGU,1999a
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Übergreifende MaßnahmenK 2 Schwerpunkte der Umsetzung
K 2.1
Lokale Gemeinschaften, NRO, Umwelt- und
Nutzerverbände
K 2.1.1
Umweltbildung und Umweltlernen fördern
Angesichts eines unzureichenden gesellschaftlichen
Problemverständnisses für die Bedeutung und Ge-
fährdung der Biosphäre dürfen die vom Beirat fest-
gestellten wissenschaftlichen Defizite nicht zu einer
Verzögerung in der Entwicklung von biosphärenspe-
zifischen Bildungs- und Lernkonzepten führen. Im
Gegenteil sollten diese kognitiven Defizite gerade
als Anreiz dienen, sich für die Einbringung des The-
mas in das gesamte Bildungssystem einzusetzen.
Umweltbildung und Umweltlernen umfassen hier
die Vermittlung des – in der Öffentlichkeit nach wie
vor weitgehend unbekannten – Konzepts biologi-
scher Vielfalt sowie der Motivation und Bereitschaft,
sich für die Erhaltung der Biosphäre einzusetzen und
ihre Nutzung stets mit dem Kriterium der Nachhal-
tigkeit zu verknüpfen.Die Komplexität der Biosphä-
re birgt eine besondere Herausforderung für Um-
weltbildungs- und -lernkonzepte, bietet aber gleich-
zeitig zahlreiche Anknüpfungsmöglichkeiten für
Programme und Curricula unterschiedlicher Ein-
richtungen. Die Empfehlung des Beirats richtet sich
darauf, das Thema Biosphäre verstärkt in die Curri-
cula von Schulen, Universitäten und Programmen
einzubringen und in kommunalen Lernprozessen zu
fördern.
K 2.1.2
Partizipation wichtiger lokaler Akteure
sicherstellen
Beim Management biologischer Ressourcen in der
Region kommt es darauf an, diejenigen Interessen-
gruppen zu identifizieren, die die langfristige Nut-
zung biologischer Ressourcen fördern oder behin-
dern können. Insbesondere sollte auch das umfang-
reiche Wissen und die Motivation lokaler Akteure
genutzt werden. Dazu gehören vor allem die im Na-
turschutz ehrenamtlich tätigen Personen sowie jene,
die durch ihre berufliche Tätigkeit ein breites lokales
Wissen erworben haben. Häufig muß Motivations-
und Informationsarbeit geleistet werden,um Institu-
tionen, Einzelpersonen und -gruppen zum Mitma-
chen zu bewegen, deren Handeln (oder Nichthan-
deln) eine Schlüsselposition bei der Nutzung biologi-
scher Ressourcen einnimmt. Die Spannbreite der
Beteiligung kann dabei von einer einfachen Verbes-
serung der Zusammenarbeit bis hin zur Mediation
von Konflikten zwischen Schutz- und Nutzungsbe-
strebungen reichen.In jedem Fall bewährt es sich,die
Vermittlung der Interessen nicht dem Zufall oder
den Gruppen mit der stärksten Durchsetzungskraft
zu überlassen,sondern durch eine gezielte Moderati-
on dafür zu sorgen, daß die entscheidenden Interes-
senträger zu Wort kommen und Entscheidungen ge-
fällt werden, die tatsächlich zu einer Verbesserung
der Integration von Schutz und Nutzung führen.
K 2.1.3
Geistige Eigentumsrechte indigener Völker sichern
Die Biodiversitäskonvention (CBD) fordert in Art.
8(j) dazu auf,die traditionellen Kenntnisse,die Inno-
vationen und Praktiken indigener Völker zu achten
und zu erhalten. Die Anwendung dieses traditionel-
len Wissens soll gefördert und der Nutzen aus der
Anwendung gerecht verteilt werden. In Art. 8 ange-
deutet und von den Vertragsstaatenkonferenzen
kontrovers diskutiert, gelangen hier auch Diskussio-
nen um Landrechte und um Rechte geistigen Eigen-
tums auf die Tagesordnung. Allerdings beschränkt
sich der Diskurs auf Verweise an die zuständigen Fo-
ren.Die Frage der Anerkennung von Sui-generis-Sy-
stemen für den Schutz des Wissens indigener und
lokaler Gemeinschaften wird mit zunehmender In-
tensität beraten.Hier besteht ein enger Bezug zu an-
deren Foren,zur World Intellectual Property Organi-
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nisation (WTO) in Hinblick auf die Revision des Ab-
kommens über handelsbezogene Aspekte der Rech-
te des geistigen Eigentums (TRIPS). Der Beirat
empfiehlt, die Umsetzung des Art. 8(j) durch eine
entsprechende Ausrichtung der Entwicklungszusam-
menarbeit (Unterstützung des Sektorvorhabens der
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, GTZ)
zu fördern sowie Fragen zu alternativen Schutzsyste-
men für traditionelles Wissen in den Beratungen
über internationale Standards für den Zugang zu ge-
netischen Ressourcen und Vorteilsausgleich aufzu-
greifen.
K 2.2
Regierungen und staatliche Institutionen
K 2.2.1
Nationale Umsetzung und Strategiefähigkeit
verbessern
Der Querschnittcharakter der CBD erfordert eine
integrative Umsetzungsstrategie in den Vertragsstaa-
ten.Die Ziele der Konvention sollten z.B.Eingang in
klassische Ansätze des Natur- und Artenschutzes fin-
den und diese um nachhaltige Nutzungskonzepte für
die Biosphäre erweitern.Der Beirat hält die Erarbei-
tung einer nationalen Strategie für Deutschland
(WBGU, 1996a), die auf dem deutschen Nationalbe-
richt von 1998 aufbaut und darüber hinaus auf die
Entwicklung sektoraler Biodiversitätsstrategien ab-
zielt, nach wie vor für sinnvoll. Dabei geht es vor al-
lem um die Einbeziehung der Politikfelder Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Forschung sowie
um die Weiterentwicklung der Biodiversitätspolitik
auf den Gebieten Biotechnologie, Wirtschaftpolitik,
Finanzpolitik und Entwicklungszusammenarbeit.
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) hat sich dieser
Herausforderung bereits gestellt und 1997 ein Sek-
torkonzept „Erhaltung der biologischen Vielfalt
durch Naturschutz“ entwickelt. Der Querschnitts-
charakter der Konvention verlangt eine enge und
kontinuierliche Abstimmung zwischen den Ressorts
sowie zwischen Bund,Ländern und Kommunen.Der
Beirat empfiehlt daher die Einrichtung einer „Inter-
ministeriellen Arbeitsgruppe Biodiversitätspolitik“,
in der alle an der Entwicklung einer nachhaltigen
Biodiversitätspolitik beteiligten Ressorts vertreten
sind.
K 2.2.2
Inhaltliche Ausgestaltung des Ökosystemansatzes
vorantreiben
Der Ökosystemansatz (ecosystem approach) ist ein
integratives Konzept für die Umsetzung der CBD,
auf das z. B. in vielen Arbeitsprogrammen und Ent-
scheidungen der Vertragsstaatenkonferenz Bezug
genommen wird.Auch für das bioregionale Manage-
ment bildet dieser Ansatz eine wichtige Grundlage
(Kap.E 3.9).Er wird jedoch in der CBD derzeit ver-
wendet, ohne daß es eine klare Definition oder eine
gemeinsame Auffassung über die Inhalte gibt.Da der
Ökosystemansatz ohne vorherige Absicherung
durch eine unabhängige wissenschaftliche Debatte
oder Aufbereitung durch den wissenschaftlichen
Ausschuß der CBD-Vertragsstaatenkonferenz (SB-
STTA) Eingang in die Konvention fand und vielfach
Irritationen unter den Akteuren hervorgerufen hat,
erscheint eine wissenschaftliche Fundierung dieses
Ansatzes nun umso notwendiger. Der Beirat emp-
fiehlt, die inhaltliche Ausgestaltung dieses Konzepts
weiter mit Vorrang zu betreiben und dafür die ent-
sprechende Kompetenz der Wissenschaft zu nutzen.
K 2.2.3
Handlungsmöglichkeiten für einen
biosphärenschonenden Konsum fördern
Alle bewußtseinsstärkenden Maßnahmen und Bil-
dungsmaßnahmen müssen letztlich wirkungslos blei-
ben, wenn nicht auch Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden, die biosphärenverträgliche gesellschaft-
liche Produktions- und Konsummuster ermöglichen.
Dies ist z.B.durch ökonomische und soziale Anreize
oder durch eine gezielte Förderung von Modellvor-
haben möglich. Auf spezifische Akteure und Hand-
lungsfelder zielende Programme, in denen eine Mi-
schung aus Anreizsetzung,handlungs- und informati-
onsorientierten Maßnahmen eingesetzt wird, sollten
– wissenschaftlich begleitet – mit den entsprechen-
den lokal relevanten Akteuren – (z. B.Verbraucher-
und Umweltverbände, Unternehmen) initiiert und
durchgeführt werden (Kap.I 2.5).
K 2.2.4
Strategie des bioregionalen Managements in
bestehende Planungsinstrumente integrieren
Der Beirat empfiehlt die Förderung eines Systems
differenzierter Nutzungsintensitäten mit dem Ziel,
die verschiedenen Ansprüchen an die Biosphäre in
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integrieren. Die drei Landnutzungskategorien
„Schutz vor Nutzung“, „Schutz durch Nutzung“ und
„Schutz trotz Nutzung“ bieten eine sinnvolle Gliede-
rung (Kap. E 3.3.1). Für die Anwendung sollte ge-
prüft werden, inwieweit der bioregionale Ansatz be-
reits ausreichend im deutschen Planungssystem ver-
ankert ist und ob er mit einem umsetzungsorientier-
ten Regionalmanagement gekoppelt werden kann,
ohne neben dem bestehenden Planungssystem ein
zweites Parallelsystem aufzubauen (Kap.E 3.9).
Bioregionales Management bietet einen fruchtba-
ren Ansatz für die integrierte Betrachtung der ver-
schiedenen Ansprüche an Landschaft (Kap. E 3.9).
Dabei sollten Belastungen der Natur zugunsten der
Wirtschaft und Belastungen der Wirtschaft durch
Naturschutz einer ähnlichen Darlegungslast unter-
liegen. Diese Strategie eignet sich auch für die Ent-
wicklungszusammenarbeit, da sie einen pragmati-
schen Instrumentenmix bereitstellt, der die Umset-
zung des Leitplankenkonzepts auf regionaler Ebene
ermöglichen kann. Eine stärkere Dezentralisierung
und Verlagerung der Entscheidungen auf die regio-
nale Ebene als Voraussetzung für Schutzanstrengun-
gen wird insbesondere in Ländern mit zentralisti-
scher Struktur empfohlen. Das Ziel, die Integration
von Schutz und Nutzung biologischer Vielfalt, läßt
sich mit bioregionalem Management eher erreichen
als durch ein „von oben“ verordnetes Management
biologischer Ressourcen.
Es sollte daher geprüft werden, wie sich das Kon-
zept des bioregionalen Managements im Rahmen
der Entwicklungszusammenarbeit in Projekte zur
ländlichen Regionalentwicklung integrieren lassen
kann. Dabei ist besonders auf langfristig angelegte
Projekte mit der Möglichkeit des Aufbaus von Kapa-
zitäten, auf kooperative Planungsmethoden und auf
Flexibilität im Sinn eines adaptiven Managements zu
achten. Nach dem Vorbild internationaler Städte-
partnerschaften wäre zu prüfen, ob nicht auch ein
Programm zur Förderung internationaler Regional-
partnerschaften zwischen Ländern hoher und niedri-
ger biologischer Vielfalt (also zwischen Industrie-
und Entwicklungsländern) initiiert werden sollte.
Auf nationaler und internationaler Ebene sollten die
verschiedenen Finanzausgleichs- und Anreizmecha-
nismen dahingehend evaluiert werden, ob sie für die
Förderung bioregionaler Ansätze geeignet sind.
K 2.2.5
Schutzgebiete: 10–20% der Fläche für den
Naturschutz reservieren
Schutzgebiete sind eine wichtige Säule jeder Strate-
gie für die Erhaltung biologischer Vielfalt (Kap.
E 3.3.2). Daher hält der Beirat ein weltweites, effek-
tives und repräsentatives System von Schutzgebieten
für unabdingbar, das stellvertretend die Palette an
Biomen, Bioregionen oder Ökosystemtypen sowie
die Gebiete mit hohem Artenreichtum oder Ende-
mismus berücksichtigt. Dieses System kann insge-
samt als „Leitplanke“ bezeichnet werden, deren
Überschreiten für die Weltgemeinschaft nicht hin-
nehmbar wäre (Kap. I 1.4). Der Beirat empfiehlt als
grobe Richtschnur einen nach fachlichen Kriterien
ausgewählten Anteil von 10–20% der weltweiten
Landfläche für dieses Schutzgebietssystem.
Die biologische Vielfalt kann aber nicht allein in
isolierten Schutzgebieten erhalten werden: nur öko-
logisch, gesellschaftlich und ökonomisch integrierte
Ansätze bieten Aussicht auf Erfolg. Schutzgebiete
müssen im Zusammenhang mit der umgebenden
Landschaft betrachtet werden. Das betrifft die Ver-
netzung der Gebiete untereinander und die Ver-
knüpfung mit der jeweiligen umgebenden Land-
schaftsnutzung (Kap.E 3.9).Im Umfeld bestehender
Schutzgebiete sollte der Aufbau von Pufferzonen mit
geeigneten Bewirtschaftungskonzepten („Schutz
durch Nutzung“) gefördert werden, wie dies bei den
Biosphärenreservaten bereits geschieht. Das Kon-
zept des bioregionalen Managements bietet hierfür
interessante Ansätze (Kap.K 2.2.2).
Der Stand der Umsetzung der FFH-Richtlinie
und des darin vorgesehenen EU-weiten Netzwerks
NATURA 2000 in Deutschland muß als sehr unbefrie-
digend bezeichnet werden. Der Beirat empfiehlt er-
neut nachdrücklich, die rasche Umsetzung mit der
gebührenden politischen Entscheidungskraft voran-
zutreiben.
Bei der Lösung der aktuellen Probleme im Zu-
sammenhang mit Akzeptanz und Konflikten in
Schutzgebieten müssen verstärkt sozialwissenschaft-
liche Zusammenhänge erkannt und berücksichtigt
werden. Partizipative und diskursive Ansätze sind
wichtig, um durch eine verbesserte Präsentation und
Kommunikation der Naturschutzargumente die un-
verzichtbare Akzeptanz der Bevölkerung zu errei-
chen. Diese Ansätze sind auch ein wichtiges Thema
für die Aus- und Fortbildung von Naturschutzfach-
leuten.
Der Zugang zu Informationen im Naturschutz ist
in Deutschland unbefriedigend. Durch verbesserte
Organisation, Standardisierung und erleichterten
Zugriff auf Daten öffentlicher Einrichtungen ließe
sich die Naturschutzarbeit wesentlich effizienter ge-
stalten. Auch die Förderung einer informationellen
Vernetzung der staatlichen wie nichtstaatlichen Na-
turschutzinstitutionen untereinander wäre für den
Erfahrungsaustausch hilfreich. Hierin könnte auch
eine wichtige Aufgabe des deutschen Clearing-Hou-
se-Mechanismus liegen.414 K Handlungsempfehlungen
K 2.2.6
Leitbild der „Multifunktionalen Landnutzung“
umsetzen
Der Eingriff des Menschen in die Biosphäre bei der
Landnutzung stellt eine der großen Gefährdungen
für die biologische Vielfalt auf der Erde dar.Die Dy-
namik,mit der der nutzungsbedingte Verlust biologi-
scher Vielfalt abläuft, hinterläßt den Eindruck, daß
das „Rennen“ bereits nicht mehr gewonnen werden
kann. Aus der Sicht des Beirats erscheint es daher
dringend geboten, daß sich die Politik vorrangig mit
dem Problem des nutzungsbedingten Biodiversitäts-
verlusts befaßt und jene Aktivitäten auf internatio-
naler Ebene unterstützt, die zur Lösung dieses Pro-
blems beitragen.
Für eine gleichzeitig nachhaltige und hochpro-
duktive Landnutzung sollte hierfür ein multifunktio-
nales Leitbild formuliert werden, das nicht – wie in
der Vergangenheit üblich – überwiegend produkti-
onsorientiert sein darf, sondern alle Funktionen der
betroffenen Ökosystemen gleichberechtigt mit ein-
beziehen muß. Dazu muß die Bewirtschaftung auf
langfristige Nutzbarkeit ausgerichtet sein, es müssen
die Vielfalt der abiotischen und biotischen Faktoren
am Standort beachtet und auch die von den genutz-
ten Flächen ausgehenden Belastungen der Nach-
barökosysteme berücksichtigt werden. Das Leitbild
allein genügt jedoch nicht, sondern es werden auch
praktikable Instrumente (z. B. Indikatorensysteme)
für die Umsetzung und Bewertung benötigt.
Der Beirat empfiehlt, die Prinzipien der multi-
funktionalen Landnutzung möglichst flächen-
deckend in die land- und forstwirtschaftliche Praxis
zu überführen,denn die weltweite Einführung derar-
tiger Strategien der Landnutzung verspricht um so
erfolgreicher zu sein,je eher diese Praktiken auch in
den Industrieländern realisiert werden und je eher
ihr ökologischer und ökonomischer Nutzen dort
nachweisbar wird. Ein dringendes Erfordernis sind
dabei Preise, die die Kosten für den Bodenschutz,
den Umweltschutz und die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt enthalten müssen. Die Zertifizierung
entsprechender Nutzungsstrategien und die Kenn-
zeichnung ihrer Produkte ist eine wichtige Möglich-
keit,die multifunktionale Landnutzung zu fördern.
Viel Zeit verbleibt nicht,wenn die riskante und in
ihrer Wirkung nicht bewertbare Entwicklung ge-
stoppt werden soll: rasches und wirksames Handeln
ist dringend geboten.
K 2.2.7
Raum-zeitlicher Trennung von
Stoffumsatzprozessen entgegenwirken
Das Wissen um die Wirkungen menschlicher Eingrif-
fe in ökosystemare Stoffumsatzprozesse ist weitge-
hend vorhanden, bislang aber weder lokal noch glo-
bal hinreichend ausgewertet und umgesetzt worden.
Bei Problemen der Stoffanreicherung bzw. -verar-
mung müssen Vermeidungs- und Kompensations-
strategien entwickelt und zum Einsatz gebracht
werden, die auf eine weitgehende raum-zeitliche
Kopplung von Stoffkreisläufen abzielen.Wirtschafts-
weisen, die auf dem Raubbau natürlicher oder be-
wirtschafteter Ökosysteme beruhen, müssen auf al-
len räumlichen Ebenen vermieden werden. Auf
nachhaltige Nutzung angelegte Bewirtschaftung soll-
te durch Ökolabels gekennzeichnet oder durch ande-
re Maßnahmen gefördert werden, um die mit diesen
Strategien verbundenen höheren Kosten zu decken.
Auch sollte in der Öffentlichkeit stärker bekannt ge-
macht werden, daß nachhaltige Landnutzung ihren
Preis hat.
Eine mögliche Strategie zur Verhinderung der
stofflich bedingten Veränderungen biologischer Di-
versität ist bioregionales Management (Kap. E 3.9),
mit dessen Hilfe räumliche Disparitäten gemindert
und regionale Kreisläufe gestärkt werden können.
Um den notwendigen Handlungsspielraum im nach-
haltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen zu
wahren, bedarf es einer systematischen Erfassung
und Bewertung der zahlreichen Interaktionen von
Produktion, Konsum, Handel und Umwelt auf ver-
schiedenen räumlichen Ebenen. International könn-
te das Umweltprogramm der Vereinten Nationen
(UNEP) die erforderlichen Koordinationsaufgaben
übernehmen.Insgesamt sollte dieser Themenbereich
verstärkt aufgegriffen werden.
K 2.2.8
Einbringung nichtheimischer Arten:Vorsorgend
kontrollieren
Damit die mit der Einbringung nichtheimischer Ar-
ten im Zusammenhang stehenden Begriffe durchge-
hend einheitlich Eingang in nationale Gesetzeswer-
ke (in Deutschland im Bundesnaturschutzgesetz Art.
20 d II) finden können, ist international eine klare
Definition und Festlegung der Begriffsinhalte, etwa
durch die Vertragsstaatenkonferenz (in Zusammen-
arbeit mit z.B.der FAO,IMO oder WHO)notwendig
(Kap. E 3.6). Zudem sollten die Bestimmungen im
Zusammenhang mit der Einführung gebietsfremder
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ten harmonisiert werden, da die Probleme ähnlich
gelagert sind.
Bereits jetzt unterliegt in vielen Ländern die be-
absichtigte Einführung gebietsfremder Organismen
einer Genehmigungspflicht, Defizite herrschen aber
oftmals hinsichtlich der Überprüfbarkeit bestehen-
der Regelungen und möglicher Sanktionen gegen-
über Verstößen.Im Umgang mit dem Problem sollte
immer das Vorsorgeprinzip zugrunde gelegt werden.
Geplante Einführungen müssen zudem durch Um-
weltverträglichkeitsprüfungen begleitet werden.
Diese Bestimmungen sollten nicht nur für Ausset-
zungen in der Land- und Forstwirtschaft gelten, son-
dern generell Anwendung finden.
Die Verursacher müssen grundsätzlich auch für
die unbeabsichtigte Einfuhr gebietsfremder Arten
haftbar gemacht und die zuständigen Behörden für
Prävention,Notfallmanagement und Früherkennung
bestimmt werden.Unbeabsichtigte Einschleppungen
könnten z. B. durch Grenz- und Saatgutkontrollen
(durch die IPPC geregelt), logistische Maßnahmen
wie verkürzte Standzeiten im Containerverkehr,v.a.
aber durch Bewußtseinsbildung der Bevölkerung
und wichtiger Akteure verhindert werden. Im Rah-
men der CBD sollte die Möglichkeit zur Erarbeitung
gemeinsamer Standards für den Umgang mit nicht-
heimischen Arten geprüft werden.
Der wichtigste Übertragungsweg für den weltwei-
ten Transfer mariner Arten ist das Ballastwasser von
Schiffen. Jährlich werden 10 Mrd. t Ballastwasser
weltweit transportiert, darin erreichen täglich
3.000–4.000 Arten einen neuen Standort (Kasten
E 3.6-1). Da Organismen küstennaher Meeresgebie-
te in Hochseebereichen absterben und Hochsee-
plankton in Küstengewässern nicht überleben kann,
wird von der International Maritime Organization
der vollständige Ballastwasserwechsel auf hoher See
empfohlen.Der Beirat begrüßt diesen Vorschlag und
empfiehlt eine rasche Umsetzung, da diese Maßnah-
me bei weltweiter Anwendung die unbeabsichtigte
Einführung nichtheimischer Arten in aquatischen
Ökosystemen erheblich reduzieren kann.
K 2.2.9
Vergleichbarkeit durch Indikatoren verbessern
Im Rahmen der CBD ist die Erarbeitung eines
kohärenten Indikatorensystems für die Überwa-
chung des globalen Zustands der biologischen Viel-
falt noch nicht weit fortgeschritten. Es bestehen im-
mer noch große Unsicherheiten bei Methodik und
wissenschaftlichen Grundlagen, die durch gezielte
Forschung angegangen werden sollten (Kap. J 2.1).
Sinnvoll wäre eine Zusammenführung der bestehen-
den Vorhaben zur Indikatorenentwicklung für Biodi-
versität auf internationaler Ebene (CSD, IUCN,
OECD,IFF,CCD usw.).Wünschenswert ist die itera-
tive Entwicklung und verbindliche Einführung eines
international kompatiblen Katalogs an Biodiver-
sitätsindikatoren,die auf den unterschiedlichen Inte-
grationsstufen Belastungen, Zustände/Trends und
Reaktionen auf Eingriffe erfassen können. Wichtig
ist dabei die enge Verknüpfung mit der Entwicklung
von Nachhaltigkeitsindikatoren, wie sie derzeit z. B.
im Rahmen von der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der
Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD)
vorangetrieben wird.Um diesen Prozeß zu beschleu-
nigen, sollte die Einrichtung eines internationalen
Expertendialogs geprüft werden.
K 2.2.10
Interessenausgleich bei der Nutzung genetischer
Ressourcen schaffen
Die Entnahme genetischer Ressourcen und deren
Verwendung soll gemäß der CBD durch faire und
ausgewogene Verteilung der daraus erwachsenden
Vorteile kompensiert werden (Kap. D 3.3; WBGU,
1996a). Auf der Grundlage souveräner Verfügungs-
rechte haben Herkunftsländer die Regelungsbefug-
nis bezüglich des Zugangs zu ihren genetischen Res-
sourcen. Über die Gestaltung der Vereinbarungen
zwischen Nutzern und Anbietern genetischer Res-
sourcen enthält die CBD allgemeine Vorgaben wie
die vorherige Zustimmung des Herkunftslandes (Pri-
or Informed Consent,PIC) und die Berücksichtigung
der Vorstellungen beider Seiten (Mutually Agreed
Terms,MAT).Die Erfahrungen mit den bisher erlas-
senen nationalen oder regionalen Zugangsregelun-
gen zeigen, daß es eines international vereinbarten
Standards als Orientierungsrahmen für Anbieter-
und Nutzerländer bedarf, um den Zugang zu geneti-
schen Ressourcen im Sinn der CBD zu gestalten.Der
Beirat empfiehlt, den Prozeß der Entwicklung inter-
nationaler Standards für den Zugang zu genetischen
Ressourcen und den Vorteilsausgleich im Rahmen
der CBD zügig voranzutreiben. Erfahrungen, die
durch die Zusammenarbeit mit Herkunftsländern
genetischer Ressourcen in Sektorvorhaben der GTZ
vorhanden sind, sollten stärker genutzt werden. Da-
bei ist insbesondere die Rolle der technischen Zu-
sammenarbeit für Maßnahmen der Kapazitätenför-
derung, der Aufbau von Technologie- und For-
schungskapazitäten sowie Ausbildungsprogrammen
zu stärken. Die Zusammenarbeit mit den Partnerin-
stitutionen in den Anbieterländern genetischer Res-
sourcen sollte nach Ansicht des Beirats auf eine
Transparenz der Entscheidungs- und Beteiligungs-
prozesse, auf eine nachhaltige Nutzung und auf Vor-416 K Handlungsempfehlungen
teilsausgleich zielen.Begonnene Initiativen,die rele-
vanten Unternehmen und Institutionen der Natur-
stofforschung in die politische Diskussion einzube-
ziehen, sollte fortgesetzt und intensiviert werden.
Zudem sollte ein Netzwerk von Modellkooperatio-
nen für die Förderung der nachhaltigen Bioprospek-
tierung – in Zusammenarbeit mit den zuständigen
Ressorts – und mit den durchführenden Institutio-
nen (z.B.GTZ,Bundesamt für Naturschutz,Zentral-
stelle für Agrardokumentation und -information)
entwickelt werden.
K 2.2.11
Attraktivität des Stiftungswesens steigern
Die Chancen, die Stiftungen für die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der Biosphäre bieten, werden
noch unzureichend genutzt. Daher sollten in
Deutschland die rechtlichen Grundlagen für das Stif-
tungswesen steuerlich attraktiver gestaltet werden.
Die Förderung des Natur- und Umweltschutzes er-
füllt die Voraussetzungen eines bestimmten gem-
einnützigen Zwecks im Sinn des §10 b I S.1 EstG,
genügt jedoch dem Anforderungsprofil des Satzes 2
nur insoweit, als sich Umweltschutz mit bestimmten
kulturellen Zwecken deckt (z. B. Denkmalpflege).
Dies ist unstimmig im Hinblick auf die verfassungs-
rechtliche Verpflichtung des Staates, die natürlichen
Lebensgrundlagen zu schützen (Art. 20a GG). Eine
Hochstufung des Umweltschutzes sollte unter diesen
Gesichtspunkten geprüft werden. Um die Attrakti-
vität des Stiftungswesens zum Zwecke des Bios-
phärenschutzes zu steigern,könnten im Rahmen des
novellierten Stiftungsrechts verschiedene Sozialwer-
tigkeitsstufen eingeführt und mit unterschiedlichen
Befreiungssätzen bedacht werden. Dafür spricht der
besondere Rang, der dem Umweltschutz (Art. 20a
GG) nach Verfassungs- und Völkerrecht zukommt.
Dieser legt eine besondere Privilegierung von Um-
weltstiftungen nahe.
K 2.3
Nationale und multinationale Unternehmen
K 2.3.1
Vorhaben der Bioprospektierung fördern
Die privaten Akteure der Naturstoffforschung und
-industrie sollten die Chancen nutzen,die die Verein-
barung internationaler Rahmenrichtlinien für den
Zugang und die nachhaltige Nutzung genetischer
Ressourcen im Rahmen der CBD bieten und sich ak-
tiv am internationalen Verhandlungsprozeß beteili-
gen.Durch die Rahmenrichtlinien können die bisher
unterschiedlichen Erwartungshaltungen in den Her-
kunfts- und Nehmerstaaten stabilisiert und eine wei-
tere Polarisierung der Interessengruppen verhindert
werden.
Die bisher erlassenen Zugangsbestimmungen in
den Herkunftsländern dienen in der Regel der Trans-
parenz von Prospektierungsvorhaben und den ent-
sprechenden Entscheidungsprozessen und wollen
den Zugang fördern, nicht verhindern. Vorausset-
zung für die langfristige konstruktive Zusammenar-
beit ist die angemessene Beteiligung der Herkunfts-
länder an den Ergebnissen der Forschung und Ent-
wicklung. Dieser Forderung kann z. B. bereits in der
Planung der Vorhaben durch Informationsaustausch
und Zusammenarbeit mit Partnerinstitutionen im
Herkunftsland entsprochen werden.Der Aufbau von
geeigneten Strukturen für die ersten Phasen der Bio-
prospektierung vor Ort, Inventarisierung biologi-
scher Vielfalt, Untersuchungen über Wirkungszu-
sammenhänge in situ, Feststellung traditioneller An-
wendungen und erste Testverfahren ex situ, wäre ein
wichtiger Beitrag zur Förderung nationaler Kapa-
zitäten in den Herkunftsländern und damit zur lang-
fristigen Sicherung der Ressourcen (Kap. J 1.3).
Große Unternehmen können eigene Kooperations-
vorhaben einrichten und die Beteiligungen der Part-
nerinstitutionen an ihren Vorhaben zu einer Unter-
nehmenspolitik ausbauen.Für kleinere,mittelständi-
sche Naturstoffunternehmen wäre der Aufbau einer
Einrichtung zur Kooperationsvermittlung und zur
Entwicklung von Beteiligungsstrategien sinnvoll.
Diese könnte z.B.bei der GTZ angesiedelt sein.Der
Beirat möchte anregen,mit den Verbänden die Mög-
lichkeit der Entwicklung eines international über-
tragbaren Kennzeichnungssystems für nachhaltig
produzierte Pharmaka, z. B. in Form von Selbstver-
pflichtungen, zu prüfen. Hierin könnte ein wichtiger
Beitrag zur nachhaltigen Bioprospektierung beste-
hen.
K 2.3.2
Trend zur Selbstverpflichtung unterstützen
Private Aktivitäten sind eine wichtige Erfolgsbedin-
gung globaler Biosphärenpolitik. Ein gutes Beispiel
ist der von Vertretern der Holzindustrie, von Um-
weltverbänden und indigenen Völkern gegründete
Forest Stewardship Council (FSC) zur Förderung ei-
ner nachhaltigen Waldwirtschaft,der seit 1996 mit ei-
nem eigenen Siegel auf dem Markt ist und mit dem
weltweit bereits ca.12 Mio.Hektar Wald ausgezeich-
net worden sind. Seit das sog. FSC-Holz den deut-
schen Markt erobert, wird aus dem Siegel ein unter
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Markenkennzeichen (Kap.I 2.4 und Kasten E 3.3-8).
Er muß nicht der einzige Standard bleiben.So denkt
die Arbeitsgemeinschaft deutscher Waldbesitzerver-
bände (AGDW) bereits darüber nach, im Rahmen
einer paneuropäischen Initiative ein eigenes System
zur Zertifizierung nachhaltiger Forstwirtschaft zu
etablieren.Zudem wurden 1998 bei der Ministerkon-
ferenz in Lissabon die „Pan-Europäischen Leitlinien
für die nachhaltige Waldbewirtschaftung“ verab-
schiedet. Sie sind die Grundlage für die vom Deut-
schen Forstwirtschaftsrat angeregte Pan-Europäi-
sche Zertifizierungsinitiative.Mittlerweile beteiligen
sich daran verschiedene europäische Organisationen
der Forst- und Holzwirtschaft.Bisher stehen sich die-
se beiden wichtigsten Zertifizierungs-Systeme un-
versöhnlich gegenüber. Im Sinn der beabsichtigten
Förderung der nachhaltigen Waldbewirtschaftung
hält es der Beirat für erforderlich,daß es zu einer Ei-
nigung kommt,um dem im Grundsatz richtigen Zer-
tifizierungsansatz zum Durchbruch zu verhelfen.
K 2.4
Internationale Institutionen
K 2.4.1
Positive Regelungen verbessern
Die internationale Zusammenarbeit zum Schutz der
Biosphäre wird gestärkt, wenn insbesondere vier in-
stitutionelle Merkmale positiver Regelungen einge-
halten oder verbessert werden (Kap. I 2.3). Der Bei-
rat empfiehlt:
1. Kooperationsförderliche Umfelder internationa-
ler Regime zum Schutz der Biosphäre stärken, so
daß Normen, Regeln und Prinzipien zur Erhal-
tung und nachhaltigen Nutzung der Biosphäre an-
genommen und durchgesetzt werden und Trans-
parenz, Informationsaustausch sowie Kommuni-
kationsprozesse institutionell abgesichert sind.
2. Flexible Handhabung bei Regelverletzungen.
Den Akteuren soll im Rahmen bestehender Ver-
tragsstaatenkonferenzen, Ausschüssen oder neu
einzurichtender Treffen mehr Raum und Gele-
genheit für verständigungsorientierte Diskurse
geboten werden,um über ihre Schwierigkeiten bei
der Verhaltensanpassung und bei der Umsetzung
von Regeln und Prinzipien kommunizieren zu
können. Flexibilität bedeutet aber nicht Beliebig-
keit bei der Umsetzung.Deshalb sollte die flexible
Handhabung durch ein entsprechendes Monito-
ring sowie ein Verifikationssystem unterstützt
werden.
3. Ausbau und Stärkung der notwendigen Kapazitä-
ten in den Entwicklungsländern,in den neuen ost-
europäischen Demokratien und in den GUS-Staa-
ten.Dabei sollte auf zwischenstaatliche und inter-
organisatorische Netzwerke und verwandte Pro-
gramme zurückgegriffen werden, so z. B. auf die
Weltbank, das Entwicklungsprogramm der Ver-
einten Nationen (UNDP) oder verschiedene re-
gionale Entwicklungsbanken. So kann der not-
wendige Technologie-, Wissens- und Manage-
menttransfer besser bewerkstelligt werden. Die-
ser Transfer sollte u. a. Trainingsprogramme, die
Bereitstellung von politikrelevanten Informatio-
nen,Forschungsunterstützung sowie wissenschaft-
liche und technologische Beratung umfassen.
4. Bei armen Staaten und Nachzüglern das Interesse
und die Motivation für den Schutz der Biosphäre
wecken,indem die Interessen dieser Akteure hin-
reichend berücksichtigt werden, insbesondere
durch offene Verfahren auf der internationalen
Tagesordnung und bei Konferenzen. Das Interes-
se kann auch durch finanzielle oder technologi-
sche Hilfe verbessert werden. Zudem sollten die
NRO unterstützt werden, so daß sie effektiver
Überzeugungsarbeit leisten, öffentlichen Druck
ausüben und Kritik gegenüber weniger motivier-
ten Regierungen formulieren können.
Die Verbesserung dieser institutionellen Merkmale
internationaler Regelungen sollte parallel verlaufen,
weil sie sich gegenseitig verstärken. Ein Element zu
vernachlässigen, könnte bereits die Gesamtwirkung
positiver Regelungen gefährden.
K 2.4.2
Zwischenstaatlichen Ausschuß für Biodiversität
einrichten
Im Bereich der Biosphärenpolitik ist ein Defizit an
fundierter und unabhängiger wissenschaftlicher Poli-
tikberatung festzustellen (Kap. I 3.2.1.1). Die Er-
kenntnislücken über den Zustand und den Verlust
biologischer Vielfalt sowie deren Folgen müssen sy-
stematisch aufgearbeitet werden. Zudem ist die fun-
dierte wissenschaftliche Begleitung politisch aktuel-
ler Themen – unter Integration naturwissenschaftli-
cher,sozioökonomischer und juristischer Expertise –
und die Entwicklung politikrelevanter Handlungs-
optionen für die Vertragsstaatengemeinschaft und
alle interessierten Akteure wichtig.
Zunächst sollte geprüft werden, inwieweit eine
engere Zusammenarbeit vorhandener Wissen-
schaftsgremien und regionaler Netzwerke den Defi-
ziten der wissenschaftlichen Beratung entgegenwir-
ken könnte.Es ist nach Ansicht des Beirats allerdings
davon auszugehen,daß die Einrichtung eines wissen-
schaftlichen Expertengremiums, z. B. in Form eines
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Vielfalt“ (Intergovernmental Panel on Biological Di-
versity – IPBD) notwendig ist. In diesem Ausschuß
ließen sich international anerkannte Wissenschaftler
zusammenführen,die kontinuierlich und unabhängig
arbeiten und wissenschaftliche Politikberatung lei-
sten könnten. Ein vergleichbares Gremium im Be-
reich Klimawandel ist der IPCC,der bereits 1988 von
der UN-Generalversammlung eingerichtet wurde,
unter UNEP und WMO arbeitet und wissenschaftli-
che Politikberatung auch für die Vertragsstaatenge-
meinschaft der Klimarahmenkonvention leistet.
Die Beiträge des IPBD könnten dem Biodiver-
sitätsdiskurs mehr Objektivität verleihen. Auch die
Wissenschaft würde durch verbesserte Koordination
und Vernetzung von der Einrichtung eines IPBD
profitieren. Der Beirat empfiehlt, bei der Einrich-
tung eines IPBD auf den Erfahrungen des Global Bi-
odiversity Assessment und des IPCC aufzubauen,um
eventuelle Konstruktionsschwächen vorn vornher-
ein zu vermeiden.
K 2.4.3
Protokollverhandlungen zur biologischen
Sicherheit vorantreiben
Nach dem vorläufigen Scheitern der Verhandlungen
um ein völkerrechtlich verbindliches Abkommen,
das den Umgang mit lebenden modifizierten Orga-
nismen regeln soll (Protokoll zur biologischen Si-
cherheit) besteht eine Regelungslücke. Zwar gibt es
bereits von unterschiedlichen internationalen Orga-
nisationen initiierte Richtlinien, die auf freiwilliger
Basis Teilaspekte aus dem Bereich der Biotechnolo-
gie regeln. Diese unverbindlichen Absichtserklärun-
gen lassen sich aber nur schwer als Umsetzungs- und
Ausgestaltungshilfe eines völkerrechtlich verbindli-
chen Abkommens instrumentalisieren. Der Beirat
betont, daß ohne Protokoll zur biologischen Sicher-
heit der sichere Umgang mit Gentechnologie bruch-
stückhaft bleibt.
K 2.4.4
Erhaltung genetischer Ressourcen sicherstellen
Die Agrarbiodiversität hat immense Bedeutung für
die Ernährungssicherheit künftiger Generationen,
für die Nachhaltigkeit und Stabilität der Agrarökosy-
steme der Erde sowie als Ausgangsmaterial für Inno-
vationen in Züchtung und Biotechnologie. Daher
muß ihre Erhaltung und nachhaltige Nutzung vor-
rangiges Ziel aller einschlägiger Politikbereiche sein
(Kap. D 3.4, I 1.2). Dabei ist zu beachten, daß Irre-
versibilität ein kennzeichnendes Merkmal für den
Verlust biologischer Vielfalt darstellt: Verpaßte
Chancen in der Biosphärenpolitik kehren nicht wie-
der. Daher kommt Frühwarnsystemen, wie sie die
Kommission zu genetischen Ressourcen für Ernäh-
rung und Landwirtschaft (CGRFA) für pflanzenge-
netische Ressourcen einführen will, eine besondere
Bedeutung zu.
Die aktive Nutzung von Agrarbiodiversität sollte
als erste Option für ihre Erhaltung im Vordergrund
stehen und über eine möglichst vielfältige agrarische
Produktion umgesetzt werden.Die Leistungen sowie
die große Bedrohung der Vielfalt in den agrarischen
Systemen der Erde muß zum zentralen Aspekt in den
praktischen und akademischen Ausbildungsgängen
werden.
Weltweit gilt die Erhaltung eines erheblichen Teils
der  Ex-situ-Sammlungen als gefährdet. Daraus er-
gibt sich als vordringliche Aufgabe die Sicherung und
finanzielle Unterstützung schon bestehender Samm-
lungen. Insbesondere muß die Durchführung regel-
mäßiger Regenerationsmaßnahmen ermöglicht wer-
den. Die Sammlungen sollten aus Effizienz und Ko-
operationsgründen in einem globalen Netzwerk zu-
sammengeschlossen werden. Die bestehenden
Sammlungen müssen nach dem Vorsorgeprinzip er-
gänzt werden, wobei auf die notwendige Redundanz
der Bestände geachtet werden muß.Vordringlich ist
die Vervollständigung der Sammlungen in den Di-
versitätszentren der jeweiligen Arten.Die Erstellung
einer Roten Liste für gefährdete Kulturpflanzenar-
ten als Grundlage für die Schaffung entsprechender
Erhaltungsmaßnahmen und ihrer Finanzierung soll
angestrebt werden. Die Erhaltung gefährdeter Hau-
stierarten und -rassen muß ein weiterer Schwerpunkt
der Bemühungen um Agrarbiodiversität werden.Da
in vielen Fällen In-situ- bzw.On-farm-Konservierung
die einzige Möglichkeit ist, dem Totalverlust be-
stimmter Komponenten der Agrarbiodiversität vor-
zubeugen, müssen diese Maßnahmen unterstützt
werden.Es ist vor allem notwendig,lokal organisier-
te  In-situ- bzw. On-farm-Erhaltung und -Nutzung
von Agrarbiodiversität nicht zu stören. In der Ver-
gangenheit ist durch restriktive Vorschriften zum
Saatgutverkehr oder durch eine einseitig auf „Mo-
dernisierung“ ausgerichtete Agrarberatung häufig
großer Schaden entstanden.
Im Bereich der Nutzbarmachung von Agrarbiodi-
versität ist die Finanzierung der sekundären Eva-
luierung genetischer Ressourcen (Resistenzen,spezi-
fische Qualitätsmerkmale) und die Charakterisie-
rung aktuell genutzter Agrarbiodiversität vordring-
lich.Um wertvolle Gene aus genetischen Ressourcen
in Elitematerial einzubringen und dessen genetische
Basis zu erweitern, ist neben grundlegender Eva-
luierungsarbeit auch ein umfangreiches,öffentlich fi-
nanziertes Prebreeding (womöglich mit Genbankan-
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K 2.4.5
Globales System zum Schutz und zur nachhaltigen
Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen stärken
Die Schlußakte der CBD-Verhandlungen von Nairo-
bi (1992) fordert,die offenen Fragen der Ex-situ-Be-
stände sowie der „Farmers Rights“ zu klären und den
Anforderungen der CBD gemäß anzupassen. Die
Organisation der Vereinten Nationen für Ernährung
und Landwirtschaft (FAO) begann daraufhin 1993
mit der Revision der „Internationalen Verpflichtung
über pflanzengenetische Ressourcen für die Ernäh-
rung und Landwirtschaft“ (IUPGR). Das IUPGR
wurde 1983 unter Federführung der FAO als nicht
bindende Absichtserklärung angenommen und be-
handelt pflanzengenetisches Material als „gemeinsa-
mes Erbe der Menschheit“, welches für alle Nutzer
frei verfügbar sein soll. Ziel der Vereinbarung ist es
sicherzustellen, daß pflanzengenetische Ressourcen
von ökonomischem und sozialem Interesse (insbe-
sondere für die Landwirtschaft) erforscht und be-
wahrt werden sowie für die Pflanzenzucht und wis-
senschaftliche Zwecke verfügbar sind. Die Kommis-
sion für genetische Ressourcen der FAO hat in meh-
reren Verhandlungsrunden eine Überarbeitung des
IUPGR durchgeführt. Der Beirat begrüßt die Ent-
scheidung für eine rechtlich bindende Vereinbarung
der Internationalen Verpflichtung (IUPGR) und
empfiehlt die Unterstützung der Verhandlungen und
deren Abschluß im dafür vorgesehenen Zeitraum bis
Frühjahr 2000.Dies würde eine Befassung der 5.Ver-
tragsstaatenkonferenz der CBD mit der Vereinba-
rung ermöglichen. Die Voraussetzungen für die An-
nahme der überarbeiteten Internationalen Verpflich-
tung als Protokoll der CBD sollten rechtzeitig ge-
prüft werden.
K 2.4.6
Richtlinien für nachhaltigen Tourismus und
Biosphärenschutz voranbringen
Die Initiative für eine Zusatzregelung zur Veranke-
rung von Tourismusrichtlinien innerhalb der CBD ist
nach Ansicht des Beirats ein Schritt in die richtige
Richtung,da ein „Tourismusprotokoll“ international
derzeit nicht durchsetzbar erscheint (Kap. E 3.7).
Der flexiblere, weil unverbindlichere Richtlinienan-
satz ist eher geeignet,die erforderlichen Anreizsyste-
me für einen nachhaltigen Tourismus zu aktivieren
als ein Protokoll, weil für die Akteure mehr Spiel-
raum und Raum zur dynamischen Anpassung an ak-
tuelle Entwicklungen besteht. Allerdings ist dieser
Prozeß zu sehr auf biologische Vielfalt ausgerichtet,
da auch die Klimarahmenkonvention (Absehbare
Zunahme des Flugverkehrs) und die Desertifikati-
onskonvention (Konzentration des Tourismus in ari-
den und semiariden Gebieten) betroffen sind. Eine
Aushandlung von Richtlinien oder Protokollen für
alle „Rio-Konventionen“ erscheint nicht praktika-
bel. Daher empfiehlt der Beirat zu prüfen, inwieweit
der im Rahmen der CBD angestoßene Prozeß ein
Element einer zukünftigen übergreifenden interna-
tionalen Regelung für einen nachhaltigen Tourismus
darstellen könnte.
K 2.4.7
Handel mit bedrohten Arten: Kontrolle verbessern
und Ausgleich schaffen
Bei den nach dem Washingtoner Artenschutzabkom-
men (CITES) zur begrenzten Nutzung zugelassenen
Arten (Anhang II) sollte sichergestellt werden, daß
der daraus entstehende Gewinn unmittelbar der Er-
haltung der Artenbestände, der Verwirklichung von
Vorsorgemaßnahmen sowie der Unterstützung loka-
ler Subsistenzgemeinschaften zugute kommt. Die
vorhandenen Strategien zur angemessenen Kombi-
nation von Schutz- und Nutzungsaspekten sollten
auf Schwachstellen geprüft und entsprechend er-
gänzt werden (Kap.D3.4).Der Festlegung von zuläs-
sigen Exportquoten sollte auch eine wissenschaftli-
che Bewertung der Artbestände, Habitatqualität
usw. vorausgehen. Weiterhin besteht Bedarf für die
Entwicklung von individuellen, auf die Arealstaaten
und jeweiligen Bestände abgestimmten Manage-
mentplänen zur nachhaltigen Nutzung der nationa-
len biologischen Vielfalt und des Vorteilsausgleichs.
Auch das Kontrollsystem für die Einhaltung der CI-
TES-Vorschriften muß verbessert werden.Dazu soll-
ten die Zertifizierung und entsprechende Erken-
nungsmethoden (z. B. Gentests), die die Unterschei-
dung zwischen legal und illegal erlangten Exempla-
ren oder Produkten einer bedrohten Art erleichtern,
vorangetrieben werden. Bei den nach CITES von
Nutzung und Handel ausgeschlossenen Arten (An-
hang I) könne die vorgesehenen strikten Handelsre-
glementierungen in einzelnen Arealstaaten, vor al-
lem in Entwicklungsländern, wichtige Einkommens-
quellen beschneiden. Die Bundesregierung sollte
sich deswegen gleichzeitig für Kompensationsmaß-
nahmen der durch diese Regulierungen benachteilig-
ten Länder einsetzen. Denkbar sind beispielsweise
Ausgleichszahlungen oder ein entsprechender Schul-
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K 2.4.8
Rechtlich bindendes Instrument zum Schutz der
Wälder voranbringen
Bereits seit längerem bemüht sich die Staatenge-
meinschaft um eine globale Regelung des Umgangs
mit Wäldern. Ein verbindliches Dokument scheiter-
te 1992 auf der UNCED. Das Ergebnis war eine nur
unverbindliche „Grundsatzerklärung über die Be-
wirtschaftung,Bewahrung und nachhaltige Entwick-
lung aller Arten von Wäldern“ (WBGU, 1996a). Die
Debatte um ein internationales Instrument ist nach
wie vor aktuell.Einerseits kann das Thema Wälder in
einer eigenständig zu vereinbarenden Konvention
behandelt werden, andererseits besteht durch die
CBD die Möglichkeit, unter ihrem Dach ein Wald-
protokoll zu verabschieden. Der Beirat hat sich in
der Vergangenheit für ein Waldprotokoll im Rahmen
der CBD ausgesprochen und hält diese Lösung auch
weiterhin für die erfolgversprechendste (WBGU,
1995). In einer neu zu verhandelnden und bei der
FAO angesiedelten Waldkonvention müßte die
Gleichberechtigung von Schutz und nachhaltiger
Nutzung, wie sie bereits in der CBD verankert ist,
erst wieder realisiert werden. Angesichts der man-
gelnden aktuellen internationalen Durchsetzbarkeit
eines Protokolls an die CBD wäre allerdings eine ei-
genständige Waldkonvention einer lediglich unver-
bindlichen Fortführung des Diskurses in einem zwi-
schenstaatlichen Gremium in jedem Falle vorzuzie-
hen (Kap.I 4).
K 2.4.9 
UNESCO-Programm „Der Mensch und die
Biosphäre“ stärken
Seine besondere Bedeutung erhält das 1970 einge-
richtete UNESCO-Programm „Der Mensch und die
Biosphäre“ (MAB) durch den Zusammenschluß der
einzelnen Gebiete zu einem weltumspannenden
Netzwerk (356 Biosphärenreservate,Beteiligung von
über 100 Staaten),in dem die Ergebnisse und Erfah-
rungen ausgetauscht und z. B. auf vergleichbare Re-
gionen übertragen werden können. 1995 wurden die
Statuten für das Netzwerk und eine neue Strategie
erarbeitet („Sevilla-Strategie“). Diese Dokumente
geben einen klaren Rahmen für das Programm und
für einzelne Biosphärenreservate vor, z. B. sind peri-
odische Begutachtungen und Berichtspflichten vor-
gesehen.In der Sevilla-Strategie werden den Staaten
eine Reihe von Zielen und Empfehlungen gegeben,
die mit ihrem modernen, integrativen Ansatz nicht
nur eine klare Anleitung für die Gestaltung und Be-
treuung von Biosphärenreservaten geben, sondern
auch die Brücke zur Biodiversitätskonvention schla-
gen. Nach Auffassung des Beirats sollten diese Mög-
lichkeiten in Zukunft verstärkt auch für entspre-
chende nationale Strategien genutzt werden. Dazu
gehören vor allem die Anwendung der Sevilla-Stra-
tegie und die Weiterentwicklung des Netzwerks von
Biosphärenreservaten. Der Trend zu größeren, bes-
ser untereinander und mit dem Umland vernetzten
und zunehmend auch länderübergreifenden Bios-
phärenreservaten ist sehr zu begrüßen und sollte
weiter gefördert werden. Das MAB-Programm
könnte als Instrument für die internationale Zusam-
menarbeit zum Biosphärenschutz allerdings besser
genutzt werden. Da es keinen eigenen Finanzie-
rungsmechanismus hierfür gibt, sollten die Staaten
ermutigt werden, vermehrt die Möglichkeiten der
GEF zu nutzen. Das weltweite Schutzgebietsnetz-
werk der World Conservation Union (IUCN) und
das Netzwerk der Biosphärenreservate ergänzen sich
gegenseitig. Die Zusammenarbeit zwischen der
Kommission für Schutzgebiete des IUCN und dem
MAB-Programm sollte daher weiter vertieft werden.
K 2.4.10
Welterbekonvention als Element einer globalen
Erhaltungsstrategie fördern
Das Ziel der 1972 vereinbarten Welterbekonvention
der UNESCO ist der weltweite Schutz von Kultur-
und Naturerbe von herausragendem Wert für die
Menschheit. Die Welterbekonvention ist wichtiges
Element einer globalen Erhaltungsstrategie und so-
mit für die Umsetzung der CBD bedeutsam. Eine
Aufstockung des Welterbefonds wäre nötig, um die
vielfältigen Aufgaben besser erfüllen zu können. Es
sollte zusätzlich darauf hingewirkt werden, verstärkt
auch GEF-Mittel für Projekte zum Schutz von Na-
turerbegebieten einzusetzen und Anliegen der Wel-
terbekonvention mit den Umsetzungsmaßnahmen
der CBD zu verbinden.In Deutschland wird die Wel-
terbekonvention vor allem als Instrument für den
Schutz des Kulturerbes wahrgenommen, was sich
auch in der federführenden Zuständigkeit der Kul-
tusministerien widerspiegelt. Es sollte geprüft wer-
den, ob das Instrument auch vermehrt dafür genutzt
werden sollte,das untrennbar verknüpfte Natur- und
Kulturerbe im Zusammenhang zu sehen und zu
schützen. In diesem Sinn könnte die Welterbekon-
vention auch als Baustein für die nationale Strategie
zur Umsetzung der CBD Anwendung finden.421 Internationale Institutionen K 2.4
K 2.4.11
Globale Bodenkonvention entwickeln
Der Beirat hat in der Vergangenheit mehrfach darauf
hingewiesen, daß die Zerstörung der Böden in der
Öffentlichkeit bisher nur wenig wahrgenommen
wird (WBGU,1999a).Bodendegradation ist aber ein
globales Problem. Zudem sind die Böden ein we-
sentliches Element der Erdsystemdynamik und da-
mit unverzichtbar für die Erhaltung der Biosphäre
(WBGU, 1994). Dieser Bedeutung ist die internatio-
nale Politik bis heute nicht gerecht geworden (Ka-
sten E 3.3.-7). Während zum Schutz von Klima und
biologischer Vielfalt globale Konventionen ausge-
handelt worden sind, spricht die Desertifikations-
konvention (CCD) nur einen Ausschnitt der welt-
weiten Bodendegradation an.Zwar ist die CCD hin-
sichtlich der Beitrittsmöglichkeit global ausgerichtet,
ihr Geltungsbereich ist jedoch auf Trockengebiete
beschränkt. Daher hat der Beirat bereits in seinem
Jahresgutachten 1994 die Weiterentwicklung der De-
sertifikationskonvention zu einer globalen Boden-
schutzkonvention empfohlen. Dies kann geschehen
durch die Erweiterung der CCD, die Ausarbeitung
eines Protokolls zu einer bestehenden Konvention
oder die Verhandlung einer neuen Konvention. Der
Vorschlag des Beirats (WBGU, 1994) wurde durch
die „Tutzinger Initiative für eine Bodenkonvention“
aufgegriffen, die 1998 hierzu einen ersten Entwurf
vorlegte. Der Beirat begrüßt diese neue Diskussion
um die Schaffung einer globalen Bodenkonvention
und empfiehlt, bodenbezogene Fragen im UNCED-
Nachfolgeprozeß und insbesondere im Rahmen
kommender Vertragsstaatenkonferenzen vermehrt
zur Sprache zu bringen.Durch die Ermittlung poten-
tieller Konfliktfelder und Einwände im Kreis der in-
ternationalen Gemeinschaft sollte abgeschätzt wer-
den, welche Hindernisse bei der Umsetzung dieses
Vorhabens zu erwarten sind und welche Strategien
zur Schaffung einer Konvention für den globalen Bo-
denschutz entwickelt werden müßten.
K 2.4.12
Ressourcenschutz in der Fischereipolitik fördern
Da die anhaltenden Überkapazitäten die Hauptursa-
che für die Überfischung der Bestände darstellen
(Kap. E 3.4), empfiehlt der Beirat Maßnahmen zur
Verringerung der Fischereiflotte im Rahmen des In-
ternationalen Aktionsplans der FAO über das Mana-
gement von Fangkapazitäten, bei entsprechenden
Konferenzen (z.B.FAO-Ministertreffen über Fische-
rei, FAO-Fischereiausschuß, Tagungen des EU-Fi-
schereirats) und bei Inkrafttreten auch im Rahmen
des UN-Übereinkommens zu gebietsübergreifenden
Fischbeständen und weitwandernden Arten ver-
stärkt zu unterstützen. Der Beirat hält auch den Ab-
bau von Subventionen für ein hierzu geeignetes In-
strument.
Die unter der wissenschaftlichen Koordination
des Internationalen Rats für Meeresforschung jedes
Jahr vorgelegten Bewirtschaftungsanalysen für über
100 befischte Bestände des Nordatlantik sollten bei
der Festsetzung der jährlichen Gesamtfangmengen
(durch den EU-Fischereirat und durch die übrigen
Anrainerstaaten) stärker beachtet werden. Bei Be-
ständen,die durch Überfischung gefährdet sind,wird
in diesem Rahmen der Einsatz von international an-
erkannten Fischereischutzzonen und Moratorien be-
fürwortet, bis sich die betreffenden Bestände wieder
erholt haben. Die Aufhebung von Moratorien sollte
auf Bestandsanalysen des Internationalen Rats für
Meeresforschung beruhen.Im Bereich der Aquakul-
tur sollte die Umstellung auf umweltverträgliche,
langlebige und angepaßte Formen gefördert werden.
Hilfreich wäre hierbei die Entwicklung und Durch-
setzung internationaler Kriterien und Kennzeich-
nungssysteme für eine umweltverträgliche Aquakul-
tur. Die im FAO-Verhaltenskodex aufgestellten
Grundsätze sowie die Richtlinien für deren Umset-
zung liefern hierfür eine ausbaufähige Grundlage.
K 2.4.13
Koordination zwischen globalen
Umweltabkommen verbessern
Um Doppelarbeit, Überschneidungen oder gar wi-
dersprüchliche Entwicklungen zu vermeiden,ist eine
Koordinierung einzelner Prozesse in der globalen
Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik notwendig.Bei-
spielsweise hat es eine rechtzeitige Abstimmung zwi-
schen der Biodiversitäs-, Desertifikations- und Kli-
marahmenkonvention vor der Annahme des Kyoto-
Protokolls,das sich mit der Anrechnung biologischer
Senken und Quellen zur Erfüllung von Reduktions-
verpflichtungen zum Klimaschutz befaßt,nicht gege-
ben (Kap. I 3.4.3). Die dort vorgesehenen Möglich-
keiten, Aufforstung, Entwaldung und Wiederauffor-
stung zur Erfüllung der Minderungspflicht für den
Kohlendioxidausstoß anzurechnen,sind nicht verein-
bar mit dem Ziel des Klima-, Boden- und Bios-
phärenschutzes (WBGU,1998b).Auch die laufenden
Beratungen des zwischenstaatlichen Wälderforums
(IFF) wurden nicht berücksichtigt. Der Beirat emp-
fiehlt neben einer generellen Verbesserung des In-
formationsaustausches und der verstärkten Koordi-
nation zwischen den einzelnen Verhandlungsprozes-
sen auch eine Harmonisierung des Berichtswesens
innerhalb bestehender Umweltkonventionen und422 K Handlungsempfehlungen
eine gemeinsame Indikatorenentwicklung.Insbeson-
dere die wissenschaftlichen Ausschüsse der Vertrags-
staatenkonferenzen sollten verstärkt Fragen der
Überlappung mit anderen Umweltkonventionen be-
handeln.
K 2.4.14
Entwicklungszusammenarbeit als Instrument für
den Biosphärenschutz stärken
Deutschland leistet im Rahmen seiner Entwick-
lungszusammenarbeit einen wichtigen Beitrag zum
globalen Biosphärenschutz, indem es die Entwick-
lungsländer z. B. bei der Einrichtung von National-
parks,von Umweltaktionsplänen oder bei der natur-
schutzorientierten ländlichen Entwicklung unter-
stützt. Im Rahmen des 1993 eingerichteten Sektor-
vorhabens „Umsetzung der CBD“ und einer Reihe
anderer Vorhaben mit ähnlicher Zielsetzung (z. B.
das tropenökologische Begleitprogramm und zahl-
reiche Projekte im Rahmen der bilateralen Zusam-
menarbeit) engagiert sich das BMZdirekt für die Im-
plementierung der Ziele der CBD (Kap.I 3.5.3).Der
Beirat begrüßt dieses Engagement und empfiehlt der
Bundesregierung dieses Instrument auch weiterhin
intensiv zu nutzen. Dabei sollten insbesondere Pro-
jekte gefördert werden, die die Inwertsetzung von
Natur und damit die Strategie „Schutz durch Nut-
zung“ verstärkt in den Dienst einer integrierten För-
derung von wirtschaftlicher Entwicklung und Schutz
der Biosphäre stellen (Kap.E 3.3.3).
Die Arbeit der GTZ im Bereich der Bioprospek-
tierung bzw. der Entwicklung internationaler Stan-
dards für den Zugang zu genetischen Ressourcen
und zum Vorteilsausgleich (Kap. I 3.2.9) sowie zu
Schutzsystemen für indigenes Wissen (Kap. I 3.2.10)
sollte auch weiterhin fortgeführt werden,weil hierbei
wichtige Ziele der CBD unterstützt werden. Zudem
sollte geprüft werden, wie sich das Konzept des bio-
regionalen Managements mit den bestehenden An-
sätzen der ländlichen Regionalentwicklung verbin-
den läßt (Kap. E 3.9). Schließlich sind Informations-
austausch und der Aufbau von Kapazitäten durch
Technologietransfer wichtige Säulen einer interna-
tionalen Biosphärenpolitik. Daher sollte der Aufbau
von eigenen Forschungseinrichtungen in den biodi-
versitätsreichen Ländern unterstützt und die Investi-
tionsbereitschaft von Unternehmen entsprechend
mobilisiert werden.Der Beirat empfiehlt,sich bei der
Erarbeitung einer nationalen Biodiversitätsstrategie
intensiv mit den Möglichkeiten eines erweiterten
Technologietransfers für die Erhaltung und nachhal-
tige Nutzung biologischer Vielfalt zu befassen.K 3 Finanzierung und internationale Zusammenarbeit
K 3.1
Anreizsysteme vermehrt und kombiniert einsetzen
Die CBD fordert in Art. 10 die Vertragsstaaten auf,
verstärkt soziale und ökonomische Anreizmaßnah-
men zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der
Biosphäre einzusetzen. Der Beirat unterstützt die
mit Anreizsystemen verbundenen Informationsvor-
teile auf dezentraler Ebene, um ökologische Ziele
möglichst effizient zu erreichen.Aufgrund der Kom-
plexität der Problemlage sowohl hinsichtlich der
ökologischen Zusammenhänge als auch hinsichtlich
der Vielzahl der beteiligten Akteure,sollte eine brei-
te Palette von Anreizinstrumenten eingeführt und
kombiniert angewendet werden. Der kombinierte
Einsatz von Anreizinstrumenten erfordert geeignete
wissenschaftliche, technische und politische Kapa-
zitäten.
K 3.2
Bi- und multilaterale Zusammenarbeit stärken
Deutschlandengagiert sich in hohem Maß für den in-
ternationalen Biosphärenschutz und ist nach Japan
und den USA drittgrößter Beitragszahler an die
GEF. Auch beim naturschutzorientierten Schulden-
tauschhandel (Debt-for-Nature-Swaps) zählt die
Bundesrepublik mit einer Förderung von etwa
200 Mio. DM jährlich international zu den Vorrei-
tern. Mit dem Tausch von Schulden gegen Natur-
schutzmaßnahmen soll es den Entwicklungsländern
ermöglicht werden, ihre Schuldenlast zu reduzieren
und gleichzeitig Investitionen zur Erhaltung biologi-
scher Ressourcen durchzuführen. Dieses Instrument
stellt eine sinnvolle Möglichkeit zur Finanzierung
von Naturschutzprojekten dar, sofern die gestellten
Bedingungen akzeptiert und Kontrollen ermöglicht
werden. Die Initiative der Bundesregierung zum
Schuldenerlaß für die hochverschuldeten armen Ent-
wicklungsländer („Kölner Schuldeninitiative“) wird
vom Beirat ausdrücklich begrüßt,weil sie den betrof-
fenen Ländern auch mehr Handlungsspielraum für
Naturschutzmaßnahmen einräumt (Kap. I 3.5.3.2).
Dennoch ist angesichts seit Jahren rückläufiger Ent-
wicklungsleistungen der OECD-Länder bei gleich-
zeitig wachsendem globalen Problemdruck ein höhe-
res finanzielles Engagement der Staatengemein-
schaft unumgänglich. Mit Besorgnis stellt der Beirat
fest,daß die Staatengemeinschaft weiter denn je vom
0,7%-Ziel entfernt ist. Insofern ist die bereits in
früheren Gutachten empfohlene Erhöhung der Mit-
tel für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit
auf eine Zielgröße von 1% des Bruttosozialproduk-
tes nicht nur im Sinn der UNCED-Beschlüsse erstre-
benswert und der Dringlichkeit der Probleme ange-
messen, sondern auch als Appell des Beirats zu ver-
stehen, daß in diesem Bereich dringend Handlungs-
bedarf besteht.
K 3.3 
„Naturpatenschaften“ als Instrument der
Biosphärenpolitik entwickeln
Der Beirat hat im vorliegenden Gutachten durch
Analyse der drei Säulen biologischer Vielfalt
(Gene/Arten,Ökosysteme,globale Regelung) biolo-
gische Imperative einer Leitplankenstrategie für die
Biosphäre skizziert, deren Beachtung den Mindest-
anspruch an „gute“ Um-Weltpolitik definiert. Aus
diesem Ansatz ließe sich ein geographisch expliziter
Katalog von Schlüsselarten,Ökosystemen und Land-
schaften ableiten,die es zu bewahren gilt.Man könn-
te hier vom „grünen Herz“ unseres Planeten spre-
chen,welches weiterschlagen muß.
Wie oben ausgeführt,sollten öffentliche Gelder in
nicht unerheblichem Umfang für die Erreichung die-
ses Zweckes eingesetzt werden, wobei die volkswirt-
schaftlich effektivsten Instrumente zu wählen sind.
Es dürfte allerdings illusorisch sein,zu erwarten,daß
die Finanzierung allein über die Steuerressourcen
der Nationalstaaten erfolgen könnte.Deshalb regt
der Beirat an, die bereits von verschiedenen NRO
(z. B. WWF) initiierten Bemühungen um die Schaf-
fung eines privat betriebenen „Biosphärenfonds“
politisch zu unterstützen – insbesondere was die In-424 K Handlungsempfehlungen
tegration zu einem weltumspannenden Konzept an-
geht.
Dieser Fonds ist mit dem Ziel einzurichten, ver-
fügbare Gebiete von strategischer Bedeutung für die
biologische Vielfalt der Erde, welche noch nicht un-
ter staatliche Fürsorge gestellt sind,zu schützen (z.B.
durch Flächeneinkauf oder Projektförderung) und
ihre Funktionen im globalen Ökosystem sicherzu-
stellen (Kap. I 1.4). Dies könnte z. B. durch Grün-
dung einer geeigneten Aktiengesellschaft erfolgen,
deren Anteilseigner Mitentscheidungsrechte bzw.
Gewinnansprüche bei einer künftigen Nutzung
(etwa im Rahmen des nachhaltigen Tourismus) er-
werben würden. Es ist davon auszugehen, daß die
hohe individuelle Zahlungsbereitschaft zur Bewah-
rung der Umwelt diese Form der „Naturpatenschaft“
zu einem wichtigen Instrument globaler Biosphären-
politik werden lassen kann. Seitens der öffentlichen
Entscheidungsträger wären Überlegungen anzustel-
len, wie dieser Fonds subsidiär gefördert werden
könnte – z. B. über die Gewährung von Steuerer-
leichterungen für Anteilszeichner in Anerkennung
des gemeinnützigen Anliegens. Solche Anregungen
des Beirats mögen gegenwärtig noch utopisch er-
scheinen,aber die Kraft der individuellen Willensbil-
dung zur nachhaltigen Gestaltung unserer Umwelt
wird in der heraufziehenden globalen Wissensgesell-
schaft möglicherweise wirksamer sein als alle offizi-
ellen Regime.
K 3.4 
Ein weltweites Schutzgebietssystem ist
finanzierbar
Die Finanzierung von Erhaltungsmaßnahmen für
biologische Vielfalt stellt eine große Herausforde-
rung dar: es besteht eine erhebliche Finanzierungs-
lücke, die insbesondere die Kompensationsleistun-
gen für Entwicklungsländer betrifft (Kap. E 3.3.2).
Neue Untersuchungen zeigen, daß ein weltweites
Schutzgebietssystem, das etwa 15% der weltweiten
Landfläche umfaßt (Kap. K 2.2.5), insgesamt zusätz-
liche ca.38Mrd.Mark jährlich kosten würde.Die Be-
reitstellung dieser Summe durch die internationale
Gemeinschaft ist aber keine Unmöglichkeit. Durch
geeignete Gestaltung von ökonomischen Anreizen
und Abbau von Subventionen könnten diese Mittel
verfügbar gemacht werden. Erste Schätzungen der
weltweiten Subventionen mit schädlicher Wirkung
auf die biologische Vielfalt liegen in der Größenord-
nung von 2.500 Mrd. Mark jährlich. Der Abbau und
die teilweise Umsteuerung der Agrarsubventionen
durch die Honorierung ökologischer Leistungen
böte für die Erhaltung biologischer Vielfalt große
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Adaptives Management ist flexibler,anpassungsfähi-
ger Umgang mit natürlichen oder künstlichen
Ökosystemen (➥ Ökosystemansatz).Das nur un-
vollkommene Wissen über biologische Systeme
und ihr stetiger Wandel werden als grundlegende
Realität anerkannt. Ziele oder Strategien werden
nicht „ein für alle Mal“ festgesetzt, sondern es
wird eine undogmatische, experimentelle Heran-
gehensweise verwendet, deren Ergebnisse ausge-
wertet und in Rückkopplung verwendet werden,
um das Management zu verbessern. Adaptives
Management zeichnet sich durch eine generelle
Abneigung gegen irreversible Eingriffe und eine
generelle Vorliebe für hohe biologische und kultu-
relle Vielfalt aus.
AGENDA 21 ist das rechtlich nicht bindende Aktions-
programm für eine ➥ nachhaltige Entwicklung,
das 1992 auf der Konferenz der Vereinten Natio-
nen zu Umwelt und Entwicklung beschlossen
wurde. Die AGENDA 21 umfaßt 40 Kapitel, in de-
nen Einzelmaßnahmen zu sektoralen Themen
(etwa Kapitel 15 zur Erhaltung der biologischen
Vielfalt) oder zu übersektoralen Themen (etwa zu
„Finanzen“, „Jugend“ oder „Institutionen“) emp-
fohlen werden.
Agrarbiodiversität ist die ➥ biologische Vielfalt al-
ler Organismen in Agrarökosystemen und die
Vielfalt dieser Systeme selbst. Die Zusammenset-
zung der Agrarbiodiversität wurde durch ca.
10.000 Jahre Landwirtschaft hervorgebracht und
würde ohne sie nicht existieren. Der weltweite
Trend zur Abnahme der Agrarbiodiversität bleibt
ungebrochen.
Albedo ist der meist in Prozent angegebene Anteil
der Sonnenstrahlung, der an der Erdoberfläche
(Boden,Wasser,Eis und Vegetation) oder an Wol-
ken reflektiert wird.
Artenvielfalt ist Teil der ➥ biologischen Vielfalt.Sie
wird meist als Artenzahl pro Flächeneinheit ange-
geben. Die gesamte Artenvielfalt hat im Lauf der
Erdgeschichte stark zugenommen.Durch 5 große
Aussterbeereignisse wurde sie vorübergehend
drastisch verringert,hatte aber im frühen Holozän
(vor ca. 10.000 Jahren) ihr Maximum erreicht.
Derzeit droht eine vom Menschen verursachte
6. Aussterbewelle. Die Zahl der Arten, die heute
auf der Erde leben, kann nur grob geschätzt wer-
den,eine der Schätzungen liegt bei ca.14 Mio.Ar-
ten,mit einer Variationsbreite von 4–110 Mio.Ar-
ten (Tab.D 1.2-1).
Bewertung biosphärischer Leistungen ist der Ver-
such, biosphärischen Leistungen einen ➥ Wert
zuzuschreiben. Ökonomische Bewertungsansätze
zielen mittels Monetarisierung darauf ab, ein mo-
netäres Nutzenäquivalent für biosphärische Lei-
stungen zu ermitteln,um einen Beitrag zur Objek-
tivierung und Vergleichbarkeit zu leisten. Dies
schmälert nicht die Bedeutung ethischer Bewer-
tungskonzepte, insbesondere in den Fällen, in de-
nen der ökonomische Ansatz aufgrund der Nicht-
substituierbarkeit und Irreversibilität vieler bio-
sphärischer Leistungen an die Grenzen seiner An-
wendbarkeit stößt.
Biodiversität ➥ biologische Vielfalt.
Biodiversitätskonvention (oder „Übereinkommen
über die biologische Vielfalt“, „Convention on
Biological Diversity – CBD“) ist das zentrale und
maßgebliche internationale Regelwerk für die
Biosphäre (Kap. I 3). Sie wurde 1992 auf der UN-
Konferenz für Umwelt und Entwicklung gezeich-
net, trat 1993 in Kraft und wurde inzwischen von
178 Staaten ratifiziert. Die Vertragsstaaten der
CBD verpflichten sich (1) zur Erhaltung der ➥
biologischen Vielfalt, (2) zu einer nachhaltigen
Nutzung ihrer Bestandteile und (3) zu einem aus-
gewogenen Ausgleich für die sich aus der Nutzung
genetischer Ressourcen ergebenden Vorteile. Da-
mit ist die CBD keine reine Naturschutzkonven-
tion,sondern sie regelt auch die Verfügbarkeit und
Nutzung biologischer Vielfalt. Bestehende bio-
sphärenrelevante Konventionen, Programme und
Institutionen haben sich seit Inkrafttreten der
CBD neu orientiert und ihre Arbeit an die neuen
Ziele und Konzepte der CBD angepaßt.
Biologische Imperative sind Prinzipien, die helfen
sollen, die  ➥ Werte der Biosphäre für heutige
und kommende Generationen zu erhalten und
nachhaltig zu nutzen, da im Fall der Biosphäre
nicht immer definierbare Schadensgrenzen (➥
Leitplanken) festgelegt werden können.
Biologische Vielfalt (oder „Biodiversität“) steht für
die Vielfalt der Lebensformen in allen ihren Aus-
prägungen und Beziehungen untereinander. Ein-
geschlossen ist die gesamte Bandbreite an Varia-
tion in und Variabilität zwischen Systemen und
Organismen der drei unten aufgeführten verschie-
denen Ebenen sowie die strukturellen und funk-
tionellen Beziehungen zwischen diesen Ebenen,
einschließlich des menschlichen Einwirkens:
(1) ökologische Diversität – Vielfalt von Biomen,
Landschaften und Ökosystemen bis hin zu ökolo-
gischen Nischen,
(2) Diversität zwischen Organismen – Vielfalt zwi-
schen taxonomischen Gruppen wie Stämmen, Fa-
milien,Gattungen bis hin zu ➥ Artenvielfalt,
(3) genetische Diversität – Vielfalt von Populatio-
nen über Individuen bis hin zu Genen und Nukle-
otidsequenzen.
Biom ist die größte biogeographische Einheit, eine
großflächige Lebensgemeinschaft mit ähnlichen
Lebensformen und klimatischen Bedingungen,
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gliederten Ökosystemtypen.Biome werden in der
Regel nach dem vorherrschenden Vegetationstyp
benannt, z. B. tropischer Regenwald, Savanne
oder Tundra.
Bioprospektierung (oder „Prospektierung biologi-
scher Vielfalt“) ist die Erkundung biologischen
Materials (Sammlung, Identifizierung, Analyse)
zum Zweck der Aufbereitung für eine potentielle
industrielle Nutzung (Kap. D 3.3). Aufgrund des
höheren Erfolgsgrads wird dies vornehmlich in
Ländern mit hoher ➥ biologischer Vielfalt betrie-
ben.
Bioregion ist ein geographisch abgrenzbarer Raum,
der durch seine naturräumliche Ausstattung wie
auch durch seine Kultur und Geschichte charakte-
risiert ist und mehrere Ökosystem- und ➥ Land-
schaftsnutzungstypen umfaßt (z. B. Wasserein-
zugsgebiete,Wälder,Ackerland, Siedlungen). Die
Bioregion bietet einen geeigneten Rahmen für
das Management biologischer Ressourcen (➥
bioregionales Management),weil die Zusammen-
schau der Ökosysteme einer Region mit ihren
Vernetzungen und ihren Stoffflüssen erleichtert
und eine enge Rückkopplung von Maßnahmen
und ihren Auswirkungen gesichert wird.Durch die
Überschaubarkeit der Bioregion und die enge
Kopplung von lokaler Bevölkerung und Politik
können Interessenkonflikte vor Ort besser gelöst
werden.
Bioregionales Management versucht, für eine ➥
Bioregion unter Nutzung eines vielseitigen Instru-
mentenmixes und unter Einbeziehung der rele-
vanten Gruppen und Institutionen ein abgestuftes
Schutz- und Nutzungskonzept für die biologi-
schen Ressourcen zu entwickeln und umzusetzen
(Kap. E 3.9.2). Ein Zonierungskonzept, die Ver-
netzung und Beteiligung relevanter Akteure, die
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsregeln auf
intensiv genutzten Flächen,➥ adaptives Manage-
ment und der Aufbau von Kapazitäten sind we-
sentliche Elemente dieses Ansatzes.
Biosafety (oder „Sicherheit von Biotechnologie“)
bezeichnet Strategien zum Umgang mit Risiken
der Biotechnologie,insbesondere der Weitergabe,
Handhabung und Verwendung genetisch verän-
derter Organismen (Kap. D 3.2). Die Verwilde-
rung transgener Pflanzen und deren unkontrol-
lierte Ausbreitung, eventuelle negative Sekundär-
effekte in natürlichen Ökosystemen und in Le-
bensmitteln sind Beispiele für solche Risiken, die
sich durch hohe Ungewißheit im Bereich der Ein-
trittswahrscheinlichkeit und des Schadensausma-
ßes sowie der jeweiligen Abschätzungssicherhei-
ten dieser beiden Parameter auszeichnen.Derzeit
wird zu diesem Thema ein internationales Ab-
kommen verhandelt (Biosafety-Protokoll zur ➥
Biodiversitätskonvention).
Biosphäre ist der von Leben erfüllte Raum der Erde,
von der belebten Schicht der Erdkruste (inklusive
der Seen und Ozeane) bis hin zur unteren Schicht
der Atmosphäre.Die Biosphäre bildet ein nahezu
ausschließlich von der Sonnenenergie angetriebe-
nes globales Ökosystem,das aus Organismen und
dem Teil der unbelebten Materie besteht, der mit
den Organismen in Wechselwirkung steht. Sie ist
gekennzeichnet durch komplexe,weltumspannen-
de Stoffkreisläufe. Die Menschen mit ihren wirt-
schaftlichen Aktivitäten sind als Lebewesen eben-
falls Bestandteile der Biosphäre.Die Biosphäre ist
funktional eng mit der Atmo-, Pedo- und Hydro-
sphäre vernetzt.
Brennpunkte biologischer Vielfalt (oder „hotspots“)
sind Regionen der Erde, die reich an ➥ biologi-
scher Vielfalt und endemischen Arten sind und
deren natürliche Lebensräume zugleich bedroht
sind.Sie machen nur etwa 2% der Landoberfläche
aus,enthalten aber mehr als 50% der Vielfalt.Vie-
le dieser Brennpunkte liegen in tropischen Ent-
wicklungsländern.
Debt swaps bezeichnen den „Tausch“ von Schulden-
titeln (in der Regel der Entwicklungsländer) ge-
gen Leistungen, etwa einer bestimmten Umwelt-
politik (debt for nature swaps) oder einer be-
stimmten Ernährungssicherungspolitik (debt for
food security swaps). In welcher Form die Trans-
aktionen erfolgen,hängt von der Art der Schulden
ab. Bei Schulden gegenüber ausländischen Ban-
ken eröffnen beispielsweise die debt for nature
swaps Möglichkeiten, gleichzeitig Erfolge gegen
die Schuldenkrise und für den Umweltschutz zu
erzielen.
Disposition bezeichnet im ➥ Syndromkonzept die
Anfälligkeit einer Region für ein bestimmtes Syn-
drom. Der „Dispositionsraum“ bezeichnet die
geographische Verteilung der Disposition;er wird
durch natürliche und anthropogene Rahmenbe-
dingungen bestimmt, die sich nur langfristig än-
dern.
Evapotranspiration ist die Summe der Wasserver-
dunstung vom Erdboden und von der Vegetation.
Ex-situ-Erhaltung ist die Erhaltung von Bestandtei-
len ➥ biologischer Vielfalt außerhalb ihres natür-
lichen Lebensraums,also etwa in Genbanken oder
botanischen und zoologischen Gärten.
Exposition bezeichnet im ➥ Syndromkonzept na-
türliche oder anthropogene Ereignisse bzw.
schnelle Prozesse, wie etwa Naturkatastrophen
oder plötzliche Wechselkursschwankungen, die in
einer krisenanfälligen Region – in der eine ➥ Di-
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Genetische Ressource ist jedes genetische Material
(d. h. biologisches Material mit funktionsfähiger
Erbinformation),wenn es von aktuellem oder po-
tentiellem Nutzen für Menschen ist.
Genetische Vielfalt bezeichnet die Vielfalt geneti-
scher Information innerhalb von Populationen,
Arten oder ➥ Ökosystemen.Sie bildet eine Ebe-
ne der ➥ biologischen Vielfalt.Eine hohe geneti-
sche Vielfalt sichert z. B. das Potential einer Art,
sich an Veränderungen der Umwelt erfolgreich
anzupassen, denn Selektion – gleich ob natürlich
oder, wie bei der Züchtung, künstlich – kann nur
erfolgen, wenn genetische Vielfalt vorhanden ist.
Daher ist sie für die Pflanzenzüchtung von un-
schätzbarem Wert und auch Voraussetzung für die
natürliche Evolution. Die genetische Vielfalt bei
vom Menschen genutzten Pflanzen und Tieren
nimmt derzeit rapide ab (Gen-Erosion).
Global governance ist ein in Politik wie Politikwis-
senschaft zunehmend gebrauchter Begriff,für den
es gleichwohl noch keine abschließende und ein-
vernehmliche Definition gibt; teils wird der Be-
griff normativ,teils analytisch gebraucht.Oft wird
mit global governance die These umschrieben,daß
die starke Zunahme internationaler Institutionen
der letzten Jahrzehnte nicht nur eine quantitative
Änderung bewirkte, sondern durchaus zu einer
neuen Qualität geführt hat, die das traditionelle
Verständnis einer Politik zwischen Staaten über-
steigt. Global governance ist jedenfalls nicht
gleichzusetzen mit einer Form von Weltregierung
(government). Es gibt – mit jeweils anderer Kon-
notation – mehrere deutsche Entsprechungen des
Begriffs: Weltordnungspolitik, globale Gouver-
nanz oder globale Strukturpolitik.
Globales Beziehungsgeflecht bezeichnet im ➥ Syn-
dromkonzept ein qualitatives Netzwerk aus den
➥ Trends des Globalen Wandels und ihren Wech-
selwirkungen. Das Globale Beziehungsgeflecht
bietet eine hochaggregierte, auf einzelne Phäno-
mene bezogene Systembeschreibung des Globa-
len Wandels.
In-situ-Erhaltung ist das Aufrechterhalten (bzw.
Wiederherstellen) ➥ biologischer Vielfalt in na-
türlichen ➥ Ökosystemen. Lebensfähige Popula-
tionen von Arten werden in ihren natürlichen Le-
bensräumen erhalten oder – im Fall von domesti-
zierten Arten oder Sorten – in den Lebensräumen,
in denen sie ihre besonderen Eigenschaften er-
worben haben.
Internationale Regime sind Regelwerke von implizi-
ten oder expliziten Prinzipien, Normen, Regeln
und Entscheidungsprozessen,in denen die Erwar-
tungen von Akteuren – in der Regel Staaten – in
einem Bereich der internationalen Beziehungen
zusammenlaufen.
Kernprobleme des Globalen Wandels sind im ➥
Syndromkonzept die zentralen Phänomene des
Globalen Wandels. Sie erscheinen dort entweder
als besonders herausragende ➥ Trends des Glo-
balen Wandels,wie etwa der anthropogene Klima-
wandel, oder sie bestehen aus mehreren zusam-
menhängenden Trends. Ein solcher „Megatrend“
ist beispielsweise das Kernproblem „Bodendegra-
dation“, das sich aus mehreren Trends wie Ero-
sion, Versalzung, Kontamination usw. zusammen-
setzt.
Kritikalitätsindex ist ein zusammengesetzter Indika-
tor, der die Anfälligkeit einer Region oder der
dort lebenden Bevölkerung gegenüber Krisen –
hier insbesondere Umwelt- oder Entwicklungskri-
sen – messen kann.
Landschaftsnutzungstypen sind idealisierte Nut-
zungstypen von Landschaften und ihren Ökosy-
stemen.Der Beirat unterscheidet drei verschiede-
nen Typen (Kap.E 3.3.1):
(1) Landschaftsnutzungstyp „N“ (Typ „Natur-
schutz“,Prinzip „Schutz vor Nutzung“).Hier han-
delt es sich um eine aus biologisch-ökologischer
Sicht bedeutsame Landschaft, die sich z. B. da-
durch auszeichnet,daß sie große biologische Viel-
falt mit vielen endemischen, seltenen oder be-
drohten Arten aufweist (➥ Brennpunkt biologi-
scher Vielfalt). Den Schutzinteressen kommt in
diesem Fall eine vorrangige Bedeutung zu, explo-
itative wirtschaftliche Nutzung muß zurückste-
hen.
(2) Landschaftsnutzungstyp „W“ (Typ „Wirt-
schaftliche Nutzung“, Prinzip „Schutz trotz Nut-
zung“). Dieser Landschaftsnutzungstyp zeichnet
sich durch eine besonders gute wirtschaftliche
Nutzbarkeit aus (z. B. hoher landwirtschaftlicher
Ertrag bei Gunstböden).Bei diesem Typ dominie-
ren die wirtschaftlichen Nutzungsinteressen.
Durch die Einhaltung von ➥ Leitlinien muß die
Nachhaltigkeit der Nutzung auf den Flächen si-
chergestellt werden.
(3) Landschaftstyp „M“ (Typ „Mittleres Schutzer-
fordernis“, Prinzip „Schutz durch Nutzung“).
Kennzeichnend für diesen Landschaftsnutzungs-
typ ist die mittlere Position zwischen den beiden
zuerst beschriebenen Typen „N“ und „W“. So-
wohl das Schutzerfordernis als auch das wirt-
schaftliche Nutzungsinteresse liegen in einem
mittleren Bereich. Landschaften diesen Typs eig-
nen sich dazu, sowohl Schutz- als auch Nutzungs-
ziele in einem integrierten Ansatz zu verfolgen.
Leitlinien sind Managementregeln für die Landnut-
zung, die Nachhaltigkeit vor allem auf den inten-
siv genutzten Flächen (➥ Landschaftsnutzungs-
typ „Wirtschaftliche Nutzung“) sicherstellen sol-
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Leitplanken grenzen im ➥ Syndromkonzept den
Entwicklungsraum des Mensch-Umwelt-Systems
von den Bereichen ab, die unerwünschte oder gar
katastrophale Entwicklungen repräsentieren und
die daher vermieden werden müssen.Nachhaltige
Entwicklungspfade verlaufen innerhalb des durch
diese Leitplanken definierten Gebiets. In diesem
Gutachten wird als Leitplanke vorgeschlagen,
10–20% der weltweiten Landfläche unter Natur-
schutz zu stellen.
Multifunktionelle Landnutzung ist ein Leitbild, das
sich nicht überwiegend an der Produktion orien-
tiert oder auf einzelne Komponenten oder Orga-
nismen beschränkt bleibt,sondern alle ➥ Ökosy-
stemleistungen und -funktionen gleichberechtigt
mit einbezieht (Kap. E 3.3.4.10). Die hochpro-
duktive, industrielle Landnutzung soll mithilfe
von  ➥ Leitlinien nachhaltig, umweltschonend
und sozialverträglich gestaltet werden. Dabei
müssen z. B.die von intensiv genutzten Ökosyste-
men ausgehenden Belastungen terrestrischer und
aquatischer Nachbarsysteme sowie des Grund-
wassers und der Atmosphäre berücksichtigt wer-
den. Die Multifunktionelle Landnutzung kann als
Umsetzung des ➥ Ökosystemansatzes in der
hochproduktiven,intensiven Land- und Forstwirt-
schaft angesehen werden.
Nachhaltige Entwicklung (oder „zukunftsfähige
Entwicklung“, „dauerhaft-umweltverträgliche
Entwicklung“, „sustainable development“) wird
meist als ein umwelt- und entwicklungspolitisches
Konzept verstanden, das durch den Brundtland-
Bericht formuliert und auf der UN-Konferenz
über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Ja-
neiro weiterentwickelt wurde. Demokratische
Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse sollen
dabei eine ökologisch, ökonomisch und sozial
dauerhafte Entwicklung fördern und die Bedürf-
nisse zukünftiger Generationen berücksichtigen.
Der Beirat bietet mit seinem ➥ Syndromkonzept
einen Ansatz zur Operationalisierung dieses kom-
plexen Begriffs.
Nettoprimärproduktion (NPP) ist ein Maß für das
Pflanzenwachstum (Erhöhung der Biomasse) und
wird aus der Menge an Kohlenstoff errechnet,die
grüne Pflanzen mit Hilfe der Photosynthese auf-
nehmen, abzüglich der Respiration. NPP ist u. a.
ein Indikator für die Reaktion der Vegetation auf
Klimaänderungen und die Erhöhung der atmo-
sphärischen Kohlendioxidkonzentration.
Nichtheimische Arten (oder „gebietsfremde Arten“,
„invasive Arten“, „alien species“) sind Arten, die
seit der Neuzeit entweder durch Aktivitäten des
Menschen – gewollt oder ungewollt – in vorher
nicht besiedelte Gebiete eingeführt wurden oder
selbständig eingewandert sind (Kap. E 3.6). Mit
Beginn der Neuzeit setzte ein bisher nicht dage-
wesener weltweiter Austausch an Faunen- und
Florenelementen ein,der zum Transfer von Orga-
nismen in Regionen weit außerhalb ihrer natürli-
chen Verbreitungsgrenzen führte. Die Einbrin-
gung nichtheimischer Arten ist – nach dem Verlust
von Lebensräumen infolge Landnutzungsände-
rung – weltweit betrachtet die wichtigste Bedro-
hung für die biologische Vielfalt.
Ökosystem ist das Wirkungsgefüge von Lebensge-
meinschaft und unbelebter Umwelt als charakte-
ristische, räumlich abgrenzbare Einheit. Die öko-
logischen Grundkomponenten sind die Produzen-
ten (meist grüne Pflanzen, aber auch Mikroorga-
nismen), Konsumenten (Tiere und
Mikroorganismen, die sich von organischer Sub-
stanz ernähren) und Destruenten (Mikroorganis-
men und Tiere,die organische Substanz abbauen).
Sie sind durch Nahrungsketten und -netze mitein-
ander verbunden,mit deren Hilfe die von den Pro-
duzenten aufgenommene Energie weitergegeben
wird. Ein weiteres wesentliches Merkmal von
Ökosystemen ist die Umsetzung von Nährele-
menten und anderen Stoffen in biogeochemischen
Kreisläufen.
Ökosystemarer Ansatz (oder Ökosystemansatz) ist
ein grundlegendes Konzept für die Umsetzung der
Biodiversitätskonvention und des ➥ bioregiona-
len Managements, auf das häufig Bezug genom-
men wird.Dennoch gibt es derzeit weder eine all-
gemein anerkannte Definition noch eine einhelli-
ge Auffassung über die Inhalte. Eine vorläufige
Beschreibung lautet:Im Ökosystemansatz soll die
Nutzung biologischer Ressourcen oder deren Be-
einflussung auf der Anwendung geeigneter wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Methodiken fu-
ßen, die sich im wesentlichen auf die Ökosystem-
ebene beziehen. Besonderes Augenmerk liegt da-
bei auf der Berücksichtigung komplexer
systemarer Effekte, nichtlinearer Dynamiken,
Zeitverzögerungen, Schwellwerten, Diskontinui-
täten und ähnlicher typischer Eigenschaften von
Ökosystemen.Der Mensch wird dabei als integra-
ler Bestandteil von Ökosystemen aufgefaßt. Eine
wichtige Strategie des Ökosystemansatzes ist das
➥ adaptive Management.
Ökosystemleistung bezeichnet den Zusammenhang
von Ökosystemen und menschlicher Nutzung
(Kasten D 2.5-1).Mit der Wertschätzung verwan-
deln sich ursprünglich wertfreie ökologische
Strukturen, Funktionen oder Prozesse in Produk-
te und Dienstleistungen. Die Menschheit ist auf
eine Vielzahl von ökologischen Produkten und
Leistungen angewiesen, die nicht durch techni-
sche Mittel ersetzbar sind. Dies sind nicht nur
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schereiwirtschaft, sondern es geht u. a. auch um
Regelungsleistungen (z. B. Klima, Wasserkreis-
lauf, biogeochemische Kreisläufe, Bodenbildung
und -schutz) und um Ökosystemleistungen für die
menschliche Lebensqualität (Naherholung, Na-
turerlebnis,Ökosysteme als Kulturträger usw.).
Ökotourismus ist eine Form des Naturtourismus, die
negative Umweltauswirkungen und sozio-kultu-
relle Veränderungen zu minimieren sucht, zur Fi-
nanzierung von Schutzgebieten und Schutzmaß-
nahmen beiträgt sowie Einkommensmöglichkei-
ten für die lokale Bevölkerung schafft (Kap.
E 3.7).
On-farm-Erhaltung ist eine Strategie zur ➥ In-situ-
Erhaltung von ➥ Agrarbiodiversität durch ge-
zielte Förderung traditioneller Landwirtschaft,
die sich durch große Vielfalt im Anbau auszeich-
net. Dabei geht es nicht um die bloße Konservie-
rung des status quo, sondern es wird das Fortwir-
ken traditionell-anthropogener und natürlicher
Selektionsprozesse unterstützt, was bei ➥ Ex-
situ-Erhaltung nicht möglich ist.
Sorte ist die unterste Kategorie von Nutzpflanzen,
die sich durch unterscheidbare Merkmale aus-
zeichnet und unverändert vermehrt werden kann.
So haben die Pflanzenzüchter z. B. tausende Kar-
toffelsorten mit unterschiedlichsten Eigenschaf-
ten hervorgebracht, die jedoch alle derselben Art
angehören: Solanum tuberosum. Sorten können
(z. B. durch das deutsche Sortenschutzgesetz) ge-
setzlich geschützt werden, so daß der Züchter ei-
ner Sorte auch die Vermarkungsrechte hat.
Syndrome des Globalen Wandels bezeichnen funk-
tionale Muster von krisenhaften Beziehungen
zwischen Mensch und Umwelt, die sich im Raum
manifestieren.Es sind charakteristische,global re-
levante Konstellationen natürlicher und anthro-
pogener ➥ Trends des Globalen Wandels sowie
der Wechselwirkungen zwischen ihnen.Jedes Syn-
drom ist, in Analogie zur Medizin, ein „globales
Krankheitsbild“; es stellt einen anthropogenen
Ursache-Wirkungs-Komplex mit spezifischen
Umweltbelastungen dar und bildet somit ein ei-
genständiges Muster der Umweltdegradation.
Syndrome greifen über einzelne Sektoren wie
Wirtschaft, Biosphäre oder Bevölkerung hinaus,
aber auch über einzelne Umweltmedien wie Bo-
den,Wasser oder Luft.Syndrome haben immer ei-
nen direkten oder indirekten räumlichen Bezug
zu Naturressourcen. Ein Syndrom läßt sich in der
Regel in mehreren Regionen der Welt unter-
schiedlich stark ausgeprägt identifizieren.In einer
Region können mehrere Syndrome gleichzeitig
auftreten.
Syndromkonzeptist ein vom Beirat entwickeltes wis-
senschaftliches Konzept zur transdisziplinären
Beschreibung und Analyse des Globalen Wandels.
Wesentliche Elemente des Syndromkonzepts sind
neben den ➥ Syndromen das ➥ Globale Bezie-
hungsgeflecht,bestehend aus ➥ Trends und ihren
Wechselwirkungen,und die ➥ Leitplanken.
Taxonomie ist die Wissenschaft der Identifizierung,
Beschreibung, Nomenklatur und Klassifizierung
lebender oder ausgestorbener Organismen in ei-
nem hierarchischen System.
Trends des Globalen Wandels sind im ➥ Syndrom-
konzept Phänomene in Gesellschaft und Natur,
die für den Globalen Wandel relevant sind und ihn
charakterisieren. Es handelt sich dabei um verän-
derliche oder prozeßhafte Größen, die qualitativ
bestimmbar sind, wie etwa die Trends „Bevölke-
rungswachstum“, „verstärkter Treibhauseffekt“,
„wachsendes Umweltbewußtsein“ oder „medizi-
nischer Fortschritt“.
Werte der Biosphäre (bzw.„Werte biologischer Viel-
falt“) sind die verschiedenen Wertkategorien, die
z. B. für eine ➥ Bewertung biosphärischer Lei-
stungen grundlegend sind (Kap. H 5.4). Der Bei-
rat unterscheidet im wesentlichen fünf Wertka-
tegorien:
(1) Funktionswert, also die vielfältigen ➥ Öko-
systemleistungen, die die Biosphäre für den Men-
schen erbringt (z. B.biogeochemische Kreisläufe,
Flutkontrolle,Bodenschutz);
(2) Wirtschaftlicher Nutzwert, also die Ökosy-
stemleistungen für Produktions- oder Konsum-
zwecke (z. B. Nahrung, Holz, Erholung, Naturer-
lebnis);
(3) Symbolwert, also eine ästhetische, religiöse
oder anderweitig kulturell geprägte Zuordnung
von Sinngehalten an natürliche Phänomene (z. B.
heilige Bäume,Wappentiere);
(4) Existenzwert,also der Nutzen durch das bloße
Wissen um die Existenz bzw. Erhaltung biologi-
scher Vielfalt, ohne sie persönlich in Anspruch zu
nehmen;
(5) Optionswert,also die Möglichkeit einer künf-
tigen Realisierung eines Wertes der 4 anderen Ka-
tegorien (z. B. möglicher Nutzen einer ➥ geneti-
schen Resource für die Medizin der Zukunft).Der Wissenschaftliche Beirat der
Bundesregierung Globale
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Prof.Dr.Paul Klemmer,Essen
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Dipl.-Geogr.Gerald Busch,Göttingen
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Dr.Rüdiger Wink,Bochum
Geschäftsstelle des Wissenschaftlichen Bei-
rats,Bremerhaven* 
Prof.Dr.Meinhard Schulz-Baldes
(Geschäftsführer)
Dr.Carsten Loose
(Stellvertretender Geschäftsführer)
Dr.Frank Biermann,LL.M.
Dr.Ursula Fuentes Hutfilter (bis 18.4.99)
Dr.Georg Heiss (ab 15.6.99)
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Gemeinsamer Erlaß zur Errichtung des
Wissenschaftlichen Beirats Globale
Umweltveränderungen (8.April 1992)
§ 1
Zur periodischen Begutachtung der globalen Um-
weltveränderungen und ihrer Folgen und zur Er-
leichterung der Urteilsbildung bei allen umweltpoli-
tisch verantwortlichen Instanzen sowie in der
Öffentlichkeit wird ein wissenschaftlicher Beirat
„Globale Umweltveränderungen“ bei der Bundesre-
gierung gebildet.
§ 2
(1) Der Beirat legt der Bundesregierung jährlich
zum 1. Juni ein Gutachten vor, in dem zur Lage der
globalen Umweltveränderungen und ihrer Folgen
eine aktualisierte Situationsbeschreibung gegeben,
Art und Umfang möglicher Veränderungen darge-
stellt und eine Analyse der neuesten Forschungser-
gebnisse vorgenommen werden. Darüberhinaus sol-
len Hinweise zur Vermeidung von Fehlentwicklun-
gen und deren Beseitigung gegeben werden. Das
Gutachten wird vom Beirat veröffentlicht.
(2) Der Beirat gibt während der Abfassung seiner
Gutachten der Bundesregierung Gelegenheit,zu we-
sentlichen sich aus diesem Auftrag ergebenden Fra-
gen Stellung zu nehmen.
(3) Die Bundesregierung kann den Beirat mit der
Erstattung von Sondergutachten und Stellungnah-
men beauftragen.
§ 3
(1) Der Beirat besteht aus bis zu zwölf Mitglie-
dern, die über besondere Kenntnisse und Erfahrung
im Hinblick auf die Aufgaben des Beirats verfügen
müssen.
(2) Die Mitglieder des Beirats werden gemein-
sam von den federführenden Bundesminister für
Forschung und Technologie und Bundesminister für
Umwelt,Naturschutz und Reaktorsicherheit im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Ressorts für die Dau-
er von vier Jahren berufen.Wiederberufung ist mög-
lich.
(3) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich ihr
Ausscheiden aus dem Beirat erklären.
(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus,so wird ein
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des aus-
geschiedenen Mitglieds berufen.
*Geschäftsstelle WBGU 
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§ 4
(1) Der Beirat ist nur an den durch diesen Erlaß
begründeten Auftrag gebunden und in seiner Tätig-
keit unabhängig.
(2) Die Mitglieder des Beirats dürfen weder der
Regierung noch einer gesetzgebenden Körperschaft
des Bundes oder eines Landes noch dem öffentlichen
Dienst des Bundes, eines Landes oder einer sonsti-
gen juristischen Person des Öffentlichen Rechts, es
sei denn als Hochschullehrer oder als Mitarbeiter ei-
nes wissenschaftlichen Instituts, angehören. Sie dür-
fen ferner nicht Repräsentant eines Wirtschaftsver-
bandes oder einer Organisation der Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer sein, oder zu diesen in einem
ständigen Dienst- oder Geschäftbesorgungsverhält-
nis stehen.Sie dürfen auch nicht während des letzten
Jahres vor der Berufung zum Mitglied des Beirats
eine derartige Stellung innegehabt haben.
§ 5
(1) Der Beirat wählt in geheimer Wahl aus seiner
Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertreten-
den Vorsitzenden für die Dauer von vier Jahren.Wie-
derwahl ist möglich.
(2) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.
Sie bedarf der Genehmigung der beiden feder-
führenden Bundesministerien.
(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung
der Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichen-
de Auffassung,so hat sie die Möglichkeit,diese in den
Gutachten zum Ausdruck zu bringen.
§ 6
Der Beirat wird bei der Durchführung seiner Ar-
beit von einer Geschäftsstelle unterstützt, die zu-
nächst bei dem Alfred-Wegener-Institut (AWI) in
Bremerhaven angesiedelt wird.
§ 7
Die Mitglieder des Beirats und die Angehörigen
der Geschäftsstelle sind zur Verschwiegenheit über
die Beratung und die vom Beirat als vertraulich be-
zeichneten Beratungsunterlagen verpflichtet. Die
Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht sich auch auf
Informationen, die dem Beirat gegeben und als ver-
traulich bezeichnet werden.
§ 8
(1) Die Mitglieder des Beirats erhalten eine pau-
schale Entschädigung sowie Ersatz ihrer Reiseko-
sten.Die Höhe der Entschädigung wird von den bei-
den federführenden Bundesministerien im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen fest-
gesetzt.
(2) Die Kosten des Beirats und seiner Geschäfts-
stelle tragen die beiden federführenden Bundesmini-
sterien anteilig je zur Hälfte.
Dr.Heinz Riesenhuber
Bundesminister für Forschung und Technologie
Prof.Dr.Klaus Töpfer
Bundesminister für Umwelt,Naturschutz und Reak-
torsicherheit
Anlage zum Mandat des Beirats
Erläuterung zur Aufgabenstellung des Beirats
gemäß § 2 Abs.1
Zu den Aufgaben des Beirats gehören:
1. Zusammenfassende, kontinuierliche Berichter-
stattung von aktuellen und akuten Problemen im
Bereich der globalen Umweltveränderungen und
ihrer Folgen, z.B. auf den Gebieten Klimaverän-
derungen,Ozonabbau,Tropenwälder und sensible
terrestrische Ökosysteme, aquatische Ökosyste-
me und Kryosphäre,Artenvielfalt,sozioökonomi-
sche Folgen globaler Umweltveränderungen.
In die Betrachtung sind die natürlichen und die
anthropogenen Ursachen (Industrialisierung,
Landwirtschaft, Übervölkerung, Verstädterung
etc.) einzubeziehen, wobei insbesondere die
Rückkopplungseffekte zu berücksichtigen sind
(zur Vermeidung von unerwünschten Reaktionen
auf durchgeführte Maßnahmen).
2. Beobachtung und Bewertung der nationalen und
internationalen Forschungsaktivitäten auf dem
Gebiet der globalen Umweltveränderungen (ins-
besondere Meßprogramme, Datennutzung und 
-management etc.).
3. Aufzeigen von Forschungsdefiziten und Koordi-
nierungsbedarf.
4. Hinweise zur Vermeidung von Fehlentwicklungen
und deren Beseitigung.
Bei der Berichterstattung des Beirats sind auch
ethische Aspekte der globalen Umweltveränderun-
gen zu berücksichtigen.Index O473 Index O
A
Abkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte
des geistigen Eigentums (TRIPs) 369,375,412
Ackerbau 83,103,105,108,134,273
Adaptive Radiation 117
Adaptives Management 148,192,219,332
Advanced Informed Agreement (AIA) 64,68
Advisory Committee for Fisheries Management (ACFM);
s. Ausschuß für Fischereimanagement 
Aerosole 246,263
Afrika 117,127,154,156,246,266,275,286
Agenda 21 131,148,181,187,203,212,346,378
– LOKALE AGENDA 21 148,212,219
Agglomerationen 208,211,213
Agrarbiodiversität;s.auch Biodiversität 81-82,84,88-90,
94-96,169,391,418
Agrarforschung 384,392
Agrarökosysteme;s.auch Ökosysteme 81-83,88,134,168
Agrarpolitik 90-91,384
Agrarsubventionen;s. Subventionen
Agreement on the Application of Sanitary and
Phytosanitary Standards (SPS) 199
Alien species;s.Nichtheimische Arten
Alltagsleben 352,356
Alpenkonvention;s. Übereinkommen zum Schutz der
Alpen
Amazonasbecken 111-112,190,249,262
Amazonien 101,110,112,115,265
Anbauzonen 254
Anreizinstrumente;s. auch Ökonomische Instrumente
151,156,321,345,380-381,396,423
Anthropozentrismus 301-302,307-308,334
Antibiotika;s. Wirkstoffe
Aquakultur 165,177-178,183,185,196,393,421
Aquarien 91,143
Aquatische Ökosysteme;s. auch Ökosysteme 165,177,
194,196,272,415
Arabidopsis thaliana (Acker-Schmalwand) 43-44
Arbeitsgemeinschaft deutscher Waldbesitzerverbände
(AGDW) 348,417
Arktis 256-257
Arten 37,44,46-49,59,61,81,85,88,93,109,113,129,140,
156,164,178,180,183,210,253,273,313,329,351,372,
389,402
– Dominanz 53,81,403
– Endemismus 40,149,195,197,413
– Genotypen 44,81,83,89
– Indikatorarten 45,142
– Ingenieursarten (ecosystem engineers) 53,56
– Ökologische Funktionen 20,48,83-84,142
– Phänotyp 49
– Potentialarten (potentially important species) 142
– Schirmarten (umbrella species) 142
– Schlüsselarten (keystone species) 53,56,142,304,403
– Symbolarten (flagship species) 142,404
– Verbreitung 37,45,156,180,195,257,327,393,401
– Wildverwandte Arten 140,327
– Wirtschaftsarten (economically important species) 142
Artenkonzept 142
Artenschutz 139-140,152,293,304,314,377
– Artenschutzprogramme 141-142,401
Artensterben 41,59,129,255,351,396
– Aussterberaten 40,143,330,372
Artenvielfalt;s. auch Biodiversität 23,37-38,47,55,57,81,
87,115,210,329,396,401
Artenwanderung 155,254,372
Artenzunahme 55,210
Arzneimittel;s. auchWirkstoffe 41,46-47,71,74-75
– Aspirin® 74
– Taxol® 74
Arzneipflanzen 46,72
Asien 159,184,196,246,286,356
Ästuarien 257
Atlantik;s. auch Ozeane 111,178
Atmosphärische Zirkulation 236,238,240,263
Ausschuß für Fischereimanagement (ACFM) 181
B
Ballastwasser 21,120,197,199
Bangladesch 184,186
Baumwolle 42,63,162,311
Benefit sharing;s. Vorteilsausgleich
Beteiligung von Akteuren 157,216,218,223,363,383
Bewußtseinsbildung 29,129,200-201,210,350,368,415
Bildung 150,193,336-337,349,351-355,359,411
– Bildungsprogramme 355
– Curricula 352,411
Bioassays 69,71,76
Biodiversität 12,58,66,81,84,88,94,152,158,164-166,
213,317,333,335,338,366,376
– aktuelle Biodiversität 83-84,91
– alpha-Diversität 37,113
– assoziierte Biodiversität 83,94,165
– beta-Diversität 37,113
– Brennpunkte (hotspots) 146,164,219,328-329,355,
372
– gamma-Diversität 113,170
– geplante Biodiversität 83,165
– latente Biodiversität 82,84
Biodiversität in Binnengewässern 372
Biodiversitätsforschung 79,362,389,394
Biodiversitätsinformatik 399
Biodiversitätskonvention;s. Übereinkommen über die
biologische Vielfalt (CBD)
Biodiversitätsverlust 87,90,167,169,282,333,380
Biogeochemische Kreisläufe;s. Stoffkreisläufe
Biogeoengineering 398
Biogeographische Provinz 144
Biologische Imperative 325,409,423
Biologische Pumpe 233,251
Biologische Ressourcen;s. auch Ressourcen 80,156,164,
223,276,280,290,327,337-338,392474 O Index
Biologische Vielfalt;s. Biodiversität
Biome 236,262,267
Bionik 43,69,77-78
Biopotentiale 327,394
Bioprospektierung 46,69-70,74,79-81,369,383,394-395,
416
Bioregionales Management 216,332,413
Bioregionen 149,216,219,327,330,390,401
Biosafety 62-64
Biosafety-Protokoll;s. auch Übereinkommen über die
biologische Vielfalt (CBD) 63,67-68,374
Biosecurity Act,Neuseeland 200
Biosphäre I und II 229,231,233
Biosphärenforschung 389-390,393
Biosphärenpolitik 151,186,188,194,208,215,331,333-336,
347,362,409,417,424
Biosphärenreservate 140,148,217,355,360,373-374,420
Biotechnologie 62,64,374,418
– Code of Conduct 64
– Sicherheit;s. Biosafety
Biotope 122,168,185,259,327
– Kartierung 210,212
– Verbünde 212
Biozentrismus 301-302
BirdLife International,Finnland 146
Blattflächenindex 236,239,265
Böden 103,109,113-114,132,154,172-173,175,281,403,
421
– Degradation 106,114,159,283
– Stickstoffanreicherung 135,196
– Verdichtung 213,276,281
– Versauerung 131-132,135,196
– Versiegelung 202
„Bodenkonvention“ 175,421
Boreale Regionen 241,271
Botanische Gärten 143,210
Bruttoprimärproduktion (GPP) 248
Bundesamt für Naturschutz (BfN) 205,416
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
71,351,392,399
Bundesministerium für wirtschafliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) 185,223,365,384,412,422
Bürgerrechte 301
C
C3 bzw.C4-Pflanzen 47,134,233,253-254
Campfire;s. Communal Areas Management Programme
for Indigenous Resources
Capacity Building;s. Kapazitätenausbau
Charta von Aalborg 212-213
China 72,159,161,184,188,203-204,266,363
CITES;s. Washingtoner Artenschutzabkommen
Clean Development Mechanism (CDM);s. auch
Klimarahmenkonvention 379-380,385
Clearing-House-Mechanismus 150,362,366,373,413
Codex Alimentarius der Codex-Alimentarius-
Kommission,CAC 64,374
Commission on Genetic Resources for Food and
Agriculture (CGRFA) 96,374,418
Communal Areas Management Programme for
Indigenous Resources 154-155,157
Compliance management;s. Regelkonformität
Concern building 344
Conference of the Parties (COP);s.
Vertragsstaatenkonferenz
Consultative Group of International Agricultural
Research (CGIAR) 96,384
Convention on Biological Diversity (CBD);s.
Übereinkommen über die biologische Vielfalt
Convention on International Trade in Endangered Species
of Wild Fauna and Flora (CITES);s. Washingtoner
Artenschutzabkommen
Convention on Migratory Species (CMS);s. Konvention
zum Schutz wandernder Tierarten
Convention on Wetlands of International Importance
Especially as Waterfowl Habitat;s. Ramsar-Konvention
Critical natural capital;s. Kritisches Naturvermögen
Critical-Loads-Konzept 403
D
Daisy World;s. auch Modelle 232
Datenbanken 196,200,213,393,401
Debt-for-Nature-Swaps 223,382,385,423
Desertifikationskonvention (CCD) 175
Destruenten 50,83,113,134,403
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 392
Deutschland 40,45,68,72,81,103,110,147,150,197,200,
205,211,220,341,365,371,385,392,401,412-413,420-423
Dezentralisierung 157,177,223,413
Diskurse 128,149,193,318,343-344,347,404
DNA (Desoxyribonukleinsäure) 37,47,78
E
El-Niño 13,114,249,255,258,275
Emissionen 101,168,213,245-247,250,275,379,380
Endemismus;s. Arten
Energiebilanz 236,239,241
Energiehaushalt 233,244
Entwicklungsländer 41,62,79,90,119,135,146,150,152,
158-159,164,173,175,202,204,212,214,273,334,345,
375,385-386,423
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP)
204,344,382,417
Entwicklungszusammenarbeit 150,175,206,225,369,384,
400,413,422
Erdbeobachtung;s. auch Monitoring 174,400
Erdsystem 232,259-260,264-265,331
Erhaltung biologischer Vielfalt 60,62,85,91-92,121,139-
140,148,159,169,181,215,326,333,338,391,393-394,
418,424
– Ex-situ-Erhaltung 91,143,418
– In-situ-Erhaltung 57,91,94,96,140,393,418475 Index O
– On-farm-Erhaltung 92,94,140
Ernährung;s. auch Nahrungsmittelproduktion 158,160,
164,169,186,297
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) 88,95,158,169,177,179,182,
286,290,367,374,380,419,421
Ernährungssicherheit 23,95,118,177,418
Ethik 299-300,307-308,318,403
Europa 72,94,101,103-104,109,115,127,147,163-164,
178,199,207,286,292,396
Europäische Union (EU) 66-67,72,182-183,205,207,214,
377,378
Evapotranspiration 238-240,261,263,265,281
Evolution 27,47,50,70,87,100,143,188,233,328,394,396
Ex-situ-Sammlungen 93-94,96,418
– Genbanken 41,82,91,93
Experimente 62,66,242,253,402
Exportquoten 60-61,119,397
F
Fairneß;s. auch Diskurse 319,343
Färbepflanzen 42
Farmer’s Rights 374,419
Faserpflanzen 42,162
Feldfrüchte 254
Fernerkundung;s. auch Monitoring 200,399-400
Feuchtgebiete 248,252,257,372
– Trockenlegung 246
Feuer 37,110,114,163,248
FFH-(Flora-Fauna-Habitat)-Richtlinie;s. Richtlinien
Finanzierungsinstrumente;s. auch Ökonomische
Instrumente 150-151,221,361,382,384,393,423
Finanztransfer 345-346
Fischerei 117-118,120-121,177-178,181,183,272
– Beifang 60,179,183,393
– Cyanidfischerei 119,183
– Fangmethoden 101,117,177,180,183,393
– Rückwürfe 177,179
– Schutzzonen 182
– Überfischung 118-119,177-178,180,182,272-273
Fischfangquoten 117,181,392
Fischzucht;s. auchAquakultur 101,121
Flüsse 111,114,168,285
Fonds 221,344,346,349,371,380,382,424
Food and Agriculture Organization of the United Nations
(FAO);s. Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen
Frauen 222,355
Frühwarnsysteme 201,321,368,393,397
G
Gaia-Hypothese 229,231,233
Gebrauchsmuster 375
Geistiges Eigentum 95,189,369,375
– Eigentumsrechte 375,411
– Schutz 375,395
Genbanken;s. Ex-situ-Sammlungen 91
Gene 44,46,49,67,77,91,418
– Genpool 41,49,91
General Agreement on Tariffs and Trade (GATT);s.
Welthandelsorganisation (WTO)
Genetisch veränderte Organismen (GVO) 62,65-66
Genetische Diversität;s. auch Biodiversität 81,84,88,93,
169
Genetische Drift 49,95,393
Genetische Ressourcen;s. auch Ressourcen 46,69,79,91,
94,96,140,143,169,189,327,374,393,418
– Core Collection 93
– Zugangsregelungen 79,361-362,368-369,376,389,412,
415,422
Gentechnik;s. Gentechnologie
Gentechnologie 62-63,68-69,90-91,172,374,393
Gentransfer 91,327,402
Genzentren 48,86,169,327
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 81,
369,384,415,422
Gesetze 200,291,341,369
Gewässer;s. auch Seen 105,132,135,182,197,273
– Eutrophierung 20,116,119,135,182,184
Global Biodiversity Assessment (GBA) 363-364
Global Biodiversity Information Facility (GBIF) 399
Global Environment Facility (GEF);s. Globale
Umweltfazilität
Global Invasive Species Program (GISP) 199-200
Global Taxonomy Initiative (GTI);s. Globale Taxonomie-
Initiative
Globale Taxonomie-Initiative (GTI) 367,401
Globale Umweltfazilität (GEF) 150,175,344,346,361,
364,373,380,382,385
Grasland 25,111,246,267,402
Great Barrier Reef Marine Park 221
Gross Primary Production (GPP);s.
Bruttoprimärproduktion
Großbritannien 43,67,200,211
Grundlagenforschung 56,389,402-403
H
Habitat II;s. Weltsiedlungskonferenz
Habitate 53,91,124,156,257,390,402
Hazardous Substances and New Organisms Act,
Neuseeland 200
Highly Indebted Poor Countries Initiative (HIPC);s.
Initiative für hochverschuldete arme
Entwicklungsländer
Hirse 90,105
Holz 41,106,109,114,121,137,158,162,176,272,276,280,
284-285,290,416
Holzkohle 106,248
Homöostase 231-233
Humus 103,112,114,131,304476 O Index
I
Immissionen 253
In-situ-Erhaltung;s. Erhaltung biologischer Vielfalt
Incremental costs 361,385
Indien 124,159,162,184,188,191
Indigene Gemeinschaften 69,79,124-126,187-190,192,
194,221,257,280,328,369,375,395,411
Indikatorarten;s. Arten
Indikatoren 120,147-148,174,200,207,264,292,331,367,
399,403,415
Indonesien 118-119,121-122,163,184,305
Industrieländer 41,63,72,135,164,167,182,202,211,214,
218,222,277,365,376
Industriepflanzen 42,77
Infektionskrankheiten 71,75,200
– Cholera 197
Ingenieursarten;s. Arten
Initiative für hochverschuldete arme Entwicklungsländer
(IHIPC) 386
Instituto Nacional de Biodiversidad (INBio) 79,395
Integrated Conservation Development Projects (ICDP)
153,216
Integration 148,212,215-216,220,373
Interessengruppen 65,218,337,349,411
Intergovernmental Forum on Forests (IFF);s.
Zwischenstaatliches Wälderforum der Vereinten
Nationen
Intergovernmental Panel on Biological Diversity (IPBD);
s. Zwischenstaatlicher Ausschuß für biologische Vielfalt
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC);s.
Zwischenstaatlicher Ausschuß für Klimaänderungen
Intergovernmental Panel on Forests (IPF) 380
Interministerielle Arbeitsgruppe (IMA)
„Biodiversitätspolitik“ 366
International Biodiversity Observation Year (IBOY) 396
International Cooperative Biodiversity Group
Programme (ICBG) 79
International Council for the Exploration of the Sea
(ICES) 183
International Maritime Organization (IMO) 197,201
International Plant Protection Conference (IPPC);s.
Internationale Konferenz zum Pflanzenschutz
International Technical Guidelines for Safety in
Biotechnology;s. auch Biosafety 64
International Undertaking on Plant Genetic Resources
(IUPGR);s. Internationale Verpflichtung über
pflanzengenetische Ressourcen für die Ernährung und
Landwirtschaft
Internationale Kommission für die Erhaltung der
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Waldressourcen;s. auch Ressourcen 164,273,287,291-292
Waldwirtschaft 21,162,348,416
Wanderungsraten 250,331
Washingtoner Artenschutzabkommen (CITES) 29,44,59,
273,337,419,431
Wasser 116,132,159,162,177,185,239,247
– Selbstreinigung 194
Wasserbilanzen 238
Wasserkreislauf 25,29,230,232-233,239-240,244,247
Wattenmeer 203,216,220,257
– Hypertrophierung 257
Weidesysteme 158,170
Weizen 83,86,92,137,254482 O Index
Weltbank 344,386,417
Weltdekade für kulturelle Entwicklung der UNESCO 187
Welterbekonvention (WHC) 341,371,420
Welthandelsorganisation (WTO) 62,347,369,376,395,411
Weltkultur- und Naturerbe;s. auchWorld Heritage
Convention 116,118,138,328,346,371
Weltsiedlungskonferenz 212,214,427
Wertbaumanalyse 403
Wertdimensionen 306-307,315-316,318
Werte 125,137,152,217,307-308,312,319,343,357-358,
403
– Kategorische Werte 322
Wertekategorien 142,329
– Existenzwert 142,301,311-312,317
– Funktionswert 142,217,312,316,404
– Nutzwert 142,315-316,327
– Optionswert 142,311,317,327-328,383
– Symbolwert 142,311,316,404
Wildbewirtschaftung 154
Wildformen 41,46,86,169
Wildlife and Countryside Act,Großbritannien 200
Wildnis 126-127,130,190
Wirkstoffe;s. auchArzneimittel 20,23,41,46,69-70,72,74-
77,394-395
– Alkaloide 72
– Antibiotika 21,75,185
– Aplasmomycin 76
– Conotoxine 71
– Fungistatika 75
– Fungizide 109
– Immunsuppressiva 75
– Steroide 70,72
– Tacrolimus 75
Wirtschaftsarten;s. Arten
Wissen 25,69,74,122,136,189-190,305,352-353,358,411
– Expertenwissen 314
– Handlungswissen 359
– Traditionelles Wissen 188-189,191-192,328,369,375
– Wissensdefizite 333-334
Wissenssysteme 192,194,395
Wissenstransfer 366,417
Wolkenbildung 22,29,229-230,240,261
World Conservation Monitoring Centre (WCMC) 144
World Heritage Convention;s. Welterbekonvention 371
World Intellectual Property Organisation (WIPO) 369,
411
World Trade Organisation (WTO);s.
Welthandelsorganisation 349
Wüste 239,244,267
Z
Zellulose 42
Zertifikate;s. auch Ökonomische Instrumente 136,248,
339,381
– Gütesiegel 207
– Labelling 183,338,348,382-383,414
Zielgruppen 201,353-355,357,359
Zielkonflikte 142,297,301,322,371
Zonierung 216-217,220
Zoologische Gärten 143
Zuckerrohr 134,233
Zugangsregelung;s. Genetische Ressourcen
Zukunftsfähige Entwicklung;s. Nachhaltige Entwicklung
333
Zwischenstaatlicher Ausschuß für biologische Vielfalt
(IPBD) 364,367,417
Zwischenstaatlicher Ausschuß für Klimaänderungen
(IPCC) 241,251-252,363-364,418
Zwischenstaatlicher Ausschuß für Wälder (IPF) 380
Zwischenstaatliches Wälderforum der Vereinten Nationen
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